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Bonn, den 13. April 1953 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich folgende von der Bundesregierung beschlos-
sene Gesetzentwürfe mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes-
tages herbeizuführen: 

1. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 über Deutsche Auslandsschulden 

2. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Verschuldung Deutsch-
lands aus Entscheidungen der deutsch-amerikanischen Gemisch-
ten Kommission 

3. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Regelung der An-
sprüche der Vereinigten Staaten von Amerika aus der Deutsch-
land geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe (außer der Liefe-
rung von Überschußgütern) 

4. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Regelung der Ver-
bindlichkeiten der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den 
Vereinigten Staaten von Amerika aus der Lieferung von Über-
schußgütern an Deutschland 

5. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und Ihrer Majestät Regierung im Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland über die Regelung der 
Ansprüche des Vereinigten Königreichs aus der Deutschland 
geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

6. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Französischen Republik über die 
Regelung der Ansprüche der Französischen Regierung aus der 
Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

7. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Dänemark über die Erstattung der Aufwendungen 
in Verbindung mit dem Aufenthalt deutscher Flüchtlinge in 
Dänemark von 1945 bis 1949. 



Dem Gesetzentwurf betreffend das multilaterale Abkommen über 
Deutsche Auslandsschulden sind die deutschen, englischen und fran-
zösischen Texte des Abkommens beigefügt. Den Gesetzentwürfen 
betreffend die bilateralen Verträge liegen die deutsche Fassung und 
der Text in der Sprache des jeweiligen Vertragspartners bei. Jedem 
Abkommen ist eine Begründung beigegeben. Eine Aufstellung über 
die Anlagen liegt bei. 

Die fremdsprachlichen Fassungen sind in der gleichen Weise maß-
gebend wie der deutsche Text. 

Die Federführung liegt bei dem Auswärtigen Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 104. Sitzung am 27. März 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die vor-
genannten Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben. 

Ferner hat der Bundesrat beschlossen, folgende Entschließung zu 
fassen: 

„Die Bundesregierung wird mit Rücksicht darauf, daß durch 
das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden sich bei den 
echten Remboursschulden Fälligkeiten ergeben, ersucht, die 
Verhandlungen über eine angemessene Regelung solcher Fälle 
beschleunigt zum Abschluß zu bringen." 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 

Verzeichnis der Anlagen 

1. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 
27. Februar 1953 über Deutsche Auslandsschulden 

b) Begründung des Gesetzes 

c) Abkommen über Deutsche Auslandsschulden mit seinen An-
hängen und Anlagen — deutscher, englischer und franzö-
sischer Text 

d) Denkschrift zu dem Abkommen über Deutsche Auslands-
schulden 

2. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Verschuldung 
Deutschlands aus Entscheidungen der deutsch-amerikanischen 
Gemischten Kommission 

b) Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Verschuldung 
Deutschlands aus Entscheidungen der deutsch-amerikanischen 
Gemischten Kommission mit seiner Anlage A — deutscher 
und englischer Text 

c) Begründung des Abkommens 



3. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Regelung der 
Ansprüche der Vereinigten Staaten von Amerika aus der 
Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe (außer der 
Lieferung von Überschußgütern) 

b) Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Regelung der 
Ansprüche der Vereinigten Staaten von Amerika aus der 
Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe (außer der 
Lieferung von Überschußgütern) — deutscher und englischer 
Text 

c) Begründung des Abkommens 

4. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Regelung der 
Verbindlichkeiten der Bundesrepublik Deutschland gegen-
über den Vereinigten Staaten von Amerika aus der Lieferung 
von Überschußgütern an Deutschland 

b) Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Regelung der 
Verbindlichkeiten der Bundesrepublik Deutschland gegen-
über den Vereinigten Staaten von Amerika aus der Lieferung 
von Überschußgütern an Deutschland (STEG-Abkommen) 
— deutscher und englischer Text — und der dazugehörige 
Briefwechsel zwischen Mr. Pierson und Herrn Abs 

c) Begründung des Abkommens 

5. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 27. Fe-
bruar 1953 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und Ihrer Majestät Regierung im Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nordirland über die Re-
gelung der Ansprüche des Vereinigten Königreichs aus der 
Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

b) Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und Ihrer Majestät Regierung im Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nordirland über die Re-
gelung der Ansprüche des Vereinigten Königreichs aus der 
Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe mit der 
dazugehörigen Anlage — deutscher und englischer Text 

c) Begründung des Abkommens 

6. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 
27. Februar 1953 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Französischen Republik 
über die Regelung der Ansprüche der Französischen Regierung 
aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

b) Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Französischen Republik 
über die Regelung der Ansprüche der Französischen Regierung 
aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 
mit der dazugehörigen Anlage — deutscher und französischer 
Text 

e) Begründung des Abkommens 



7. a) Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen vom 
26. Februar 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark über die Erstattung der 
Aufwendungen in Verbindung mit dem Aufenthalt deutscher 
Flüchtlinge in Dänemark von 1945 bis 1949 

b) Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Dänemark über die Erstattung der Auf-
wendungen in Verbindung mit dem Aufenthalt deutscher 
Flüchtlinge in Dänemark von 1945 bis 1949 — deutscher 
und dänischer Text 

c) Begründung des Abkommens 



Anlage 1 a 

Entwurf eines Gesetzes 
betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 

über Deutsche Auslandsschulden. 

Vom 1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I  
Dem am 27. Februar 1953 in London von der 

Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Belgien, Ceylon, Dänemark, Griechenland, Irland, 
Jugoslawien, Kanada, Liechtenstein, Luxemburg, 
Norwegen, Pakistan, Schweden, der Schweiz, Spanien 
und der Südafrikanischen Union unterzeichneten 
Abkommen über Deutsche Auslandsschulden ein-
schließlich seiner dazugehörigen Anhänge und An-
lagen wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen sowie die dazugehörigen An-
hänge und Anlagen werden nachstehend mit Ge-
setzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem sie in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 
Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, sobald das 

Land Berlin seine Anwendung durch Gesetz fest-
gestellt hat. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. 



Anlage 1 b 

Begründung zum Zustimmungsgesetz 
betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 

über Deutsche Auslandsschulden 

Artikel I des Gesetzentwurfes bringt zum Ausdruck, 
daß der Bundestag dem Abkommen zustimmt. Diese Zu-
stimmung ist gemäß Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes 
erforderlich. 

Die Zustimmung bezieht sich auf das Abkommen als 
solches sowie die dazugehörigen Anhänge und Anlagen. 

Die Zustimmung zu der Vereinbarung über die Deutschen 
Auslandsschulden vom 6. März 1951 ist in dieser Zustim-
mung eingeschlossen. 

Artikel II bestimmt, daß das Abkommen in innerstaat-
liches Recht umgewandelt wird. 

Der Zeitpunkt der völkerrechtlichen Wirksamkeit, der 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben ist, ergibt sich aus 
Artikel 35 des Abkommens. 

Artikel III sieht die Erstreckung der Geltung des Zu-
stimmungsgesetzes auf das Land Berlin vor, auf welches 
das Abkommen gemäß seinem Artikel 24 angewendet 
werden soll . 

Artikel IV enthält die übliche Bestimmung über das 
Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes selbst. 



Anlage 1 c 

Abkommen über Deutsche Auslandsschulden 
London, den 27. Februar 1953 

Agreement on German External Debts 
London, 27th February, 1953 

Accord sur les dettes extérieures allemandes 
Londres, 27 février 1953 



Abkommen über Deutsche Auslandsschulden 

Inhaltsverzeichnis 
Präambel. 

Artikel 
1. Billigung der Regelungsbedingungen und der Verfahren. 

2. Durchführung des Abkommens durch die Bundesrepublik Deutschland. 

3. Begriffsbestimmungen. 

4. Zu regelnde Schulden. 

5. Nicht unter das Abkommen fallende Forderungen. 

6. Zahlung und Transfer nach dem Abkommen. 

7. Zahlung und Transfer für bestimmte nach dem Jahre 1945 fällig gewordene Verbindlichkeit 

8. Verbot unterschiedlicher Behandlung. 

9. Behandlung von Transferleistungen als Zahlungen für laufende Transaktionen. 

10. Beschränkung und Ausschließung von Zahlungen. 

11. Währung der zu zahlenden Beträge. 

12. Behandlung von Goldklauseln. 

13. Umrechnungskurse. 

14. Bestimmungen über Schulden in deutscher Währung. 

15. Annahme durch die Gläubiger. 

16. Erlöschen der Schuld. 

17. Durchsetzung der Rechte der Gläubiger, 

18. Verjährungsfristen. 

19. Ergänzende Abkommen. 

20. Reichsschulden aus mehrseitigen Abkommen. 

21. Erneuerung des in Anlage III enthaltenen Kreditabkommens. 

22. Sozialversicherungsansprüche. 

23. Schulden aus der Privatversicherung. 

24. Anwendung des Abkommens auf Berlin,  

25. Verfahren hei der Wiedervereinigung Deutschlands. 

26. Frühere Abkommen. 

27. Vorrang des Abkommens gegenüber seinen Anlagen. 

28. Schiedsgerichtshof. 

29. Schiedsverfahren nach Anlage I. 

30. Beteiligung der Anleihetreuhänder nach Anlage II. 

31. Gemischte Kommission nach Anlage IV. 

32. Schiedsgericht für Streitigkeiten aus Anlage IV. 

33. Streitigkeiten im Zusammenhang mit Entflechtungsverfahren. 

34. Konsultation. 

35. Inkrafttreten. 

36. Beitritt. 

37. Ausdehnung des Abkommens auf bestimmte Gebietsteile. 

38. Vorbehalte und Einschränkungen. 

Anmerkung.  - Die Überschriften zu den Artikeln des Abkommens 
haben für den Inhalt des Abkommens keine Bedeutung.) 



Anlagen 	 Seite 

ANLAGE I. 	Vereinbarte Empfehlungen für die Regelung von Reichsschulden und Schulden anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften.  	38 

Unteranlage A. Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich  	50 

Unteranlage B. Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Belgien 	51 

Unteranlage C. Umtausch der Schuldverschreibungen der Preußischen Äußeren An-
leihen von 1926 und 1927.  	53 

Unteranlage D. Gemeinsame Erklärung über die Umstellung und Regelung der aus-
ländischen Goldmark-Anleihen deutscher Gemeinden.  	54 

Unteranlage E. Briefwechsel über die Regelung der Verbindlichkeiten der Konversions-
kasse für deutsche Auslandsschulden aus Einzahlungen von Schuldnern 
im Saargebiet sowie in Österreich, Frankreich, Luxemburg und Belgien. 55 

ANLAGE II. 	Vereinbarte Empfehlungen für die Regelung mittel- und langfristiger deutscher Schulden 	58 
a us privaten Kapitalgeschäften. 	  
Unteranlage. 	Auslegung des zweiten Absatzes von Ziffer 1 des Artikels IX Anhang 4 

des Schlußberichts der Konferenz über Deutsche Auslandsschulden.  	71 

ANLAGE III. Vereinbarte Empfehlungen für die Regelung der Stillhalteschulden: 
Das Deutsche Kreditabkommen von 1952.  	72 

Unteranlage. 	Briefwechsel zwischen Vertretern der Gläubiger und der Schuldner 
enthaltend zusätzliche Vereinbarungen, die sie in Bezug auf Anlage III 
getroffen haben. 	  100 

ANLAGE 1V. Vereinbarte Empfehlungen für die Regelung von Forderungen aus dem Waren- und 
Dienstleistungsverkehr, gewisser Forderungen aus dem Kapitalverkehr und verschiede-
ner anderer Forderungen.   103 

Unteranlage. 	Gemeinsame Erklärung der Deutschen und der Schweizerischen Delega
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tion zu den Verhandlungen über die Regelung der Schweizerfranken-
Grundschulden. 	  122 

ANLAGE V. 	Vereinbarte Empfehlungen für die Behandlung von Zahlungen an die Konversionskasse 	 123 

ANLAGE VI. Vereinbarte Empfehlungen für die Verwendung gesperrter D-Mark-Guthaben. 	 124 
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Unteranlage. 	Vereinbarte Bestimmungen zur Klärung verschiedener Fragen im 
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ANLAGE VIII. Vereinbarte Auslegung des Artikels 5 Absatz 2 des Abkommens über Deutsche Aus
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132 

ANLAGE IX. Satzung des Schiedsgerichtshofes für das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden. 132 
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Anhänge 
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Die REGIERUNG der BUNDES

-

REPUBLIK DEUTSCHLAND 

einerseits 
und 

die REGIERUNGEN BELGIENS, CEY

-

LONS, DÄNEMARKS, der FRANZÖ

-

SISCHEN REPUBLIK, GRIECHEN

-

LANDS, IRANS, IRLANDS, ITALIENS, 
JUGOSLAWIENS, KANADAS, LIECH

-

TENSTEINS, LUXEMBURGS, NOR

-

WEGENS, PAKISTANS, SCHWEDENS, 
der SCHWEIZ, SPANIENS, der SÜD

-

AFRIKANISCHEN UNION, des VER

-

EINIGTEN KONIGREICHS VON 
GROSSBRITANNIEN UND NORD- 
IRLAND und der VEREINIGTEN 

STAATEN VON AMERIKA 

andererseits 
HABEN, 

getragen von dem Wunsche, Hinder-
nisse auf dem Wege zu normalen Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und den 
anderen Staaten zu beseitigen und 
dadurch einen Beitrag zur Entwicklung 
einer blühenden Völkergemeinschaft 
zu leisten; und 

1N DER ERWÄGUNG, 

DASS Zahlungen auf deutsche Aus-
landsschulden seit ungefähr zwanzig 
Jahren im allgemeinen nicht mehr den 
Vertragsbedingungen entsprochen ha-
ben; daß auf viele dieser Schulden in 
der Zeit von 1939 bis 1945 wegen des 
bestehenden Kriegszustandes Zahlun-
gen unmöglich waren; daß derartige 
Zahlungen seit dem Jahre 1945 allge-
mein ausgesetzt waren; und daß die 
Bundesrepublik Deutschland den 
Wunsch hat, diesen Zustand zu be-
enden; 

DASS Frankreich, das Vereinigte 
Königreich von Großbritannien und 
Nordirland und die Vereinigten Staaten 
von Amerika nach dem 8. Mai 1945 
Deutschland Wirtschaftshilfe geleistet 
haben, die zum Wiederaufbau der 
deutschen Wirtschaft wesentlich bei-
getragen hat, wodurch die Wiederauf-
nahme der Zahlungen auf die deutschen 
Auslandsschulden erleichtert wurde; 

DASS am 6. März 1951 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Regierungen der Franzö-
sischen Republik, des Vereinigten Kö-
nigreichs von Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten 
von Amerika der im Anhang A dieses 
Abkommens wiedergegebene Schrift-
wechsel stattgefunden hat, welcher 
diesem Abkommen über die Regelung 
der deutschen Auslandsschulden mit 
seinen Anlagen und den Abkommen 
über die Regelung der Verbindlich-
keiten aus der Deutschland geleisteten 
Wirtschaftshilfe zugrunde liegt; 

DASS die Regierungen der Franzö-
sischen Republik, des Vereinigten Kö-
nigreichs von Großbritannien und 

The GOVERNMENTS OF BELGIUM, 
CANADA, CEYLON, DENMARK, the 
FRENCH REPUBLIC, GREECE, IRAN, 
IRELAND, ITALY, LIECHTENSTEIN, 
LUXEMBOURG, NORWAY, PAKI-
STAN, SPAIN, SWEDEN, SWITZER-
LAND, the UNION OF SOUTH 
AFRICA, the UNITED KINGDOM of 
GREAT BRITAIN AND NORTHERN 
IRELAND, the UNITED STATES OF 
AMERICA, and YUGOSLAVIA 

of the one part, 
and 

THE GOVERNMENT OF THE FED-
ERAL REPUBLIC OF GERMANY 

of the other part, 

Desiring to remove obstacles to 
normal economic relations between 
the Federal Republic of Germany and 
other countries and thereby to make 
a contribution to the development of 
a prosperous community of nations; 

CONSIDERING that, for about 
twenty years, payments on German 
external debts have not, in general, 
conformed to the contractual terms; 
that from 1939 to 1945 the existence of 
a state of war prevented any payments 
from being made with respect to many 
of such debts; that since 1945 such 
payments have been generally sus-
pended; and that the Federal Republic 
of Germany desires to put an end to 
this situation; 

CONSIDERING that France, the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States 
of America have, since 8th May, 1945, 
furnished to Germany economic assist-
ance which has substantially contri-
buted to the rebuilding of the German 
economy, with the effect of facilitating 
a resumption of payments on the Ger-
man external debts; 

CONSIDERING that on 6th March, 
1951, an exchange of letters (copies of 
which are contained in Appendix A to 
the present Agreement) took place 
between the Governments of the 
French Republic, the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland, 
the United States of America and the 
Government of the Federal Republic 
of Germany, which constitutes the 
basis on which have been established 
the present Agreement for the settle-
ment of German external debts (with 
its Annexes) and the agreements for 
the settlement of the debts arising out 
of the economic assistance furnished 
to Germany; 

CONSIDERING that the Govern-
ments of the French Republic, the 
United Kingdom of Great Britain and 

Les GOUVERNEMENTS des ETATS

-

UNIS D'AMÉRIQUE, de la BELGIQUE, 
du CANADA, de CEYLAN, du DANE

-

MARK, de L'ESPAGNE, de la RÉPU

-

BLIQUE FRANÇAISE, du ROYAUME

-

UNI DE GRANDE-BRETAGNE ET 
D'IRLANDE DU NORD, de la GRÈCE, 
de L'IRAN, de L'IRLANDE, de L'ITALIE, 
du LIECHTENSTEIN, du LUXEM

-

BOURG, de la NORVÈGE, du PAKI

-

STAN, de la SUÈDE, de la SUISSE, de 
L'UNION DE L'AFRIQUE DU SUD et 

de la YOUGOSLAVIE 

d'une part, 
et 

le GOUVERNEMENT de la RÉPU

-

BLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE 

d'autre part 

Désireux d'écarter tout obstacle aux 
relations économiques normales entre 
la République Fédérale d'Allemagne et 
les autres pays, et de contribuer ainsi 
au développement d'une communauté 
prospère de nations; 

CONSIDÉRANT que depuis une 
vingtaine d'années les paiements sur 
les dettes extérieures allemandes n'ont 
pas, en général, été effectués confor-
mément aux termes des contrats; que 
de 1939 à 1945 l'état de guerre a 
empêché tout paiement au titre d'un 
grand nombre de ces dettes; que 
depuis 1945 ces paiements ont en 
général été suspendus, et que la 
République Fédérale d'Allemagne est 
désireuse de mettre fin à cette situa-
tion; 

CONSIDÉRANT que les Etats-Unis 
d'Amérique, la France et le Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord ont, depuis le 8 mai 1945, 
fourni à l'Allemagne une assistance 
économique qui a notablement contri-
bué à la reconstruction de l'économie 
allemande, et a eu pour effet de 
faciliter une reprise des paiements sur 
les dettes extérieures allemandes; 

CONSIDÉRANT qu'un échange de 
lettres (dont copie est jointe en Appen-
dice A au présent Accord), est inter-
venu le 6 mars 1951 entre les Gou-
vernements des Etats-Unis d'Amerique, 
de la République Française et du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord d'une part, et le 
Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne d'autre part, et 
que cet échange constitue la base sur 
laquelle ont été établis le présent 
Accord sur le règlement des dettes 
extérieures allemandes (et ses An-
nexes), ainsi que les Accords sur le 
règlement des dettes résultant de 
l'assistance économique fournie à 
l'Allemagne; 

COSIDÉRANT que les Gouverne-
ments des Etats-Unis d'Amérique, de 
la République Française et du Royau- 



Nordirland und der Vereinigten Staaten 
von Amerika einen Ausschuß mit der 
Bezeichnung „Dreimächteausschuß für 
Deutsche Schulden" zu dem Zweck ein-
gesetzt haben, mit der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, mit an-
deren interessierten Regierungen so-
wie mit Vertretern der Gläubiger- und 
Schuldnerinteressen einen Plan für 
eine ordnungsgemäße Gesamtregelung 
der deutschen Auslandsschulden vor-
zubereiten und auszuarbeiten; 

DASS der genannte Ausschuß den 
Vertretern der Regierung der Bundes-
republik Deutschland mitgeteilt hat, 
daß die Regierungen der Französischen 
Republik, des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland 
und der Vereinigten Staaten von Ame-
rika bereit seien, bedeutende Zuge-
ständnisse hinsichtlich des Vorranges 
ihrer Forderungen aus der Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe vor allen anderen 
Auslandsforderungen an Deutschland 
und deutsche Staatsangehörige sowie 
hinsichtlich des Gesamtbetrages dieser 
Forderungen zu machen, unter der 
Bedingung, daß eine befriedigende 
und gerechte Regelung der deutschen 
Vorkriegs-Auslandsschulden erreicht 
wird; 

DASS eine derartige Regelung der 
deutschen Auslandsschulden allein 
durch einen einheitlichen und umfas-
senden Plan erreicht werden kann, der 
dem Verhältnis der Gläubigerinter-
essen untereinander und den Besonder-
heiten der verschiedenen Schulden

-

arten sowie der allgemeinen Lage der 
Bundesrepublik Deutschland Rechnung 
trägt; 

DASS zu diesem Zweck vom 28. Fe-
bruar 1952 bis zum 8. August 1952 in 
London eine internationale Konferenz 
über Deutsche Auslandsschulden statt-
gefunden hat, an der Vertreter inter-
essierter Regierungen sowie Vertreter 
der Gläubiger- und Schuldnerinteressen 
teilgenommen haben; 

DASS diese Vertreter vereinbarte 
Empfehlungen für Bedingungen und 
Verfahren der Regelung abgegeben 
haben (deren Wortlaut in den An-
lagen I—VI dieses Abkommens abge-
druckt ist) ; daß diese Empfehlungen dem 
Bericht der Konferenz über Deutsche 
Auslandsschulden beigefügt worden 
sind (dessen Wortlaut im Anhang B 
dieses Abkommens abgedruckt ist) ; 
und daß dieses Abkommen von den 
in dem genannten Bericht enthaltenen 
Grundsätzen und Zielsetzungen ge-
tragen ist; 

DASS die Regierungen der Fran-
zösischen Republik, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staa-
ten von Amerika zu dem Ergebnis 
gekommen sind, daß diese Empfehlun-
gen einen befriedigenden und gerech-
ten Plan für die Regelung der deutschen 
Auslandsschulden darstellen; und daß 
die genannten Regierungen daher mit 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland über die Regelung der 
Verbindlichkeiten, die sich aus der von 
den drei Regierungen geleisteten Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe ergeben, am 

Northern Ireland and the United States 
of America set up a Commission 
entitled the Tripartite Commission on 
German Debts for the purpose of pre-
paring for and working out, with the 
Government of the Federal Republic 
of Germany, with other interested 
Governments and with representatives 
of creditor and debtor interests, a pian 
for the orderly overall settlement of 
German external debts; 

CONSIDERING that this Commis-
sion informed the representatives of 
the Government of the Federal Repub-
lic of Germany that the Governments 
of the French Republic, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland and the United States of 
America were prepared to make im-
portant concessions with respect to 
the priority of their claims for post-
war economic assistance over all other 
foreign claims against Germany and 
German nationals and with respect 
to the total amount of these claims, 
on condition that a satisfactory and 
equitable settlement of Germany's 
pre-war external debts was achieved; 

CONSIDERING that such a settle-
ment of German external debts could 
be achieved only by a single overall 
plan which would take into account 
the relative positions of the various 
creditor interests, the nature of various 
categories of claims and the general 
situation of the Federal Republic of 
Germany; 

CONSIDERING that, in order to 
achieve this purpose, an International 
Conference on German External Debts, 
which was attended by representatives 
of interested Governments and of 
creditor and debtor interests, was held 
in London from 28th February, 1952, 
to 8th August, 1952; 

CONSIDERING that these represent
-atives made agreed recommendations 

as to the terms and procedures of 
settlement (the texts of which are 
reproduced as Annexes I to VI, inclu-
sive, to the present Agreement); that 
these recommendations were append-
ed to the Report of the Conference 
on German External Debts (the text of 
w hich is reproduced as Appendix B to 
the present Agreement); and that the 
present Agreement has been inspired 
by the principles and objectives set 
forth in the above-mentioned Report; 

CONSIDERING that the Govern-
ments of the French Republic, the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United 
States of America, having found that 
these recommendations provide a 
satisfactory and equitable plan for the 
settlement of German external debts, 
have this day signed with the Govern-
ment of the Federal Republic of 
Germany bilateral agreements for the 
settlement of debts arising from the 
post-war economic assistance furnish-
ed by these three Governments 
which set forth their modified rights 

nie - Uni de Grande - Bretagne et 
d'Irlande du Nord ont institué une 
Commission, dénommée Commission 
Tripartite des Dettes Allemandes, afin 
de préparer et d'élaborer avec le 
Gouvernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne, avec d'autres 
Gouvernements intéressés et avec des 
représentants des créanciers et des 
débiteurs, un plan de règlement général 
et méthodique des dettes extérieures 
allemandes; 

CONSIDÉRANT qu'un tel règlement 
sion a fait savoir aux représentants du 
Gouvernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne que les Gouverne-
ments des Etats-Unis d'Amérique, de la 
la République Française et du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord étaient prêts à 
consentir d'importantes concessions 
sur la priorité de leurs créances 
relatives à l'assistance économique 
d'après-guerre par rapport à toutes les 
autres créances extérieures sur l'Al-
lemagne et ses ressortissants, et quant 
au montant total de ces créances, à 
condition que soit réalisé un règlement 
équitable et satisfaisant des dettes 
extérieures d'avant-guerre de l'Al-
lemagne; 

CONSIDÉRANT qu'un tel règlement 
de dettes extérieures allemandes ne 
pouvait être obtenu que grâce à un plan 
général unique qui tiendrait compte 
de la position relative des intérêts des 
divers créanciers, de la nature des 
diverses catégories de créances et de 
la situation générale de la République 
Fédérale d'Allemagne; 

CONSIDÉRANT que pour atteindre 
ce but, une Conférence internationale 
des dettes extérieures allemandes, à 
laquelle participaient des représentants 
de Gouvernements intéressés ainsi 
que des créanciers et des débiteurs, a 
siégé à Londres du 28 février au 
8 août 1952; 

CONSIDÉRANT que ces représen-
tants ont approuvé des recommanda-
tions sur les modalités et les procédures 
de règlement (dont le texte est 
reproduit dans les Annexes I à VI au 
présent Accord); que ces recommanda-
tions étaient annexées au Rapport de 
la Conférence des Dettes Extérieures 
allemandes (dont le texte est reproduit 
en Appendice B au présent Accord); et 
que le présent Accord s'inspire des 
principes et tend à atteindre les 
objectifs exposés dans ce Rapport; 

CONSIDÉRANT que les Gouverne-
ments des Etats-Unis d'Amérique, de la 
République Française et du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord, ayant estimé que ces 
recommandations constituent un plan 
équitable et satisfaisant de règlement 
des dettes extérieures allemandes, ont 
signé ce jour avec le Gouvernement 
de la République Fédérale d'Allemagne 
des accords bilatéraux sur le règlement 
des dettes au titre de l'assistance 
économique fournie par ces trois 
Gouvernements après la guerre, ac-
cords oui définissent leurs droits et 



heutigen Tage zweiseitige Abkommen 
unterzeichnet haben, in denen ihre ge-
änderten Rechte und Prioritäten in Be-
zug hierauf niedergelegt sind; 

FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 
Billigung der Regelungsbedingungen 

und der Verfahren 
Die Parteien dieses Abkommens be-

trachten die Bestimmungen des Ab-
kommens und seiner Anlagen als ange-
messen im Hinblick auf die allgemeine 
Lage der Bundesrepublik Deutschland 
sowie als befriedigend und gerecht für 
die beteiligten Interessen. Sie billigen 
die in seinen Anlagen niedergelegten 
Regelungsbedingungen und Verfahren. 

Artikel 2 
Durchführung des Abkommens 

durch die Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundesrepublik Deutschland 

wird die Rechtsvorschriften erlassen 
und die Verwaltungsmaßnahmen tref-
fen, die zur Durchführung dieses Ab-
kommens und seiner Anlagen erforder-
lich sind; sie wird auch die Rechts-
vorschriften und die Verwaltungsmaß-
nahmen ändern oder aufheben, die mit 
diesem Abkommen und seinen Anlagen 
unvereinbar sind. 

Artikel 3 
Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen und in seinen 
Anlagen IX und X bedeutet, soweit 
nicht der Zusammenhang eine andere 
Auslegung erfordert, 
(a) „Gläubiger": eine Person — aus-

genommen die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland — der 
gegenüber eine Schuld besteht; 

(b) „Gläubigerstaat": einen Staat —
ausgenommen die Bundesrepublik 
Deutschland — dessen Regierung 
Partei dieses Abkommens wird, 
mit allen Gebieten, auf die dieses 
Abkommen gemäß Artikel 37 aus-
gedehnt wird; 

(c) „Währungsoption": eine Vertrags-
bestimmung, nach der ein Gläu-
biger das Recht hat, Zahlung in 
einer von zwei oder mehr Wäh-
rungen zu verlangen; 

(cl) „Schuld" : eine Schuld im Sinne des 
Artikels 4; 

(e) „festgestellt" (in Bezug auf die 
Höhe einer Schuld) : festgesetzt 
durch Vereinbarung, durch rechts-
kräftiges Urteil oder rechtskräfti-
gen Beschluß eines Gerichts oder 
durch rechtskräftige Entscheidung 
einer Schiedsinstanz oder durch 
Rechtsvorschrift; 

(f) „marktfähige Wertpapiere": Ak-
tien, Anteile, Schuldverschreibun-
gen sowie Obligationen und Pfand-
briefe, die zur öffentlichen Zeich-
nung aufgelegt worden sind oder 
Teil einer Emission bilden, die an 
einer anerkannten Börse im Han

-

del ist oder war; 

and priorities in respect thereto; 

HAVE AGREED AS FOLLOWS:— 

Article 1 
Approval of Settlement Terms and 

Procedures 
The Parties to the present Agree-

ment regard the provisions thereof 
and of the Annexes thereto as 
reasonable in the light of the general 
situation of the Federal Republic of 
Germany and as satisfactory and 
equitable to the interests concerned. 
They approve the settlement terms 
and procedures contained in the said 
Annexes. 

Article 2 
Implementation by the Federal 

Republic of Germany 
The Federal Republic of Germany 

will enact such legislation and take 
such administrative action as may be 
necessary to give effect to the present 
Agreement and the Annexes thereto 
and will modify or repeal such legisla-
tion and administrative measures as 
are inconsistent therewith. 

Article 3 
Definitions 

For the purposes of the present 
Agreement and of Annexes IX and X 
thereto only, unless the context 
requires otherwise— 
(a) "creditor" means a person, other 

than the Government of the 
Federal Republic of Germany, to 
whom a debt is owing; 

(b) "creditor country" means a coun-
try, other than the Federal Republic 
of Germany, the Government of 
which becomes a party to the 
present Agreement and includes 
any territories to which the present 
Agreement is extended under Ar-
ticle 37; 

(c) "currency option" means a term 
of a contract under which a creditor 
has the right to require payment 
in any one of two or more curren-
cies; 

(d) "debt" means a debt as qualified in 
Article 4; 

(e) "fixed," in relation to the amount 
of a debt, means established by 
agreement, by final judgment or 
order of a court or final decision 
of  an  arbitral body, or by operation 
of law; 

(f) "marketable securities" means 
stocks, shares, bonds and deben-
tures which were issued for public 
subscription or form part of an 
issue which is or has been dealt in 
on a recognised stock market; 

priorités modifiés au titre de ces 
dettes. 

SONT CONVENUS DE CE QUI SUIT: 

Article 1 
Approbation des modalités et 

procédures de règlement 
Les Parties Contractantes consi-

dèrent que les dispositions du présent 
Accord et de ses Annexes sont 
raisonnables compte tenu de la situa-
tion générale de la République Fédé-
rale d'Allemagne et sont équitables et 
satisfaisantes pour les intérêts en cause. 
Elles approuvent les modalités et les 
procédures de règlement contenues 
dans les Annexes à cet Accord. 

Article 2 
Mesures d'exécution incombant à la 

République Fédérale d'Allemagne 
La République Fédérale d'Allemagne 

promulguera les lois et prendra les 
mesures réglementaires et administra-
tives nécessaires pour donner effet au 
présent Accord et à ses Annexes, et 
modifiera ou abrogera les lois ainsi 
que les mesures réglementaires et 
administratives incompatibles avec 
leurs dispositions. 

Article 3 
Définitions 

Aux fins du présent Accord et de ses 
Annexes IX et X seulement, et à 
moins que le contexte ne l'exige autre-
ment: 
(a) le terme «créancier» désigne toute 

personne (autre que le Gouverne-
ment de la République Fédérale 
d'Allemagne) à qui une dette est 
due; 

(b) les termes «pays créancier» dé-
signent tout pays, autre que la 
République Fédérale d'Allemagne, 
dont le Gouvernement est Partie 
au présent Accord, et s'appliquent 
à tout territoire auquel le présent 
Accord est étendu au titre de 
l'Article 37; 

(c) les termes <option de change» 
désignent toute clause contrac-
tuelle donnant au créancier le 
droit d'exiger un paiement dans 
l'une quelconque de deux ou de 
plusieurs monnaies; 

(d) le terme «dette» désigne toute dette 
répondant aux conditions posées 
à l'Article 4; 

(e) le terme «liquide», s'agissant d'une 
dette, signifie que le montant de 
celle-ci a été déterminé par un 
accord, une décision judiciaire ou 
arbitrale définitive ou par une 
disposition légale; 

(f) les termes «valeurs mobilières 
négociables» désignent les actions, 
obligations et fonds d'Etat, émis 
par souscription publique ou 
appartenant à une émission qui est 
ou a été négociée sur un marché 
de valeurs reconnu; 



„Regelungsangebot" (bei Anwen-
dung in Bezug auf verbriefte  
Schulden) : ein Angebot des Schuld-
ners über Zahlungs- und sonstige  
Bedingungen, die für die betref-
fende Schuld gemäß diesem Ab-
kommen und seinen Anlagen  
durch Verhandlungen zwischen  
dem Schuldner und der zuständi-
gen Gläubigervertretung, durch  
rechtskräftiges Urteil oder rechts-
kräftigen Beschluß eines Gerichts  
oder durch rechtskräftige Entschei-
dung einer Schiedsinstanz festge-
setzt worden sind;  

(g) „Partei dieses Abkommens": jede  

Regierung, für die dieses Abkom-
men gemäß den Bestimmungen sei-
ner Artikel 35 oder 36 in Kraft ge-
treten ist;  

„Person": natürliche Personen, Per-
sonenvereinigungen, 	juristische  
Personen des öffentlichen oder  
privaten Rechts sowie Regierungen  

einschließlich staatlicher oder kom-
munaler Gliederungen und sonsti-
ger Körperschaften des öffent-
lichen Rechts nebst den für sie  
handelnden Dienststellen, Perso-
nen und Organen;  

(h) „ansässig in": mit gewöhnlichem  

Aufenthalt in ;  eine juristische Per-
son oder eine Gesellschaft gilt als  
in dem Staate ansässig, nach dessen  
Recht sie errichtet ist, oder, falls  
sich ihre Hauptniederlassung nicht  
in diesem Staate befindet, als in  
dem Staate ansässig, in dessen  
Registern ihre Hauptniederlassung  

eingetragen ist;  

(i) „geregelt" (in Bezug auf eine  
Schuld) : daß Zahlungs- und son-
stige Bedingungen für eine solche  
Schuld gemäß den Bestimmungen  
dieses Abkommens und seiner An

-

lagen durch Vereinbarung zwi

-

schen dem Gläubiger und dem 
Schuldner oder in einem Verfahren 
zwischen dem Gläubiger und dem 
Schuldner durch rechtskräftiges Ur-
teil oder rechtskräftigen Beschluß 
eines Gerichts oder rechtskräftige 
Entscheidung einer Schiedsinstanz 
festgesetzt worden sind; 

(1) „Regelung" : (in Bezug auf eine 
Schuld): die Festsetzung von Zah-
lungs- und sonstigen Bedingungen 
gemäß Buchst. k. 

Artikel 4 
Zu regelnde Schulden  

(1) Die gemäß diesem Abkommen 
und seinen Anlagen zu regelnden 
Schulden sind 
(a) nichtvertragliche Geldverbindlich-

keiten, die der Höhe nach vor dem 
8. Mai 1945 festgestellt und fällig 

waren; 
(b) Geldverbindlichkeiten aus Anleihe-

und Kreditverträgen, die vor dem 
8. Mai 1945 abgeschlossen wurden; 

(c) Geldverbindlichkeiten aus anderen 
Verträgen als Anleihe- oder Kre-
ditverträgen, sofern diese Verbind-
lichkeiten vor dem 8. Mai 1945 
fällig waren. 

(g) "offer of settlement," as used in  
relation to a bonded debt, means  
an offer by the debtor of terms  
of payment and other conditions  
which have been established for  
such debt in accordance with the  
present Agreement and the An-
nexes thereto, by negotation be-
tween the debtor and the appro-
priate creditors' representative,  
by final judgment or order of a  
court or final decision of an arbitral  
body;  

(h) "Party to the present Agreement"  
means any Government as to  
which the present Agreement has  
entered into force in accordance  

with the provisions of Article 35  
or Article 36 thereof;  

(i) "person" means any natural, col-
lective or juridical person under  
public or private law, and any  
Government, including all political  
subdivisions, corporations under  
public law, including agencies and  
instrumentalities thereof and indi-
viduals acting on their behalf; 

(j) "resides in" of "residing in" means  
having his ordinary residence in;  
a juridical person or a partnership  
shall be deemed to reside in the  
country under the laws of which  
it is organised or, if its head of fi ce  
is not in that country, in the  
country in which its head office is  
registered;  

(k) "settled," in relation to a debt.  
means that terms of payment and  
other conditions have been estab-
lished for such debt in accordance  
with the provisions of the present 
Agreement and the Annexes there-
to, by agreement between the  
creditor and debtor, or, in proceed-
ings between the creditor and  
debtor, by fi nal judgment or order  
of a court or by fi nal decision of  
an arbitral body;  

(1) "settlement," in relation to a debt,  
means the establishment of terms  
of payment and other conditions in  
accordance with paragraph (k).  

Article 4  
Debts to be Settled  

(1) The debts to be settled under the  
present Agreement and the Annexes  
thereto are:— 
(a) non-contractual pecuniary obliga-

tions the amount of which was  
fixed and due before 8th May,  
1945;  

(b) pecuniary obligations arising out  
of loan or credit contracts entered  
into before 8th May, 1945;  

(c) pecuniary obligations arising out  
of contracts other than loan or  
credit contracts and due before  
8th May, 1945;  

(g) les termes «offres de règlement» 
utilisés à propos d'une dette obliga-
taire, désignent l'offre par le 
débiteur de modalités de paiement 
et autres conditions établies pour 
la dette en cause, conformément 
aux dispositions du présent Accord 
et de ses Annexes, par négociation 
entre le débiteur et les représen-
tants habilités des créanciers ou 
par une décision judiciaire ou 
arbitrale définitive; 

(h) les ternies «Partie Contractante» 
désignent tout Gouvernement au 
regard duquel le présent Accord  

est entré en vigueur conformément 
aux dispositions de son Article 35 
ou de son Article 36; 

(i) le terme «personne» désigne toute 
personne physique ou morale, de 
droit public ou privé, et tout 
Gouvernement ainsi que toute 
circonscription politique, tout éta-
blissement public y compris toute 
agence ou service en dépendant  

et toute personne agissant en leur 
nom;  

(j) les ternies «résider» et résidant»  

s'entendent de la résidence ha-
bituelle; une personne morale sera  
censée résider dans le pays sous 
les lois duquel elle est constituée 
ou, si son siège social n'est pas 
dans ce pays, dans le pays où il est 
situé; 

(k) les termes « modalités de règlement 
établies s'agissant d'une dette, 

désignent les modalités de paiement 
et autres conditions établies pour 
cette dette conformément aux 
dispositions du présent Accord et 
de ses Annexes, soit par accord 
entre le créancier et le débiteur, 
soit par une décision judiciaire ou 
arbitrale définitive dans une 
instance entre le créancier et le 
débiteur; 

(1) les termes «établissement de mo-
dalités de règlement», s'agissant 
d'une dette. désignent l'établisse

-ment de modalités de paiement et 
autres conditions conformément 
au paragraphe (k). 

Article 4 
Dettes à régler  

(1) Les dettes à régler au titre du 
présent Accord et de ses Annexes sont 
les suivantes: 
(a) obligations pécuniaires non con-

tractuelles devenues liquides et 
exigibles avant le 8 mai 1945; 

(b) obligations pécuniaires, nées de 
contrats de prêt ou de crédit 
conclus avant le 8 mai 1945; 

(e) obligations pécuniaires, nées de 
contrats autres que de prêt ou de 
crédit, devenues exigibles avant 
le 8 mai 1945; 



(2) Voraussetzung ist, daß die Schul-
den 

(a) unter die Bestimmungen der An-
lage I dieses Abkommens fallen 
oder 

(b) von einer Person als Hauptschuld-
ner oder in anderer Weise, als 
ursprünglichem Schuldner oder als 
Rechtsnachfolger geschuldet wer-
den, die im Währungsgebiet der 
Deutschen Mark (West) jeweils in 
dem Zeitpunkt ansässig ist, in dem 
gemäß diesem Abkommen und 
seinen Anlagen vom Schuldner ein 
Regelungsvorschlag gemacht oder 
vom Gläubiger oder gegebenen-
falls bei verbrieften Schulden von 
der Gläubigervertretung eine Re-
gelung verlangt wird. 

(3) Voraussetzung ist ferner, daß die 
Schulden 

(a) entweder gegenüber der Regie-
rung eines Gläubigerstaates be-
stehen oder 

(b) gegenüber einer Person bestehen, 
die jeweils in demjenigen Zeit-
punkt in einem Gläubigerstaat an-
sässig ist oder dessen Staatsange-
hörigkeit besitzt, in dem gemäß 
diesem Abkommen und seinen 
Anlagen vom Schuldner ein Rege-
lungsvorschlag gemacht oder vom 
Gläubiger eine Regelung verlangt 
wird, oder 

(c) aus marktfähigen Wertpapieren 
herrühren, die in einem Gläubiger-
staat zahlbar sind. 

Artikel 5 
Nicht unter das Abkommen 

fallende Forderungen 
(1) Eine Prüfung der aus dem Ersten 

Weltkriege herrührenden Regierungs-
forderungen gegen Deutschland wird 
bis zu einer endgültigen allgemeinen 
Regelung dieser Angelegenheit zurück-
gestellt. 

(2) Eine Prüfung der aus dem Zwei-
ten Weltkriege herrührenden Forderun-
gen von Staaten, die sich mit Deutsch-
land im Kriegszustand befanden oder 
deren Gebiet von Deutschland besetzt 
war, und von Staatsangehörigen dieser 
Staaten gegen das Reich und im Auf-
trage des Reichs handelnde Stellen oder 
Personen, einschließlich der Kosten der 
deutschen Besatzung, der während der 
Besetzung auf Verrechnungskonten er-
worbenen Guthaben sowie der Forde-
rungen gegen die Reichskreditkassen, 
wird bis zu der endgültigen Regelung 
der Reparationsfrage zurückgestellt. 

(3) Eine Prüfung der während des 
Zweiten Weltkrieges entstandenen For-
derungen von Staaten, die sich während 
dieses Krieges mit Deutschland nicht 
im Kriegszustand befanden oder deren 
Gebiet nicht von Deutschland besetzt 
war, und von Staatsangehörigen dieser 
Staaten gegen das Reich und im Auf-
trage des Reichs handelnde Stellen oder 
Personen, einschließlich der auf Ver-
rechnungskonten erworbenen Gutha-
ben,  wird zurückgestellt, bis die Rege-
lung dieser Forderungen im Zusammen-
hang mit der Regelung der in Absatz 2 

(2) Provided that such debts: — 

(a) are covered by Annex I to the 
present Agreement, or 

(b) are owed by a person, whether as 
principal or otherwise, and whe-
ther as original debtor or as suc-
cessor, who, whenever a proposal 
for settlement is made by the 
debtor or a request for settlement 
is made by the creditor or, where 
appropriate in the case of a bonded 
debt, a request for settlement is 
made by the creditors' represen-
tative under the present Agree-
ment and the Annexes thereto, 
resides in the currency area of the 
Deutsche Mark West; 

(3) Provided also that such debts: — 

(a) are owed to the Government of 
a creditor country; or 

(b) are owed to a person who, when-
ever a proposal for settlement is 
made by the debtor or a request 
for settlement is made by the 
creditor under the present Agree-
ment and the Annexes thereto, resi-
des in or is a national of a cred-
itor country; or 

(c) arise out of marketable securities 
payable in a creditor country. 

Article 5 
Claims excluded from the Agreement 

(1) Consideration of governmental 
claims against Germany arising out 
of the first World War shall be defer-
red until a final general settlement 
of this matter. 

(2) Consideration of claims arising 
out of the second World War by coun-
tries which were at war with or were 
occupied by Germany during that war, 
and by nationals of such countries, 
against the Reich and agencies of the 
Reich, including costs of German 
occupation, credits acquired during 
occupation on clearing accounts and 
claims against the Reichskreditkassen 
shall be deferred until the fi nal settle-
ment of the problem of reparation. 

(3) Consideration of claims, arising 
during the second World War, by coun-
tries which were not at war with or occu

-

pied  by Germany during that war, and 
by nationals of such countries, against 
the Reich and agencies of the Reich, 
including credits acquired on clearing 
accounts, shall be deferred until the 
settlement of these claims can be con-
sidered in conjunction with the settle-
ment of the claims specified in para-
graph (2) of this Article (except in so 
far as they may be settled on the basis 
of, or in connexion with, agreements 

(2) A condition que ces dettes: 

(a) soient visées par l'Annexe I au 
présent Accord, ou 

(b) soient dues par une personne, 
comme débiteur principal ou à un 
autre titre, comme débiteur ori-
ginel ou comme ayant-cause, qui 
réside dans la zone monétaire du 
Deutschemark-Ouest au moment 
où une proposition est présentée 
par le débiteur ou une demande est 
faite par le créancier en vue de 
l'établissement de modalités de 
règlement ou, dans le cas des 
dettes obligataires justiciables de 
cette procédure, au moment où une 
demande en vue d'une offre de 
règlement est faite par le représen-
tant des créanciers, au titre du 
présent Accord et de ses Annexes; 

(3) A condition également que ces 
dettes: 
(a) soient dues au Gouvernement 

d'un pays créancier, ou 

(b) soient dues à une personne qui 
réside dans un pays créancier, ou 
a la qualité de ressortissant d'un 
tel pays au moment où une proposi-
tion est présentée par le débiteur 
ou une demande est faite par le 
créancier en vue de l'établisse-
ment de modalités de règlement au 
titre du présent Accord et de ses 
Annexes, ou 

(c) soient dues au titre de valeurs 
mobilières négociables payables 
dans un pays créancier. 

Article 5 
Créances exclues du présent Accord 

(1) L'examen des créances gouverne-
mentales à l'encontre de l'Allemagne 
issues de la première guerre mondiale 
sera différé jusqu'à un règlement 
général définitif de cette question. 

(2) L'examen des créances issues de 
la deuxième guerre mondiale des pays 
qui ont été en guerre avec l'Allemagne 
ou ont été occupés par elle au cours 
de cette guerre, et des ressortissants 
de ces pays, à l'encontre du Reich et 
des agences du Reich, y compris le 
coût de l'occupation allemande, les 
avoirs en compte de clearing acquis 
pendant l'occupation et les créances 
sur les Reichksreditkassen, sera différé 
jusqu'au règlement définitif du pro-
blème des Réparations. 

(3) L'examen des créances nées au 
cours de la deuxième guerre mondiale 
des pays qui n'ont pas été en guerre 
avec l'Allemagne, ni occupés par elle 
au cours de cette guerre, et des 
ressortissants de ces pays, à l'encontre 
du Reich et des agences du Reich, y 
compris les avoirs acquis en compte 
de clearing, sera différé jusqu'à ce que 
le règlement de ces créances puisse 
être étudié en liaison avec le règle-
ment des créances visées au para-
graphe (2) du présent Article (sauf dans 
la mesure où elles pourraient être 



dieses Artikels bezeichneten Forderun-
gen behandelt werden kann (soweit 
nicht diese Forderungen auf der Grund-
lage von oder im Zusammenhang mit 
Abkommen geregelt werden, die von 
den Regierungen der Französischen Re-
publik, des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika so-
wie der Regierung eines solchen 
Staates unterzeichnet worden sind). 

(4) Die gegen Deutschland oder 
deutsche Staatsangehörige gerichteten 
Forderungen von Staaten, die vor dem 
1. September 1939 in das Reich einge-
gliedert oder am oder nach dem 1. Sep-
tember 1939 mit dem Reich verbündet 
waren, und von Staatsangehörigen 
dieser Staaten aus Verpflichtungen, 
die zwischen dem Zeitpunkt der Ein-
gliederung (bei mit dem Reich ver-
bündet gewesenen Staaten dem 1. Sep-
tember 1939) und dem 8. Mai 1945 
eingegangen worden sind, oder aus 
Rechten, die in dem genannten Zeit-
raum erworben worden sind, werden 
gemäß den Bestimmungen behandelt, 
die in den einschlägigen Verträgen ge-
troffen worden sind oder noch ge-
troffen werden. Soweit gemäß den Be-
stimmungen dieser Verträge solche 
Schulden geregelt werden können, fin-
den die Bestimmungen dieses Abkom-
mens Anwendung. 

(5) Die Regelung der Schulden der 
Stadt Berlin und der im Besitz von 
Berlin befindlichen oder von Berlin 
maßgebend beeinflußten öffentlichen 
Versorgungsbetriebe, soweit sie in 
Berlin liegen, wird bis zu dem Zeit-
punkt zurückgestellt, in dem Verhand-
lungen über die Regelung dieser Schul-
den von der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und dem Senat 
der Stadt Berlin sowie von den Re-
gierungen der Französischen Republik, 
des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika für 
tunlich angesehen werden. 

Artikel 6 
Zahlung und Transfer nach dem 

Abkommen 
Die Bundesrepublik Deutschland wird 

(a) gemäß den Bestimmungen dieses 
Abkommens und seiner Anlagen 
Zahlungen und Transfer für solche 
Schulden vornehmen, für die sie 
nach diesen Bestimmungen selber 
haftet; 

(b) gemäß den Bestimmungen dieses 
Abkommens und seiner Anlagen 
die Regelung und die Bezahlung 
von solchen Schulden zulassen, für 
die eine andere Person als die 
Bundesrepublik Deutschland haf-
tet, und gemäß den Bestimmungen 
dieses Abkommens und seiner An-
lagen den Transfer von Zahlungen 
auf geregelte Schulden vorsehen. 

which have been signed by the Govern-
ments of the French Republic, the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States 
of America and the Government of any 
such country). 

(4) Claims against Germany or Ger-
man nationals by countries which were, 
before 1st September, 1939, incorporat-
ed in, or which were, on or after 
1st September, 1939, allied to, the Reich, 
and of nationals of such countries, 
arising out of obligations undertaken 
or rights acquired between the date 
of incorporation (or, in the case of 
countries allied to the Reich, 1st Sep-
tember, 1939) and 8th May, 1945, shall 
be dealt with in accordance with the 
provisions made or to be made in the 
relevant treaties. To the extent that, 
under the terms of such treaties, any 
such debts may be settled, the terms 
of the present Agreement shall apply. 

(5) The settlement of debts owed by 
the City of Berlin and by public utility 
enterprises owned or controlled by 
Berlin, and situated in Berlin, shall be 
deferred until such time as negotiations 
on the settlement of these debts are 
considered by the Governments of the 
French Republic, the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
and the United States of America and 
by the Government of the Federal Re-
public of Germany and the Senat of 
Berlin to be practicable. 

Article 6 
Payment and Transfer under the 

Agreement 
The Federal Republic of Germany 

will: — 
(a) make payments and transfers, in 

accordance with the provisions of 
the present Agreement and of the 
Annexes thereto, on the debts for 
which it is liable thereunder; 

(b) permit the settlement and pay-
ment, in accordance with the pro-
visions of the present Agreement 
and the Annexes thereto, of debts 
for which any person other than 
the Federal Republic of Germany 
is liable, and make provision for 
the transfer of payments on such 
debts as are settled, under the 
provisions of this Agreement and 
the Annexes thereto. 

réglées sur la base des accords qui 
ont été signés par les Gouvernements 
des Etats-Unis d'Amérique, de la 
République Française et du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord, et le Gouvernement d'un de 
ces pays, ou en relation avec ces 
accords). 

(4) Les créances à l'encontre de 
l'Allemagne ou des ressortissants alle-
mands des pays qui ont été incorporés 
au Reich avant le ler septembre 1939, 
ou qui étaient les Alliés du Reich le 
ler septembre 1939 ou après cette date, 
et des ressortissants de ces pays, 
lorsque ces créances résultent d'obliga-
tions contractées ou de droits acquis 
entre la date d'incorporation (ou, dans 
le cas des Alliés du Reich, le ler sep-
tembre 1939) et le 8 mai 1945, seront 
traitées conformément aux dispositions 
prises ou à prendre dans les traités 
appropriés. Dans la mesure où de 
telles dettes pourront, aux termes de 
ces traités, faire l'objet d'un règlement, 
les dispositions du présent Accord 
seront applicables. 

(5) Le règlement des dettes de la 
Ville de Berlin et des services publics 
appartenant à Berlin ou contrôlés par 
elle et situés à Berlin sera différé 
jusqu'au moment où les Gouverne-
ments des Etats-Unis d'Amérique, de la 
République Française et du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord, le Gouvernement de la 
République Fédérale allemande et le 
Sénat de Berlin estimeront qu'il 
est possible d'ouvrir des négociations 
pour le règlement de ces dettes. 

Article 6 
Paiements et transferts au titre du 

présent Accord 
La République Fédérale d'Allemagne 

(a) effectuera, conformément aux dis-
positions du présent Accord et de 
ses Annexes, les paiements et les 
transferts afférents aux dettes qui 
lui incombent au titre de cet 
Accord et de ses Annexes; 

autorisera l'établissement de mo-
dalités de régleraient et le paiement, 
conformément aux dispositions du 
présent Accord et de ses Annexes, 
des dettes incombant à une 
personne autre que la République 
Fédérale d'Allemagne, et assurera 
le transfert, conformément aux 
dispositions du présent Accord et 
de ses Annexes, des paiements 
effectués sur les dettes dont les 
modalités de règlement auront été 
ainsi établies. 



Artikel 7 

Zahlung und Transfer für bestimmte 
nach dem Jahre 1945 fällig gewordene 

Verbindlichkeiten 
Die Bundesrepublik Deutschland wird 

die Bezahlung von Verbindlichkeiten, 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Abkommens ausstehen, und ge-
gebenenfalls entsprechend dem Sinne 
der einschlägigen Bestimmungen dieses 
Abkommens und seiner Anlagen den 
Transfer solcher Zahlungen innerhalb 
eines angemessenen Zeitraumes ge-
statten, wenn diese Verbindlichkeiten 

(a) nichtvertragliche Geldverbindlich-
keiten sind, die vor dem 8. Mai 
1945 begründet und nicht vor die-
sem Tage der Höhe nach fest-
gestellt und fällig waren, oder 

(h) Geldverbindlichkeiten sind, die auf 
anderen Verträgen als Anleihe-
oder Kreditverträgen beruhten, 
vor dem 8. Mai 1945 begründet 
waren und an oder nach diesem 
Tage fällig geworden sind, 

und wenn sie den Bedingungen der  Ab

-

sätze 2 und 3 des Artikels 4 genügen. 

Artikel 8 

Verbot unterschiedlicher Behandlung 

Die Bundesrepublik Deutschland wird 
bei Erfüllung von Regelungsbedin-
gungen gemäß diesem Abkommen und 
seinen Anlagen oder auch sonst eine 
Schlechtersteliung oder Bevorzugung 
weder mit Bezug auf die verschiedenen 
Schuldenarten noch auf die Währung, 
in denen die Schulden zu bezahlen 
sind, noth in anderer Beziehung zu-
lassen ;  die Gläubigerstaaten werden 
dies von der Bundesrepublik Deutsch-
land auch nicht verlangen. Fine unter-
sch i edliche Behandlung der  verschie-
denen Schuldenarten als Folge der Re-
gel ung gemä ß den Bestimmungen 
dieses Abkommens und seiner Anlagen 
gilt nicht als Schlechterstellung oder 
Bevo rzugung. 

Artikel 9 

Behandlung von Transferleistungen 
ais Zahlungen für laufende 

Transaktionen 

Transferleistungen für Zins- und Til-
gungszahlungen gemäß diesem Ab-
kommen sind als Zahlungen für lau-
fende Transaktionen zu behandeln und 
sind, wo es in Betracht kommt, in zwei-
oder mehrseitigen Vereinbarungen 
über den Handels- oder Zahlungsver-
kehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Gläubigerstaaten 
vorzusehen. 

Artikel 10 

Beschränkung und Ausschließung von 
Zahlungen 

Die Bundesrepublik Deutschland  wird 
bis zur Erledigung aller Verpflichtun-
gen aus diesem Abkommen und seinen 
Anlagen sicherstellen, daß keine Zah-
lungen auf solche Verbindlichkeiten ge-
leistet werden, die zwar im übrigen 

Article 7 

Payment and Transfer with respect to 
certain Obligations due after 1945 

The Federal Republic of Germany 
will authorise payment of obligations 
outstanding at the date of the entry 
into force of the present Agreement, 
and authorise transfer within a rea-
sonable fi nie in respect of such obli-
gations where appropriate in the light 
of the relevant provisions of the pre-
sent Agreement and the Annexes 
thereto, provided that such obliga-
tions - 

(a) are non-contractual pecuniary ob-
ligations which originated before 
8th May, 1945, -  and the amount .3f 
which was not fixed and due be-
fore that date, or 

(b) are pecuniary obligations which 
arose out of contracts other than 
loan or credit contracts and which 
originated before 8th May, 1945, 
and became due on or after that 
day, 

and provided that such obligations 
fulfil the conditions laid down in para-
graphs (2) and (3) of Article 4. 

Article 8 

Prohibition of Discriminatory 
Treatment 

The Federal Republic of Germany 
will not permit, nor will the creditor 
countries seek from the Federal Re-
public of Germany, either in the fulfil-
ment of terms of settlement in accord-
ance with the present Agreement and 
the Annexes thereto or otherwise, any 
discrimination or preferential treat-
ment among the different categories 
of debts or as regards the currencies 
in which debts are to be paid or in 
any other respect. Differences in the 
treatment of different categories of 
debts resulting from settlement in ac-
cordance with the provisions of the 
present Agreement and the Annexes 
thereto shall not be considered dis-
crimination or preferential treatment. 

Article 9 

Treatment of Transfers as Payments for 
Current Transactions 

Transfers of interest and amortisation 
payments made under the present 
Agreement shall be treated as pay-
ments for current transactions and, 
where appropriate, provided for in 
any bilateral or multilateral arrange-
ments relating to trade or payments 
between the Federal Republic of Ger-
many and the creditor countries. 

Article 10 

Limitations on Payment 

The Federal Republic of Germany 
will, until the discharge or extinction 
of all obligations under the present 
Agreement and the Annexes thereto, 
ensure that payments will not be made 
in  respect of obligations which, while 

Article 7 

Paiements et transferts au titre de 
certaines obligations devenues 

exigibles après 1945 
La République Fédérale d'Allemagne 

autorisera le paiement des obligations 
subsistant à la date de l'entrée en 
vigueur du présent Accord, et autori-
sera leur transfert dans un délai 
raisonnable, s'il y a lieu à transfert 
compte tenu des dispositions ap-
propriées du présent Accord et de ses 
Annexes, à condition qu'il s'agisse: 

(a) d'obligations pécuniaires non con-
tractuelles nées avant le 8 mai 
1945, mais qui n'étaient pas liqui-
des et exigibles avant le 8 mai 1945 
ou 

(b) d'obligations pécuniaires découlant 
de contrats, autres que de prêt ou 
de crédit, nées avant le 8 mai 1945 
mais devenues exigibles le 8 mai 
1945 ou après cette date, 

et sous réserve que ces obligations 
satisfassent aux conditions posées par 
les paragraphes (2) et (3) de l'Article 4. 

Article 8 

Interdiction de tout traitement 
discriminatoire 

La République Fédérale d'Allemagne 
n'autorisera, et les pays créanciers ne 
chercheront a obtenir de la République 
Fédérale, ni dans l'exécution de 
modalités de règlement établies con-
formément aux dispositions du présent 
Accord et de ses Annexes, ni autre-
ment, aucune discrimination ou traite-
ment préférentiel entre les diverses 
catégories de dettes ou selon les 
monnaies dans lesquelles les dettes 
doivent être payées ou à tout autre 
égard. Les différences de traitement 
entre les diverses catégories de dettes 
résultant de l'établissement de mo-
dalités de règlement conformes aux 
dispositions du présent Accord et de 
ses Annexes ne seront pas considérées 
comme constituant une discrimination 
ou un traitement préférentiel. 

Article 9 

Traitement des transferts comme des 
paiements courants 

Les transferts des paiements d'intérét 
et d'amortissement -effectués au titre 
du présent Accord seront traités 
comme des paiements courants; des 
dispositions à cet effet seront prises, 
s'il y a lieu, dans tout accord de 
paiement ou de commerce, bilatéral ou 
multilatéral, conclu entre la République 
Fédérale d'Allemagne et les pays 
créanciers. 

Article 10 

Limitations aux paiements 

Le République Fédérale d'Allemagne 
prendra les mesures nécessaires pour 
assurer, jusqu'à l'exécution ou l'ex-
tinction de toutes les obligations 
résultant du présent Accord et de ses 
Annexes, qu'aucun paiement ne sera 



den Bedingungen des Artikels 4 Ab-
satz 1 und 2 genügen, jedoch gegen-
über einer anderen Regierung als der 
eines Gläubigerstaates oder gegenüber 
einer Person bestehen, die weder in 
einem Gläubigerstaat ansässig ist noch 
dessen Staatsangehörigkeit besitzt, und 
die in nichtdeutscher Währung zahlbar 
sind oder waren. Dies gilt nicht für 
Schulden aus marktfähigen Wert-
papieren, die in einem Gläubigerstaat 
zahlbar sind. 

Artikel 11 

Währung der zu zahlenden Beträge 
(1)—(a) Sofern in den Anlagen dieses 

Abkommens nichts anderes vorge-
sehen ist, ist eine Schuld ohne Wäh-
rungsoption in der Währung zu zahlen, 
in der sie gemäß den Bedingungen des 
Schuldverhältnisses zahlbar ist. Schul-
den, die auf deutsche Währung lauten 
und gemäß den Bestimmungen der An-
lagen dieses Abkommens in nichtdeut-
scher Währung zu zahlen sind, sind in 
der Währung des Staates zu zahlen, in 
dem der Gläubiger ansässig ist. 

(h) Ungeachtet der Bestimmungen in 
Unterabsatz (a) dieses Absatzes sind 
die jeweils zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung eines Gläubigerstaates 
geltenden Zahlungsabkommen auf 
Schulden anzuwenden, die gemäß Un-
terabsatz (a) in nichtdeutscher Wäh-
rung an in diesem Staat ansässige Per-
sonen zu zahlen sind. Bei Zahlungen 
auf Schuldverschreibungen, die in nicht-
deutscher Währung zahlbar sind und 
nicht auf die Währung des an dem Zah-
lungsabkommen beteiligten Staates 
lauten, sind jedoch die Zahlungsab-
kommen nur anzuwenden, wenn die 
Regierung des betreffenden Staates da-
mit einverstanden ist, daß solche Zah-
lungen an in diesem Staate ansässige 
Personen in seiner Währung geleistet 
werden. 

(2)—(a) Die Frage, ob auf Schulden 
mit Währungsoption auch in Zukunft 
Zahlungen in einer Währung gefordert 
werden können, die nicht die Währung 
des Staates ist, in dem die Anleihe 
aufgenommen oder von dem aus der 
Kredit gewährt wurde, wird von der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Regierungen der Staaten, 
um deren Währungen es sich handelt, 
in einer zwischen ihnen zu verein-
barenden Weise entschieden werden. 

(b) Falls eine Währungsoption die 
Zahlung eines Festbetrages in einer 
Alternativwährung vorsieht, kann der 
Gläubiger den Gegenwert des Betrages 
der Alternativwährung, der bei Aus-
übung der Option zu zahlen gewesen 
wäre, zu dem am Fälligkeitstage maß-
gebenden Umrechnungskurs in der 
Währung des Staates verlangen, in 
dem die Anleihe aufgenommen oder 
von dem aus der Kredit gewährt 
wurde. 

(c) Zahlungen auf Schulden mit Wäh-
rungsoption, die vor der in Unterabsatz 
(a) dieses Absatzes vorgesehenen Ent-
scheidung in der Währung des Staates  

covered by paragraphs (1) and (2) of 
Article 4, are owed to a Government 
other than that of a creditor country or 
to any person not residing in or a natio-
nal of a creditor country and which 
are or were payable in a non-German 
currency. This provision does not 
apply to debts arising from market-
able securities payable in a creditor 
country. 

Article 11 

Currency of Payment 
(1) — (a)  Except as otherwise provid-

ed in the Annexes to the present 
Agreement, debts without a currency 
option shall be paid in the currency in 
which they are payable under the terms 
of the obligation. If such debts are 
denominated in German currency and, 
under the provisions of the Annexes 
to the present Agreement, are to be 
paid in a non-German currency, they 
shall be paid in the currency of the 
country in which the creditor resides. 

(b) Notwithstanding the provisions 
of the preceding subparagraph, any 
payments agreements from time to 
time in force between the Government 
of the Federal Republic of Germany 
and the Government of a creditor 
country shall apply to debts which, 
under that sub-paragraph,  are to be 

. paid to persons residing in that coun-
try in a non-German currency. However, 
any such payments agreements shall 
apply to payments on bonded debts 
payable in a non-German currency other 
than the currency of the country party 
to the payments agreement only if the 
Government of such country agrees 
that such payments to persons residing 
in its territory may be made in its 
own currency. 

(2)—(a) The question whether pay-
ment on debts with a currency option 
may continue to be required in a cur-
rency other than the currency of the 
country in which the loan was raised or 
from which credit was advanced shall be 
determined in a manner to be agreed 
upon among the Governments of the 
Federal Republic of Germany and of 
the countries the currencies of which 
are concerned. 

(b) If a currency option provides for 
payment of a fixed amount of an 
alternative currency, the creditor shall 
be entitled to receive, in the currency 
of the country in which the loan was 
raised or from which credit was ad-
vanced, the equivalent, at the rate of 
exchange current on the date payment 
shall fall due, of such amount of the 
alternative currency as would have 
been payable if the option had been 
exercised. 

(c) Payments on debts with a cur-
rency option made, prior to the deter-
mination provided for in sub-para-
graph (a) of this paragraph, in the  

fait au litre des obligations qui, 
répondant aux conditions posées 
dans les paragraphes (1) et (2) de 
l'Article 4, sont dues à un Gouverne-
ment autre que celui d'un pays 
créancier ou à une personne n'ayant 
pas la qualité de résident ou de 
ressortissant d'un pays créancier, et 
qui sont ou étaient payables en 
monnaie non allemande. La présente 
disposition ne s'applique pas aux 
dettes dues au titre de valeurs 
mobilières négociables payables dans 
un pays créancier. 

Article 11 

Monnaies de paiement 
(1)—(a) Sauf disposition contraire 

des Annexes au présent Accord, les 
dettes sans option de change seront 
payées dans la monnaie dans laquelle 
elles sont payables aux termes de 
l'obligation du débiteur. Si ces dettes 
sont exprimées en monnaie allemande 
et doivent, aux termes des Annexes au 
présent Accord, être payées dans une 
monnaie non allemande, elles seront 
payées dans la monnaie du pays de 
résidence du créancier. 

(b) Nonobstant les dispositions de 
l'alinéa précédent ;  tout accord de 
paiement en vigueur entre le Gouverne-
ment de la République Fédérale 
d'Allemagne et le Gouvernement d'un 
pays créancier s'appliquera aux dettes 
qui, aux termes de cet alinéa, doivent 
être payées en une monnaie non 
allemande à des résidents de ce pays 
Un tel accord de paiement, toutefois, 
ne s'appliquera aux dettes obligataires 
payables dans une monnaie non 
allemande autre que celle du pays 
partie a cet accord que si le Gouverne-
ment de ce pays accepte que de tels 
paiements soient effectués dans sa 
propre monnaie aux personnes résidant 
sur son territoire. 

(2)—(a) La question de savoir si les 
paiements afférents à des dettes avec 
option de change pourront continuer 
d'être demandés dans une monnaie 
autre que celle du pays où l'emprunt 
a été souscrit ou le crédit obtenu sera 
décidée selon des modalités à convenir 
entre le Gouvernement de la Ré-
publique. Fédérale d'Allemagne et les 
Gouvernements des pays dont les 
monnaies sont en cause. 

(b) Lorsqu'une option de change 
prévoit le paiement d'un montant 
déterminé d'une monnaie subsidiaire, 
le créancier sera en droit de recevoir, 
dans la monnaie du pays où l'emprunt 
a été souscrit ou le crédit obtenu, la 
contre-valeur, sur la base du taux de 
change en vigueur à la date d'échéance 
du paiement, du montant qui aurait 
été payable dans la monnaie subsidiaire 
si l'option avait été exercée. 

(c) Les paiements afférents à des 
dettes avec option de change qui 
auraient été faits avant la décision 
prévue à l'alinéa (a) du présent para- 



geleistet wurden, in dem die Anleihe 
aufgenommen oder von dem aus der 
Kredit gewährt wurde, werden von 
einer solchen Entscheidung nicht be-
troffen. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 dieses Artikels finden keine An-
wendung auf Schulden, die unter die 
Bestimmungen der Ziffern 2 und 3 der 
Anlage I dieses Abkommens fallen. 

(4) Zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Re-
gierung eines Gläubigerstaates jeweils 
geltende Zahlungabkommen finden auf 
die Bezahlung solcher Schulden An-
wendung, die unter die Bestimmungen 
der Absätze 2 und 3 dieses Artikels 
fallen, sofern die Bezahlung in der 
Währung des Gläubigerstaates zu er-
folgen hat. 

(5) Sind aus dem laufenden Geschäft 
einer eingetragenen Zweignieder-
lassung eines Gläubigers Schulden ent-
standen, die vertragsgemäß in dem 
Staate zu zahlen waren, in dem sich die 
Zweigniederlassung befindet, so gilt 
dieser Staat als Gläubigerstaat im 
Sinne dieses Artikels. 

Artikel 12 

Behandlung von Goldklauseln 
Bei der Regelung und Erfüllung einer 

auf nichtdeutsche Währung lautenden 
Schuld, die auf Goldbasis beruht oder 
mit Goldklausel versehen ist, ist der 
zu zahlende Betrag, soweit nicht in den 
Anlagen dieses Abkommens ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, wie 
folgt zu berechnen: 

(a) Bei einer Schuld, die nach den zur 
Zeit der Regelung bestehenden 
Bedingungen des Schuldverhält-
nisses auf US-Dollar oder Schwei-
zer Franken lautet oder darin zahl-
bar ist und auf Goldbasis beruht 
oder mit Goldklausel versehen ist, 
wird der zu zahlende Betrag ohne 
Rücksicht auf die Goldbasis oder 
die Goldklausel bestimmt. Jeder 
neue Vertrag zwischen Gläubiger 
und Schuldner über eine derartige 
Schuld muß auf US-Dollar oder 
Schweizer Franken lauten, ohne 
auf den Wert der Währung in Gold 
Bezug zu nehmen und ohne eine 
Goldklausel zu enthalten. 

(b) Bei einer Schuld, die nach den zur 
Zeit der Regelung bestehenden Be-
dingungen des Schuldverhältnisses 
auf eine andere nichtdeutsche 
Währung lautet oder darin zahl-
bar ist und auf Goldbasis beruht 
oder mit Goldklausel versehen ist, 
wird der zu zahlende Betrag wie 
folgt bestimmt: 

(i) der Gegenwert des geschul-
deten Nennbetrages ist zu dem 
am Tage der Begründung der 
Schuld, bei verbrieften Schul-
den zu dem am Tage der Be-
gebung der Schuldverschrei-
bungen maßgebenden Umrech-
nungskurs in US-Dollar zu er-
rechnen; 

(i i) der so errechnete Dollarbetrag 
ist in die Währung, in der die 
Schuld gemäß Artikel 11 zu 

currency of the country in which the 
loan was raised or from which the 
credit was advanced, shall not be 
affected by such determination. 

(3) The provisions of paragraphs (1) 
and (2) of this Article shall not apply 
to debts covered by paragraphs 2 and 
3 of Annex I to the present Agreement. 

(4) Any payments agreements from 
time to time in force between the 
Government of the Federal Republic 
of Germany and the Government of a 
creditor country shall apply to pay-
ments on debts which are subject to 
the provisions of paragraphs (2) and (3) 
of this Article provided that these pay-
ments are due in the currency of the 
creditor country. 

(5) In the case of debts originating in 
business transactions of a registered 
branch office of a creditor, a condition 
of which was that payment should 
be made to the country where the 
branch office is located, such country 
shall be deemed to be the creditor 
country within the meaning of this 
Article. 

Article 12 

Treatment of Gold Clauses 
In the settlement and discharge of 

any debt denominated in a non-German 
currency on a gold basis or with a 
gold clause, the amount to be paid 
shall, except as specifically provided 
otherwise in the Annexes to the pre-
sent Agreement, be computed as 
below: — 

(a) The amount to be paid on a debt 
which, under the terms of the 
obligation existing at the time of 
the settlement, is denominated or 
payable in United States dollars 
or Swiss francs on a gold basis or 
with a gold clause, shall be deter-
mined without regard to such 
gold basis or gold clause. Any 
new contract entered into by the 
creditor and the debtor respecting 
such debt shall be denominated in 
United States dollars or in Swiss 
francs without reference to the 
value in terms of gold of such 
currency and shall not contain a 
gold clause. 

(b) The amount to be paid on a debt 
which, under the terms of the 
obligation existing at the time of 
the settlement, is denominated or 
payable in any other non-German 
currency on a gold basis or with 
a gold clause, shall be determined 
as follows:—

the equivalent in United States 
dollars of the nominal amount 
due shall be calculated at the 
rate of exchange on the date 
when the obligation was con-
tracted or, in the case of a 
bonded debt, when the bonds 
were issued; 

(iii) the dollar figure so calculated 
shall be converted into the 
currency in which the obliga

-

graphe dans la monnaie du pays où 
l'emprunt a été souscrit ou le crédit 
obtenu, ne seront pas affectés par 
cette décision. 

(3) Les dispositions des paragraphes 
(1) et (2) du présent Article ne s'appli-
quent pas aux dettes visées par les 
paragraphes 2 et 3 de l'Annexe I au 
présent Accord. 

(4) Tout accord de paiement en 
vigueur entre le Gouvernement de la 
République Fédérale d'Allemagne et 
le Gouvernement d'un pays créancier 
s'appliquera aux paiements afférents 
aux dettes qui font l'objet des disposi-
tions des paragraphes (2) et (3) du 
présent Article, à condition que ces 
paiements soient exigibles dans la 
monnaie du pays créancier. 

(5) Dans le cas où la dette est née 
des opérations commerciales effec-
tuées par une succursale du créancier 
et où il était prévu que le paiement 
serait effectué dans le pays où cette 
succursale est située, ce pays sera 
considéré comme pays créancier au 
sens du présent Article. 

Article 12 

Traitement des clauses-or 
Pour l'établissement des modalités 

de règlement et pour le paiement de 
toute dette exprimée en monnaie non 
allemande sur une base or ou avec 
une clause-or, le montant à payer sera, 
sauf disposition particulière contraire 
des Annexes au présent Accord, déter-
miné comme suit: 

(a) le montant à payer au titre d'une 
dette qui, aux termes de l'obligation 
existant au moment de l'établisse-
ment des modalités de règlement, 
est exprimée ou payable en dol-
lars des Etats-Unis ou en francs 
suisses sur une base or ou avec 
une clause-or, sera déterminé sans 
égard à cette base or ou à cette 
clause-or, Tout nouveau contrat 
conclu entre le créancier et le dé-
biteur au sujet d'une telle dette 
sera exprimé en dollars des Etats-
Unis ou en francs suisses, sans 
référence à la valeur de la mon-
naie en cause par rapport à l'or, 
et ne contiendra pas de clause-or; 

(b) le montant à payer au titre d'une 
dette qui, aux termes de l'obli-
gation existant au moment de 
l'établissement des modalités de 
règlement, est exprimée ou 
payable dans une autre monnaie 
non allemande sur une base or ou 
avec une clause-or sera déterminé 
comme suit: 

(i) la contre-valeur en dollars des 
Etats-Unis du montant nominal 
exigible sera calculée sur la 
base du taux de change en 
vigueur à la date à laquelle 
l'obligation a été contractée 
ou, s'il s'agit d'une dette obli-
gataire, en vigueur à la date 
d'émission des obligations; 

(ii) le montant en dollars ainsi 
obtenu sera converti dans la 
monnaie dans laquelle l'obli- 



zahlen ist, zu dem am Fällig-
keitstage maßgebenden Um-
rechnungskurs zwischen dem 
US-Dollar und dieser Währung 
umzurechnen; ist der Umrech-
nungskurs jedoch für den 
Gläubiger ungünstiger als der 
zwischen dem US-Dollar und 
dieser Währung am 1. August 
1952 maßgebend gewesene, 
so ist der Umrechnungskurs 
vom 1. August 1952 zu Grunde 
zu legen. 

Artikel 13 

Umrechnungskurse 
Ist nach den Bestimmungen dieses 

Abkommens und seiner Anlagen ein 
Betrag auf der Grundlage eines Um-
rechnungskurses zu errechnen, so ist 
dieser Kurs, mit Ausnahme der in An-
lage III und in Artikel 8 der Anlage IV 
dieses Abkommens vorgesehenen Fälle, 

(a) durch die Paritäten zu bestimmen, 
die mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds gemäß Abschnitt 1 des 
Artikels IV des Abkommens über 
den Internationalen Währungs-
fonds vereinbart sind und dem-
gemäß für die betreffenden Wäh-
rungen an dem in Betracht kom-
menden Tage gelten; oder 

(b) falls an dem in Betracht kommen-
den Tage kein solchen Paritäten 
gelten oder galten, der Umrech-
nungskurs, der in einem zwei-
seitigen Zahlungsabkommen zwi-
schen den beteiligten Regierungen 
oder ihren Währungsinstanzen für 
den laufenden Zahlungsverkehr 
vereinbart ist; oder 

(c) wenn an dem in Betracht kommen-
den Tage weder Paritäten noch 
Umrechnungskurse auf Grund von 
zweiseitigen Abkommen gelten 
oder galten, der im Handelsver-
kehr allgemein gültige mittlere 
Umrechnungskurs, der für Kabel-
überweisungen in der Währung 
des Staates, in dem die Zahlung 
zu leisten ist, an der maßgebenden 
Börse des anderen Staates an dem 
in Betracht kommenden Tage oder 
gegebenenfalls an einem Vortage 
gilt oder galt; oder 

(d) wenn an dem in Betracht kommen-
den Tage kein Umrechnungskurs 
gemäß den Buchstaben a, b oder c 
besteht oder bestand, der als cross

-

rate  of exchange bezeichnete Um-
rechnungskurs, der sich aus den an 
diesem Tage oder gegebenenfalls 
an einem Vortage geltenden Mit-
telkursen der  betreffenden  Wäh-
rungen an der maßgebenden Börse 
eines dritten Staates ergibt, in dem 
diese Währungen notiert werden. 

Artikel 14 

Bestimmungen über Schulden in 
deutscher Währung 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland 
wird für alle Reichsmarkschulden, für 
die sie die Haftung übernommen hat 

tion is to be paid in accordance 
with Article 11 at the rate of 
exchange between the United 
States dollar and such currency 
on the date when the amount 
payable is due, except that if 
such rate of exchange is less 
favourable for the creditor 
than the rate of exchange 
between the United States 
dollar and such currency on 
1st August, 1952, the conver-
sion shall be made on the 
basis of the rate of exchange 
on 1st August, 1952.  

Article 13 

Rates of Exchange 
Wherever it is provided in the 

present Agreement and the Annexes 
thereto that an amount shall be calcu-
lated on the basis of a rate of ex-
change, such rate shall, except in the 
cases provided for in Annex III and 
in Article 8 of Annex IV of the present 
Agreement, be— 

(a) determined by the par values of 
the currencies concerned in force 
on the appropriate date as agreed 
with the International Monetary 
Fund under Article IV, Section 1, 
of the Articles of Agreement of 
the International Monetary Fund, 
or 

(b) if no such par values are or were 
in force on the appropriate date, 
the rate of exchange agreed for 
current payments in a bilateral 
payments agreement between the 
Governments concerned or their 
monetary authorities.; or 

(c) if neither par values nor rates in 
bilateral payments agreements 
are or were in force on the 
appropriate date, the middle rate 
of exchange generally applicable 
for transactions ruling for cable 
transfers in the currency of the 
country in which payment is to 
be made in the principal exchange 
market of the other country on 
that date, or on the last date 
before that date on which such 
rate was ruling; or 

(d) if there is or was no rate of ex-
change as specified under (a), (b) 
or (c) at the appropriate date, the 
cross-rate of exchange resulting 
from the middle rates of exchange 
ruling for the currencies in ques-
tion in the principal exchange 
market of a third country dealing 
in those currencies on that date 
or the last date before the said 
date upon which such rates were 
ruling. 

Article 14 

Certain Debts Expressed in 
German Currency 

(1) The Federal Republic of Ger-
many will take similar action to that 
provided for  in paragraph 6 of Annex I 

galion doit être payée con-
formément aux dispositions de 
l'Article 11, sur la hase du 
taux de change entre le dollar 
des Etats-Unis et cette monnaie 
en vigueur à la date à laquelle 
le montant payable est exigible; 
toutefois, au cas où ce taux 
de change serait moins fa-
vorable pour le créancier que 
le taux de change du ler août 
1952 entre le dollar des Etats-
Unis et cette monnaie, la con-
version sera faite sur la base 
du taux de change en vigueur 
le ler août 1952. 

Article 13 

Taux de change 
Lorsque le présent Accord et ses 

Annexes prévoient qu'un montant doit 
être calculé sur la base d'un taux de 
change, ce taux sera, sauf dans les cas 
prévus par l'Annexe IlI et l'Article 8 
de l'Annexe IV au présent Accord: 

(a) celui déterminé par les parités des 
monnaies en cause en vigueur à la 
date considérée, telles qu'elles ont 
été convenues avec le Fonds 
Monétaire International au titre 
de l'Article IV, Section 1 du Statut 
du Fonds Monétaire International; 
ou 

(b) si aucune parité n'est ou n'était 
en vigueur à la date considérée, 
le taux de change convenu pour 
les paiements courants dans un 
accord bilatéral de paiement entre 
les Gouvernements intéressés ou 
leurs autorités monétaires; ou 

(c) si aucune parité ni aucun taux de 
change convenu dans un accord 
bilatéral de paiement ne sont ou 
n'étaient en vigueur à la date con-
sidérée, le taux moyen des changes 
applicable à la généralité des 
transactions, en vigueur, pour les 
transferts télégraphiques dans la 
monnaie du pays où le paiement 
doit être fait, sur le principal 
marché des changes de l'autre pays 
à la date considérée ou à la der-
nière date de cotation antérieure; 
ou 

(d) s'il n'existe ou n'existait à la date 
considérée aucun taux de change 
déterminé selon les dispositions 
des paragraphes (a), (b), et (c), le 
taux obtenu à partir des taux 
moyens des changes en vigueur 
pour les monnaies en question sur 
le principal marché des changes 
d'un pays tiers effectuant des 
transactions dans ces monnaies, à 
la date considérée ou à la dernière 
date de cotation antérieure. 

Article 14 

Dispositions relatives à certaines 
dettes exprimées en monnaie allemande 

(1) La République Fédérale d'Alle-
magne prendra, à l'égard des dettes 
en Reichsmark dont elle a assumé ou 



oder noch übernehmen sollte und die 
nicht unter Ziffer 6 der Anlage I dieses 
Abkommens fallen, Maßnahmen tref-
fen, die den in dieser Ziffer 6 vorge-
sehenen Bestimmungen entsprechen. 

(2) In Anwendung des Grundsatzes 
der Inländerbehandlung wird die Bun-
desrepublik Deutschland außerdem 
sicherstellen, daß Schulden aus Reichs-
markschuldverschreibungen, die nicht 
Goldmarkschulden mit spezifisch auslän-
dischem Charakter sind, die ferner am 
21. J uni 1948 gegenüber Personen, die 
an diesem Tage Staatsangehörige eines 
Gläubigerstaates oder in einem Gläu-
bigerstaat ansässig waren, bestanden 
und deren Bezahlung nach der Gesetz-
gebung im Währungsgebiet der  Deut-
schen Mark (West) nur zu einem be-
stimmten Teil erzwungen werden kann, 
in gleicher Weise erfüllt werden wie 
entsprechende Verbindlichkeiten ge-
genüber Personen, die im Währungs-
gebiet der Deutschen Mark (West) an-
sässig sind. 

(3) Bei der Regelung sonstiger in 
deutscher Währung zahlbarer Schulden 
gegenüber solchen Staatsangehörigem 
von Gläubigerstaaten, clic im Wah-
rungsgebiet der Deutschen Mark (West) 
ansässig sind, werden die Bedingungen 
nicht ungünstiger sein als diejenigen, 
die für entsprechende Verbindlich-
keiten gegenüber anderen in diesem 
\Nahrungsgebiet ansässigen Personen 
gewährt werden. 

Artikel 15 

Annahme durch die Gläubiger 

(1) Anspruch auf Vorteile aus irgend
-einer Bestimmung dieses Abkommens 

und seiner Anlagen einschließlich der 
darin vorgesehenen Zahlungen haben 
allein solche Gläubiger, die bei ver-
brieften Schulden, deren Regelung ein 
Regelungsangebot voraussetzt, das An-
gebot annehmen oder die bei sonstigen 
Schulden mit der Festsetzung von Zah-
lungs- und sonstigen Bedingungen für 
die Schuld gemäß den in Betracht kom-
menden Bestimmungen einverstanden 
sind. 

(2)--(a) Bei verbrieften Schulden, 
deren Regelung ein Regelungsangebot 
voraussetzt, erfolgt die Annahme des 
Regelungsangebots im Sinne des Ab-
satzes 1 dieses Artikels durch Ein-
reichung der alten Schuldverschreibun-
gen oder Zinsscheine 

(i) zum Umtausch, wenn neue Schuld-
verschreibungen oder Zinsscheine 
ausgegeben werden, oder 

(ii) zur Anbringung eines Aufdrucks, 
wenn die Regelungsbedingungen 
den alten Schuldverschreibungen 
oder Zinsscheinen aufgedruckt 

werden sollen. 

(h) Der Inhaber einer Schuldver-
schreibung, die unter Anlage II dieses 
Abkommens fällt und für die ein Re-
gelungsangebot gemacht worden ist, 
kann sich binnen einer Mindestfrist von 
fünf Jahren nach dem Tage  der Abgabe 
des Angebots für dessen Annahme ent-
scheiden. Bei Vorliegen triftiger 
Grunde hat der Schuldner die Frist zu 
verlängern.  

to the present Agreement with respect 
to any Reichsmark debts for which it 
has assumed or may assume liability 
and which are not covered by that 
paragraph. 

(2) In application of the principle of 
national treatment, the Federal Repub-
lic of Germany will further ensure 
that debts arising from Reichsmark 
bonds, which are not Goldmark debts 
with a specific foreign character, and 
which were owed on 21 st June, 1948, 
to persons who on that date were 
nationals of or residents in a creditor 
country, and payment on which under 
legislation in the currency area of the 
Deutsche Mark West can be enforced 
only for a proportionate part, will be 
met in the same manner as similar 
liabilities towards persons residing in 
the currency area of the Deutsche 
Mark West 

(3) In the settlement of other debts 
payable in German currency and owed 
to national of creditor countries 
residing in the currency area of the 
Deutsche Mark West, the terms shall 
be not less favourable than those 
accorded to similar liabilities owed to 
any other persons residing in the said 
area. 

Article 15 

Acceptance by Creditors 

(1) Only such creditors shall be 
entitled to benefit under any provision 
of the present Agreement and the 
Annexes thereto, including payment 
thereunder, as, in the case of bonded 
debts for which an offer of settlement 
is the appropriate procedure, accept 
the offer, or, in the case of other debts, 
assent to the establishment in accord-
ance with such provisions of terms 
of payment and other conditions in 
respect of such debts. 

(2)—(a) In the case of bonded debts 
for which an offer of settlement is the 
appropriate procedure, the acceptance 
of the offer of settlement, within the 
meaning of paragraph (1) of this 
Article, shall be effected by submitting 
the old bonds or coupons— 

(i) for exchange, if new bonds or 
coupons are issued, or 

(ii) for enfacement, if the settlement 
terms are to be enlaced on the old 
bonds or coupons. 

(b) The holder of a bond covered by 
Annex 11 of the present Agreement, in 
respect of which an offer of settlement 
is made, shall have a period of at 
least five years from the date when 
such offer is made to accept such offer. 
The debtor shall extend this period for 
a reasonable cause.  

pourrait assumer la responsabilité et 
qui ne sont pas visées au paragraphe 6 
de l'Annexe I au présent Accord, des 
mesures analogues à celles qui sont 
prévues par ce paragraphe. 

(2) Par application du principe du 
traitement national, la République 
Fédérale d'Allemagne prendra égale-
ment les mesures nécessaires pour 
assurer que les dettes au titre d'obli-
gations en Reichsmark, autres que les 
dettes en mark-or ayant un caractère 
spécifiquement étranger, qui étaient 
dues le 21 juin 1948 	des personnes 
ayant à cette date la qualité de res-
sortissants d'un pays créancier ou de 
résidents dans un tel pays, et dont le 
paiement ne peut aux termes des lois 
et règlements en vigueur dans la zone 
monétaire du Deutschemark-Ouest être 
exigé que dans la limite d'une certaine 
quote-part, recevront application du 
même traitement que les obligations 
analogues envers des personnes rési-
dant dans la zone monétaire du 
Deutschemark-Ouest. 

(3) Lors du règlement des autres 
dettes payables en monnaie allemande 
et dues à des ressortissants de pays 
créanciers résidant dans la zone moné-
taire du Deutschemark-Ouest, les 
modalités appliquées ne pourront être 
moins favorables que celles appli-
cables aux obligations analogues 
envers toute personne résidant dans la 
même zone. 

Article 15 

Assentiment des créanciers 

(1) Seront seuls en droit de béné-
ficier des dispositions du présent 
Accord et de ses Annexes et de rece-
voir des paiements à ce titre les créan-
ciers qui, dans le cas des dettes 
obligataires justiciables de la procé-
dure de l'offre de règlement, auront 
accepté cette offre ou, dans le cas des 
antres dettes, auront accepté que des 
modalités de paiement et autres con-
ditions soient établies pour de telles 
dettes conformément à ces dis-
positions. 

(2)--(a) Dans le cas des dettes obli-
gataires justiciables de la procédure 
de l'offre de règlement, l'acceptation 
de l'offre, au sens du paragraphe (1) du 
présent Article, s'effectuera par la 
présentation des anciennes obligations 
ou des anciens coupons: 

(i) à l'échange si de nouvelles obli-
gations ou de nouveaux coupons 
sont émis, ou 

(ii) à l'estampillage si les modalités de 
règlement doivent être portées par 
estampillage sur les anciennes obli-
gations ou les anciens coupons; 

(b) le porteur d'une obligation visée 
par l'Annexe 1I au présent Accord 
pour laquelle une offre de règlement 
est faite, aura au moins 5 ans à compter 
de la date de cette offre pour l'accepter. 
Lorsqu'un motif raisonnable sera 
invoqué, le débiteur devra prolonger 
ce délai. 



(3) Bei Schulden, die nicht unter Ab-
satz 2 (a) dieses Artikels fallen, wird, 
sofern nicht in einer Anlage zu diesem 
Abkommen eine bestimmte Form vor-
gesehen ist, das Einverständnis des 
Gläubigers mit der Festsetzung von 
Zahlungs- und sonstigen Bedingungen 
im Sinne des Absatzes 1 dieses Artikels 
als gegeben angesehen, wenn der Gläu-
biger in irgendeiner Weise sein Ein-
verständnis klar zum Ausdruck bringt. 

(4) Ein Schuldner ist den Verfahren, 
wie sie in diesem Abkommen und sei-
nen einschlägigen Anlagen für die Re-
gelung von Schulden vorgesehen sind. 
nur dann unterworfen, wenn er be-
züglich seiner Schuld gemäß den Be-
stimmungen der für sie einschlägigen 
Anlage dieses Abkommens einen Re-
gelungsvorschlag gemacht oder eine 
Beitrittserklärung abgegeben hat. Je-
doch läßt dieser Absatz die Bestimmun-
gen des Artikels 17 dieses Abkommens 
unberührt. 

(5) Die Bundesrepublik Deutschland 
ist berechtigt, in Ausführung des Ar-
tikels 2 dieses Abkommens den Vor-
schriften der vorstehenden Absitze 
Rechnung zu tragen. 

Artikel 16 

Erlöschen der Schuld 

Hat der Schuldner seine nach diesem 
Abkommen und dessen Anlagen ge-
regelte Schuld erfüllt, so ist er damit 
auch von allen Verbindlichkeiten aus 
dieser Schuld, wie sie vor der Regelung 
bestand, befreit, sofern diese Verbind-
lichkeiten nicht schon durch Verein-
barung erloschen waren. 

Artikel 17 

Durchsetzung der Rechte der Gläubiger 
(1) Die Bundesrepublik Deutschland 

wird dem Gläubiger das Recht gewähr-
leisten, innerhalb der .Grenzen dieses 
Abkommens und seiner Anlagen durch 
deutsche Gerichte und mit Hilfe deut-
scher Behörden 

(a) seine Rechte in Bezug auf eine 
Schuld, wie sie in dem Zeitpunkt 
bestehen, in dem gemäß diesem 
Artikel Klage erhoben wird, durch-
zusetzen, falls der Gläubiger und 
der Schuldner sich über die Re-
gelungsbedingungen nicht einigen 
und der Gläubiger sein Einver-
ständnis damit erklärt, daß die 
deutschen Gerichte die Zahlungs 
und sonstigen Bedingungen für die 
Schuld gemäß den Bestimmungen 
dieses Abkommens und seiner An-
lagen festsetzen; 

(h) seine Rechte gemäß den Bedingun-
gen der geregelten Schuld durch-
zusetzen, wenn der Schuldner seine 
Verpflichtungen gemäß diesen Be-
dingungen nicht erfüllt; dies gilt 
auch für die Rechte, die der Gläu-
biger gemäß den Bestimmungen 
dieses Abkommens und seiner An- 

(3) In the case of debts, other than 
those referred to in paragraph (2) (a) 
of this Article, the assent of the 
creditor to the establishment of terms 
of payment and other conditions 
within the meaning of paragraph (1) 
of this Article shall, where no definite 
requirement is laid down in any 
Annex to the present Agreement, he 
considered as effected if the creditor 
clearly indicates his assent in any 
manner. 

(4) A debtor shall be subject to the 
application of the procedures for 
settlement prescribed in the present 
Agreement and the relevant Annexes 
thereto in respect of a debt only when 
he has made a proposal for settlement, 
a notification of adherence or a decla-
ration of participation in respect of 
such debt under the provisions of the 
relevant Annex to the present Agree-
ment. Nothing in this paragraph shall, 
however, be deemed to affect the 
provisions of Article 17 of the present 
Agreement. 

(5) In giving effect to the provisions 
of Article 2 of the present Agreement, 
the Federal Republic of Germany shall 
be entitled to take into account the 
provisions of the foregoing paragraphs 
of this Article. 

Article 16 

Discharge of Debtors 

Whenever a debtor has discharged 
his debt as settled under the terms of 
the present Agreement and the An-
nexes thereto, he shall be deemed to 
have thereby also discharged all his 
obligations in respect of such debt as 
it existed before the settlement, unless 
such obligations have been previously 
extinguished by agreement. 

Article 17 

Enforcement of Creditors' Rights 
(1) The Federal Republic of Germany 

will afford the creditor the right, with-
in the limits of the present Agreement 
and the Annexes thereto, to enforce 
through German courts and author

-

ities- 

(a) his rights with respect to a debt as 
they exist at the time when action 
is taken under this Article if the 
creditor and debtor do not agree 
on ternis of settlement and the 
creditor declares his assent to the 
'establishment by such courts of 
terms of payment and other con-
ditions for his debt in accordance 
with the provisions of the present 
Agreement and the Annexes 
thereto; 

(b) his rights under the terms of sett-
lement of the debt if the debtor 
fails to discharge his obligations 
in accordance with such terms (in-
cluding such rights as under the 
provisions of the present Agree-
ment and the Annexes thereto 
may be exercised by the creditor 

(3) Dans le cas des dettes autres que 
celles visées au paragraphe (2) (a) du 
présent Article le créancier sera, en 
l'absence de disposition précise sur ce 
point dans une Annexe au présent 
Accord, considéré comme ayant ac-
cepté l'établissement de modalités de 
paiement et autres conditions au sens 
du paragraphe (1) du présent Article 
s'il marque clairement, de quelque 
manière que ce soit, son intention 
d'accepter. 

(4) Les procédures de règlement 
prévues dans le présent Accord et les 
Annexes appropriées ne sont ap-
plicables à un débiteur que lorsque ce 
dernier a fait une proposition de 
règlement, une notification d'accession 
ou une déclaration de participation au 
titre de sa dette conformément aux 
dispositions de l'Annexe applicable du 
présent Accord. Le présent paragraphe 
ne sera pas considéré comme affectant 
les dispositions de l'Article 17 du pré-
sent Accord. 

(5) En donnant effet aux disposi-
tions de l'Article 2 du présent Accord, 
la République Fédérale d'Allemagne 
sera en droit de tenir compte des dis-
positions des précédents paragraphes 
du présent Article. 

Article 16 

Extinction des obligations des 
débiteurs 

Lorsqu'un débiteur se sera acquitté 
de sa dette selon des modalités de 
règlement établies en application du 
présent Accord et de ses Annexes, il 
sera censé s'être également acquitté, 
de ce fait, de toutes les obligations qui 
lui incombaient au titre de cette dette, 
telle qu'elle existait avant l'établisse-
ment de ces modalités, à moins que ces 
obl igations n'a ien t été déjà ét e intes 
par accord. 

Article 17 

Sanction des droits des créanciers 
(1) La République Fédérale d'Alle-

magne donnera à tout créancier le 
droit, dans les limites du présent 
Accord et de ses Annexes, de faire 
sanctionner par les tribunaux alle-
mands et par les autorités allemandes: 

(a) ses droits au titre de la dette tels 
qu'ils existent au moment où il 
est fait application du présent Ar-
ticle, si ce créancier et son débi-
teur n'ont pu s'entendre sur les 
modalités de règlement et que le 
créancier déclare accepter l'éta-
blissement, par ces tribunaux, de 
modalités de paiement et autres 
conditions conformes aux disposi-
tions du présent Accord et de ses 
Annexes; 

(h) ses droits selon les modalités de 
règlement de la dette, si le débiteur 
ne s'acquitte pas de ses obligations 
conformément à ces modalités (y 
compris les droits qui, aux termes 
du présent Accord et de ses An-
nexes, peuvent étre exercés par le 
créancier lorsque le débiteur ne 



lagen ausüben kann, wenn der 
Schuldner seine Verpflichtungen 
nicht erfüllt; der Gläubiger kann 
jedoch die Zahlung eines durch die 
Nichterfüllung der Schuld fällig 
werdenden Kapitalbetrages nach 
dem Ausland nicht eher verlangen, 
als es der Fall gewesen wäre, wenn 
der Schuldner seine Verpflichtun-
gen erfüllt hätte. 

(2) Dem Gläubiger steht das in Ab-
satz 1 dieses Artikels vorgesehene 
Recht nicht zu, wenn die Streitigkeit 
in dem Zeitpunkt, in dem das in Ab-
satz 1 dieses Artikels vorgesehene 
Recht geltend gemacht werden soll, 
nach den Bestimmungen des betreffen-
den Vertrages oder dieses Abkommens 
und seiner Anlagen der ausschließ-
lichen Zuständigkeit eines Gerichts in 
einem Gläubigerstaate oder einer 
Schiedsinstanz unterliegt. Ist eine 
solche ausschließliche Zuständigkeit in 
den Bestimmungen des betreffenden 
Vertrages vorgesehen, so können 
Schuldner und Gläubiger im gegen-
seitigen Einvernehmen darauf verzich-
ten; dem Gläubiger steht in diesem 
Falle das in Absatz 1 dieses Artikels 
vorgesehene Recht zu. 

(3)—(a) die Bundesrepublik Deutsch-
land wird ohne Rücksicht darauf, ob die 
Gegenseitigkeit für die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen 
zwischen dem Staat, in dem die Ent-
scheidung ergangen ist, und der Bun-
desrepublik Deutschland verbürgt ist, 
dem Gläubiger das Redit gewähr-
leisten, nach Maßgabe der Bestimmun-
gen der Absätze 1 und 4 dieses Ar-
tikels durch deutsche Gerichte und mit 
Hilfe deutscher Behörden rechtskräf-

tige Entscheidungen von Gerichten und 
Schiedsinstanzen über eine Schuld 
durchzusetzen, sofern die Entscheidun-
gen ergangen sind 

(i) in einem Gläubigerstaate nach dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens; 

(ii) in •einem Gläubigerstaate vor dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens, 
wenn der Schuldner die durch die 
Entscheidung festgesetzte Schuld 
nicht bestreitet. 

(b) Die deutschen Gerichte werden 
in anderen Verfahren über Schulden, 
die den Gegenstand einer rechtskräfti-
gen Entscheidung bilden, die von einem 
Gericht oder einer Schiedsinstanz in 
einem Gläubigerstaate vor dem Inkraft-
treten dieses Abkommens erlassen ist, 
die Tatsachen, auf denen die Entschei-
dung beruht, als bewiesen ansehen, es 
sei denn, daß der Schuldner Beweis 
für das Gegenteil antritt. In diesem 
Falle ist der Gläubiger seinerseits be-
rechtigt, Gegenbeweis anzutreten und 
sich dabei auch auf das Beweisprotokoll 
des früheren Verfahrens zu beziehen. 
Der Betrag einer nichtvertraglichen 
Geldverbindlichkeit, der in einem Ver-
fahren nach diesem Absatz durch eine 
Entscheidung eines deutschen Gerichts 
festgesetzt wird, gilt im Sinne des 
Artikels 4 Absatz 1 Buchst. a dieses Ab-
kommens als in dem Zeitpunkt fest-
gestellt, in dem die rechtskräftige Ent-
scheidung des Gerichts oder der Schieds-
instanz in einem Gläubigerstaate er-
gangen ist. 

upon the failure of the debtor to 
discharge such obligations), except 
that the creditor shall not be enti-
tled to the transfer in non-German 
currency of a principal sum which 
becomes due as a result of such 
failure sooner than would have 
been the case if the debtor had not 
failed to discharge such obligations. 

(2) The creditor shall not be afforded 
the right provided under paragraph 
(1) of this Article if, under the provi-
sions of the relevant contract or the 
present Agreement and the Annexes 
thereto, the dispute is, at the time that 
the right provided for under paragraph 
(1) of this Article is sought to be 
exercised, exclusively cognisable by 
an  arbitral body or by a court in a 
creditor country. When such exclusive 
jurisdiction is provided by the terms 
of the relevant contract, the debtor and 
creditor may by agreement waive such 
a provision and the creditor shall, 
thereupon, be entitled to such right. 

(3)—(a) Irrespective of whether there 
is reciprocity between the country in 
which the decision is rendered and the 
Federal Republic of Germany, the 
Federal Republic of Germany will 
afford the creditor the right, subject 
to the relevant qualifications contained 
in paragraph (1) and to the provisions 
of paragraph (4) of this Article, to 
enforce through German courts and 
authorities final decisions concerning 
a debt rendered by courts and arbitral 
bodies— 

(i) in a creditor country after the entry 
into force of the present Agree-
ment; 

(ii) in a creditor country prior to the 
entry into force of the present 
Agreement, if the debtor does not 
contest the debt as established by 
such decision. 

(b) A German court, in any other 
proceeding respecting a debt which has 
been the subject of a final decision 
rendered by a court or arbitral body in 
a creditor country prior to the entry 
into force of the present Agreement, 
shall accept as proved the facts upon 
which such decision was based, unless 
the debtor introduces evidence to the 
contrary. In that case the creditor shall 
be entitled to introduce rebutting 
evidence including the transcript of 
evidence in the former proceeding. The 
amount of a non-contractual pecuniary 
obligation established by a decision 
of a German court in a proceeding 
under this paragraph shall, for the 
purpose of paragraph (1) (a) of Ar-
ticle 4 of the present Agreement, be 
deemed to have been fixed at the 
date of the final decision of the court or 
arbitral body in a creditor country.  

s'acquitte pas de ces obligations). 
Toutefois, le créancier ne sera pas 
en droit de demander, plus rapide-
ment que si le débiteur s'était ac-
quitté de ses obligations, le trans-
fert des montants en capital qui 
pourraient devenir exigibles à la 
suite du défaut de celui-ci. 

(2) Le droit visé au paragraphe (1) 
du présent Article ne sera pas accordé 
à un créancier si, au moment où celui-
ci invoque les dispositions de ce para-
graphe, le litige relève, aux termes du 
contrat en cause ou du présent Accord 
et de ses Annexes, de la compétence 
exclusive d'un tribunal dans un pays 
créancier ou d'une instance arbitrale. 
Lorsque la compétence exclusive est 
prévue par le contrat, le créancier et 
le débiteur pourront convenir de 
renoncer à cette disposition et le cré-
ancier se verra de ce fait ouvrir le droit 
prévu au paragraphe (1). 

(3) - (a) Qu'il y ait ou non réciprocité 
entre la République Fédérale d'Aile- 
magne et le pays dans lequel la déci-
sion a été rendue, la République 
Fédérale d'Allemagne donnera à tout 
créancier le droit, sous réserve des con-
ditions applicables du paragraphe (1) 
et compte tenu des dispositions du 
paragraphe (4) du présent Article, 
d'obtenir des Tribunaux allemands et 
des Autorités allemandes l'exécution 
des décisions judiciaires ou arbitrales 
définitives rendues: 

(i) dans un pays créancier après 
l'entrée en vigueur du présent 
Accord; 

(ii) dans un pays créancier avant 
l'entrée en vigueur du présent 
Accord, lorsque le débiteur ne 
conteste pas la dette établie par 
cette décision. 

(b) Dans toute autre instance engagée 
devant un tribunal allemand au titre 
d'une dette ayant fait l'objet d'une 
décision judiciaire ou arbitrale rendue 
dans un pays créancier avant l'entrée 
en vigueur du présent Accord, le Tri-
bunal acceptera comme établis les faits 
sur lesquels la décision en cause est 
fondée, à moins que le débiteur ne 
présente des preuves contraires. En 
pareil cas, le créancier pourra faire 
appel à toutes autres preuves en son 
pouvoir et notamment aux pièces de la 
procédure dans l'instance précédente. 
Toute obligation pécuniaire non con-
tractuelle, dont le montant est établi 
par décision d'un tribunal allemand 
dans une instance au titre du présent 
paragraphe, sera, aux fins du para-
graphe (1) (a) de l'Article 4 du présent 
Accord, considérée comme ayant été 
liquide, à la date de la décision judi-
ciaire ou arbitrale définitive rendue 
dans le pays créancier. 



(c) Die Bundesrepublik Deutschland 
wird dem Gläubiger das Recht gewähr-
leisten, nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des Absatzes 1 dieses Artikels durch 
deutsche Gerichte und mit Hilfe deut-
scher Behörden rechtskräftige Entschei-
dungen von Gerichten und Schiedsin-
stanzen über eine Schuld durchzu-
setzen, die in Deutschland vor dem 
8. Mai 1945 oder innerhalb des Wäh-
rungsgebietes der Deutschen Mark 
(West) nach dem 8. Mai 1945 ergangen 
sind. 

(4) Die deutschen Gerichte können es 
ablehnen, die Entscheidung eines aus-
ländischen Gerichts oder einer Schieds-
instanz — ausgenommen Entscheidun-
gen einer nach den Bestimmungen 
dieses Abkommens und seiner Anlagen 
errichteten Schiedsinstanz — gemäß 
den Bestimmungen des Absatzes 3 
dieses Artikels anzuerkennen und zu 
vollstrecken, 

(a) wenn das Gericht, das die Entschei-
dung erlassen hat, nicht zuständig 
war oder die Zuständigkeit der 
Schiedsinstanz, welche die Entschei-
dung erlassen hat, nicht auf der 
Vereinbarung der beteiligten Par-
teien beruhte; oder 

(b) wenn dem Schuldner in dem Ver-
fahren, das zu der Entscheidung 
des Gerichts oder der Schiedsin-
stanz geführt hat, das rechtliche 
Gehör nicht gewährt war; oder 

(c) wenn die Anerkennung der Ent-
scheidung gegen den ordre public 
in der Bundesrepublik Deutschland 
verstoßen würde; jedoch darf der 
Umstand, daß eine Entscheidung 
mit den Bestimmungen dieses Ab-
kommens und seiner Anlagen nicht 
im Einklang steht, nicht dazu 
führen, daß ihre Anerkennung und 
Vollstreckung, und zwar innerhalb 
der Grenzen dieses Abkommens 
und seiner Anlagen, als Verstoß 
gegen den ordre public im Sinne 
dieser Bestimmung angesehen wird. 

(5) Die Bundesrepublik Deutschland 
wird den in der Anlage I dieses Ab-
kommens genannten Vereinigungen 
von Wertpapierinhabern (Bondholders 
Councils) oder entsprechenden Ver-
einigungen und den in Artikel VIII der 
Anlage II dieses Abkommens erwähn-
ten Gläubigervertretungen das Recht 
gewährleisten, die Bedingungen des 
Regelungsangebots durch deutsche Ge-
richte und mit Hilfe deutscher Behörden 
festsetzen zu lassen, falls der Schuldner 
— ausgenommen die Bundesrepublik 
Deutschland — es unterläßt, einen Vor-
schlag zur Regelung seiner bestehenden 
verbrieften Schuld gemäß den einschlä-
gigen Bestimmungen der Anlagen I und 
II dieses Abkommens zu machen. 

(6) — (a) Ein Schuldner, der es unter-
läßt, einen Regelungsvorschlag gemäß 
Anlage I oder II dieses Abkommens 
zu machen, hat in einem nach den Ab-
sätzen 1, 3 oder 5 dieses Artikels vor 
einem deutschen Gericht anhängig ge-
machten Verfahren keinen Anspruch 
auf die Vorteile der in Ziffer 7 Ab-
satz 1 Buchst. e der Anlage I oder in 
Artikel V Absatz 11 der Anlage II 
dieses Abkommens enthaltenen Härte-
klauseln. Bei der Festsetzung der Be- 

(c) The Federal Republic of Ger-
many will afford the creditor the right, 
subject to the relevant qualifications 
contained in paragraph (1) of this Ar-
ticle, to enforce through German courts 
and authorities final decisions con-
cerning a debt rendered by courts 
and arbitral bodies within Germany 
before 8th May, 1945, or within the 
territory of the currency area of the 
Deutsche Mark West afther 8th May, 
1945. 

(4) German courts may refuse to 
enforce a decision of a foreign court or 
of an arbitral body (except an arbitral 
body established under the provisions 
of the present Agreement and the 
Annexes thereto) under the provisions 
of paragraph (3) of this Article in 
any case in which— 

(a) the court which gave the decision 
had no jurisdiction or the jurisdic-
tion of the arbitral body which 
gave the decision was not based 
on the agreement of the parties 
concerned; or 

(b) the debtor, in the proceedings in 
the original court or arbitral body, 
was not afforded an opportunity 
to defend the proceedings; or 

(c) the enforcement of the decision 
would be contrary to public policy 
in the Federal Republic of Ger-
many; provided that the fact that 
a judgment is not in harmony with 
the provisions of the present 
Agreement and the Annexes 
thereto shall not be deemed to 
make its enforcement, within the 
limits of the present Agreement 
and the Annexes thereto, contrary 
to public policy within the meaning 
of this provision. 

(5) The Federal Republic of Germany 
will afford Bondholders' Councils or 
analogous bodies referred to in Annex I 
and creditors' representatives referred 
to in Article VIII of Annex II to the 
present Agreement the right to have 
established through German courts 
and authorities the terms of the offer 
of settlement in the event of the debtor 
(other than the Federal Republic of 
Germany) failing to make a proposal 
for settlement on his existing bonded 
debt in accordance with the relevant 
provisions of Annexes I and II to the 
present Agreement. 

(6)—(a) A debtor who fails to make 
a proposal for settlement under An-
nex I or II to the present Agreement 
shall not, in any proceeding in a Ger-
man court brought under paragraph 
(1). (3) or (5) of this Article, be enti-
tled to the benefit of the provisions-
respecting hardship contained in para-
graph 7 (1) (e) of Annex I or para-
graph 11 of Article V of Annex II to 
the present Agreement. When establish-
ing the terms of the offer of settle- 

(c) La République Fédérale d'Alle-
magne donnera au créancier le droit, 
sous réserve des conditions appli-
cables du paragraphe (1) du présent 
Article, d'obtenir des tribunaux alle-
mands et des autorités allemandes 
l'exécution des décisions judiciaires 
et arbitrales définitives relatives à une 
dette rendues sur le territoire de 
l'Allemagne avant le 8 mai 1945 ou sur 
le territoire de la zone monétaire 
Deutschemark-Ouest après le 8 mai 
1945. 

(4) Les tribunaux allemands pour-
ront refuser d'exécuter, au titre du 
paragraphe (3) du présent Article, la 
décision d'un tribunal étranger ou 
d'une instance arbitrale (à l'exception 
des instances arbitrales instituées par 
application des dispositions du présent 
Accord et de ses Annexes) dans toute 
affaire: 

(a) dans laquelle le tribunal ayant 
rendu la décision n'était pas com-
pétent, ou dans laquelle la com-
pétence de l'instance arbitrale 
ayant rendu la décision n'était pas 
fondée sur l'accord des parties; 

(b) dans laquelle le débiteur n'a pas 
eu la possibilité de présenter ses 
conclusions devant le tribunal ou 
l'instance arbitrale en cause; 

(c) dans laquelle l'exécution de la dé-
cison serait contraire à l'ordre 
public dans la République Fédérale 
d'Allemagne. Toutefois, le fait qu'un 
jugement n'est pas en harmonie 
avec les dispositions du présent 
Accord ou de ses Annexes ne sera 
pas considéré comme de nature a 
en rendre l'exécution, dans les 
limites du présent Accord et de ses 
Annexes, contraire à l'ordre public 
au sens du présent alinéa. 

(5) La République Fédérale d'Alle-
magne donnera aux Associations de 
porteurs ou organismes similaires men-
tionnés à l'Annexe I et aux représen-
tants de créanciers mentionnés à l'Ar-
ticle VIII de l'Annexe 1I au présent 
Accord, le droit de faire établir par les 
tribunaux et les autorités allemandes 
les modalités de l'offre de règlement 
lorsque le débiteur (autre que la 
République Fédérale d'Allemagne) n'a 
pas présenté, pour une dette obli-
gataire existante, une proposition de 
règlement, conformément aux dis-
positions applicables des Annexes I 
et II au présent Accord. 

(6) - (a) Un débiteur qui ne présenta 
pas une proposition de règlement au 
titre de l'Annexe I ou de l'Annexe II 
au présent Accord, n'est pas admis, 
dans une instance engagée devant un 
tribunal allemand au titre des para-
graphes (1), (3) ou (5) du présent 
Article, à bénéficier des dispositions 
du paragraphe 7 (1) (e) de l'Annexe 1 
ou du paragraphe 11 de l'Article V de 
l'Annexe II au présent Accord rela-
tives aux cas où le débiteur se trouve 



dingengen des Regelungsangebots oder 
der Bedingungen für die Regelung der 
Schuld hat das Gericht die kürzeste 
Laufzeit festzusetzen, die gemäß den 
Bestimmungen der betreffenden Anlage 
bei der Regelung der Schuld in Betracht 
kommt. Das Gericht hat in seinem Urteil 
auszusprechen, daß der Schuldner dem 
Kläger die in Ziffer 7 Buchst. h der 
Anlage I dieses Abkommens oder in 
Artikel X Absatz 2 der Anlage II dieses 
Abkommens erwähnten Kosten zu er-
statten hat; diese Kosten sind sofort 
fällig und zahlbar. Das Gericht hat 
ferner den Schuldner zur Tragung der 
Kosten des Verfahrens und aller im 
Zusammenhang mit dem Verfahren ent-
standenen angemessenen Kosten und 
Auslagen zu verurteilen, die hei einer 
nichtverbrieften Schuld dem Gläubiger 
oder bei einer verbrieften Schuld der 
Vereinigung der Wertpapierinhaber 
(Bondholders Council) oder einer ent-
sprechenden Vereinigung oder der 
Gläubigervertretung entstanden sind. 

(b) Wenn ein Schuldner es unter-
läßt, seinen Beitritt gemäß Ziffer 22 der 
Anlage III dieses Abkommens zu voll-
ziehen, ist der Gläubiger berechtigt, in 
einem nach den Absätzen 1 oder 3 
dieses Artikels anhängig gemachten 
Verfahren seine Rechte gemäß den Be-
stimmungen der genannten Anlage 
durchzusetzen, jedoch, sofern es sich um 
eine unmittelbar gegenüber dem Gläu-
biger bestehende Schuld eines deutschen 
Handels- oder Industrieschuldners im 
Sinne der genannten Anlage handelt, 
erst nach Ablauf von 30 Tagen nach 
der ersten Sitzung des in Ziffer 17 der 
genannten Anlage vorgesehenen Be-
ratenden Ausschusses. Verurteilt das 
Gericht den Schuldner zur Zahlung der 
Schuld gemäß dieser Anlage, so hat 
das Gericht den Schuldner zur Tragung 
der Kosten des Verfahrens und aller 
im Zusammenhang mit dem Verfahren 
entstandenen angemessenen Kosten 
und Auslagen des Gläubigers zu ver-
urteilen. 

(c) Ein Schuldner, der es unterläßt, 
die gemäß Artikel 14 der Anlage IV 
dieses Abkommens erforderliche Bei-
trittserklärung abzugeben, hat in einem 
nach den Absätzen 1 oder 3 dieses 
Artikels vor einem deutschen Gericht 
anhängig gemachten Verfahren keinen 
Anspruch auf die Vorteile der in Ar-
tikel 11 dieser Anlage enthaltenen 
Härteklausel. Hat der Schuldner die 
Abgabe der Erklärung lediglich deshalb 
unterlassen, weil er das Bestehen der 
Schuld bestritten hat, so verliert er den 
Anspruch auf die Vorteile der Härte-
klausel nicht; er kann jedoch, sofern 
das in Artikel 15 der Anlage IV dieses 
Abkommens erwähnte Gericht oder 
Schiedsgericht das Bestehen der Schuld 
bejaht, die Vorteile der Härteklausel 
nur in Anspruch nehmen, wenn er 
binnen 30 Tagen, gerechnet vom Tage 
der Zustellung der rechtskräftigen Ent-
scheidung des Gerichts, die erforder-
liche Erklärung abgibt. Kann der Schuld-
ner in einem Verfahren gemäß diesem 
Unterabsatz dann die Vorteile der 
Härteklausel nicht in Anspruch nehmen, 
so hat das Gericht den Schuldner zur 
Tragung der Gerichtskosten und an-
gemessener Anwaltskosten des Klä-
gers zu verurteilen. 

ment or the terms of settlement for the 
debt, the court shall prescribe the 
earliest date of maturity which, under 
the provisions of the relevant Annex, 
may be applied in settling the debt. 
The court shall in its judgment award 
to the plaintiff the expenses referred 
to in paragraph 7 (h) of Annex I to 
the present Agreement or paragraph 2 
of Article X of Annex II to the present 
Agreement, to be paid by the debtor; 
such expenses shall be immediately 
due and payable. The court shall also 
provide for payment by the debtor 
of the costs of the proceeding and of 
all reasonable costs and expenses in-
curred in such proceeding either by 
the creditor of a non-bonded debt or 
by the Bondholders' Council or analo-
gous body, or by the creditors' repre-
sentative concerned in the case of a 
bonded debt. 

(b) If a debtor fails to effect ad-
herence in accordance with Clause 22 
of Annex III to the present Agree-
ment, the creditor concerned shall, in 
any proceeding brought under para-
graph (1) or (3) of this Article, be 
entitled to enforce his rights in accord-
ance with the provisions of the said 
Annex, but, in the case of a debt owed 
by a German Commercial or Industrial 
Debtor within the meaning of the said 
Annex (whose debt is direct to the 
creditor), only after the expiration of 
thirty days after the first meeting of 
the Consultative Committee provided 
for in Clause 17 of the said Annex. 
When ordering payment of the debt 
in accordance with the said Annex, 
the court shall award to the creditor 
the costs of the proceeding and all 
reasonable costs and expenses incur-
red by him in such proceeding, to be 
paid by the debtor. 

(c) A debtor who fails to make a 
declaration of participation required 
under Article 14 of Annex IV to the 
present Agreement shall not, in any 
proceeding in a German court brought 
under paragraph (1) or (3) of this 
Article, be entitled to the benefit of 
the provisions respecting hardship 
contained in Article 11 of that Annex. 
A failure based solely upon a denial 
of the existence of the debt shall not 
deprive the debtor of such benefit; 
provided, however, that if the Court 
of Law or Court of Arbitration 
referred to in Article 15 of Annex IV 
finds that such debt exists, the debtor 
shall not be entitled to benefit from 
such clause if he fails to make the 
required declaration within thirty 
days from the date of the service of 
the final decision of such court. In a 
proceeding under this sub-paragraph 
in which the debtor is not entitled to 
benefit from the hardship clause the 
court shall order the payment by the 
debtor of court costs and all reasonable 
fees of the plaintiff's counsel.  

dans une situation financière difficile. 
Lorsqu'il établira les modalités de 
l'offre de règlement ou les modalités 
de règlement de la dette en cause, le 
tribunal prescrira le plus court délai 
de remboursement qui, aux termes de 
l'Annexe appropriée, peut être appli-
qué dans le règlement de cette dette, 
et condamnera le débiteur à rem-
bourser au demandeur les dépenses 
visées au paragraphe 7 (h) de l'An-
nexe I ou au paragraphe 2 de 
l'Article X de l'Annexe II au présent 
Accord; ces montants seront immé-
diatement exigibles et payables. Le 
tribunal prescrira également le paie-
ment par le débiteur des frais de 
l'instance et de tous les frais et 
dépenses raisonnables exposés dans 
l'instance en cause soit par le créan-
cier, dans le cas des dettes non obli-
gataires, soit par l'Associaton de por-
teurs ou l'organisme similaire ou par 
le représentant des créanciers in-
téressé, clans le cas des dettes obli-
gataires. 

(b) Lorsqu'un débiteur ne fait pas 
de déclaration d'accession conformé-
ment aux dispositions de l'Article 22 
de l'Annexe III au présent Accord, le 
créancier intéressé est en droit, dans 
toute instance engagée au titre des 
paragraphes (1) ou (3) du présent 
Article, de faire valoir ses droits con-
formément aux dispositions de ladite 
Annexe. Dans le cas cependant des 
Débiteurs Commerciaux ou Industriels 
Allemands au sens de ladite Annexe, 
qui sont les débiteurs directs du créan-
cier, ce dernier ne pourra faire valoir 
ses droits qu'à l'expiration d'un délai 
de trente jours à compter de la première 
réunion du Comité Consultatif prévu 
par l'Article 17 de l'Annexe III. 
Lorsqu'il ordonnera le paiement de la 
dette conformément aux dispositions 
de cette Annexe, le tribunal prescrira 
le paiement par le débiteur des frais 
de l'instance et de tous les frais et 
dépenses raisonnables exposés par le 
créancier dans l'instance en cause. 

(c) Un débiteur qui ne souscrit pas 
la déclaration requise par l'Article 14 
de l'Annexe IV au présent Accord 
n'est pas admis, dans toute instance 
engagée devant un tribunal allemand 
au titre des paragraphes (1) ou (3) du 
présent Article, à bénéficier des dis-
positions de l'Article 11 de cette An-
nexe relatives aux cas où le débiteur 
se trouve dans une situation financière 
difficile. Au cas cependant où le man-
quement du débiteur serait unique-
ment fondé sur la contestation, par ce 
dernier, de l'existence de la dette, la 
disposition qui précède ne sera pas 
applicable, sous réserve que, si le 
tribunal ou le tribunal arbitral visé à 
l'Article 15 de l'Annexe IV juge que 
la dette existe, le débiteur ne sera pas 
admis à bénéficier des dispositions de 
l'Article 11 de l'Annexe IV, s'il ne fait 
pas la déclaration requise dans un 
délai de trente jours à compter de la 
notification de la décision définitive 
de ce tribunal. Dans toute instance, 
au titre du présent alinéa, dans 
laquelle le débiteur n'est pas admis à 
bénéficier des' dispositions de l'Article 
11 de l'Annexe IV, le tribunal pres-
crira le paiement par le débiteur des 



(7) Die Bundesrepublik Deutschland 
wird dem Gläubiger das Recht gewähr-
leisten, innerhalb der Grenzen dieses 
Abkommens und seiner Anlagen durch 
deutsche Gerichte und mit Hilfe deut-
scher Behörden seine Ansprüche gegen 
eine Person, die im Währungsgebiet 
der Deutschen Mark (Ost) ansässig ist, 
durch Befriedigung aus dem im Wäh-
rungsgebiet der Deutschen Mark (West) 
belegenen Vermögen dieser Person 
durchzusetzen, wenn die Ansprüche aus 
einer Verbindlichkeit herrühren, die 
den Erfordernissen des Artikels 4 dieses 
Abkommens — abgesehen von den Er-
fordernissen hinsichtlich der Ansässig-
keit des Schuldners — entspricht. Der 
Gläubiger kann Zahlung der ihm auf 
diese Weise zugeflossenen Beträge nach 
dem Ausland nur nach Maßgabe der 
jeweils im Währungsgebiet der Deut-
schen Mark (West) geltenden Devisen-
bestimmungen verlangen. 

Artikel 18 

Verjährungsfristen 
(1) Der Schuldner ist nicht berechtigt, 

sich bei der  Aufstellung eines Rege-
lnngsangebots oder bei der Regelung 
einer Schuld auf den Ablauf einer bis 
zum 1. Juni 1933 noch nicht abgelaufe-
nen Verjährungs- oder Ausschlußfrist 
für die Geltendmachung von Ansprü-
chen aus diesem Schuldverhältnis 
früher zu berufen, als von dem Zeit-
punkt ab, der sich dadurch ergibt, daß 
der Lauf der betreffenden Frist vom 
1. Juni 1933 bis zum Ablauf von 18 
Monaten nach dem Zeitpunkt als ge-
hemmt angesehen wird, in dem dieses 
Abkommen und die in Betracht kom-
mende Anlage dieses Abkommens auf 
die Schuld anwendbar werden. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen 
des Absatzes 1 dieses Artikels gelten 
für den Zweck einer Regelung die in 
Absatz 1 erwähnten Verjährungs- und 
Ausschlußfristen, die auf die in den 
Abschnitten A und B der Anlage I 
dieses Abkommens bezeichneten ver-
brieften Schulden und auf die in An-
lage II dieses Abkommens behandelten 
Schulden anwendbar sind, als nicht vor 
den jeweiligen Zeitpunkten abgelau-
fen, von denen ah gemäß den Bestim-
mungen der Anlage I Ziffer 8 (b) und 
des Artikels 15 dieses Abkommens die 
Annahme des vom Schuldner gemach-
ten Regelungsangebotes nicht mehr er-
folgen kann. 

(3) Nimmt der Gläubiger gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 15 dieses 
Abkommens ein Regelungsangebot an 
oder gibt er gemäß den gleichen Be-
stimmungen sein Einverständnis mit 
der Regelung einer Schuld, so wird 
damit eine Unterbrechung der Verjäh-
rungs- und Ausschlußfristen für die 
Geltendmachung eines Anspruchs aus 
diesem Schuldverhältnis bewirkt. 

(4) Die in den Absätzen 1, 2 und 3 
dieses Artikels erwähnten Fristen um-
fassen nicht Fristen für die Einlegung 
eines Rechtsbehelfs gegen Entschei-
dungen eines Gerichts, einer Schiedsin

-

stanz oder einer Verwaltungsbehörde, 
ferner nicht die in § 12 Absatz 3 des 

(7) The Federal Republic of Ger-
many will afford the creditor the 
right, within the limits of the present 
Agreement and the Annexes thereto, 
to enforce through German courts and 
authorities his claims against a person 
residing in the currency area of the 
Deutsche Mark East out of property 
owned by such person in the currency 
area of the Deutsche Mark West if the 
claims arise out of obligations which 
meet the requirements of Article 4 of 
the present Agreement except as to 
the residence of the debtor. The right 
to transfer in foreign currency any 
sums received by the creditor shall be 
subject to the foreign exchange regula-
tions from time to time in force in the 
currency area of the Deutsche Mark 
West. 

Article 18 

Periods of Prescription 
(1) No debtor shall be entitled to 

invoke against the establishment of 
an offer of settlement or against the 
settlement of a debt the expiration of 
a period of prescription or of a preclu-
sive period of limitation for the asser-
tion of a ny claim respecting such debt, 
which has not expired before 1 st 
June, 1933, earlier than a date deter-
mined by treating the running of such 
respective periods as suspended from 
1st June, 1933, until the expiration of 
eighteen months from the date on 
which the present Agreement and the 
relevant  Annex thereto become applic-
able to such debt. 

(l) Without prejudice to the provi-
sions of paragraph (1) of this Article, 
periods of prescription and preclusive 
periods of limitation referred to in 
paragraph (1) which are applicable to 
the bonded debts specified in Sec-
tions A and B of Annex I and to those 
covered by Annex TI  to the present 
Agreement shall not, for the purpose 
of a settlement, be deemed to have 
expired before the respective dates on 
which the offer of settlement made by 
the debtor ceases to be open for 
acceptance in accordance with the 
provisions of paragraph 8 (b) of An-
nex I and of Article 15 of the present 
Agreement. 

(3) The acceptance of an offer of 
settlement or an assent to a settlement 
by the creditor in respect of a debt 
in accordance with the provisions of 
Article 15 of the present Agreement 
shall effect an interruption of periods 
of prescription and preclusive periods 
of limitation for the assertion of a 
claim respecting such debt. 

(4) The periods referred to in para-
graphs (1), (2) and (3) of this Article 
shall not include periods for the lodg-
ing of an appeal against the decision 
of a court, arbitral body or an adminis-
trative authority, periods covered by 
Section 12, paragraph 3, of the Ger- 

frais de l'instance et de tous hono-
raires raisonnables du conseil du de-
mandeur. 

(7) La République Fédérale d'Alle-
magne donnera au créancier le droit, 
dans les limites du présent Accord et 
de ses Annexes, de poursuivre devant 
les tribunaux allemands et par l'inter-
médiaire des autorités allemandes le 
recouvrement de ses créances à l'en-
contre d'une personne résidant dans 
la zone monétaire du Deutschemark-
Est, sur les biens de cette personne 
dans la zone monétaire du Deutsche-
mark-Ouest, si ces créances découlent 
d'obligations satisfaisant, sauf en ce 
qui concerne la résidence du débiteur, 
aux conditions de l'Article 4 du 
présent Accord. Le droit au transfert 
des sommes reçues par le créancier 
sera sujet au régime de contrôle des 
changes en vigueur dans la zone 
monétaire du Deutschemark-Ouest. 

Article 18 

Délais de prescription 
(1) Aucun débiteur ne sera en droit 

d'opposer à l'établissement d'une offre 
de règlement ou de modalités de règle-
ment pour une dette l'expiration 
den délai de prescription eu de for-
clusion relatif à la présentation d'une 
réclamation quelconque afférente à 
cette dette, avant une date qui sera 
déterminée en considérant ces délais, 
pour autant qu'ils n'ont pas expiré 
avant le ler juin 1933, comme suspen-
dus du 1er juin 1933 jusqu'à l'ex-
piration d'un délai de 18 mois à compter 
de la date à laquelle le présent Accord 
et l'Annexe appropriée deviendront 
applicables à la dette en cause. 

(2) Sans préjudice des dispositions 
du paragraphe (1) du présent Article, 
les délais de prescription et de for-
clusion visés au paragraphe (1) et 
applicables aux dettes obligataires 
énumérées dans les Sections A et B 
de l'Annexe I ou visées par l'An-
nexe II au présent Accord seront, en 
vue de l'établissement de modalités 
de règlement, censés n'avoir pas expiré 
avant la date à laquelle l'offre de 
règlement du débiteur cessera d'étre 
ouverte à l'acceptation du créancier 
conformément aux dispositions du 
paragraphe 8 (b) de l'Annexe I et de 
l'Article 15 du présent Accord. 

(3) Lorsque le créancier accepte une 
offre de règlement ou accepte que des 
modalités de règlement soient établies 
pour une dette conformément aux 
dispositions de l'Article 15 du présent 
Accord, cette acceptation interrompt 
les délais de prescription et de for-
clusion relatifs à la présentation des 
réclamations afférentes à cette dette. 

(4) Les délais d'appel des décisions 
des tribunaux, instances arbitrales ou 
autorités administratives, les délais 
visés par le paragraphe 3 de la Sec-
tion 12 de la Loi allemande sur les 
contrats d'assurance et les délais 
prévus par les lois allemandes sur la 



deutschen Gesetzes über den Ver-
sicherungsvertrag und die in den deut-
schen Gesetzen über die Wertpapier-
bereinigung bestimmten Fristen. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen 
gelten ohne Rücksicht darauf, ob die 
Fristen durch deutsches oder ein 
anderes Recht, durch Verfügung eines 
Gerichts, einer Schiedsinstanz oder 
einer Verwaltungsbehörde, durch Ver-
trag oder eine andere Rechtshandlung 
bestimmt worden sind. Die Bundes-
republik Deutschland wird sicherstellen, 
daß die vorstehenden Bestimmungen 
auch dann von deutschen Gerichten 
angewandt werden, wenn das Schuld-
verhältnis seinem Inhalt nach auslän-
dischem Recht unterliegt. 

Artikel 19 

Ergänzende Abkommen 
(1) Abkommen auf Grund von Ver-

handlungen gemäß 

(a) Ziffer 11 der Anlage I dieses Ab-
kommens (Forderungen aus Sprü-
chen des deutsch-griechischen 
Schiedsgerichts), 

(b) Ziffer 15 der Anlage I dieses Ab-
kommens (Haftung für österreichi-
sche Regierungsschulden), 

(c) Artikel 10 der Anlage IV dieses 
Abkommens (Zahlungen in die 
Deutsche Verrechnungskasse), 

(c i)  der Unteranlage zu Anlage IV 
d i eses Abkommen s (Schweizer-
franken-Grundschulden) 

sind von der Regierung der Bundes-
republik Deutschland (gegebenenfalls 
nach Genehmigung durch diese) den 
Regierungen der Französischen Repu-
blik, des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland und 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Genehmigung vorzulegen. 

(2) Jede dieser Vereinbarungen soll 
nach Genehmigung durch die genann-
ten Regierungen in Kraft treten und in 
jeder Hinsicht als Anlage dieses Ab-
kommens gelten. Die Regierung des 
Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland wird allen 
Parteien dieses Abkommens eine No-
tifikation hierüber zugehen lassen. 

Artikel 20 

Reichsschulden 
aus mehrseitigen Abkommen 

Zahlungen auf solche Schulden des 
Reichs oder im Auftrage des Reichs 
handelnder Stellen oder Personen, die 
aus dem Rückstand von Beiträgen oder 
aus Dienstleistungen auf Grund der 
Bestimmungen eines mehrseitigen in-
ternationalen Abkommens oder der 
Satzung einer internationalen Organi-
sation herrühren, werden durch die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht 
ausgeschlossen. Die Regierung der  

man Law on Insurance Contracts, or 
periods provided by the German 
Laws on the Validation of Bonds. 

(5) The above provisions shall apply 
whether the periods have been estab-
lished by German or other law, by 
order of a court, of an arbitral body 
or of an administrative authority, by 
contract or other legal act. The Federal 
Republic of Germany will ensure that 
they are applied in German courts 
even though the obligation is one 
which, as to its content, is governed 
by foreign law. 

Article 19 

Subsidiary Agreements 
(1) Agreements resulting from the 

negotiations provided for in— 

(a) Paragraph 11 of Annex I to the 
present Agreement (Græco-Ger-
man  Mixed Arbitral Tribunal 
Claims) ; 

(h) Paragraph 15 of Annex I to the 
present Agreement (Liability in 
respect of Austrian Governmental 
Debts) ; 

(c) Article 10 of Annex IV to the 
present Agreement (Payments into 
the Deutsche Verrechnungskasse); 

(d) Sub-Annex to Annex IV to the 
present Agreement (Swiss Franc 
Land Charges) 

shall be submitted by the Government 
of the Federal Republic of Germany 
(after its approval, where appropriate) 
for the approval of the Governments 
of the French Republic, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland and the United States of 
America. 

(2) Each such agreement shall enter 
into force, and shall be treated for all 
purposes as an Annex to the present 
Agreement, when it is approved by 
these Governments. A notification to 
this effect shall be communicated to 
all the Parties to the present Agree-
ment by the Government of the United 
Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland. 

Article 20 

Reich Debts owing under Multilateral 
Agreements 

Payments in respect of debts of the 
Reich or of an agency of the Reich 
arising out of unpaid contributions or 
services rendered under the terms 
of multilateral international agree-
ments or of the statutes of an inter-
national organisation are not prohi-
bited by the terms of the present 
Agreement. The Government of the 
Federal Republic of Germany will, at 
the request of the interested creditors,  

validation des valeurs mobilières ne 
sont pas compris parmi les délais de 
prescription et de forclusion visés aux 
paragraphes (1), (2) et (3) du présent 
Article. 

(5) Les dispositions qui précèdent 
s'appliqueront, que les délais aient 
été établis par la loi allemande ou 
par la loi d'un autre pays, par une 
décision d'un tribunal, d'une instance 
arbitrale ou d'une autorité administra-
tive, par un contrat ou par un autre 
acte juridique. La République Fédérale 
d'Allemagne fera en sorte qu'elles 
soient appliquées par les tribunaux 
allemands, même si les obligations du 
débiteur relèvent, quant au fond, 
seront soumis pour approbation aux 
Gouvernements des Etats-Unis d'Amé-
rique, de la République Française et 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord par le Gouverne-
ment de la République Fédérale d'Alle-
magne (s'il y a lieu, après approbation 
d'une loi étrangère. 

Article 19 

Accords subsidiaires 
(1) Les accords résultant des négo-

ciations prévues 

(a) au paragraphe 11 de l'Annexe I 
au présent Accord (créances nées 
des décisions du Tribunal Arbitral 
Mixte gréco-allemand) 

(b) au paragraphe 15 de l'Annexe I 
au présent Accord (responsabilité 
des dettes gouvernementales de 
l'Autriche) 

(c) à l'Article 10 de l'Annexe IV au 
présent Accord (paiements à la 
Deutsche Verrechnungskasse) 

(d) à l'Appendice A de l'Annexe IV au 
présent Accord (dettes foncières en 
francs suisses) 

seront soumis pour approbation aux 
Gouvernements des Etats-Unis d'Amé-
rique, de la République Française et 
du Royaume de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord par le Gouverne-
ment de la République Fédérale d'Al-
lemagne (s'il y a lieu, après approba-
tion par ce dernier). 

(2) Chacun de ces accords entrera 
en vigueur et sera traité à tous égards 
comme une Annexe au présent Accord 
lorsqu'il aura été approuvé par ces 
Gouvernements. Toutes les Parties 
Contractantes en seront avisées par le 
Gouvernement du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord. 

Article 20 

Dettes du Reich au titre d'Accords 
Multilatéraux 

Aucune des dispositions du présent 
Accord n'interdit des paiements au 
titre des dettes du Reich ou des 
Agences du Reich découlant de coti-
sations impayées ou de services 
rendus dans le cadre d'un accord inter-
national multilatéral ou des statuts 
d'une organisation internationale. A 
la demande des créanciers intéressés, 
le Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne participera à des 



Bundesrepublik Deutschland wird auf 
Antrag der beteiligten Gläubiger in 
unmittelbare Verhandlungen über diese 
Schulden eintreten. 

Artikel 21 

Erneuerung des in Anlage III 
enthaltenen Kreditabkommens 

Anlage III dieses Abkommens um-
faßt alle Kreditabkommen, die nach 
dem Tage des Inkrafttretens dieses Ab-
kommens zum Zwecke der Erneuerung 
des in dieser Anlage enthaltenen 
Kreditabkommens abgeschlossen wer-
den. Jedes derartige Kreditabkommen 
kann Änderungen der Bestimmungen 
der Anlage III enthalten, muß jedoch 
darauf gerichtet sein, Mittel und Wege 
zur Wiederherstellung normaler Be-
dingungen für die Finanzierung des 
Außenhandels der Bundesrepublik 
Deutschland in Übereinstimmung mit 
dem allgemeinen Zweck dieses Ab-
kommens zu schaffen. 

Artikel 22 

Sozialversicherungsansprüche 
(1) Die Regierung der Bundesrepu-

blik Deutschland wird mit den Regie-
rungen der beteiligten Gläubigerstaa-
ten in Verhandlungen zum Zwecke der 
Regelung der Sozialversicherungsan-
sprüche eintreten, die nach den deut-
schen, vor dem 8. Mai 1945 in Kraft ge-
wesenen Gesetzen und Verordnungen 
für irgendeinen Zeitraum vor dem 
8. Mai 1945 erwachsen sind, soweit 
solche Ansprüche nach der Gesetzge-
bung der Bundesrepublik Deutschland 
oder auf Grund von ihr übernommener 
Verpflichtungen als Verbindlichkeiten 
der Bundesrepublik Deutschland oder 
als Verbindlichkeiten von Sozialver-
sicherungsträgern im Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland anzusehen 
und nicht bereits in einem Abkommen 
mit der Regierung des beteiligten 
Gläubigerstaates behandelt worden 
sind. Das schließt nicht aus, daß in 
solche Abkommen Bestimmungen auf-
genommen werden, wonach in der Bun-
desrepublik Deutschland für die Sozial-
versicherung geltende Gesetze oder 
Verordnungen, die für Staatsangehöri-
ge anderer Staaten eine ungünstigere 
Behandlung als für deutsche Staats-
angehörige vorsehen, keine Anwen-
dung finden. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland 
wird für die Regelung und für den 
Transfer in Bezug auf die in dem vor-
hergehenden Absatz erwähnten An-
sprüche, die nicht in Abkommen mit 
Regierungen von Gläubigerstaaten be-
handelt sind, Sorge tragen, voraus-
gesetzt, daß die Ansprüche Personen 
zustehen, die Staatsangehörige eines 
solchen Gläubigerstaates oder in einem 
solchen Gläubigerstaat ansässig sind, 
aus dem Zahlungen auf gleichartige 
Ansprüche an Personen, die Staatsan-
gehörige der Bundesrepublik Deutsch-
land oder in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässig sind, ebenfalls 
transferiert werden können. Die in der 
Bundesrepublik Deutschland für die 
Sozialversicherung geltenden Gesetze 
und Verordnungen, die für Staatsan-
gehörige anderer Staaten eine ungün-
stigere Behandlung als für deutsche 
Staatsangehörige vorsehen, finden  

enter into direct negotiations with 
regard to these debts. 

Article 21 

Renewal of Annex III Agreement 

Annex III to the present Agreement 
shall be treated as including any 
agreement or agreements which may 
be entered into after the date of the 
present Agreement for the purpose of 
renewing the agreement contained in 
that Annex. Any such agreement may 
contain modifications of the provisions 
of Annex III but shall be designed to 
establish means for the restoration of 
normal conditions for financing the 
foreign trade of the Federal Republic 
of Germany in accordance with the 
general purposes of the present Agree-
ment. 

Article 22 

Social Insurance Claims 
(1) The Government of the Federal 

Republic of Germany will enter into 
negotiations with the Governments of 
the creditor countries concerned, with 
a view to the settlement of  social 

 insurance claims arising under the Ger-
man laws and regulations in force prior 
to 8th May, 1945, in respect of any 
period prior to 8th May, 1945, in so 
far as such claims are to be considered, 
under the legislation of, or in accordance 
with undertakings given by, the 
Federal Republic of Germany, as .its 
liabilities or as liabilities of social 
insurance institutions in the Federal 
territory and have not already been 
dealt with in an agreement with the 
Government of the creditor country 
concerned. Nothing in this paragraph is 
to prevent the inclusion in such agree-
ments of provisions to the effect that 
any laws or regulations in force in the 
Federal Republic of Germany with 
respect to social insurance, which 
provide for less favourable treatment 
for the nationals of other countries 
than for German nationals, shall not 
be applied. 

(2) The Federal Republic of Ger-
many will provide for the settlement 
of, and for the transfer in respect of, 
claims referred to in the preceding 
paragraph but not covered by agree-
ments with Governments of creditor 
countries, provided such claims are 
due to persons who are nationals of, 
or reside in, a creditor country from 
which payments on similar claims are 
transferable to persons who are 
nationals of, or reside in, the Federal 
Republic of Germany. Any laws or 
regulations in force in the Federal 
Republic of Germany with respect to 
social insurance, which provide for less 
favourable treatment for the nationals 
of others countries than for German 
nationals, shall not be applied if the 
creditor country concerned does not 
discriminate in respect of social insur-
ance payments between its nationals  

négociations directes au sujet de ces 
dettes. 

Article 21 

Renouvellement de l'Annexe III 

Par «Annexe III» au présent Accord, 
il faut entendre également tout accord 
ou tous accords qui pourront être con-
clus après la date du présent Accord 
en vue de renouveler les dispositions 
de cette Annexe. Tout accord de 
l'espèce pourra modifier les disposi-
tions de l'Annexe III, mais devra tendre 
à établir les moyens de restaurer les 
conditions normales du financement 
du commerce extérieur de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne, confor-
mément aux objectifs généraux du 
présent Accord. 

Article 22 

Créances d'assurances sociales 
(1) Le Gouvernement de la Répu-

blique Fédérale d'Allemagne entrera en 
négociations avec les Gouvernements 
des pays créanciers intéressés en vue 
du règlement des créances d'assurances 
sociales, nées en application des lois 
et règlements allemands en vigueur 
avant le 8 mai 1945, au titre de toute 
période antérieure à cette date, dans 
la mesure où ces créances doivent être 
considérées selon la législation de la 
République Fédérale d'Allemagne, ou 
conformément à des engagements sous-
crits par elle, comme à sa charge ou 
à la charge d'institutions d'assurances 
sociales situées sur le territoire fédé-
ral, et dans la mesure où ces créances 
ne sont pas traitées dans un accord 
avec le Gouvernement du pays créan-
cier intéressé. Aucune disposition de 
ce paragraphe ne doit empêcher l'inclu-
sion dans de tels accords de disposi-
tions selon lesquelles des lois ou 
règlements en vigueur dans la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne en matière 
d'assurances sociales prévoyant un 
traitement moins favorable pour les 
ressortissants d'autres pays que pour 
les ressortissants allemands ne seront 
pas appliqués. 

(2) La République Fédérale d'Alle-
magne prendra les dispositions néces-
saires en vue du règlement des créan-
ces visées au paragraphe ci-dessus, 
mais non couvertes par des accords 
avec des Gouvernements de pays 
créanciers, et des transferts correspon-
dants, à condition qu'il s'agisse de 
créances de ressortissants ou de rési-
dents d'un pays créancier dans lequel 
les paiements afférents à des créances 
analogues peuvent être transférés à 
des ressortissants ou des résidents de 
la République Fédérale d'Allemagne. 
Les lois et règlements en vigueur dans 
la République Fédérale d'Allemagne 
en matière d'assurances sociales pré-
voyant un traitement moins favorable 
pour les ressortissants d'autres pays 
que pour les ressortissants allemands 
ne seront pas appliqués si le pays cré-
ancier intéressé ne fait pas, quant aux 



dann keine Anwendung, wenn der be-
teiligte Gläubigerstaat mit Bezug auf 
Sozialversicherungszahlungen zwischen 
seinen Staatsangehörigen und deut-
schen Staatsangehörigen oder zwischen 
Personen, die in dem betreffenden 
Staat ansässig sind, und Personen, die 
in der Bundesrepublik Deutschland an-
sässig sind, nicht diskriminiert. 

(3) Aus Sozialversicherungsleistun-
gen erwachsene Ansprüche im Sinne 
des Absatzes 1 dieses Artikels, die Per-
sonen zustehen, die Staatsangehörige 
eines Gläubigerstaates oder in einem 
Gläubigerstaat ansässig sind, und die 
nicht nach den Bestimmungen der Ab-
sätze 1 oder 2 dieses Artikels geregelt 
werden, sollen nach den Bestimmungen 
des Artikels 28 der Anlage IV dieses 
Abkommens geregelt werden. 

Artikel 23 

Schulden aus der Privatversicherung 
(1) Sind in zweiseitigen Vereinbarun

-

gen, die in Durchführung von Artikel 
30 Absatz 1 der Anlage IV dieses 
Abkommens getroffen werden, Vor-
schriften über den Transfer von Zah-
lungen oder über Bezahlung in Deut-
scher Mark von solchen Schulden ent-
halten, die sich aus Versicherungs-
oder Rückversicherungsverträgen oder 
-vereinbarungen irgendeiner Art er-
geben oder ,mit derartigen Verträgen 
oder Vereinbarungen im Zusammen-
hang stehen, so müssen diese Vor-
schriften mit den Bestimmungen über 
die Regelung anderer Schuldenarten 
im Einklang stehen. 

(2) Soweit bis zum 30. Juni 1953 
keine zweiseitigen Vereinbarungen ge-
troffen worden sind, werden die aus 
Versicherungs- und Rückversicherungs-
verträgen herrührenden Schulden ge-
mäß den Bestimmungen von Artikel 30 
Absatz 2 und Artikel 31 der Anlage IV 
dieses Abkommens geregelt. Die Frist 
bis zum 30. Juni 1953 kann durch 
Übereinkunft verlängert werden. Gläu-
biger, die in Staaten ansässig sind, mit 
denen bis dahin zweiseitige Verein-
barungen nicht getroffen sein werden, 
sollen hinsichtlich des Transfers von 
Zahlungen oder der Bezahlung in Deut-
scher Mark für jede Art von Schulden 
die günstigsten Bedingungen genießen, 
die in einer gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels geschlossenen zweiseitigen 
Vereinbarung für Schulden der gleichen 
Art vorgesehen sind. 

Artikel 24 

Anwendung des Abkommens 
auf Berlin 

(1) Nach Maßgabe der Bestimmungen 
von Artikel 4 Absatz 2 Buchst. b und 
Artikel 5 Absatz 5 erstreckt sich dieses 
Abkommen auf Berlin, das in den Gren-
zen seiner Zuständigkeit Verpflichtun-
gen, die den von der Bundesrepublik 
Deutschland in diesem Abkommen und 
seinen Anlagen übernommenen ent-
sprechen, ausführen wird. 

(2) Dieses Abkommen soll bei oder 
nach seinem Inkrafttreten gemäß Ar-
tikel 35 Absatz 2 für Berlin in Kraft 
treten, sobald die Regierung der Bundes-
republik Deutschland bei der Regie-
rung des Vereinigten Königreichs von  

and German nationals or between 
persons residing in that country and 
persons residing in the Federal Repub-
lic of Germany. 

(3) Claims referred to in paragraph 
(1) of this Article arising from social 
insurance services which are due to 
persons who are nationals of, or reside 
in, a creditor country and are not 
settled under paragraph (1) or in accord-
ance with paragraph (2) of this Article 
shall be settled pursuant to the pro-
visions of Article 28 of Annex IV to 
the present Agreement. 

Article 23 

Insurance Debts 
(1) Where, in bilateral arrangements 

concluded in implementation of Ar-
ticle 30, paragraph (1) of Annex IV 
to the present Agreement, provision 
is made for the transfer of payments 
or for payment in Deutschemarks of 
debts arising out of insurance or 
reinsurance contracts or agreements of 
any kind, or in connexion with such 
contracts or agreements, such pro-
vision shall be consistent with the 
provisions governing the settlement of 
other types of debts. 

(2) Where no bilateral arrangements 
have been concluded by 30th June, 
1953, debts arising out of insurance and 
reinsurance contracts shall be settled 
pursuant to the provisions of Ar-
ticle 30, paragraph (2), and Article 
respectively of Annex IV to the pre-
sent Agreement. The time-limit of 
30th June, 1953, may by mutual agree-
ment be extended. The most favour-
able terms contained in any of the 
bilateral arrangements concluded under 
paragraph (1) of this Article for the 
transfer of payments or for payment in 
Deutschemarks of any category of debt 
shall be applicable to debts in the same 
category owed to creditors resident in 
countries with which bilateral arrange-
ments will not have been concluded. 

Article 24 

Application of Agreement to Berlin 

(1) Subject to the provision of para-
graph (2) (b) of Article 4 and of para-
graph (5) of Article 5, the present 
Agreement shall apply to Berlin which 
shall, within the limits of its jurisdic-
tion, implement undertakings corres-
ponding to those of the Federal Repu-
blic of Germany under the present 
Agreement and the Annexes thereto. 

(2) The present Agreement shall enter 
into force as to Berlin, on or after its 
entry into force in accordance with 
paragraph (2) of Article 35, when the 
Government of the Federal Republic 
of Germany deposits with the Govern- 

paiements d'assurances sociales, de 
discrimination entre ses ressortissants 
et les ressortissants allemands ou entre 
ses résidents et les résidents de la 
République Fédérale d'Allemagne. 

(3) Les créances visées au para-
graphe (1) du présent Article, au titre 
d'assurances sociales, de ressortissants 
ou de résidents d'un pays créancier 
qui ne seront pas réglées en vertu du 
paragraphe (1) ou conformément au 
paragraphe (2) du présent Article • 
seront réglées selon les dispositions 
de l'Article 28 de l'Annexe IV au pré-
sent Accord. 

Article 23 

Dettes d'assurances 
(1) Lorsque les arrangements bilaté-

raux conclus .en exécution de l'Ar-
ticle 30, paragraphe (1), de l'Annexe IV 
au présent Accord contiendront des 
dispositions en vue du transfert de 
paiements afférents à des dettes, ou 
du paiement en Deutschemark de 
dettes, découlant de contrats, ou 
d'accords de toute nature, d'assurance 
ou de réassurance, ou relatives à de 
tels contrats ou accords, ces disposi-
tions devront être compatibles avec 
celles qui régissent le règlement des 
outres types de dettes. 

(2) Lorsqu'aucun accord bilatéral 
n'aura été conclu au 30 juin 1953, les 
dettes au titre de contrats d'assurance 
ou de réassurance seront réglées con-
formément aux dispositions de l'Ar-
ticle 30, paragraphe (2) et de l'Ar-
ticle 31 de l'Annexe IV. La date limite 
du 30 juin 1953 pourra être reportée 
par accord mutuel. Les modalités les 
plus favorables figurant dans l'un quel-
conque des accords bilatéraux conclus 
conformément au paragraphe (1) du 
présent Article en vue du transfert de 
paiements afférents à une catégorie 
quelconque de dettes, ou du paiement 
en Deutschemark de ces dettes, seront 
applicables aux dettes de la même 
catégorie envers des créanciers rési-
dant dans des pays avec lesquels il 
n'aura pas été conclu d'accords bilaté-
raux. 

Article 24 

Application de l'Accord à Berlin 

(1) Sous réserve des dispositions du 
paragraphe (2) (b) de l'Article 4 et du 
paragraphe (5) de l'Article 5, le présent 
Accord s'appliquera à Berlin, qui, dans 
les limites de sa compétence, s'acquit-
tera d'engagements correspondant à 
ceux que la République Fédérale d'Al-
lemagne assume au titre du présent 
Accord et de ses Annexes. 

(2) Le présent Accord entrera en 
vigueur, en ce qui concerne Berlin, 
lors de son entrée en vigueur con-
formément au paragraphe (2) de 
l'Article 35 ou postérieurement, lorsque 
le Gouvernement de la République 



Großbritannien und Nordirland die Er-
klärung hinterlegt, daß allen in Berlin 
geltenden Rechtsvorschriften über das 
zur Anwendung dieses Abkommens auf 
Berlin erforderliche Verfahren genügt 
worden ist. 

Artikel 25 

Verfahren bei der Wiedervereinigung 
Deutschlands 

Bei der Wiedervereinigung Deutsch-
lands werden die Parteien dieses Ab-
kommens das Abkommen einer Nach-
prüfung unterziehen, und zwar aus-
schließlich mit dem Ziele, 

(a) die Bestimmungen der Anlagen 
dieses Abkommens über Anpassun-
gen, die bei bestimmten Schulden 
im Falle der Wiedervereinigung 
vorzunehmen sein werden, auszu-
führen, soweit sie dann nicht ohne 
weiteres wirksam werden sollen, 
und 

(b) die Bestimmungen dieses Abkom-
mens auf die Schulden von Perso-
nen auszudehnen, die in dem mit 
der Bundesrepublik Deutschland 
wiedervereinigten Gebiet ansässig 
sind, und 

(c) angemessene Anpassungen mit Be-
zug auf Schulden vorzunehmen, bei 
deren Regelung der Verlust von 
Vermögenswerten, die in dem mit 
der Bundesrepublik Deutschland 
wiedervereinigten Gebiet belegen 
sind, oder die Unmöglichkeit ihrer 
Verwendung berücksichtigt worden 
ist. 

Artikel 26 

Frühere Abkommen 
Keine Bestimmung dieses Abkom-

mens  berührt die Wirksamkeit an-
derer Abkommen zur Regelung von 
Verbindlichkeiten, welche die Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland 
vor dem Inkrafttreten dieses Abkom-
mens geschlossen hat. 

Artikel 27 

Vorrang des Abkommens 
gegenüber seinen Anlagen 

Falls Bestimmungen dieses Abkom-
mens mit Bestimmungen einer seiner 
Anlagen nicht übereinstimmen, sind 
die Bestimmungen des Abkommens 
maßgebend. 

Artikel 23 

Schiedsgerichtshof 

(1) Der Schiedsgerichtshof für das 
Abkommen über Deutsche Auslands-
schulden (im folgenden als ,,Schieds-
gerichtshof" bezeichnet) wird für die 
nachstehend angegebenen Zwecke er-

richtet. Die Bestimmungen über die Zu-
sammensetzung und den Aufbau des 
Schiedsgerichtshofes sowie die Be-
stimmungen über die Ausübung seiner 
Gerichtsbarkeit sind in der Satzung 
enthalten, die diesem Abkommen als 
Anlage IX beigefügt ist. 

(2) Nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Absatzes 5 dieses Artikels ist der 
Schiedsgerichtshof ausschließlich zu- 

ment of the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland a state-
ment that all legal procedures in Ber-
lin necessary for the application of the 
present Agreement to Berlin have been 
complied with. 

Article 25 

Action on Reunification of Germany 

The Parties to the present Agree-
ment will review the present Agree

-n

ient on the reunification of Germany 
exclusively for the purpose of—

(a) implementing the provisions of the 
Annexes to the present Agree

-

nient regarding adjustments to be 
made in respect of specific debts 
upon such reunification, except in 
so far as such provisions are to 
become automatically operative 
upon that event; and 

(b) making the provisions of the pre-
sent Agreement applicable to the 
debts of persons residing in the 
area reunited with the Federal 
Republic of Germany; and 

(e) making equitable adjustments in 
respect of debts in the settlement 
of which consideration is given to 
the loss of or inability to use assets 
located in the area reunited with 
the Federal Republic of Germany. 

Article 26 

Prior Agreements 
Nothing in the present Agreement 

shall be deemed to affect the validity 
of any Agreement, respecting the 

 settlement of obligations, entered into 
by the Government of the Federal 
Republic of Germany before the entry 
into force of the present Agreement. 

Article 27 

Text of Agreement to Prevail 

In the event of any inconsistency 
between the provisions of the present 
Agreement and the provisions of any 
of the Annexes thereto, the provisions 
of the Agreement shall prevail. 

Article 28 

Arbitral Tribunal 
(1) The Arbitral Tribunal for the 

Agreement on German External Debts 
(hereinafter referred to as the Tri-
bunal") shall be established for the 
purposes hereinafter specified. The 
composition and organisation of the 
Tribunal and the rules for the exercise 
of its jurisdiction are contained in the 
Charter which is appended hereto as 
Annex IX. 

(2) Subject to the provisions of 
paragraph (5) of this Article, the 
Tribunal shall have exclusive juris- 

Fédérale d'Allemagne déposera auprès 
du Gouvernement du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
une déclaration précisant que toutes les 
mesures d'ordre juridique nécessaires 
à l'application du présent Accord à 
Berlin, ont été prises à Berlin. 

Article 25 

Révision de l'Accord lors de la 
réunification de l'Allemagne 

Les Parties Contractantes réviseront 
le présent Accord lors de la réunifica-
tion de l'Allemagne. Cette révision 
aura exclusivement pour objet: 

(a) d'appliquer les dispositions des 
Annexes au présent Accord, pré-
voyant l'ajustement de certaines 
dettes particulières en cas de 
réunification, sauf dans la mesure 
où il est prévu que ces dispositions 
sont automatiquement appliquées 
en pareil cas; 

(h) d'étendre l'application des dis-
positions du présent Accord aux 
dettes des personnes résidant dans 
le territoire réuni avec celui de la 
République Fédérale d'Allemagne; 

(c) d'effectuer des ajustements équi-
tables dans le cas des dettes dont 
les modalités de règlement ont été 
établies en tenant compte de la 
disparition ou de l'indisponibilité 
de certains avoirs situés dans le 
territoire réuni avec celui de la 
République Fédérale d'Allemagne 

Article 26 

Accords antérieurs 
Aucune des dispositions du présent 

Accord ne sera considérée comme 
affectant la validité de tout Accord 
relatif à un règlement d'obligations 
conclu par le Gouvernement de la Ré-
publique Fédérale d'Allemagne avant 
l'entrée en vigueur du présent Accord. 

Article 27 

Préséance de l'Accord sur les 
Annexes 

En cas d'incompatibilité entre les 
dispositions du présent Accord et les 
dispositions de l'une quelconque de 
ses Annexes, les dispositions du pré-
sent Accord prévaudront. 

Article 28 

Tribunal d'Arbitrage 
(1) Il est institué, aux fins définies 

ci-après, un Tribunal d'Arbitrage de 
l'Accord sur les Dettes extérieures 
allemandes (dénommé ci-après le 
Tribunal»). La composition, l'organi-
sation et les règles de fonctionnement 
du Tribunal sont définies dans la 
Charte jointe en Annexe IX au pré-
sent Accord. 

(2) Sous réserve des dispositions du 
paragraphe (5) du présent Article, le 
Tribunal est seul compétent pour tous 



ständig für alle diejenigen Streitig-
keiten zwischen zwei oder mehr Par-
teien dieses Abkommens über die Aus-
legung oder Anwendung des Abkom-
mens oder seiner Anlagen, welche die 
Parteien nicht im Verhandlungswege 
beilegen können; jedoch gehören 
Streitigkeiten über die Auslegung oder 
Anwendung des Artikels 34 dieses Ab-
kommens nicht zur Zuständigkeit-des 
Schiedsgerichtshofes oder anderer Ge-
richte oder Schiedsinstanzen. Ist die 
Bundesrepublik Deutschland an einem 
Verfahren vor dem Schiedsgerichtshof, 
das eine Streitigkeit zwischen Parteien 
dieses Abkommens betrifft, nicht be-
teiligt, so wird sie auf Verlangen einer 
beteiligten Partei ihrerseits an dem 
Verfahren als Partei teilnehmen. 

(3) Der Schiedsgerichtshof ist aus-
schließlich zuständig für Verfahren 
über die in Artikel 16 Absatz 2 der An-
lage IV  dieses Abkommens erwähnten 
Fragen, die für die Auslegung der ge-
nannten Anlage grundsätzliche Bedeu-
tung haben und ihm von einer Partei 
dieses Abkommens vorgelegt werden. 
Die Bestimmungen dieses Absatzes be-
rühren nicht die Zuständigkeit der Ge-
mischten Kommission, wie sie in Ar-
tikel 31 Absatz 2 dieses Abkommens 
geregelt ist. 

(4) Der Schiedsgerichtshof ist aus-
schließlich zuständig für Anrufungsver-
fahren, die gemäß den Bestimmungen 
des Artikels 31 Absatz 7 dieses Abkom-
mens anhängig gemacht werden. 

(5) Unbeschadet der Bestimmungen 
der Absätze 3 und 4 dieses Artikels ist 
Gier Schiedsgerichtshof nicht zuständig 
für Streitigkeiten, die sich ausschließ-
lich auf die Auslegung oder Anwendung 
einer Anlage dieses Abkommens be-
ziehen, sofern eine gemäß dieser An-
lage errichtete Schiedsinstanz für die 
Entscheidung der betreffenden Frage 
über die Auslegung oder Anwendung 
zuständig ist. Diese Bestimmung be-
deutet keine Einschränkung der Zu-
ständigkeit des Schiedsgerichtshofes bei 
Streitigkeiten über die Frage, ob eine 
Entscheidung einer solchen Schiedsin-
stanz in Widerspruch zu Bestimmungen 
dieses Abkommens steht. 

(6) Jede Partei dieses Abkommens, 
die an dem Gegenstand eines Verfah-
rens vor dein Schiedsgerichtshof in-
teressiert ist, ist berechtigt, an dem Ver-
fahren als Partei teilzunehmen. 

(7) Der Schiedsgerichtshof hat das 
Recht, Fragen, die sich auf seine Zu-
ständigkeit beziehen, nach Maßgabe 
der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels selbst zu entscheiden. 

(8) Die Entscheidung des Schieds-
gerichtshofes ist endgültig und bindend 

(a) in einem Verfahren gemäß Absatz 2 
dieses Artikels für die Parteien 
der Streitigkeit und für jede andere 
Partei dieses Abkommens, die an 
dem Verfahren als Partei teilnimmt; 

(b) in einem Verfahren gemäß Absatz 3 
dieses Artikels für die Partei 
dieses Abkommens, welche die 

diction in all disputes between two or 
more of the Parties to the present 
Agreement regarding the interpreta-
tion or application of the Agreement, 
or the Annexes thereto, which the 
Parties are not able to settle by 
negotiation, except that any dispute 
respecting the interpretation or appli-
cation of Article 34 of the present 
Agreement shall not be within the 
jurisdiction of the Tribunal or of any 
other court or tribunal. In any pro-
ceeding before the Tribunal concern-
ing a dispute between Parties to the 
present Agreement, other than the 
Government of the Federal Republic 
of Germany, the said Government 
shall, at the request of any party to 
the dispute, become a party to such 
proceeding. 

(3) The Tribunal shall have exclusive 
jurisdiction in proceedings concerning 
questions of fundamental importance 
for the interpretation of Annex IV to 
the present Agreement, referred to in 
the second paragraph of Article 16 of 
that Annex, which are submitted to it 
by any Party to the present Agree-
ment. The provisions of this paragraph 
shall not affect the jurisdiction of the 
Mixed Commission as laid down in 
paragraph (2) of Article 31 of the 
present Agreement. 

(4) The Tribunal shall have exclusive 
jurisdiction in appeals which are 
brought under the provisions of para-
graph (7) of Article 31 of the present 
Agreement. 

(5) Without prejudice to the pro-
visions of paragraphs (3) and (4) of this 
Article, the Tribunal shall not have 
jurisdiction in any dispute which is 
concerned solely with the interpreta-
tion or application of an Annex to the 
present Agreement if an arbitral body 
established pursuant to such Annex 
is competent to decide the question of 
interpretation or application concern-
ed. The foregoing provision shall not 
be deemed to limit the jurisdiction of 
the Tribunal in any dispute as to 
whether a decision of such an arbitral 
body is in conflict with any of the 
provisions of the present Agreement. 

(6) Any Party to the present Agree-
ment which is concerned in the sub-
ject-matter of a proceeding before the 
Tribunal shall be entitled to become 
a party to such proceeding. 

(7) The Tribunal shall have power 
to decide questions as to its jurisdic-
tion under the foregoing provisions 
of this Article. 

(8) A decision of the Tribunal— 

(a) in a proceeding under paragraph 
(2) of this Article shall be final 
and binding upon the parties to 
the dispute and upon any other 
Party to the present Agreement 
which becomes a party to the 
proceeding; 

(b) in a proceeding under paragraph 
(3) of this Article shall be final 
and binding upon the party which 

les litiges entre deux ou plusieurs 
Parties Contractantes relatifs à l'inter-
prétation et à l'application de l'Accord 
ou de ses Annexes, que les Parties ne 
parviendront pas à régler par voie de 
négociations. Toutefois, les litiges re-
latifs à l'interprétation ou à l'appli-
cation de l'Article 34 du présent Ac-
cord sont exclus de la compétence du 
Tribunal et de toute autre cour ou tri-
bunal. Dans toute instance devant le 
Tribunal relative à un litige entre Par-
ties Contractantes autres que le Gou-
vernement de la République Fédérale 
d'Allemagne, ce dernier Gouverne-
ment deviendra partie à l'instance si 
l'une des Parties au litige le demande. 

(3) Le Tribunal est seul compétent 
pour les instances relatives aux 
questions d'importance fondamentale 
pour l'interprétation de l'Annexe IV 
au présent Accord, visées au second 
paragraphe de l'Article 16 de cette 
Annexe, qui lui sont soumises par 
toute Partie Contractante. La présent' 
disposition ne porte pas atteinte à la 
compétence attribuée à la Commission 
Mixte par le paragraphe (2) de l'Ar-
ticle 31 du présent Accord. 

(4) Le Tribunal est seul compétent 
pour connaître des appels interjetés 
par application clos dispositions du 
paragraphe (7) de l'Article 31 du pré-
sent Accord. 

(5) Sans préjudice des dispositions 
des paragraphes (3) et (4) du présent 
Article, le Tribunal n'a pas compétence 
pour connaître des litiges portant 
exclusivement sur l'interprétation ou 
l'application d'une Annexe au présent 
Accord lorsqu'une instance arbitrale 
instituée en application de ladite 
Annexe est compétente pour décider 
la question d'interprétation ou d'appli-
cation en cause. La présente dis-
position ne sera pas considérée comme 
limitant la compétence du Tribunal 
dans tout litige sur le point de savoir 
si une décision rendue par l'une des 
instances arbitrales mentionnées ci-
dessus entre en conflit avec l'une 
quelconque des dispositions du pré-
sent Accord. 

(6) Toute Partie Contractante ayant 
un intérêt à la question qui fait l'objet 
d'une instance devant le Tribunal est 
en droit de devenir partie à cette 
instance. 

(7) Le Tribunal a pouvoir pour 
statuer sur les questions relatives à 
l'étendue de sa compétence dans le 
cadre des précédentes dispositions du 
présent Article. 

(8) Toute décision du Tribunal: 

(a) dans une instance au titre du 
paragraphe (2) du présent Article, 
est définitive et lie les parties au 
litige et toute autre Partie Con-
tractante devenue partie à l'in-
stance; 

(b) dans une instance au titre du para-
graphe (3) du présent Article, est 
définitive et lie la Partie Con trac- 



Frage dem Schiedsgerichtshof vor-
gelegt hat, und für jede andere 
Partei dieses Abkommens, die an 
dem Verfahren als Partei teilnimmt; 

(c) in einem Anrufungsverfahren ge-
mäß Absatz 4 dieses Artikels für 
die Partei oder die Parteien des 
Anrufungsverfahrens. 

(9) Die Entscheidungsbefugnis des 
Schiedsgerichtshofes wird nicht dadurch 
berührt, daß eine Partei der Streitigkeit 
sich auf das vor dem Schiedsgerichtshof 
anhängige Verfahren nicht einläßt. 

(10) Alle gemäß diesem Abkommen 
und seinen Anlagen errichteten Schieds-
instanzen, ausgenommen der Schieds-
gerichtshof selbst, sind bei der Ent-
scheidung über die Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens und seiner 
Anlagen an die einschlägigen Entschei-
dungen des Schiedsgerichtshofes ge-
bunden. 

(11) Auf Ersuchen einer Partei dieses 
Abkommens erstattet der Schiedsge-
richtshof Gutachten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens 
(ausgenommen die Auslegung oder An-
wendnug von Artikel 34). Solche Gut-
achten haben keine bindende Wirkung. 
keine bindende Wirkung. 

Artikel 29 

Schiedsverfahren nach Anlage I 

(1) An Verfahren vor einem Schieds-
gericht, des für die Entscheidung von 
Streitigkeiten gemäß Ziffer 7 Absatz 1 
Buchst. g der Anlage I dieses Abkom-
mens vorgesehen ist, können nur die-
jenigen Vereinigungen von Wert-
papierinhabern (Bondholders' Coun-
cils) oder entsprechende Vereinigun-
gen, die von den Regierungen der 
Staaten, in denen sie gebildet sind, als 
Vertreter der Wertpapierinhaber in 
diesen Staaten anerkannt sind (im 
folgenden als „Gläubigervertretungen" 
bezeichnet) auf der einen Seite und 
Schuldner auf der anderen Seite als 
Parteien teilnehmen, 

(2) Ein Schiedsgericht der in dem 
vorstehenden Absatz bezeichneten Art 
besteht, sofern die Parteien nichts 
anderes vereinbaren, aus drei in fol-
gender Weise ernannten Mitgliedern: 

(a) einem Mitglied, das vom Schuldner 
zu ernennen ist; 

(b) einem Mitglied, das von der be-
treffenden Gläubigervertretung zu 
ernennen ist, oder, wenn mehrere 
Gläubigervertretungen beteiligt 
sind, von diesen gemeinsam; 

(e) einem dritten Mitglied als Ob-
mann, das von den gemäß den 
Buchstaben a und b dieses Ab-
satzes ernannten Schiedsrichtern 
zu wählen ist. Der Obmann darf 
weder die deutsche Staatsange-
hörigkeit noch diejenige eines 
Staates besitzen, in dem eine als 
Partei an dem Verfahren teilneh-
mende Gläubigervertretung ge-
bildet ist. 

(3) Binnen 90 Tagen, gerechnet von 
dein Tage, an dem eine der Parteien 
des Verfahrens der anderen Partei die 
Ernennung ihres Schiedsrichters mit- 

submitted the question to the 
Tribunal and upon any other 
party which becomes a party to 
the proceeding; 

(c) in an appeal under paragraph (4) 
of this Article shall be final and 
binding upon the party or parties 
to such appeal. 

(9) The jurisdiction of the Tribunal 
shall not be affected by the failure of 
any party to a dispute to enter an 
appearance in the proceeding before 
the Tribunal. 

(10) Any arbitral body, other than 
the Tribunal, established under the 
present Agreement or the Annexes 
thereto, shall, in reaching decisions 
respecting the interpretation or appli-
cation of the present Agreement or the 
Annexes thereto, he bound by any 
relevant decision of the Tribunal. 

(11) If any Party to the present 
Agreement so requests, the Tribunal 
shall render an advisory opinion 
regarding the interpretation or appli-
cation of the present Agreement 
(except with respect to the interpreta-
tion or application of Article 34). Such 
advisory opinion shall not have bind-
ing effect. 

Article 29 

Arbitration of certain Disputes under 
Annex I 

(1) Only Bondholders' Councils or 
analogous bodies, recognised by the 
Governments of the countries in 
which they are organised as represent-
ing the bondholders of such countries 
(hereinafter referred to as "creditors' 
representatives"), on the one hand, 
and debtors, on the other hand, shall 
be entitled to be parties to proceed-
ings before a Court of Arbitration 
provide d for the decision of disputes 
falling under Section 7 (1) (g) of 
Annex 1 to the present Agreement. 

(2) A Court of Arbitration described 
in the preceding paragraph shall, 
except as otherwise agreed between 
the parties, consist of three members 
appointed as follows:— 

(a) one member to be appointed by 
the debtor; 

(b) one member to be appointed by 
the creditors' representative con-
cerned and, if more than one, by 
such creditors' 	representatives 
jointly; 

(c) a third member, to act as Chair-
man, to be chosen by the arbitra-
tors appointed in accordance with 
sub-paragraphs (a) and (b) of this 
paragraph. The Chairman shall be 
neither a German national nor a 
national of a country in which a 
creditors' representative, party to 
the proceeding, is organised. 

(3) Within ninety days of the date 
on which one of the parties to the 
proceeding noti fies the other party of 
the appointment of its arbitrator, such 

tante qui a soumis la question au 
Tribunal et toute autre Partie Con-
tractante devenue partie à l'in-
stance; 

(c) dans un appel au titre du para-
graphe (4) du présent Article, est 
définitive et lie la partie ou les 
parties à l'appel. 

(9) La compétence du Tribunal n'est 
pas affectée par le défaut de toute 
partie à un litige. 

(10) Dans leurs décisions sur l'inter-
prétation ou l'application du présent 
Accord ou de ses Annexes, toutes les 
instances arbitrales autres que le Tri-
bunal, établies par application du 
présent Accord ou de ses Annexes, 
sont liées par les décisions applicables 
du Tribunal. 

(11) A la demande de toute Partie 
Contractante, le Tribunal donne un 
avis consultatif sur l'interprétation ou 
l'application du présent Accord (à 
l'exclusion de l'Article 34). Cet avis 
consultatif n'a pas force obligatoire. 

Article 29 

Arbitrage de certains litiges dans le 
cadre de l'Annexe I 

(1) Seules les Associations de por-
teurs de valeurs mobilières ou les or-
ganisations similaires reconnues par 
les Gouvernements des pays dans les-
quels elles sont constituées comme 
représentant les porteurs de valeurs 
mobilières de ces pays (dénommés ci-
après -les représentants des créan-
ciers»), d'une part, et les débiteurs, 
d'autre part, sont en droit. d'être par-
ties à une instance devant un des Tri-
bunaux d'Arbitrage prévus pour le 
règlement des litiges définis dans la 
Section 7 (1) (g) de l'Annexe I au pré-
sent Accord. 

(2) Les Tribunaux d'Arbitrage prévus 
au paragraphe précédent comprennent, 
sauf s'il en a été autrement convenu 
par les parties au litige, trois membres 
nommés comme suit: 

(a) un membre nommé par le débiteur; 

(b) un membre nominé par le représen-
tant des créanciers intéressés ou, 
lorsque plusieurs représentants des 
créanciers sont en cause, conjointe-
ment par ces représentants; 

(c) un troisième membre, assumant les 
fonctions de Président, choisi par les 
arbitres nommés conformément aux 
alinéas (a) et (b) du présent para-
graphe. Le Président ne peut être 
un ressortissant allemand, ni un 
ressortissant d'un pays dans lequel 
l'un des représentants des créan-
ciers parties au litige a été 
constitué. 

(3) Dans les quatre-vingt dix jours 
de la notification, par l'une des parties 
au litige, de la nomination de son 
arbitre à l'autre partie, celle-ci doit 



geteilt hat, hat die andere Partei ihrer-
seits einen Schiedsrichter zu ernennen. 
Ernennt die andere Partei ihren 
Schiedsrichter nicht innerhalb der vor-
geschriebenen Frist, so wird er auf 
Antrag der Partei, welche die Mittei-
lung gemacht hat, von der Internatio-
nalen Handelskammer ernannt. 

(4) Einigen sich die beiden Schieds-
richter binnen 30 Tagen, gerechnet von 
dem Tage der Ernennung des zuletzt 
ernannten Schiedsrichters, nicht auf 
einen Obmann, so wird er auf Antrag 
eines der beiden Schiedsrichter durch 
die Internationale Handelskammer er-
nannt. Die Bestimmung des Absatzes 2 
Buchst. c dieses Artikels über die 
Staatsangehörigkeit gilt auch für diese 
Ernennung. 

(5) Stirbt ein Mitglied des Schieds-
gerichts oder fällt ein Mitglied wegen 
Erkrankung, Niederlegung des Amtes 
oder Nichtausübung seiner Amts-
pflichten aus, so wird die Stelle binnen 
30 Tagen, nachdem sie frei geworden 
ist, in gleicher Weise wie bei der ur-

sprünglichen Ernennung neu besetzt. 

(6) Das Schiedsgericht gibt sich seine 
eigene Verfahrensordnung. Ist eine 
solche Verfahrensordnung nicht erlas-
sen oder regelt sie das Verfahren nicht 
erschöpfend, so ist insoweit die Schieds-
gerichtsordnung der Internationalen 
Handelskammer anzuwenden. 

(7) Die Entscheidung des Schieds-
gerichts über die Konversion, die 
Gegenstand des schiedsgerichtlichen 
Verfahrens war, ist hinsichtlich der 
Bedingungen des Regelungsangebotes 
für die Parteien des. Verfahrens bin-
dend; die Gläubigervertretung hat den 
Wertpapierinhabern die Annahme des 
Angebotes zu empfehlen, sofern das 
Angebot den anderen in der Anlage I 
dieses Abkommens festgelegten Er-
fordernissen entspricht. 

Artikel 30 

Beteiligung der Anleihetreuhänder 
nach Anlage II 

(1) Der gemäß Artikel IX der An-
lage II dieses Abkommens errichtete 
Schieds- und Vermittlungsausschuß 
macht dem Treuhänder einer verbrief-
ten Schuld, auf welche die genannte 
Anlage Anwendung findet, Mitteilung 
von jedem bei dem Ausschuß anhängi-
gen Verfahren über die Regelung der 
Schuld. Der Treuhänder kann binnen 
20 Tagen nach Zustellung der Mittei-
lung an dem Verfahren als Partei teil-
nehmen. 

(2) Um den Treuhänder einer ver-
brieften Schuld bei der Entlastung von 
einer Verantwortung zu unterstützen, 
die er gegenüber Inhabern dieser 
Schuldverschreibungen gegebenenfalls 
hat, wird der Schuldner in dem Zeit-
punkt, in dem er der Gläubigervertre-
tung gemäß Artikel VII der Anlage II 
dieses Abkommens einen Vorschlag 
für ein Regelungsangebot vorlegt, dem 
Treuhänder dieser Schuldverschrei-
bungen ebenfalls eine Abschrift davon 
vorlegen. Der Treuhänder kann dem 
Schuldner und der Gläubigervertretung 
die Einwendungen mitteilen, die er  

other party shall appoint its arbitrator. 
If such other party fails to appoint its 
arbitrator within the time prescribed, 
such arbitrator shall, upon the appli-
cation of the party which has given 
notice as aforesaid, be appointed by 
the International Chamber of Com-
merce. 

(4) If the two arbitrators fail, within 
thirty days of the date of the appoint-
ment of the arbitrator last appointed, 
to agree upon a Chairman, he shall, 
at the request of either of the two 
arbitrators, be appointed by the Inter-
national Chamber of Commerce. The 
qualification as to nationality provided 
in paragraph (2) (c) of this Article 
shall apply to such appointment. 

(5) In the event of any vacancy 
caused by the death, illness, with-
drawal or failure of a member of a 
Court of Arbitration to carry out his 
duties, such vacancy shall be filled, in 
the same manner as the original 
appointment, within thirty days of the 
occurrence of such vacancy. 

(6) A Court of Arbitration shall 
determine its own rules of procedure. 
In the absence of such determination, 
or in respect of matters not covered 
by such determination, the Arbitration 
Code of the International Chamber of 
Commerce shall apply. 

(7) The decision of a Court of Arbi-
tration as to the conversion which is 
the subject of the arbitration proceed-
ing shall be binding on the parties to 
the proceeding as to the terms of the 
offer of settlement and the creditors' 
representative shall recommend to the 
bondholders the acceptance of the 
offer, provided that such offer meets 
the other requirements laid down in 
Annex I to the present Agreement. 

Article 30 

Trustees' Position in relation to 
Annex II and Arbitration thereunder 

(1) The Arbitration and Mediation 
Committee established pursuant to 
Article IX of Annex II to the present 
Agreement shall serve notice upon the 
trustee of a bonded debt to which the 
said Annex applies of any proceeding 
concerning the settlement of such debt 
which is pending before it. The trustee 
may, within twenty days after the 
service of such notice, become a party 
to such proceeding. 

(2) In order to assist the trustee of a 
bonded debt in the discharge of any 
responsibilities which such trustee may 
have to holders of such debt, the 
debtor, at the time it submits to the 
creditors' representative any proposed 
offer of settlement pursuant to Article 
VII of Annex II to the present Agree

-

ment shall likewise submit a copy 
thereof to the trustee of such debt. The 
trustee may communicate to the debtor 
and to the creditors' representative 
any objection which it may have to 
the terms of the offer under negotia

-

tion, which objection shall be sub- 

nommer son arbitre. Au cas où elle ne 
l'aurait pas fait dans le délai prescrit, 
l'arbitre sera, à la demande de la partie 
ayant effectué la notification prévue 
ci-dessus, nommé par la Chambre de 
Commerce Internationale. 

(4) Au cas où les deux arbitres ne 
pourraient se mettre d'accord dans les 
trente jours de la nomination du 
second arbitre sur la désignation du 
Président, celui-ci sera, à la demande 
de l'un quelconque des deux arbitres, 
nommé par la Chambre de Commerce 
Internationale. Cette nomination sera 
sujette à la condition de nationalité 
prévue au paragraphe (2) (c) du 
présent Article. 

(5) En cas de vacance pour cause 
de décès, maladie, démission ou non 
exécution par un membre du Tribunal 
d'Arbitrage des devoirs de sa charge, 
il sera pourvu au siège devenu vacant 
selon la même procédure que lors 
de la nomination initiale, dans les 
trente jours de la vacance. 

(6) Les Tribunaux d'Arbitrage ar-
rêtent leurs propres règles de pro-
cédure. A défaut, le Code d'arbitrage 
de la Chambre de Commerce Interna-
tionale est applicable. 

(7) La 	décision d'un Tribunal 
d'Arbitrage, quant à la conversion qui 
fait l'objet de 	l'arbitrage, lie les 
parties à l'instance en ce qui concerne 
les modalités de l'offre de règlement, 
et le représentant des créanciers est 
tenu de recommander l'acceptation de 
cette offre aux porteurs, pour autant 
qu'elle se conforme aux autres condi-
tions prévues par l'Annexe I au présent 
Accord. 

Article 30 

Situation des trustees au regard des 
dispositions de l'Annexe II et de la 
procédure d'arbitrage prévue par cette 

Annexe 
(1) Lorsque le Comité d'Arbitrage et 

de Médiation constitué par applica-
tion de l'Article IX de l'Annexe II au 
présent Accord est saisi d'une instance 
relative au règlement d'une dette 
obligataire à laquelle cette Annexe est 
applicable, il notifie cette instance au 
trustee de la dette en cause. Ce 
dernier peut, dans les vingt jours 
suivant la réception de cette notifica-
tion, devenir partie à l'instance. 

(2) Afin de permettre aux trustees 
des dettes obligataires de s'acquitter 
des obligations qui peuvent leur 
incomber envers les porteurs de ces 
dettes, tout débiteur qui, conformément 
aux dispositions de l'Article VII de 
l'Annexe II au présent Accord, soumet 
au représentant des créanciers une 
proposition en vue d'une offre de 
règlement, doit soumettre en même 
temps une copie de cette proposition 
au trustee de la dette en cause. Ce 
dernier peut faire connaître au débiteur 
et au représentant des créanciers toute 
objection qu'il pourrait avoir à 



gegen die Bedingungen des zur Erörte-
rung stehendem Angebots gegebenen-
falls hat; diese Einwendungen sind hei 
diesen Erörterungen zur Prüfung vor-
zulegen.  

(3) Vor dem Abschluß einer end-
gültigen Vereinbarung mit der Gläu-
bigervertretung über die Bedingungen 
des Regelungsangebotes wird der 
Schuldner dem Treuhänder die Bedin-
gungen dieses Regelungsangebotes 
schriftlich mitteilen. Binnen zehn Tagen 
nach Erhalt dieser Mitteilung kann der 
Treuhänder dein Schieds- und Vermitt-
lungsausschuß Einwendungen gegen 
die Bedingungen des Regelungsange-
botes in Bezug auf alle Fragen vor-
legen, bei denen er nach den Bedin-
gungen des bestehenden Vertrages 
nach seinem Ermessen feststellt, daß 
er gegenüber Inhabern dieser Schuld-
verschreibungen eine Verantwortung 
hat. Der Schieds- und Vermittlungs-
ausschuß wird der Gläubigervertretung 
und dem Schuldner die Einleitung des 
Verfahrens durch die Zustellung mit-
teilen. Die Gläubigervertretung und 
der Schuldner können binnen 20 lagen 
nach Zustellung dieser Mitteilung 
ebenfalls an dem Verfahren als Par-
teien teilnehmen. Die Zuständigkeit 
des Schieds- und 

solches Verfahren wird 
dadurch nicht berührt, daß die Gläubi-
gervertretung oder der Schuldner sich 
auf das Verfahren nicht einläßt. Erfolgt 
innerhalb der  oben bezeichneten Frist 
von zehn Tagen keine. Anrufung der 
Schiedsinstanz, so kann der Schuleiner 
die vorgeschlagene Vereinbarung mit 
der  Gläubigervertretung abschließen. 

(4) Eine Entscheidung des Schieds-
und Vermittlungsausschusses in einem  

Verfahren gemäß Absatz 3 dieses  Ar-
tikels ist für die Gläubigervertretung  

und dein Schuldner in gleichem  
fange  bindend wie im zweiten Allsatz  
der Ziffer 1 des Artikels IX der A n

-lage II dieses Abkommens vorgesehen.  
Nimmt ein Treuhänder gemäß Absatz 1  
oder 3 dieses Artikels an einem Ver-
fahren als Partei teil, so hat er in  

diesem Verfahren die gleichen Rechte  

wie jede andere Pa rtei dieses Ver-
fahrens.  

Artikel 31  
Gemischte Kommission nach Anlage IV  

(1) Die Bestimmungen über die Zu-
sammensetzung und den Autbau der in  
Artikel 16 der Anlage IV dieses Ab-
kommens vorgesehenen Gemischten  
Kommission sowie die Bestimmungen  
über die Ausübung ihrer Gerichtsbar-
keit sind in der Satzung enthalten, die 
diesem Abkommen als Anlage X bei-
gefügt ist.  

(2) Die Gemischte Kommission ist  
zuständig für die Entscheidung  
(a) von Meinungsverschiedenheiten  

zwischen Gläubigern und Schuld-
nern über die Auslegung der An-
lage IV dieses Abkommens, die  
ihr vorgelegt werden entweder  
durch den Gläubiger und den  
Schuldner gemeinsam oder durch  
einen Gläubiger oder einen Schuld-
ner, dessen Regierung erklärt, daß  
die zu entscheidende Frage nach  

mitted for consideration in such  
negotiations.  

(3) Prior to entering into any defini-
tive agreement with the creditors'  
representative on the terms of the  

offer of settlement the debtor shall  

notify the trustee in writing of the  
terris of such offer of settlement.  

Within ten days after receipt of such  

notice the trustee shall have the right  
to reter to the Arbitration and Media-
tion Committee any objection which  
such trustee may have to the terms of  
the offer of settlement regarding any  

matter in respect of which, under the  
terms of the existing indenture, the  
trustee shall determine, in the exer-
cise of its discretion, that it has  
responsibility to holders of such bond-
ed debt. The Arbitration and Media-
tion Committee shall serve notice  
upon the creditors' representative and  

the debtor of the institution of such  
proceeding. The creditors' represent-
ative and the debtor may also become  
parties to the proceeding by entering  

an appearance within twenty days  

after the service of such notice. The  
jurisdiction of the Arbitration and  
Mediatio n  Committee with respect to  
such proceeding shall not be affected  

by the failure of  the  creditors'  
representative or of the debtor to  
enter an appearance in such proceed-
ing. If there is no reference to  
arbitration within the ten-day period  
provided for above, the debtor may  
enter into the  proposed agreement 
with the creditors' representative. 

(4) A decision of the Arbitration and 
Mediation Committee in a proceed-
ing pursuant to paragraph (3) of this 
Article shall he binding upon the 
creditors' representative and the debt-
or to the same extent as is provided 
in  the second subparagraph of  para-
graph 1 of Article IX of Annex II to 
the present Agreement. In any proceed-
ing to which a trustee becomes a 
party pursuant to paragraph (1) or (3) 
of this Article, such trustee shall have 
the sane rights as any other party 
thereto. 

Article 31  
Mixed Commission for Questions 

respecting Annex IV 
(1) The composition and organisa-

tion  Of the Mixed Commission provided 
for in Article 16 of Annex IV to the 
prescrit Agreement and the rules for 
the exercise of its jurisdiction are 
contained in the Charter which is 
appended hereto as Annex X. 

(2) The Mixed Commission shall 
have jurisdiction in— 
(a)  differences between a creditor 

and  a debtor as to the interpreta-
tion of Annex IV  to the present 
Agreement, referred to it either 
by a creditor and a debtor 
jointly, or by a creditor or a debtor 
whose Government states that in 
its opinion the question at issue 
is of general importance for the 
interpretation of the said Annex; 

l'encontre des modalités de l'offre en 
cours de négociation, et cette objection 
doit être étudiée au cours des négocia-
tions. 

(3) Avant de conclure un accord 
définitif avec le représentant des 
créanciers sur les modalités de l'offre 
de règlement, le débiteur notifie ces 
modalités par écrit au trustee. Dans les 
dix jours suivant la réception de cette 
notification, ce dernier est en droit de 
soumettre au Comité d'Arbitrage et 
de Médiation toute objection qu'il peut 
avoir à l'encontre des modalités de 
l'offre de règlement, sur tout point 
pour lequel il décide, à sa seule 
discrétion, que les termes du contrat 
de mandat («Trusteeship») existant lui 
imposent des obligations envers les 
porteurs. Le Comité d'Arbitrage et de 
Médiation notifie l'introduction de 
cette instance au représentant des  

créanciers et au débiteur. Ceux-ci 
peuvent devenir parties à l'instance 
dans les vingt jours suivant la récep-
tion de cette notification. La com-
pétence du Comité d'Arbitrage et de 
Médiation à l'égard de l'instance n'est 
pas affectée par le défaut du représen-
tant des créanciers ou du débiteur. Si, 
à l'expiration du délai de dix jours 
prévu ci-dessus, il n'a pas été fait 
appel t l'arbitrage, le débiteur peut 

l'accord l  accord envisagé ave ć  te  
représentant des créanciers.  

(4) Toute décision du Comité  
d'Arbitrage et de Médiation, dans une  
instance engagée par application du  
paragraphe (3) du présent Article, lie  

le représentant des créanciers et le  
débiteur dans la mesure prévue par 
le paragraphe 1, deuxième alinéa, de 
l'Article IX de l'Annexe II au présent 
Accord. Dans toute instance à laquelle 
le trustee est devenu partie par 
application du paragraphe (1) ou du 
paragraphe (3) du présent Article, le 
trustee a les mêmes droits que toute 
autre partie à l'instance. 

Article 31 
Commission Mixte pour le règlement 
des questions relatives à l'Annexe 1V 

(1) La composition, l'organisation et 
les règles de fonctionnement de le 
Commission Mixte prévue par l'Article 
16 de l'Annexe 1V au présent Accord 
sont définies dans la Charte jointe en 
Annexe X au présent Accord. 

(2) La Commission Mixte est com-
pétente polir:  
(a) les divergences d'opinion entre 

créanciers et débiteurs résultant 
de l'interprétation de l'Annexe IV 
au présent Accord, qui lui sont 
soumises soit conjointement par 
un créancier et un débiteur :  soit 
par un créancier ou un débiteur 
dont le Gouvernement déclare qu'à 
son avis la question en litige est 
d'importance générale pour l'inter-
prétation de ladite Annexe; 



ihrer Auffassung für die Aus-
legung der genannten Anlage von 
allgemeiner Bedeutung sei; 

(b) von Fällen, die Gegenstand eines 
Verfahrens vor einem gemäß Ar-
tikel 17 der Anlage IV dieses Ab-
kommens errichteten Schiedsgericht 
sind und die der Gemischten Kom-
mission  gemäß Artikel 16 der ge-
nannten Anlage von einer Partei 
dieses Abkommens oder von dem 
Schiedsgericht selbst unter Be-
rufung darauf vorgelegt werden, 
daß es sich um einen Fall von 
grundsätzlicher Bedeutung für die 
Auslegung der Anlage IV handele; 
in Fällen jedoch, in denen das 
Schiedsgericht gemäß Artikel 11 
der Anlage IV dieses Abkommens 
angerufen ist, darf der Gemischten 
Kommission nur diejenige Frage 
zur Entscheidung vorgelegt wer-
den, die für die Auslegung der 
genannten Anlage grundsätzliche 
Bedeutung hat. 

(3) Jede Partei dieses Abkommens, 
die an dem Gegenstand eines Ver-
fahrens vor der Gemischten Kommis-
sion interessiert ist, ist berechtigt, an 
dem Verfahren als Partei teilzuneh-
men. 

(4) Die Entscheidungsbefugnis der 
Gemischten Kommission wird nicht da-
durch berührt, daß eine an der Strei-
tigkeit beteiligte Partei sich auf das 
vor der Gemischten Kommission an-
hängige Verfahren nicht einläßt. 

(5) Die Gemischte Kommission hat 
das Recht, Fragen, die sich auf ihre 
Zuständigkeit beziehen, nach Maßgabe 
der vorstehenden Bestimmungen die-
ses Artikels selbst zu entscheiden. 

(6) Die Entscheidung der Gemischten 
Kommission ist vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Absatzes 7 dieses Ar-
tikels endgültig und bindend 

(a) für die Parteien des bei ihr an-
hängigen Verfahrens; 

(b) für jede Partei einer Streitigkeit, 
die gemäß Absatz 2 Buchst. a die-
ses Artikels der Gemischten Korn-
mission vorgelegt worden ist; 

(c) für eine Partei dieses Abkommens, 
die gemäß Absatz 2 Buchst. b 
dieses Artikels einen Fall oder 
eine Frage zur Entscheidung vor-
legt; 

(d) für das Schiedsgericht, das die 
Frage selbst vorgelegt hat oder in 
dessen Verfahren die Vorlegung 
erfolgt ist, in den Fällen von Ab-
satz 2 Buchst. b dieses Artikels; 

(e) hinsichtlich einer Regelungsbedin-
gung für eine Schuld, wenn diese 
Regelungsbedingung Gegenstand 
des Verfahrens war. 

(7) Jede Partei dieses Abkommens 
ist berechtigt, gegen eine Entscheidung 
der Gemischten Kommission binnen 
30 Tagen, nachdem sie erlassen ist, den 
Schiedsgerichtshof anzurufen unter Be-
rufung darauf, daß die Entscheidung 
eine Frage von allgemeiner oder 
grundsätzlicher Bedeutung betreffe. 
Die Anrufung kann nur wegen solcher 
aus der Entscheidung sich ergebender 
Fragen erfolgen, bezüglich derer die 

(b) cases referred to it under Article 
16 of Annex IV to the present 
Agreement from a Court of Arbi-
tration established pursuant to 
Article 17 of that Annex, by a 
Party to the present Agreement 
or by the said Court of Arbitration, 
on the ground that such cases are 
of fundamental importance to the 
interpretation of Annex IV, pro-
vided that in any case before the 
said Court of Arbitration which is 
an appeal under Article 11 of 
Annex 1V, only the question in 
such case which is of fundamental 
importance to the interpretation 
of that Annex shall be referred to 
the Mixed Commission for de-
cision. 

(3) Any Party to the present Agree-
ment which is concerned in the 
subject-matter of a proceeding before 
the Mixed Commission shall be entitled 
to become a party to such proceeding. 

(4) The jurisdiction of the Mixed 
Commission shall not be affected by 
the failure of any party to a dispute 
to enter an appearance in the proceed-
ing before the Mixed Commission. 

(5) The Mixed Commission shall 
have power to decide questions as to 
its jurisdiction under the foregoing 
provisions of this Article. 

(6) Subject to the provisions of 
paragraph (7) of this Article a decision 
of the Mixed Commission shall be 
fi nal and binding— 

(a) upon the parties to any proceed-
ing before it; 

(b) upon any party to a dispute 
referred to the Mixed Commission 
under paragraph (2) (a) of this 
Article; 

(c) upon a Party to the present 
Agreement which submits a case 
or question for decision under 
paragraph (2) (b) of this Article; 

(d) upon a Court of Arbitration by or 
from which a question is referred 
under paragraph (2) (b) of this 
Article; 

(e) if a term of settlement of a debt 
was the subject of the proceeding, 
in respect of such term of settle-
ment. 

(7) A Party to the present Agree-
ment shall be entitled to appeal from 
a decision of the Mixed Commission 
to the Tribunal within thirty days of 
the date of the delivery of the decision 
on the ground that such decision 
concerns a matter of general or 
fundamental importance. The appeal 
shall be brought only with respect to 
any matter in such decision which is 
asserted by the appellant to be of 

(b) les litiges qui, initialement soumis 
à un tribunal arbitral établi par 
application des dispositions de 
l'Article 17 de l'Annexe IV au 
présent Accord, sont, par applica-
tion de l'Article 16 de la même 
Annexe, renvoyés à la Commission 
Mixte, soit par une Partie Con-
tractante, soit par le tribunal 
arbitral lui-même, motif pris de ce 
que le cas présente une importance 
fondamentale pour l'interprétation 
de l'Annexe IV. Toutefois, lorsque 
l'instance engagée devant un 
tribunal arbitral est un appel 
interjeté par application de 
l'Article 11 de l'Annexe IV, seule 
la question présentant une impor-
tance fondamentale pour l'inter-
prétation de cette Annexe est 
soumise à la Commission Mixte, 
pour décision. 

(3) Toute Partie Contractante ayant 
un intérêt à la question qui fait 
l'objet d'une instance devant la Com-
mission Mixte est en droit de devenir 
partie à cette instance. 

(4) La compétence de la Commission 
Mixte n'est pas affectée par le défaut 
de toute partie au litige. 

(5) La Commission Mixte a pouvoir 
pour statuer sur les questions relatives 
à l'étendue de sa compétence dans le 
cadre des précédentes dispositions du 
présent Article. 

(6) Sous réserve des dispositions du 
paragraphe (7) du présent Article, 
toute décision de la Commission Mixte 
est définitive et obligatoire: 

(a) pour les parties à toute instance 
devant la Commission; 

(b) pour toute partie à un litige soumis 
à la Commission Mixte au titre du 
paragraphe (2) (a) du présent Ar-
ticle; 

(c) pour toute Partie Contractante qui 
soumet à la Commission Mixte 
pour décision une question ou une 
affaire au titre du paragraphe (2) 
(b) du présent Article; 

(d) pour tout Tribunal Arbitral saisi 
d'un litige qui a fait l'objet d'un 
renvoi à la Commission Mixte par 
application du paragraphe (2) (b) 
du présent Article; 

(e) lorsque l'une des modalités de 
règlement d'une dette est en cause 
clans l'instance, pour cette modalité 
de règlement. 

(7) Toute Partie Contractante est 
en droit d'interjeter appel d'une dé-
cision de la Commission Mixte devant 
le Tribunal, dans les trente jours de 
l'intervention de cette décision, motif 
pris de ce qu'elle touche à une question 
d'importance générale ou fondamen-
tale. L'appel ne peut être fait que pour 
la question dont le Gouvernement 
appelant affirme qu'elle est d'impor-
tance générale ou fondamentale. Lors- 



anrufende Partei geltend macht, daß 
sie allgemeine oder grundsätzliche Be-
deutung hätten. Hat der Schiedsge-
richtshof über die betreffende Frage 
entschieden, so hat die Gemischte 
Kommission in dem Verfahren, das zu 
der Anrufung geführt hat, alle Maß-
nahmen zu treffen, die erforderlich 
sind, um der Entscheidung des Schieds-
gerichtshofes Geltung zu verschaffen. 

Artikel 32 

Schiedsgericht für Streitigkeiten 
aus Anlage IV 

(1) Haben sich ein Gläubiger und 
ein Schuldner gemäß Artikel 17 Ab-
satz 5 der Anlage IV dieses Abkom-
mens darauf geeinigt, eine Streitigkeit 
einem Schiedsgericht vorzulegen, so 
hat jeder von ihnen binnen 30 Tagen, 
gerechnet vom Tage der Einigung, 
einen Schiedsricher zu ernennen. Sind 
mehrere Gläubiger oder Schuldner be-
teiligt, so wird der Schiedsrichter von 
den Gläubigern oder den Schuldnern 
gemeinsam ernannt. Hat eine Partei 
ihren Schiedsrichter nicht innerhalb der 
genannten Frist ernannt, so ist die 
andere Partei der Streitigkeit berech-
tigt, die Ernennung des Schiedsrich-
ters bei der Internationalen Handels-
kammer zu beantragen. Die beiden 
Schiedsrichter wählen binnen 30 Tagen, 
gerechnet vom 1 age der Ernennung 
des zuletzt ernannten Schiedsrichters, 
einen dritten Schiedsrichter als Ob-
mann. Wird der Obmann nicht inner-
halb dieser Frist gewählt, so kann jede 
der beiden Parteien die Ernennung bei 
der Internationalen Handelskammer 
beantragen. 

(2)—(a) Ein Gläubiger, der ein Schieds-
gericht gemäß Artikel 11 Absatz 2 der 
Anlage IV dieses Abkommens anruft, 
hat binnen 30 Tagen, nachdem ihm die 
Entscheidung des deutschen Gerichts 
zugestellt worden ist, 

(i) dem deutschen Gericht, das die 
Entscheidung erlassen hat, die An-
rufung mitzuteilen; 

(ii) dem Schuldner den Namen des 
Schiedsrichters mitzuteilen, den er 
für das Schiedsgericht ernannt hat. 

(b) Mit dem Eingang der in Unter-
absatz a (i) dieses Absatzes vorge-
sehenen Mitteilung ist das Verfahren 
für alle deutschen Gerichtsinstanzen 
mit der Wirkung beendet, daß aus der 
Entscheidung, soweit sie sich auf die 
Schuld bezieht, die Gegenstand der 
Berufung ist, keine Rechte hergeleitet 
werden können. 

(c) Binnen 30 Tagen, gerechnet vom 
Tage des Erhaits der in Unterabsatz a 
(ii) dieses Absatzes vorgesehenen Mit-
teilung, hat der Schuldner dem Gläu-
biger den Namen des Schiedsrichters 
mitzuteilen, den er für das Schieds-
gericht ernannt hat. Macht der Schuld-
ner diese Mitteilung nicht innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist, so ist der 
Gläubiger berechtigt, die Ernennung 
des Schiedsrichters hei der Internatio-
nalen Handelskammer zu beantragen. 
Entsprechend dem in Absatz 1 dieses 
Artikels vorgesehenen Verfahren ist 
ein dritter Schiedsrichter als Obmann 
zu wählen.  

general or fundamental importance. 
When the Tribunal has rendered its 
decision with respect to any such 
matter the Mixed Commission shall 
take any action in connexion with the 
proceeding giving rise to the appeal 
which may be necessary to give effect 
to such decision. 

Article 32 

Courts of Arbitration for Disputes 
under Annex IV 

(1) A creditor and a debtor who, 
pursuant to the fifth paragraph of 
Article 17 of Annex IV to the present 
Agreement, have agreed to refer a 
dispute to a Court of Arbitration shall 
each appoint an arbitrator within thirty 
days of the date of such agreement. If 
there is more than one creditor or more 
than one debtor the arbitrator shall 
be appointed by such creditors or 
debtors jointly. If an arbitrator is not 
appointed within the above time-limit, 
the other parties to the dispute shall 
be entitled to request the International 
Chamber of Commerce to appoint such 
arbitrator. The two arbitrators shall, 
within thirty days from the date of the 
appointment of the arbitrator last 
appointed, choose a third arbitrator to 
act as Chairman. If a Chairman is not 
chosen within such time, either party 
may request the International Chamber 
of Commerce to make the appointment. 

(2)--(a) A creditor who, pursuant to 
the second paragraph of Article 1l of 
Annex IV to the present Agreement, 
appeals to a Court of Arbitration, -shall 
within thirty days of service of the 
decision of the German court— 

(i) notify the German Court which 
rendered the decision of such 
appeal; 

(ii) notify the debtor of the name of 
the arbitrator he has appointed to 
sit on the Court of Arbitration. 

(b) The receipt of the notice provided 
in sub-paragraph (a) (i) of this para-
graph shall put an end to all proceed-
ings in German courts in respect of 
the decision, in so far as it relates to 
the debt which is the subject of the 
appeal and such decision to this extent 
shall have no effect. 

(c) Within thirty days of the receipt 
of the notice provided in sub-paragraph 
(a) (ii) of this paragraph, the debtor 
shall notify the creditor of the name 
of the arbitrator he has appointed to 
sit on the Court of Arbitration. If the 
debtor does not make such notification 
within the time prescribed the creditor 
shall be entitled to request the Inter-
national Chamber of Commerce to 
appoint such arbitrator. A third arbi-
trator, to act as Chairman, shall be 
chosen in accordance with the proce-
dure provided in paragraph (1) of this 
Article.  

que le Tribunal a rendu sa décision 
sur cette question, la Commission 
prend, au sujet de l'affaire pour la-
quelle l'appel a été interjeté, les 
mesures qui peuvent être nécessaires 
pour donner effet à la décision du 
Tribunal. 

Article 32 

Tribunaux Arbitraux pour les litiges 
dans le cadre de l'Annexe IV 

(1) Un créancier et un débiteur qui, 
en application du cinquième para-
graphe de l'Article 17 de l'Annexe IV 
au présent Accord, se sont mis d'ac-
cord pour soumettre un litige à un tri-
bunal arbitral, doivent nommer chacun 
un arbitre dans les trente jours de 
leur accord. Lorsque plusieurs créan-
ciers ou plusieurs débiteurs sont en 
cause, l'arbitre est nommé conjointe-
ment par ces créanciers ou par ces 
débiteurs. Si l'un des arbitres n'est pas 
nommé dans le délai prescrit, les 
autres parties au litige sont en droit 
de demander à la Chambre de Com-
merce Internationale de procéder à 
cette nomination. Dans les trente jours 
suivant la date de la nomination du 
second arbitre, les deux arbitres dé-
signent un tiers arbitre qui assume les 
fonctions de Président. Si le Président 
n'est pas désigné dans ce délai, cha-
cune des parties peut demander à la 
Chambre de Commerce Internationale 
de procéder à la nomination. 

(2) - (a) Tout créancier qui, par appli-
cation du deuxième paragraphe de 
l'Article 11 de l'Annexe IV au présent 
Accord, fait appel devant un tribunal 
arbitral, doit, dans les trente jours de 
la signification du jugement du tri-
bunal allemand: 

(i) notifier l'appel au Tribunal alle-
mand qui a rendu le jugement; 

(ii) notifier au débiteur le nom de 
l'arbitre qu'il a nommé pour siéger 
au tribunal arbitral. 

(b) La réception de la notification 
prévue à l'alinéa (a) (i) du présent 
paragraphe met fin à toute procédure 
devant les tribunaux allemands au 
sujet du jugement, dans la mesure où 
la dette faisant l'objet de l'appel est 
en cause, et le jugement cesse d'avoir 
effet à cet égard. 

(c) Dans les trente jours suivant la 
réception de la notification prévue à 
l'alinéa (a) (ii) du présent paragraphe, 
le débiteur doit notifier au créancier 
le nom de l'arbitre qu'il a nommé pour 
siéger au Tribunal arbitral. Si le débi-
teur ne fait pas cette notification dans 
le délai prescrit, le créancier est en 
droit de prier la Chambre de Com-
merce Internationale de nommer cet 
arbitre. 

Un tiers arbitre, faisant fonction de 
Président, est désigné conformément 
à la procédure prévue au para-
graphe (1) du présent Article. 



(d) Für ein gemäß den Bestimmun-
gen des Artikels 11 Absatz 2 der An-
lage IV dieses Abkommens angerufenes 
Schiedsgericht, hei dem das Verfahren 
anhängig ist, gilt folgendes: Das 
Schiedsgericht 

(i) tagt, sofern die Parteien des Ver-
fahrens nichts anderes vereinba-
ren, innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland; 

(ii) hat die Grundsätze anzuwenden, 
die sich aus Artikel 11 Absatz 1 
der Anlage IV dieses Abkommens 
ergehen; 

(iii) verhandelt die Streitsache in 
vollem Umfang von neuem. 

(e) Wird im Laufe eines Verfahrens, 
das vor einem Schiedsgericht auf 
Grund einer Anrufung gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 11 Absatz 2 
der Anlage TV  dieses Abkommens an-
hängig ist, der Gemischten Kommission 
eine Frage gemäß Artikel 31 Absatz 2 
Buchst. b dieses Abkommens vorgelegt, 
so setzt das Schiedsgericht unverzüg-
lich das Verfahren aus, bis eine rechts-
kräftige Entscheidung der Gemischten 
Kommission über die Frage ergangen 
ist. Nachdem eine solche Entscheidung 
ergangen ist, setzt das Schiedsgericht 
sein Verfahren fort und trifft die er-
forderlichen Maßnahmen, um der Ent-
scheidung Geltung zu verschaffen. 

(3)Hat ein Schiedsgericht über die 
Auslegung der Anlage IV dieses Ab-
kommens zu entscheiden, so ist es an 
die einschlägigen Entscheidungen der 
Gemischten Kommission gebunden. 

(4) Stirbt ein Mitglied des Schieds-
gerichts oder fällt ein Mitglied wegen 
Erkrankung, Niederlegung des Amtes 
oder Nichtausübung seiner Amtspflich-
ten aus, so wird die Stelle binnen 
30 Tagen, nachdem sie frei geworden 
ist, in gleicher Weise wie bei der er-
sprünglichen Ernennung neu besetzt. 

(5) Das Schiedsgericht kann darüber 
befinden, wie die Kosten des Verfah-
rens einschließlich der Anwaltsgebüh-
ren zu tragen sind; in einem Anru-
fungsverfahren gemäß Absatz 2 dieses 
Artikels kann es außerdem darüber 
befinden, welche Partei des Verfahrens 
die Kosten des Verfahrens vor dem 
deutschen Gericht zu tragen hat oder 
wie diese Kosten unter den Parteien 
zu verteilen sind. Trifft das Schieds-
gericht keine Entscheidung über die 
Kosten, so trägt jede Partei des Ver-
fahrens ihre eigenen Kosten; die 
Kosten des Verfahrens vor dem 
Schiedsgericht und gegebenenfalls die 
Kosten des Verfahrens vor dem deut-
schen Gericht trägt in diesem Falle die 
Gläubiger- und die Schuldnerseite je 
zur hälfte. 

(6) Ist ein Verfahren vor dem 
Schiedsgericht anhängig, so kann der 
Antrag auf Entscheidung durch das 
Schiedsgericht nur mit Zustimmung 
aller beteiligten Parteien zurückgenom-
mer werden. 

(7) Nach Maßgabe der Bestimmun-
gen dieses Artikels und des Artikels 17 
der Anlage IV dieses Abkommens gibt 
sich das Schiedsgericht seine eigene 

(d) A Court of Arbitration, which is 
hearing an appeal under the provisions 
of the second paragraph of Article 11 
of Annex IV to the present Agreement, 
shall— 

(i) sit at a place within the Federal 
Republic of Germany, unless the 
parties to the proceedings agree 
otherwise; 

(ii) apply the principles laid down in 
the first paragraph of Article 11 
of Annex IV to the present Agree-
ment; 

(iii) conduct such proceedings as a new 
trial. 

(e) If; in the course of any appeal 
to a Court of Arbitration under the 
provisions of the second paragraph of 
Article 11 of Annex IV to the present 
Agreement, a question is referred to 
the Mixed Commission under para-
graph (2) (b) of Article 31 of the 
present Agreement, the Court of Arbi-
tration shall forthwith suspend the 
proceeding in such appeal until the 
final decision of the Mixed Commission 
respecting such question has been 
rendered. When such decision is render-
ed the Court of Arbitration shall 
resume the proceeding and shall take 
any action which may be necessary to 
give effect to such decision. 

(3) A Court of Arbitration shall, in 
reaching decisions respecting the 
interpretation of Annex IV to the 
present Agreement, be bound by any 
relevant decision of the Mixed Com-
mission. 

(4) In the event of any vacancy 
caused by the death, illness, with-
drawal or failure of a member of a 
Court of Arbitration to carry out his 
duties, such vacancy shall be filled, in 
the same manner as the original ap-
pointment, within thirty days of the 
occurrence of such vacancy. 

(5) A Court of Arbitration may 
determine the manner in which the 
costs of the proceeding, including 
counsel's fees, are to be borne and, in 
an appeal under paragraph (2) of this 
Article, which party shall bear the 
costs of the proceeding in the German 
Court or how such costs should be 
apportioned between the parties. In 
the absence of such determination each 
party to the proceeding shall bear its 
own costs; the costs in the Court of 
Arbitration and, if applicable, the costs 
in the German Court shall be borne as 
to the one half by the creditor or cred-
itors and as to the other half by the 
debtor or debtors. 

(6) A proceeding pending before a 
Court of Arbitration may be withdrawn 
only with the consent of all parties 
thereto. 

(7) Subject to the provisions of this 
Article and of Article 17 of Annex 1V 
to the present Agreement, a Court of 
Arbitration shall determine its own 

(d) Tout tribunal arbitral saisi d'un 
appel, par application du deuxième 
paragraphe de l'Article 11 de l'An-
nexe IV au présent Accord: 

(i) siège sur le territoire de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne, à 
moins que -  les parties à l'instance 
n'en conviennent autrement; 

(ii) applique les principes prévus au 
premier paragraphe de l'Article 11 
de l'Annexe 1V au présent Accord; 

(iii) conduit l'instance comme une nou-
velle action. 

(e) Si, au cours d'une instance d'appel 
intentée devant un tribunal arbitral 
par application du deuxième para-
graphe de l'Article 11 de l'Annexe IV 
au présent Accord, une question est 
renvoyée à la Commission Mixte par 
application du paragraphe (2) (b) de 
l'Article 31 du présent Accord, le tri-
bunal arbitral suspend immédiatement 
l'instance jusqu'à ce que la Commission 
Mixte ait rendu une décision défini-
tive sur la question qui lui a été ren-
voyée. Lorsque cette décision est 
rendue, le tribunal arbitral reprend 
l'instance et prend les mesures qui 
peuvent être nécessaires pour donner 
effet à cette décision. 

(3) Dans leurs décisions sur l'inter-
prétation de l'Annexe IV au présent 
Accord, les tribunaux arbitraux sont 
liés par les décisions applicables de 
la Commission Mixte. 

(4) En cas de vacance pour cause de 
décès, maladie, démission ou non exé-
cution par un membre d'un tribunal 
arbitral des devoirs de sa charge, il 
sera pourvu au siège devenu vacant, 
selon la même procédure que lors de 
la nomination initiale, dans les trente 
jours de la vacance. 

(5) Tout tribunal arbitral peut dé-
cider de la répartition des frais de 
l'instance, y compris les honoraires 
des conseils, et, dans un appel au titre 
du paragraphe (2) du présent Article, 
décider quelle est la partie qui doit 
supporter les frais de la procédure 
devant le Tribunal allemand ou ré-
partir ces frais entre les parties. 
Faute de décision, chaque partie à 
l'instance paie ses propres frais; les 
dépenses du tribunal arbitral et, s'il y 
a lieu, les frais de la procédure devant 
le Tribunal allemand sont partagés par 
moitié entre le ou les créanciers et le 
ou les débiteurs. 

(6) Une affaire en instance devant 
un tribunal arbitral ne peut être retirée 
qu'avec le consentement de toutes les 
parties à l'instance. 

(7) Les tribunaux arbitraux arrêtent 
leurs propres règles de procédure 
dans le cadre du présent Article et de 
l'Article 17 de l'Annexe IV au présent 



Verfahrensordnung. Ist eine solche 
Verfahrensordnung nicht erlassen oder 
regelt sie das Verfahren nicht er-
schöpfend, so ist insoweit die Schieds-
gerichtsordnung der Internationalen 
Handelskammer anzuwenden. 

(8) Die Entscheidung des Schieds-
gerichts ist endgültig und für die be-
teiligten Parteien bindend. 

Artikel 33 

Streitigkeiten im Zusammenhang 
mit Entflechtungsverfahren 

Der Schiedsgerichtshof oder eine 
andere gemäß diesem Abkommen oder 
seinen Anlagen errichtete Schieds-
instanz ist nicht zuständig für Ange-
legenheiten, über die ausdrücklich 
Verfügung getroffen ist, sei es durch 
einen Plan, der von der Alliierten 
Hohen Kommission, den von ihr zur 
Bearbeitung derartiger Angelegen-
heiten bestimmten nachgeordneten 
Dienststellen oder von einer diese Be-
fugnisse der Alliierten Hohen Kom-
mission später übernehmenden Stelle 
genehmigt ist, sei es durch eine An-
ordnung oder Verordnung, die von den 
genannten Stellen auf Grund der Ge-
setze der Alliierten Hohen Kommission 
Nr. 27 (Umgestaltung des deutschen 
Kohlenbergbaues und der deutschen 
Fisen- und Stahlindustrie) oder Nr. 35 
(Aufspaltung des Vermögens der I.G. 
Farbenindustrie A.G.) erlassen ist. Bei 
jeder derartigen Verfügung haben der 
Gläubiger und der Schuldner, die alli-
ierten Behörden und der Prüfungsaus-
schuß die Bestimmungen dieses Ab-
kommens und seiner Anlagen anzu-
wenden. Ergibt sich in einer Ange-
legenheit eine Streitigkeit über eine 
Frege der Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens oder seiner An-
lagen, so ist diese Streitigkeit vor Ge-
nehmigung eines Planes oder vor dem 
Erlaß einer Anordnung oder -Verord-
nung,  durch die über die Angelegen-
hei verfügt wird, dem Schiedsgerichts-
hot oder einer anderen gemäß diesem 
Abkommen und seinen Anlagen zu-
ständigen Schiedsinstanz zur Entschei-
dung vorzulegen. Die vorstehenden 
Bestimmungen dieses Artikels berüh-
ren nicht die Zuständigkeit des Schieds-
gerichtshofes oder einer anderen ge-
maß diesem Abkommen oder seinen 
Anlagen gebildeten Schiedsinstanz 
für Angelegenheiten, ü be r die nicht 
ausdrücklich in der oben erwähnten 
Weise durch einen Plan, eine Anord-
nung oder Verordnung verfügt ist, 
oder für Angelegenheiten, die auf Um-
ständen beruhen, die nach dem Inkraft-
treten eines derartigen Planes oder 
einer derartigen Anordnung oder Ver-
ordnung eintreten. 

Artikel 34 

Konsultation 
Tin Interesse einer beständigen und 

wirksamen Durchführung dieses Ab-
kommens und seiner Anlagen zur Zu-
friedenheit aller Beteiligten wird, un-
beschadet der von der Bundesrepublik 
Deutschland übernommenen Verpflich-
tungen, folgendes vorgesehen: 

(a) Die hauptsächlich beteiligten Par-
teien dieses Abkommens werden 
in Beratungen eintreten, wenn die 

rules of procedure. In the absence of 
such determination, or in respect of 
matters not covered by such determina-
tion, the Arbitration Code of the 
International Chamber of Commerce 
shall apply. 

(8) The decision of a Court of Arbi-
tration in any proceeding shall be final 
and binding upon the parties thereto. 

Article 33 

Matters arising in Deconcentration 
Proceedings 

Ma tters of which disposition is 
specifically made in a plan approved, 
or an order or regulation issued, by the 
Allied High Commission or any of its 
subordinate agencies designated by it 
to act with respect to such matters, 
or any agency succeeding to the powers 
of the Allied _High Commission with 
respect thereto, under Allied High 
Commission Laws No. 27 (Reorganisa-
tion of the German Coal and Iron and 
Steel Industries) and No. 35 (Dispersion 
of Assets of I.  G. Farbenindustrie A.-G.) 
shall not he heard by the Tribunal or 
by any other arbitral body established 
under the present Agreement and the 
Annexes thereto. In any such disposi-
tion the creditor and debtor, the 
Allied authortiies and th e  Board of 
Review shall apply the provisions of 
the present Agreement  and the 
Annexes thereto. Before any plan can 
be approved or any order or regulation 
issued disposing of any matter which 
is in dispute by reason of a question 
of interpretation or application of the 
provisions of the present Agreement 
or the Annexes thereto, such dispute 
shall be referred to and be decided by 
the Tribunal or other arbitral body 
which is competent under the present 
Agreement and the Annexes thereto. 
The competence of the Tribunal or of 
any other arbitral body established 
under the present Agreement or the 
Annexes thereto with respect to 
matters which are not specifically dis-
posed of under a plan, order or regula-
tion as aforesaid or which arise by 
reason of events subsequent to the 
entry into effect of such plan, order or 
regulation shall not be affected by the 
preceding provisions of this Article. 

 

Article 34 

Consultation 
In the interest of the continuing and 
effectual carrying out of the present 
Agreement and the Annexes thereto 
to the satisfaction of all parties con-
cerned, and without derogating from 
the obligations which the Federal 
Republic of Germany has assumed—

(a) consultations will be held between 
the Parties to the present Agree-
ment principally concerned, if the 

Accord. A défaut, le Code d'arbitrage 
de la Chambre de Commerce Inter-
nationale est applicable. 

(8) Dans toute instance, la décision 
du tribunal arbitral est définitive et lie 
les parties à l'instance. 

Article 33 

Questions soulevées au cours de la 
procédure de décartellisation 

Le Tribunal d'Arbitrage et les autres 
instances arbitrales établies par ap-
plication du présent Accord et de ses 
Annexes ne pourront connaître des 
questions expressément réglées dans 
un plan approuvé ou dans un ordre ou 
un règlement promulgué, en vertu des 
lois de la Haute Commission Alliée 
nº 27 (Réorganisation des industries 
charbonnières et sidérurgiques alle-
mandes) et n 35 (Dispersion des biens 
de 11. G. Farbenindustrie A. G.), par 
la haute Commission Alliée, par l'un 
des services habilités par elle pour 
agir en la matière ou par tout organe 
succédant aux pouvoirs de la Haute 
Commission Alliée dans ce domaine. 
Dans tout rèqlement de l'espèce, le 
créancier et le débiteur, les Autorités 
Alliées et la Commission de Révision 
appliqueront les dispositions du présent 
Accord et de ses Annexes. Avant 
l'approbation de tout plan ou la 
promulgation de tout ordre ou règle-
ment visant une question qui donne 
lieu à un litige portant sur l'interpré-
tation ou l'application des dispositions 
du présent Accord ou de ses Annexes, 
le litige en cause devra être renvoyé 
pour décision au Tribunal ou à 
l'instance arbitrale compétente en 
vertu du présent Accord et de ses 
Annexes. Les dispositions qui pré-
cèdent n'affectent pas la  compétence 
du Tribunal et des autres instances 
arbitrales établies par application du 
présent Accord ou de ses Annexes à 
l'égard des questions qui ne seraient 
pas expressément réglées dans un plan 
approuvé, ou dans un ordre ou un 
règlement promulgué comme il est dit 
ci-dessus ou qui seraient soulevées par 
des événements postérieurs à l'entrée 
en vigueur de ce plan, ordre ou règle-
ment. 

Article 34 

Consultations 
Pour assurer l'exécution durable et 

effective du présent Accord et de ses 
Annexes à la satisfaction de toutes les 
parties intéressées, et sans déroger 
aux obligations que la République 
Fédérale d'Allemagne a assumées: 

(a) des consultations auront lieu entre 
les Parties Contractantes prin-
cipalement intéressées si la 



Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland oder die Regierung 
eines Gläubigerstaates, auf den ein 
wesentlicher Anteil an den durch 
dieses Abkommen erfaßten Schul-
den entfällt, darum ersucht. Alle 
Parteien dieses Abkommens sind 
berechtigt, an den Beratungen teil-
zunehmen; im Falle ihrer Teil-
nahme können sie Vertreter der 
in Betracht kommenden Gläubiger 
oder Schuldner ihres Slaates hin-
zuziehen. 

(b) Befassen sich die Beratungen mit 
einer Lage, in der sich die Bundes-
republik Deutschland nach ihrer 
Auffassung Schwierigkeiten bei 
der Erfüllung ihrer Auslandsver-
bindlichkeiten gegenübersieht, so 
ist allen maßgeblichen wirtschafts-, 
finanz- und währungspolitischen 
Gesichtspunkten Beachtung zu 
schenken, die auf die Transfer-
fähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland, wie sie durch innere 
und äußere Umstände beeinflußt 
wird, und auf die beständige Er-
füllung der Verpflichtungen der 
Bundesrepublik nach diesem Ab-
kommen und seinen Anlagen so-
wie nach den Abkommen über die 
Nachkriegs-Wirtschaftshilfe Bezug 
haben. Die Grundsätze, von denen 
sich die Konferenz über Deutsche 
Auslandsschulden leiten ließ, die 
Ziele, die sie verfolgte, und die Zu-
sage der Regierung der Bundes-
republik Deutschland, alles in 
ihren Kräften stehende zu tun, um 
die Erfüllung dieser Verpflichtun-
gen zu sichern, sind gebührend zu 
berücksichtigen. Auf Beschluß der 
an rien Beratungen hauptsächlich 
beteiligten Parteien dieses Abkom-
mens ist der Rat geeigneter inter-
nationaler Organisationen oder an-
derer unabhängiger Sachverstän-
diger einzuholen. Ein entsprechen-
des Ersuchen kann von der Bun-
desrepublik Deutschland oder 
einer anderen hauptsächlich be-
teiligten Partei dieses Abkommens 
gestellt werden. 

Artikel 35 

Inkrafttreten 
(1) Jede Regierung, die  dieses Ab-

kommen unterzeichnet hat, hinterlegt, 
nachdem sie gemäß ihren verfassungs-
rechtlichen Erfordernissen das Abkom-
men ratifiziert oder genehmigt hat, bei 
der Regierung des Vereinigten König-
reichs von Großbritannien und Nord-
irland eine Ratifikationsurkunde oder 
eine Notifikation darüber, daß das Ab-
kommen genehmigt worden ist. 

(2) Dieses Abkommen tritt in Kraft, 
sobald die Regierungen der Bundes-
republik Deutschland, der Französi-
schen Republik, des Vereinigten Kö-
nigreichs von Großbritannien und 
Nordirland sowie der Vereinigten 
Staaten von Amerika die nach Ab-
satz 1 dieses Artikels erforderliche Ra-
tifikationsurkunde oder Notifikation 
bei der Regierung des Vereinigten Kö-
nigreichs von Großbritannien und 
Nordirland hinterlegt haben. Das Ab-
kommen tritt mit Wirkung gegenüber 
allen Unterzeichnerregierungen in 

Government of the Federal Repub-
lic of Germany or the Govern-
ment of any of the creditor coun-
tries holding a substantial share 
of the debts covered by this 
Agreement so requests. Any Party 
to the present Agreement shall 
have the right to participate in 
these consultations, and if it 
participates it may invite repre-
sentatives of the interested credi-
tors or debtors of its country to 
attend; 

(b) if the consultations are concerned 
with a situation in which the 
Federal Republic of Germany finds 
that it is faced with difficulties in 
carrying out its external obliga-
tions, attention shall be given to 
all relevant economic, financial 
and monetary considerations 
which relate to the ability to 
transfer of the Federal Republic 
of Germany, as influenced by 
both internal and external factors, 
and which relate to the continuing 
fulfilment by the Federal Republic 
of its obligations under the pre-
sent Agreement and the Annexes 
thereto and under the Agreements 
concerning post-war economic 
assistance, Due regard will be 
paid to the principles by which the 
Conference on German External 
Debts was guided, to the objec-
tives at which it aimed and to the 
undertaking of the Government of 
the Federal Republic of Germany 
to do everything in its power to 
ensure the fulfilment of these 
obligations. Advice shall, if the 
principal consulting Parties to the 
present Agreement so decide, he 
sought from appropriate inter-
national organisations or other 
independent experts. A request for 
such advice may be made by the 
Federal Republic of Germany or 
by any of the Parties to the 
present Agreement principally 
concerned. 

Article 35 

Entry into Force 
(1) Each of the Governments signa-

tory to the present Agreement shall, 
after having ratified or approved the 
Agreement in accordance with its 
constitutional requirements, deposit 
with the Government of the United 
Kingdom of Great Britain and Nor-
thern Ireland an instrument of ratifi-
cation or a noti fication that the 
Agreement has been approved. 

(2) The present Agreement shall 
enter into force immediately upon the 
deposit by the Government of the 
Federal Republic of Germany and the 
Governments of the French Republic, 
the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland and the United 
States of America with the Govern-
ment of the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland of the 
instrument of ratification or of the 
notification required under paragraph 
(1) of this Article. Such entry into 
force shall be effective as to all 

demande en est faite par le Gou-
vernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne ou le Gouverne-
ment de l'un quelconque des pays 
créanciers détenteurs d'une frac-
tion notable des créances visées 
par le présent Accord. Toute Partie 
Contractante sera en droit de 
participer à ces consultations et 
pourra, en pareil cas, inviter des 
représentants des créanciers ou 
des débiteurs intéressés à y 
participer; 

(b) au cas où ces consultations 
porteraient sur une situation dans 
laquelle la République Fédérale 
d'Allemagne constate qu'elle se 
heurte à des difficultés dans 
l'exécution de ses obligations 
extérieures, il sera accordé atten-
tion à toutes les considérations 
appropriées, d'ordre économique, 
financier et monétaire, relatives à 
la capacité de transfert de la 
République Fédérale d'Allemagne, 
telle qu'elle est influencée à la fois 
par des facteurs internes et 
externes et à l'exécution durable 
par la République Fédérale de ses 
obligations au titre du présent 
Accord et de ses Annexes et au 
titre des Accords relatifs à 
l'assistance économique d'après-
guerre. Il sera dûment tenu compte 
des principes qui ont inspiré la 
Conférence des Dettes extérieures 
allemandes, des objectifs visés par 
elle, et de l'engagement du Gou-
vernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne de faire tout ce 
qui est en son pouvoir pour assurer 
l'exécution de ces obligations. Si 
les principales Parties aux consul-
tations le décident, l'avis d'organi-
sations internationales appropriées 
ou d'autres experts indépendants 
sera sollicité. Une telle demande 
pourra être faite par la République 
Fédérale d'Allemagne ou par l'une 
quelconque des autres Parties 
Contractantes principalement in-
téressées. 

Article 35 

Entrée en vigueur 
(1) Chacun des Gouvernements 

signataires du présent Accord, après 
avoir ratifié ou approuvé cet Accord 
conformément aux exigences de sa loi 
interne, déposera auprès du Gouverne-
ment du Royaume-Uni de Grande-
Bretagne et d'Irlande du Nord un 
instrument de ratification ou d'ap-
probation du présent Accord. 

(2) Le présent Accord entrera en 
vigueur dès que le Gouvernement de 
la République Fédérale d'Allemagne et 
les Gouvernements des Etats-Unis 
d'Amérique, de la République française 
et du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord, auront déposé 
auprès du Gouvernement du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord l'instrument de ratification ou 
d'approbation prévu au paragraphe (1) 
ci-dessus. Cette entrée en vigueur aura 
effet à l'égard de tous les Gouverne-
ments signataires qui auront alors 



Kraft, die bis zu diesem Zeitpunkt die 
erforderliche Ratifikationsurkunde oder 
Notifikation hinterlegt haben. Die Re-
gierung des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland 
wird allen Unterzeichnerregierungen 
den Tag des Inkrafttretens dieses Ab-
kommens und die Regierungen, für 
die es in Kraft getreten ist, mitteilen. 

(3) Für jede Unterzeichnerregierung, 
die nach dem Inkrafttreten gemäß Ab-
satz 2 dieses Artikels die erforderliche 
Ratifikationsurkunde oder Notifikation 
hinterlegt, tritt dieses Abkommen mit 
dem Tage der Hinterlegung ihrer Rati-
fikationsurkunde oder Notifikation in 
Kraft. Die Regierung des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland wird den übrigen Unter-
zeichnerregierungen und den diesem 
Abkommen gemäß Artikel 36 beigetre-
tenen Regierungen diese Hinterlegung 
und den Tag, an dem sie erfolgt ist, 
mitteilen. 

Artikel 36 

Beitritt 
(1) Jede Regierung, die von den Re-

gierungen der Französischen Republik, 
des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika oder 
von einer dieser Regierungen und von 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland zur Unlerzeichnung dieses 
Abkommens eingeladen worden ist, 
kann nach Maßgabe der Einladung das 
Abkommen unterzeichnen oder ihm 
beitreten. Jede andere Regierung, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Abkom-
mens diplomatische Beziehungen mit 
der Bundesrepublik Deutschland auf-
nimmt, kann diesem Abkommen bei-
treten. Dies geschieht durch Hinter-
legung einer Beitrittsurkunde bei der 
Regierung des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland, 
die diese Hinterlegung und den Tag, 
an dem sie erfolgt ist, den anderen Un-
terzeichnerregierungen und denjenigen 
Regierungen mitteilt, die bereits bei-
getreten sind. 

(2) Dieses Abkommen tritt für jede 
beitretende Regierung mit der Hinter-
legung ihrer Beitrittsurkunde, jedoch 
nicht vor dem Inkrafttreten gemäß Ar-
tikel 35 dieses Abkommens, in Kraft. 

Artikel 37 
Ausdehnung des Abkommens auf 

bestimmte Gebietsteile 
(1) Jede Regierung kann bei der Un-

terzeichnung, bei Gelegenheit ihres 
Beitritts oder jederzeit später durch 
Notifikation gegenüber der Regierung 
des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland erklären, 
daß dieses Abkommen von dem in der 
Notifikation angegebenen Zeitpunkt 
ab sich auf alle oder bestimmte Ge-
biete erstreckt, deren internationale 
Beziehungen sie wahrnimmt. 

ANMERKUNG.— Die Überschriften zu den Ar-
tikein des Abkommens haben für den Inhalt 
des Abkommens keine Bedeutung. 

Governments signatory to the Agree-
ment which have at that time depo-
sited the required instrument of rati fi

-cation or notifi cation. The Govern-
ment of the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland shall 
notify each of the Governments signa-
tory to the Agreement of the date of 
its entry into force and of the Govern-
ments in respect of which it enters into 
force. 

(3) The date of the entry into force 
of the present Agreement in respect 
of any signatory Government which 
deposits the required instrument of 
rati fication or notification after the 
entry into force of the Agreement 
under the preceding paragraph shall 
be the date of such deposit. The 
Government of the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland 
shall notify the other signatory 
Governments, and any Government 
which has acceded to the present 
Agreement under Article 36, of such 
deposit and the date thereof. 

Article 36 

Accession 

(1) Any Government which has been 
invited by the Governments of the 
French Republic, the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
and the United States of America, or 
by any of them, and by the Govern-
ment of the Federal Republic of Ger-
many to sign the present Agreement 
may either sign or accede thereto in 
accordance with the terms of its in-
vitation. Any other Government which 
may, after the entry into force of the 
present Agreement, establish diplo-
matic relations with the Federal 
Republic of Germany, may accede 
thereto. Accession shall be accomplish-
ed by the deposit of an instrument of 
accession with the Government of the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland, which shall notify 
the other signatory and acceding 
Governments of such deposit and the 
date thereof. 

(2) The present Agreement shall 
come into force for any acceding 
Government on the deposit of its 
instrument of accession, but not before 
it comes into force in accordance with 
Article 35. 

Article 37 
Extension of Agreement to certain 

Territories 
(1) Any Government may, at the 

time of its signature or accession or 
at any time thereafter, declare by 
notification given to the Government 
of the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland that the present 
Agreement shall, as from the date 
specified in such notification, extend 
to all or any of the territories for 
whose international relations it is 
responsible. 

[NOTE. —The headings given to the Articles 
of the Agreement are for reference only and 
are not intended in any way to govern the 
construction of the Agreement.]  

effectué ce dépôt. Le Gouvernement 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord notifiera à 
chacun des Gouvernements signataires 
de l'Accord la date d'entrée en vigueur 
de celui-ci ainsi que la liste des Gou-
vernements à l'égard desquels celui-ci 
est entré en vigueur. 

(3) Pour tout Gouvernement signa-
taire qui effectuerait le dépôt prévu 
après l'entrée en vigueur visée au 
paragraphe ci-dessus, la date d'entrée 
en vigueur de l'Accord sera celle à 
laquelle il effectuera ce dépôt. Le 
Gouvernement du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
notifiera ce dépôt et la date de ce 
dépôt à tous les autres Gouvernements 
signataires et à tout Gouvernement 
ayant accédé au présent Accord 
conformément aux dispositions de 
l'Article 36. 

Article 36 

Accession 
(1) Tout Gouvernement qui a été 

invité à signer le présent Accord par les 
Gouvernements des Etats-Unis d'Améri-
que, de la France et du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d'Irlande du 
Nord ou par l'un d'entre eux, et par le 
Gouvernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne peut signer le présent 
Accord ou y accéder conformément 
aux termes de l'invitation qui lui a été 
adressée. Tout autre Gouvernement 
qui établirait, après l'entrée en vigueur 
du présent Accord, des relations 
diplomatiques avec la République 
Fédérale d'Allemagne, pourra accéder 
au présent Accord. Toute accession 
s'effectuera par le dépôt d'un instru-
ment d'accession auprès du Gou-
vernement du Royaume-Uni de Grande-
Bretagne et d'Irlande du Nord, qui 
notifiera le dépôt de cet instrument et 
la date de ce dépôt aux autres Gou-
vernements signataires et accédants. 

(2) Le présent Accord entrera en 
vigueur au regard de tout Gouverne-
ment accédant, lors du dépôt de son 
instrument d'accession, mais à une 
date qui ne pourra précéder celle de 
l'entrée en vigueur de l'Accord telle 
qu'elle est prévue à l'Article 35. 

Article 37 
Extension de l'Accord à certains 

territoires 
(1) Tout Gouvernement peut, en 

signant le présent Accord ou en y 
accédant, ou à tout moment ultérieur, 
déclarer par notification adressée au 
Gouvernement du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
que le présent Accord est étendu, à 
compter de la date spécifiée dans ladite 
notification, à un, à plusieurs ou à 
l'ensemble des territoires dont les 
relations internationales sont sous sa 
responsabilité. 

[NOTE. — Les titres qui ont été donnés aux 
Articles de l'Accord ont pour seul objet de 
faciliter les références éventuelles et ne 
doivent en aucun cas étre considérés comme 
un élément d'interprétation de l'Accord.] 



(2) Die Regierung des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland wird den Unterzeichner-
regierungen und den Regierungen, die 
beigetreten sind, die ihr gemäß diesem 
Artikel zugegangenen Notifikationen 
mitteilen. 

Artikel 38 

Vorbehalte und Einschränkungen 
(1) Jede Regierung, die eine Ratifi-

kationsurkunde, eine Notifikation der 
Genehmigung oder eine Urkunde des 
Beitritts zu diesem Abkommen mit 
einem Vorbehalt oder einer Einschrän-
kung oder von einer Einladung ab-
weichend hinterlegt, gilt erst dann als 
Partei dieses Abkommens, wenn der 
Vorbehalt, die Einschränkung oder die 
Abweichung zurückgezogen oder von 
allen Parteien dieses Abkommens an-
genommen worden ist. 

(2) Die mit einem Vorbehalt oder 
einer Einschränkung abgegebene Noti-
fikation gemäß Artikel 37 wird erst 
dann wirksam, wenn die Einschrän-
kung oder der Vorbehalt zurückge-
zogen oder von allen Parteien dieses 
Abkommens angenommen worden ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die 
unterzeichneten, von ihren Regierun-
gen gehörig bevollmächtigten Vertre-
ter dieses Abkommen, dem die An-
lagen I bis X beigefügt sind, unter-
schrieben. 

Geschehen zu London am siebenund-
zwanzigsten Tage des Monats Februar 
des Jahres neunzehnhundertdreiund-
fünfzig, in drei Originaltexten in deut-
scher, englischer und französischer 
Sprache, wobei alle drei Texte gleicher-
maßen authentisch sind; die Texte 
sollen in den Archiven der Regierung 
des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland hinterlegt 
werden, die jeder unterzeichnenden 
oder beitretenden Regierung be-
glaubigte Abschriften der Texte zu-
senden wird. 

Für BELGIEN: 
Obert de Thieusies 

Für CEYLON: 
V.Coomaraswamy 

Für DÄNEMARK: 
E. Reventlow 

Anthon Vestbirk 

Für die FRANZÖSISCHE REPUBLIK: 
R. Massigli 

Für GRIECHENLAND: 
Leon V. Melas 

Für den IRAN: 

(2) The Government of the United 
Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland shall inform all signatory and 
acceding Governments of any notifica-
tion received by it under this Article. 

Article 38 

Reservations and Qualifications 
(1) Any Government which deposits 

an instrument of rati fication or a 
noti fication of approval or an instru-
ment of accession to the present 
Agreement other than in accordance 
with the terms of its invitation or 
subject to any other reservation or 
qualification shall not be deemed to 
be a Party to the Agreement until such 
reservation or qualification has been 
withdrawn or has been accepted by 
all the Parties thereto. 

(2) Any notification given under 
Article 37 subject to a reservation or 
qualification shall not take effect until 
such qualification or reservation has 
been withdrawn or has been accepted 
by all the Parties to the present 
Agreement. 

In witness whereof the undersigned, 
having been duly authorised thereto 
by their respective Governments, have 
signed the present Agreement, to which 
are attached Annexes I to X inclusive. 

Done at London this twenty-seventh 
day of February, nineteen hundred and 
fifty-three, in three original texts, in the 
English, French and German languages 
respectively, all three texts being 
equally authoritative, which shall be 
deposited in the archivs of the Govern-
ment of the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland which 
shall transmit certified copies thereof 
to each signatory and acceding Govern-
ment. 

For BELGIUM: 
Obert de Thieusies 

For CEYLON: 
V. Coomaraswamy 

For DENMARK: 
E. Reventlow 

Anthon Vestbirk 

For the FRENCH REPUBLIC: 
R. Massigli 

For GREECE: 
Leon V.  Mole s 

For IRAN: 

(2) Le Gouvernement du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord tiendra tous les Gouverne-
ments signataires et accédants informés 
des notifications déposées par appli-
cation du présent Article. 

Article 38 

Réserves et restrictions 
(1) Un Gouvernement ayant dépose 

un instrument de ratification ou 
d'approbation du présent Accord ou 
d'accession à celui-ci, qui ne serait pas 
conforme aux termes de l'invitation 
qui lui a été adressée ou qui serait 
accompagné d'autres réserves ou 
restrictions, ne sera pas considéré 
comme une Partie Contractante tant 
que ces réserves ou restrictions 
n'auront pas été retirées, ou n'auront 
pas été acceptées par toutes les Par-
ties Contractantes. 

(2) Aucune notification d'extension, 
donnée par application de l'Article 37, 
accompagnée de réserves ou de 
restrictions, ne prendra effet tant que 
ces réserves ou restrictions n'auront 
pas été retirées ou n'auront pas été 
acceptées par toutes les Parties Con-
tractantes. 

En foi de quoi les soussignés, 
dûment habilités par leurs Gouverne-
ments respectifs, ont signé le présent 
Accord, auquel sont jointes les An-
nexes I à X. 

Fait à Londres le vingt-sept février 
mil neuf cent cinquante-trois, en trois 
textes originaux respectivement en 
Français, Anglais et Allemand, les trois 
textes faisant également foi, qui seront 
déposés dans les archives du Gou-
vernement du Royaume-Uni de Grande-
Bretagne et d'Irlande du Nord, qui en 
fera parvenir des copies certifiées 
conformes à chacun des Gouverne-
ments signataires et accédants. 

Pour la 
BELGIQUE: 

Obert de Thieusies 

Pour 
CEYLAN: 

V. Coomaraswam y 

Pour le 
DANEMARK: 

E. Reventlow 

Anthon Vestbirk 

Pour la 
RÉPUBLIQUE FRANÇAISE: 

R. Massigli 

Pour la 
GRÉCE: 

Leon V. Melas 

Pour 
L'IRAN: 



Für IRLAND: 
F. H. Boland 

Für ITALIEN: 

Für die FÖDERATIVE 
VOLKSREPUBLIK JUGOSLAWIEN: 

Jakša Petrie 

Für KANADA: 
N. A. Robertson 

Für Glas FURSTENTUM 
LIECHTENSTEIN:  

W. Stucki 

Für LUXEMBURG: 
A. J. Clasen 

Für NORWEGEN: 
P. Prebensen 

Für PAKISTAN: 
M. A. H. Ispahani 

Für SCHWEDEN: 
Gunn ar Hägglöf 

Für die SCHWEIZERISCHE 
EIDGENOSSENSCHAFT: 

W. Stucki 

Für SPANIEN: 
Primo de Rivera 

Für die UNION VON SÜDAFRIKA: 
A. L. Geyer 

Für das VEREINIGTE KÖNIGREICH 
VON GROSSBRITANNIEN UND 

NORDIRLAND: 
George Rendel 

Für die VEREINIGTEN STAATEN 
VON AMERIKA: 

Warren L. Pierson 

Für die 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Abs 

For IRELAND: 
F. H. Boland 

For ITALY: 

For the FEDERATIVE PEOPLE'S 
REPUBLIC OF YUGOSLAVIA: 

Jakša Petrie 

For CANADA: 
N. A. Robertson 

For the PRINCIPALITY OF 
LIECHTENSTEIN: 

W. Stucki 

For LUXEMBOURG: 
A. J. Clasen 

For NORWAY: 
P. Prebensen 

For PAKISTAN: 
M. A. H. Ispahani 

For SWEDEN: 
Gunnar Hügglöf 

For the SWISS CONFEDERATION: 
W. Stucki 

For SPAIN: 
Primo de Rivera 

For the UNION OF SOUTH AFRICA: 
A. L. Geyer 

For the UNITED KINGDOM OF GREAT 
BRITAIN AND NORTHERN IRELAND: 

George Rendel 

For the UNITED STATES OF 
AMERICA: 

Warren L. Pierson 

For the FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY: 

Abs 

Pour 
L'IRLANDE: 

F. H. Boland 

Pour 
L'ITALIE: 

Pour la 
RÉPUBLIQUE FÉDÉRATIVE 

POPULAIRE DE YOUGOSLAVIE: 
Jakša Petrié 

Pour le 
CANADA: 

N. A. Robertson 

Pour la 
PRINCIPAUTÉ DU LIECHTENSTEIN: 

W. Stucki 

Pour 
LUXEMBOURG: 
A. .I. Clasen 

Pour la 
NORVÈGE: 

P. Prebensen 

Pour le 
PAKISTAN: 

M. A. H. lspahani 

Pour la 
SUEDE: 

Gunnar Hagalöf 

Pour la 
CONFEDERATION SUISSE 

W. Stucki 

Pour 
L'ESPAGNE: 

Primo de Rivera 

Pour 
L'UNION D'AFRIQUE DU SUD: 

A. L. Geyer 

Pour le 
ROYAUME-UNI DE GRANDE- 

BRETAGNE ET D'IRLANDE 
DU NORD: 

George Rendel 

Pour les 
ETATS-UNIS D'AMÉRIQUE: 

Warren L. Pie rso n 

Pour la 
RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE 

D'ALLEMAGNE: 
Abs 

 



ANLAGE I 
(Anmerkung: Der nachstehend wiedergegebene 
Wortlaut ist der gleiche wie im Anhang 3 des 
Berichts der Konferenz über Deutsche Auslands-
schulden; es sind lediglich solche Änderungen 
vorgenommen worden, die zur Erreichung einer 
übereinstimmenden Fassung in den drei 
Sprachen erforderlich waren. Zusätzliche Ab-
sprachen, die im Zusammenhang mit dieser 
Anlage nach Beendigung der Konferenz von 
den beteiligten Parteien getroffen wurden, 
erscheinen als Unteranlagen A bis E.) 

Vereinbarte Empfehlungen für 
die Regelung von Reichs

-

schulden und Schulden anderer 
öffentlich-rechtlicher Körper

-

schaften  
A. 

Reichsschulden 

Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland (im folgenden als Bundds-
regierung bezeichnet) wird den In-
habern von Schuldverschreibungen für 
folgende Beträge die Aufbringung und 
die Zahlung nach dem Ausland an-
bieten: 

1. Die 7% äußere (Dawes-) Anleihe 
von 1924 

(a) Vom ersten auf den 31. März 1953 
folgenden Kupontermin ab Zinsen 
in  Höhe  von 5 1 /2 v. H. jährlich auf 
die amerikanische Tranche und 
5 v.H. jährlich auf die anderen 
Tranchen. 

(b) Vom ersten auf den 31. März 1958 
folgenden Kupontermin ab wird 
ein Tilgungsbetrag von 3 v.H. 
jährlich bei der amerikanischen 
Tranche und von 2 v.H. jährlich 
bei den anderen Tranchen diesen 
Zinszahlungen zugeschlagen; er 
bildet mit ihnen zusammen eine 
feste Gesamtannuität. 

(c) Der Fälligkeitstermin wird bis zum 
Jahre 1969 hinausgeschoben. 

(d) Ausstehende Zinsrückstände wer-
den zu einem Satz von 5 v. H. 
ohne Zinseszinsen neu berechnet; 
für die sich ergebende Gesamt-
summe wird die Bundesregierung 
Schuldverschreibungen mit einer 
Laufzeit von 20 Jahren ausgeben, 
die zu 3 v.H. jährlich verzinslich 
und nach 5 Jahren mit 2 v.H. jähr-
lich zu tilgen sind. Auf Schuldver-
schreibungen für Zinsrückstände, 
die bis zum 31. Dezember 1944 
fällig waren, wird Zahlung vom 
15. April 1953 an erfolgen. Schuld-
verschreibungen über den Rest-
betrag werden nicht vor der Wie-
dervereinigung Deutschlands aus-
gegeben; von diesem Zeitpunkt ab 
beginnen die Zahlungen auf diese 
Schuldverschreibungen. 

(e) Im übrigen bleiben die Bedingun-
gen der ursprünglichen Anleihe-
verträge bestehen. 

(f) Alle mit der Durchführung der vor-
stehenden Änderungen der ur-
sprünglichen Verträge verbunde-
nen Kosten werden von der Bun-
desregierung getragen. 

2. Die 5 1 /2% Internationale (Young-) 
Anleihe von 1930 

ANNEX I 
[NOTE: The text reproduced hereunder is the 
text of Appendix 3 to the Report of the Con-
ference on German External Debts with such 
changes as were required to achieve uniformity 
in the three languages. Supplementary under-
standings reached by the par tics with respect to 
this Annex after the close of the Conference 
are attached hereto as Sub-Annexes A to E.] 

Agreed Recommendations for 
the Settlement of Reich Debts 

and Debts of other Public 
Authorities. 

A. 

Debts of the Reich 

The Government of the Federal 
Republic of Germany (hereafter refer-
red to as the Federal Government) will 
undertake to offer to the Bondholders 
to pay and transfer the following 
amounts:- 

1. The 7 per cent. External (Dawes) 
Loan 1924 

(a) As on the first coupon date follow-
ing 31st March, 1953, interest at 

5 1/ 2 per cent. per annum on the 
American Issue and 5 per cent. per 
annum on the other Issues. 

(b) As on the first coupon date follow-
ing 31st March, 1958, a sinking 
fund of 3 per cent. per annum on 
the American Issue and 2 per cent. 
per annum on the other Issues shall 
be added to the above interest 
payments and constitute with them 
a cumulative annuity. 

(c) The maturity date shall be extended 
to the year 1969. 

(d) Arrears of interest outstanding shall 
be recalculated at 5 per cent. simple 
interest, and in respect of the result-
ing total the Federal Government 
will issue 20-year Bonds carrying 
3 per cent. per annum interest and 
after 5 years 2 per cent. sinking 
fund. On Bonds for so much as 
represents arrears due to 31st De-
cember, 1944, payment will be made 
as from 15th April, 1953: Bonds for 
the balance will not be issued until 
the unification of Germany when 
payment on these Bonds will begin. 

(e) In all respects other than those 
indicated above, the terms of the 
original Loan contracts shall be 
maintained. 

(f) All expenses incidental to carrying 
out the above modifications of the 
original contracts shall be borne 
by the Government of the Federal 
Republic. 

2. The 5'11 2 per cent. International 
(Young) Loan 1930 

ANNEXE I 
[NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 3 au Rapport de la Conférence des 
Dettes Extérieures Allemandes avec les modi-
fications nécessaires pour assurer la concor-
dance des textes dans les trois langues. Les 
Accords supplémentaires conclus entre les 
parties, au titre de la présente Annexe, après 
la clôture de la Conférence, sont joints ci-après 
en Sous-Annexes I A, I B, I C, I D et I E.] 

Recommandations agréées pour 
le règlement des Dettes du Reich 
et des dettes des autres autorités 

publiques 

A. 

Dettes du Reich 

Le Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne (désigné ci-après 
par les termes «Gouvernement Fédé-
ral») s'engage à offrir aux porteurs le 
versement et le transfert des montants 
suivants: 

1. Emprunt extérieur 7 % 1924 
(Emprunt Dawes) 

(a) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon payable après 
le 31 mars 1953, un intérêt de 
5 1/ 2% l'an pour la tranche améri-
caine et de 5 % l'an pour les autres 
tranches. 

(b) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon payable après 
le 31 mars 1958, une annuité 
d'amortissement, fixée à 3 % pour 
la tranche américaine et à 2 % 
pour les autres tranches, qui 
s'ajoutera aux versements d'intérêt 
prévus ci-dessus et constituera 
avec eux une annuité cumulative. 

(c) La date d'échéance de l'Emprunt 
sera reportée à l'année 1969. 

(d) Les arriérés d'intérêt impayés 
feront l'objet d'un nouveau calcul, 
à intérêts simples, au taux de 5% 
l'an, et le Gouvernement Fédéral 
émettra, pour le montant total 
ainsi calculé, des Bons à 20 ans 
portant intérêt à 3 % l'an et amor-
tissables après 5 ans au taux de 
2% l'an. Pour les bons représen-
tant les arriérés d'intérêt échus au 
31 décembre 1944, les paiements 
commenceront le 15 avril 1953. Les 
Bons correspondant au solde des 
arriérés ne seront émis qu'après 
l'unification de l'Allemagne et les 
paiements au titre de ces Bons 
commenceront dès leur émission, 

(e) Sauf en ce qui concerne les stipu-
lations ci-dessus, les conditions des 
contrats initiaux de l'Emprunt 

.seront à tous égards maintenues. 

(f) Toutes les dépenses afférentes à 
l'exécution des modifications ap-
portées 	aux contrats initiaux 
seront à la charge du Gouverne-
ment Fédéral. 

2. Emprunt international 5 1/2% 1930 
(Emprunt Young) 



(a) Vom ersten auf den 31. März 1953 
folgenden Kupontermin ab Zinsen 
in Höhe von 5 v.H. jährlich auf 
die amerikanische Tranche und 
4 1 /2 v.H. jährlich auf die anderen 
Tr an chen. 

(b) Vom ersten auf den 31. März 1958 
folgenden Kupontermin ab wird 
ein Tilgungsbetrag von 1 v.H 
jährlich diesen Zinszahlungen zu-
geschlagen; er bildet mit ihnen zu-
sammen eine feste Gesamt-
annuität. 

(c) Der Fälligkeitstermin wird bis zum 
Jahre 1980 hinausgeschoben. 

(d) Ausstehende Zinsrückstände wer-
den zu einem Satz von 4 1/ 2 v.H. 
ohne Zinseszinsen neu berechnet; 
für die sich ergebende Gesamt-
summe wird die Bundesregierung 
Schuldverschreibungen mit einer 
Laufzeit von 20 Jahren ausgeben, 
die zu 3 v.H. jährlich verzinslich 
und nach 5 Jahren mit 1 v.H. jähr-
lich zu tilgen sind. Auf Schuldver-
schreibungen für Zinsrückstände, 
die bis zum 31. Dezember 1944 
fällig waren, wird Zahlung vom 
15. April 1953 an erfolgen(1). 
Schuldverschreibungen über  den 

 Restbetrag werden nicht vor der 
Wiedervereinigung Deutschlands 
ausgegeben; von diesem Zeitpunkt 
ab beginnen die Zahlungen auf 
diese Schuldverschreibungen. 

(e) Die auf die verschiedenen Tran-
chen der 5 1 /2 % Internationalen 
Anleihe von 1930 fälligen Beträge 
sind lediglich in der Währung des 
Emissionslandes zahlbar. In An-
betracht der gegenwärtigen Wirt-
schafts- und Finanzlage in 
Deutschland besteht Einvernehmen 
darüber, daß als Grundlage für die 
Berechnung dieses Betrages in 
fremder Währung der Dollarbetrag 
dienen soll, dem die in der Wäh-
rung des Emissionslandes fällige 
Zahlung entsprochen haben würde, 
umgerechnet zu dem im Zeitpunkt 
der Emission der Anleihe maß-
gebenden Wechselkurs. Der auf 
diese Weise ermittelte Nominal-
betrag in US-Dollar wird dann zum 
Wechselkurs vom 1. August 1952 
wieder in die betreffenden Wäh-
rungen umgerechnet. 

Sollte sich der am 1. August 1952 
für eine der Emissionswährungen 
maßgebende Wechselkurs später 
um 5 v.H. oder mehr ändern, so 
sind die nach diesem Zeitpunkt 
fälligen Raten zwar nach wie vor 
in der Währung des Emissions-
landes zu leisten; sie sind jedoch 
auf der Grundlage der Währung 
mit der geringsten Abwertung (im 
Verhältnis zu dem Wechselkurs 
vom 1. August 1952) zu berechnen 
und zu dem im Zeitpunkt der 
Fälligkeit der betreffenden Zah-
lung maßgebenden Wechselkurs 
wieder in die Emissionswährung 
umzurechnen. 

( 1 ) Es ist nunmehr vereinbart worden, daß 
der zweite Satz des Absatzes 2 (d) wie folgt 
lauten soll: „Auf Schuldverschreibungen für 
Zinsrückstände, die bis zum 31. Dezember 1944 
fällig waren, wird am 1. Juni 1953 Zahlung auf 
den ersten Kupon über Zinsen für sechs Mo-
nate erfolgen." 

 

(a) As on the first coupon date follow-
ing 31st March, 1953, interest at 
5 per cent. per annum on the 
American Issue and 4 1/ 2 per cent. 
per annum on the other Issues. 

(b) As on the coupon date following 
31st March, 1958, a sinking fund 
of 1 per cent. per annum shall be 
added to the above interest pay-
ments and constitute with them 
a cumulative annuity. 

(c) The maturity date shall be extènd-
ed to the year 1980. 

(d) Arrears of interest outstanding 
shall be recalculated at 4 1 , 1 2 per 

cent. simple interest and  in respect 
of the resulting total the Federal 
Government will iæue 20-year 
Bonds carrying 3 per cent. per 
annum interest and after 5 years 
1 per cent. sinking fund. On Bonds 
for so much as represents anders 
due to 31st December, 1944, pay-
ment will he made as from 15th 
April, 1953.( 1 ) Bonds for the balance 

will not be issued until the uni-
fi cation of Germany, when pay-
ment on these Bonds will begin. 

(e) The amounts due in respect of the 
various issues of the 5 1/ 2 per cent. 
International Loan 1930 are payable 
only in the currency of the country 
in which the issue was made. In 
view of the present economic and 
financial position in Germany, it 
is agreed that the basis for calcu

-lating the amount of currency so 
payable shall be the amount in 
U. S. dollars to which the payment 

the currency of the country due in  currency 
in which the issue was made would 
have been equivalent at the rates 
of exchange ruling when the Loan 
was issued. The nominal amount in 
U. S. dollars so arrived at will then 
be reconverted into the respective 
currencies at the rate of exchange 
current on 1st August, 1952. 

Should the rates of exchange 
ruling any of the currencies of 
issue on 1st August, 1952, alter 
thereafter by 5 per cent.  on  more, 
the instalments due after that date, 
while still being made in the cur-
rency of the country of issue, shall 
b calculated on the basis of the 
least depreciated currency (in re-
lation to the rate of exchange cur-
rent on 1st August, 1952) recon-
verted into the currency of issue at 
the rate of exchange current when 

the payment in question becomes 
clue. 

It has now  been agreed that the second 
sentence of paragraph 2 (d) shall read as 
follows: — 

"on bonds for so muds as represents arrears 
due to 31 st December, 1944, payment of a 
first coupon representing six months' interest 
will be made on 1 st June, 1953." 

(a) A compter de la date d'échéance du 
premier coupon payable après le 
31 mars 1953, un intérêt de 5% 
l'an pour la tranche américaine et 
de 4 1/2% l'an pour les autres 
tranches. 

(b) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon payable après 
le 31 mars 1958, une annuité 
d'amortissement, fixée à 1 %, qui 
s'ajoutera aux versements d'inté-
rêts prévus ci-dessus et constituera 
avec eux une annuité cumulative. 

(c) La date d'échéance de l'Emprunt 
sera reportée à l'année 1980. 

(d) Les arriérés d'intérêt impayés 
feront l'objet d'un nouveau calcul, 
à intérêts simples, au taux de 4 1 /2% 
l'an, et le Gouvernement Fédéral 
émettra, pour le montant total ainsi 
calculé, des Bons à 20 ans portant 
intérêt à 3% l'an et amortissables 
après 5 ans, au taux de 1% l'an. 
Pour les bons représentant les 
arriérés d'intérêt échus au 31 dé-
cembre 1944, les paiements com-
menceront le 15 avril 1953.( 1 ) Les 
Bons correspondant au solde des 
arriérés ne seront émis qu'après 
l'unification de l'Allemagne et les 
paiements au titre de ces Bons 
commenceront à compter de cette 
unification. 

(e) Les sommes dues au titre des di-
verses tranches de l'Emprunt Inter-
national 5 1/2% 1930 sont payables 
seulement dans la monnaie du pays 
d'émission de chaque tranche. Eu 
égard à la situation économique et 
financière en Allemagne, il est 
convenu que le montant ainsi pay-
able sera calculé sur la base du 
montant en dollars américains 
auquel les sommes dues dans la 
monnaie du pays d'émission au-
raient été équivalentes, au taux de 
change en vigueur lors de l'émis-
sion de l'Emprunt. Le montant 
nominal en dollars américains ainsi 
calculé sera reconverti dans les 
diverses monnaies d'émission au 
taux de change en vigueur le ler 
août 1952. 

Au cas où les taux de change en 
vigueur le ler août 1952 entre deux 
ou plusieurs monnaies d'émission 
subiraient par la suite une modi-
fication égale ou supérieure à 5% 
les versements exigibles après 
cette date, tout en continuant à 
être effectués dans la monnaie du 
pays d'émission, seront calculés 
sur la base de la devise la moins 
dépréciée par rapport au taux de 
change en vigueur au ler août 1952, 
puis reconvertis dans la monnaie 
d'émission sur la base du taux de 
change en vigueur lors de l'éché-
ance du paiement. 

(1) Il a maintenant été convenu que la se-
conde phrase du paragraphe 2 (d) doit se lire 
comme suit: -Pour les bons correspondant aux 
arriérés d'intérêt échus au 31 décembre 1944 
un premier coupon représentant six mois d'in-
térêts sera payé le ler juin 1953, 



(f) Im übrigen bleiben die Bedingun-
gen der ursprünglichen Anleihe-
verträge bestehen. 

(g) Alle mit der Durchführung der vor-
stehenden Änderungen der ur-
sprünglichen Vertrage verbunde-
nen Kosten werden von der Bun-
desregierung getragen. 

3. Die 6% äußere (Zündholz-) Anleihe 
von 1930 

(a) Vorn ersten auf den 31. März 1953 
folgenden Kupontermin ab Zinsen 
in Flöhe von 4 v.H. jährlich. 

(b) Vom ersten auf den 31. März 1958 
folgenden Kupontermin ab wird 
ein Tilgungsbetrag von 1 1!4 v.11. 
diesen Zinszahiungen zugeschla-
gen, er bildet mit ihnen zusammen 
eine feste Gesamtannuität. 

(c) Zinsrückstände werden zu einem 
Satz von 4 v.H, ohne Zinseszinsen 
neu berechnet, im übrigen aber 
ebenso behandelt wie die Rück-
stände aus der Young-Anleihe. 

(d) Der Fälligkeitstermin wird bis zum 
Jahre 1994 hinausgeschoben. 

(e) Solange die Bedienung der Zünd-
holz-Anleihe nach den Bestimmun-
gen dieser Regelung durchgeführt 
wird, werden die Zins- und Til-
gungsbeträge für die Anleihe bei 
der Skandinaviska Banken in 
Stockholm, Schweden, gezahlt, und 
zwar in Schwedischen Kronen im 
Gegenwert des in US-Dollar ge-
schuldeten Betrages zu dem 
am Fälligkeitstage maßgebenden 
Wechselkurs. 

(f) Im übrigen wird, von den Sicher-
heiten abgesehen, die Zündholz-
Anleihe ebenso wie die Young-
Anleihe behandelt. 

4. Schuldverschreibungen der Konver-
sionskasse 

Für Schuldverschreibungen und 
Scrips der Konversionskasse wird sich 
die Bundesregierung zu folgenden 
Zahlungen verpflichten: 

(a) Vom ersten auf den 31. März 1953 
folgenden Kupon- oder Fälligkeits-
termin ab Zinsen zu den ursprüng-
lichen vertraglichen Sätzen; 

(b) vom ersten auf den 31. März 1958 
folgenden Kupontermin ab wird 
ein Tilgungsbetrag von 2 v.H. 
jährlich diesen Zinszahlungen zu-
geschlagen; er bildet mit ihnen zu-
sammen eine feste Gesamtannuität; 

(c) die Fälligkeitstermine dieser 
Schuldverschreibungen werden ge-
genüber den bestehenden Fällig-
keitsterminen um 17 Jahre hin-
ausgeschoben; 

(d) zwei Drittel der zu den vertrag-
lichen Sätzen berechneten Zins-
rückstände werden gestrichen. 

(f) In all respects other than those 
indicated above, the  ternis  of the 
original Loan contracts shall be 
maintained. 

(g) All expenses incidental to carrying 
out the above modifications of the 
original contracts shall be borne 
by the Government of the Federal 
Republic. 

3. The 6 per cent. External (Match) 
 Loan 1930 

(a) As on the first coupon date follow-
ing 31st March, 1953, interest at 
4 per cent. per annum. 

(b) As on the first coupon date follow-
ing 31st March, 1958, a sinking 
fund of l'/4 per cent. shall be added 
to the above interest payments and 
constitute with them a cumulative 
annuity. 

(e) Arrears of interest to be recalcu-
lated at 4 per cent. simple inlerest 
but otherwise to receive the sanie 
treatment as the arrears in respect 
of the Young Loan. 

(d) The maturity date shall be extend-
ed to the year 1994. 

(e) As long as the service of the Match 
Loan is effected according to the 
provisions of this Settlement Plan, 
the payment for interest and amorti-
sation of the Loan will be made 
at the office of the Skandinaviska 
Banken in Stockholm, Sweden, in 
Swedish Kronor equivalent to the 
amount due in U. S. dollars at the 
rate of exchange on the due date. 

(f) In all other respects other than 
collateral the Match Loan shall 
have the same treatment as the 
Young Loan. 

4. Konversionskasse Bonds 

The Federal Government will under-
take to make the following paymen's 
in respect of Konversionskasse Bonds 
and Scrip:-- 

(a) As on the first coupon or interest 
date following after 31st March, 
1953, interest at the original con-
tractual rates; 

(b) as on the first coupon date follow-
ing after 31st March, 1958, a sink-
ing fund of 2 per cent, per annum 
shall be added to the above interest 
payments and constitute with them 
a cumulative annuity; 

(e) the maturity dates of these bonds 
shall be extended by 17 years from 
the existing maturity dates; 

(d) two-thirds of the arrears of interest 
calculated at the contractual rates 
shall be waived. The remaining 

(f) Sauf en ce qui concerne les stipu-
lations ci-dessus, les conditions des 
contrats initiaux de l'Emprunt 
seront à tous égards maintenues. 

(g) Toutes les dépenses afférentes à 
l'exécution des modifications ap-
portées aux contrats initiaux seront 
à la charge du Gouvernement de la 
République Fédérale. 

3. Emprunt extérieur 6% 1930 
(Emprunt de la Société Suédoise des 
Allumettes) 

(a) A compter de la date d'échéance 
chi premier coupon payable après 
le 31 mars 1953, un intérêt de 4". o 
l'an. 

(b) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon payable après 
le 31 mars 1958, une annuité 
d'amortissement, fixée à 1 1/4% , qui 
s'ajoutera aux versements d'inté-
rêts prévus ci-dessus et constituera 
avec eux une annuité cumulative. 

(e) Les arriérés d'intérêt impayés feront 
l'objet d'un nouveau calcul, à 
intérêts simples, au taux de 4% 
l'an, niais, pour le reste, seront 
traités comme les arriérés d'intérêt 
de l'Emprunt Young. 

(d) La date d'échéance de l'Emprunt 
sera reportée à l'année 1994. 

(e) Aussi longtemps que le service de 
l'Emprunt extérieur 6" 01930 s'effec-
tuera conformément aux disposi-
tions du présent Plan de Règlement, 
les paiements d'intérêt et d'amor-
tissement se feront aux guichets de 
la Skandinaviska Banken à Stock-
holm (Suède) en couronnes sué-
doises, à la contre-valeur du mon-
tant dû en dollars des Etats-Unis, 
sur la base du taux de change en 
vigueur à la date d'échéance. 

(f) A tous autres égards, sauf en ce 
qui concerne les garanties collaté-
rales, l'Emprunt extérieur 6% 1930 
sera traité comme l'Emprunt Young. 

4. Obligations de la Konversionskasse 

Le Gouvernement Fédéral s'engagera 
à effectuer les versements suivants 
au titre des obligations et des Scrips 
émis par la Konversionskasse: 

(a) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon ou des premiers 
intérêts payables après le 31 mars 
1953, un intérêt calculé sur la hase 
des taux contractuels initiaux. 

(b) A compter de la date d'èchéance 
du premier coupon payable après 
le 31 mars 1958, une annuité 
d'amortissement, fixée à 2" o qui 
s'ajoutera aux versements d'inté-
rêts prévus ci-dessus et consti-
tuera avec eux une annuité cumu-
lative. 

(e) Les dates d'échéance des obliga-
tions seront prorogées de 17 ans à 
compter des dates d'échéance 
actuelles. 

(d) Deux tiers des arriérés d'intérêts, 
calculés sur la base des taux con

-

tractuels, seront abandonnés. Le 



Das verbleibende Drittel wird fun-
diert; es wird zu den gleichen 
Sätzen wie die ursprünglichen 
Schuldverschreibungen verzinst 
und getilgt; 

(e) im übrigen bleiben die ursprüng-
lichen Verträge dieser Schuldver-
schreibungen bestehen; 

(f) alle mit der Durchführung der vor-
stehenden Änderungen der ur-
sprünglichen Verträge verbunde-
nen Kosten werden von der Bun-
desregierung getragen; 

(g) auf Reichsmark lautende Schuld-
verschreibungen und Scrips wer-
den im Verhältnis 10:1 auf Deut-
sche Mark umgestellt. 

5. Über gewisse kleine Fremdwäh-
rungsverbindlichkeiten von Reichsbahn 
und Reichspost, soweit sie nicht in An-
lage IV behandelt sind, werden Ver-
handlungen zwischen der Bundesregie-
rung und den Gläubigern stattfinden. 

6. Reichsmarkschulden des Reichs, der 
Reichsbahn, der Reichspost und 
des Staates Preußen 

Dem Wunsche der Gläubigervertre-
ter entsprechend wird sich die Bundes-
regierung verpflichten: 

(a) ausländischen Gläubigern auf Ver-
langen und in Anwendung des 
Grundsatzes der Inländerbehand-
lung die Vorteile und Entschädi-
gungen zuzugestehen, die deut-
schen Gläubigern im Zusammen-
hang mit der Währungsreform ge-
währt worden sind oder künftig 
gewährt werden sollten; 

(b) ausländischen Gläubigern beim 
Erlaß eines künftigen deutschen 
Gesetzes über die Umstellung und 
Regelung von Schulden die vor-
teilhafteste Regelung zuzuge

-

stehen, die sich daraus für deutsche 
Gläubiger ergibt ;  

(c) falls das unter (b) erwähnte Ge-
setz nicht vor dem 1. Januar 1954 
verkündet wird oder sich nicht auf 
alle Schuldenkategorien erstreckt, 
vor dem 1. April 1954 in Verhand-
lungen mit den ausländischen 
Gläubigervertretern einzutreten. 
Diese behalten sich das Recht vor, 
im Verlaufe dieser Verhandlungen 
eine Sonderregelung zu verlan-
gen. 

Diese Verpflichtung gilt für alle 
Reichsmarkschulden des Reichs, 
der Reichsbahn und der Reichs-
post, ohne Rücksicht darauf, ob 
sie in Form von Schuldverschrei-
bungen (Schatzanweisungen, 
Schuldverschreibungen der An-
leiheablösungsschuld usw.) ver-
brieft sind oder nicht. 

(d) Die Bundesregierung verpflichtet 
sich ferner, in gleicher Weise bei 
der künftigen Bedienung der 
Reichsmarkverbindlichkeiten des 
Staates Preußen zu verfahren. 

one-third shall be funded and carry 
same interest and sinking fund 

as the original Bonds; 

(e) in all other respects the original 
contracts of these Bonds shall b 
maintained; 

(f) all expenses incidental to carrying 
out the above modifications of the 
original contracts will be borne by 
the Federal Government; 

(g) Reichsmark Bonds and Scrip will 
be converted into Deutsche Mark 
at the rate of 10: 1. 

5. Certain small liabilities of the 
Reichsbahn and the Reichspost in 
foreign currencies other than those 
covered by Annex TV  will be the sub-
ject of negotiation between the 
Ferlerai Government and the creditors. 

6. Debts in Reichsmarks of the Reich, 
the Reichsbahn, the Reichspost and 
the State of Prussia 

In  re sponse to the request of  the 
 creditors' representatives the Federal 

Government will undertake— 

(a) to extend at their request and in 
application of the principle of 
national treatment to foreign cred-
itors the benefit of the advan-
tages and compensations which 
have been or may ultimately he 
granted in connection with the 
monetary reform to German 
creditors; 

(b) to extend to foreign creditors at 
the time of the enactment of any 
future German law relative to the 
conversion and settlement of debts 
the benefit of the most favourable 
treatment provided by this law for 
German creditors; 

(c) if the law mentioned in paragraph 
(b) above is not promulgated 
before 1st January, 1954, or does 
not cover all categories of debts, 
to open before 1st April, 1954, 
negotiations with the foreign 
creditors' representatives in course 
of which these representatives 
reserve the right to ask for a 
special settlement of these debts. 

The present undertaking applies 
to all Reichsmark debts of the 
Reich, the Reichsbahn and the 
Reichspost whether represented by 
Bonds (Treasury Bills, obligations 
of the Ablösungsanleihen, &c.) or 
not so represented; 

(d) The Federal Government further 
undertakes to extend the same 
treatment to the future service of 
the Reichsmark liabilities of the 
State of Prussia. 

tiers restant sera consolidé et 
portera le même intérêt et sera 
amorti dans les mêmes conditions 
que les obligations initiales. 

(e) A tous autres égards, les disposi-
tions des contrats initiaux afférents 
à ces obligations seront main-
tenues. 

(f) Toutes les dépenses afférentes à 
l'exécution des modifications des 
contrats initiaux prévues ci-dessus 
seront à la charge du Gouverne-
ment Fédéral. 

(g) Les obligations et les Scrips, 
libellés en Reichsmark, seront con-
vertis en Deutschemark au taux 
de 10 pour 1. 

5. Certaines dettes en devises étran-
gères, de faible montant, de la Reichs-
bahn et de la Reichspost, autres que 
les dettes visées à l'Annexe IV, feront 
l'objet de négociations entre le Gou-
vernement de la République Fédérale 
et les créanciers. 

6. Dettes en Reichsmark du Reich, de 
la Reichsbahn, de la Reichspost et 
de la Prusse 

Répondant à la demande des repré-
sentants des créanciers, le Gouverne-
ment Fédéral s'engagera: 

(a) à étendre aux créanciers étrangers, 
sur leur demande, et en application 
du principe du traitement national, 
le bénéfice des avantages et des 
compensations qui ont été ou 
pourraient être accordés en défini-
tive aux créanciers allemands, dans 
le cadre de la réforme monétaire; 

(b) à étendre aux créanciers étrangers, 
lors de la promulgation de toute 
loi allemande relative à la conver-
sion et au règlement des dettes, le 
bénéfice du traitement le plus 
favorable prévu par cette loi en 
faveur des créanciers allemands; 

(c) au cas où la loi mentionnée au 
paragraphe (b) ci-dessus ne serait 
pas promulguée avant le ler janvier 
1954 ou ne s'appliquerait pas à 
toutes les catégories de dettes, à 
entreprendre, avant le 1er avril 
1954, des négociations avec les 
représentants des créanciers étran-
gers au cours desquelles ces 
derniers se réservent le droit de 
demander un règlement particulier 
de ces dettes. 

Le présent engagement s'applique 
à toutes les dettes en Reichsmark 
du Reich, de la Reichsbahn et de la 
Reichspost, qu'elles soient ou non 
représentées par des obligations 
(Bons du Trésor, Obligations des 
Ablösungsanleihen, etc.) ; 

(d) le Gouvernement Fédéral s'engage 
en outre à étendre le même traite-
ment au futur service des obliga-
tions en Reichsmark de la Prusse. 



B. 

Von den Ländern, Gemeinden und 
ähnlichen Körperschaften 

des öffentlichen Rechts im Gebiete 
der Bundesrepublik Deutschland 

ausgegebene oder garantierte 
Auslandsschuldverschreibungen 

7. Die Schuldner sollen folgende Be-
träge zahlen, die von der Bundesregie-
rung transferiert werden sollen: 

(1) Schuldverschreibungen mit Aus-
nahme der  vorn Staate Preußen 
ausgegebenen: 

(a) Vom ersten auf den 31. März 1953 
folgenden Kupontermin ab 75 v.H. 
der ursprünglichen vertraglichen 
Zinsen (als Mindestsatz 4 v.H. jähr-
lich, als Höchstsatz 5 1 /4 v.H. jähr-
lich) oder den in dem ursprüng-
lichen Vertrag vorgesehenen Zins-
satz, falls dieser unter 4 v.H. jähr-
lich liegt; 

(b) Zinsen zu den gleichen Sätzen für 
zwei Drittel der Zinsrückstände 
(soweit sie nicht bereits durch 
Schuldverschreibungen der Kon-
versionskasse oder auf Grund 
ähnlicher vereinbarter Regelungen 
gedeckt sind); diese Rückstände 
sind zu fundieren; 

(c) von dem ersten auf den 31. März 
1958 folgenden Kupontermin ab 
wird diesen Zinszahlungen ein 
Tilgungsbetrag von 1 v.H. jährlich 
zugeschlagen, der sich bei nach dem 
1. Januar 1968 oder später fällig 
werdenden Anleihen am 31. März 
1963 auf 2 v.H. erhöht; er bildet mit 
den Zinszahlungen zusammen 
eine feste Gesamtannuität; 

(d) die Fälligkeitstermine dieser An-
leihen werden gegenüber den be-
stehenden Fälligkeitsterminen um 
20 Jahre hinausgeschoben. 

(e) Im übrigen bleiben die Bedingun-
gen der ursprünglichen Anleihe-
verträge bestehen, falls nicht der 
Gläubiger in Sonderfällen einer 
anderen Regelung zugestimmt hat. 
Liegen bei einem Schuldner außer-
gewöhnliche Umstände vor, aus 
denen die Gläubigervertreter die 

Überzeugung gewinnen, daß ihm 
die allgemeine Regelung nicht zu-
zumuten ist, so ist zwischen dem 
Schuldner und den Gläubigerver-
tretern die erforderliche Anpassung 
zu vereinbaren. 

(f) Außerhalb des Gebietes der Bun-
desrepublik Deutschland ausge-
gebene und zahlbare auf Reichs-
mark lautende Schuldverschrei-
bungen werden im Verhältnis 10:1 
auf Deutsche Mark umgestellt. Sie 
sind zu dem ursprünglichen ver-
traglichen Satz zu verzinsen. Zins-
rückstände sind auf der gleichen 
Grundlage zu fundieren und zum 
gleichen Satz zu verzinsen. Die 
Laufzeit der Schuldverschreibun-
gen ist um 15 Jahre über den Fäl-
ligkeitstermin hinaus zu verlän- 

B. 

External Bonds issued or guarant

-

eed by the States (Länder), Munici

-

palities and similar public bodies 
within the territory of the Federal 

Republic of Germany 

7. The respective debtors shall pay 
to be transferred by the Federal 
Government the following amounts:—

(1) Bonds other than those of the State 
of Prussia 

(a) As on the first coupon date follow-
ing after 31st March, 1953, 75 per 
cent. of the original contractual 
interest (subject to a minimum of 
4 per cent. per annum and a maxi

-

mum of 5 1/4 per cent. per annum) 
or the rate specified in the original 
contract if less than 4 per cent. 
per annum; 

(b) interest at the same rates on two-
thirds of any arrears of interest 
(other than interest already 
covered by Konversionskasse 
Bonds or similar agreed arrange-
ments); these arrears shall be 
funded; 

(c) as on the first coupon dates follow-
ing after 31st March, 1958, a 
sinking fund of 1 per cent. per 
annum, to be increased on 31st 
March, 1963, to 2 per cent. in the 
case of loans maturing in 1968 or 
after shall be added to the above 
interest payments and constitute 
with them a cumulative annuity; 

(d) the maturity dates of these Loans 
shall be extended by 20 years from 
the existing maturity dates; 

(e) in respects other than those indi-
cated above, the terms of the 
original loan contracts shall be 
maintained unless otherwise 
agreed by the creditor in special 
circumstances. Where exceptional 
circumstances peculiar to a par-
ticular debtor are such as to satisfy 
the creditors' representatives that 
it is impracticable for that debtor 
to conform to the general arrange-
ment, such adjustment as may 
seem necessary shall be made by 
agreement between the debtor and 
the creditors' representatives. 

(f) Bonds issued and payable outside 
of the territory of the Federal Re-
public denominated in Reichsmark 
shall be converted, at the rate of 
10 : 1, into Deutsche Mark. They 
will carry interest at the original 
contractual rate. Arrears of inter-
est shall be funded on the same 
basis and shall carry the same 
rate of interest. The bonds shall 
be extended for a period of 15 
years after the maturity date, and 
will be redeemable in equal an-
nuities, the first being due on the 

B. 

Obligations extérieures émises ou 
garanties par les Länder, les mu-
nicipalités et les autres organismes 
publics analogues à l'intérieur de 
la République Fédérale d'Allemagne 

7. Les débiteurs intéressés verseront, 
aux fins de transfert par le Gouverne-
ment Fédéral, les montants suivants: 

(1) Obligations autres que celles de la 
Prusse 

(a) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon payable après 
le 31 mars 1953, un intérêt fixé soit 
à 75 % de l'intérêt contractuel 
initial (dans les limites d'un mini-
mum de 4 % l'an et d'un maxi-
mum de 5 1/4% l'an), soit au taux 
prévu dans le contrat initial, si ce 
dernier est inférieur à 4 % l'an. 

(b) Un intérêt fixé aux mêmes taux, 
sur les deux tiers des arriérés 
d'intérêt (qui ne sera' pas déjà 
couverts par des obligations de la 
Konversionskasse ou par d'autres 
accords similaires). Ces arriérés 
seront consolidés. 

(c) A compter de la date d'échéance 
du premier coupon payable après le 
31 mars 1958, une annuité d'amor-
tissement de 1 % qui sera portée, 
le 31 mars 1963 à 2% pour les 
emprunts venant à échéance en 
1968 ou postérieurement, qui 
s'ajoutera aux intérêts visés ci-
dessus et constituera avec eux 
une annuité cumulative. 

(d) Les dates d'échéance de ces em-
prunts seront prorogées de 20 ans 
à compter des dates d'échéance 
actuelles. 

(e) Sauf en ce qui concerne les stipu-
lations ci-dessus, les conditions des 
contrats initiaux d'emprunt seront 
maintenues à .poins que le créan-
cier n'en ait autrement convenu en 
raison de circonstances parti-
culières. Lorsqu'un débiteur parti-
culier se trouvera dans une 
situation exceptionnelle, telle que 
les représentants des créanciers 
jugeront démontré de façon satis-
faisante que ce débiteur est dans 
l'impossibilité de se conformer 
pratiquement aux conditions géné-
rales convenues, le débiteur et les 
représentants des créanciers con-
viendront des ajustements qui leur 
paraîtront nécessaires. 

(f) Les obligations libellées en Reichs-
mark, émises et payables hors 
du territoire de la République 
Fédérale, seront converties en 
Deutschemark au taux de 10 RM 
pour 1 DM. Elles porteront intérêt 
au taux contractuel initial. Les 
arriérés d'intérêt seront consolidés 
sur la même base et porteront le 
même taux d'intérêt. L'échéance des 
obligations en cause sea prorogée 
de 15 ans, et ces obligations seront 
remboursables par annuités égales, 
dont la première sera payable à la 



gern; diese Schuldverschreibungen 
sind in gleichen jährlichen Til-
gungsraten rückzahlbar, wobei die 
erste am ersten Kupontermin im 
Jahre 1958 fällig wird. Zinsen und 
Tilgungsbeträge werden in der 
Währung des Staates transferiert 
werden, in dem der Inhaber der 
Schuldverschreibung ansässig ist. 

(g) Die Begriffe „ursprünglicher Ver-
trag" und „ursprüngliche vertrag-
liche Zinsen" bedeuten den Ver-
trag oder die vertraglichen Zinsen, 
die zwischen dem Gläubiger und 
dem Schuldner in dem Zeitpunkt 
galten, in dem ursprünglich die An-
leihe aufgenommen oder die Ver-
pflichtung eingegangen wurde, es 
sei denn, daß eine Konversion 
(nachstehend als „echte Konver-
sion" bezeichnet) vor dem 9. Juni 
1933 stattgefunden hat oder an die-
sem Tage oder danach wegen ein-
getretener oder drohender Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners 
oder als Ergebnis freier Verhand-
lungen durchgeführt worden ist; 
hierbei gilt: 

(i) Bei Meinungsverschiedenhei-
ten entscheidet ein Schieds-
gericht, wobei der Schuldner 
zu beweisen hat, daß die Ver-
einbarung im Wege freier Ver-
handlungen zustande gekom-
men ist. 

(ii) Bei Regelungen, bei denen der 
deutsche Treuhänder für Feind-
vermögen oder eine in einem 
besetzten Gebiet von deut-
schen Behörden ernannte 
Person die Gläubiger ver-
treten hat oder die lediglich 
auf der Annahme eines von 
dem Schuldner gemachten ein-
seitigen Angebotes durch den 
Gläubiger beruhten, wird ver-
mutet, daß sie nicht im Wege 
freier Verhandlungen zustande 
gekommen sind. 

Bei der Berechnung künftiger 
Zinsen und Zinsrückstände gemäß 
dieser allgemeinen Rahmenrege-
lung ist von den ursprünglichen 
vertraglichen Sätzen auszugehen. 
Hat jedoch eine echte Konversion 
stattgefunden, so ist von dem 
konvertierten Zinssatz auszu-
gehen mit der Maßgabe, daß dabei 
der konvertierte Satz weder für 
Zinsrückstände noch für künftige 
Zinsen herabgesetzt wird; der 
Schuldner kann sich jedoch auch 
für die Berechnung auf der Grund-
lage des ursprünglichen vertrag-
lichen Satzes nach der allgemeinen 
Rahmenregelung entscheiden. 

(h) Alle mit der Durchführung der vor-
stehenden Änderungen der ur-
sprünglichen Verträge verbunde-
nen Kosten werden von den Schuld-
nern getragen. 

(i) Ist der verbleibende Kapitalbetrag 
sämtlicher in ausländischer Wäh-
rung ausgegebener Schuldver-
schreibungen eines Schuldners ge-
ring, so kann der Schuldner eine 
frühere Rückzahlung und eine end-
gültige Regelung des Gesamtbetra-
ges dieser Verbindlichkeiten und 

first coupon maturity date in 1958. 
Interest and redemption moneys 
will be transferred in t] currency 
of the country where the bond-
holder has his residence. 

(g) Reference to an "original con-
tract" or to an "original contrac-
tual interest" shall be read as re-
ference to the contract or the 
relative contractual interest sub-
sisting between creditor and debtor 
at the time when the borrow-
ing was first made or the obli-
gation was first incurred, unless 
a conversion (herein called an 
"effective conversion") was made 
before 9th June, 1933, or was made 
on or after that date on account 
of the insolvency or threatened 
insolvency of the debtor or as a 
result of free negotiation; pro-
vided that — 

(i) in disputed cases the decision 
shall lie with a Court of Ar-
bitration where the burden 
shall be on the debtor to prove 
that the arrangement was 
freely negotiated. and 

(ii) arrangements made where the 
German Custodian of Enemy 
Property or a person appointed 
by a German authority in an 
occupied territory represented 
the creditors or resulting from 
mere acceptance by the cred-
itor of a unilateral offer made 
by the debtor shall be pre-
sumed not to have been freely 
negotiated. 

In calculating future interest 
and arrears of interest under the 
general formula, the original con-
tractual rate shall apply. Where, 
however, an effective conversion 
has taken place the converted rate 
of interest shall apply; provided 
that in such case the converted 
rate shall not be subject to any 
reduction either as to arrears of 
interest or as to future interest, 
unless the debtor prefers calcu-
lation on the basis of the original 
contractual rate under the general 
formula. 

(h) All expenses incidental to carry-
ing out the above modifications 
of the original contracts shall be 
borne by the debtors. 

(i) Where the remaining capital 
amount of the total of all bond 
issues in foreign currency of a 
particular debtor is small, the 
debtor may offer an earlier repay-
ment and final settlement of the 
entire amount of such indebted-
ness and arrears of interest with- 

date d'échéance du premier coupon 
de l'année 1958. Les versements 
effectués au titre de l'intérêt et de 
l'amortissement seront transférés 
dans la monnaie du pays où le 
porteur aura sa résidence. 

(g) Les termes «contrat initial» et 
«intérêt contractuel initial» doivent 
s'entendre du contrat, ou de 
l'intérêt prévu par le contrat, 
existant entre le créancier et le 
débiteur à la date de l'émission 
de l'emprunt ou de la naissance de 
l'obligation, à moins qu'une con-
version (désignée ci-après sous le 
nom de «conversion effective») 
n'ait été effectuée, soit avant le 
9 juin 1933, soit le 9 juin 1933 ou 
après cette date et pour tenir 
compte de l'insolvabilité survenue 
ou imminente du débiteur ou à la 
suite de libres négociations, étant 
entendu: 

(i) qu'en cas de litige, la question 
sera soumise pour décision à 
un Tribunal d'arbitrage devant 
lequel il appartiendra au 
débiteur de fournir la preuve 
que l'arrangement a été libre-
ment négocié et, 

(ii) que les arrangements à la 
négociation desquels le créan-
cier était représenté soit par 
le Séquestre allemand des 
Biens ennemis, soit par une 
personne désignée par les 
Autorités allemandes clans un 
territoire occupé, ou qui résul-
teraient seulement de l'accepta-
tion par le créancier d'une offre 
unilatérale du débiteur, seront 
présumés n'avoir pas été libre-
ment négociés. 

Le taux contractuel initial sera 
pris pour base du calcul, selon la 
formule générale, des intérêts 
futurs et des arriérés d'intérêt. En 
cas de conversion effective, cepen-
dant, c'est le taux d'intérêt après 
conversion qui devra être utilisé, 
étant spécifié que ce taux ne fera 
l'objet d'aucune réduction, ni pour 
le calcul des arriérés, ni pour le 
calcul des intérêts futurs, sauf dans 
le cas où le débiteur préférerait 
effectuer le calcul selon la formule 
générale sur la base du taux con-
tractuel initial. 

(h) Toutes les dépenses afférentes à 
l'exécution des modifications des 
contrats initiaux seront prévus 
ci-dessus à la charge des débiteurs. 

(i) Lorsque le montant en capital 
restant dû au titre du total de 
toutes les obligations émises en 
devises étrangères par un débiteur 
donné sera peu important, ce 
débiteur pourra offrir de procéder 
à un remboursement anticipé et de 
régler définitivement le dû montant 



der Zinsrückstände anbieten ohne 
Rücksicht auf die Befristung der 
Fälligkeit unter (d). 

(j) Verbindlichkeiten juristischer Per-
sonen, die von einem Lande, einer 
Stadt, einer Gemeinde oder einer 
anderen Gebietskörperschaft ga-
rantiert sind, werden nach den 
„Vereinbarten Empfehlungen für 
die Regelung mittel- und langfri-
stiger deutscher Schulden aus pri-
vaten Kapitalgeschäften" (Anlage 
II) geregelt, vorausgesetzt, daß 
diese Garantien nach den dort vor-
gesehenen Bestimmungen weiter-
hin in Kraft blieben. ( 1 ) 

(2) Schuldverschreibungen des Staates 
Preußen 

Die Bundesregierung leistet für Rech-
nung derjenigen Länder, die das Gebiet 
und die Vermögenswerte des früheren 
Staates Preußen als Nachfolgeländer 
übernommen haben, Zahlungen wie 
folgt: 

(a) 6 1 /2 01's Preußische Äußere Anleihe 
in US-Dollar vom 15. September 
1926, fällig am 15. September 1951, 
und 6 0/o Preußische Äußere An-
leihe in US-Dollar vom 15. Okto-
ber 1927, fällig am 15. Oktober 1952: 

(i) Die Bundesregierung gibt 
neue, auf Dollar lautende 
Schuldverschreibungen aus, 
deren erster Kupon das Da-
tum des 1. April 1953 trägt. Sie 
werden mit einer Laufzeit von 
20 Jahren in der gleichen 
Stückelung wie die noch aus-
stehenden Schuldverschreibun-
gen der oben angeführten An-
leihen ausgegeben und sind 
mit 4 v.11. verzinslich. Die Zin-
sen sind halbjährlich jeweils 
am 1. April und 1, Oktob e r 
zahlbar. Ab 1. Aprill 1958 wird 
diesen Zinsen ein Tilgungs-
betrag von 1 v.H. jährlich zu-
geschlagen; er bildet mit den 
Zinsen zusammen eine feste 
Gesamtannuität; der Schuld-
ner kann die Tilgung vorneh-
men entweder durch Auslosung 
zu Pari oder indem er Schuld-
verschreibungen am offenen 
Markt oder auf sonstige Weise 
erwirbt; er kann auch eine zu-
sätzliche Tilgung vornehmen, 
solange die Bedienung gemäß 
dem Vertrag erfolgt; 

(ii) die noch ausstehenden Kupons 
der alten Ausgaben mit Fällig-
keitsterminen vom 15. März 
1933 bis 31. Dezember 1936 
werden um 20 Jahre verlän-
gert; sodann sind jeweils 
50 v.H, ihres Betrages in US-
Dollar zu den entsprechenden 
Daten der Jahre 1953, 1954, 
1955 und 1956 einzulösen; 

1) siehe jetzt Anlag VII. 

out regard to the limitations and 
provisions under (d) above rela-
tive to the prolongation of the 
indebtedness. 

(j) All corporate obligations guarant-
eed by a State, city, municipality 
or other governmental body shall 
be settled in accordance with 
"Agreed Recommendations for the 
Settlement of Medium and Long-
Term German Debts resulting from 
private capital transactions" (An-
nex Il) provided that such guaran-
tees shall continue in force in 
accordance with its terms. (1) 

(2) Bonds of the State of Prussia 

The Federal Government, on behalf 
of the several Länder which succeeded 
to territory and assets formerly be-
longing to the State of Prussia, shall 
make payments as follows:— 

(a) As to External Sinking Fund 6 1/2 
per cent. Dollar Bonds of 15th Sep-
tember, 1926, due 15th September, 
1951, and External Sinking Fund 
6 per cent. Dollar Bonds of 15th 
October, 1927, due 15th October, 
1952:- 

(i) The Federal Government will 
issue new dollar bonds bearing 
first coupon dated 1st April, 
1953, and maturing in twenty 
years, in the same denomina-
tions as the outstanding bonds 
of the above issues bearing 
interest at the rate of 4 per 
cent., payable semi-annually on 
1st April and 1st October. On 
1st April s  1958, a sinking fund 
of 1 per cent. per annum shall 
be added to the above interest 
rate and constitute with it a 
cumulative annuity. The debtor 
may call bonds by lot at par 
or may purchase bonds in the 
open market or otherwise and 
may provide additional amor-
tisation as long as the service 
is maintained in accordance 
with the Contract. 

(ii) Outstanding coupons on the 
old issues bearing dates from 
15th March, 1933, to 31st De-
cember, 1936, will be extended 
for a period of twenty years, 
and upon such extended 
maturity 50 per cent. of the 
amount thereof shall be paid 
in United States dollars on the 
corresponding dates in 1953, 
l954, 1955 and 1956. 

(I) See Annex VII. 

total de la dette et des arriérés 
d'intérêt, sans égard aux restric-
tions et dispositions de l'alinéa (d) 
ci-dessus relatives à la prorogation 
de la date d'échéance de la dette. 

(j) Toutes les obligations de per-
sonnes morales privées, garanties 
par un Land, une municipalité ou 
un autre organisme public, seront 
réglées conformément aux dis-
positions des <Recommandations 
agrées pour le règlement des 
dettes financières privées alle-
mandes à moyen et long terme» 
(Annexe II), étant entendu que ces 
garanties seront entièrement main-
tenues, conformément à ces re-
commandations. ( 1 ) 

(2) Obligations de la Prusse 

Le Gouvernement Fédéral effec-
tuera, au nom des Länder ayant suc-
cédé au territoire et au patrimoine 
appartenant autrefois à l'Etat de 
Prusse, les versements suivants: 

(a) Obligations en dollars de l'Emprunt 
extérieur amortissable 6 1 /2% du 
15 septembre 1926, venant à éché-
ance le 15 septembre 1951 et de 
l'Emprunt extérieur amortissable 
6% du 15 octobre 1927, venant à 
échéance le 15 octobre 1952. 

(i) Le Gouvernement Fédérai 
émettra de nouvelles obliga-
tions libellées en dollars dont 
le premier coupon portera la 
date du ler avril 1953. Ces 
obligations seront amortts

-

sables en 20 ans, comporte-
ront les mêmes coupures que 
les obligations encore en cir-
culation de ces deux emprunts 
et porteront intérêt au taux 
de 4 % l'an, payable semes-
triellement le ler avril et le 
ler octobre de chaque année. 
A dater du ler avril 1958, une 
annuité d'amortissement, fixée 
à 1 %, s'ajoutera aux verse-
ments d'intérêts prévus ci-
dessus et constituera avec eux 
une annuité cumulative. Le 
débiteur pourra procéder à 
l'amortissement, soit par tira-
ges au sort au pair, soit par 
rachats en bourse ou autre-
ment. Il pourra également, 
aussi longtemps que le service 
sera poursuivi conformément 
aux dispositions du contrat, 
procéder à des amortissements 
supplémentaires. 

(ii) Les coupons impayés des an-
ciennes obligations portant 
une date Comprise entre le 
15 mars 1933 et le 31 décembre 
1936, seront prorogés de 20 ans, 
et 50% du montant de chaque 
coupon sera payé en dollars 
des Etats-Unis aux nouvelles 
dates d'échéance ainsi déter-
minées en 1953, 1954, 1955 et 
1956. 

(1) Vor Annexe VII. 



(iii) auf Kupons, die am 1. Januar 
1937 oder danach fällig gewor-
den sind, erfolgt keine Zah-
lung, bis früher zum Staat 
Preußen gehörende und gegen-
wärtig außerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik liegende 
Gebietsteile mit der Bundes-
republik vereinigt sind; als-
dann ist über die Regelung 
dieser Verbindlichkeiten zu 
verhandeln; 

(iv) alle mit der Durchführung der 
vorstehenden Bestimmungen 
verbundenen Kosten werden 
von der Bundesregierung ge-
tragen. 

(b) 4 1 /2% Lübeckische Staatsanleihe. 
von 1923 in Schwedischen Kronen 
(1938 vom Staat Preußen übernom-
men) : 

Die noch ausstehenden Schuld-
verschreibungen dieser Anleihe, 
die zum 1. Mai/1. November 1944 
zur Rückzahlung gekündigt wor-
den ist, werden bei Vorlage unter 
Kürzung des Nennbetrages um 
50 v.H. und ohne Zahlung von Zins-
rückständen zum Tageskurs ein-
gelöst. 

(3j Nicht in Schuldverschreibungen 
verbriefte Verbindlichkeiten (so-
weit nicht in Anlage IV behandelt). 

Die Bestimmungen der Ziffer 7 (1) 
gelten entsprechend, wobei die Bedie-
nung vom 1. Januar 1953 ab beginnt. 
Bei Regelung von Markforderungen 
werden die entsprechenden Bestim-
mungen der Anlage IV herangezogen 
werden. 

C. 

Allgemeine Bestimmungen 

8. Verfahren zur Durchführung dieser 
Vorschläge 

(a) Die Regelungsbedingungen können 
den vorhandenen Schuldverschrei-
bungen aufgedruckt oder es kön-
nen im Austausch gegen vorhan-
dene Schuldverschreibungen neue 
Schuldverschreibungen und für 
Zinsriickstände neue Schuldver-
schreibungen oder Teilscrips aus-
gegeben werden, je nachdem wie 
dies an den verschiedenen Mark-
ten, auf denen die Schuldverschrei-
bungen ursprünglich emittiert wur-
den, üblich und angebracht ist. Der-
artige mit Aufdruck versehene 
Schuldverschreibungen oder neue 
Schuldverschreibungen müssen der 
bestehenden Marktpraxis entspre-
chen. Der Schuldner hat auf eigene 
Kosten geeignete Kreditinstitute 
mit der Durchführung der Einzel-
heiten des Vorschlages zu beauf-
tragen und allen Vorschriften von 
Regierungsbehörden und Wert-
papiermärkten zu genügen, um die 
beste Marktfähigkeit zu gewähr-
leisten. 

Art und Weise des Angebots 
(b) Das Angebot wird in den verschie-

denen Staaten im Einvernehmen 
mit den Verbänden der Inhaber 

(iii) Coupons maturing on or after 
1st January, 1937, shall receive 
no payment until such time as 
territories formerly belonging 
to the State of Prussia and 
now outside the territory of 
the Federal Republic shall be 
joined to the Federal Republic, 
at which time payment shall 
he the subject of negotiation. 

(iv) All expenses incidental to 
carrying out the above shall 
be borne by the Federal 
Government. 

(b) As to the 4 1 /2 per cent. Swedish 
Crown Bonds of the Lübeck State 
Loan of 1923, taken over by the 
State of Prussia in 1938: 

The outstanding bonds of this 
loan, for which notice of repay-
ment was given for 1st May-
1st November, 1944, will be 
redeemed upon presentation at 
the current rate of exchange, 
subject to a discount of 50 per 
cent. of the nominal amount and 
without payment of any arrears 
of interest. 

(3) Non-Bonded Indebtedness (other 
th an  that covered by Annex 1V) 

The terms of paragraph 7 (1) will 
apply, mutatis mutandis, service start-
ing from 1st January, 1953. In the 
settlement of Mark claims regard will 
be had to the relevant provisions of 
Annex IV to the Agreement on Ger-
man External Debts. 

C. 

General Provisions 

8. Procedure for carrying out these 
proposais 

(a) The terms of the proposals may be 
enfaced on existing bonds or new 
bonds issued in exchange for 
existing bonds, and new bonds or 
fractional scrip issued for arrears 
of interest, depending upon the 
convenience and custom prevailing 
in the several markets in which the 
bonds were originally issued. Such 
enfaced bonds or new bonds will 
conform to prevailing market prac-
tice. The debtors at their own 
expense will employ suitable bank-
ing institutions for the purposes 
of carrying out the details of the 
proposal. The debtors at their own 
expense will meet all requirements 
of governmental authorities and 
securities markets in order to 
ensure maximum marketability. 

Term of Offer 
(b) The offer will be made in the 

respective countries as may he 
agreed with Bondholders' Councils 

(iii) Les coupons ayant une date 
d'échéance postérieure au 
ter janvier 1937 compris ne 
seront payés que lorsque les 
anciens territoires prussiens 
qui se trouvent actuellement 
hors du territoire de la Répu-
blique Fédérale auront été 
réunis à cette dernière. Leur 
paiement fera alors l'objet de 
nouvelles négociations. 

(iv) Toutes les dépenses afférentes 
à l'exécution des dispositions 
ci-dessus seront à la charge du 
Gouvernement Fédéral. 

(b) Obligations en couronnes suédoises 
de l'Emprunt d'Etat de Lübeck, 

4 1/2% 1923, repris par la Prusse en 
1938: 

Les obligations subsistantes de 
cet emprunt qui ont fait l'objet d'un 
avis de remboursement pour le 
ler mai / ler novembre 1944, seront 
remboursées, sur présentation, au 
taux de change courant, avec un 
abattement de 50% de leur mon-
tant nominal et sans aucun paie-
ment au titre des arriérés d'intérêt. 

(3) Dettes non obligataires (autres que 
celles qui sont traitées à l'An-
n e x e  IV) 

Les conditions prévues au para-
graphe 7 (1) seront appliquées, mutatis 
mutandis, à ces dettes, le service com-
mençant le ler janvier 1953. Dans le 
règlement des dettes en mark il sera 
tenu compte des dispositions corres-
pondantes de l'Annexe IV à l'Accord 
sur les Dettes Extérieures allemandes. 

C. 

Dispositions d'ordre général 

8. Procédure ù suivre dans l'exécution 
des présentes propositions 

(a) Selon les possibilités pratiques 
ou les usages des divers marchés 
sur lesquels les obligations avaient 
été émises à l'origine, les condi-
tions prévues dans les propositions 
pourront être portées, par estam-
pillage, sur les obligations exis-
tantes, ou de nouvelles obligations 
pourront être remises en échange 
des titres en circulation et les 
arriérés d'intérêt pourront faire 
l'objet de nouvelles obligations ou 
de Scrips. Les obligations estam-
pillées ou les nouvelles obligations 
se conformeront à l'usage habituel 
du marché. Les débiteurs charge-
ront, à leurs propres frais, les 
établissements bancaires appro-
priés de l'exécution des modalités 
de la proposition. Ils devront de 
même satisfaire à leurs frais à 
toutes les conditions fixées par les 
autorités publiques et les bourses 
de valeurs afin d'assurer le maxi-
mum de négociabilité aux obliga-
tions. 

Conditions de l'offre 
(b) L'offre sera faite dans les divers 

pays intéressés selon les condi-
tions qui pourront être convenues 



von Schuldverschreibungen oder 
ähnlichen Zusammenschlüssen ge-
macht und bleibt mindestens 
5 Jahre lang für die Inhaber der 
Schuldverschreibungen zur Annah-
me offen. Liegen triftige Gründe 
vor, so haben die Schuldner das 
Angebot weiter zu verlängern. 

Vorbehalt von Rechten 
(c) Kemmt ein Schuldner der Ver-

pflichtung nicht nach, die er nach 
Maßgabe dieser Regelung über-
nimmt, so sind die Gläubiger be-
rechtigt, ihre ursprünglichen ver-
traglichen Rechte geltend zu 
machen. 

Auslagen der Zahlungsagenten und 
Treuhänder 

(d) Künftige Provisionen und Aus-
lagen der Zahlungsagenten sowie 
Gebühren und Auslagen der Treu-
händer werden bezahlt und trans-
feriert werden. 

Sonstige Auslagen 
(e) Die Gläubigervertreter behalten 

sich das Recht vor, von den jeweili-
gen Schuldnern Ersatz für alle ihnen 
im Zusammenhang mit der Londo-
ner Konferenz entstandenen Aus-
lagen zu verlangen; ein Angebot 
auf Grund dieser Regelungsbedin-
gungen gilt als Annahme dieser 
Bestimmung durch den Schuldner. 
Keine Bestimmung dieser Rege-
lung schließt aus, daß ein Gläubi-
gervertreter von den Inhabern von 
Schuldverschreibungen oder Gläu-
bigern im Einklang mit der beste-
henden Praxis oder auf sonstige 
Weise angemessen erscheinende 
zusätzliche Kosten erheben kann. 

Wertpapierbereinigung 
(f) Die Bundesregierung verpflichtet 

sich, alles in ihren Kräften Stehen-
de zu tun,  um  auf Grund des vom 
Parlament angenommenen und 
demnächst in Kraft tretenden Aus-
landsbonds - Bereinigungsgesetzes 
in den einzelnen Gläubigerstaaten 
ein zweckmäßiges Verfahren für 
die Bereinigung deutscher Aus-
landsbonds sobald wie möglich, 
spätestens jedoch am 1. Februar 
1953, in Gang zu setzen. 

Zahlungen auf Schuldverschrei-
bungen oder Kupons, die nach den 
deuschen Bereinigungsvorschriften 
der Bereinigung unterliegen, dür-
fen erst geleistet werden,. wenn 
diese Schuldverschreibungen oder 
Kupons bereinigt worden sind. 

9. Die beteiligten Verbände der In-
haber von Schuldverschreibungen oder 
entsprechende Zusammenschlüsse wer-
den ihren Mitgliedern die Annahme 
dieser Bedingungen empfehlen. 

D. 

Ansprüche aus Entscheidungen 
Gemischter Schiedsgerichte 

10. Schuldverschreibungen aus Ent-
scheidungen der deutsch-amerika-
nischen Gemischten Kommission 

Die Deutsche Delegation für Aus-
landsschulden einerseits und die Ver- 

or analogous bodies and shall 
remain open for acceptance by the 
bondholders for at least five years. 
The debtors shall extend the offer 
for a further period for a reasonable 
cause. 

Reservation of Rights 
(c) If any debtor fails to fulfil the 

obligation undertaken under the 
present Agreement the creditors 
shall be entitled to revert to their 
original contractual rights. 

Paying Agents' and Trustees' Expenses 

(d) Paying Agents' commissions and 
expenses and Trustees' fees and 
expenses for the future will be 
paid and transferred. 

O ther Expenses 
(e) The creditors' representatives 

reserve the right to obtain payment 
from the respective debtors of all 
expenses incurred by them in 
connection with the London Con-
ference, and the making of an offer 
hereunder shall be deemed an 
acceptance by the debtor of this 
Clause. Nothing herein contained 
shall preclude any creditors' 
representative from making and 
collecting such reasonable addi-
tional charge as it may deem 
appropriate from the bondholders 
or creditors in accordance with 
established practice or otherwise. 

Validation 
(f) The Federal Government under-

takes to do all in its power in order 
to establish, on the basis of the 
German Validation Law passed by 
its Parliament and about to be 
enacted, an appropriate procedure 
for the validation of German 
foreign currency bonds, which 
procedure shall be effective in the 
several creditor countries as soon 
as possible but not later than on 
1st February, 1953. 

Payment on bonds or coupons 
which require validation under the 
German validation procedure shall 
not be made until such bonds or 
coupons shall have been validated 
pursuant thereto. 

9. The Bondholders' Councils con-
cerned or analogous bodies will recom-
mend these terms to the acceptance of 
their Bondholders. 

D. 

Claims arising out of awards of 
Mixed Claims Tribunals 

10. Mixed Claims Bonds 

The German Delegation on External 
Debts, on the one hand, and the re- 

avec les Associations de porteurs 
ou organismes similaires. Elle res-
tera ouverte à l'acceptation des 
porteurs pendant un délai mini-
mum de 5 ans. Devant un motif 
raisonnable, les débiteurs devront 
prolonger ce délai. 

Réserve des droits des créanciers 
(c) Au cas où un débiteur ne satis-

ferait pas aux obligations assumées 
par lui dans le cadre du présent 
Accord, ses créanciers seront en 
droit de reprendre l'exercice des 
droits qui leur sont conférés par le 
contrat initial. 

Dépenses des agents payeurs et des 
Trustees 

(d) Pour l'avenir, les commissions et 
dépenses des agents payeurs et 
les honoraires et dépenses des 
Trustees seront payés ou rem-
boursés et transférés. 

Autres dépenses 
(e) Les représentants des créanciers se 

réservent le droit d'obtenir de leurs 
débiteurs respectifs le rembourse-
ment de toutes les dépenses effec-
tuées par eux à l'occasion de la 
Conférence de Londres, et la pré-
sentation par un débiteur d'une 
offre au titre du présent Accord 
sera considérée comme constituant 
acceptation du présent Article par 
le débiteur intéressé. Aucune 
des dispositions du présent texte 
ne saurait empêcher un représen-
tant de créanciers d'exposer les 
frais additionnels raisonnables qu'il 
pourrait juger nécessaires et d'en 
poursuivre le recouvrement auprès 
des porteurs ou des créanciers, con-
formément aux pratiques établies 
ou selon toute autre procédure. 

Validation 
(f) Le Gouvernement Fédéral s'engage 

à faire tous les efforts pour établir, 
sur la base de la Loi allemande de 
validation qui a été adoptée par 
le Parlement et qui va être promul-
guée, une procédure appropriée 
pour la validation des valeurs 
mobilières allemandes libellées en 
devises étrangères, qui sera mise 
en vigueur dans les différents pays 
créanciers, aussitôt que possible, 
mais en tout état de cause le 
1 er février 1953 au plus tard. 

Aucun paiement ne sera effectué 
au titre d'une obligation ou d'un 
coupon assujettis à la validation en 
vertu de la procédure allemande 
tant que cette obligation ou ce 
coupon n'aura pas été validé con-
formément à cette procédure. 

9. Les Associations de porteurs inté-
ressés ou les organismes analogues 
recommanderont aux porteurs d'ac-
cepter les présentes modalités de 
règlement. 

D. 

Créances issues de décisions de 
Tribunaux Arbitraux Mixtes 

10. Mixed Claims Bonds 

La Délégation allemande pour les 
dettes extérieures, d'une part, et les 



treter des Ausschusses amerikanischer 
Inhaber von in Schuldverschreibungen 
verbrieften Ansprüchen aus Entschei-
dungen dar deutsch-amerikanischen 
Gemischten Kommission haben folgen-
des vereinbart: 

Die Bundesrepublik Deutschland wird 
der Regierung der Vereinigten Staaten 
vorschlagen und der Ausschuß der In-
haber von Ansprüchen aus Entschei-
dungen der deutsch-amerikanischen 
Gemischten Kommission wird der Re-
gierung der Vereinigten Staaten und 
den einzelnen Inhabern von Ansprü-
chen aus diesen Entscheidungen 
empfehlen, die Regelung der Verbind-
lichkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land gegenüber den Vereinigten Staa-
ten für diejenigen amerikanischen 
Staatsangehörigen, zu deren Gunsten 
im Jahre 1930 von Deutschland die not-
leidend gewordenen Schuldverschrei-
bungen ausgegeben wurden, auf fol-
gender Grundlage vorzunehmen: 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland 
zahlt am 1. April 1953 und am 
1. April jedes folgenden Jahres 
folgende Beträge: 

in den ersten fünf Jahren 
je 	 3.000.000 

in den nächsten fünf Jah

-

ren je 	 3.700.000 

in den nächsten sechzehn 
Jahren je 	 4.000.000 

Die Zahlung erfolgt in amerika-
nischen Dollars an die Vereinig-
ten Staaten zur Verteilung an die 
Inhaber von Ansprüchen aus Ent-
scheidungen der deutsch-amerika-
nischen Gemischten Kommission. 

(2) Falls die Bundesrepublik mit der 
Zahlung einer Jahresrate im Zeit-

punkt ihrer Fälligkeit säumig wird, 
werden für diese Jahresrate von 
dem Fälligkeitstermin bis zum 
Zahlungstermin Zinsen zum Satze 
von jährlich 33/4 v.H. gezahlt. 

(3) Zum Nachweis der Verpflichtungen 
der Bundesrepublik werden auf 
Dollar lautende Schuldverschrei-
bungen, die in der genannten Höhe 
und zu den genannten Terminen 
fällig werden, ausgegeben; im 
Zeitpunkt der Ausgabe wird eine 
entsprechende Anzahl alter Schuld-
verschreibungen entwertet und der 
Bundesrepublik zurückgegeben. 

(4) Die Regelungsbedingungen wer-
den in ein zweiseitiges Abkom-
men der Bundesrepublik mit den 
Vereinigten Staaten aufgenommen. 

(5) Die vollständige Durchführung die-
ses Abkommens durch die Regie-
rung der Bundesrepublik oder 
durch eine Nachfolgeregierung 
sowie die Bezahlung der auf Grund 
dieses Abkommens fälligen Be-
träge gilt als Erfüllung und völlige 
Entlastung der Regierung der Bun-
desrepublik oder einer Nachfolge-
regierung hinsichtlich der Verbind-
lichkeiten aus dem Abkommen 
vom 23. Juni 1930 und aus den 

presentives of the American Award

-

holder Committee Concerning Mixed 
Claims Bonds on the other hand, have 
agreed as follows:—

The Federal Republic of Germany 
will propose to the Government of the 
United States of America and the 
Awardholders' Committee will recom-
mend to the Government of the United 
States and to the individual award-
holders the settlement on the follow-
ing terms of the obligation of the 
Federal Republic of Germany to the 
United States on behalf of private 
United States nationals for whose 
benefit Mixed Claims Bonds were 
issued by Germany in 1930 and which 
bonds are in default: 

(1) The payment by the Federal Re-
public on 1st April, 1953, and on 
1st April of each succeeding year 
during the periods described of the 
following amounts:- 

$ 
For each of the first 

five years 	 3,000,000 

For eadi of the next 
five years 	 3,700,000 

For each of the next 
sixteen years 	 4,000,000 

Payment will be made in United 
States currency dollars to the Unit-
ed States for distribution to the 
awardholders. 

(2) Any instalment not paid when due 
will hear interest at 3 3 /4 per cent. 
from due date to date of payment. 

(3) Bonds denominated in dollars and 
maturing in the amounts and on 
the dates of the payments will be 
issued in evidence of the obliga-
tions of the Federal Republic, and 
upon issuance a proportionate 
number of old Mixed Claims Bonds 
will be cancelled and returned to 
the Federal Republic. 

(4) The ternis of the settlement will be 
embodied in a bilateral agreement 
between the Federal Republic and 
the United States. 

(5) Full performance of this Agree-
ment by the Federal Republic and 
by any successor Government and 
payment of the amounts due under 
this Agreement shall constitute ful-
fi lment by the Federal Republic 
and by any successor Government 
and full discharge of each of them 
of their respective obligations under 
the _Agreement of 23rd June, 1930, 
and Bonds issued pursuant thereto 
in respect of awards of the Mixed 

représentants du Comité de Défense 
des Bénéficiaires américains de déci-
sions de la Mixed Claims Commission 
(«American Awardholders Committee 
concerning Mixed Claims Bonds»), 
d'autre part, sont convenus de ce qui 
suit: 

La . République Fédérale d'Alle-
magne proposera au Gouvernement 
des Etats Unis d'Amérique et le 
«Awardholders Committee» recom-
mandera au Gouvernement des Etats-
Unis et aux personnes privées bénéfi-
ciaires des décisions de la Mixed 
Claims Commission le règlement, aux 
conditions suivantes, de l'obligation 
contractée par la République Fédérale 
d'Allemagne envers les Etat-Unis pour 
le compte des ressortissants américains 
au bénéfice desquels l'Allemagne avait 
émis en 1930 les obligations «Mixed 
Claims» sur lesquelles les paiements 
sont actuellement suspendus: 

(1) Versement par la République Fédé-
rale, pour la première fois le 
1er avril 1953 et par la suite le 
1er avril de chaque année, d'un 
montant fixé comme suit: 

Pour chacune des 5 premières an-
nées: 8 3.000.000. 

Pour chacune des 5 années sui

-

vantes: $ 3.700.000. 

Pour chacune des 16 années sui-
vantes: $ 4.000.000. 

Ces annuités seront versées en 
dollars américains courants au 
Gouvernement des Etats-Unis qui 
les répartira entre les bénéfi-
ciaires. 

(2) Toute annuité non payée à léché

-

ance portera intérêt au taux de 
3 3/4% l'an à compter de la date 
d'échéance jusqu'à la date de paie-
ment. 

(3) Des obligations libellées en dollars 
et venant à échéance aux dates 
prévues et pour les montants 
indiqués seront émises pour 
matérialiser les obligations de la 
République Fédérale. Lors de 
l'émission un nombre proportion-
nel d'anciennes obligations Mixed 
Claims sera annulé et retourné à 
la République Fédérale. 

(4) Les modalités de règlement seront 
reprises dans un Accord bilatéral 
entre la République Fédérale et les 
Etats-Unis. 

(5) L'application intégrale du présent 
accord par la République Fédérale 
et par tout gouvernement qui lui 
succéderait, et le versement des 
montants dus au titre du Présent 
accord constitueront exécution, par 
la République Fédérale ou le 
Gouvernement qui lui aura suc-
cédé, et règlement intégral de 
leurs obligations au titre de 
l'Accord du 23 juin 1930 et des 
Bons émis par application de cet 



Schuldverschreibungen, die auf 
Grund dieses Abkommens mit Be-
zug auf die zu Gunsten von Staats-
angehörigen der Vereinigten Staa-
ten getroffenen Entscheidungen 
der deutsch-amerikanischen Ge-
mischten Kommission ausgegeben 
worden sind; anderslautende Be-
stimmungen in dem Schriftwechsel 
vom 23. Oktober 1950 und 6. März 
1951 zwischen dem Bundeskanzler 
und den Alliierten Hohen Kom-
missaren für Deutschland bzw. in 
dem von dem Dreimächteausschuß 
ausgearbeiteten Memorandum vom 
Dezember 1951 stehen dieser Ver-
einbarung nicht entgegen. 

11 Ansprüche aus Entscheidungen des 
deutschgriechischen Schiedsgerichts 
Zwischen der Griechischen und Deut-

schen Delegation hat ein vorläufiger 
Meinungsaustausch über die Ansprüche 
von Privatpersonen aus Entscheidun-
gen des nach dem Ersten Weltkrieg er-
richteten deutsch-griechischen Gemisch-
ten Schiedsgerichtshofes stattgefunden. 
Weitere Besprechungen werden folgen. 
Das Ergebnis dieser Besprechungen soll 
im Falle der Billigung in das Regie-
rungsabkommen aufgenommen werden. 

E. 

Verschiedenes 

Folgende Regelungen werden emp-
fohlen: 

12. Lee Higginson Kredit 

(a) Die Beteiligten erhalten neue 
Schuldscheine der Bundesrepublik 
mit einer Laufzeit von 2 Jahren 
über den vollen Kapitalbetrag 
ihrer Beteiligungen. (Zweijahres-
Schuldscheine deshalb, weil die 
ursprüngliche Laufzeit des Kredits, 
als er im Jahre 1930 gewährt 
wurde, zwei Jahre betrug.) 

(b) Keine Zinsen für die Vergangen-
heit. 

(c) Keine Goldklausel. 

(d) Die neuen Schuldverschreibungen 
sind vom Tage des Inkrafttretens 
des Abkommens zum Satze von 
3 1/ 2 v. H. jährlich verzinslich und 
die Zinsen sind monatlich im vor-
aus zahlbar. 

(e) Der Nebensicherheitsfonds wird 
wiederhergestellt in der Form 
eines Guthabens in Deutscher Mark 
bei der Bank deutscher Länder, das 
auf den Namen der deutschen 
Bundesschuldenverwaltung als 
Treuhänderin lautet; dieser 
Fonds ist so zu bemessen, daß er 
dem Wert der Schuldscheine in 
Deutscher Mark zum amtlichen 
Wechselkurs entspricht; er ist von 
der Bundesrepublik in 24 gleichen 
Monatsraten vom Zeitpunkt der 
Ausgabe der Schuldscheine ab auf-
zufüllen. 

(f) Die Beteiligten sind berechtigt, auf 
Verlangen für den Gesamtbetrag 
oder für einen Teil ihrer Schuld-
scheine jederzeit Vorauszahlungen 
in Deutscher Mark, umgerechnet 
zum amtlichen Kurs, zu erhalten, 
was pro tanto die volle Befriedi- 

Claims Commission, United States 
and Germany made on behalf of 
nationals of the United States, 
anything in the exchange of letters 
of 23rd October, 1950, and 6th 
March, 1951, between Chancellor 
Adenauer and the Allied High 
Commissioners for Germany or in 
the memorandum of December 1951 
prepared by the Tripartite Com-
mission to the contrary notwith-
standing. 

11. Græco-German Arbitral Tribunal 
Claims 

A preliminary exchange of views has 
taken place between the Greek and 
German Delegations in regard to claims 
held by private persons arising out of 
decisions of the Mixed Græco-German 
Arbitral Tribunal established after the 
First World War. This will he followed 
by further discussions, the result of 
which, if approved, should he covered 
in the Intergovernmental Agreement. 

E. 

Miscellaneous 

Thé following settlements are recom-
mended:  

12. Lee Higginson Credit 

(a) Participants to receive new two-
year Notes of the Federal Govern-
ment for full principal amount of 
their 	respective participations. 
(Two-year Notes, as original period 
of the credit when granted in 1930 
was two years.) 

(b) No back interest. 

(c) No Gold clause. 

(d) New Notes to bear interest from 
effective date of agreement at rate 
of 3 1/2 per cent. per annum payable 
in advance monthly. 

(e) Collateral fund to be reconstituted 
in form of a Deutsche Mark deposit 
in the Bank deutscher Länder, in 
the name of the German Federal 
Debt Administration as Trustee; 
such fund to be calculated to be 
the equivalent of the notes in 
Deutsche Marks at official rates of 
exchange, and to he built up by 
the Federal Republic in 24 equal 
monthly instalments from date of 
the Notes. 

(f) Participants to be entitled to receive 
prepayment of the whole or part 
of their notes, if they wish, in 
Deutsche Marks converted at of fi

-cial rate and to constitute full 
discharge of dollar or sterling oblig-
ation pro tanto; such payment to 

Accord en exécution des décisions 
prononcées par la Mixed Claims 
Commission germano-américaine, 
au bénéfice de ressortissants des 
Etats-Unis, nonobstant toute dis-
position contraire des lettres du 
23 octobre 1950 et du 6 mars 1951, 
échangées entre le Chancelier 
Adenauer et les Hauts Commis-
saires Alliés en Allemagne, ou du 
Mémorandum de décembre 1951 
préparé par la Commission Tri-
partite. 

il. Créances nées de décisions du 
Tribunal Mixte gréco-allemand 

Un échange de vues préliminaire a 
eu lieu entre les Délégations grecque 
et allemande au sujet des créances de 
personnes privées, nées de décisions 
du Tribunal Mixte gréco-allemand 
institué après la première guerre 
mondiale. 11 sera suivi de discussions 
plus approfondies, dont le résultat, s'il 
est approuvé, sera sanctionné par 
l'Accord Intergouvernemental. 

E. 

Divers 

Sont recommandées les modalités de 
règlement suivantes: 

12. Crédit Lee Higginson 

(a) Les participants recevront de 
nouveaux billets à deux ans du 
Gouvernement Fédéral, pour la 
totalité du montant en principal de 
leurs participations respectives. 
(La durée des billets a été fixée à 
deux ans, durée initiale du crédit 
lors dé son ouverture en 1930.) 

(b) Pas d'arriérés d'intérêt. 

(c) Pas de clause-or. 

(cl) L s nouveaux billets porteront 
intérêt, à compter de la date de 
l'entrée en vigueur de l'Accord, 
au taux de 3 1/2 % l'an, payable 
mensuellement par anticipation. 

(e) Le Fonds de garantie collatéral 
sera reconstitué sous la forme 
d'un dépôt en Deutschemark à la 
Bank deutscher Länder au nom 
de l'Administration de la Dette 
Fédérale allemande en qualité de 
Trustee; ce Fonds, calculé à la 
contre-valeur en Deutschemark des 
billets sur la base du taux de 
change officiel, sera constitué par 
la République Fédérale au moyen 
de 24 mensualités égales à compter 
de la date d'émission des billets. 

(f) Les participants seront en droit, 
s'ils en expriment le désir, de 
bénéficier d'un remboursement 
anticipé en Deutschemark, de tout 
ou partie de leurs billets. La con-
taux officiel. Ces remboursements 
version s'effectuera sur la base du 



gong der auf Dollar oder auf Ster-
ling lautenden Verbindlichkeit  
darstellen soll; eine derartige Vor-
auszahlung ist nach Wahl der Be-
teiligten zu leisten, sobald die  
deutschen Gesetze und Verord-
nungen dies zulassen. Jede der-
artige Zahlung ist aus dem Neben-
sicherheitsfonds in solcher Höhe  
zu leisten, wie dies der verhältnis-
mäßige Anteil der Beteiligten an  
diesem Fonds erlaubt, wobei der  
verbleibende Rest von der Bundes-
republik unmittelbar in Deutscher  
Mark zu bezahlen ist.  

13 Kredite der Bank für Internatio-
nalen Zahlungsausgleich  

(a) Die Bundesregierung zahlt vom 
 1 . Januar 1953 ab auf laufende Zin-

sen für die Forderungen der Bank  

einen jährlichen Betrag von  
5.600.000 Schweizer  Franken.  

(b) 1m Hinblick auf die Zahlung dieser  
Annuität hat sich die Bank bereit

-

erklärt, ihre Kredite in der jetzigen 
 Höhe bis zum 31. März 1966 auf-

rechtzuerhalten. Sie hat sich ferner  

bereiterklärt, die Regelung von  
Zinsrückständen bis zu diesem  
Termin Zurückzustellen.  

Der volle Wortlaut des Vertra-
ges ist als Unterlage A beigefügt.  

14. Einzahlungen in die Konversions-
kasse  

(a) Die Regierung der Bundesrepublik  
Deutschland ist bereit, die Haftung  
für die volle Bezahlung in den ge-
schuldeten Währungen an die aus-
ländischen Gläubiger für die Be-
träge zu übernehmen, welche von  

Schuldnern im Saargebiet in die  
Konversionskasse eingezahlt wor-
sind und für welche die ausländi-
schen Gläubiger weder Zahlung in 
ausländischer Währung erhalten 
haben noch auf sonstige Weise 
befriedigt worden sind. 

(b) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland ist bereit, die Haftung 
für die Bezahlung in den geschul-
deten Währungen an die auslän-
dischen Gläubiger in Höhe von 
60 v. H. der Beträge zu überneh-
men, die von Schuldnern in Öster-
reich, Frankreich, Belgien und 
Luxemburg in die Konversions-
kasse eingezahlt worden sind und 
für welche die ausländischen Gläu-
biger weder Zahlung in auslän-
discher Währung erhalten haben 
noch auf sonstige Weise befrie-
digt worden sind. 

(c) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland wird mit den Vertre-
tern der ausländischen Gläubiger 
vor Ende Dezember 1952 Verhand-
lungen über die Durchführung die-
ser Verpflichtungen aufnehmen. 

15. Haftung für Schulden der Öster-
reichischen Regierung 

Die Gläubiger haben nicht zu einer 
Regelung dieser Frage gelangen kön-
nen; weitere Verhandlungen über diese 
Frage werden in Kürze stattfinden. 

be made at participants' option as 
and when German laws and regu-
lations so permit. Any such pay-
ment to be made out of the collate-
ral fund to the extent the 
participants' proportionate interest 
in the collateral so permits, any 
balance to be paid in Deutsche 
Marks directly by the Federal 
Government. 

13. Bank for International Settlements 
Credits  

(a) The Federal Government will pay 
to the Bank for International Settle-
ments as from 1st January, 1953, 
in respect of current interest on the 
claims of the Bank an annual sum 
of 5,600,000 Swiss francs. 

(b) In consideration of the payment of 
this annuity the Bank has agreed 
to maintain its credits at their pre-
sent level until 31st March, 1966. 
It has also agreed to postpone until 
that date the settlement of arrears 
of interest.  

For the full text of this Ai range-
ment see Sub-Annex A. 

14. Konversionskasse Receipts  

(a) The Federal Government agrees to 
assume liability for full payment 
in the due currencies to the for-
eign creditors of the sums paid into 
the Konversionskasse by debtors 
in the Saar in respect of which the 
foreign creditors have not receiv

-

ed foreign exchange payments or  

been otherwise satisfied. 

(bj The Federal Government agrees to 
assume liability for payment in the 
due currencies to the foreign cred-
itors of 60 per cent. of the sums 
paid into the Konversionskasse by 
debtors in Austria, France, Belgium 
and Luxembourg in respect of 
which the foreign creditors have 
not received foreign exchange pay-
ments or been otherwise satisfied. 

(c) The Federal Government will nego-
tiate with the foreign creditors' 
representatives before the end of 
December 1952 as regards the 
implementation of these under-
takings. 

15. Liability in respect of Austrian 
Governmental Debts  

The creditors have been unable to 
arrive at a settlement on this question, 
which will be the subject of further 
negotiations at an early date. 

seront acceptés en règlement total 
de la fraction correspondante de 
l'obligation en dollars ou en ster-
ling; ils seront effectués, à l'option 
des participants, lorsque et dans 
la mesure où la législation alle-
mande le permettra. Ils seront 
prélevés sur le Fonds de garantie 
collatéral dans la mesure où le 
quote-part du participant en cause 
dans le Fonds de garantie le per-
mettra, et le solde éventuel devra 
être payé directement en Deutsche-
mark par la République Fédérale. 

13. Créances de la Banque des Règle-
ments Internationaux 

(a) Le Gouvernement Fédéral paiera 
à la Banque des Règlements Inter-
nationaux, à compter du ler janvier 
1953, un montant annuel de 
5.600.000 francs suisses au titre des 
intérêts  courants sur les créances 
de la Banque. 

(b) En considération du versement de 
cette annuité, la Banque a accepté 
de maintenir ses crédits à leur 
niveau actuel jusqu'au 31 mars 
1966. Elle a également accepté 
d'ajourner jusqu'à cette date le 
règlement des arriérés d'intérêt. 

Le lexie intégral de la Con-
vention figure ci-après en An-
nexe I A. 

14. Versements ù la Konversionskasse  

(a) Le Gouvernement Fédéral s'engage 
à assumer la responsabilité du  
paiement intégral aux créanciers 
étrangers, dans les monnaies dans 
lesquelles elles étaient exigibles, 
des sommes qui ont été versées à 
la Konversionskasse par des débi-
teurs dans le territoire de la San e,  

et au titre desquelles les créanciers 
étrangers n'ont pas reçu de verse-
ments en devises étrangères ou 
bénéficié d'autres contre-parties. 

(b) Le Gouvernement Fédéral s'engage 
à assumer la responsabilité du 
paiement aux créanciers étrangers, 
dans les monnaies dans lesquelles 
elles étaient exigibles, de 60% des 
sommes qui ont été versées à le 
Konversionskasse par les débiteurs 
en Autriche, en France, en Belgi-
que, et au Luxembourg et au titre 
desquelles les créanciers étrangers 
n'ont pas reçu de versements e 
devises étrangères ou bénéficié 
d'autres contre-parties. 

(c) Le Gouvernement Fédéral entrera 
en négociations avec les repré-
sentants des créanciers étrangers 
avant la fin de décembre 1952 au 
sujet de l'application de ces 
engagements. 

15. Responsabilité des dettes gouverne-
mentales de l'Autriche  

Les créanciers n'ont pas encore po 
aboutir à un règlement de cette 
question qui fera très prochainement 
l'objet de nouvelles négociations.  



16. Abkommen zwischen Belgien und 
der Bundesrepublik Deutschland(1) 

Am 4. August 1952 ist zwischen Bel-
gien und der Bundesrepublik Deutsch-
land der Entwurf eines Abkommens 
ausgearbeitet worden. 

UNTERANLAGE A ZU ANLAGE I 
Vertrag zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland 
und der 

Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich ( 2 ) 

Die Regierung der Bundes

-

republik Deutschland, vertreten 
durch die Bundesminister der Finanzen 
und für Wirtschaft, diese vertreten 
d urch 

Herrn Hermann J. Abs und 
Die  Bank für Internationalen 

Zahlungsausgleich in Basel, 
vertreten durch Monsieur Roger  Au

-b

oin, 
Generaldirektor und Stellvertreter 

des Präsidenten, schließen hinsichtlich 
der derzeitigen Kapitalanlagen der 
Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich in Deutschland folgenden Ver-
trag: 

1. Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland zahlt an die Bank für In-
ternationalen Zahlungsausgleich vom 
1. Januar 1953 ab bis zum 31. März 1966 
einen jährlichen Betrag von 5.600.000 
Schweizer Franken in jeweils nachträg-
lich am 1. April, 1. Juli, 1. Oktober und 
2. Januar fälligen Vierteljahresraten. 

2. Durch diese Zahlungen werden alle 
Ansprüche auf laufende Zinsen, welche 
die Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich aus ihren derzeitigen Kapital-
anlagen in Deutschland hat, einschließ-
lich der Zinsen auf Zinsrückstände, ab-
gegolten. 

3. Die Zahlungen erfolgen für Rech-
nung desjenigen, den es angeht. Wenn 
und soweit der Bank für Internatio-
nalen Zahlungsausgleich Zinsansprüche 
aus ihren derzeitigen Kapitalanlagen 
in Deutschland gegen andere Personen 
oder Körperschaften als die Bundes-
republik Deutschland  zustehen, gehen 
diese Zinsansprüche im Zeitpunkt der 
Zahlungen gemäß Ziffer 1 auf die Bun-
desrepublik Deutschland über. 

4. Abgesehen von den vorstehenden 
Bestimmungen soll durch die gegen-
wärtige Übergangsregelung der be-
stehende Rechtszustand in keiner Wei-
se verändert werden; insbesondere 
sollen dadurch die Rechte und die Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland in Ansehung der Kapital-
anlagen der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich in Deutschland nicht 
erweitert werden. 

5. Im Hinblick auf die in Ziffer 1 vor-
gesehenen Zahlungen wird die Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich 
die Rückzahlung des Kapitals ihrer 
Anlagen in Deutschland oder die Zah- 

(1) Siehe Unteranlage B. 

(2) Der Wortlaut dieses Vertrages tritt an die 
Stelze des in Anlage A zu Anhang 3 des Kon-
terenzberichts wiedergegebenen Wortlauts des 
Vertragsentwurfs.  

16. Agreement between Belgium and  
the Federal Republic of Germany(t) 

A draft Agreement between Bel-
gium and the Federal Republic of 
Germany was reached on 4th August, 
1952.   

SUB-ANNEX A TO ANNEX I 

Arrangement between the 
Federal Republic of Germany 
and the Bank for International 

Settlements ( 2 ) 

The Government of the Federal 
Republic of Germany, 

represented by the Federal Ministers 
of Finance and for Economy, these 

latter being represented by 
Herr Hermann J. Abs , 

and 
The Bank for International 

Settlements, Basle, 
represented by 

Monsieur Roger Auboin, 
General Manager and Alternate of the 

President, 
make the following contract with 
regard to the present investments of 
the Bank for International Settlements 
in Germany: 

1. The Government of the Federal 
Republic of Germany will pay to the 
Bank for International Settlements as 
from 1st January, 1953, to 31st March, 
1966, an annual sum of Swiss francs 
5,600,000 by quarterly payments fall-
ing due at the expiration of each 
quarter on 1st April, 1st July, 1st 
October and 2nd January. 

2. These payments will satisfy all 
claims to current interest, including 
interest on arrears of interest, which 
the Bank for International Settle-
ments possesses as a result of its 
present investments in Germany. 

3. The payments will be made for 
account of those concerned. If and in 
so far as the Bank for International 
Settlements possesses claims to inter-
est arising out of its present invest-
ments in Germany against persons or 
entities other than the Federal Re-
public of Germany, these claims to 
interest will pass to the Federal Re-
public of Germany at the time of the 
payments made under paragraph 1 
above. 

4. Subject to the above-mentioned 
provisions, the existing legal position 
will in no way be changed by the 
present provisional settlement. In 
particular, the rights and obligations 
of the Federal Republic of Germany 
with regard to the investments of the 
Bank for International Settlements in 
Germany will not thereby be ex-
tended. 

5. In consideration of the payments 
provided for in paragraph 1, the Bank 
for International Settlements will not, 
prior to 1st April, 1966, demand the 
reimbursement of the principal of its 

( 1 ) See Sub-Annex B. 
(2) The Text of this Arrangement replaces 
the text of the draft Arrangement given in 
Annex A to Appendix 3 to the Conference 
Report.  

16. Convention entre la Belgique et la 
République Fédérale d'Allemagne(') 

Un projet de convention entre la 
Belgique et la République Fédérale 
d'Allemagne a été établi le 4 août 
1952. 

ANNEXE I A 

Convention entre la République 
Fédérale d'Allemagne et la 

Banque des Règlements Inter- 
nationaux ( 2 ) 

Le Gouvernement de la Répu-
blique fédérale d'Allemagne, 

représenté par les Ministres fédé-
raux des Finances et de l'Economie, 
ceux-ci étant représentés par Monsieur 
Hermann J. Abs , et 

la Banque des Règlements 
Internationaux à Bâle, 

représentée par Monsieur Roger 
Auboin, 

Directeur Général et Suppléant du 
Président, 

concluent la convention suivante en 
ce qui concerne les placements actuels 
de la Banque des Règlements Inter-
nationaux en Allemagne: 

1. Le Gouvernement de la Répu-
blique fédérale d'Allemagne paiera à 
la Banque des Règlements Inter-
nationaux, du ler janvier 1953 au 
31 mars 1966, un montant annuel de 
5.600.000 francs suisses, par versements 
trimestriels à termes échus qui seront 
effectués les ler avril, ler juillet, 
ler octobre et 2 janvier. 

2. Ces versements éteindront tous les 
droits au titre des intérêts courants, 
y compris les intérêts des intérêts 
arriérés, qui résultant pour la Banque 
des Règlements Internationaux de ses 
placements actuels en Allemagne. 

3. Les versements seront opérés pour 
le compte de qui il appartiendra. Si et 
dans la mesure où la Banque des 
Règlements Internationaux a, au titre 
des intérêts de ses placements actuels 
en Allemagne, des créances sur des 
personnes ou des entités autres que la 
République Fédérale d'Allemagne, ces 
créances d'intérêts seront acquises à 
la République Fédérale d'Allemagne 
au moment où seront opérés les verse-
ments aux termes de la section 1. 

4. Sous réserve des dispositions 
visées ci-dessus, le pésent règlement 
transitoire n'entraînera aucun change-
ment dans la situation juridique 
existante. En particulier, les droits et 
les obligations de la République fédé-
rale d'Allemagne relativement aux 
placements de la Banque des Règle-
ments Internationaux en Allemagne ne 
seront pas étendus de ce fait. 

5. En considération des versements 
prévus sous section 1, la Banque des 
Règlements Internationaux s'abstien-
dra de réclamer avant le ler avril 
1966 le remboursement du principal de 

(I) Voir Annexe I B. 
( 2 ) Ce texte a été substitué à celui du projet 

de Convention qui constituait l'Annexe 3 A 
au Rapport de la Conférence. 



lung rückständiger Zinsen nicht vor 
dem 1. April 1966 verlangen. 

6. Es besteht Einigkeit darüber, daß 
dieser Vertrag einen integrierenden 
Bestandteil des Londoner Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden und 
seiner Anlagen bilden und mit diesem 
zusammen in Kraft treten soll. 

7. Dieser Vertrag ist in zwei Ur-
kunden ausgefertigt, von denen je eine 
bei dem Bundesministerium der Finan-
zen in Bonn und bet der Bank für In-
ternationaien Zahlungsausgleich in 
Basel aufbewahrt wird. 

Basel, den 9. Januar 1953. 

Abs 
R. Auboin 

Generaldirektor 
Stellvertreter des Präsidenten 

UNTERANLAGE B ZU ANLAGE I 

Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland 

und Belgien ( 1 ) 
Abkommen zwischen der Bundes-

republik Deutschland und Belgien über 
die Regelung der belgischen Ansprüche 
aus Einzahlungen von Annuitäten aus 
dem deutsch-belgischen Abkommen 
vom 13. Juli 1929. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
einerseits und Belgien andererseits, 
sind auf Grund der Verhandlungen, 
die auf der Internationalen Konferenz 
über Deutsche Auslandsschulden in 
London gepflogen worden sind, über-
eingekommen, das folgende Abkom-
men zu schließen: 

Artikel 1 

Die Regierung der 	RM 
Bundesrepublik 

Deutschland erkennt 
an, daß am 10. Mai 
1940 der Belgischen 
Regierung für die in 
Jem deutsch-belgischen 
Abkommen vom 13. 
Juli 1929 vorgesehenen 
und bis zum 15. No-
vember 1939 an die 
Konversionskasse ge-
zahlten Annuitäten 
ein Betrag von 107 856 835,65 
gutgeschrieben wor

-

den ist. 
Andererseits sind 

nicht an die Konver-
sionskasse gezahlt und 
bleiben als Verbind-
lichkeit gegenüber der 
Belgischen Regierung 
bestehen: 
(a) die 	monatlichen 

Raten der zwischen 
dem 15. Dezember 
1939 und dem 10. 
Mai 1940 fällig ge-
wordenen Annui-
täten in Höhe von 10 833 333,33 

1 1 Der Wortlaut dieses Abkommens tritt an die 
Stelle des in Anlage B zu Anhang 3 des Kon-
ferenzberichts wiedergegebenen Wortlauts des 
Entwurfs eines Abkommens. 

investments in Germany or the pay-
ment of arrears of interest, 

6. It is mutually recognised that 
this contract shall form an integral 
part of the London Agreement on 
German External Debts and the 
Annexes thereto and shall come into 
force at the same time as that 
Agreement. 

7. This contract has been done in 
two original copies, of which one will 
be held by the Federal Ministry of 
Finance in Bonn and the other by the 
Bank For International Settlements in 
Basle. 

Basle, 9th January, 1953. 

Abs 
R. Auboin 

General Manager, Alternate of the 
President. 

SUB-ANNEX B TO ANNEX I 

Agreement between Belgium 
and the Federal Republic of 

Germany( 1 ) 
Agreement 

between Belgium and the Federal 
Republic of Germany on the Settle-

- ment of Belgian Claims arising out of 
the Annuities provided for in the Ger

-man/Belgian Agreement of 13th July, 
1929. 

Belgium, of the one part, and the 
Federal Republic of Germany, of the 
other part, have agreed, as a result of 
negotiations which took place at Lon-
don during the International Con-
ference on German External Debts, to 
conclude the following Agreement: 

Article 1 

The Government of the Federal Re-
public of Germany recognizes that a 
sum amounting to RM. 107,856,835.65 
was on 10th May, 1940, placed to the 
credit of the Belgian Government in 
respect of the annuities provided for 
in the German/Belgian Agreement of 
13th July, 1929, and paid into the 
Konversionskasse up to 15th No-
vember, 1939. 

On the other hand, the following 
were not paid into the Konversions-
kasse and are still owing to the Bel-
gian Government: -- 

(a) the monthly portions of annuities 
due between 15th December, 1939, 
and 10th May, 1940, namely 
RM. 10,833,333.33 

(1) The text of this Agreement replaces the 
text of the draft Agreement given in Annex B 
to Appendix 3 to the Conference Report.  

ses placements en Allemagne ou le 
paiement des intérêts arriérés. 

6.Il est reconnu de part et d'autre 
que la présente convention doit con-
stituer une partie intégrante de 
l'Accord de Londres sur les dettes 
extérieures allemandes et de ses An-
nexes et entrer en vigueur concur-
remment avec ce dernier. 

7. La présente convention est établie 
en deux exemplaires, dont l'un sera 
conservé au Ministère des Finances 
de la République Fédérale d'Alle-
magne à Bonn, et l'autre à la Banque 
des Règlements Internati naux à Baie. 

Bâle, le 9 janvier 153. 

A b s 

R. Aubo in 

Directeur Général Suppléant 
du Président. 

ANNEXE I B 

Convention entre la Belgique 
et la République Fédérale 

d'Allemagne ( 1 ) 
Convention entre la Belgique et la 

République Fédérale d'Allemagne sur 
le Règlement des Créances belges, 
résultant des Annuités prévues à 
l'Accord germane-belge du 13 juillet 
1929. 

La Belgique, d'une part, et la 
République Fédérale d'Allemagne, 
d'autre part, 

sont convenues, en vertu des négo-
ciations qui ont eu lieu à Londres lors 
de la Conférence Internationale des 
dettes extérieures allemandes, de con-
clure la Convention suivante: 

Article 1 

Le Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne reconnaît qu'une 
somme de RM.   107 856 835,65 
était inscrite, au 10 mai 1940, au crédit 
du Gouvernement belge au titre des 
annuités prévues à l'Accord germano-
belge du 13 juillet 1929, et versées à 
la Konversionskasse jusqu'au 15 no-
vembre 1939. 

D'autre part, n'ont pas été versées 
à la Konversionskasse, et restent ducs 
aid Gouvernement belge: 

(a) les fractions mensuelles d'an-
nuités échues entre le 15 dé-
cembre 1939 et le 10 mai 1940, soit 
RM. 10 833 333,33 

(1) Ce texte a été substitué à celui du projet 
de Convention qui constituait l'Annexe 3 B 
eu Rapport de la Conférence. 



(b) die monatlichen 
Raten der zwischen 
dem 10. Mai 1940 
und dem 8. Mai 
1945 fällig gewor-
denen Annuitäten 
in Höhe von 105 908 333,34 

Insgesamt 224 598 502,32 

Artikel 2 

In dem Wunsche, die Regelung der 
vorstehenden Verbindlichkeit vertrag-
lich festzulegen, verpflichtet sich die 
Bundesregierung zur Zahlung und die 
Belgische Regierung ist bereit zur An-
nahme eines Pauschalbetrages in Höhe 
von vierzig (40) Millionen Deutsche 
Mark, zahlbar in fünfzehn (15) Jahres-
raten, die jeweils am 1. Juli jedes Jah-
res von 1953-1967 fällig werden, und 
zwar: 

5 Jahresraten von 1953-1957 in Höhe 
von je DM 2 Millionen, 

10 Jahresraten von 1958-1967 in 
Höhe von je DM 3 Millionen. 

Die vorstehenden Zahlungen werden 
von der Belgischen Regierung als ab-
schließende und endgültige Regelung 
der genannten belgischen Forderun-
gen bis zum 8. Mai 1945 angenommen. 

Artikel 3 

Für jede der vorstehenden Annui-
täten gibt die Bundesrepublik auf 
Deutsche Mark lautende Schuldver-
schreibungen aus, die in belgischer 
Währung zu dem am Tage vor Fällig-
keit der Schuldverschreibung gelten-
den amtlichen Mittelkurs der Bank 
deutscher Länder gezahlt werden. 

Die Schuldverschreibungen werden 
der belgischen Regierung bis spätestens 
1. April 1953 ausgehändigt. 

Artikel 4 

Jede am Fälligkeitstage nicht einge-
löste Schuldverschreibung wird zugun-
sten der Belgischen Regierung mit 
3. v.  H.  jährlich verzinst. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen wird ratifiziert 
werden. Der Austausch der Ratifika-
tionsurkunden wird in Brüssel erfol-
gen. 

Das Abkommen tritt mit dem Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 

Artikel G 

Dieses Abkommen wird in deutscher 
und französischer Sprache ausgefertigt. 
Beide Fassungen sind in gleicher Weise 
maßgebend. 

Zu Urkund dessen haben die unter-
zeichneten gehörig beglaubigten Be-
vollmächtigten dieses Abkommen mit 
ihrer Unterschrift versehen. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift 
in deutscher und französischer Sprache 
in Bonn am 23. Dezember 1952. 

(b) the monthly portions of annuities 
due between 10th May, 1940, 
and 8th May, 1945, namely 
RM. 105,908,333.34. 

Total 224,598,502.32. 

Article 2 

Being willing to compromise on the 
settlement of the above-mentioned 
debt, the Government of the Federal 
Republic undertakes to pay, and the 
Belgian Government undertakes to 
accept, a lump sum equal to forty (40) 
million Deutsche Mark, payable in 
fifteen (15) annual instalments falling 
due on 1st July of each of the years 
1953 to 1967, namely: 

5 annuities, from 1953 to 1957, 
amounting to DM. 2 million 
each; 

10 annuities, from 1958 to 1967, 
amounting to DM. 3 million 
each. 

The Belgian Government agrees to 
accept the above payments in final 
and definitive settlement of the Belgian 
claims concerned up to 8th May, 1945. 

Article 3 

Each of the above-mentioned annui-
ties shall be represented by a bond of 
the Federal Republic, expressed in 
Deutsche Mark, and shall be trans-
ferred in Belgian currency at the mean 
official rate of the Bank deutscher 
Länder in operation on the day before 
the bond becomes due. 

The bonds shall be delivered to the 
Belgian Government on 1st April, 1953, 
at the latest. 

Article 4 

Any bond not paid at the date when 
it becomes due shall bear interest at 
the rate of 3 per cent. per annum for 
the benefit of the Belgian Government. 

Article 5 

The present Agreement will be rati-
fied. The instruments of ratification 
will be exchanged at Brussels. 

The Agreement will enter into force 
upon the exchange of the instruments 
of ratification. 

Article 6 

The present Agreement is drawn up 
in the French and German languages, 
the two texts being equally author-
itative. 

ln witness whereof the undersigned 
plenipotentiaries, having been duly 
authorised thereto, have appended 
their signatures to the present Agree-
ment. 

Done at Bonn on the 23rd day of 
December, 1952, in two original texts 

the French and German languages. 

(b) les fractions mensuelles d'annuités 
échues entre le 10 mai 1940 et le 
8 mai 1945,à savoir RM.1 05 908 333,34 

Ensemble RM. 224 598 502,32 

Article 2 

Désireux de fixer transactionnelle-
ment le règlement de la dette indiquée 
ci-dessus le Gouvernement de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne s'engage 
à verser, et le Gouvernement belge 
accepte de recevoir, une somme forfai-
taire équivalente à quarante millions 
(40) Deutsche Mark, payable en quinze 
(15) annuités échéant le ler juillet de 
chacune des années 1953 1967, savoir: 

5 annuités, de 1953 à 1957, s'élevant 
à DM 2 millions chacune, 

10 annuités, de 1958 1967, s'élevant 
à DM 3 millions chacune. 

Les versements ci-dessus sont accep-
tés par le Gouvernement belge en 
règlement final et définitif des créances 
belges en question jusqu'au 8 mai 1945. 

Article 3 

Chacune des annuités ci-dessus sera 
représentée par une obligation de la 
République Fédérale d'Allemagne, 
libellée en Deutschemark, et sera 
transférée en monnaie belge au cours 
moyen officiel de la Bank deutscher 
Laender en vigueur à la veille de l'éché-
ance de l'obligation. 

Les obligations seront délivrées au 
Gouvernement belge au plus tard le 
ler avril 1953. 

Article 4 

Toute obligation non payée à sa date 
d'échéance portera intérêt au taux de 
3"'o l'an au profit du Gouvernement 
belge. 

Article 5 

La présente Convention sera ratifiée. 
Les instruments de ratification seront 
échangés à Bruxelles. 

La Convention entrera en vigueur 
lors de l'échange des instruments de 
ratification. 

Article 6 

La présente Convention est rédigée 
en langue française et allemande, les 
deux versions faisant également foi. 

En foi de quoi, les Plénipotentiaires 
soussignés, dûment autorisés à cet 
effet, ont apposé leurs signatures au 
bas de la présente Convention. 

Fait à Bonn, le 23 décembre 1952, en 
deux textes originaux, en langue 
française et allemande. 



Für die Bundesrepublik Deutschland 

gezeichnet: 
Abs 

Für Belgien 
gezeichnet: 
F. Muuls 

UNTERANLAGE C ZU ANLAGE I  

Umtausch  
der Schuldverschreibungen  

der Preußischen  
Äußeren Anleihen  
von 1926 und 1927  

Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden . 
243-18 Del 38-2151/52  

An den 
Herrn Vorsitzenden des Dreimächte-
ausschusses für Deutsche Schulden 

29, Chesham Place 
London, S.W.1 

Betr.: Umtausch der Schuldverschrei-
bungen der Preußischen Äuße-
ren Anleihen von 1926 und 1927. 

London, den 20. November 1952 

Herr Vorsitzender, 

Unter Bezugnahme auf den Brief-
wechsel zwischen dem Herzu Bundes-
kanzler und.  den Alliierten Hohen Kom-
missaren für Deutschland vom 6. März 
1951 bestätige ich, daß die Erklärung 
der Deutschen Delegation vom 12. März 
1952 auf der Londoner Schuldenkonfe-
renz über die Bereitschaft der Bundes-
republik Deutschland, für die 6 1/2% 
Preußische Äußere Anleihe von 1926 
und die  6%  Preußische Äußere An-
leihe von 1927 gegenüber den Gläubi-
gern einzutreten, den Sinn und die 
Wirkung hat, daß clic preußischen An-
leiheschulden wie Verbindlichkeiten 
des Deutschen Reichs im Sinne des 
Briefwechsels vom 6. März 1951, für 
welche die Bundesrepublik Deutsch-
land haftet, zu behandeln sind. Mit 
Rücksicht auf diese Erklärung der 
Deutschen Delegation hat der Gesetz-
geber der Bundesrepublik Deutschland 
im Bereinigungsgesetz für Deutsche 
Auslandsbonds vom 25. August 1952 
— Bundesgesetzbl. I Nr. 35 S. 553 — 
folgende Bestimmungen getroffen: .  

„§ 74  

Auslandsbonds des Deutschen Reichs 
und des ehemaligen Landes Preußen 

(1) Als Aussteller der vom ehemaligen 
Lande Preußen ausgestellten Aus-
landsbonds gilt für die Zwecke die-
ses Gesetzes die Bundesrepublik 
Deutschland, solange nicht etwas 
anderes bestimmt ist." 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, 
den Ausdruck meiner vorzüglichstem 
Hochachtung, 

gez. Hermann J. A b s 

For the 
Federal Republic of Germany 

signed: 
Abs 

For Belgium 
signed: 

F. Muuls 

SUB - ANNEX C TO ANNEX I  

Exchange of Bonds of the  
Prussian External Loans of 1926  

and 1927  

German Delegation 
for External Debts. 
243-18 Del. 38-2151/52.  

To the 
Chairman of the 
Tripartite Commission on German 
Debts, 
29, Chesham Place, 
London, S.W. 1. 

London, 20th November 1952,  

Mr. Chairman, 

Exchange of Bonds of the Prussian  
External Loans of 1926 and 1927  

With reference to the exchange of 
letters between the Federal Chancellor 
arid the Allied High Commissioners for 
Germany of 6th March, 1951, I confirm 
that the declaration of the German 
Delegation made at the London Debt 
Conference on 12th March, 1952, con-
cerning the readiness of the Federal 
Republic of Germany to assume res-
ponsibility towards the creditors for 
the 6 1 /2 per cent. Prussian External 
Loan of 1926 and the 6 per cent. Prussian 
External Loan of 1927 has the meaning 
and effect that the Prussian Loan debts 
are to be treated as liabilities of the 
German Reich within the meaning of 
the exchange of letters of 6th March, 
1951, for which the Federal Republic is 
responsible. With regard to this decla-
ration of the German Delegation, the 
legislative body of the Federal Repub-
lic of Germany has included the  
following provision in the Validation 
Law for German External Bonds of 
25th August, 1952-Bundesgesetzblatt I 
No. 35, page 553:— 

"Paragraph 74  

Foreign Currency Bonds of the  

Curium Reich and of the former Land  
Prussia  

(1) For the purpose of this Law, 
the German Federal Republic shall 
be deemed to be the issuer of the 
foreign currency bonds issued by  
the former Land Prussia, as long as 
no other provision is made." 

Please accept, Mr. Chairman, the 
expression of my highest esteem, 

signed: 
Herrnann J. A b s 

Pour la République Fédérale 
d'Allemagne, 

Abs 

Pour la Belgique, 

F. Muuls 

ANNEXE I C  

Echange des titres des emprunts  
extérieurs de la Prusse 1926  

et 1927  

Délégation allemande pour  
les dettes extérieures  
243-18 Del. 38-2151/52.  

A M. Le Président de la  
Commission Tripartite  
des dettes allemandes,  

29 Chesham Place, Londres, S.W.1.  

Londres, 20 novembre 1952.  

Monsieur le Président,  

Me référant à l'échange de lettres du  

6 mars 1951 entre le Chancelier Fédé-
ral et les Hauts Commissaires Alliés  
en Allemagne, j'ai l'honneur de con-
firmer que la déclaration faite par la  
Délégation allemande à la Conférence  
des Dettes de Londres le 12 mars 1952,  
d'après laquelle la République Fédé-
rale d'Allemagne est prête à assumer  
vis-a-vis des créanciers la responsa-
bilité des Emprunts extérieurs de la  
Prusse 6 1/2% 1926 et 6% 1927, signifie  

que les dettes afférentes à ces  
emprunts doivent être traitées comme  

des obligations du Reich allemand, au  
sens de l'échange de lettres du 6 mars  
1951, dont la République Fédérale  
répond. A le suite de cette déclaration  
de la Délégation allemande, le corps  
législatif de la République Fédérale  
d'Allemagne  a inclus la disposition  
suivante dans la Loi de validation des  
valeurs mobilières allemandes ex-
térieures du 25 août 1952 — Bundes-
gesetzblatt I, n °  35, page 553:  

« PARAGRAPHE 74  

Obligations en devises étrangères du  
Reich allemand et de l'ancien Land  

de Prusse  

(1) Pour l'application de la présente  
Loi, la République Fédérale d'Alle-
magne sera réputée être l'émetteur  

des obligations en devises étran-
gères émises par l'ancien Etat de  
Presse, pour autant qu'il n'en est pas 

 autrement disposé.» 

Veuillez agréer, etc., 
signé: 

Hermann J. A b s 



UNTERANLAGE D ZU ANLAGE I  
Gemeinsame Erklärung  

über die Umstellung  
und Regelung der ausländischen  

Goldmark-Anleihen  
deutscher Gemeinden  

An den 
Herrn Vorsitzenden 
des Dreimächteausschusses 
für Deutsche Schulden 
29, Chesham Place 
London, S. W. 1 

London, den 19. November 1952 
29, Chesham Place, S. W. 1 

Herr Vorsitzender, 

Wir beehren uns, Ihnen mitzuteilen, 
daß sich die Deutsche Delegation für 
Auslandsschulden und das British Com-
mittee of Long-Term and Medium-Term 
Creditors of Germany über die Um-
stellung und Regelung der ausländi-
schen Goldmark-Anleihen deutscher 
Gemeinden wie folgt geeinigt haben: 

1. Es besteht Einigkeit darüber, daß 
sich die in Ziffern 7 (1) (f) von An-
hang 3 zum Konferenzschlußbericht 
vorgesehene Umstellung und Re-
gelung des Dienstes der im Ausland 
ausgegebenen und zahlbaren Reichs-
mark-Schuldverschreibungen nicht 
auf ausländische Goldmark-Anlei-
hen oder mit Goldklausel ver-
sehene Reichsmark-Anleihen deut-
scher Gemeinden im Bundesgebiet 
beziehen soll. 

2. Es besteht Übereinstimmung über 
den Grundsatz, daß diejenigen zu 
Goldmark-Anleihen oder mit Gold-
klausel versehenen Reichsmark-An-
leihen deutscher Gemeinden im 
Bundesgebiet gehörenden Schuld-
verschreibungen, welche einen spe-
zifisch ausländischen Charakter tra-
gen, im Verhältnis von 1 Goldmark 
oder 1 Reichsmark mit Goldklausel 
= 1 Deutsche Mark auf Deutsche 
Mark umgestellt werden. Die Fest-
stellung der einen spezifisch aus-
ländischen Charakter begründenden 
Merkmale derartiger Schuldver-
schreibungen soll sich nach den 
Regeln richten, die sich aus den 
Verhandlungen ergeben, welche auf 
Grund der Vorbehalte in Artikel V 
Ziffer 3 des Anhangs 4 und in Ar-
tikel 6 des Anhangs 6 zum Konfe-
renzschlußbericht vorgesehen wor-
den sind. 

3. Die Verbindlichkeiten deutscher 
Gemeinden im Bundesgebiet aus 
denjenigen zu Goldmark-Anleihen 
oder mit Goldklausel versehenen 
Reichsmark-Anleihen gehörenden 
Schuldverschreibungen, welche ei-
nen spezifisch ausländischen Cha-
rakter tragen, sollen nach den Em-
pfehlungen geregelt werden, die in 
Ziffer 7 Absatz (1) (a)  bis (e) und (g) 
bis (j) des Anhanges 3 zum Kon-

ferenzschlußbericht mit Bezug auf 
die von den Ländern, Gemeinden 
und ähnlichen Körperschaften des 

SUB-ANNEX D TO ANNEX I  

Agreement on the Conversion  
and Settlement of the Foreign  

Goldmark Bonds of German  
Municipalities  

The Chairman, 
Tripartite Commission for 
German External Debts, 

29 Chesham Place, S.W. 1. 

29 Chesham Place, S.W. 1, 
19th November, 1952.  

Mr. Chairman, 

We have the honour to inform you 
that the German Delegation for 
Foreign Debts and the British  Com-
mittee of Long-term and Medium-term 
Creditors of Germany have agreed on 
the conversion and settlement of the 
foreign goldmark bonds of German 
Municipalities in the following 
terms: — 

(1) It is agreed that the conversion and 
settlement of the service of the 
Reichsmark bonds issued and 
payable abroad, provided in para-
graph 7 (1) (f) of Appendix 3 of 
the Report of the Debt Conference, 
do not refer to the loans of Muni-
cipalities in Federal Germany ex-
pressed in goldmarks or in Reichs-
marks with a gold clause. 

(2) The principle is agreed that bonds 
of those goldmark loans or Reichs-
mark loans with a gold clause of 
German Municipalities in Federal 
Germany, which have a specific 
foreign character, shall be con-
verted into Deutschemarks on the 
basis of 1 goldmark or 1 Reichs-
mark with a gold clause - 1 
Deutsche Mark. The determination 
of the characteristics which denote 
a specific foreign character of such 
bonds shall comply with the regu-
lations resulting from the discus-
sions which are foreseen in the 
reservations contained in Article V, 
paragraph 3, of Appendix 4, and 
in Article 6 of Appendix 6, of the 
Report of the Debt Conference. 

(3) The liabilities of the German Muni-
cipalities in Federal Germany 
arising out of such goldmark bonds 
or Reichsmark bonds with a gold 
clause which have a specific for-
eign character, shall be settled in 
accordance with the recommand-
ations of paragraph 7, section (1), 
(a) to (e) and (g) to (j) of Appen-
dix 3 of the Report of the Con-
ference referring to external bonds 
issued or guaranteed by the States 
(Länder), Municipalities and sim-
ilar public bodies, within the 

ANNEXE I D  

Accord sur la conversion et le  
règlement des dettes obligataires  

extérieures en mark-or des  
municipalités allemandes  

Au Président de la Commission 
Tripartite pour les Dettes 
extérieures allemandes, 

29 Chesham Place, S. W. 1. 

29 Chesham Place, S. W. 1, 
19 novembre 1952. 

Monsieur le Président, 

Nous avons l'honneur de vous faire 
connaître que la Délégation allemande 
pour les dettes extérieures et le 
Comité britannique des créanciers à 
long et à moyen terme de l'Allemagne 
(«British Committee of Long-term and 
Medium-term Creditors of Germany») 
sont convenus des modalités suivantes 
pour la conversion et le règlement des 
dettes obligataires extérieures en 
mark-or de Municipalités allemandes: 

(1) I1 est convenu que les modalités 
prévues au paragraphe 7 (1) (f) de 
l'Annexe 3 au Rapport de la Con-
férence des Dettes pour la con-
version et le règlement du service 
des obligations en Reichsmark 
émises et payables à l'étranger ne 
sont pas applicables aux emprunts 
libellés en mark-or ou en Reichs-
mark avec une clause-or des 
Municipalités de l'Allemagne Fédé-
rale.  

(2) Le principe est admis que les 
obligations de ceux des emprunts 
en mark-or ou en Reichsmark avec 
une clause-or des Municipalités 
allemandes en Allemagne Fédérale, 
qui présentent un caractère spé-
cifiquement étranger, seront con-
verties en Deutschemark à raison 
de 1 mark-or ou 1 Reichsmark avec 
clause-or pour 1 Deutschemark. La 
définition des critères applicables 
pour décider du caractère spéci-
fiquement étranger de ces obliga-
tions devra se conformer aux règles 
qui résulteront des discussions 
prévues dans les clauses de réserve 
de l'Article V, paragraphe 3, de 
l'Annexe 4 et de l'Article 6 de 
l'Annexe 6 du Rapport de la Con-
férence des Dettes. 

(3) Les dettes des Municipalités alle-
mandes de l'Allemagne Fédérale 
au titre d'obligations en mark-or 
ou en Reichsmark avec clause-or 
présentant un caractère spécifique-
ment étranger, seront réglées con-
formément aux recommandations 
du paragraphe 7, Section (1) (a) à 
(e) et (g) à (j) de l'Annexe 3 au 
Rapport de la Conférence relatif 
aux obligations extérieures émises 
ou garanties par les Länder, les 
Municipalités et autres organismes 
publics analogues à l'intérieur de 



öffentlichen Rechts im Bundesgebiet 
ausgegebenen oder garantierten 
Auslands-Schuldversclireibungen 
niedergelegt worden sind. 

Wir bitten, das vorstehende Ergeb-
nis unserer Einigung zu genehmigen 
und dieses Schreiben als Unteranlage 
zu Anlage I des Schuldenabkommens 
aufzunehmen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, 
den  Ausdruck unserer ausgezeichnet-
sten Hochachtung. 

gez. Hermann J.  Ab  s 
Leiter der Deutschen Delegation 

für Auslandsschulden 

gez. O. Niemeyer 
Vorsitzender 

des Verhandlungsausschusses A 
der Konferenz 

über Deutsche Auslandsschulden 

UNTERANLAGE E ZU ANLAGE I 

Briefwechsel über die Regelung 
der Verbindlichkeiten 
der Konversionskasse 

für deutsche Auslandsschulden 
aus Einzahlungen von 

Schuldnern im Saargebiet 
sowie in Österreich, Frankreich, 

Luxemburg und Belgien 
Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 38-1934.'52 

Sir Otto Niemeyer 
c/o Council of Foreign Bondholders 
17, Moorgate 
London, E. C. 2 

London, 14. November 1952 

Sehr geehrter Sir Otto, 

Ich 

 

beehre mich, das Ergebnis unse-
rer Einigung in den Besprechungen 
vom 20. 10. und 14. 11. 1952 wie folgt 
zusammenzufassen: 

Zur Durchführung der in Ziffer 14 
von Anhang 3 zum Konferenzschluß-
bericht übernommenen Verpflichtungen 
erklärt sich die Regierung der Bundes-
republik Deutschland bereit, die Ver-
bindlichkeiten der Konversionskasse 
für deutsche Auslandsschulden aus 
Einzahlungen von Schuldnern im Saar-
gebiet sowie in Österreich, Frankreich 
Luxemburg und Belgien, soweit die 
Gläubiger weder Zahlungen in auslän-
discher Währung erhalten haben noch 
auf sonstige Weise befriedigt worden 
sind, in der nachfolgenden Weise zu 
regeln: 

I. — Verbriefte Schulden 

1. Rückständige Zinsen 
Einlösung der vorzulegenden Zins-

scheine mit Bezug auf Einzahlungen 
von Schuldnern aus: 

(a) dem Saargebiet zum vollen Betrag 
und aus Frankreich, Luxemburg 
und Belgien zu einem Betrag von 
60 °/o der Einzahlungen, und zwar 
Einlösung in den Jahren 1953 bis 
1957 in der Weise, daß 

territory of the Federal Republic 
of Germany. 

We would ask you to approve our 
agreement as set forth above, and to 
attach the text of this letter as sub

-

annex to Annex No. I of the Debt 
Agreement. 

Accept, Mr. Chairman, the assurance 
of our highest esteem, 

signed: 
Hermann J. A b s 
Head of the German Delegation 

for External Debts. 
signed: 

O. Niemeyer 
Chairman of Negotiating Committee 
'A" at the Conference on German 

External Debts. 

SUB-ANNEX E TO ANNEX I 

Agreement on the Settlement of 
the Liabilities of the "Konver

-

sionskasse für Deutsche Aus

-

landsschulden" resulting from 
Payments made by Debtors in 
the Saar Territory and in 
Austria, France, Luxembourg 

and Belgium 
German Delegation 
for External Debts. 
243-18 Del. 38-1934 52. 
To 
Sir Otto Niemeyer, 

c/o  Council of Foreign Bondholders, 
17 Moorgate, 
London, E.C. 2. 

London, 14th November, 1952. 

Dear Sir Otto, 

I have the honour to summarise the 
agreement reached in our discussions 
on 20th October and 14th November, 
1952, as follows: —

With regard to the implementation 
of the obligation assumed under the 
terms of paragraph 14 of Appendix 3 
to the Final Report of the Conference, 
the Government of the Federal Re-
public of Germany is prepared to 
settle the liabilities of the Konver-
sionskasse far Deutsche Auslands-
schulden resulting from payments 
made by debtors in the Saar territory 
and in Austria, France, Luxembourg 
and Belgium to the extent that the 
creditors have neither received pay-
monts in non-German currency nor 
been otherwise satisfied, in the fol-
lowing manner: — 

I.—Bonded Debts 

1. Arrears of Interest 
Redemption of the coupons to be 

presented will be made with respect 
to payments effected by debtors— 

(a) from the Saar territory, in full; and 
from France, Luxembourg and 
Belgium, at the rate of 60 per cent. 
of the debtors' payments; redemp-
tion to be made in the years 1953 
to 1957 by paying— 

la République Fédérale d'Alle-
magne. 

Nous vous demandons de bien 
vouloir approuver l'accord enregistré 
ci-dessus et de joindre le texte de la 
présente lettre à l'Annexe I à l'Accord 
des Dettes. 

Veuillez agréer, etc., 

signé: 
Hermann J. Ab s 

Président de la Délégation allemande 
pour les dettes extérieures. 

signé: 
O. Niemeyer 

Président du Comité de Négociation 
«A» de la Conférence des dettes 

extérieures allemandes. 

ANNEXE I E 

Accord sur le règlement des 
dettes de la Konversionskasse 
résultant de versements faits 
par des débiteurs dans le terri-
toire de la Sarre et en Autriche, 
France, Luxembourg et Belgique 

Délégation allemande pour 
les Dettes Extérieures. 
243-18 Del. 38-1934/52. 

A Sir Otto Niemeyer, 
c/o Council of Foreign Bondholders, 
17, Moorgate, 
Londres, E.C. 2. 

Londres, 14 novembre 1952. 

Cher Monsieur, 

J'ai l'honneur de résumer comme 
suit l'accord réalisé au cours de nos 
discussions des 20 octobre et 14 no-
vembre 1952: 

En exécution de l'obligation assumée 
dans le paragraphe 14 de l'Annexe 3 
au Rapport final de la Conférence, le 
Gouvernement de la République Fé-
dérale d'Allemagne est prêt à régler 
de la façon suivante les dettes de la 
, Konversionskasse für Deutsche Aus-
landsschulden» résultant de verse-

ments faits par des débiteurs dans le 
territoire de la Sarre et en Autriche, 
France, Luxembourg et Belgique dans 
la mesure où . les créanciers n'ont pas 
reçu de versements en monnaie non 
allemande, ou bénéficié d'autres 
contre-parties. 

I.—Dettes obligataires 

1. Arriérés d'intérêts 
Le rachat des coupons qui seront 

présentés sera effectué clans les con-
ditions suivantes: 

(a) paiements effectués par des débi-
teurs du territoire de la Sarre: 
totalité; paiements effectués par 
des débiteurs de France, Luxem-
bourg et Belgique: 60 % des paie-
ments des débiteurs; les rachats 



die bis zum Jahre 1941 fällig ge-
wesenen Zinsscheine am ersten, 
auf den 31. März 1953 folgenden 
Kupontermin, 

die im Jahre 1942 fällig geworde-
nen Zinsscheine am ersten, auf 
den 31. März 1954 folgenden Ku-
pontermin, 

die im Jahre 1943 fällig geworde-
nen Zinsscheine am ersten, auf 
den 31. März 1955 folgenden Ku-
pontermin, 

die im Jahre 1944 fällig geworde

-

nen Zinsscheine am ersten, auf 
den 31. März 1956 folgenden Ku-
pontermin, 

die im Jahre 1945 fällig geworde-
nen Zinsscheine am ersten, auf 
den 31. März 1957 folgenden Ku-
pontermin 

gezahlt werden. 

(b) Osterreich zu einem Betrag von 
60 °/o der Einzahlungen, und zwar 
Einlösung in den Jahren 1953 bis 
1957 in der Weise, daß 

die im Jahre 1938 fällig geworde-
nen Zinsscheine am ersten, auf 
den 31. März 1953 folgenden Ku-
pontermin, 

die vom 1. Januar 1939 bis 30. Juni 
1940 fällig gewordenen Zins-
scheine am ersten, auf den 31. 
März 1954 folgenden Kuponter-
min, 

die vom 1. Juli 1940 bis 31. Dezem-
ber 1941 fällig gewordenen Zins-
scheine am ersten, auf den 31. 
März 1955 folgenden Kuponter-
min, 

die vom 1. Januar 1942 bis 30. Juni 
1943 fällig gewordenen Zins-
scheine am ersten, auf den 31. 
März 1956 folgenden Kuponter-
min, 

die vom 1. Juli 1943 bis 8. Mai 
1945 fällig gewordenen Zins-
scheine am ersten, auf den 31. 
März 1957 folgenden Kuponter-
min 

gezahlt werden. 

2. Amortisationen 
Tilgung des zu ermittelnden Gesamt-

betrages entweder durch Erwerb von 
Schuldverschreibungen oder durch Bar-
zahlung mit Bezug auf Einzahlungen 
von Schuldnern aus: 

(a) dem Saargebiet zum vollen Betrag 
der Einzahlungen,  

(b) Osterreich, Frankreich, Luxemburg 
und Belgien zum Betrage von 60 0/s 
der Einzahlungen, 

in fünf gleichen Jahresraten, beginnend 
am 1. Juli 1953 und fortfahrend am 
1. Juli der darauffolgenden vier Jahre. 

Sollte es der Regierung der Bundes-
republik Deutschland nicht gelingen, bis 
zum 1. Juli 1953 eine volle Übersicht 
über den zu leistenden Gesamtbetrag 
der Amortisationen zu gewinnen, so 
kann sie mit dem Zahlungsdienst um 
höchstens drei Monate später beginnen. 

coupons matured until the 
end of 1941, on the first coupon 
date following 31st March, 
1953;  

coupons matured in 1942, on 
the first coupon date following 
31st March, 1954; 

coupons matured in 1943, on 
the first coupon date following 
31st March, 1954; 

coupons matured in 1944, on 
the first coupon date following 
31st March, 1956; 

coupons matured in 1945, on 
the first coupon date following 
31st March, 1957; 

(b) from Austria, at the rate of 60 per 
cent. of the debtors' payment; 
redemption to be made in the 
years 1953 to 1957 by paying—

coupons matured in 1938, on 
the first coupon date following 
31st March, 1953; 

coupons matured between 
I st January, 1939, and 30th June, 
1940, on the first coupon date 
following 31st March, 1954; 

coupons matured between 
1st July, 1940, and 31st Decem-
ber, 1941, on the first coupon 
date following 31st March, 1955; 

coupons matured between 
1st January, 1942, and 30th June, 
1943, on the first coupon date 
following 31st March, 1956; 

coupons matured between 
1st July, 1943, and 8th May, 
1945, on the first coupon date 
following 31st March, 1957. 

2. Amortisations 
Amortisation of the total amount to 

be established will be made either by 
acquisition of bonds or by payment 
in cash with respect to payments 
effected by debtors—

from the Saar territory, in full; 

(c) from Austria, France, Luxembourg 
and Belgium at the rate of 60 per 
cent. of the debtors' payments; 

in five equal annual instalments, 
starting on 1st July, 1953, and there-
after on 1st July of each of the fol-
lowing four years. 

Should the Government of the 
Federal Republic of Germany he un-
able to obtain by 1st July, 1953, an 
overall survey of the total amount of 
amortisations to be made, it may begin 
payments not later than three months 
after that date. 

seront faits au cours des années 
1953 à 1957, comme suit: 

coupons échus jusqu'à fin 
1941, à la date d'échéance du 
premier coupon postérieur au 
31 mars 1953; 

coupons échus en 1942, à la 
date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1954;  

coupons échus en 1943, à la 
date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1955;  

coupons échus en 1944, à la 
date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1956;  

coupons échus en 1945, à la 
date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1957;  

(b) paiements effectués par des débi-
teurs d'Autriche: 60 % des paie-
ments; les rachats seront faits au 
cours des années 1953 à 1957  
comme suit: 

coupons échus en 1938, à la 
date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1953;  

coupons échus entre le 1er  
janvier 1939 et le 30 juin 1940 à 
la date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1954;  

coupons échus entre le 1er 
juillet 1940 et le 31 décembre 1941 
à la date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1955;  

coupons échus entre le 1 or 
janvier 1942 et le 30 juin 1943 à 
la date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1956;  

coupons échus entre le ler 
juillet 1943 et le 8 mai 1945 à 
la date d'échéance du premier 
coupon postérieur au 31 mars 
1957.  

2. Amortissement 
L'amortissement du montant total à 

déterminer sera effectué soit par 
rachat de titres d'obligations, soit par 
paiement en espèces dans les con-
ditions suivantes: 

(a) paiements effectués par des débi-
teurs du territoire de la Sarre: 
totalité;  

(b) paiements effectués par des débi-
teurs d'Autriche, France, Luxem-
bourg et Belgique: 60° o des paie-
ments du débiteur. 

L'amortissement sera fait en 5 an-
nuités égales, la première le ter juillet 
1953, les autres le ler juillet de cha-
cune des 4 années suivantes. 

Au cas où le Gouvernement de la 
République Fédérale d'Allemagne ne 
pourrait obtenir pour le ler juillet 
1953 un tableau général du montant 
total des amortissements à effectuer, 
il pourra commencer les paiements 
3 mois après cette date au plus tard. 



IL — Sonstige Schulden 

Zahlung in bar unter entsprechender 
Anwendung der Grundsätze von Ab-
schnitt I, in fünf gleichen Jahresraten, 
beginnend am 1. Juni 1953 und fort-
fahrend am 1. Juli der darauffolgenden 
vier Jahre. 

Sollte es der Regierung der Bundes-
republik Deutschland nicht gelingen, bis 
zum 1. Juli 1953 eine volle Ubersicht 
über den zu leistenden Gesamtbetrag 
zu gewinnen, so kann sie mit dem Zah-
lungsdienst um höchstens sechs Monate 
später beginnen. 

Zum Zwecke der Ermittlung des Ge-
samtbetrages der in Betracht kommen-
den Verbindlichkeiten wird die Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland 
die Gläubiger und die Schuldner durch 
eine öffentliche Bekanntmachung auf-
fordern, bei der Konversionskasse für 
deutsche Auslandsschulden die noch 
nicht befriedigten Ansprüche sowie die 
etwa erfolgten Einzahlungen in die 
Konversionskasse anzumelden und die 
darüber vorhandenen Unterlagen der 
Konversionskasse vorzulegen. Die Kon-
versionskasse für deutsche Auslands-
schulden in Berlin wird beauftragt 
werden, die hier in Betracht kommen-
den Verbindlichkeiten zu registrieren. 

III. — Kleinbeträge 

Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland kann nach ihrem Ermessen 
Zahlungen für sehr kleine Beträge aus 
verbrieften Schulden oder aus sonsti-
gen Schulden in einem kürzeren Zeit-
raum leisten. 

Ich wäre Ihnen zu Dank verbunden, 
wenn Sie mir bestätigen wollten, daß 
der vorstehende Vorschlag die von uns 
getroffene Einigung richtig wiedergibt 
und dementsprechend den Inhalt des 
in Aussicht genommenen Briefwechsels 
bilden kann. 

Mit dein Ausdruck meiner vorzüg-
lichen Hochachtung bin ich 

Ihr 
gez. HERMANN J. ABS 

Council of Foreign Bondholders, 
17, Moorgate, 

London, E.C.2 
18. November 1952 

Sehr geehrter Herr Abs, 
Ich habe Ihnen für Ihren Brief vom 

14. November zu danken, der die Re-
gelung der Konversionskassen-Einzah-
lungen zum Gegenstand hat, auf die 
in Ziffer 14 (c) des Berichts des Aus-
schusses A( 1 ) Bezug genommen wird. 

Nach meiner Auffassung sollten die 
Wörter auf Seite 2 oben ( 2 ) lauten „bis 
zum Ende des Jahres 1941"; die Wörter 
„am ersten auf den 31. März folgenden 
Kupontermin" bedeuten wohl den 
ersten Kuponfälligkeitstermin nach 
deut 31. März. 

Vorbehaltlich dieser beiden Punkte 
stimme ich mit den Ausführungen 
Ihres Briefes überein. 

(1) Anhang 3 zum Konferenzschlußbericht (An-
lage 1 des Abkommens). 

(2) Erster Unterabsatz zu I 1 (al. 

II.—Other Debts 

Payment to be made in cash, the 
principles of Part I above applying 
mutatis mutandis, in five equal instal

-

monts, starting on 1st July, 1953, and 
thereafter on 1st July of each of the 
following four years. 

Should the Government of the Fed-
eral Republic of Germany be unable 
to obtain by 1st July, 1953, an overall 
survey of the total amount to be paid, 
it may begin payments not later than 
six months after that date. 

For the purpose of ascertaining the 
total amount of liabilities in question, 
the Government of the Federal Re-
public of Germany will by public 
notice request the creditors and the 
debtors to notify the Konversions-
kasse für Deutsche Auslandsschulden 
of any claims not settled and of any 
payments made to the Konversions-
kasse respectively, and to submit to 
the Konversionskasse any existing 
documents substantiating such noti fi

-cation. The Konversionskasse für 
Deutsche Auslandsschulden in Berlin 
will be instructed to register liabilities 
due for consideration. 

III. —Small Amounts 

The Government of the Federal 
Republic of Germany may at its discre-
tion effect payments for very small 
amounts in respect of bonded debts or 
other nichts within a shorter period. 

I should be much obliged if you 
would confirm that the foregoing 
proposal is a correct statement of the 
agreement reached by us and can, 
envisaged exchange of letters. 
therefore, form the subject of the 

Please accept, Sir, the expression of 
my highest esteem. 

Yours very sincerely, 
signed: 
Abs 

Council of Foreign Bondholders, 
17 Moorgate, 

London, E. C. 2, 
18th November, 195?. 

Dear Mr. Abs, 
I have to thank you for your letter 

of the 14th November with regard to 
the settlement of the Konversionskasse 
Receipts referred to in paragraph 14 (c) 
of the Report of the Committee A.(') 

It is my understanding that the 
words at the top of page 2( 2) should 
read "bis zum Ende des Jahres 1941" 
and that "am ersten auf den 31. März 
folgenden Kupontermin" means the 
first coupon date following the 31st 
March. 

Subject to this, I am in agreement 
with the terms of your letter. 

(1) Appendix 3 to the Conference Report 
(Annex I to the Agreement). 

( 2 ) Section I, 1 (a), first sub-paragraph.  

II.—Autres dettes 

Le paiement sera effectué en espèces, 
les principes rie la Section I ci-dessus 
s'appliquant mutatis mutandis, en 
5 annuités égales, la première le 
ler juillet 1953, les autres le ler juillet 
de chacune des 4 années suivantes. 

Au cas où le Gouvernement de la 
République Fédérale d'Allemagne ne 
pourrait obtenir pour le ler juillet 
1953 un tableau d'ensemble du mon-
tant total à payer, il pourra commen-
cer les paiements 6 mois après cette 
date, au plus tard. 

En vue de connaître le montant total 
des engagements en cause, le Gou-
vernement de la République Fédérale 
d'Allemagne demandera aux créan-
ciers et aux débiteurs par la voie 
d' ,renonce publique de notifier à la 
,,Konversionskasse fur Deutsche Aus-
landsschulden» toutes les créances non 
encore réglées d'une part, tous les 
paiements faits à la Konversions-
kasse d'autre part, et de soumettre à 
la Konversionskasse toutes les pièces 
justificatives existantes. La ,Konver-
sionskasse für Deutsche Auslands-
schulden» à Berlin sera chargée d'en-
registrer des dettes qui doivent être 
prises-en considération. 

III.—Faibles montants 

Le Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne pourra à son 
choix payer dans un délai plus court 
des dettes obligataires ou d'autres 
dettes de faible montant. 

Je vous serai très obligé de bien 
vouloir me confirmer que la propo-
sition ci-dessus constitue un exposé 
exact de l'Accord que nous avons 
atteint et peut, en conséquence, faire 
l'objet de l'échange de lettres en-
visagé. 

Veuillez agréer, Cher Monsieur, 
etc 

signé: 
Abs 

Council of Foreign Bondholders, 
17, Moorgate, Londres, E. C. 2, 

18 novembre 1952. 

Cher Monsieur Abs, 
Je vous remercie de votre lettre du 

14 novembre relative au règlement des 
versements à la Konversionskasse, 
dont il est question dans le paragraphe 
14 (c) du Rapport du Comité A. (1)  

Il est entendu que les mots figurant 
en haut de la page 2( 2 ) sont les sui-
vants: «bis zum Ende des Jahres 1941» 
et que «am ersten auf den 31. März 
folgenden Kupontermin» désigne la 
première date d'échéance de coupon 
postérieur au 31 mars. 

Sous réserve de ce qui précède 
je suis d'accord avec votre lettre. 

(1) Annexe 3 au Rapport de la Conférence 
(Annexe I de l'Accord). 

(2) Section I, 1 (a), ler alinéa. 



Mit vorzüglicher Hochachtung 

gez. O. NIEMEYER, 
Vorsitzender 

des Verhandlungsausschusses A 
der Konferenz über Deutsche 

Auslandsschulden. 

ANLAGE II 
(Anmerkung. - Der  nachstehend wiedergege-

bene Wortlaut ist der gleiche wie im An-
hang 4 des Berichts der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden; es sind lediglich 
solche Änderungen vorgenommen worden, 
die zur Erreichung einer übereinstimmenden 
Fassung in den drei Sprachen erforderlich 
waren. Zusätzliche Absprachen, die in Zu-
sammenhang mit dieser Anlage nach Been-
digung der Konferenz von den beteiligten 
Parteien getroffen wurden, erscheinen als 
Unteranlage.)  

Vereinbarte Empfehlungen 
für die Regelung mittel- und 

langfristiger deutscher Schulden 
aus privaten Kapitalgeschäften 

Inhalt 
Artikel 

I. Einleitung. 
II. Begriffsbestimmungen. 

III. Unter diese Regelung fallende 
Schulden. 

IV. Höhe der ausstehenden Schuld-
beträge. 

V. Regelungsbedingungen. 
1. Kapitalbetrag. 
2. Schulden in ausländischer 

Währung mit Goldklauseln. 

3. Verbindlichkeiten in deut-
scher Währung mit Gold-
klauseln. 

4. Rückständige Zinsen. 
5. Neuer Zinssatz. 
6. Zinssatz in Fällen einer 

echten Konversion. 

7. Zinsen. 

8. Tilgung. 
9. Fälligkeit. 

10. Rückzahlung kleiner Schuld-
beträge. 

11. Härtefälle. 
12. Sicherheiten. 

13. Reserven und Tilgungsfonds. 
14. Bereitstellung von Devisen. 

15. Verzug des Schuldners. 

16. Abweichende Bedingungen. 
17. Zugeständnisse zugunsten der 

Schuldner. 

VI. Verschiedene Bestimmungen über 
Schulden. 

1. Rückzahlung in deutscher 
Währung. 

2. Wechsel des Gläubigers. 
3. Wechsel des Schuldners.  

Yours sincerely, 
signed: 

O. E. Niemeyer, 
Chairman of Negotiating Committee A 
at the Conference on German External 

Debts. 

Mr. Hermann J. Abs. 

ANNEX II 
[NOTE; The text reproduced hereunder is the 
text of Appendix 4 to the Report of the Con-
ference on German External Debts with such 
changes as were reguired to achieve uniformity 
in the three languages. Supplementary under-
standings readied by the parties with respect 
to this Annex after the close of the Conference 
are attached hereto as a Sub-Annex.] 

Agreed Recommendations for 
the Settlement of Medium and 

Long-Term German Debts 
Resulting from Private Capital 

Transactions 

Contents 
ARTICLE 

I. Introductory. 
I1. Definitions. 

III. Debts Covered. 

IV. Outstanding Amount of Debt. 

V. Settlement Terms. 
1. Principal. 
2. Foreign Currency Debts 

with Gold Clauses. 

3. German Currency Debts 
with Gold Clauses. 

4. Arrears of Interest. 
5. Future Rate of Interest. 
6. Interest Rate in Cases where 

there has been an Effective 
Conversion. 

7. Payment of Interest. 

8. Amortisation Payments. 
9. Maturity. 

10. Repayment of Small Amounts 
of Indebtedness. 

11. Hardship Cases. 
12. Security. 

13. Reserves and Sinking Funds. 
14. Provision of Foreign 

Exchange. 
15. Default of the Debtor. 

16. Modification of Terms. 
17. Concessions for Benefit of 

Debtors. 

VI. Miscellaneous Provisions 
affecting Debts. 

1. Repayment in German 
Currency. 

2. Change of Creditor. 
3. Change of Debtor.  

Veuillez agréer, etc. 
signé: 

O. E. Niemeyer, 
Président du Comité A de la Con

-

férence des Dettes Extérieures alle

-

mandes. 

M. Hermann J. A b s . 

ANNEXE II 
[NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 4 au Rapport de la Conférence 
des Dettes Extérieures allemandes avec les 
modifications nécessaires pour assurer la con-
cordance des textes dans les trois langues. tin 
accord supplénrntaire conclu entre les parties, 
au titre de la présente Annexe, aprés la clôture 
de la Conférence est joint ci-après en Sous-
Annexe II Al 

Recommandations agréées pour 
le Règlement des Dettes finan

-

cières privées allemandes à 
moyen et long terme 

Table 
ARTICLES 

I. Introduction. 
II. Définitions. 

111. Description des dettes visées. 

IV. Détermination du montant dû. 

V. Modalités de règlement. 
1. Principal. 

2. Dettes en monnaies étran-
gères comportant une clause-
or. 

3. Dettes en monnaie allemande 
comportant une clause-or. 

4. Arriérés d'intérêt. 
5. Nouveau taux d'intérêt. 
6. Taux d'intérêt dans le cas de 

conversion effective. 

7. Modalités de paiement des 
intérêts. 

8. Modalités d'amortissement. 
9. Durée des emprunts. 

10. Remboursement des dettes de 
faible montant. 

11. Cas où le débiteur se trouve 
clans une situation financière 
difficile. 

12. Garanties. 
13. Fonds de réserve et d'amortis-

sement. 
14. Fourniture de devises étran-

gères. 
15. Défaut du débiteur. 
16. Modification des conditions 

de règlement. 

17. Affectation au bénéfice des 
débiteurs des concessions 
faites par les créanciers. 

VI. Dispositions diverses. 
1. Remboursements en monnaie 

allemande. 
2. Cession de créance. 
3. Cession de dette. 



VII. Verfahren für den Abschluß neuer 
Verträge. 

VIII. Vertretung der Gläubiger. 
IX. Schieds- und Vermittlungs-

ausschuß. 
X. Auslagen der Gläubiger, Gläubi-

gervertreter und anderer Perso-
nen. 

XI. Inkrafttreten. 

Artikel I 

Einleitung 
In diesen Empfehlungen sind die Be-

dingungen und die Verfahrensweise 
dargelegt, die für die Regelung der in 
Artikel III bezeichneten Schulden gel-
ten sollen. Die Empfehlungen bewir-
ken keine Änderung an den Bedingun-
gen der hier behandelten Schulden; 
vielmehr sollen zwischen dem einzel-
nen Schuldner und seinen Gläubigern 
nach Maßgabe dieser Empfehlungen 
neue Verträge abgeschlossen werden. 
In den neuen Verträgen bleiben die Be-
dingungen der bestehenden Verträge 
aufrechterhalten, soweit sie nicht im 
Rahmen dieser Empfehlungen durch Ab-
reden zwischen Gläubiger und Schuld-
ner geändert werden. 

Artikel II 

Begriffsbestimmungen 
Sofern der  Zusammenhang nicht eine 

and ere Auslegung erfordert, haben die 
nachstehenden in diesen Empfehlun-
gen verwendeten Begriffe folgende 
Bedeutungen: 

Ursprünglicher Vertrag. — Der im 
Zeitpunkt der Aufnahme der An-
leihe abgeschlossene Vertrag. 

Bestehender Vertrag — Der ur-
sprüngliche Vertrag; hat dieser 
eine echte Konversion oder meh-
rere echte Konversionen erfahren, 
so gilt als bestehender Vertrag 
derjenige, der sich aus der letzten 
echten Konversion ergeben hat. 

Echte Konversion. — Eine Änderung 
in den Bedingungen des Anleihe-
vertrages vor dem 9. Juni 1933; 
ferner eine Änderung, die an die-
sem Tage oder danach wegen ein-
getretener oder drohender Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners 
oder als Ergebnis freier Verhand-
lungen vorgenommen wurde. 

a) Bei Meinungsverschiedenheiten 
darüber, ob eine Änderung im 
Wege freier Verhandlungen 
vorgenommen wurde, ist zu 
vermuten, daß eine Abrede, bei 
der der deutsche Treuhänder 
für Feindvermögen den Gläu-
biger vertreten hat oder die 
sich lediglich aus der Annahme 
eines von dem Schuldner ge-
machten einseitigen Angebots 
durch den Gläubiger ergeben 
hat, nicht im Wege freier Ver-
handlungen zustandegekommen 
ist. 

b) Bei jeder Meinungsverschieden-
heit hat der Schuldner zu be-
weisen, daß die Konversion 
echt war. 

VII. Procedure for Negotiation of 
New Contracts. 

VIII. Creditor Representation. 
IX. Arbitration and Mediation 

Committee. 
X. Expenses of Creditors, Creditor 

Representatives and Others. 
XI. Entry into Force. 

Article I 

Introductory 
This Agreement establishes terms 

and procedures which are to govern 
the settlement of the debts described 
in Article III below. The Agreement 
does not in itself modify the terms of 
the debts to which it applies. Rather, 
it is contemplated that new contracts 
will be entered into between each 
debtor and his creditors pursuant to 
the provisions of this Agreement. The 
new contracts shall retain the terms 
of the existing contracts unless modi-
fied by arrangements between creditor 
and debtor within the framework of 
this Agreement. 

Article II 

Definitions 
Wherever used in this Agreement, 

the following terms shall, unless the 
context requires otherwise, have the 
meanings indicated below:— 

Original contract— the contract en-
tered into at the time the loan 
was first made. 

Existing contract—the original con-
tract, except in the case of a con-
tract which has been the subject 
of an effective conversion or 
conversions, in which case the 
existing contract is the contract 
resulting from the last effective 
conversion. 

Effective conversion-a change made 
in the terms of a loan contract 
before 9th June, 1933, or made on 
or after that date on account of 
the insolvency or threatened 
insolvency of the debtor or as a 
result of free negotation; provided 
that 

(a) in any dispute as to whether 
or not a change was freely 
negotiated it shall be pre-
sumed that any arrangement 
made where the German Cu-
stodian of Enemy Property 
represented the creditor, or 
which resulted from the mere 
acceptance by the creditor of 
a unilateral offer made by the 
debtor, was not freely nego-
tiated; 

(b) in any disputed case the bur-
den shall be on the debtor to 
prove that the conversion was 
an effective conversion; 

VII. Procédure de négociation des 
nouveaux contrats. 

VIII. Représentation des créanciers. 
IX. Comité d'arbitrage et de média-

tion. 
X. Dépenses des créanciers, re-

présentants des créanciers et 
autres personnalités. 

XI. Entrée en vigueur. 

Article I 

Introduction 
Le présent Accord établit les condi-

tions et les procédures applicables au 
règlement des dettes définies à 
L'Article III ci-dessous. Il ne modifie 
pas de lui-même les conditions des 
dettes en cause. Au contraire, il est 
envisagé que de nouveaux contrats 
seront conclus entre les débiteurs 
allemands et leurs créanciers respectifs, 
conformément aux dispositions du 
présent Accord. Les nouveaux contrats 
reprendront les conditions des contrats 
existants sauf dans la mesure où 
ceux-ci seraient modifiés par les 
arrangements conclus entre créancier 
et débiteur dans le cadre du présent 
Accord. 

Article II 

Définitions 
Dans le cadre du présent Accord, les 

expressions ci-dessous devront, sauf si 
leur contexte exige une autre inter-
prétation, être entendues comme suit: 

Contrat initial-le contrat conclu à 
l'époque où l'emprunt a pris nais-
sance. 

Contrat existant-le contrat initial, 
sauf lorsque ce contrat a fait l'objet 
d'une ou plusieurs conversions 
effectives, auquel cas l'expression 
contrat existant» doit s'entendre 

du contrat résultant de la dernière 
conversion effective. 

Conversion effective—toute modi-
fication des conditions d'un contrat 
d'emprunt est considérée comme 
conversion effective si elle a eu 
lieu avant le 9 juin 1933 exclu ou 
encore si elle a eu lieu après cette 
date pour tenir compte de l'insol-
vabilité survenue ou imminente du 
débiteur ou à la suite de libres 
négociations, sous réserve que: 

(a) dans tout litige sur le point de 
savoir si la modification a été 
librement négociée, la pré-
somption contraire sera adop-
tée si le créancier était repré-
senté à la négociation par le 
Séquestre allemand des biens 
ennemis ou si l'arrangement a 
résulté de la simple accepta-
tion par le créancier d'une 
offre unilatérale du débiteur; 

(b) dans tout litige le débiteur 
aura la charge de prouver que 
la conversion est une conver-
sion effective; 



c) Bei Kirchenanleihen gilt jede 
Konversion als echt. 

Gläubiger. — Dieser Begriff schließt 
auch Gläubigervertreter ein, die 
nach Artikel VIII dieser Regelungs-
bedingungen ernannt worden sind. 

Deutschland. — Das gesamte Gebiet 
des Deutschen Reichs nach dem 
Stande vom 1. Januar 1937. 

Ansässig in — mit gewöhnlichem 
Aufenthalt oder Sitz in; eine juri-
stische Person hat ihren Sitz in 
der Bundesrepublik Deutschland 
oder in Berlin (West), wenn sie im 
Handelsregister des betreffenden 
Gebietes eingetragen ist. 

Artikel III 
Unter diese Regelung fallende Schulden 

1. Diese Regelung ist auf alle außer-
halb Deutschlands emittierten Anlei-
hen oder aufgenommenen Kredite an-
zuwenden, sofern: 
a) die Anleihe oder der Kredit vor dem 

8. Mai 1945 gewährt wurde; und 
b) die Anleihe oder der Kredit nach 

dem ursprünglichen Vertrage für 
mindestens fünf Jahre gewährt 
wurde; und 

c) der Schulder eine Gesellschaft des 
bürgerlichen oder des Handels-
rechts, eine juristische Person, ein 
Verband, eine Firma, Bank, Wohl-

fahrtseinrichtung, eine sonstige 
nichtöffentliche Institution oder eine 
kirchliche Organisation ist; und 

d) der Schuldner am 1. Januar 1953 
oder in einem späteren Zeitpunkt, 
zu dem seine Gläubiger ein Rege-
lungsangebot verlangen, in der 
Bundesrepublik  Deutschland oder 
in Berlin (West) ansässig ist; und 

e) die  Anleihe oder der Kredit auf 
nichtdeutsche Währung oder auf 
deutsche Währung mit einer Devi-
sen-  oder Goldklausel lautet. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen 
des Absatzes 1 dieses Artikels findet 
diese Regelung keine Anwendung auf: 
i) die folgenden Schuldenkategorien, 

die eine gesonderte Behandlung er-
fordern: 
a) Schulden von Versorgungsbe-

trieben, clic im Gebiete der Stadt 
Berlin liegen und von ihr kon-
trolliert werden; 

b) Schulden gegenüber einer oder 
mehreren Personen, die mittel-
bar oder unmittelbar Eigentums-
rechte an dem Schuldner haben; 

c) Schulden aus Krediten, deren 
ursprüngliche Höhe, nach dein 

ara 1. Juli 1952 geltenden Wech-
selkurs umgerechnet, unter U.S.

S 40 000 betragen hat; 

d) Schulden aus den schweizerisch
-deutschen Abkommen vom 6. De-

cember 1920 und 25. März 1923 
(die sogenannten Frankengrund-
schulden) ; 

(c) in the case of Church loans, 
any conversion shall be con- 
sidered effective. 

Creditor—includes any creditors' 
representative designated pursu-
ant to the provisions of Article VIII 
of this Agreement. 

Germany—all territory within the 
German Reich on 1st January, 1937. 

Resident in-having ordinary resi-
dence (mit gewöhnlichem Auf-
enthalt oder Sitz) in; a juridical 
person shall be deemed to have its 
ordinary residence in the Federal 
Republic of Germany or Berlin 
(West) if it is entered in the 
Commercial Register in that terri-
tory. 

Article III 
Debts Covered 

1. The present Agreement applies to 
every bonded loan and to every non-
bonded loan issued or raised outside 
Germany, if— 

(a) the loan was made prior to 
8th May, 1945; and 

(b) under the original contract the 
loan was to run for a period of five 
years or more; and 

(c) the debtor is a corporation,  com

-

pany, association, firm, partner-
ship, bank, church, welfare insti-
tution, or other non-governmental 
institution; and 

(d) the debtor is, on 1st January, 1953, or 
on any later date when his cred-
itors request an offer of settle-
ment, resident in the German Fed-
eral Republic or in Berlin (\Vest); 
and 

(e) the loan is denominated in non-
German currency, or is denominat-
ed in German currency and con-
tains a non-German currency or 
gold clause. 

2. Notwithstanding the provisions of 
paragraph 1 of this Article, the present 
Agreement shall not be applicable to— 
(i) the following categories of debts, 

which require separate treat

-

ment:— 
(a) debts of public utilities located 

in and controlled by the City 
of Berlin; 

(h) debts owed by a debtor to any 
person or persons who, directly 
or indirectly, own such debtor; 

(c) debts in respect of loans the 
original amount of which, con-
verted at the exchange rate 
prevailing on 1st July, 1952, 

was less than U.S. 8 40,000; 

(cl) debts subject to the Swiss-
German Agreements of 6th De-
cember, 1920, and 25th March, 
1923 (the so-called Schweize 
Frankengrundschulden); 

(c) dans le cas des emprunts des 
églises, toute conversion sera 
considérée comme effective. 

Créancier—comprend tout représen-
tant de créanciers désigné en ap-
plication des dispositions de l'Ar-
ticle VIII du présent Accord. 

Allemagne—le territoire situé à l'in-
térieur des frontières du Reich alle-
mand au ler janvier 1937. 

Résider sur le territoire de Avoir 
sa résidence habituelle (mit ge-
wöhnlichem Aufenthalt oder Sitz) 
sur ce territoire; les personnes mo-
rales sont censées avoir leur rési-
dence habituelle sur le territoire 
de la République Fédérale d'Alle-
magne ou de Berlin (Ouest) lors

-

qu'elles sont inscrites au Registre 
du Commerce de ce territoire. 

Article III 
Description des dettes visées 

1. Le présent Accord est applicable 
à tous les emprunts obligataires et non 
obligataires émis ou contractés à l'ex-
térieur de l'Allemagne à condition: 

(a) que l'emprunt soit antérieur au 
8 mai 1945; 

(b) que la durée de l'emprunt prévue 
par le contrat initial soit égale ou 
supérieure à 5 ans; 

(c) que le débiteur soit une société de 
personnes ou de capitaux, une asso-
ciation, une entreprise, une banque, 
une église, une institution de bien-
faisance ou toute autre institution 
privée; 

(d) que, le 1er janvier 1953, ou à toute 
date ultérieure à laquelle ses cré-
anciers lui demanderont de faire 
une offre de règlement, le débiteur 
ait sa résidence sur le territoire de 
la République Fédérale allemande 
ou de Berlin (Ouest); 

(e) que l'emprunt soit, ou libellé en 
monnaie non allemande, ou libellé 
en monnaie allemande avec uhe 
clause d'option de change en 
monnaie non allemande ou une 
clause-or. 

2. Nonobstant les dispositions du 
paragraphe 1 du présent Article, le 
présent Accord n'est pas applicable: 
(i) aux catégories suivantes de dettes 

qui requirèrent un traitement spé

-

cial: 
(a) dettes des services publics de 

la Ville de Berlin situés sur son 
territoire et contrôlés par elle; 

(h) dettes envers la ou les person-
nes directement ou indirecte-
ment propriétaires de la per-
sonne morale débitrice; 

(c) dettes au titre des emprunts 
dont le montant initial, converti 
sur la base du taux de change 
en vigueur le ler juillet 1952, 
était inférieur à 40.000 dollars 
des Etats-Unis; 

(d) dettes visées par les Accords 
germano-suisses des 6 décem-
bre 1920 et 25 mars 1923 (dites 
«Schweizer Frankengrundschul-
den»); 



(ii) die Schulden der deutschschwei-
zerischen Grenzkraftwerke. Es be-
stehen drei Anleihen und zwei an-
dere Kredite, clic von deutschen Ge-
sellschaften an Schweizer Obliga-
tionäre und andere Gläubiger ge-
schuldet werden. Auf Grund beson-
derer Umstände, die mit dem Be-
trieb gemeinsamer Kraftwerke am 
Rhein zusammenhängen, ist die 
Regelung dieser Verbindlich-
keiten mit der Regelung noch 
anderer Angelegenheiten ver-
knüpft. In Anbetracht dieser Um-
stände wird die endgültige Rege-
lung (die im gegenwärtigen Zeit-
punkt noch nicht vereinbart wer-
den kann) unmittelbaren Verhand-
lungen zwischen der Schweiz und 
der Bundesrepublik Deutschland 
überlassen. Die Gläubiger erklären 
aber schon jetzt, daß sie bei dieser 
endgültigen Regelung für die ersten 
5 Jahre nach dem 1. Januar 1953 
keinen die Summe von 5 Millionen 
Schweizerfranken übersteigenden 
Jahresbetrag verlangen werden. 

3. Keine Schuld darf lediglich des-
halb ausgeschlossen werden, weil ein 
neuer Schuldner vor oder nach dem 

8. Mai 1945 auf Grund eines Gesetzes 
oder auf andere Weise die Haftung 
für sie übernimmt oder übernommen 
hat; z. B. darf keine Schuld eines dem 
Gesetz Nr. 27 der Alliierten Hohen 
Kommission „Neuordnung der deut-
schen Kohle-, Eisen- und Stahlindu-
strien" unterliegenden Unternehmens 
wegen der Übernahme dieser Schuld 
durch eine Einheits- bzw. Nachfolge-
gesellschaft ausgeschlossen werden. 

4. Diese Regelreg findet keine An-
wendung auf einzelne Schuldverschrei-
bungen oder Kupons, die auf Grund 
des deutschen Wertpapierbereini

-

gungsgesetzes vom 19. August 1949 
(Wirtschaftsgesetzbl. S. 295) und  des 
Bereinigungsgeseizes für deutsche Aus-
landsbonds vom August 1952 der Be

-

reinigung bedürfen, solange diese 
Schuldverschreibungen bzw. Kupons 
nach Maßgabe der Bestimmungen sol-
cher Gesetze oder von Regierungsab-
kommen, die mit dem Emissionsland 
im Hinblick auf ein derartiges Gesetz 
gegebenenfalls abgeschlossen werden, 
nicht bereinigt worden sind. 

5. Die Schulden der deutschen Ren-
tenbank-Kreditanstalt stellen aus ver-
schiedenen Gründen ein schwielges 
Problem dar. Infolge der Teilung 
Deutschlands sind die in den deutschen 
Ostgebieten investierten Vermögens

-

werte gegenwärtig der Verfügung 
durch die Bank entzogen; in entspre-
chendem Maße verringert sich die 
Höhe der unter diese Regelung fallen-
den Schulden, wie dies im einzelnen 
durch bestehende Verordnungen fest-
gelegt worden ist, wobei der Prozent-
satz in den einzelnen Fällen verschie-
den ist und zwischen 20% und 67% 
der ausstehenden Anleihen schwankt. 
Die deutschen Vertreter haben erklärt, 
daß es gegenwärtig nicht in der Macht 
der Bundesregierung steht, an diesem 
Zustand etwas zu ändern, der vor allem 
auf die einschlägigen gesetzlichen Be-
stimmungen über die Währungsumstel-
lung zurückzuführen ist. Sie sind aber  

(ii) the debts of the jointly owned 
German-Swiss Boundary power 
plants on the Rhine. There are 
outstanding three bonded loans 
and two non-bonded loans which 
are owed by German companies 
to Swiss bondholders and other 
creditors. Owing to certain special 
features relating to the operation 
of jointly-owned power plants 
along the Rhine, the settlement of 
these debts is bound up with other 
issues. Considering these circum-
stances, the final settlement (upon 
which it is impossible to agree at 
this time) is' left for direct nego-
tiations between Switzerland and 
the Federal Republic of Germany. 
However the creditors agree that, 
in negotiating such a settlement, 
they will not ask for payment of 
an annual amount exceeding 5 
million Swiss francs in the first 
five years after 1st January, 1953. 

3. No debt shall be excluded solely 
because a new debtor becomes or has 
become liable for it, by operation Jf 
law or otherwise, either before or after 
8th May, 1945. For example, no debt 
of an enterprise subject to Allied High 
Commission Law No. 27, "Reorgani-
sation of the German Coal and Iron 
and Steel Industries," shall be exclud-
ed by virtue of the assumption of 
such debt by unit or other successor 
companies. 

4. This Agreement shall not apply 
to individual bonds or coupons which 
require validation under the German 
Validation .Law of 19th August, 1949 
(Wirtschaftsgesetzbl. p. 295), and the 
German Validation Law for Foreign 
Bonds of August, 1952, until such bonds 
or coupons shall have been validated 
pursuant to the provisions of any such 
law and of any intergovernmental 
agreement which may be entered into 
with the country of issue respecting 
such law. 

5. The problem of the debts of the 
German Central Bank for Agriculture 
(Deutsche Rentenbank Kreditanstalt) is 
complicated by various factors. As a 
result of the partition of Germany the 
assets invested in East Germany are 
presently uncollectable by the Bank, 
and to that extent the amount of debt 
covered by this Agreement is reduced 
by varying amounts as fixed by 
existing regulations, the percentage 
being different in each case and 
ranging from 20 per cent, to 67 per 
cent. of the outstanding loans. The 
German representatives stated that the 
Federal Government do not at present 
have the power to alter this situation, 
which results in particular from the 
relevant regulations under the cur-
rency conversion legislation. They do 
agree that the Federal Government 
shall do everything in its power to 
facilitate the settlement of the debts 

(ii) aux dettes des usines hydro-élec-
triques frontalières du Rhin appar-
tenant conjointement àl'Allemagne 
et à la Suisse. Il subsiste trois em-
prunts obligataires et deux em-
prunts non obligataires dus par des 
sociétés allemandes à des porteurs 
suisses et à d'autres créanciers. Eu 
égard à certaines caractéristiques 
particulières inhérentes à la gestion 
d'usines électriques en propriété 
mixte, situées le long du Rhin, le 
règlement de ces dettes est lié à 
d'autres problèmes. Vu ces circon-
stances, leur règlement définitif 
(sur lequel il est actuellement im-
possible d'arriver à un accord) est 
réservé en vue d'être réglé par des 
négociations directes entre la Suisse 
et la République Fédérale d'Alle-
magne; les créanciers ont cepen-
dant convenu qu'au cours de la 
négociation de ce règlement ils ne 
revendiqueraient pas un montant 
annuel supérieur à 5 millions de 
francs suisses pour les cinq années 
suivant le ler janvier 1953. 

3. Aucune dette ne pourra être ex-
clue, pour le seul motif qu'un nouveau 
débiteur en devient ou en est devenu 
responsable, soit avant soit après le 
8 mai 1945, par l'application de la loi 
ou pour toute autre raison. Par exemple, 
les dettes des entreprises visées par la 
Loi 27 de la Haute Commission Alliée 
portant «Réorganisation des industries 
charbonnières et sidérurgiques alle-
mandes», ne pourront en aucun cas 
être exclues, motif pris de ce qu'elles 
auraient été reprises par les sociétés 
nouvelles ou autres sociétés ayant suc-
cédé à ces entreprises. 

4. Le présent Accord n'est pas appli-
cable aux obligations et coupons qui 
doivent faire l'objet d'une validation 
aux termes de la loi allemande de vali-
dation du 19 août 1949 (Wirtschafts-
gesetzblatt, page 295) et de la loi alle-
mande de validation des valeurs mobi-
lières étrangères d'août 1952, tant que 
ceux-ci n'auront pas été validés con-
formément aux dispositions de toute 
loi de l'espèce ou de tout accord inter-
gouvernemental. qui pourrait être 
co nc lu à te sujet avec le pays où 
l'emprunt a été émis. 

5. Pour diverses raisons les dettes de 
la Banque Centrale allemande pour 
l'Agriculture (Deutsche Rentenbank 
Kreditanstalt) posent un problème par-
ticulièrement complexe. Du fait de 
la division du territoire allemand, la 
Banque se trouve temporairement dans 
l'impossibilité de recouvrer ses élé-
ments d'actif investis en Allemagne 
Orientale, et dans tette mesure, le 
montant de la dette couverte par le 
présent Accord a, en conséquence, subi 
diverses réductions fixées par les 
règlements en vigueur, le pourcentage 
de réduction, différent dans chaque 
cas particulier, variant de 20 à 67% du 
montant des emprunts existants. Les 
représentants allemands ont déclaré 
qu'il n'était pas pour le moment au 
pouvoir du Gouvernement Fédéral de 
modifier cette situation, qui résulte en 
particulier des règlements pris dans le 
cadre des lois de conversion monétaire. 



damit einverstanden, daß die Bundes-
regierung alles tun soll, um die Rege-
lung der Schulden der Bank und die 
Bezahlung der Zins- und Tilgungsraten 
nach Maßgabe der genannten Gesetze 
und Verordnungen zu erleichtern. 

Die Gläubigervertreter behalten den 
von ihnen vertretenen Gläubigern das 
Recht vor, jede Möglichkeit des Vor-
gehens wahrzunehmen, um eine Rege-
lung abzuändern, die nach ihrer Auf-
fassung ihre Interessen beeinträchtigt 
und einzelne Gläubigergruppen diskri-
miniert. 

Es besteht Einverständnis darüber, 
daß die Bank für die durch Vermögens-
werte in Ostdeutschland gesicherten 
Verbindlichkeiten haftbar bleibt und 
daß sie die Bedienung dieser Verbind-
lichkeiten wieder aufnehmen wird, 
wenn ihr diese Vermögenswerte wie-
der zur Verfügung stehen. 

Bei verschiedenen anderen Institu-
ten in ähnlicher Lage sollen die 
gleichen Grundsätze Anwendung fin-
den. 

6. Bei der Behandlung der Kali-An-
leihe nach diesen Regelungsbedingun-
gen müssen die Besonderheiten dieser 
Anleihe berücksichtigt werden. 

Artikel IV 

Höhe der ausstehenden Schuldbeträge 
1. Der ausstehende Betrag jeder 

Schuld besteht aus dem noch nicht zu-
rückbezahlten Kapitalbetrag und aus 
allen bis zum 1. Januar 1953 geschulde-
ten und noch nicht gezahlten Zinsen, 
wobei diese Zinsen ohne Zinseszinsen 
zu dem in dem bestehenden Vertrag 
festgelegten Satz berechnet werden, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Verbind-
lichkeit vor diesem Datum fällig war 
und ohne Rücksicht auf die Folgen 
eines vor diesem Datum nach den Be-
stimmungen des bestehenden Vertra-
ges eingetretenen Verzugs. 

2. Ein Betrag ist unbezahlt im Sinne 
von Absatz 1, wenn er bisher nicht in 
die Hände des Gläubigers gelangt und 
von ihm nicht ausdrücklich oder still-
schweigend als Zahlung angenommen 
worden ist. Hat der Gläubiger Fundie-
rungsschuldverschreibungen Scrips 
oder Bargeld von der Konversionskasse 
angenommen, so sind dadurch alle die-
jenigen Verbindlichkeiten, oder Teil-
beträge davon, bezahlt, für die der 
Gläubiger diese Leistungen angenom-
men hat. 

Artikel V 

Regelungsbedingungen 

1. Kapitalbetrag 

Der ausstehende Kapitalbetrag soll 
nicht herabgesetzt werden. 

2. Schulden in ausländischer Währung 
mit Goldklauseln 

(a) Gold-Dollar oder Gold-Schweizer-
franken: 

of the Bank and the payment of 
interest and amortisation as provided 
under the said Laws and Regulations. 

The creditors' representatives re-
serve the right of the creditors to take 
such action as may be open to them to 
rectify what they consider to be a 
settlement prejudicial to and discrimi-
natory as between different classes of 
creditors. 

It is understood that the Bank re-
tains its liability to the creditors in 
respect of the indebtedness secured by 
assets in East Germany and will ser-
vice that liability as and when those 
assets become available to it. 

There are several other institutions 
in a similar position where the same 
principles should be applied. 

6. In dealing with the Potash Loan 
in any plan of settlement under the 
provisions of this Agreement, there 
will need to be considered the special 
features of this loan. 

Article IV 

Outstanding Amount of Debt 
1. The outstanding amount of any 

debt is the unpaid principal and all 
unpaid interest due up to 1st January, 
1953, such interest to be computed as 
simple interest at the rate established 
in the existing contract, regardless of 
whether the debt has matured before 
that date and regardless of the effect 
of any default under the existing con-
tract prior to that date. 

2. An amount is unpaid within the 
meaning of paragraph 1 of this Article 
if it has not been received and ac-
cepted expressly or implicitly by the 
creditor, Acceptance by the creditor 
of funding bonds, scrip or cash from 
the Konversionskasse constitutes pay-
ment of_ any debt, or of any part of a 
debt, in respect of which they were 
accepted. 

Article V 

Settlement Terms 

1. Principal 

There shall be no reduction in the 
outstanding principal amount. 

2. Foreign Currency Debts with Gold 
Clauses 

(a) Gold dollars and gold Swiss francs. 

Il est cependant convenu que le 
Gouvernement Fédéral fera tout son 
possible pour faciliter le règlement des 
dettes de la Banque et les paiements 
d'intérêt et d'amortissement prévus par 
les Lois et règlements susvisés. 

Les représentants des créanciers 
réservent le droit de ces derniers de 
faire appel à toutes les voies de 
recours qui pourraient leur être 
ouvertes pour obtenir la modification 
d'un règlement qu'ils considèrent 
comme préjudiciable à leurs intérêts et 
de nature à créer une discrimination 
entre les différentes catégories de 
créanciers. 

Il est entendu que la Banque reste 
responsable envers ses créanciers des 
dettes garanties par des avoirs situés 
en Allemagne orientale, et qu'elle 
reprendra le service de ces dettes dès 
que ces avoirs seront de nouveau à sa 
disposition. 

Plusieurs autres institutions ana-
logues devront recevoir application 
des mêmes principes. 

6. Lorsque le cas de l'Emprunt alle-
mand de la Potasse sera traité dans le 
cadre de tout Plan de règlement 
élaboré en application du présent 
Accord, les caractéristiques parti-
culières de cet emprunt devront être 
prises en considération. 

Article IV 

Détermination du montant dû 
1. Le montant dû au titre d'une dette 

quelconque visée par le présent Accord 
comprend le principal et tous les 
arriérés d'intérêt impayés au ler 
janvier 1953. Les arriérés d'intérêt 
seront calculés comme des intérêts 
simples, sur la base du taux prévu par 
le contrat existant et sans égard à 
l'arrivée éventuelle de la dette à 
échéance avant cette date, ni aux 
conséquences, dans le cadre du contrat 
existant, de tout défaut antérieur à 
cette date. 

2. Est considéré comme impayé au 
sens du paragraphe 1, tout montant 
qui n'a pas été reçu et accepté expres-
sément ou implicitement par le 
créancier. L'acceptation par ce dernier 
de bons de consolidation, de certificats 
ou de versements en espèces remis par 
la Konversionskasse est considérée 
comme emportant paiement de la dette 
ou de la fraction de la dette au titre de 
laquelle ces bons, certificats ou verse-
ments ont été acceptés. 

Article V 

Modalités de règlement 
1. Principal 

Le principal des dettes dues ne 
subira aucune réduction. 

2. Dettes en monnaies étrangères 
comportant une clause-or 

(a) Dollar-or et franc suisse-or. 



Auf Gold-Dollar oder Gold-Schwei-
zerfranken lautende Schulden sind 
in Verhältnis von 1 Gold-Dollar = 
1 Dollar US-Währung und 1 Gold-
Schweizerfranken = 1 Franken 
Schweizer-Währung umzurechnen. 
Die neuen Verträge lauten auf 
Währungs-Dollar oder Währungs-
Schweizerfranken. 

(b) Andere Währungen mit Gold-
klauseln: 
Andere Schulden mit Goldklauseln 
(ausgenommen auf deutsche Wäh-
rung lautende Schulden mit Gold-
klauseln — vgl. Ziffer 3) sind nur 
in der Währung des Landes zahl-
bar, in dem die Anleihe aufge-
nommen worden oder die Emission 
erfolgt ist (im folgenden als "Emis-
sions-Währung" bezeichnet). Der 
geschuldete Betrag wird als Ge-
genwert eines Dollarbetrages nach 
dem zur Zeit der Fälligkeit der 
Zahlung maßgebenden Wechsel-
kurs errechnet. Dieser Dollarbe-
trag wird dadurch ermittelt, daß 
der Nennwert des Schuldbetrages 
in der Emissionswährung zu dem 
im Zeitpunkt der Aufnahme oder 
Emission der Anleihe maßgeben-
den Wechselkurs in US-Dollar um-
gerechnet wird. Der so errechnete 
Betrag in der Emissionswährung 
darf jedoch nicht niedriger sein, 
ais wenn er zu dem am 1. August 
1952 maßgebenden Wechselkurs 
errechnet würde. 

3. Verbindlichkeiten in deutscher Wäh-
rung mit Goldklauseln 

(a) Es besteht Übereinstimmung dar-
über, daß solche in Goldmark oder in 
Reichsmark mit Goldklausel ausge-
drückten Geldforderungen des Kapital-
verkehrs und Hypotheken, die spe-
zifisch ausländischen Charakter tragen, 
auf D-Mark im Verhältnis 1 : 1 umge-
stellt werden sollen. 

(b) Die Feststellung der einen spe-
zifisch ausländischen Charakter dar-
stellenden Merkmale bei derartigen 
Geldforderungen wird in weiteren Ver-
handlungen erörtert werden.(') Die 
Verhandlungspartner behalten sich 
ihre Stellungnahme zu der Frage, in 
welchen Fällen und in welcher Weise 
der hier festgestellte Grundsatz durch-
geführt werden kann, zunächst vor. Es 
bleibt der Deutschen Delegation über-
lassen zu entscheiden, wie die zu fin-
dende Lösung in den Rahmen der deut-
schen Gesetzgebung über die Wäh-
rungsreform und den Kriegs- und Nach-
kriegslastenausgleich eingefügt werden 
kann. 

(c) Die erwähnten Verhandlungen 
zwischen einer deutschen Delegation 
und den Vertretern der Gläubiger sol-
len bis spätestens 31. Oktober 1952 
stattfinden. 

4. Rückstündige Zinsen 
Vorbehaltlich der Bestimmungen in 

Ziffer 6 sind zwei Drittel der bis zum 
1. Januar 1953 nicht bezahlten Zinsen 
zu fundieren und ein Drittel zu strei-
chen. Diese fundierten Zinsen zusam- 

(I) Siehe jetzt Anlege VII 

In the case of debts expressed in 
gold dollars or gold Swiss francs, 
the debts shall be computed on the 
basis of 1 currency dollar equal-
ling 1 gold dollar and 1 currency 
Swiss franc equalling 1 gold Swiss 
franc, and the new contracts shall 
be expressed in currency dollars 
or currency Swiss francs respect-
ively. 

(b) Other currencies with gold clauses. 

In the case of other debts with 
gold clauses (excluding German 
currency debts with gold clauses 
— see paragraph 3 below) the 
amounts due shall be payable only 
in the currency of the country in 
which the loan was raised or the 
issue was made (below referred to 
as "the currency of issue"), the 
amount due being computed as 
the equivalent at the rate of ex-
change when the amount is due 
for payment of a sum in U.S. dollars 
which shall be arrived at by con-
verting the amount of the obli-
gation expressed in the currency 
of issue into U.S. dollars at the 
rate of exchange ruling when the 
loan was raised or the issue made. 
The amount of currency of issue 
so reached shall, however, not be 
less than if it were computed at 
the rate of exchange current on 
1st August, 1952. 

3. German Currency Debts with Gold 
Clauses 

(a) The principle is accepted that 
such financial debts and mortgages, 
expressed in Goldmarks or in Reichs-
marks with a gold clause, as had a 
specific foreign character shall be con-
verted into Deutsche Mark at the rate 
of 1 Goldmark, or 1 Reichsmark with 
a gold clause,— 1 Deutsche Mark. 

(b) The definition of the criteria 
constituting the specific foreign char-
acter of the above indebtedness shall 
be the subject of further negotiation. ( 1 ) 
Both sides reserve their position as 
to the question in which cases and in 
which way the above principle can be 
implemented. It shall lie with the Ger-
man Delegation to decide how the 
solution arrived at con be fitted into 
the framework of the German laws on 
currency reform and on the equalisa-
tion of war and post-war burdens. 

(c) The above-mentioned negotia-
tion between a German delegation and 
creditor delegates shall take place not 
later than 31st October, 1952. 

4. Arrears of Interest 
Subject to the provisions of para-

graph 6 below, two-thirds of the un-
paid interest to 1st January, 1953, shall 
be funded and one-third waived. Such 
funded interest together with the 

(') See now Annex VII. 

Les dettes libellées en dollars-or 
ou francs suisses-or seront cal-
culées à raison d'un dollar courant 
pour un dollar-or et d'un franc 
suisse courant pour un franc suisse-
or, et les nouveaux contrats seront 
libellés, suivant le cas, en dollars 
courants ou en francs suisses 
courants. 

(b) Autres devises avec clause-or. 

Pour les autres dettes avec 
clause-or (à l'exception des dettes 
en monnaie allemande avec clause-
or—voir paragraphe 3 ci-dessous) 
les sommes dues seront payables 
seulement dans la monnaie du pays 
clans lequel l'emprunt a été con-
tracté ou émis (cette monnaie est 
désignée ci-après par l'expression 

«monnaie d'émission»). Le mon-
tant dû sera calculé à la contre-
valeur, sur la base du taux de 
change en vigueur à l'époque 
de l'échéance, de la somme 
en dollars américains obtenue 
en convertissant en dollars 
américains le montant de l'obliga-
tion, exprimé dans la monnaie 
d'émission, sur la base du taux en 
vigueur à l'époque du contrat ou 
de l'émission. Le montant en 
monnaie d'émission ainsi obtenu ne 
pourra cependant être inférieur A 
ce qu'il aurait été sur la base du 
taux de change en vigueur le ler 
août 1952. 

3. Dettes en monnaie allemande com-
portant une clause-or 
(a) le principe est admis que les 

dettes financières et hypothèques de 
l'espèce, libellées en mark-or ou en 
Reichsmark avec une clause-or, et 
présentant un caractère spécifiquement 
étranger devront être converties en 
Deutschemark au taux de 1 mark-or-
ou un Reichsmark avec clause-or-
pour 1 Deutschemark; 

(b) la définition des critères appli-
cables pour décider du caractère 
spécifiquement étranger des dettes 
ci-dessus fera l'objet de négociations 
ultérieures.(') Les deux parties réser-
vent leur position quant à la détermina-
tion des cas dans lesquels le principe 
ainsi établi pourra être appliqué ainsi 
que de ses modalités d'application. Il 
appartiendra à la Délégation allemande 
de décider de quelle manière la solu-
tion qui sera trouvée pourra être 
insérée dans le cadre des lois alle-
mandes sur la réforme monétaire et 
sur la péréquation des charges nées 
de la guerre ou de l'après-guerre; 

(e) les négociations prévues à l'alinéa 
ci-dessus entre une Délégation alle-
mande et des représentants de 
créanciers auront lieu avant le 31 oc-
tobre 1952 au plus tard. 

4. Arriérés d'intérêts 
Sous réserve des dispositions du 

paragraphe 6 ci-dessous, les deux tiers 
des intérêts impayés au ler janvier 
1953 seront consolidés, le troisième 
tiers étant annulé. Les intérêts con- 

(1) Voir l'Annexe VII. 



men mit dem noch nicht zurückbezahl-
ten Kapitalbetrag stellen den neuen  
Kapitalbetrag dar.  

5. Neuer Zinssatz  
Vorbehaltlich der Bestimmungen in  

Ziffer 6 beginnt die Verzinsung am  
1. Januar 1953 ohne Rücksicht auf das  
Datum, an dein der neue Vertrag ge-
mali diesen Regelungsbedingungen ab-
geschlossen wird, und zwar in einer  
Höhe von 75 % des in dem bestehenden 
Vertrage vorgesehenen Zinssatzes, Der 
neue laufende Zinssatz darf jedoch bei 
in Schuldverschreibungen verbrieften 
Schulden 5 1/4% und bei anderen Schul-
den 6 % nicht überschreiten. Der Min-
destsatz beträgt 4 %; ist in dem be-
stehenden Vertrage ein Zinssatz von  
weniger als 4 % vorgesehen, so bleibt  
es dabei.  

6. Zinssatz in Fällen einer echten Kon-
version  
Bei Schulden, die Gegenstand einer  

echten Konversion waren, hat der  
Schuleiner nach seiner Wahl entweder  

(a) alle am. 1. Januar 1953 noch nicht  
bezahlten und auf Grund des be-
stehenden Vertrages ausstehenden  
Zinsen zu fundieren und von die

-

sein Tage an Zinsen zum vollen  
Satz des bestehenden Vertrages zu  
bezahlen, oder  

(b) die noch nicht bezahlten Zinsen  
so zu fundieren und die neuen  
Zinsen so zu bezahlen, als wenn  
der ursprüngliche Vertrag noch in  

Kraft. und Ziffer 4 und 5 dieses  
Artikels anwendbar wären.  

7. Zinsen  
Die Zinsen für den  ans  1. Januar 1953  

beginnenden Zeitraum sind mindestens  
halbjährlich zahlbar. Ist der neue Ver-
trag nicht bis zum 1. Januar 1954  
geschlossen, so ist eine entsprechende  
Anpassung vorzunehmen, wenn dem  
Schuldner nicht zugemutet werden  
kann, alle für den Zeitraum zwischen  
dem 1. Januar 1953 und dem Zeitpunkt  
des Abschlusses des neuen Vertrages 

 fällig gewordenen Zinsen auf einmal  
zu bezahlen.  

8. Tilgung  
(a) Von 1958 bis 1962 sind jährliche  

Tilgungszahlungen zu einem Jahres-
satz von 1 % des neuen Kapitalbetra-
ges und danach bis zum Fälligkeits-
termin zu einem Jahressatz von 2 %  

dieses neuen Kapitalbetrages zu lei-
sten. Die Tilgungsbeträge für jedes 
auf chas Jahr 1958 folgende Jahr er-
höhen sich jeweils um den auf das be-
treffende Jahr entfallenden Zinsbetrag 
auf die in den vorausgegangenen Jah-
ren getilgten Teile der Schuld, nicht 
jedoch für diejenigen Teile der Schuld, 
die durch Zahlungen nach Maßgabe des 
Unterabsatzes ( cl ) getilgt worden sind. 

(b) Tilgungszahlungen sind zu dem 
Termin der ersten Zinszahlung in je-
dem Jahr zu leisten. Fällt der Termin 
tier ersten Zinszahlung im Jahre 1958 
nicht auf den 1. Januar, so ist die erste 
Tilgungszahlung für den Zeitraum vom 
1. Januar 1957 bis zu diesem Zinszah-
lungstermin zu berechnen ;  der gleiche  

unpaid principal shall constitute the 
new principal amount. 

5. Future Rate of Interest 
Subject to the provisions of para-

graph 6 below, interest shall run from 
1st January, 1953, irrespective of the 
date when the new contract is entered 
into pursuant to this Agreement, at 75 
per cent. of the rate of interest provid-
ed for in the existing contract. Such 
new current rate of interest, however, 
shall not exceed 5 1 /4 per cent. on 
bonded debts and 6 per cent. on non-
bonded indebtedness, nor shall it be 
below 4 per cent., except that in cases 
where the interest rate provided for 
in the existing contract is below 4 per 
cent. the rate provided for in the 
existing contract shall be paid. 

6. Interest Rate in Cases where there  
has been an  Effective  Conversion  

In the case of any debt which has 
been the subject of an effective conver-
sion the debtor shall elect either— 

(a) to fund all unpaid interest outstand-
ing under the existing contract to 
1st January, 1953, and to pay 
interest from that date at the full 
rate provided in the existing con-
tract, or 

(b) to fund unpaid interest and to pay 
future interest as though the origi-
nal contract were still in force and 
paragraphs 4 and 5 of this Article 
were applicable. 

7. Payment of Interest 
Interest for the period beginning 

1st January, 1953, shall be payable at 
least semi-annually. Appropriate ad-
justment shall be made in any case 
where the new contract is not entered 
into until after 1st January, 1954, if 
the debtor cannot reasonably be  

expected to pay at once all interest 
due in respect of the period between 
1st January, 1953, and the date the 
new contract is entered into. 

8. Amortisation Payments 
(a) Amortisation shall be paid 

annually from 1958 to 1962 at an annual 
rate of 1 per cent. of the new principal 
amount and thereafter until the matur-
ity date at an equal rate of 2 per cent. 
of such new principal amount. 
Amortisation payments for each year 
after 1958 shall be increased by the 
amount of one year's interest on all 
debt retired by means of the amortisa-
tion payments for previous years ex-
cluding, however, debt retired by 
means of payments made pursuant to 
sub-paragraph (d) below. 

(h) Amortisation payments shall be 
made on the first interest payment 
date in any given year.  If  the first 
interest payment date in 1958 does not 
fall on 1st January, the first amortisa-
tion payment shall be calculated for 
the period from 1st January, 1957, to 
such interest payment date, and the  

solides s'ajouteront au montant du 
principal impayé pour constituer le 
nouveau principal. 

5. Nouveau taux d'intérêt 
Sous réserve des dispositions du 

paragraphe 6 ci-dessous les intérêts 
recommenceront à courir à compter du 
ler janvier 1953, quelle que soit la 
date à laquelle le nouveau contrat 
sera conclu en application du présent 
Accord. Leur taux sera fixé à 75", o du 
taux d'intérêt prévu dans le contrat 
existant. Toutefois, ce nouveau taux 
courant d'intérêt ne devra pas dépasser 
5 1 /4% pour les dettes obligataires et 
6% pour les dettes non obligataires, 
ni être inférieur à 4%, sauf lorsque le 
taux prévu dans le contrat existant est 
lui-même inférieur à ce chiffre, auquel 
cas c'est ce dernier taux qui devis être 
utilisé. 

6. Taux d'intérêt dues le cas de con-
version effective 

Lorsque la dette aura fait l'objet 
d'une conversion effective, le débiteur 
devra, à son choix, 

(a) soit consolider tous les intérêts 
impayés au 1er janvier 1953, sur la 
base du taux prévu dans le contrat 
existant, et verser, à partir de la 
même date, un intérêt calculé sur 
la base de l'intégralité du taux 
prévu dans ce contrat; 

(b) soit consolider les intérêts impayés 
et verser pour l'avenir un intérêt 
courant, comme si le contrat initiai 
était encore en vigueur et comme 
si les paragraphes 4 et 5 du présent 
article étaient applicables. 

7. Modalités de paiement des intérêts 
Les intérêts afférents à la période 

commençant le ler janvier 1953 seront 
payables en deux versements se-
mestriels au minimum. Il sera procédé 
aux ajustements nécessaires dans tous 
les cas où, le nouveau contrat n'ayant 
été conclu qu'après le ler janvier 1954, 
il ne pourra raisonnablement être de-
mandé au débiteur de payer immédia-
tement la totalité des intérêts échus 
entre le ler janvier 1953 et la date d 
la conclusion du nouveau contrat. 

8. Modalités d'amortissement 
(a) L'amortissement s'effectuera au 

moyen d'annuités égales, de 1958 à 
1962, à 1% du nouveau montant en 
principal, et à compter de 1962 jusqu'à 
la date de l'échéance finale, à 2% de 
ce nouveau montant en principal. 
Après 1958, l'annuité d'amortissement 
s'augmentera du montant annuel des 
intérêts afférents à la fraction de la 
dette déjà amortie au cours des années 
précédentes, à l'exclusion toutefois de 
la fraction amortie dans les conditions 
prévues à l'alinéa (d) ci-dessous. 

(b) L'amortissement sera effectué 
chaque année à la date d'échéance du 
premier versement d'intérêt afférent à 
l'année en cours. Au cas où le premier 
janvier 1958 ne coïnciderait pas avec la 
date d'échéance du premier versement 
d'intérêt, la première annuité d'amortis-
sement couvrira la période allant du 



Grundsatz gilt, wenn der Zinssatz von 
2 % zur Anwendung kommt. 

(c) Alle Tilgungszahlungen sind zur 
Herabsetzung des neuen Kapitalbetra-
ges zu verwenden. Bei Schuldverschrei-
bungen sind die Tilgungszahlungen zur 
Einlösung der Schuldverschreibungen 
durch Auslosung zu Pari oder zum 
Nennwert zu verwenden, es sei denn, 
daß zwischen dem Schuldner und sei-
nen Gläubigern etwas anderes verein-
bart ist. 

(d) Solange der Schuldendienst ent-
sprechend dem neuen Vertrag durchge-
führt wird, kann der Schuldner zusätz-
liche Tilgungen in jeder Weise vor-
nehmen, auch durch Ankauf von 
Schuldverschreibungen am offenen 
Markt oder auf sonstige Weise. 

9. Fülligkeit 
In den neuen Verträgen sind Lauf-

zeiten von mindestens 10 Jahren und 
höchstens 25 Jahren vorzusehen, ge-
rechnet vom 1. Januar 1953. Die neue 
Laufzeit muß zwischen dem Schuldner 
und seinen Gläubigern vereinbart wer-
den. Der Schuldner soll innerhalb der 
oben bezeichneten Grenzen die kür-
zeste Laufzeit anbieten, die seiner be-
sonderen Lage angemessen ist. 

Es ist vorgesehen, Industrieschuld-
nern, Banken und kirchlichen Organi-
sationen Laufzeiten von 10 bis 15 Jah-
ren, in Ausnahmefällen bis zu 20 Jah-
ren, zu gewähren. Versorgungsbetriebe 
und Grundstoffindustrien dürfen je-
doch die Laufzeiten auf 20 Jahre, kei-
nesfalls aber auf mehr als 25 Jahre, 
verlängern. Bei nicht in Schuldver-
schreibungen verbrieften Schulden soll 
die normale Laufzeit 10 Jahre betragen. 

10. Rückzahlung kleiner Schuldbetäge 

Ist der ausstehende Betrag einer 
Schuld sehr klein oder im Verhältnis 
zur Höhe der ursprünglichen Anleihe 
gering, so können eine frühere Rück-
zahlung und endgültige Regelung des 
Gesamtbetrages einer solchen Verbind-
lichkeit einschließlich der Zinsrück-
stände ohne Rücksicht auf die Bestim-
mungen von Ziffer 8 und 9 dieses Ar-
tikels vereinbart werden. 

11. Haltefülle 

Ist durch außergewöhnliche Um-
stände—einschließlich von, jedoch nicht 
beschränkt auf, Vermögensverluste in 
Deutschland außerhalb der Bundes-
republik und von Berlin (West) — die 
finanzielle Lage eines Schuldners so 
beeinträchtigt, daß es ihm unmöglich 
oder nicht zumutbar ist, ein Angebot 
auf Abschluß eines neuen Vertrages 
zu den in dieser Regelung nieder-
gelegten Bedingungen zu machen, so 
bleibt es Schuldnern und Gläubigern 
unbenommen, die wegen der besonde-
ren Umstände für erforderlich erachte-
ten Änderungen zu vereinbaren.  

same principle shall apply when the 
annual rate of 2 per cent. comes into 
operation. 

(c) All such amortisation shall be 
applied to the reduction of the new 
principal amount. In the case of bond 
issues the amortisation payments shall 
be applied to the retirement of bonds 
through call by lot at the par or face 
value unless otherwise agreed between 
the debtor and his creditors. 

(d) As long as the service is main-
tained in accordance with the new 
contract, additional amortisation may 
be made by the debtor in any manner, 
including acquisition of bonds whether 
in the open market or otherwise. 

9. Maturity 
The new contract shall establish a 

maturity date not less than 10 years 
nor more than 25 years from 1st 
January, 1953. The new maturity date 
must be agreed upon between the debt-
or and his creditors. The debtor 
should offer the earliest maturity date, 
within the above limits, which is 
practicable in view of his particular 
circumstances. 

It is contemplated that maturities of 
10 to 15 years, or in exceptional cases 
up to 20 years, should be accorded to 
industrial debtors, banks and churches; 
public utilities and basic industries, 
however, may extend their maturities 
to 20 years, but not in excess of 25 
years in any case; and in the case of 
non-bonded debt the normal maturity 
shall be 10 years. 

10. Repayment of Small Amounts of 
Indebtedness 

Wherever the outstanding amount 
of a debt is very small or is small 
compared to the amount of the 
original loan, agreements may be 
entered into for an earlier repayment 
and final disposition of the entire 
amount of such indebtedness and 
arrears of interest without regard to 
the provisions of paragraph 8 and 9 of 
this Article. 

11 Hardship Cases 

Wherever owing to extraordinary 
circumstances, including but not li-
mited to a loss of assets in Germany 
outside the Federal Republic of Ger-
many and Berlin (West), affecting the 
financial position of a debtor, it becomes 
impossible or impracticable for him to 
make an offer for a new contract on 
the terms specified in this Agreement, 
agreements between the debtor and 
his creditors making such adjustments 
as may be deemed necessary in the 
light of the particular circumstances 
shall not be precluded.  

ler janvier 1957 la date d'échéance 
du premier versement d'intérêt. Le 
même principe sera appliqué lorsque 
l'annuité sera portée à 2N. 

(c) Tous les versements au titre de 
l'amortissement seront affectés à la 
réduction du nouveau montant en 
principal. Dans le cas des emprunts 
obligataires, l'annuité d'amortissement 
sera utilisée au rachat au pair ou à la 
valeur faciale d'obligations désignées 
par la voie d'un tirage au sort, sauf 
convention contraire entre le débiteur 
et ses créanciers. 

(d) Aussi longtemps que le service 
sera poursuivi conformément aux 
dispositions du nouveau contrat, le 
débiteur pourra procéder à des amortis-
sements supplémentaires par le moyen 
de son choix et, notamment, par rachat 
en bourse ou par acquisition d'obliga-
tions dans toutes autres conditions. 

9. Durée des emprunts 
Les nouveaux contrats prévoiront le 

remboursement total des emprunts 
dans un délai compris entre 10 ans au 
minimum et 25 ans au maximum à 
compter du 1er janvier 1953. La nou-
velle date d'échéance devra être fixée 
par accord entre le débiteur et ses 
créanciers. Dans les limites ci-dessus, 
le débiteur devrait proposer la date de 
remboursement la plus rapprochée pos-
sible, compte tenu de sa situation par-
ticulière. 

Il est envisagé qu'un délai de rem-
boursement compris entre 10 et 15 ans, 
et pouvant dans certains cas exception-
nels aller jusqu'à 20 ans, sera accordé 
aux débiteurs de l'industrie, aux 
banques et aux églises. Les services 
publics et les industries de base pour-
ront toutefois porter le délai à 20 ans, 
mais sans pouvoir dépasser 25 ans en 
aucun cas. Dans le cas des dettes non 
obligataires, le délai normal de rem-
boursement sera de 10 ans. 

10 Remboursement des dettes rie faible 
montant 

Dans tous les cas où le montant 
restant dû sur une dette particulière 
est très faible, ou est faible par rapport 
au montant initial de l'emprunt, des 
accords pourront être conclus en vue 
du remboursement anticipé et de la 
liquidation définitive du montant tot il 
de la dette et des arriérés d'intérêt, 
sans qu'il soit tenu compte des dispo-
sitions des paragraphes 8 et 9 du pré

-

sent article. 

11. Cas où le débiteur se trouve dans 
une situation financière difficile 

Dans tous les cas oit, en raison de 
circonstances extraordinaires affectant 
la situation financière d'un débiteur 
particulier—y compris, par exemple, 
la perte d'éléments d'actif situés en 
Allemagne mais hors du territoire de 
la République Fédérale d'Allemagne 
ou de Berlin (Ouest)—il sera, matérielle-
ment ou pratiquement, impossible 
à ce débiteur de proposer un nouveau 
contrat selon les modalités prévues 
dans le présent Accord, rien n'em-
pêchera le débiteur intéressé de con-
clure avec ses créanciers un accord 
comportant les ajustements qui pour-
raient être réputés nécessaires, compte 
tenu des circonstances particulières à  
son cas d'espèce. 



12. Sicherheiten 
Soweit nicht gesetzliche Vorschriften 

entgegenstehen, bleiben die in den 
bestehenden Verträgen für Pfandrech-
te, Sicherheiten und sonstige Siche-
rungen zum Schutze der Gläubiger vor-
gesehenen Bestimmungen in Kraft; so-
weit jedoch die auf Grund des beste-
henden Vertrages gestellten Sicherhei-
ten nach Art oder Umfang dem neuen 
Kapitalbetrag der Schuld oder den bei 
Abschluß des neuen Vertrages herr-
schenden Umständen nicht mehr ent-
sprechen, kann der Schuldner eine 
Änderung der Art und des Umfanges 
der Sicherheit vorschlagen; die von 
dem Schuldner vorgeschlagene Sicher-
heit muß jedoch voll angemessen und 
für den Gläubiger annehmbar sein. 

Soweit sich die Sicherheit vermindert 
oder in ihrer Substanz verändert hat, 
hat der Schuldner diejenigen Anpas-
sungen vorzunehmen, die erforderlich 
sind, um seinen Gläubigern mindestens 
den ursprünglichen Grad der Sicher-
heit zu gewähren. 

Der Schuldner hat auf Verlangen des 
Gläubigers angemessene Sicherheiten 
zu stellen oder andere für den Gläubi-
ger annehmbare Schutzbestimmungen 
vorzusehen. 

13. Reserven und Tilgungsfonds 

Da die Tilgungszahlungen erst im 
Jahre 1958 beginnen, und zwar zu dem 
verhältnismäßig niedrigen Satz von 
1 %, der sich im Jahre 1963 auf nur 
2 % erhöht, soll der Schuldner in sei-
nem Finanzgebaren auf die Herstel-
lung einer hinreichend starken liquiden 
finanziellen Lage bedacht sein, um 
seine Verpflichtungen bei Fälligkeit 
erfüllen zu können. Aus diesem Grunde 
sollten zwischen Gläubigern und 
Schuldnern zusätzliche Abreden er-
örtert werden; diese Abreden können 
Reserven oder Tilgungsfonds für die 
Schulden vorsehen, welche jährlich auf 
der Grundlage eines Prozentsatzes 
vom Reingewinn vor Dividendenzah-
lung oder je nach Vereinbarung auf 
andere Weise gebildet werden. 

14. Bereitstellung von Devisen 
Der Schuldner hat die Maßnahmen 

zu treffen, die nach deutschem Recht 
erforderlich sind, um die Zahlungsmit-
tel in ausländischer Währung zu be-
schaffen, die er zur Erfüllung aller 
Verpflichtungen aus dem neuen Ver-
trag benötigt. 

15. Verzug des Schuldners 
Unbeschadet der in dem neuen Ver-

trag vorgesehenen Verzugsfolgen kön-
nen die Gläubiger für die Dauer eines 
Verzuges Zinsen zu dein in dem be-
stehenden Vertrag vorgesehenen Satz 
beanspruchen. 

16. Abweichende Bedingungen 

Keine Bestimmung dieser Regelung 
soll einen Schuldner hindern, mit Zu-
stimmung seiner Gläubiger Bedingun-
gen zu erwirken, die für ihn günstiger 
sind als die Bestimmungen dieser 
Regelung.  

12 Security 
Subject to other applicable provi-

sions of law, the provisions of the 
existing contract for liens and colla-
teral and any other type of security 
for the protection of creditors shall 
remain in force, but in so far as the 
security provided under the existing 
contract no longer corresponds in its 
nature or extent with the new princi-
pal amount of the debt or no longer 
corresponds with the circumstances 
prevailing at the time the new contract 
is entered into, the debtor may propose 
a change in the nature or extent of the 
security. The security proposed by the 
debtor shall, however, be fully ade-
quate and must be acceptable to the 
creditor. 

To the extent that the security has 
been impaired or substantially altered 
the debtor shall make such readjust-
ments as are necessary to provide his 
creditors with at least the degree of 
protection originally afforded. 

The creditor may demand, and his 
debtor shall provide, reasonable secu-
rity or other protective provisions 
acceptable to the creditor. 

13. Reserves and Sinking Funds 

Because the amortisation payments 
are only to commence in 1958 and then 
at the relatively low rate of 1 per cent., 
and in 1963 increase to only 2 per cent., 
the debtor shall pursue a policy of 
assuring a sufficiently strong liquid 
financial position in order to meet his 
obligations at maturity. Therefore, 
additional provisions should be dis-
cussed between creditors and debtors 
which may provide for the establish-
ment of reserves or sinking funds for 
the debts under which an annual 
amount, calculated either as a per-
centage of the net earnings prior to 
dividend payments or otherwise as 
may be agreed, shall be set aside. 

14. Provision of Foreign Exchange 
The debtor shall make the arrange-

ments required under German law for 
the provision of the necessary foreign 
exchange to discharge all obligations 
under the new contract. 

15. Default of the Debtor 
In the event of default, in addition 

to any penalties for default provided 
in the new contract, the creditor shall 
be entitled, for the period of the de-
fault, to receive interest at the rate 
provided in the existing contract. 

IG. Modi fi cation of Terms 

Nothing in this Agreement shall 
prevent any debtor from obtaining, 
with the consent of his creditors, terms 
more favourable to the debtor than 
those specified in this Agreement.  

12. Garanties 
Sous réserve des dispositions légis-

latives applicables, les dispositions des 
contrats existants relatives aux privi-
lèges, garanties collatérales et sûretés 
d'autres types, constitués dans l'intérêt 
des créanciers, resteront en vigueur. 
Cependant, dans la mesure où la sûreté 
prévue dans le contrat existant ne 
correspondra plus par sa nature ou 
par sa valeur au nouveau montant en 
principal de la dette ou ne répondra 
plus à la situation existant lors de la 
conclusion du nouveau contrat, le dé-
biteur pourra proposer d'en modifier 
la nature ou la valeur. La nouvelle 
sûreté proposée par le débiteur devra 
cependant être suffisante et accepta-
ble par le créancier. 

Dans la mesure où la sûreté aura 
été diminuée ou sensiblement modifiée, 
le débiteur devra effectuer les rajuste-
ments nécessaires pour donner à ses 
créanciers une protection au moins 
équivalente à celle dont ils béné-
ficiaient à l'origine. 

Le créancier pourra exiger, et son 
débiteur devra fournir, des sûretés 
raisonnables, ou prévoir d'autres clau-
ses de garantie acceptables pour le 
créancier. 

13. Fonds de réserve et d'amortisse-
ment 

Étant donné que l'amortissement ne 
commencera qu'en 1958 et seulement 
au taux relativement faible de 1 %, 
porté en 1964 à 2 % seulement, les dé-
biteurs devront viser à s'assurer une 
situation financière suffisamment solide 
avec les liquidités suffisantes pour 
satisfaire à leurs obligations lors de 
l'expiration des emprunts. En consé-
quence, des dispositions supplémen-
taires devraient être négociées entre 
créanciers et débiteurs; elles pourront 
prévoir l'établissement de fonds de 
réserve ou d'amortissement alimentés 
par le versement d'une annuité calcu-
lée, soit sur la base d'un certain pour-
centage du bénéfice net avant tout ver-
sement de dividendes, soit selon toutes 
autres modalités qui pourraient être 
convenues. 

14. Fourniture de devises étrangères 
Le débiteur prendra les mesures exi-

gées par la loi allemande pour se pro-
curer les devises étrangères nécessaires 
à l'exécution de la totalité de ses obli-
gations au titre du nouveau contrat. 

15. Défaut du débiteur 
En cas de défaut du débiteur, indé-

pendamment des sanctions prévues par 
le nouveau contrat, le créancier aura 
droit, pour la durée du défaut, à des 
intérêts calculés sur la base du taux 
prévu dans le contrat existant. 

16. Modification des conditions de 
règlement 

Aucune des dispositions du présent 
Accord n'interdit à un débiteur 
d'obtenir, avec le consentement de ses 
créanciers, des modalités de règlement 
plus favorables pour le débiteur que 
celles qui sont prévues dans le présent 
Accord. 



17. Zugeständnisse zugunsten der 
Schuldner 

Die Gläubiger sind der Auffassung, 
daß die Vorteile aus den Zugeständ-
nissen, die sie im Rahmen dieser Rege-
lung machen, den Schuldnern zugute

-

kommen sollen. 

Artikel VI 

Verschiedene Bestimmungen über 
Schulden 

1. Rückzahlung in deutscher Währung 
Jeder Schuldner kann auf Verlangen 

seiner Gläubiger volle oder teilweise 
Rückzahlung einer Schuld in deut-
scher Währung vornehmen. 

2. Wechsel des Gläubigers 
Abgesehen vom Falle der Schuld-

verschreibungen kann der Gläubiger 
seine Forderung oder einen wesent-
lichen Teil davon einer anderen außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland 
oder Berlin (West) ansässigen Person 
abtreten, vorausgesetzt, daß die Ab-
tretung 

(a) an eine im gleichen Währungsraum 
ansässige Person erfolgt, 

(b) keine Veränderung der Bedingun-
gen zur Folge hat, die für die 
Forderung maßgebend sind, 

(c) nicht mittelbar oder unmittelbar 
zur Abdeckung der Forderung 
führt. 

3. Wechsel des Schuldners 
Die deutschen Devisenbehörden wer-

den Anträge auf Übernahme einer 
bestehenden Schuld durch einen neuen 
deutschen Schuldner und auf die Er-
setzung einer bestehenden Sicherheit 
durch eine neue wohlwollend prüfen. 

Artikel VII 

Verfahren für den Abschluß neuer 
Verträge 

1. Die Bestimmungen und die tech-
nischen Einzelheiten der neuen zwi-
schen Gäubigern und Schuldnern abzu-
schließenden Verträge sind in das 
Regelungsangebot des Schuldners ein-
zubeziehen. 

2. Alle vorgeschlagenen Abkommen, 
Verträge oder Urkunden unterliegen 
auf Wunsch der Gläubiger nach Form 
und Inhalt der Prüfung durch einen 
Rechtsberater der Gläubiger. 

3. Jeder Schuldner hat bis zum 
30. Juni 1953 oder innerhalb von sechs 
Monaten, nachdem er in der Bundes-
republik Deutschland oder Berlin (West) 
ansässig geworden ist, ein eingehen-
des Regelungsangebot auszuarbeiten 
und seinen Gläubigern vorzulegen. Der 
Gläubiger kann seinen Schuldner auf-
fordern, mit ihm in Verhandlungen 
über die Einzelheiten des Angebotes 
einzutreten ;  der Schuldner hat dieser 
Aufforderung zu entsprechen. 

4. Der Begriff „Gläubiger" im Sinne 
von Ziffer 2 und 3 dieses Artikels be-
deutet bei Schuldverschreibungen die  

17. Concessions of Benefit of Debtors 

The creditors consider that the con-
cessions made by them under this 
Agreement should accrue to the benefit 
of the debtors. 

Article VI 

Miscellaneous Provisions affecting 
Debts 

1. Repayment in German Currency 
Any debtor may arrange at the 

request of any of his creditors for 
repayment of a debt or part thereof in 
German currency. 

2. Change of Creditor 
Apart from the case of bonds, the 

creditor may assign to some other 
person ordinarily resident outside the 
Federal Republic of Germany and 
Berlin (West) his claim or a substantial 
part thereof provided that the assign-
ment 

(a) is made to a resident in the same 
currency area, 

(b) does not entail any modification 
of the conditions underlying the 
claim, 

(c) does not result indirectly or 
directly in settlement of the claim. 

3. Change of Debtor 
The German Foreign Exchange Con-

trol Authorities will favourably con-
sider applications for the taking over 
of an existing debt by a new German 
debtor, and for the replacement of 
existing pledged security by a new 
security.  

Article VII 

Procedure for Negotiation of 
New Contracts 

1. The provisions of and the tech-
nical details relating to the new 
contracts to be entered into between 
creditors and their debtors shall be 
included in an offer of settlement to 
be made by the debtor. 

2. All proposed agreements, con-
tracts or indentures shall be subject 
to approval as to form and content 
by legal counsel for the creditors if 
they so desire. 

3. Each debtor shall, prior to 30th 
June, 1953, or within six months of 
his taking up residence in the Fe rl erai 
Republic of Germany or in Berlin 
(West), prepare and submit to his 
creditor a detailed offer of settlement. 
The creditor may request his debtor 
to enter into negotiations with him 
regarding any aspect of the offer, and 
the debtor shall enter into such nego-
tiations. 

4. The term creditor, as used in para-
graphs 2 and 3 of this Article, shall 
in the case of any bond issue mean 

17. Affectation au bénéfice des débi-
teurs des concessions faites par 
les créanciers 

Les créanciers considèrent que le 
bénéfice des concessions consenties 
par eux dans le cadre du présent 
Accord doit profiter aux débiteurs. 

Article VI 

Dispositions diverses 

1. Remboursement en, monnaie 
allemande 
Tout débiteur pourra, à la demande 

de l'un quelconque de ses créanciers, 
prendre les dispositions nécessaires 
pour rembourser en monnaie allemande 
tout ou partie d'une dette particulière. 

2. Cession de créances 
En sus du cas des obligations, le 

créancier pourra céder sa créance ou 
une fraction importante de celle-ci à 
une autre personne ayant sa résidence 
habituelle en dehors de la République 
Fédérale d'Allemagne ou de Berlin 
(Ouest), à condition que: 

(a) le cessionnaire réside dans la même 
zone monétaire que le cédant; 

(b) la cession n'ait pas pour effet de 
modifier les éléments caractéristi-
ques de la créance; 

(c) la cession ne serve ni directement 
ni indirectement au règlement de 
la créance. 

3. Cession de dettes 
Les Autorités allemandes de contrôle 

des changes examineront avec bien-
veillance toutes les demandes visant à 
la reprise d'une dette existante par 
un nouveau débiteur allemand et à la 
substitution d'une nouvelle sûreté à 
la sûreté ancienne.  

Article VII 

Procédure de négociation des nouveaux 
contrats 

1. Les dispositions des contrats parti-
culiers à conclure entre les créanciers 
individuels et leurs débiteurs, et les 
détails techniques y afférents, devront 
être inclus dans l'offre de règlement 
faite par le débiteur allemand. 

2. Toutes les propositions d'accords, 
contrats, actes ou avenants, devront 
être approuvés, quant à leur forme et 
leur contenu, par un conseiller juridi-
que des créanciers, si ces derniers en 
expriment le désir. 

3. Chaque débiteur devra, avant le 
30 juin 1953, ou dans un délai de 
6 mois à compter de la date à laquelle 
il aura fixé sa résidence dans la Ré-
publique Fédérale d'Allemagne ou à 
Berlin (Ouest), préparer et soumettre 
à son créancier une offre détaillée de 
règlement. Le créancier pourra de-
mander à son débiteur, et le débiteur 
devra accepter, de négocier avec lui 
sur l'un quelconque des points parti-
culiers de l'offre. 

4. Le terme «créancier» utilisé dans 
les paragraphes 2 et 3 du présent 
article, devra, dans le cas des emprunts 



gemäß Artikel VIII ernannten Gläubi-
gervertreter. 

5. Bei Schuldverschreibungen kön-
nen die Regelungsbedingungen den 
vorhandenen Schuldverschreibungen 
aufgedruckt oder es können im Aus-
tausch gegen vorhandene Schuldver-
schreibungen neue Schuldverschrei-
bungen ausgegeben werden, und für 
Zinsrückstände können neue Schuld-
verschreibungen oder gegen Schuld-
verschreibungen austauschbare Teil

-

scrips ausgegeben werden, je nach-
dem wie dies an den verschiedenen 
Märkten, auf denen die Schuldver-
schreibungen ursprünglich emittiert 
wurden, üblich und angebracht ist. Der-
artige mit Aufdruck versehene Schuld-
verschreibungen oder neue Schuldver-
schreibungen müssen der bestehenden 
Marktpraxis entsprechen. Der Schuld-
ner hat auf eigene Kosten geeignete 
Kreditinstitute mit der Durchführung 
der Regelung zu beauftragen und hat 
allen Vorschriften von Regierungs-
behörden und Wertpapiermärkten zu 
genügen, um die Marktfähigkeit zu 
gewährleisten. 

Artikel VIII 

Vertretung der Gläubiger 
Den Ausschüssen und Organisatio-

nen, deren Delegierte an der Konfe-
renz über Deutsche Auslandsschulden 
als Vertreter der von dieser Regelung 
betroffenen nationalen Gläubiger-
gruppen teilgenommen haben (diese 
Ausschüsse und Organisationen wer-
den im folgenden als ,,Gläubigeraus-
schüsse" bezeichnet), obliegt es, die-
jenigen Personen oder Organisationen 
zu Gläubigervertretern zu ernennen, 
die erforderlich sind, um die Regelung 
zwischen den einzelnen Schuldnern 
und deren Gläubigern auf Grund dieser 
Bedingungen zu fördern und zustande

-

zubringen; das Recht der Regierungen, 
die Ernennungen zu bestätigen, bleibt 
vorbehalten. Diese Ausschüsse und 
Organisationen können auch selbst in 
dieser Eigenschaft auftreten. In jedem 
Einzelfall ist nur ein Vertreter oder 
eine Vertreterorganisation zu er-
nennen; wenn es jedoch die 
Gläubigerausschüsse für erforderlich 
halten, um die Rechte der Inhaber der 
verschiedenen Emissionen von Schuld-
verschreibungen eines Einzelschuldners 
in vollem Umfange zu schützen, so 
können für jede einzelne Emission je-
weils ein Vertreter oder eine Vertre-
terorganisation ernannt werden. Der 
deutsche Schuldner ist berechtigt, von 
den Gläubigerausschüssen die Ernen-
nung von Vertretern zu verlangen. Die 
Beteiligung an der Schuldenkonferenz 
schließt nicht aus, daß eine Person in 
irgendeiner Eigenschaft an Verhand-
lungen auf Grund dieser Regelung teil-
nimmt. 

Artikel IX 

Schieds- und Vermittlungsausschuß 

1. Zuständigkeit 
Zur Förderung des Abschlusses von 

Regelungen zwischen Einzelschuldnern 
und deren Gläubigern ist ein Schieds-
und Vermittlungsausschuß zu bilden.  

the creditors' representative appointed 
pursuant to Article VIII. 

5. In the case of bonded indebted-
ness, the terms of the settlement may 
be enfaced on existing bonds or new 
bonds may be issued in exchange for 
existing bonds, and new bonds or, 
fractional scrip exchangeable for bonds 
may be issued for arrears of interest, 
depending upon the convenience and 
prevailing custom in the respective 
markets in which the bonds were 
issued. Enfaced bonds or new bonds 
shall conform to prevailing market 
practice. The debtor, at his own ex-
pense, shall employ suitable banking 
institutions for the purpose of carry-
ing out the settlement and shall meet 
all requirements of governmental 
authorities and securities markets in 
order to ensure marketability. 

Article VIII 

Creditor Representation 
The Committees and organisations 

whose delegates participated in the 
Conference on German External Debts 
as representatives of the various 
national groups of creditors affected 
by this Agreement (such Committees 
and organisations being hereinafter 
referred to as "Creditor Committees") 
shall, subject to the right of approval 
of their respective Governments, ap-
point as creditors' representatives such 
persons or organisations as may be 
required to forward and bring about 
settlements between particular debtors 
and their creditors pursuant to this 
Agreement, or may themselves act in 
such capacity. Not more than one 
representative or representative or-
ganisation shall be appointed in any 
particular case, except that, where 
deemed necessary by the Creditor 
Committees in order to protect fully 
the rights of the holders of different 
issues of bonds of a particular debtor, 
there may be appointed not more than 
one representative or representative 
organisation for each such issue. The 
German debtor is entitled to request 
the Creditor Committees to appoint 
representatives. Participation in the 
Debt Conference shall not bar any 
person from serving in any capacity 
in any negotiations entered into pur-
suant to this Agreement. 

Article IX 

Arbitration and Mediation Committee 

1. Jurisdiction 
In order to forward the settlements 

between individual debtors and their 
creditors, an Arbitration and Medi-
ation Committee shall be established.  

obligataires, s'entendre de tout re-
présentant des créanciers désigné en 
application des dispositions de l'Article 
VIII du présent Accord. 

5. Dans le cas des emprunts obliga-
taires, selon les possibilités pratiques 
ou les usages des divers marchés sur 
lesquels les obligations avaient été 
émises, les modalités de règlement 
pourront être portées, par estampillage, 
sur les obligations existantes ou de 
nouvelles obligations pourront être 
remises en échange des titres en 
circulation; de leur côté les arriérés 
d'intérêt pourront faire l'objet de nou-
velles obligations ou de scrips échan-
geables contre des obligations. Les 
obligations estampillées ou les nou-
velles obligations se conformeront à 
l'usage habituel du marché. Les 
débiteurs chargeront, à leurs propres 
frais, les institutions bancaires appro-
priées de l'exécution du règlement. Ils 
devront de même satisfaire, à leurs 
frais, à toutes les conditions fixées par 
les autorités publiques et les bourses 
de valeurs afin d'assurer la négo-
ciabilité des obligations. 

Article VIII 

Représentation des créanciers 
Les Comités ou les organisations 

dont les délégués ont participé à la 
Conferénce des Dettes Extérieures alle-
mandes en qualité de représentants 
des divers groupes nationaux de 
créanciers intéressés au présent Accord 
(ces Comités et organisations seront 
désignés ci-après par l'expression 
«Comités de Créanciers») désigneront, 
en qualité de représentants des créan-
ciers, sous réserve du droit à approba-
tion de leurs Gouvernements respectifs, 
les personnes ou les organisations 
selon ce qui pourra être nécessaire 
pour faciliter l'élaboration des règle-
ments particuliers entre débiteurs et 
créanciers individuels dans le cadre du 
présent Accord. Ils pourront, eux-
mêmes, agir en cette qualité. Il ne 
pourra être désigné plus d'un représen-
tant ou d'une organisation représen-
tative dans chaque cas particulier, 
sauf que, lorsque les Comités de créan-
ciers l'estimeront nécessaire à la pleine 
protection des droits des porteurs des 
différentes tranches d'un emprunt 
émis par un débiteur particulier, un 
représentant ou une organisation 
représentative, au maximum, pourra 
être désigné pour chaque tranche. Le 
débiteur allemand est en droit de 
demander aux Comités de créanciers 
de désigner ces représentants. Le fait 
d'avoir participé à la Conférence des 
dettes ne saurait empêcher quiconque 
de participer, en quelque qualité que 
ce soit, à toute négociation entreprise 
par application du présent Accord. 

Article IX 

Comité d'arbitrage et de médiation 

1. Compétence 
Un Comité d'arbitrage et de média-

tion sera établi en vue de faciliter l'in-
tervention des règlements entre les 
débiteurs individuels et leurs créan- 



Dieser Ausschuß hat die Aufgabe, 
zwischen dem Schuldner und seinen 
Gläubigern zu vermitteln und zu 
schlichten, falls sie sich über die Be-
dingungen des Regelungsangebots 
nicht einigen können. Jede Partei hat 
das Recht, Streitfragen vor den Aus-
schuß zu bringen. 

Die Entscheidung des Ausschusses 
ist für beide Parteien bindend. Der 
Schuldner ist verpflichtet, seinen Gläu-
bigern die in einer derartigen Entschei-
dung festgelegten Bedingungen anzu-
bieten. Der Gläubiger ist verpflichtet, 
diese Bedingungen anzunehmen('); bei 
Schuldverschreibungen, bei denen die 
Inhaber nach den Bestimmungen des 
Artikels VIII dieser Regelung ver-
treten sind, haben die Gläubigerver-
treter den Inhabern der Schuldver-
schreibungen die Annahme des Ange-
bots zu empfehlen. 

Ist nach Artikel VIII ein Gläubiger-
vertreter ernannt worden, so werden 
die Rechte der Gläubiger gemäß Ar-
tikel IX von diesem Vertreter ausge-
übf. 

2. Zusammensetzung 
Der Ausschuß setzt sich aus vier 

Vertretern der Gläubiger und vier 
Vertretern der Schuldner zusammen. 
Er kann oui Verlangen einer Mehrheit 
seiner Mitglieder für den Einzelfall 
ein weiteres Mitglied wählen. Der 
Vorsitzende des Ausschusses ist aus 
den Gläubigermitgliedern zu wählen. 
Zunächst führt das amerikanische Mit-
glied den Vorsitz. Für jedes Mitglied 
kann ein Stellvertreter ernannt wer-
den. Jedes Mitglied des Ausschusses 
einschließlich des Vorsitzenden hat eine 
Stimme. 

3. Ernennung von Mitgliedern 
Die Ausschußmitglieder werden in 

folgender Weise ernannt: 
(a) Die Gläubigermitglieder werden 

von Organisationen ernannt, die 
von den jeweiligen Gläubigeraus-
schüssen der Vereinigten Staaten, 
des Vereinigten Königreichs, der 
Schweiz und der Niederlande be-
zeichnet werden. Sind in einem 
Einzelfall die Gläubiger aus einem 
anderen Land besonders betroffen, 
so soll auf Verlangen des Gläu-
bigerausschusses dieses Landes 
ein von ihm ernanntes Mitglied 
vertretungsweise die Stelle eines 
der ordentlichen Mitglieder des 
Ausschusses einnehmen. 

(b) Die Schuldnermitglieder werden 
von dem Leiter der Deutschen De-
legation für Auslandsschulden er-
nannt. 

4. Verfahren 
Der Ausschuß kann für den Einzel-

fall Unterausschüsse einsetzen und 
zeitweilige Mitglieder für diese Unter-
ausschüsse ernennen. 

Die Art und Weise, in der Streitfälle 
dem Ausschuß unterbreitet und Ter- 

(1) Hierzu siehe Unteranlage  

The duty of this Committee shall be 
to mediate and arbitrate between the 
debtor and his creditors in the event 
that they are not able to agree 
between themselves as to the terms of 
the offer of settlement to be made. 
Either party shall have the right to 
refer a disputed point to the Com-
mittee. 

The decision of the Committee shall 
be binding on both parties. The debtor 
shall be obliged to offer to his creditors 
the terms set forth in such decision. 
The creditor shall be obliged to accept 
such terms(1), or, in the case of a bond 
issue where the bondholders are re-
presented pursuant to the provisions 
of Article VIII of this Agreement, the 
creditors' representative shall be ob-
liged to recommend acceptance of the 
offer by the bondholders. 

Where a creditors' representative 
has been appointed pursuant to such 
Article VIII, the rights of the creditors 
under this Article shall be exercised 
by such representative. 

2. Composition 
The Committee shall be composed 

of four members appointed by the 
creditors and four members appointed 
by the debtors. The Committee may 
elect a f u rther member for any parti-
cular case upon request of a majorityof 
its members. The chairman of the Com-
mittee shall he elected from among the 
creditor members. The first Chairman 
shall be the United States member. 
For each member an alternate may be 
designated. Each member of the Com-
mittee including the Chairman shall 
have one vote. 

3. Appointment of Members 
The members of the Committee shall 

be appointed as follows:— 
(a) The creditor members shall be 

appointed by organisations desig-
nated by the respective Creditor 
Committees of the United States, 
United Kingdom, Switzerland and 
the Netherlands. At the request of 
the Creditor Committee of a coun-
try whose creditors are specially 
concerned in a particular case, a 
member appointed by the Creditor 
Committee in that country shall 
replace one of these members as 
his alternate. 

(b) The debtor members shall be 
appointed by the Head of the 
German Delegation for External 
Debts. 

4. Procedure 
The Committee may set up sub-

committees for any particular case and 
may appoint temporary members to sit 
on such sub-committees. 

The manner of submitting disputes, 
the times and  places of hearing, the 

(1) See Sub-Annex.  

ciers. Ce Comité agira comme média-
teur et arbitre entre le débiteur et ses 
créanciers lorsqu'ils n'auront pu se 
mettre d'accord entre eux sur les mo-
dalités de l'offre de règlement qui doit 
être faite. Chacune des deux parties est 
en droit de porter une question en 
litige devant le Comité. 

La décision du Comité sera obliga-
toire pour les deux parties. Le débiteur 
sera tenu d'offrir à ses créanciers les 
modalités de règlement exposées dans 
cette décision, Le créancier sera tenu 
de les accepter,(') ou, dans le cas d'un 
emprunt, obligataire pour le règlement 
duquel les porteurs sont représentés 
conformément aux dispositions de l'Ar-
ticle VIII du présent Accord, le repré-
sentant des créanciers sera tenu d'en 
recommander l'acceptation aux por-
teurs. 

Lorsqu'un représentant des créan-
ciers aura été désigné par application 
de l'Article VIII du présent Accord, les 
droits des créanciers au titre du pré-
sent Article seront exercés par ledit re-
présentant. 

2. Composition 
Le Comité se composera de quatre 

membres nommés par les créanciers 
et de quatre membres nommés par les 
débiteurs. Le Comité pourra, à la de-
mande de la majorité de ses membres, 
élire un membre supplémentaire pour 
l'examen d'une affaire déterminée. Le 
Président du Comité sera élu parmi 
les représentants des créanciers. Le 
premier Président en exercice sera le 
représentant américain. Un suppléant 
pourra être désigné pour chaque 
membre. Chaque membre du Comité, 
y compris le Président, disposera 
d'une voix. 

3 Désignation des membres 
Les membres du Comité seront dé-

signés comme suit: 
(a) Les représentants des créanciers 

seront nommés par des organi-
sations désignées par les Comités 
de Créanciers des Etats-Unis, du 
Royaume-Uni, de la Suisse et des 
Pays-Bas. Lorsque les créanciers 
d'un pays particulier seront spé-
cialement intéressés à une affaire 
déterminée, un membre nommé 
par le Comité de Créanciers de ce 
pays remplacera, si ce Comité en 
fait la demande, un des membres 
du Comité d'Arbitrage en qualité 
de suppléant. 

(b) Les représentants des débiteurs 
seront nommés par le Chef de la 
Délégation allemande pour les 
Dettes extérieures. 

4. Procédure 
Le Comité pourra établir les sous-

Comités qui lui paraîtraient néces-
saires pour l'examen d'un cas parti-
culier et désigner des membres tem-
poraires pour faire partie de ces sous-
Comités. 

La procédure à suivre dans la pré-
sentation des litiges, les lieux et dates 

(I) Voir Annexe II A. 



mine anberaunt werden, ferner Zeit 
und Ort der Verhandlungen sowie alle 
anderen Fragen der Geschäftsordnung 
oder Geschäftsführung des Ausschusses 
oder seiner Unterausschüsse regelt der 
Ausschuß selbst. 

5. Kosten 
Den Mitgliedern des  Ausschusses 

und den zeitweiligen Mitgliedern 
werden alle bei der Erfüllung ihrer Ob-
liegenheiten entstandenen Reise- und 
persönlichen Auslagen erstattet. Dar-
über hinaus erhalten sie ein von dein 
Ausschuß festzusetzendes Honorar für 
die hierbei aufgewendete Zeit. 

Alle dein Ausschuß oder seinen Mit-
gliedern oder den zeitweiligen Mit-
gliedern in einem Streitfall entstande-
nen Auslagen und Kosten werden von 
dem betreffenden deutschen Schuldner 
getragen. Stellt jedoch der Ausschuß 
oder der zuständige Unterausschuß 
fest, daß ein Gläubiger ihn nicht in 
gutem Glauben oder leichtfertig ange-
rufen hat, so sind die Kosten und Aus-
lagen von diesem Gläubiger in der 
von dem Ausschuß oder Unterausschuß 
festgesetzten Höhe zu tragen. 

Alle anderen Unkosten des Aus-
schusses und seiner Mitglieder, ein-
schließlich der Entschädigung für Mit-
glieder, die in Ausschußangelegen-
heiten tätig werden, sind von den 
Schuldnern durch Umlage oder auf 
andere Weise zu erstatten. 

Artikel X 
Auslagen der Gläubiger, Gläubiger

-

vertreter und anderer Personen 

1 . Die unter diese Regelung fallen-
den Schuldner haben alle einem 
Gläubigerausschuß im Zusammenhang 
mit der Schuldenkonferenz oder bei 
der allgemeinen Durchführung dieser 
Regelung entstehenden Auslagen zu 
zahlen. 

2. Auslagen, die den Gläubigern 
durch Verhandlungen zwischen einem 
Schuldner und seinen Gläubigern nach 
Artikel VII dieser Regelung entstan-
den sind, sind von dem betreffenden 
Schuldner zu erstatten. Diese Auslagen 
und Entschädigungen sind bei nichtver-
brieften Schulden an die Gläubiger 
und bei verbrieften Schulden an die 
nach Artikel VIII dieser Regelung er-
nannten Gläubigervertreter zu zahlen. 

3. Der Begriff „Auslagen" im Sinne 
von Ziffer 1 und 2 dieses Artikels 
schließt eine angemessene Entschädi-
gung für Dienstleistungen ein. Über 
die Angemessenheit entscheidet bei 
Meinungsverschiedenheiten der 
Schied s- und Vermittlungsausschuß. 

4. Die in diesem Artikel vorge-
sehene Kostenregelung schließt nicht 
aus, daß die Gläubigervertreter zu-
sätzliche Kosten von den Inhabern der 
Schuldverschreibungen oder von den 
Gläubigern erheben können. 

„Die Entscheidung des Aus-
schusses ist für beide Parteien bin- 

manner of giving notice of hearings, 
and all other matters relating to the 
procedure or administration of the 
Committee or its sub-committees shall 
he determined by the Committee. 

5. Costs 
Members of the Committee and 

temporary members shall be reim-
bursed for all travel and out-of-
pocket expenses incurred in con-
nection with the performance of their 
duties and shall receive in addition 
remuneration to be established by the 
Committee for all time spent in 
connection with the performance of 
their duties. 

All expenses and costs incurred by 
the Committee or its members or 
temporary members in a given dis-
pute shall be borne by the particular 
German debtor involved. In any case, 
however, where the Committee or the 
appropriate sub-committee determines 
that resort to the Committee has not 
been made in good faith by a creditor 
or that the appeal is frivolous the costs 
and expenses shall be borne by such 
creditor to the extent directed by the 
Committee or sub-committee. 

All other expenses of the Committee 
and its members, including com-
pensation to the members when 
engaged in Committee affairs, shall be 
refunded by the debtors by assessment 
or otherwise. 

Article X 
Expenses of Creditors, Creditor 

Representatives and Others 

1. The debtors affected by this 
Agreement shall pay all expenses in-
curred in connection with the Debt 
Conference or in the general execution 
of this Agreement by any Creditor 
Committee. 

2. Expenses incurred by the creditors 
in connection with negotiations 
between a debtor and his creditors pur-
suant to Article VII of this Agreement 
shall be borne by the debtor involved. 
Such expenses and compensation shall 
be paid, in the case of non-bonded 
debt, to the creditors and, in the case 
of bonded debt, to the creditors' re-
presentatives appointed pursuant to 
Aiticle VIII of this Agreement. 

3. The term expenses, as used in 
paragraphs 1 and 2 of this Article, 
includes reasonable compensation for 
services. Any dispute as to the 
reasonableness of expenses payable 
under this Article may be referred to 
the Arbitration and Mediation Com-
mittee. 

4. Payments provided for in this 
Article shall not stand in the way of 
or bar any creditors' representative 
from making and collecting additional 
charges from  the bondholders or 
creditors. 

"The decision of the Committee 
shall be binding on both parties. The  

des audiences, la forme de la notifica-
tion des audiences et toutes autres 
questions se rapportant au fonctionne-
ment du Comité ou de ses sous-Co-
mités seront fixés par le Comité. 

5. Frais 
Les membres du Comité, y compris 

les membres temporaires, seront rem-
boursés de tous frais de voyage et 
autres frais qu'ils auront exposés dans 
l'accomplissement de leur mission; ils 
recevront en outre, pour le temps 
passé dans l'exercice de leurs fonc-
tions, des honoraires dont le montant 
sera établi par le Comité. 

Toutes les dépenses et les frais ex-
posés par le Comité ou ses membres, 
y compris les membres temporaires, à 
l'occasion d'un litige particulier, seront 
à la charge du débiteur allemand partie 
à ce litige. Dans tous les cas cepen-
dant, lorsque le Comité ou le Sous-
Comité approprié reconnaîtra que le 
recours au Comité n'a pas été fait de 
bonne foi par un créancier, ou qu'il y 
a fol appel, les frais et dépenses 
devront être supportés par ce créan-
cier, dans la mesure fixée par le Co-
mité ou le Sous-Comité. 

Toutes les autres dépenses du Co-
mité et de ses membres, y compris 
l'indemnisation de ces derniers pour 
le temps qu'ils consacrent aux travaux 
du Comité, seront remboursées par les 
débiteurs, soit par répartition, soit 
autrement. 

Article X 
Dépenses des Créanciers, représen

-

tants de Créanciers et autres person

-
nalités 

1. Les débiteurs visés par le présent 
Accord rembourseront toutes les dé-
penses exposées, à l'occasion de la 
Conférence des Dettes ou de l'exé-
cution du présent Accord, par chaque 
Comité de Créanciers. 

2. Les dépenses exposées par les 
créanciers à l'occasion de négociations 
entreprises entre un débiteur et ses 
créanciers, conformément aux disposi-
tions de l'Article Vil du présent Ac-
cord, seront à la charge du débiteur en 
cause. Ces dépenses seront rembour-
sées, dans le cas des dettes non obli-
gataires, aux créanciers, et, dans le 
cas des dettes obligataires, aux repré-
sentants des créanciers désignés con-
formément aux dispositions de l'Ar-
ticle VIII du présent Accord. 

3. Le terme «dépenses» utilisé aux 
paragraphes 1 et 2 du présent Article 
comprend également le versement 
d'honoraires raisonnables pour les 
services rendus. Tout litige quant au 
caractère raisonnable des dépenses 
remboursables par application du pré-
sent Article pourra être porté devant 
le Comité d'Arbitrage et de Médiation. 

4. Les versements prévus par le pré-
sent Article n'interdisent pas aux re-
présentants des créanciers d'exposer 
et de poursuivre le remboursement de 
frais additionnels auprès des por-
teurs d'obligations ou des créanciers. 

La décision du Comité sera obli

-

gatoire pour les deux parties. Le 



Artikel XI 
Inkrafttreten 

Vor dem Inkrafttreten des geplan-
ten Regierungsabkommens über deut-
sche Auslandsschulden dürfen keine 
Zahlungen gemäß den Bedingungen 
einer auf Grund dieser Empfehlungen 
angebotenen Regelung geleistet wer-
den. Die - Schuldner haben jedoch 
ihren Gläubigern unverzüglich Rege-
lungsbedingungen gemäß den Bestim-
mungen des Artikels VII dieser Re-
gelung vorzulegen, die erforderlichen 
Verhandlungen zu führen und auch 
sonst alle Maßnahmen zu treffen, um 
die Ausarbeitung der in diesen Emp-
fehlungen vorgesehenen neuen An-
gebote zu fördern. 

UNTERANLAGE 
ZU ANLAGE II 

Auslegung des zweiten 
Absatzes von Ziffer 1 des 
Artikels IX Anhang 4( 1 ) 

des Schlußberichts der Kon

-

ferenz über Deutsche 
Auslandsschulden 

An den 
Dreimächteausschuß für Deutsche 

S chulden 
29, Chesham Place 
London, S.W.l 

12. November 1952 
Sehr geehrte Herren, 

Wir sind darauf aufmerksam ge-
macht worden, daß sich über den Sinn 
des zweiten Absatzes von Ziffer 1 
des Artikels IX Anhang 4 des Schluß-
berichts der Konferenz über Deutsche 
Auslandsschulden Mißverständnisse 
ergeben haben. Dieser Absatz lautet 
wie folgt: 

Die Entscheidung des Ausschlusses 
ist für beide Parteien bindend. Der 
Schuldner ist verpflichtet, seinen 
Gläubigern die in einer derartigen 
Entscheidung festgelegten Bedin-
gungen anzubieten. Der Gläubiger 
ist verpflichtet, diese Bedingungen 
anzunehmen; bei Schuldverschrei-
bungen, bei denen die Inhaber nach 
den Bestimmungen des Artikels VIII 
dieser Regelung vertreten sind, 
haben die Gläubigervertreter den 
Inhabern der Schuldverschreibungen 
die Annahme des Angebots zu 
empfehlen. 

Die Wörter in Kursivschrift „diese 
Bedingungen anzunehmen" haben zu 
Mißverständnissen geführt. Die rich-
tige Auslegung würde sich ergeben, 
wenn anstelle der genannten Wörter 
eingesetzt würde „diese Bedingungen 
als mit den Bestimmungen dieses Ab-
kommens in Einklang stehend anzu-
erkennen". 

Wir wären dem Dreimächteausschuß 
zu Dank verpflichtet, wenn er davon 
Kenntnis nähme, daß der oben zitierte 
zweite Absatz der Ziffer 1 des Ar-
tikels IX Anhang 4 richtigerweise so 
zu verstehen ist, als wäre er in der 
geänderten Form abgefaßt, d. h. als 
wenn er lautete: 

(1) Anlage II des Abkommens. 

Article XI 

Entry into Force 
No payments may be made, under 

the terms of any settlement offer made 
pursuant to Ibis Agreement, prior to 
the date of entry into force of 
the contemplated Intergovernmental 
Agreement on German External Debts. 
Nevertheless, the debtors shall pro-
ceed expeditiously to prepare and 
present offers of settlement to their 
creditors in accordance with the 
provisions of Article VII of this Agree-
ment, to conduct such negotiations as 
may be necessary, and otherwise to 
take all steps to forward the prepa-
ration of the new offers contemplated 
hereunder. 

SUB-ANNEX TO ANNEX II 

Interpretation of the Second 
Paragraph of Section 1 of 

Article IX of Annex II 

The Tripartite Commission 
on German Debts, 
29 Chesham Flace, S. W. 1. 

12th November, 1952. 

Gentlemen, 
Our attention has been drawn to a 

misunderstanding which has arisen as 
to the meaning of the second para-
graph of Section 1 of Article IX of 
Appendix 4 to the Report of the Con-
ference on German External Debts. 
This paragraph reads: - 

The decision of the Committee 
shall be binding on both parties. The 
debtor shall be obliged to offer to his 
creditors the terms set forth in such 
decision. The creditor shall be ob-
liged to accept such terms, or, in 
the case of a bond issue where the 
bondholders are represented pursu-
ant to the provisions of Article VIII 
of this Agreement, the creditors' 
representative shall be obliged to 
recommend acceptance of the offer 
by the bondholders. 

The words in italics, "accept such 
terms," have given rise to the mis-
understanding. The proper interpre-
tation would be clear if they were 
replaced by the words: "recognise 
such terms as being in accordance with 
the provisions of this Agreement." 

We shall he grateful if the Tripartite 
Commission will take note that the 
above-quoted second paragraph of 
Section 1 of Article IX of Appendix .4 
properly has the sense it would have 
if it were expressed in this changed 
wording, i. e., if it read:— 

Article XI 
Entrée en vigueur 

Aucun versement ne pourra être 
effectué, en exécution des conditions 
d'une offre de règlement formulée en 
application du présent Accord, avant 
la date de l'entrée en vigueur de l'Ac-
cord Intergouvernemental sur les Dettes 
extérieures allemandes envisagé. Les 
débiteurs devront cependant au plus 
tôt préparer les offres de règlement, 
les présenter à leurs créanciers con-
formément aux dispositions de l'Ar-
ticle VII du présent Accord, procéder 
aux négociations qui pourraient être 
nécessaires et, d'une façon générale, 
prendre les dispositions appropriées 
pour hâter la préparation des offres 
nouvelles envisagées dans le présent 
Accord. 

ANNEXE II A 

Interprétation du second para

-

graphe de l'Article IX, section 1, 
de l'Annexe II 

A la Commission Tripartite 
des Dettes Allemandes, 
29, Chesham Place, Londres S.W. 1. 

12 novembre 1952. 
Messieurs, 

Notre attention a été appelée sur 
un malentendu qui s'est élevé quant 
au sens du 2 ème alinéa du para-
graphe 1 de l'Article IX de l'Annexe 4 
du Rapport de la Conférence des Det-
tes extérieures allemandes. Cet alinéa 
est rédigé comme suit: 

La décision du Comité sera obli-
gatoire pour les deux parties. Le 
débiteur sera tenu d'offrir à ses 
créanciers les modalités de règle-
ment exposées dans cette décision. 
Le créancier sera tenu de les 
accepter ou, dans le cas d'un emprunt 
obligataire pour le règlement duquel 
les porteurs sont représentés con-
formément aux dispositions de 
l'Article VIII du présent Accord, le 
représentant des créanciers sera tenu 
d'en recommander l'acceptation au 
porteur. 

Ce sont les mots en italique («de les 
accepter») qui ont donnée lieu au mal-
entendu. Pour en préciser l'interpré-
tation correcte il conviendrait de rem-
placer ces termes par les suivants: «de 
reconnaître que ces modalités sont en 
accord. avec les dispositions du présent 
Accord.» 

Nous serions reconnaissants à la 
Commission Tripartite de bien vouloir 
noter que le sens qu'il convient d'at-
tacher au 2 ème alinéa du paragraphe i 
de l'Article IX de l'Annexe 4 est celui 
qui ressortirait de la rédaction suivante: 



elend. Der Schuldner ist verpflichtet, 
seinen Gläubigern die in einer der-
artigen Entscheidung festgelegten 
Bedingungen anzubieten. Der Gläu-
biger ist verpflichtet, diese Bedin-
gungen als mit den Bestimmungen 
dieses Abkommens in Einklang 
stehend anzuerkennen; bei Schuld-
verschreibungen, bei denen die In-
haber nach den Bestimmungen des 
Artikels VIII dieser Regelung ver-
treten sind, haben die Gläubiger-
vertreter den Inhabern der Schuld-
verschreibungen die Annahme des 
Angebots zu empfehlen." 
Mit vorzüglicher Hochachtung 

gez. N. Leggett 
Vorsitzender des Verhandlungs

-

ausschusses B der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden. 

gez. Hermann J. Ab  s 
Leiter der Deutschen Delegation 

für Auslandsschulden. 

ANLAGE III 
Vereinbarte Empfehlungen für 
die Regelung der Stillhalte

-

schulden: Das Deutsche Kredit

-

abkommen von 1952 

(Anmerkung: Der nachstehend wiedergegebene 
Wortlaut ist der gleiche wie im Anhang 5 
des Berichts der Konferenz über Deutsche Aus-
landsschulden; es sind lediglich solche Ände-
rungen vorgenommen worden, die zur Er-
reichung einer übereinstimmenden Fassung in 
den drei Sprachen erforderlich waren. Zusätz-
liche Absprachen, die im Zusammenhang mit 
dieser Anlage nach Beendigung der Konferenz 
von den beteiligten Parteien getroffen wurden, 
erscheinen als Unteranlage.) 

Abkommen zwischen einem für 
Bankinstitute, Handels- und 
Industriefirmen in der Bun-
desrepublik Deutschland 
und Berlin (West) auftretenden 
Ausschuss 

(im folgenden der „Deutsche Aus-
schuß" genannt; wobei dieser Be-
griff jedes Institut bzw. jede Or-
ganisation umfaßt, die irgendeine 
seiner mit diesem Abkommen im 
Zusammenhang stehenden Aufgaben 
übernimmt), 

der Bank deutscher Länder 
(dieser Ausdruck umfaßt jedes In-
stitut bzw. jede Organisation, die 
irgendeine ihrer mit diesem Abkom-
men im Zusammenhang stehenden 
Aufgaben übernimmt) und den-
jenigen der nachfolgend aufgeführ-
ten Ausschüsse (im folgenden zu-
sammenfassend als » die Ausländi-
schen Bankenausschüsse" bezeich-
net), die das Abkommen unter-
zeichnen, 
nämlich Ausschüsse, die Bank-
firmen mit Geschäftstätigkeit in fol-
genden Ländern vertreten: V e r-
einigte Staaten von Amerika, 
Vereinigtes Königreich und 
Schweiz. 

Debtor shall be obliged to offer to 
his creditors the terms set forth in 
such decision, and the creditor shall 
be obliged to recognise such terms 
as being in accordance with the 
provisions of this Agreement, or, in 
the case of a bond issue where the 
bondholders are represented pursu-
ant to the provisions of Article VIII 
of this Agreement, the creditors' 
representative shall be obliged to 
recommend acceptance of the offer 
by the bondholders." 

Yours faithfully, 
signed: 

N. Leggett 
Chairman of Negotiating Committee B 
at the Conference on German External 

Debts. 
signed: 

Hermann J. A b s 
Head of the German Delegation for 

External Debts. 

ANNEX III 
Agreed Recommendations for 
the Settlement of Standstill 

Debts:— 
The  German Credit Agreement 

of 1952 
[NOTE; The text reproduced hereunder is the 
text of Appendix 5 to the Report of the Con-
ference on German External Debts with such 
changes as were required to achieve uni-
formity in the three languages. Supplementary 
understandings reached by the parties with 
respect to this Annex after the close nt the 
Conference are attached hereto as a Sub-
Annex.] 

Agreement made between a 
Committee representative of Bank-
ing, Commercial and Industrial 
Concerns in the Federal Repu-
blic of Germany and the Western 
Sectors of Berlin 

(hereinafter referred to as "the Ger-
man Committee" which expression 
shall include any institution or body 
succeeding to any of its functions 
relevant to this Agreement), 

the Bank deutscher Länder 
(which shall include any institution or 
body succeeding to any of its functions 
relevant to this Agreement) and such 
of the following Committees (herein-
after collectively referred to as "the 
Foreign Bankers' Committees") as be-
come signatories hereto, 

namely Committees represent-
ative of Banking Institutions 
carrying on business in the  United 

 States of America, the United 
Kingdom and Switzerland re-
spectively, 

débiteur sera tenu d'offrir à ses 
créanciers les modalités de règle-
ment exposées dans cette décision. 
Le créancier sera tenu de reconnaître 
que ces modalités sont en accord 
avec les dispositions du présent 
Accord ou, dans le cas d'un emprunt 
obligataire pour le règlement du-
quel les porteurs sont représentés 
conformément aux dispositions de 
l'Article VIII du présent Accord, le 
représentant des créanciers sera tenu 
d'en recommander l'acceptation au 
porteur.» 

Veuillez agréer, etc. 
signé: 

N. Leggett 
Président du Comité de Négociation 
B de la Conférence des dettes ex

-

térieures allemandes. 
signé: 

Hermann J. Abs 
Président de la Délégation allemande 

pour les dettes extérieures. 

ANNEXE III 

Recommandations agréées pour 
le Règlement des Dettes de 

Standstill: 
Accord de Crédit Allemand 

de 1952 
]NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 5 au Rapport de la Conférence 
des dettes extérieures allemandes. Les accords 
supplémentaires conclus entre les parties, au 
titre de la présente Annexe, aprés la clôture 
de la Conférence font l'objet de la sous

-

annexe III A.] 

Le présent Accord est conclu entre 
un Comité représentatif des Entre -
prises Bancaires, Commercia-
les et Industrielles situées sur 
le territoire de la République 
Fédérale d'Allemagne et dans les 
Secteurs Occidentaux de Ber-
lin 

(ce Comité est désigné ci-après sous 
le nom de «Comité allemand». Cette 
expression devra s'entendre de toute 
institution ou organisme qui pourrait 
succéder audit Comité dans l'exercice 
de l'une quelconque des fonctions qui 
lui incombent dans le cadre du présent 
Accord), 

la Bank Deutscher Laender 
(cette expression devra s'entendre 

de toute institution ou organisme qui 
pourrait succéder à la Bank Deutscher 
Laender dans- l'une quelconque des 
fonctions qui lui incombent dans le 
cadre du présent Accord), 

et ceux des Comités suivants 
(désignés collectivement ci-après par 
l'expression «Les Comités bancaires 
étrangers») qui deviendront partie 
audit Accord, c'est-à-dire les Comités 
représentatifs des Entreprises Ban-
caires exerçant leur activité aux 
Etats-Unis d'Amérique, dans le 
Royaume-Uni et en Suisse, re-
spectivement. 



1. Ausländische Bankgläubiger haben 
ein Abkommen über die Aufrechter-
haltung von an Deutschland gege-
benen kurzfristigen Bankkrediten ge-
schlossen, das am 17. September 1931 
in Kraft getreten ist. Hiermit haben 
die .ausländischen Bankgläubiger dem 
Appell der im Juli 1931 in London 
tagenden Siebenmächte-Konferenz ent-
sprochen, daß „die ausländischen Bank-
gläubiger Deutschlands gemeinsame 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des 
Volumens der an Deutschland ge-
gebenen Kredite treffen sollten." Sie 
haben hierbei im Vertrauen auf die 
Erklärung jener Konferenz gehandelt, 
daß die beteiligten Regierungen „be-
reit seien, an der Wiederherstellung des 
Vertrauens, soweit es in ihren Kräften 
liegt, mitzuwirken, um die finanzielle 
Stabilität Deutschlands, die für die 
Interessen der ganzen Welt wesent-
lich ist, aufrechtzuerhalten." 

2. Die Aufrechterhaltung dieser 
kurzfristigen Bankkredite ist durch 
eine Reihe von Jahresabkommen fort-
gesetzt worden, von denen das letzte 
(im folgenden „das 1939-Abkommen" 
genannt) mit dem 31. Mai 1940 ab-
laufen sollte, jedoch infolge des Aus-
bruchs der Feindseligkeiten zwischen 
Deutschland und dem Vereinigten Kö-
nigreich und dessen Alliierten am 
4. September 1939 durch eine namens 
der Ausschüsse der Bankgläubiger in 
den Vereinigten Staaten und England 
im Einklang mit den Bedingungen 
jenes Abkommens ausgesprochene 
Kündigung beendet wurde. 

3. Nach der Beendigung des 1939-
Abkommens wurden zwischen dem 
amerikanischen Gläubigerausschuß und 
den entsprechenden deutschen Par-
teien in den Jahren 1939 und 1940 Ab-
kommen zur weiteren Aufrechterhal-
tung (mit gewissen Einschränkungen 
lind Anfiel engen) derjenigen kurz-
fristigen Bankkredite, die von den aus-
ländischen Bankgläubigern in den 
Vereinigten Staaten gewährt worden 
waren, abgeschlossen; das zweite 
dieser Abkommen lief am 31. Mai 1941 
ab. 

4. Nach der Beendigung des 1939-
Abkommens wurden zwischen dem 
schweizerischen Gläubigerausschuß 
und den entsprechenden deutschen 
Parteien andere Abkommen zur wei-
teren Aufrechterhaltung (mit gewissen 
Einschränkungen und Änderungen) 
derjenigen kurzfristigen Bankkredite, 
die von ausländischen Bankgläubigern 
in der Schweiz gewährt worden waren, 
abgeschlossen; jedoch sind alle diese 
Abkommen inzwischen abgelaufen. 

5. Gemäß den Bedingungen des 
letzten der darauf anwendbaren frühe-
ren Abkommen verfiel die gesamte 
sich auf Grund der genannten kurz-
fristigen Bankkredite an Deutschland 
ergebende Verschuldung bei Ablauf 
des betreffenden Abkommens mit den 
darin festgelegten Wirkungen, und 
diese ganze Verschuldung (einschließ-
lich der Verschuldung, die sich aus 
Krediten ergab, die als Ersatz für 
zuvor unter eines oder mehrere der 
früheren Abkommen fallende Kredite 
gewährt waren) wurde fällig und 

WHEREAS: 
(1) An Agreement for the mainten-

ance of short-term banking credits to 
Germany which came into force on the 
17th September, 1931, was entered into 
by foreign banking creditors in re-
sponse to the request of the Seven-
Power Conference, which met in London 
in July 1931, that "the foreign banking 
creditors of Germany should take 
concerted measures with a view to 
maintaining the volume of credits they 
had already extended to Germany" 
and in reliance on the declaration by 
that Conference that "in order to 
ensure the maintenance of the financial 
stability of Germany, which is essential 
in the interests of the whole world," 
the Governments concerned "were 
ready to co-operate, so far as lies 
within their power, to restore confi-
dence." 

(2) Maintenance of such short-term 
banking credits was continued by 
successive annual Agreements, the 
latest of which (hereinafter referred to 
as "the 1939 Agreement") was due to 
expire on 31st May, 1940, but, in conse-
quence of the outbreak of hostilities 
between Germany and the United 
Kingdom and its Allies, was terminated 
on 4th September, 1939, by notice 
given on behalf of the Committees 
representative of the banking creditors 
in the U.S.A. and England in accordance 
with the conditions of that Agreement. 

(3) Following the termination of the 
1939 Agreement certain Agreements 
were entered into between the Amer-
ican Creditors' Committee and the 
appropriate German parties in 1939 
and 1940 for the continued maintenance 
(with certain restrictions and modifi-
cations) of such o f the  said  short-term 
banking credits as had been granted 
by the foreign banking creditors in the 
U.S.A., the second of which Agreements 
expired on 31st May, 1941. 

(4) Following the termination of the 
1939 Agreement certain other Agree-
ments were entered into between the 
Swiss Creditors' Committee and the 
appropriate German parties for the 
continued maintenance (with certain 
restrictions and modifications) of such 
of the said short-term banking credits 
as had been granted by foreign banking 
creditors in Switzerland but all such 
Agreements have since expired. 

(5) In accordance with the conditions 
of the latest of the previous Agree-
ments applicable thereto, all indebt-
edness arising under the said short-
term banking credits to Germany 
matured on the expiration of the 
respective Agreement with the effects 
stipulated therein and all such indebt-
edness (including indebtedness arising 
under certain credits which were 
granted in substitution for short-term 
credits formerly governed by one or 
more of the previous Agreements) then 
became due and payable by the re- 
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CONSIDÉRANT: 
(1) qu'un Accord pour le maintien 

des crédits bancaires à court terme 
accordés à l'Allemagne, entré en 
vigueur le 17 septembre 1931, a été 
conclu par les créanciers bancaires 
étrangers en réponse à la demande de 
la Conférence des Sept Puissances 
réunie à Londres en juillet 1931 
engageant «les créanciers bancaires 
étrangers de l'Allemagne à prendre des 
mesures concertées en vue de main-
tenir le volume des crédits déjà accor-
dés par eux à l'Allemagne» et sur la 
base de la déclaration de ladite Con-
férence selon laquelle «pour assurer le 
maintien de la stabilité financière de 
l'Allemagne, essentiel aux intérêts du 
monde entier», les Gouvernements in-
téressés «étaient disposés à coopérer, 
dans la mesure de leurs moyens au ré-
tablissement de la confiance»; 

(2) que ces crédits bancaires à court 
terme ont été maintenus par une série 
d'Accords annuels successifs dont le 
dernier en date (désigné ci-après par 
l'expression «Accord de 1939») devait 
venir à expiration le 31 mai 1940, mais 
a été, en raison de l'ouverture des 
hostilités entre l'Allemagne d'une part 
et le Royaume-Uni et ses alliés d'autre 
part, dénoncé le 4 septembre 19:9, par 
notification adressée au nom des 
Comités représentant les créanciers 
bancair s résidant aux Etats-Unis est 
en Angleterre, conformément aux dis-
positions dudit Accord; 

(3) qu'à la suite de la dénonciation 
de l'Accord de 1939, certains accords 
ont été conclus en 1939 et en 1940 
entre le Comité des Créanciers Améri-
cains et les parties allemandes inté-
ressées en vue du maintien (avec cer-
taines restrictions et modifications) de 
ceux des crédits bancaires à court 
terme qui avaient été accordés par les 
créanciers bancaires étrangers rési-
dant aux Etats-Unis; le second de ces 
accords étant arrivé à expiration le 
31 mai 1941; 

(4) qu'à la suite de la dénonciation 
de l'Accord de 1939, certains autres 
accords ont été conclus entre le 
Comité des créanciers suisses et les 
parties allemandes intéressées en vue 
du maintien (avec certaines restric-
tions et modifications) de ceux des 
crédits bancaires à court terme qui 
avaient été accordés par des créan-
ciers bancaires étrangers résidant en 
Suisse; tous ces Accords étant, de-
puis lors, arrivés à expiration; 

(5) que, conformément aux disposi-
tions du dernier des précédents Ac-
cords applicable, chacune des dettes 
résultant de l'octroi à l'Allemagne 
desdits crédits bancaires à court terme 
est arrivée à échéance à l'expiration 
de l'Accord la concernant, avec les 
effets qui y étaient stipulés, et que 
toutes ces dettes (y compris celles ré-
sultant des crédits qui ont été substi-
tués à certains des crédits à court 
terme initialement visés par un ou 
plusieurs des précédents Accords) sont 
alors devenues exigibles et payables 



durch die betreffenden Schuldner 
(nebst den angefallenen und noch an-
fallenden Zinsen und sonstigen Ge-
bühren) in der entsprechenden aus-
ländischen Währung zahlbar; die Ver-
schuldung ist fällig und zahlbar ge-
blieben, soweit sie nicht inzwischen 
durch Zahlung oder sonstige Befriedi-
gung in ausländischer oder deutscher 
Währung getilgt oder vermindert wor-
den ist. Bisher sind keine Vorkehrun-
gen getroffen worden, die eine Er-
füllung des Restes dieser Verschul-
dung in der jeweils geschuldeten Wäh-
rung ermöglichen. 

6. Bank-, Handels- und Industrie-
unternehmen in der Bundesrepublik 
haben ihre ausländischen Bankgläubi-
ger über den Deutschen Ausschuß ge-
beten, ein neues Abkommen zur Re-
gelung der Zahlung der ausstehenden 
kurzfristigen Verschuldung und zur 
Herbeiführung von Maßnahmen für 
die Wiederherstellung normaler Be-
dingungen für die Finanzierung des 
Außenhandels der Bundesrepublik ab-
zuschließen; dieser Bitte entsprechend 
sind geeignete Bestimmungen formu-
liert und in dieses Abkommen aufge-
nommen worden, und die Ausländi-
schen Bankenausschüsse haben sich be-
reit erklärt, den ausländischen Bank-
gläubigern ihrer Länder zu empfehlen, 
diesem Abkommen beizutreten. 

7. Dieses Abkommen ist von den 
Austandischen Bankenausschüssen un-
ter der Bedingung vollzogen worden, 
daß, solange dieses Abkommen in 
Kraft bleibt, solche Gesetze und Ver-
ordnungen von der Regierung der 
Bundesrepublik oder einer anderen 
zuständigen Behörde(1) erlassen und 
aufrechterhalten werden, die erforder-
lich sind, um den Bestimmungen dieses 
neuen Abkommens Wirksamkeit zu 
verleihen, und daß keine Gesetze oder 
Verordnungen erlassen werden, die 
einen wesentlichen Eingriff in die sich 
aus diesem Abkommen ergebenden 
Verpflichtungen darstellen. Insbeson-
dere haben die hiernach zu erlassen-
den und aufrechtzuerhaltenden Vor-
schriften sicherzustellen, daß 
(i) die Bank-, Handels- und Industrie-

firmen in der Bundesrepublik ihren 
ausländischen 	Bankgläubigern, 
mögen sie diesem Abkommen bei-
getreten sein oder nicht, keine 
unterschiedliche Behandlung hin-
sichtlich Rückzahlungen oder Stel-
lung von Sicherheiten angedeihen 
lassen, 

(ii) die Bank-, Handels- und Industrie-
firmen in der Bundesrepublik bei 
der Stellung von Sicherheiten 
keine unterschiedliche Behandlung 
zwischen ihren Gläubigern in der 
Bundesrepublik und ihren auslän-
dischen Bankgläubigern, gleichviel 
ob diese dem Abkommen beige-
treten sind oder nicht, eintreten 
lassen,(') 

(iii) unerlaubte 	Kapitalbewegungen 
verhindert werden und(') 

(iv)(1)alle Bank-, Handels- und Indu-
striefirmen in der Bundesrepublik, 

(1) Siehe Unteranlage. 

spective debtors (together with interest 
and other charges accrued and accruing 
thereon) in the relative foreign curren-
cies and is still so due and payable 
except to the extent that the said 
indebtedness has meanwhile been dis-
charged or reduced by payment or 
satisfaction in either foreign or German 
currency. No provision has yet been 
made to enable the remainder of such 
indebtedness to be discharged in the 
respective currencies of the debts. 

(6) Banking, commercial and indus-
trial concerns in the Federal Republic 
through the German Committee have 
requested their foreign banking cred-
itors to enter into a new Agreement 
for regulating payment of the out-
standing short-term indebtedness and 
for establishing means for the restora-
tion of normal conditions for financing 
the foreign trade of the Federal Repub-
lic and in response to such request 
appropriate provisions have been 
formulated and embodied in this 
Agreement and it has been agreed by 
the Foreign Bankers' Committees to 
recommend foreign banking creditors 
in their respective countries to adhere 
to this Agreement. 

(7) This Agreement has been 
executed by th e.  Foreign Bankers' 
Committees upon the terms that so 
long as this Agreement remains in 
force, there shall be promulgated and 
maintained such legislation and regu-
lations by the Government of the 
Federal Republic or other appropriate 
authority(') as may be necessary to 
render its provisions effective and that 
no legislation or regulations sub-
stantially affecting the obligations of 
this Agreement shall be promulgated 
and in particular that the legislation 
to be so promulgated and maintained 
shall ensure that 

(i) There will be no discrimination on 
the part of banking, commercial 
or industrial concerns in the 
Federal Republic in the making of 
repayment or the giving of security 
as between their foreign banking 
creditors whether adhering to this 
Agreement or not; 

(ii) There will be no discrimination on 
the part of banking commercial 
or industrial concerns in the 
Ferlerai  Republic in the giving of 
security as between their creditors 
in the Federal Republic and their 
foreign banking creditors whether 
adhering to this Agreement or 
not; (1) 

(iii) Unauthorised movements of capital 
shall be prevented; and(') 

(iv) (1) All banking, commercial and 
industrial concerns in the Federal 

(1) See Sub-Annex. 

par leurs débiteurs respectifs (avec 
les intérêts et les autres charges échus 
ou à échoir dans les monnaies 
étrangères correspondantes; que ces 
dettes restent exigibles et payables 
dans les mêmes conditions, sauf dans 
la mesure où elles ont été réduites ou 
éteintes entre temps par des verse-
ments ou des remboursements en de-
vises étrangères ou en monnaie alle-
mande. Aucune disposition n'a été 
prise jusqu'ici pour permettre le rem-
boursement du solde de ces dettes 
dans les monnaies dans lesquelles 
elles étaient libellées; 

(6) que les établissements bancaires, 
commerciaux et industriels situés sur 
le territoire de la République fédérale 
ont, par l'intermédiaire du Comité 
Allemand, prié leurs créanciers ban-
caires étrangers de conclure un 
nouvel Accord en vue de régler le 
remboursement des dettes à court 
terme non payées et d'instituer les 
moyens de rétablir les conditions 
normales de financement du commerce 
extérieur de la République Fédé-
rale; que, pour répondre à cette de-
mande, des dispositions appropriées 
ont été élaborées et insérées dans le 
présent Accord et que les Comités 
Bancaires Etrangers ont décidé de 
recommander aux Créanciers Bancai-
res Etrangers, dans leurs pays respec-
tifs, d'accéder audit Accord; 

(7) que le présent Accord a été 
signé par les Comités Bancaires 
Etrangers sous les conditions suivan-
tes: le gouvernement de la Répu-
blique Fédérale et les autres autorités 
appropriées(') promulgueront et main-
tiendront, aussi longtemps que l'Ac-
cord restera en vigueur, les textes 
législatifs ou réglementaires qui 
pourraient être nécessaires pour 
rendre ses dispositions effectives; 
aucun texte législatif ou réglemen-
taire affectant d'une manière impor-
tante les obligations prévues par le 
présent Accord ne sera promulgue, 
et, en particulier, les textes légis-
latifs promulgués et maintenus auront 
pour effet de garantir: 

(i) que les établissements bancaires, 
commerciaux ou industriels situés 
dans la République Fédérale ne 
feront aucune discrimination, en 
ce qui concerne les rembourse-
ments ou l'octroi des garanties, 
entre leurs créanciers bancaires 
étrangers qu'ils aient ou non 
accédé au présent Accor 

(ii) que les établissements bancaires, 
commerciaux ou industriels situés 
dans la République Fédérale ne 
feront aucune discrimination, en 
ce qui concerne l'octroi des 
garanties, entre leurs créanciers 
dans la République Fédérale et 
leurs créanciers bancaires étran-
gers qu'ils aient ou non accédé 
au présent. Accord; (1) 

(iii) que les mouvements non autori-
sés de capitaux seront rendus 
impossibles; (1) 

(iv) (')que tous les établissements 
bancaires, commerciaux et indus- 

(1) Voir Annexe III A. 



die in irgendeiner unter dieses Ab-
kommen fallenden Form verschul-
det sind, diesem Abkommen bei-
treten. 

ES WIRD DAHER FOLGENDES VER-
EINBART: 

1. Begriffsbestimmungen 
In diesem Abkommen haben die 

nachgenannten Ausdrücke, soweit nicht 
der Zusammenhang eine andere Aus-
legung erfordert, die nachstehende Be-
deutung: 

„Kurzfristige Kredite" bedeutet und 
umfaßt 
(i) alle Akzepte, Zeitgelder, Barvor-

schüsse und/oder jegliche sonstige 
auf besonderer Vereinbarung be-
ruhende Form der Verschuldung 
in nichtdeutscher Währung, in Be-
zug auf die ein ausländischer Bank-
gläubiger zu dem letzten der hier-
auf anwendbaren früheren Abkom-
men den Beitritt erklärt hat und 
die im Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Abkommens noch aussteht; 
ausgenommen ist Verschuldung, 
die sich aus kurzfristigen Bankkre-
diten an Bank-, Handels- und In-
dustriefirmen in einem Lande er-
gibt, das außerhalb des am 31. De-
zember 1937 zum Deutschen Reich 
gehörenden Gebietes liegt, es sei 
denn, daß ein Bankier, ein Bank-
institut oder eine Handels- oder 
Industriefirma oder -gesellschaft, 
die in der Bundesrepublik (ent-
sprechend der nachstehenden Be-
griffsbestimmung) ansässig sind, 
für diese Verschuldung (sei es von 
Anfang an oder durch Nachfolge 
oder als Garant, Bürge, Indossant 
oder Kreditversicherer) haftbar ist; 

(ii) alle weiteren Akzepte, Zeitgelder, 
Barvorschüsse und/oder sonstigen 
Formen des Bankkredits in nicht-
deutscher Währung, die im Zeit-
punkt des Abschlusses dieses Ab-
kommens noch ausstehen und sich 
aus besonderen Kreditvereinbarun-
gen ergeben, die nach Maßgabe 
der Bestimmungen eines der frühe-
ren Abkommen als Ersatz für einen 
zuvor diesen Abkommen oder 
einem von ihnen unterliegenden 
kurzfristigen Kredit oder durch In-
vestierung von Registerguthaben 
auf Grund der früheren Abkom-
men oder eines von ihnen getrof-
fen worden sind; 

(iii) alle Schuldverpflichtungen aus Zin-
sen, die aus Schuldverpflichtungen 
angefallen sind, die unter die vor-
stehenden Absätze (i) und (ii) bis 
zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Abkommens einschließlich 
fallen und in Bezug auf die der 
ausländische Bankgläubiger die 
Option (i) gemäß Ziffer 11 a dieses 
Abkommens ausgeübt hat bzw. so 
behandelt wird, als habe er diese 
Option ausgeübt; 

(iv) alle weitere Verschuldung, in ir-
gendeiner Form eines Bankkredits, 
die durch Rekommerzialisierung 

Republic who are subject to any 
form of indebtedness falling within 
this Agreement shall adhere thereto. 

NOW IT IS HEREBY AGREED AS 
FOLLOWS:- 

1. Definitions 
In this Agreement, unless the con-

text shall otherwise require, the under-
mentioned expressions shall have the 
following meanings, namely:— 
"Short-term credits" means and in-
cludes 

(i) All acceptances, time deposits, cash 
advances and/or any other form 
of indebtedness arising from spe-
cial agreements in non-German 
currency in respect of which 
adherence was effected by a 
Foreign Bank Creditor to the latest 

of the previous Agreements applic-
able thereto and which is out-
standing at the date of this 
Agreement; but not indebtedness 
arising out of short-term banking 
credits extended to banking, com-
mercial or industrial concerns in 
any country outside the territory 
comprised in the German State on 
the 31 st dav of December, 193 7 , 
unless some banker, banking 
institution or commercial or indus-
trial firm or company ordinarily 
resident in the Federal Republic 
(as herein defined) 	is liable 
(whether originally or by way of 
succession or as guarantor, en-
dorser or credit insurer) in respect 
of such indebtedness; 

(ii) Any further acceptances, time 
deposits, cash advances and /or 
other forms of banking credit in 
non-German currency outstanding 
at the date of this Agreement and 
arising out of special credit 
arrangements which were made 
pursuant to the provisions of any 
of the previous Agreements in 
substitution for any short-term 
credit previously subject to those 
Agreements or any of them or by 
way of investment of registered 
credit balances under the previous 
Agreements or any of them; 

(iii) All indebtedness in respect of 
interest which shall have accrued on 
indebtedness falling within the 
foregoing paragraphs (i) and (ii) 
up to and including the date of 
this Agreement and in respect of 
which the Foreign Bank Creditor 
shall have elected or be deemed to 
have elected option (i) expressed 
in Clause 11 A hereof; 

(iv) Any further indebtedness arising 
out of any form of banking credit 
which shall have been granted by 

triols situés dans la République 
Fédérale qui se trouvent débiteurs 
d'une dette de quelque forme que 
ce soit visée par le présent 
Accord, accéderont audit Accord. 

IL EST, PAR LES PRÉSENTES, 
CONVENU ce qui suit: 

1. Définitions 
Sauf si le contexte exige une autre 

interprétation, les expressions ci-
dessous ont, dans le présent Accord, 
le sens suivant: 

L'expression «Crédits à court terme» 
désigne: 

(i) Toutes les acceptations, dépôts 
à terme, avances en espèces, et 
créances de toute autre forme 
résultant d'accords spéciaux, 
libellés en monnaie non alle-
mande, pour lesquels un Créancier 
Bancaire Etranger a accédé au 
dernier des accords précédents 
applicable et qui restent encore à 
régler à la date du présent Ac-
cord; elle ne comprend pas les 
dettes résultant des crédits ban-
caires à court terme accordés à 
des établissements bancaires, 
commerciaux ou industriels situés 
dans un pays quelconque hors 
des frontières de l'Etat allemand 
telles qu'elles étaient définies au 
31 décembre 1937, à moins qu'un 
banquier, un établissement ban-
caire ou une entreprise ou société 
commerciale ou industrielle ayant 
sa résidence habituelle sur le 
territoire de la République Fédé-
rale (selon la définition qui en 
est donnée dans le présent Ac-
cord) ne soit responsable de cette 
dette (soit originellement, soit par 
voie de succession, soit encore 
en tant qu'avaliste, endosseur ou 
garant) ; 

(ii) Toutes autres acceptations, dépôts 
à terme, avances en espèces et 
crédits bancaires de toutes autres 
formes, libellés en monnaie non 
allemande et non encore rem-
boursés à la date du présent 
Accord, et résultant d'accords 
spéciaux de crédits conclus, con-
formément aux dispositions de 
l'un quelconque des Accords 
précédents, soit en substitution 
d'un crédit à court terme quelcon-
que précédemment soumis à ces 
accords ou à l'un quelconque 
d'entre eux, soit au titre de l'in-
vestissement des soldes créditeurs 
enregistrés dans le cadre des 
accords précédents ou de l'un 
quelconque d'entre eux; 

(iii) Toutes les créances relatives aux 
arrérages d'intérêt des dettes 
visées par les paragraphes (i) et 
(ii) du présent Article jusqu'à la 
date du présent Accord incluse, 
lorsque le Créancier Bancaire 
Etranger aura exercé ou sera 
censé avoir exercé à leur égard 
l'option prévue à l'Article 11A 
du présent Accord en choissant 
la solution exposée à l'alinéa (i) 
de cet Article; 

(iv) Toutes autres créances afférentes 
aux crédits bancaires de quelque 
forme que ce soit accordés au 



eines kurzfristigen Kredites im 
Sinne der vorstehenden Absätze (i) 
bis (iii) nach Maßgabe der Bestim-
mungen der Ziffer 5 dieses Abkom-
mens entstanden ist. 

„Deutscher Schuldner" bedeutet und 
umfaßt: 
(i) jeden Bankier sowie jede Bank-, 

Handels- oder Industriefirma oder 
-gesellschaft, die in der Bundesre-
publik ansässig sind und denen 
Verpflichtungen mit Bezug auf 
einen kurzfristigen Kredit oblie-
gen. Nicht eingeschlossen sind die 
ausländischen Zweigniederlassun-
gen, Konzern- und Tochtergesell-
schaften der vorgenannten Unter-
nehmen; jedoch kann gegenüber 
einer deutschen Handels- oder In-
dustriefirma oder -gesellschaft 
wegen der an ihre ausländischen 
Zweigniederlassungen, Konzern-
und Tochtergesellschaften gewähr-
ten Kredite der Beitritt zu diesem 
Abkommen in solchen Fällen er-
klärt werden, in denen der Beitritt 
zu irgendeinem der früheren Ab-
kommen zulässig war. Nach erfolg-
tem Beitritt sind solche Kredite für 
die Zwecke dieses Abkommens in 
jeder Beziehung als der deutschen 
Mutterfirma oder -gesellschaft zur 
Verfügung gestellte kurzfristige 
Kredite zu behandeln; 

(ii) alle Nachfolger (im Sinne der Be-
griffsbestimmung dieses Abkom-
mens) eines der vorerwähnten 
Bankiers, oder einer der vorer-
wähnten Bank-, Handels- oder In-
dustriefirmen oder -gesellschaften; 

(iii) jeden deutschen öffentlichen 
Schuldner im Sinne der Begriffsbe-
stimmung des Kreditabkommens 
für deutsche öffentliche Schuldner 
von 1932. 

„Deutscher Bankschuldner" bedeutet 
jeden deutschen Schuldner, dessen Ge-
schäftsbetrieb in erster Linie das Bank-
geschäft zum Gegenstand hat. 

„Deutscher Handels- oder Industrie-
schuldner" bedeutet jeden deutschen 
Schuldner, der nicht deutscher Bank-
schuldner oder deutscher öffentlicher 
Schuldner im Sinne dieser Begriffsbe-
stimmungen ist. 

„Nachfolger" bedeutet und umfaßt: 
(i) jede in der Bundesrepublik ansässi-

ge Partei, die infolge von Tod, Li-
quidation, Neuordnung oder Kon-
kurs eines deutschen Schuldners 
oder eines früheren deutschen 

Schuldners mit Bezug auf einen 
Kurzfristigen Kredit haftbar ist; 

(ii) jede in der Bundesrepublik ansäs-
sige Gesellschaft, deren ursprüng-
liche Vermögenswerte ganz oder 
zu einem wesentlichen Teil von 
einem deutschen Schuldner oder 
einem früheren deutschen Schuld-
ner stammen und die kraft Geset-
zes oder auf sonstige Weise mit 
Bezug auf einen kurzfristigen Kre-
dit haftbar geworden ist. 

way of recommercialisation of any 
short-term credit as defined in the 
foregoing paragraphs (i) to (iii) 
pursuant to the provisions of 
clause 5 hereof. 

"German Debtor" means and in-
cludes 
(i) Any banker, banking institution or 

commercial or industrial firm or 
company ordinarily resident in the 
Federal Republic who is liable in 
respect of a short-term credit but 
does not include a foreign branch, 
subsidiary or affiliation thereof 
except that adherence may he 
effected by notification to any 
German commercial or industrial 
firm or company in respect of 
credits granted to its foreign 
branches, subsidiaries or af fi liations 
in cases in which adherence was 
permitted to be made to any of the 
previous Agreements. Upon such 
adherence such credits shall be 
treated in all respects for the pur-
poses of this Agreement as short-
term credits granted to the German 
parent firm or company; 

(ii) Any successors (as herein defined) 
of a banker, banking institution or 
commercial or industrial firm or 
company as aforesaid; 

(iii) Any German Public Debtor as that 
expression is defined in the Ger-
man Public Debtors' Credit Agree-
ment of 1932. 

"German Bank Debtor" means any 
German Debtor whose primary busi-
ness is that of banking. 

"German Commercial or Industriel 
Debtor" means any German Debtor 
who is not a German Bank Debtor 
or a German Public Debtor as herein-
before referred to. 

"Successors" means and includes 

(i) Every party ordinarily resident in 
the Federal Republic who is liable 
in respect of a short-term credit 03 
a result of the decease, liquidation, 
re-organisation or bankruptcy of 
any German Debtor or former 
German Debtor. 

(ii) Any company ordinarily resident 
in the Federal Republic which, 
having derived all or a substantial 
part of its initial assets from a 
German Debtor or former German 
Debtor, has by operation of law or 
otherwise become liable in respect 

a short-term credit.  

titre de la recommercialisation 
d'un crédit à court terme quel-
conque selon la définition qui en 
est donnée aux alinéas (i) à (iii) 
du présent Article, conformément 
aux dispositions de l'Article 5 du 
présent Accord. 

L'expression «Débiteur Allemand» 
désigne: 

(i) Tout banquier et établissement 
bancaire, toute entreprise ou so-
ciété commerciale ou industrielle 
ayant sa résidence habituelle 
sur le territoire de la République 
Fédérale et se trouvant débiteurs 
d'un crédit à court terme. Elle 
ne s'étend pas à leurs succursales, 
bureaux ou filiales à l'étranger, 
étant entendu toutefois que, par 
notification adressée à l'une quel-
conque des entreprises ou socié-
tés commerciales ou industriel-
les allemandes, il sera possible 
d'accéder au présent Accord au 
titre des crédits accordés aux 
succursales, bureaux ou filiales 
à l'étranger de cette entreprise ou 
société dans tous les cas où cette 
possibilité existait dans le cadre 
de l'un quelconque des précédents 
Accords. Une fois cette accession 
effectuée, les crédits en cause 
seront traités, à tous égards, aux 
fins de l'application du présent 
Accord, comme des crédits à 
court terme accordés à l'entre-
prise ou société principale en 
Allemagne; 

(ii) Tout successeur (au sens indiqué 
ci-dessous) d'un banquier ou d'un 
établissement bancaire, entreprise 
ou société commerciale ou indus-
trielle comme il est dit ci-dessus; 

(iii) Tout Débiteur Public Allemand, 
selon la définition donnée dans 
l'Accord de Crédit des Débiteurs 
Publics Allemands de 1932. 

L'expression «Débiteur Bancaire 
Allemand» désigne tout Débiteur 
Allemand dont les opérations de 
banque constituent l'activité principale. 

L'expression «Débiteur Commercial 
ou Industriel Allemand» désigne tout 
Débiteur Allemand qui n'est ni un 
Débiteur Bancaire Allemand ni un 
Débiteur Public Allemand, comme il 
est dit ci-dessus. 

L'expression «Successeurs» désigne: 
(i) Toute personne physique ou mo-

rale ayant sa résidence habituelle 
sur le territoire de la République 
Fédérale devenue débitrice au 
titre d'un crédit à court terme à 
la suite du décès, de la liquidation, 
de la réorganisation ou de la 
faillite d'un Débiteur Allemand ou 
d'un ancien Débiteur Allemand 
quelconque; 

(ii) Toute société ayant sa résidence 
habituelle sur le territoire de la 
République Fédérale dont la tota-
lité ou la majeure partie rie l'actif 
initial provient d'un Débiteur Alle-
mand ou d'un Ancien Débiteur 
Allemand et qui est devenue, du 
fait de l'application de la loi ou 
pour toute autre raison, débitrice 
u titre d'un crédit à court terme. 



„Ausländischer Bankgläubiger” be-
deutet und umfaßt jeden Bankier und 
jedes Bankinstitut, die in einem der in 
der Präambel dieses Abkommens auf-
geführten Länder ansässig sind, sowie 
jede andere in einem dieser Länder an-
sässige Firma oder Organisation, die 
Gläubiger einer Verschuldung aus 
kurzfristigen Krediten sind und die in 
jedem Falle diesem Abkommen gemäß 
seiner Ziffer 22 bedingungslos beigetre-
ten sind. 

„Bundesrepublik" bedeutet und um-
faßt das im Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Abkommens zur Bundesrepublik 
Deutschland und zu Berlin (West) ge-
hörende Gebiet (1) 

„Deutsch" bedeutet zur Bundesrepu-
blik im Sinne der obigen Begriffsbe-
stimmung gehörend. 

„Ausländisch" bedeutet zu einem am 
31. Dezember 1937 außerhalb des Deut-
schen Reichs liegenden Lande gehö-
rend. 

„Firma" gilt auch für Einzelpersonen, 
die unter ihrem Privatnamen oder unter 
einem Firmennamen ihr Geschäft be-
treiben. 

„Zahlungsunfähigkeit" in Anwen-
dung auf einen deutschen Schuldner be-
deutet einen Zustand, in dem der 
Schuldner aus Mangel an bereiten Mit-
teln, und zw ar ni cht nur vorüberge-
hend, außerstande ist, seine gesamten 
Schulden bei Falligkeit zu bezahlen. 

„Die früheren Abkommen" bedeutet 
und umfaßt die Deutschen Kreditab-
kommen von 1931-1939, die Deutschen 
Kreditabkommen für öffentliche Schuld-
ner von 1932-1938, die Deutsch-Ame-
rikanischen Stillhalteabkommen von 
1939 und 1940 und die kurzfristige 
Kredite von Bankgläubigern in der 
Schweiz betreffenden Abkommen, be-
kannt unter der Bezeichnung „Das 
Deutsche Kreditabkommen von 1940, 
1941, 1942, 1943 und 1944." 

„Nennwert" in Bezug auf zur Zeit 
ausstehende kurzfristige Kredite be-
deutet den Gesamtbetrag derartiger 
kurzfristiger Kredite gemäß den letzten 
den entsprechenden Ausländischen 
Bankenausschüssen zur Verfügung ste-
henden Angaben. Für Zwecke der Um-
rechnung in deutsche Währung ist 
dieser Betrag zum amtlichen Mittelkurs 
in der Bundesrepublik am ersten Werk-
tage vor dem Tage der Umrechnung 
umzurechnen. 

2. Laufzeit des Abkommens (1)  
(1) Soweit nichts anderes bestimmt  

ist, treten die Bestimmungen dieses Ab-
kommens am   1952 in Kraft  
und bleiben für eine Zeit von 12 Kalen-
dermonaten von dem genannten Tage  
an in Geltung. Das Abkommen kann  
jedoch beim Eintritt jedes der folgen-
den Ereignisse durch die Ausländischen  
Bankenausschüsse vorzeitig gekündigt  
werden:  
(i) Wenn in der Bundesrepublik ein  

Moratorium erklärt wird, das in  
irgendwelche Verpflichtungen deut-
scher Schuldner gegenüber aus-
ländischen Bankgläubigern aus  
diesem Abkommen eingreift, oder  

19 Siehe Unteranlage 

"Foreign Bank Creditor" means and 
includes any banker or banking institu-
tion ordinarily resident in one of the 
countries named in the preamble to 
this Agreement and any other firm or 
corporation ordinarily resident in one 
of those countries to whom indebted-
ness under short-term credits is owing 
and who shall in either case have  
unconditionally adhered to this Agree-
ment in accordance with Clause  22 
hereof. 

"Federal Republic" means and in-
cludes the territory comprised in the 
Federal Republic of Germany and the 
Western  Sectors of Berlin on the elate 
of this Agreement.(1) 

"German" means appertaining to the 
Federal Republic as herein defined. 

"Fo re ign" means appertaining to 
any country outside the territory com-
prised in the German State on the 31 st 
day of December, 1937. 

"Firm" includes an individual trad-
ing in his own or under a firm 
name. 

"Insolvency" where used with refer-
ence to a German Debtor means a 
state in which the Debtor for want of 
liquid assets, not merely temporary, 
is unable to discharge all his debts as  
they mature.  

"The previous Agreements" means 
and includes the German Credit Agree-
ments of 1931 to 1939, the German 
Public Debtors' Credit Agreements of 
1932 to 1938, the German-American 
Standstill Agreements of 1939 and 
1940, and the Agreements relating to 
short-term credits owing to banking 
creditors in Switzerland and known 
respectively as "Das Deutsche Kredit-
abkommen von 1940, 1941, 1942, 1943 
and 1944." 

"Face Value" in relation to short-
term credits for the time being out-
standing means the total amount of 
such short-term credits according to the 
latest information available to the 
respective Foreign Bankers' Com-
mittees expressed for the purposes of  

computation in German currency 
calculated at the official middle rate 
quoted in the Federal Republic on the 
first working day prior to the day on 
which the computation is made. 

2. Period of Agreement(')  
(1) Unless otherwise stated, the 

provisions of this Agreement shall 
come into force on the day 
of 1952, and remain in 
force for a period of twelve calendar 
months from that date, subject to 
earlier determination by the Foreign 
Bankers' Committees in any of the 
following events, namely:—

(i) If there shall be declared in the 
Federal Republic a moratorium 
which affects any obligation of 
German Debtors to Foreign Bank 
Creditors dealt with in this Agree-
ment, or 

(1) See Sub-Annex. 

L'expression (Créancier Bancaire 
Etrancer» désigne tout banquier ou 
établissement bancaire et toute autre 
entreprise ou société ayant sa résidence 
habituelle sur le territoire de l'un des 
pays cités clans le Préambule au 
présent Accord, détenteur d'une cré-
ance au titre de crédits à court terme 
et ayant accédé inconditionellement 
au présent Accord conformément aux 

 dispositions de l'Article 22 dudit 
Accord. 

L'expression «République Fédérale» 
doit s'entendre du territoire de la 
République Fédérale allemande et des 
Secteurs Occidentaux de Berlin à la 
date du présent Accord.(') 

Le terme , allemand» se réfère à la 
République Fédérale telle qu'elle est 
définie par l'alinéa ci-dessus. 

Le terme «étranger» se réfère à tout 
pays situé hors des frontières de 
l'Etat allemand telles qu'elles étaient 
définies au 31 décembre 1937. 

Le terme «entreprise» comprend les 
personnes privées effectuant des opé-
rations commerciales soit sous leur 
nom propre, soit sous la raison sociale 
d'une entreprise quelconque. 

Le ternie «insolvabilité», appliqué à 
un Débiteur Allemand, désigne la 
situation dans laquelle, par suite d'un 
manque de liquidités non temporaire, 
le débiteur se trouve dans l'impossi-
bilité de s'acquitter de la totalité de ses  
dettes à leur echance.  

L'expression «les Accords précé-
dents» désigne les Accords de Crédit  
Allemands de 1931 à 1939, les Accords  
de Crédit des Débiteurs Publics Alle-
mands de 1932 à 1938, les Accords de  
Standstill germano-américains de 1939  
et 1940 et les Accords relatifs aux  
crédits à court terme consentis par les  
créanciers bancaires en Suisse et  

connus sous le nom de «Das Deutsche  
Kreditabkommen von 1940, 1941, 1942,  
1943 und 1944».  

L'expression «Valeur nominale»  
appliquée aux crédits à court terme  

encore non remboursés à l'heure ac-
tuelle, désigne le montant total de ces  

crédits, selon les dernières informa-
tions dont disposent les Comités  
Bancaires Etrangers respectifs, ex-
primé, pour les besoins des calculs, en  
monnaie allemande sur la base du taux  
moyen officiel en vigueur dans la  
République Fédérale le premier jour  
ouvrable précédant le jour du calcul.  

2. Durée de l'Accord(1)  
(1) Sauf indication contraire, les  

dispositions du présent Accord entre-
ront en vigueur le 1952  
et resteront effectives pendant une  
période de douze mois civils à dater  
-de ce jour, à moins de dénonciation  
anticipée par les Comités Bancaires  
Etrangers dans l'un quelconque des  

cas suivants:  

(i) Si un moratoire est déclaré sur le  

territoire de la République Fédé-
rale à l'égard de l'une quelconque  

des obligations traitées dans le  
présent Accord des Débiteurs  
Allemands envers les Créanciers  
Bancaires Etrangers;  

(1) Voir Annexe III A. 



(ii) wenn in Zukunft internationale 
Entscheidungen oder Regierungs-
maßnahmen finanzieller, politischer 
oder wirtschaftlicher Art eine Lage 
schaffen, die nach Auffassung einer 
Mehrheit der Ausländischen Ban-
kenausschüsse die Durchführung 
dieses Abkommens ernstlich ge-
fährdet, oder 

(iii) wenn die Ausländischen Banken-
ausschüsse, nachdem sie die Auf-
merksamkeit des Deutschen Aus-
schusses hierauf gelenkt haben, 
feststellen sollten, daß irgend-
welche der in der Einleitung 7 ent-
haltenen Bedingungen nicht er-
füllt worden sind. 

(2) Eine derartige Kündigung läßt die 
aus diesem Abkommen vor dem Zeit-
punkt der Kündigung erwachsenen 
Rechte und Pflichten unberührt und be-
darf, um wirksam zu werden, einer 
Mitteilung in schriftlicher Form oder 
durch Telegramm oder Funk (unter An-
gabe des Termins, zu dem das Abkom-
men beendet werden soll), die im Na-
men der Mehrheit der Ausländischen 
Bankenausschüsse unterzeichnet und an 
die Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich und den Deutschen Ausschuß 
gerichtet sein muß. Die Nichtbenach-
richtigung des Deutschen Ausschusses 
macht jedoch die Kündigung nicht un-
wirksam. 

(3) Die Erklärung eines allgemeinen 
Auslandsmoratoriums in der Bundes-
republik in jedweder Form beendet das 
Abkommen ipso facto. 

3. Aufrechterhaltung der Kredite usw. 

(1) Während der Laufzeit dieses Ab-
kommens wird das Recht jedes auslän-
dischen Bankgläubigers auf Rückzah-
lung kurzfristiger Kredite, wegen derer 
er diesem Abkommen beigetreten ist, 
bis zur Beendigung dieses Abkommens 
aufgeschoben, soweit nicht ein derar-
tiger ausländischer Bankgläubiger auf 
Grund irgendeiner Ziffer dieses Ab-
kommens auf frühere Bezahlung An-
spruch hat. Jeder deutsche Schuldner 
erklärt sich durch seinen Beitritt zu 
diesem Abkommen damit einverstan-
den, daß alle kurzfristigen Kredite, 
wegen derer er beigetreten ist, bei Be-
endigung dieses Abkommens in voller 
Höhe in der betreffenden ausländischen 
Währung fällig und zahlbar sind, vor-
behaltlich solcher Verminderungen, die 
auf Grund irgendwelcher Bestimmun-
gen dieses Abkommens vor der Been-
digung vorgenommen worden sind. 

(2) Weder der Vollzug dieses Ab-
kommens noch irgendeine der darin 
enthaltenen Bestimmungen darf in 
irgendeiner Weise die Rechte und 
Pflichten eines ausländischen Bank-
gläubigers und seines deutschen Schuld-
ners in Bezug auf einen kurzfristigen 
Kredit berühren, soweit sie sich her-
leiten aus: 

(i) der Vornahme oder Unterlassung 
einer Handlung zugunsten des aus-
ländischen Bankgläubigers durch 
den deutschen Schuldner während 
des Zeitraumes zwischen der Be-
endigung des letzten der früheren 

(ii) If in the future international 
decisions or governmental action 
of a financial, political or economic 
character create a situation in 
which, in the opinion of a majority 
of the Foreign Bankers' Com-
mittees, the carrying out of this 
Agreement becomes seriously en-
dangered, or 

(iii) If the Foreign Bankers' Com-
mittees, after the attention of the 
German Committee has been 
drawn to the matter, shall find 
that any of the terms contained 
in Recital (7) has not been com-
plied with. 

(2) Any such determination shall be 
without prejudice to rights and obliga-
tions accrued under this Agreement 
prior to the date of such determination 
and to be effective must be made by 
notice in writing or by cable or radio-
gram (specifying the date upon which 
this Agreement is to be determined) 
signed on behalf of a majority of the 
Foreign Bankers' Committees and 
despatched to the Bank for International 
Settlements and to the German Com-
mittee, but failure so to notify the 
German Committee shall not nullify 
such termination. 

(3) The declaration in the Federal 
Republic of a general foreign mora-
torium in whatever form shall ipso 
facto determine this Agreement. 

3. Maintenance of Credits, etc. 

(1) During the period of this Agree-
ment the right of any Foreign Bank 
Creditor to repayment of short-term 
credits with respect to which he has 
adhered to this Agreement shall be 
postponed until the termination of this 
Agreement, except that such Foreign 
Bank Creditor shall be entitled to any 
earlier payment granted or permitted 
by any Clause of this Agreement. 
Every German Debtor by adhering 
hereto agrees that all short-term 
credits with respect to which he adheres 
shall be due and payable in full in the 
relative foreign currency on the termi-
nation of this Agreement, subject to 
such reductions as shall have been 
made prior to such termination 
pursuant to any of the provisions 
hereof. 

(2) Neither the execution of this 
Agreement nor anything contained 
herein shall operate to prejudice any 
of the rights and obligations of a 
Foreign Bank Creditor and his German 
Debtor in respect of a short-term credit 
which have arisen 

(i) as a result of any act or thing done 
or omitted by the German Debtor 
for the benefit of the Foreign Bank 
Creditor during the period from the 
termination of the latest of the 
previous Agreements applicable to 

(ii) Si, dans l'avenir, des décisions 
internationales ou des mesures 
gouvernementales à caractère 
financier, politique ou économique 
créent une situation de nature à 
compromettre gravement, de l'avis 
de la majorité des Comités Ban-
caires Etrangers, l'application du 
présent Accord; 

(iii) Si les Comités Bancaires Etrangers, 
après avoir appelé l'attention du 
Comité allemand sur la question, 
jugent que l'une quelconque des 
conditions posées au paragraphe 7 
de l'Exposé des motifs du présent 
Accord n'a pas été observée. 

(2) Cette dénonciation ne saurait 
affecter les droits et obligations acquis 
par l'effet du présent Accord avant la 
date de ladite dénonciation. Celle-ci, 
pour être effective, devra être notifiée 
par lettre, télégramme ou radiogramme 
(spécifiant la date à laquelle cette 
dénonciation prend effet), signé au 
nom de la majorité des Comités Ban-
caires Etrangers et adressé à la Banque 
des Règlements Internationaux et au 
Comité Allemand. Cependant, le fait 
de ne pas notifier le Comité Allemand 
ne saurait infirmer en aucune manière 
la dénonciation. 

(3) La déclaration sur le territoire de 
la République Fédérale d'un moratoire 
étranger général, de quelque forme 
que ce soit, entraînera, ipso facto, la 
dénonciation du présent Accord. 

3. Maintien des Crédits, etc. 

(1) Pendant toute la durée du présent 
Accord, les droits de l'un quelconque 
des Créanciers Bancaires Etrangers au 
remboursement des crédits à court 
terme au titre desquels il aura accédé 
au présent Accord seront suspendus 
jusqu'à la date d'expiration dudit 
Accord, sous réserve du droit de 
chaque Créancier Bancaire Etranger 
aux remboursements anticipés accordés 
ou autorisés par l'une quelconque des 
dispositions du présent Accord. En 
accédant audit Accord, tout Débiteur 
Allemand accepte que tous les crédits 
à court terme au titre desquels cette 
accession est effectuée soient dus et 
payables pour leur totalité, à l'expira-
tion du présent Accord, dans la 
monnaie étrangère correspondante, 
sous réserve des réductions qui auront 
pu être effectuées avant cette expira-
tion, par application de l'une quel-
conque des dispositions de l'Accord. 

(2) Ni l'exécution du présent Accord, 
ni aucune de ses dispositions ne saurait 
affecter les droits et obligations d'un 
Créancier Bancaire Etranger et de son 
Débiteur Allemand afférents à un cré-
dit à court terme et résultant: 

(i) de toute action ou omission du 
Débiteur Allemand ayant bénéficié 
au Créancier Bancaire Etranger 
pendant la période comprise entre 
l'expiration du dernier des Accords 
précédents applicable au crédit à 



auf den betreffenden kurzfristigen 
Kredit anwendbaren Abkommens 
und dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens oder 

(ii) der Ausübung irgendwelcher dem 
ausländischen Bankgläubiger wäh-
rend des im vorstehenden Absatz 
genannten Zeitraumes zustehen-
den Rechte oder Befugnisse. 

Der Beitritt des ausländischen Bank-
gläubigers zu diesem Abkommen in 
Bezug auf einen kurzfristigen Kredit 
gilt als Anerkennung und Bestätigung 
jeder von seinem deutschen Schuldner 
zugunsten des genannten ausländischen 
Bankgläubigers gemäß dem vorstehen-
den Absatz (i) unternommenen Maß-
nahme; diese Anerkennung gilt mit 
Wirkung von dem Zeitpunkt, in dein 
die betreffende Maßnahme getroffen 
wurde. 

(3) Die im vorstehenden Absatz 
vorgesehene Anerkennung gilt nicht 
für Zahlungen deutscher Schuldner in 
deutscher Währung mit Ausnahme 
für Zahlungen, die mit ausdrücklicher 
Zustimmung des ausländischen Bank-
gläubigers an diesen oder für diesen 
geleistet worden sind. 

(4) In Bezug auf jeden kurzfristigen 
Kredit oder Teil hiervon, für den ein 
deutscher Bankschuldner gemäß Zif-
fer 7, Absatz 1 des 1939-Abkommens 
(oder entsprechenden Bestimmungen 
jedes späteren Abkommens) einen 
eigenen Wechsel oder ein Garantie-
schreiben seines Kunden beschaffen 
mußte, hat er nach Beitritt zu diesem 
Abkommen dein ausländischen Bank-
gläubiger einen neuen eigenen Wech-
sel oder (falls der ausländische Bank-
gläubiger dies wünscht) ein neues 
Garantieschreiben, das nicht früher da-
tiert ist als dieses Abkommen, zu be-
schaffen und hat dieses für den aus-
ländischen Bankgläubiger gemäß dem 
erwähnten Absatz (oder entsprechen-
den  Bestimmungen) zu verwahren oder 
ihm zu übermitteln. Ein derartiges 
Garantieschreiben muß eine Verpflich-
tung des Kunden enthalten, daß er den 
deutschen Bankschuldner in der von 
diesem gewünschten Form und in dem 
gewünschten Ausmaße entschädigen 
wird, falls dieser Bankschuldner frei-
willig den betreffenden kurzfristigen 
Kredit oder einen Teil hiervon gemäß 
Ziffer 10 dieses Abkommens in deut-
scher Währung zurückzahlt. 

(5) Jeder deutsche Bankschuldner 
oder deutsche Handels- oder Industrie-
schuldner ist verpflichtet, jeden für 
seine Rechnung von einem ausländi-
schen Bankgläubiger 	akzeptierten 
Wechsel bei Fälligkeit einzulösen. 

(6) Jeder ausländische Bankgläubi-
ger, der einen kurzfristigen Kredit in 
einer anderen als der eigenen Wäh-
rung aufrechterhält, kann durch schrift-
liche Mitteilung an seinen deutschen 
Schuldner in jedem Zeitpunkt während 
der Laufzeit dieses Abkommens einen 
derartigen Kredit in die eigene Wäh-
rung des ausländischen Bankgläubigers 
umwandeln. Diese Umwandlung ist 
daraufhin in den Büchern des ausländi-
schen Bankgläubigers und des deut-
schen Schuldners vorzunehmen; der in 
der neuen Währung ausgedrückte Be- 

the relative short-term credit and 
the coming into force of this Agree-
ment, or 

(ii) as a result of the exercise by the 
Foreign Bank Creditor of any rights 
or powers available to him during 
the period mentioned in the last 
foregoing paragraph. 

By adhering to this Agreement in 
respect of any short-term credit the 
Foreign Bank Creditor shall be deemed 
to ratify and confirm any action taken 
by his German Debtor for the benefit 
of such Foreign Bank Creditor as 
specified in the foregoing paragraph (i) 
and such ratification shall be deemed 
to have had effect at the time when 
the relative action was taken. 

(3) The ratification provided in the 
preceding sub-Clause shall not apply 
to any payments made by any German 
Debtor in German currency other than 
payments made to or for the account 
of the Foreign Bank Creditor with his 
express consent. 

With respect to any short-term 
credit or part thereof in regard to which 
a German Bank Debtor was required 
pursuant to sub-Clause (1) of Clause 7 
of the 1939 Agreement (or correspond-
ing pr6visions of any subsequent 
Agreement) to obtain from its client 
an eigene Wechsel or letter of guar-
antee, such Bank Debtor shall upon 
his adherence to this Agreement pro-
cure for the Foreign Bank Creditor a 
new eigene Wechsel or (at the option 
of the Foreign Bank Creditor) a new 
letter of guarantee dated not earlier 
than the date of this Agreement and 
shall hold the same for or forward it 
to the Foreign Bank Creditor as requir-
ed by  the sa id sub-Cl ause (o r cor-
responding provisions). Such letter of 
guarantee shall contain an obligation 
of the client to reimburse the German 
Bank Debtor in the form and to the 
extent demanded by such Bank Debtor 
in the event that such Bank Debtor 
voluntarily repays the relative short-
term credit or part thereof in German 
currency pursuant to Clause 10 hereof. 

(4) Every German Bank Debtor or 
German Commercial or Industrial 
Debtor shall be obligated to cover at 
maturity any bill accepted for its 
account by a Foreign Bank Creditor. 

(5) Any Foreign Bank Creditor to 
whom a short-term credit is owing in a 
currency other than that of his own 
country may, by giving notice in 
writing to his German Debtor at any 
time within the period of this Agree-
ment, convert such credit into the 
currency of the country of such Foreign 
Bank Creditor. Such conversion shall 
thereupon be effected in the books of 
the Foreign Bank Creditor and the 
German Debtor, and the amount of the 
short-term credit expressed in the new 
currency shall be calculated by refer- 

court terme en cause et l'entrée 
en vigueur du présent Accord, ou 

(ii) de l'exercice par le Créancier Ban-
caire Etranger pendant la période 
mentionnée à l'alinéa précédent de 
tous droits ou pouvoirs qui lui 
étaient dévolus. 

En accédant au présent Accord au 
titre d'un crédit à court terme quel-
conque, le Créancier Bancaire Etranger 
sera censé avoir ratifié et confirmé 
toute mesure prise à son bénéfice par 
son Débiteur Allemand comme il est 
prévu à l'linéa (i) ci-dessus et cette 
ratification sera censée avoir pris effet 
au moment de l'intervention de la 
mesure en question. 

(3) La ratification prévue au para-
graphe précédent ne s'applique pas 
aux versements effectués en monnaie 
allemande par le Débiteur Allemand 
sauf si ces versements ont été faits au 
compte ou pour le compte du Créan-
cier Bancaire Etranger avec son con-
sentement formel. 

(4) En ce qui concerne les crédits à 
court terme ou la fraction des crédits 
à court terme pour lesquels un Débi-
teur Bancaire Allemand était tenu, en 
vertu du paragraphe (1) de l'Article 
de l'Accord de 1939 (ou des disposi-
tions correspondantes de tout accord 
ultérieur), d'obtenir de son client une 
«eigene Wechsel» ou une lettre de 
garantie, ce Débiteur Allemand pro-
curera, dès son accession à l'Accord 
au Créancier Bancaire Etranger, une 
nouvelle «eigene Wechsel» ou (au choix 
du Créancier Bancaire Etranger) une 
nouvelle lettre de garantie datée au 
plus tôt du jour du présent Accord. Il 
la tiendra à la disposition du Créan-
cier Bancaire Étranger ou la lui fera 
parvenir conformément aux prescrip-
tions du paragraphe susvisé (ou des 
dispositions correspondantes). Cette 
lettre de garantie contiendra l'engage-
ment du client de rembourser le Débi-
teur Bancaire Allemand sous la forme 
et dans la mesure exigées par lui au 
cas où ce Débiteur Bancaire rem-
bourserait volontairement, en monnaie 
allemande, le crédit ou la fraction de 
crédit à court terme en question, con-
formément à l'Article 10 du présent 
Accord. 

(5) Tout Débiteur Bancaire Allemand 
et tout Débiteur Commercial ou 
Industriel Allemand est tenu d'assurer 
la couverture, à l'échéance, de tout 
effet accepté pour son compte par 
un Créancier Bancaire Etranger. 

(6) Tout Créancier Bancaire Etranger 
d'un crédit à court terme libellé dans 
une monnaie autre que celle de son 
propre pays, peut, sur notification 
écrite adressée à son Débiteur Alle-
mand à tout moment au cours de la 
durée du présent Accord, convertir 
cette créance dans la monnaie de son 
propre pays. Cette conversion sera 
immédiatement effectuée dans les 
livres du Créancier Bancaire Etranger 
et du Débiteur Allemand, et le montant 
dans la nouvelle monnaie du crédit à 
court terme sera calculé sur la base 



trag des kurzfristigen Kredites ist auf 
Grund der in der Bundesrepublik im 
Zeitpunkt der Mitteilung notierten amt-
lichen Mittelkurse für den Umtausch 
deutscher Währung in die ursprüng-
liche Währung des Kredites und in 
diese neue Währung zu errechnen. 

4. Rückführung der Verschuldung 
(vorläufig nicht wirksam) 

Jeder ausländische Bankgläubiger 
hat das Recht, drei Monate nach Ab-
schluß dieses Abkommens und danach 
am Ende eines Zeitraumes von je drei 
Kalendermonaten während der Lauf-
zeit dieses Abkommens endgültige 
Rückzahlungen von % des Gesamt-
betrages der ihm von seinen deutschen 
Schuldnern bei Inkrafttreten dieses 
Abkommens geschuldeten kurzfristi-
gen Kredite, wegen derer der Beitritt 
erfolgt, zu verlangen. Diese Rückzah-
lung hat in der Landeswährung des 
ausländischen Bankgläubigers zu er-
folgen und das Recht auf Rückzahlung 
der gesamten kurzfristigen Kredite 
mit % kann von dem ausländischen 
Bankgläubiger durch Anwendung 
dieses Gesamtrückzahlungsrechts auf 
die von einem oder mehreren seiner 
deutschen Schuldner geschuldeten 
kurzfristigen Kredite nach Wahl des 
ausländischen Bankgläubigers ausge-
übt werden. Der ausländische Bank-
gläubiger ist berechtigt, seine Rück-
zahlungsrechte gegenüber einer be-
stimmten Verschuldung eines bestimm-
ten deutschen Schuldners geltend zu 
machen. 

[ANMERKUNG: Für das Verfahren bei der 
Zahlung werden möglicherweise weitere  Be-
stimmungen erforderlich sein.] 

5. Rekommerzialisierung 
(1) Die Bank deutscher Länder wird 

den ausländischen Bankgläubigern je-
weils mitteilen, daß ein gewisser Pro-
zentsatz (im folgenden als „fest

-

gesetzter Prozentsatz" bezeichnet) der 
gesamten kurzfristigen Kredite jedes 
ausländischen Bankgläubigers, die im 
Zeitpunkt des Abschlusses geschuldet 
werden, rekommerzialisiert werden 
kann. 

(2) Daraufhin kann jeder auslän-
dische Bankgläubiger innerhalb von 
3 Monaten nach einer solchen Mit-
teilung mit Banken oder anderen Fir-
men in der Bundesrepublik (die nach 
den Begriffsbestimmungen dieses Ab-
kommens deutsche Schuldner sind oder 
werden können) Vereinbarungen über 
die Eröffnung neuer Kreditlinien (im 
folgenden als „Ersatzlinien" bezeich-
net) bis zu dem festgesetzten Prozent-
satz seiner in dem vorstehenden Ab-
satz erwähnten gesamten kurzfristigen 
Kredite treffen. 

(3) Nach Abschluß jeder derartigen 
Vereinbarung teilt der ausländische 
Bankgläubiger der Bank deutscher 
Länder mit, daß beabsichtigt ist, die 
betreffende Ersatzlinie gegen endgül-
tige Rückzahlung eines gleichen Be-
trages bestimmt bezeichneter kurz-
fristiger Kredite oder Teile hiervon 
(nachstehend „näher bezeichnete Ver-

ence to the official middle rates for 
exchange of German currency into the 
original currency of the credit and such 
new currency respectively quoted in 
the Federal Republic on the date of the 
relative notice. 

4. Reduction of Indebtedness 
(Temporarily inoperative) 

Each Foreign Bank Creditor shall 
have the right to require permanent 
repayment, three months after the 
date of this Agreement and at the end 
of each three calendar monthly period 
thereafter during the period of this 
Agreement, by per cent. of the total 
amount of the short-term credits owing 
to such Foreign Bank Creditor by his 
German Debtors at the date of the 
coming into force of this Agreement, 
in respect of which adherence shall be 
made, Such repayment shall be made 
in the currency of the country of the 
Foreign Bank Creditor and the right to 
repayment of the total of the short-term 
credits by per cent., may be exer-
cised by the Foreign Bank Creditor by 
applying such aggregate repayment 
right to the short-term credits owing 
by one or more of his German Debtors 
as the Foreign Bank Creditor may elect. 
The Foreign Bank Creditor shall be 
entitled to allocate his repayment 
rights to any particular indebtedness 
owing by an individual German Debtor. 

(NOTE. Additional provisions may be re-
quired for mechanics of payment] 

5. Recommercialisation 
(1) The Bank deutscher Länder shall 

from time to time announce to the 
Foreign Bank Creditors that a certain 
percentage (hereinafter called the 
"stated percentage") of each Foreign 
Bank Creditor's aggregate short-term 
credits outstanding on the date of this 
Agreement may be recommercialized. 

(2) Thereupon each Foreign Bank 
Creditor may within three months of 
such announcement arrange with 
Banks or other concerns in the Federal 
Republic (being or capable of becoming 
German Debtors as defined in this 
Agreement) for the opening of new 
credit lines (hereinafter called "sub-
stituted lines") up to the stated per-
centage of his aggregate short-term 
credits referred to in the preceding 
sub-Clause. 

(3) Upon any such arrangement being 
concluded the Foreign Bank Creditor 
shall notify the Bank deutscher Länder 
that it is proposed to open the relative 
substituted line upon fi nal repayment 
of an equal amount of specified short-
term credits or parts thereof (herein-
after called "designated indebtedness") 
owing by a German Debtor (herein

-

des taux moyens officiels de change 
entre la monnaie allemande et !a 
monnaie clans laquelle le crédit était 
libellé à l'origine d'une part, entre la 
monnaie allemande et la nouvelle 
monnaie d'autre part, les taux utilisés 
étant ceux cotés clans la République 
Fédérale à la date de la notification 
en question. 

4. Réduction de la Dette 
(Clause temporairement sans effet) 

Chaque Créancier Bancaire Etranger 
est en droit d'exiger, à l'expiration 
d'un délai de trois mois à compter de 
la date du présent Accord, et par la 
suite, pendant toute la durée dudit 
Accord, à l'issue de chaque trimestre 
civil, de remboursement définitif de  
pour cent du montant total des crédits 
à court terme qui lui étaient dus par ses 
Débiteurs Allemands lors de l'entrée 
en vigueur de l'Accord, et au titre 
desquels il aura accédé audit Accord. 
Ce remboursement sera effectué dans 
la monnaie du pays du Créancier Ban-
caire Etranger intéressé et ce dernier 
pourra exercer son droit global au 
remboursement de .... pour cent du 
montant total de ses crédits à court 
terme, à l'encontre des crédits qui lui 
sont dus par un ou plusieurs de ses 
Débiteurs Allemands selon ce qu'il 
pourra décider. Le Créancier Bancaire 
Etranger sera en droit d'appliquer ses 
droits à remboursement à l'une quel-
conque des dettes dues par un Débiteur 
Allemand particulier. 

[NOTE.—Des dispositions additionnelles pour-
ront être nécessaires pour déterminer les 
modalités du paiement.) 

5. Recommercialisation 
(1) La Bank deutscher Laender an-

noncera périodiquement aux Créan-
ciers Bancaires Etrangers qu'un cer-
tain pourcentage (désigné ci-après 
sous le nom de «pourcentage spécifié») 
du total général des crédits à court 
terme de chaque Créancier Bancaire 
Etranger, non remboursés à la date 
du présent Accord, peut être recom-
m ercialisé. 

(2) Chaque Créancier Bancaire 
Etranger pourra, dans les trois mors 
suivant cette notification, s'entendre 
avec des banques ou d'autres entre-
prises situées sur le territoire de la  

République Fédérale (qu'elles soient 
déjà des Débiteurs Allemands selon 
la définition qui en est donnée dans 
le présent Accord, ou qu'elles soient 
susceptibles de le devenir) en vue de 
l'ouverture de nouvelles lignes de 
crédit («substituted lines») dans la 
limite du pourcentage spécifié du total 
général de ses crédits à court terme, 
comme il est dit au paragraphe 
précédent. 

(3) Dès la conclusion de celte con-
vention, le Créancier Bancaire 
Etranger notifiera à la Bank deutscher 
Laender qu'il se propose d'ouvrir la 
nouvelle ligne de crédit correspon-
dante en échange du remboursement 
définitif d'un montant équivalent de 
certains crédits, ou d'une fraction de 
certains crédits, à court terme (appelés 



schuldeng" genannt), die von einem 
deutschen, von einem ausländischen 
Bankgläubiger bezeichneten Schuldner 
(nachstehend als ,,näher bezeichneter 
Schuldner" bezeichnet), geschuldet 
werden, zu eröffnen. Die Bank deut-
scher Länder hat das Recht, der Ver-
einbarung ihre Zustimmung zu ver-
sagen, wenn sie nicht davon überzeugt 
ist, daß der neue Schuldner von der 
Ersatzlinie genügenden Gebrauch 
machen kann, außer wenn die Ersatz-
linie einer deutschen Außenhandels-
bank gegeben werden soll. 

(4) Falls die Bank deutscher Länder 
gegen die Rekommerzialisierungs-
vereinbarung gemäß dem vorstehen-
den Absatz keinen Einspruch erhebt, 
teilt der ausländische Bankgläubiger 
dem näher bezeichneten Schuldner 
mit, daß er die näher bezeichnete Ver-
schuldung zurückzuzahlen hat. Der 
Schuldner soll daraufhin so schnell wie 
möglich durch die Bank deutscher Län-
der die Rückzahlung in ausländischer 
Währung veranlassen. Nach Rück-
zahlung ist die Ersatzlinie zur In-
anspruchnahme offen. 

(5) Ein ausländischer Bankgläubiger, 
d er  ei ne  Si cherheit für e in e  bezeich-
note Verschuldung empfangen hat, soll 
den näher bezeichneten Schuldner von 
seiner Bereitschaft benachrichtigen, im 
Falle einer teilweisen Rückzahlung 
gegen die Rückzahlung einen verhält-
nismäßigen Teil dieser Sicherheit frei-
zugeben, es sei denn, daß die Sicher-
heit nicht teilbar ist, oder daß das 
Abkommen zwischen den Parteien 
etwas anderes bestimmt. Unterläßt der 
ausländische Bankgläubiger eine solche 
Mitteilung, so ist er nicht berechtigt, 
die Rückzahlung dieser Verschuldung 
zu verlangen. 

(5) Ein ausländischer Bankgläubiger, 
der einen Meta-Kredit im Sinne der 
Ziffer 7 des Deutschen Kreditabkom-
mens von 1931 gegeben hat oder an 
einem solchen beteiligt war, und der 
auf Grund noch bestehender, die inne-
ren Rechtsbeziehungen der Parteien 
regelnder Abmachungen berechtigt ist, 
eine gesonderte Rückzahlung wegen 
seiner Beteiligung zu verlangen, darf 
Rückzahlung der Verschuldung eines 
deutschen Handels- und Industrie-
schuldners nicht verlangen, wenn er 
nicht gleichzeitig die Rückzahlung 
wenigstens eines entsprechenden An-
teils der Verschuldung des deutschen 
Bankschuldners aus dein Meta-Kredit 
verlangt, vorausgesetzt, daß der be-
treffende deutsche Bankschuldner die-
sem Abkommen beigetreten ist. 

(7) Kein Konsortium als solches kann 
von den Rechten Gebrauch machen, 
die einem ausländischen Bankgläu-
biger gemäß dieser Ziffer gewährt wer-
den. Etwaige Rechte des einzelnen 
Konsorten, die ihn entweder im Falle 
seines Ausscheidens aus dem Konsor-
tium oder auf Grund von Vereinbarun-
gen mit dem Konsortium berechtigen, 
für sich allein Rückzahlung auf Grund 
dieser Ziffer zu verlangen, werden von 
diesem Absatz nicht berührt. 

after called the "designated Debtor") 
and designated by the Foreign Bank 
Creditor. Except where the substituted 
line is with a German licensed foreign 
trade bank (Aussenhandelsbank) the 
Bank deutscher Länder shall have the 
right to disapprove the arrangement 
if it is not satisfied that the new debtor 
will be able to make adequate use of 
the substituted line. 

(4) Unless the Bank deutscher 
Länder disapproves the arrangement 
for recommercialisation, pursuant to 
the preceding sub-Clause, the Foreign 
Bank Creditor shall give notice to the 
designated Debtor to repay the 
designated indebtedness and such 
Debtor shall, as promptly as  possible, 

 arrange through the Bank deutscher 
Länder for such repayment in foreign 
currency and upon such repayment the 
substituted line will be open for 
availment. 

(5) A Foreign Bank Creditor who has 
rec e i ved security for designated in -

debtedness shall notify the designated 
Debtor of his willingness in case of 
a part repayment to release, against 
such repayment, a proportionate part 
of such security except where the 
security is not capable of division or 
except where the agreement between 
the parties otherwise provides. Failing 
such notification the Foreign Bank 
Creditor shall not be entitled to 
demand repayment of such indebted-
ness. 

(6) In so far as a Foreign Bank 
Creditor who has given or participated 
in giving a credit on joint account as 
defined in Clause 7 of the German 
Credit Agreement of 1931 is entitled 
(under any still subsisting arrange-
ments governing the rights of the 
parties to such credit inter se) to de-
mand any separate repayment on 
account of his participation, he shall 
not be permitted to demand repayment 
of the indebtedness owing by a Ger-
man Commercial or Industrial Debtor 
without at the same time demanding 
repayment of at least a corresponding 
proportion of the indebtedness owing 
by the German Bank Debtor in the 
joint account provided that such 
German Bank Debtor has adhered fo 
this Agreement. 

(7) No syndicate as such may exer-
cise any of the rights of a Foreign 
Bank Creditor under this Clause .  No-
thing in this sub-Clause is intended 
to affect such rights as any participant 
in a syndicate may have either through 
withdrawal from such syndicate or 
by arrangements therewith to make 
an individual demand for repayment 
of designated indebtedness under this 
Clause.  

ci-après «la dette désignée») dus par 
un Débiteur Allemand particulier 
(appelé ci-après «le Débiteur désigné») 
et spécifiés par le Créancier Bancaire 
Etranger. Sauf dans le cas où la nou-
velle ligne de crédit serait ouverte à 
une banque allemande agréée pour 
les opérations commerciales avec 
l'étranger (Aussenhandelsbank), la 
Bank deutscher Laender pourra refuser 
son accord à la convention si elle n'a 
pas la certitude, à sa propre satis-
faction, que le nouveau débiteur est 
bien en mesure de faire un usage 
approprié de la nouvelle ligne de 
crédit. 

(4) Sauf dans le cas où la Bank 
deutscher Laender désapprouverait la 
convention de recommercialisation, 
dans les conditions prévues au para-
graphe précédent, le Créancier Ban-
caire Etranger adressera au Débiteur 
désigné une notification le mettant en 
demeure de rembourser la dette dé-
signée et ce Débiteur devra, aussi 
rapidement que possible, prendre les 
dispositions nécessaires par l'inter-
médiaire de la Bank deutscherLaender 
pour effectuer ce remboursement en 
devises étrangères. Dès l'intervention 
de ce remboursement, la nouvelle ligne 
de crédit sera disponible pour utili-
sation. 

(5) Tout Créancier Bancaire Etranger 
ayant reçu, au titre d'une dette 
désignée, des garanties sous forme de 
gage devra notifier au Débiteur dé-
signé qu'il est prêt en cas de rem-
boursement partiel, et en échange le 
ce remboursement, à libérer une 
fraction proportionnelle de gage à 
moins que celui-ci ne puisse être 
divisé ou que la convention entre les 
parties n'en dispose autrement. A 
défaut de cette notification, le Créan-
cier Bancaire Etranger ne pourra 
exiger le remboursement de la dette 
en cause. 

(6) Dans la mesure où un Créancier 
Bancaire Etranger avant ouvert ou 
participé à l'ouverture d'un crédit en 
compte joint, selon le définition qui en 
est donnée par l'Article 7 de l'Accord 
de Crédit Allemand de 1931, est en 
droit (conformément aux arrangements 
encore en vigueur régissant les droits 
respectifs des parties à ce crédit) 
de réclamer un remboursement séparé 
au titre de sa participation, il ne 
pourra exiger le remboursement de la 
créance sur un Débiteur Industriel ou 
Commercial Allemand sans exiger 
en même temps le remboursement d'au 
moins une fraction correspondante de 
la dette du Débiteur Bancaire Allemand 
envers le compte joint, à condition 
que ce Débiteur Bancaire Allemand ait 
accédé au présent Accord. 

(7) Aucun Syndicat ne pourra, en 
tant que tel, exercer l'un quelconque 
des droits dévolus à un Créancier Ban-
caire Etranger dans le cadre du présent 
article. Le présent. paragraphe ne 
saurait affecter le droit éventuel des 
membres d'un Syndicat, à la suite, soit 
de leur retrait de ce syndicat, soit de 
la conclusion d'un arrangement avec 
lui, d'exiger individuellement le rem-
boursement de la dette désignée con-
formément au présent Article. 



(8) Ersatzlinien dürfen nur durch 
Wechselziehungen in Anspruch ge-
nommen werden, die der Finanzierung 
des Handels zwischen der Bundes-
republik und anderen Ländern dienen, 
nicht aber zum Zwecke der Schaffung 
von Devisen oder zur Finanzierung 
von Geschäften, die sich zweckmäßiger 
mit inländischen Krediten finanzieren 
lassen. Dabei ist vorausgesetzt, daß 
ein ausländischer Bankgläubiger nicht 
verpflichtet ist, einen Wechsel für ein 
Geschäft zu akzeptieren, das zu der 
betreffenden Zeit von den Behörden 
des Staates des ausländischen Gläu-
bigers verboten oder nicht genehmigt 
ist oder das von den Banken des be-
treffenden Landes normalerweise nicht 
durch einen Akzeptkredit finanziert 
werden würde. Wenn es streitig wird, 
ob ein Wechsel diesen Bedingungen 
entspricht, so soll diese Frage durch 
Verständigung zwischen dem be-
treffenden Ausländischen Bankenaus-
schuß mit dem Deutschen Ausschuß 
erledigt werden. Alle ausstehenden 
Wechsel sind von dem deutschen 
Schuldner jeweils bei Fälligkeit bar 
in der Währung des Kredites abzu-
decken, und die dadurch geschaffene 
offene Linie ist wiederum nur im 
Einklang mit diesem Absatz in An-
spruch zu nehmen. Für die hier er-
wähnte Barzahlung kann der deutsche 
Schuldner den Erlös eines neuen 
Wechsels benutzen, jedoch nur unter 
den Voraussetzungen, 

(i) daß der neue Wechsel dem aus-
ländischen Bankgläubiger mög-
lichst eine Woche, mindestens aber 
vier Werktage, vor der Fälligkeit 
des fällig werdenden Wechsels 
vorgelegt wird, und zwar unter 
Hinweis darauf, daß sein Erlös da-
zu bestimmt ist, den fällig werden-
den Wechsel abzudecken; 

(ii) daß der neue Wechsel den Erfor-
dernissen dieses Absatzes ent-
spricht; 

(iii) daß der ausländische Bankgläubi-
ger den neuen Wechsel vor der 
Fälligkeit des fällig werdenden 
Wechsels akzeptiert hat. 

Wird ein derart vorgelegter neuer 
Wechsel von dem ausländischen Bank-
gläubiger mit der Begründung nicht 
akzeptiert, daß er den Erfordernissen 
dieses Absatzes nicht entspreche, so 
ist der deutsche Schuldner verpflichtet, 
den fällig werdenden Wechsel pünkt-
lich am Fälligkeitstage durch Barüber-
weisung abzudecken; er kann in sol-
chem Falle durch den Deutschen Aus-
schuß den betreffenden Ausländischen 
Bankenausschuß anrufen, und wenn 
die beiden Ausschüsse darin überein-
stimmen, daß der neue Wechsel die 
Erfordernisse dieses Absatzes erfüllt, 
so ist der ausländische Bankgläubiger 
verpflichtet, ihn zu akzeptieren. 

(9) Hat ein ausländischer Bankgläu-
biger es unterlassen, innerhalb von 
3 Monaten nach jeweiliger Bekannt-
gabe eines festgesetzten Prozentsatzes 
von seinem Rekommerzialisierungs-
recht ganz oder teilweise Gebrauch zu 
machen, so verfällt sein Recht (ohne 
jedoch das Recht dieses ausländischen 
Bankgläubigers auf weitere Rekom- 

(8) Substituted lines shall be avail-
able only by bills drawn for financing 
t ade between the Federal Republic 
and other countries and not merely 
for the purpose of creating foreign 
exchange or for the purpose of financ-
ing business which could more prop-
erly be financed by inland credits; 
provided that a Foreign Bank Creditor 
shall not be obliged to accept any 
bill drawn in respect of a transaction 
which is for the time being prohibited 
or disapproved by the authorities of 
the respective foreign creditor country 
or which it would not be the current 
practice of banks in such country to 
finance by an acceptance credit. If 
any question shall arise whether any 
bill complies with the foregoing pro-
visions, such question shall be decided 
by agreement between the Foreign 
Bankers' Committee concerned and the 
German Committee. All such bills 
outstanding at any time shall be 
covered by the German Debtor at 
maturity in cash in the currency of 
the credit and the unavailment thus 
created shall be again availed of only 
in accordance with this sub-Clause. 
For the cash payment referred to 
herein a German Debtor may use the 
proceeds of a new bill; provided that- 

(i) the new bill shall have been pre-
sented to the Foreign Bank Cred-
itor a week, if possible, and at 
least four business days before 
the due date of the maturing bill 
and shall have been designated 
for the purpose of meeting the 
maturing bill from the proceeds; 

(ii) the new bill complies with the 
requirements of this sub-Clause, 
and 

(iii) the Foreign Bank Creditor shall 
have accepted the new bill be-
fore the due date of the maturing 
bill. 

If a new bill so offered is not so 
accepted by the Foreign Bank Creditor 
on the grounds that it does not comply 
with the requirements of this sub-
Clause the German Debtor shall be 
bound to remit cash to cover the 
maturing bill punctually on maturity. 
The German Debtor in that case may 
apply to the Foreign Bankers' Com-
mittee concerned through the German 
Committee and if such Committees 
agree that the new bill does comply 
with the requirements of this sub-
Clause, then the Foreign Bank Cred-
itor shall be bound to accept the new 
bill. 

(9) If a Foreign Bank Creditor has 
failed within three months of the 
announcement of any stated percent-
age to take advantage of the whole or 
part of his rights to arrange recom-
mercialisation, such rights shall lapse 
(without however affecting such For-
eign Bank Creditor's right to other 
recommercialisation pursuant to sub- 

(8) Les nouvelles lignes de crédit ne 
seront disponibles qu'au moyen 
d'effets destinés à financer les opé-
rations commerciales entre la Répu-
blique Fédérale et les autres pays et 
non simplement à créer des ressources 
en devises étrangères ou à financer des 
transactions susceptibles d'être finan-
cées de façon mieux appropriée par des 
crédits intérieurs. Cependant, aucun 
Créancier Bancaire Etranger ne sera 
tenu d'accepter un effet tendant au 
financement d'une transaction actuelle-
ment non autorisée ou désapprouvée 
par les autorités du pays créancier 
étranger en cause, ou que les Banques 
de ce pays n'ont pas pour pratique nor-
male de financer par un crédit d'accep-
tation. En cas de doute sur le point de 
savoir si un effet satisfait aux conditions 
énoncées ci-dessus, la question sera 
tranchée par accord entre le Comité 
Bancaire Etranger intéressé et le 
Comité Allemand. Tous les effets en 
circulation à un moment quelconque 
seront couverts à leur échéance par le 
Débiteur Allemand, en espèces et dans 
la monnaie du crédit, et la ligne de 
crédit ainsi redevenue disponible ne 
pourra être à nouveau utilisée que 
dans les conditions prévues au présent 
paragraphe. En ce qui concerne le 
remboursement en espèces dont il est 
question ci-dessus tout Débiteur Alle-
mand pourra utiliser le produit d'un 
nouvel effet à condition:  

(i) que le nouvel effet ait été présenté 
au Créancier Bancaire Etranger une 
semaine, si possible, et quatre jours 
ouvrables au minimum avant la 
date de l'échéance de l'ancien effet 
et qu'il soit destiné à couvrir 
l'ancien effet; 

(ii) que le nouvel effet satisfasse aux 
conditions posées dans le présent 
paragraphe, et 

(iii) que le Créancier Bancaire Etranger 
ait accepté le nouvel effet avant 
la date d'échéance de l'ancien 
effet. 

Si le Créancier Bancaire Etranger 
n'accepte pas le nouvel effet ainsi pré-
senté en faisant valoir qu'il ne satisfait 
pas aux conditions posées dans le pré-
sent paragraphe, le Débiteur Allemand 
sera obligé de remettre les fonds en 
espèces nécessaires pour couvrir ponc-
tuellement l'ancien effet à la date 
d'échéance. Dans ce cas, le Débiteur 
Allemand pourra, par l'intermédiaire 
du Comité allemand, s'adresser au Co-
mité Bancaire Etranger intéressé et si 
ce Comité convient que le nouvel effet 
remplit effectivement les conditions 
posées au présent paragraphe, le 
Créancier Bancaire Etranger sera tenu 
de l'accepter. 

(9) Au cas où un Créancier Bancaire 
Etranger n'aurait pas, dans les trois 
mois suivant l'annonce d'un pour-
centage spécifié quelconque, fait valoir 
tout ou partie de ses droits à la re

-

commercialisation, il sera forclos à cet 
égard. (Le présent paragraphe ne 
saurait cependant affecter les droits 
du Créancier Bancaire Etranger à 



merzialisierungen bei Bekanntgabe 
eines neuen festgesetzten Prozent-
satzes zu berühren). 

(10) Die Bank deutscher Länder wird 
sich dafür einsetzen, daß ein gewisses 
Geschäftsvolumen für die Rekommer-
zialisierung zur Verfügung gestellt 
wird. 

(11) Ein ausländischer Bankgläubi-
ger, der eine Ersatzlinie eröffnet hat, 
und der Schuldner, dem eine solche 
Linie gewährt wird, unterliegen in Be-
zug auf diese Ersatzlinien allen Be-
stimmungen dieses Abkommens. Bei-
trittserklärungen darüber sind auszu-
tauschen, sobald der ausländische 
Bankgläubiger Rückzahlung der be-
treffenden bezeichneten Verschuldung 
erhalten hat. 

(12) Wird nach Auffassung der Bank 
deutscher Länder eine Ersatzlinie nicht 
genügend im Interesse der deutschen 
Wirtschaft ausgenutzt, so kann die 
Bank deutscher Länder von dem aus-
landischen Bankgläubiger verlangen, 
clad er den Teil der Linie, der noch 
nicht ausgenutzt ist, anderen von dem 
ausländischen Bankgläubiger ausge-
wählten und von der Bank deutscher 
Länder nicht abgelehnten Banken oder 
Bankinstituten oder Handels- oder In-
dustriefirmen oder -gesellschaften in 
der Bundesrepublik (die deutsche 
Schuldner sind oder werden können) 
zur Verfügung stellt. In diesem Falle 
erlischt die ursprüngliche Ersatzlinie 
pro tanto und die neue Linie über 
den gleichen Betrag stellt eine neue 
Ersatzlinie dar; der ausländische Bank-
gläubiger sowie der neue deutsche 
Schuldner unterliegen in Bezug auf 
die neue Ersatzlinie allen Bestimmun-
gen dieses Abkommens und es sind 
Beitrittserklärungen darüber auszu-
tauschen. Unterläßt es der ausländische 
Bankgläubiger, einen der Bank deut-
scher Länder zusagenden neuen deut-
schen Schuldner zu benennen, so kann 
diese einen neuen deutschen Schuldner 
vorschlagen; weigert sich der auslän-
dische Bankgläubiger, den vorgeschla-
genen neuen deutschen Schuldner zu 
akzeptieren, so ist über die Berechti-
gung dieser Weigerung auf Ersuchen 
der Bank deutscher Länder durch Ver-
ständigung zwischen dem Deutschen 
Ausschuß und dem zuständigen Aus-
ländischen Bankenausschuß zu ent-
scheiden; falls diese Ausschüsse sich 
nicht einigen können, entscheidet der 
Schiedsausschuß. 

6. Sicherheit 

(1) (a) In allen Fällen, in denen 
(i) ein deutscher Bankschuldner von 

einem seiner Kunden als Deckung 
für zu dessen Verfügung gehaltene 
Kredite eine Sicherheit hat, gleich-
gültig ob eine allgemeine oder 
eine besondere Sicherheit (ein-
schließlich Garantien und Bürg-
schaften), und 

(ii) die diesem Kunden gewährten 
Kredite, seien sie gesichert oder 
nicht, aus einem kurzfristigen Kre-
dit herrühren, den der deutsche 
Bankschuldner bei einem oder 
mehreren ausländischen Bankgläu-
bigern aufgenommen hat, 

sequent announcements of stated per

-

c en tages). 

(10) The Bank deutscher Länder 
will use its best efforts to arrange 
that a certain amount of eligible 
business shall be available for recom-
mercialisation. 

(11) A Foreign Bank Creditor who 
has opened a substituted line and the 
Debtor to whom such line is granted 
shall be subject to all the provisions 
of this Agreement in respect of such 
substituted line and forms of adher-
ence in respect thereof shall be 
exchanged upon the Foreign Bank 
Creditor receiving repayment of the 
relative designated indebtedness. 

(12) If in the opinion of the Bank 
deutscher Länder a substituted line 
is not being adequately availed of in 
the interests of the German economy, 
the Bank deutscher Länder may re-
quire the Foreign Bank Creditor to 
place so much of such line as is not 
then availed of at the disposition of 
some other bank, banking institution 
or commercial or industrial firm or 
company in the Federal Republic 
(being or capable of becoming a Ger-
man Debtor) selected by the Foreign 
Bank Creditor and not disapproved by 
the Bank deutscher Länder. In such 
case the original substituted line shall 
be cancelled pro tanto and the new 
line of equivalent amount shall con-
stitute a new substituted line, and the 
Foreign Bank Creditor and new Ger-
man Debtor shall be subject to all the 
provisions of this Agreement in respect 
of the new substituted line and forms 
of adherence in respect thereof shall 
be exchanged. If the Foreign Bank 
Creditor shall fail to select a new 
German Debtor to the satisfaction of 
the Bank deutscher Länder the latter 
may propose a new German Debtor; 
and, if the Foreign Bank Creditor shall 
refuse to accept such proposed new 
German Debtor, the reasonableness of 
such refusal shall at the request of the 
Bank deutscher Länder be determined 
by agreement between the German 
Committee and the relative Foreign 
Bankers' Committee and, if such Com-
mittees are unable to agree, then by 
the Arbitration Committee. 

6. Security 

(1)—(a) Where 
(i) A German Bank Debtor holds from 

any of its clients any security, 
whether general or specific (in-
cluding guarantees) as collateral 
for credit facilities held by the 
German Bank Debtor at the dis-
posai of such client and 

(ii) the credit facilities granted to such 
client (whether secured or not) have 
arisen out of any short-term credit 
owed to one or more Foreign Bank 
Creditors by the German Bank 
Debtor 

d'autres opérations de recommerciali

-

sation à la suite des notifications 
ultérieures de pourcentages spécifiés.) 

(10) La Bank deutscher Laender fera 
tous ses efforts pour qu'un certain 
volume d'affaires appropriées soit dis-
ponible aux fins de la recommercialisa-
tion. 

(11) Le Créancier Bancaire Etranger 
ayant ouvert une nouvelle ligne de 
crédit et le Débiteur bénéficiaire seront 
assujettis, au titre de cette nouvelle 
ligne de crédit, à toutes les dispositions 
du présent Accord. Les formules d'ac-
cession y afférentes seront échangées 
dès que le Créancier Bancaire Etranger 
aura été remboursé de la dette 
désignée correspondante. 

(12) Si la Bank deutscher Laender 
estime que la nouvelle ligne de crédit 
n'est pas utilisée suffisamment dans 
l'intérêt de l'économie allemande, elle 
pourra demander au Créancier Ban-
caire Etranger de placer la fraction de 
la ligne de crédit non encore utilisée 
à la disposition d'une autre banque, 
établissement bancaire, entreprise ou 
société commerciale ou industrielle 
située dans la République Fédérale 
(qu'elle ait déjà la qualité de Débiteur 
Allemand ott qu'elle soit susceptible 
de le devenir) choisre par le Créancier 
Bancaire Etranger et admise par la 
Bank deutscher Laender. En pareil cas, 
une fraction équivalente de la nouvelle 
ligne de crédit primitivement ouverte 
sera supprimée et une nouvelle ligne 
de crédit, de montant équivalent, sera 
ouverte. Le Créancier Bancaire Etran-
ger et le nouveau Débiteur Allemand 
seront assujettis, au titre de cette 
nouvelle ligne de crédit, à toutes les 
dispositions du présent Accord et les 
formules d'accession y afférentes se-
ront alors échangées. A défaut pour le 
Créancier Bancaire Etranger de 
désigner un nouveau Débiteur Alle-
mand satisfaisant pour la Bank deut-
scher Laender, celle-ci pourra proposer 
un nouveau Débiteur Allemand; si le 
Créancier Bancaire Etranger refuse 
d'accepter celui-ci, la Bank deutscher 
Laender pourra demander au Comité 
allemand et au Comité Bancaire 
Etranger intéressé de décider d'un 
commun accord si ce refus est raison-
nablement justifié. En cas de désaccord 
sur ce point entre les deux Comités, la 
question devra être soumise au Comité 
d'Arbitrage. 

6. Sûretés 

(1) (a) Lorsque 
(i) un Débiteur Bancaire Allemand a 

reçu de l'un de ses clients des 
sûretés quelconques, générales ou 
particulières (y compris une garan-
tie) en nantissement de facilités de 
crédit tenues par le Débiteur Ban-
caire Allemand à la disposition de 
ce client, et lorsque 

(ii) les facilités de crédit accordées à ce 
client (garanties ou non) provien-
nent d'un crédit à court terme con-
tracté envers un ou plusieurs des 
Créanciers Bancaires Etrangers par 
le Débiteur Allemand intéressé, 



hat der deutsche Bankschuldner die je-
weils von ihm gehaltene Sicherheit in 
ihrer Gesamtheit oder einen verhältnis-
mäßigen Anteil hieran für den oder die 
betreffenden ausländischen Bankgläu-
biger unter den gleichen Bedingungen, 
unter denen er diese Sicherheit selbst 
hält, in rechtsgültiger Form als Treu-
händer zu halten. Eine derartige Treu-
händerschaft läßt das Recht des deut-
schen Bankschuldners, die in Frage 
kommenden, von ihm jeweils gehal-
tenen Sicherheiten im Rahmen der 
üblichen Bankpraxis zu behandeln, un-
berührt. 

(b) Falls die Sicherheiten zur zwangs-
weisen Verwertung gelangen, sind die 
Erlöse zwischen dem deutschen Bank-
schuldner und den ausländischen Bank-
gläubigern, soweit dies irgend möglich 
ist, nach Maßgabe der Bestimmungen 
zu verteilen, die auf Grund des 1939-
Abkommens für eine derartige Vertei-
lung gelten würden. 

(c) Falls es ihnen zum Schutze der 
eigenen Interessen sowie zum Schutze 
der Interessen der ausländischen Bank-
gläubiger notwendig erscheint, haben 
die deutschen Bankschuldner auch 
weiterhin Sicherheiten von ihren Kun-
den zu beschaffen und in angemessener 
Höhe aufrechtzuerhalten. 

(d) Jeder deutsche Bankschuldner 
hat seinen ausländischen Bankgläubi-
gern eine schriftliche Bestätigung dar-
über zu geben, daß er für sie Sicher-
heiten nach den Bestimmungen dieses 
Absatzes in treuhänderischer Verwah-
rung hält und hat ferner seinen 
ausländischen Bankgläubigern auf ge-
nerelles oder spezielles Verlangen per 
30. Juni und 31. Dezember aufgemachte 
Aufstellungen zu übermitteln, aus 
denen hervorgeht (i) der — in Pro-
zenten geschätzte — Umfang, in denn 
die in Absatz (a) dieser Ziffer aufge-
führten kurzfristigen Kredite gesichert 
sind, (ii) der Gesamtbetrag der von 
dem deutschen Bankschuldner dem 
ausländischen Bankgläubiger — an den 
die Aufstellung gerichtet ist — ge-
schuldeten kurzfristigen Kredite, (iii) 
der geschätzte Wert des Anteils des 
ausländischen Bankgläubigers an den 
in (i) erwähnten Sicherheiten und (iv) 
Einzelheiten über die so gehaltenen 
Sicherheiten, aus denen sich ihr Cha-
rakter und der Umfang ergibt, in dem 
Sicherheiten für die Verpflichtungen 
eines jeden einzelnen Kunden gehal-
ten werden. Diese Aufstellungen sind 
nach einem zwischen dem Deutschen 
Ausschuß und den Ausländischen 
Bankenausschüssen vereinbarten Ein-
heitsmuster zu liefern. 

(2) Bei kurzfristigen Krediten für 
Rechnung deutscher Handels- oder 
Industrieschuldner hat der deutsche 
Handels- oder Industrieschuldner eine 
Deckungssicherheit zugunsten eines 
ausländischen Bankgläubigers mit 
folgender Maßgabe zu stellen: 

(a) Wenn und insoweit der deutsche 
Handels- oder Industrieschuldner 
auf Grund der gemäß dem letzten 
der früheren auf den betreffenden 
kurzfristigen Kredit anwendbaren 

the whole of such security or a pro 
rota share thereof for the time being 
held by the German Bank Debtor shall be 
held by the German Bank Debtor in 
valid and effectual trust for such 
Foreign Bank Creditor or Foreign Bank 
Creditors, upon the same terms and 
conditions as those upon which it is 
held by the German Bank Debtor. The 
existence of such trust shall not inter-
fere with the administration by Ger-
man Bank Debtors in accordance with 
ordinary banking practice of any such 
security from time to time held by them. 

(b) In the event of the security 
becoming enforceable the proceeds 
thereof shall be divided amongst the 
German Bank Debtor and the Foreign 
Bank Creditors as nearly as possible 
in accordance with the provisions 
which would have been applicable to 
such division under the 1939 Agree-
ment. 

(c) The German Bank Debtors shall 
continue, whenever it appears to 
them necessary for the protection of 
the interests of themselves and the 
Foreign Bank Creditors, to obtain 
security from their clients and to 
maintain it at an appropriate amount. 

(d) Each German Bank Debtor shall 
furnish his Foreign Bank Creditors 
with confirmation in writing of the 
holding of security in trust for them 
pursuant to the provisions of this sub-
Clause and supply to his Foreign Bank 
Creditors upon general or specific 
request statements in the standard 
form agreed upon by the German 
Committee with the Foreign Bankers' 
Committees and made up as at the 
30th June and the 31st December 
showing (i) by an estimated percentage 
figure, the extent to which any short-
term credit referred to in paragraph (a) 
of this sub-Clause is secured, (ii) the 
total amount of the short-term credits 
owed by the German Bank Debtor to 
the Foreign Bank Creditor to whom the 
statement is supplied, (iii) the 
estimated value of the pro rata share 
of the Foreign Bank Creditor in the 
security mentioned in (i) above, and 
(iv) details of the security so held 
showing the nature thereof and the 
extent to which security is held for 
the obligations of any particular 
clients. 

(2) In the case of short-term credits 
for account of German Commercial 
or Industrial Debtors the German 
Commercial and Industrial Debtor shall 
provide collateral security in favour 
of a Foreign Bank Creditor as 
follows:— 

(a) Where and so far as under the 
arrangement existing under the 
latest of the previous Agreements 
applicable to the relative short-
term credit the German Commer- 

l'ensemble, ou une part proportion-
nelle, des sûretés alors détenues par 
le Débiteur Bancaire Allemand, sera 
détenu par ce débiteur à titre de dépôt 
valide et effectif constitué pour le 
compte du ou des Créanciers Bancaires 
Etrangers intéressés, aux ternies et 
dans les conditions applicables à ces 
sûretés, entre les mains du Débiteur 
Bancaire Allemand. Cette constitu-
tion en dépôt ne saurait affecter l'ad-
ministration par les Débiteurs Bancai-
res Allemands conformément aux 
pratiques bancaires habituelles, de 
l'une quelconque des sûretés qui pour-
raient momentanément se trouver entre 
leurs mains. 

(b) Lorsque l'exécution de la créance 
exigera la mise en jeu des sûretés 
constituées, le produit de ces sûretés 
devra être réparti entre le Débiteur 
Bancaire Allemand et les Créanciers 
Bancaires Etrangers, en conformité, 
dans toute la mesure du possible, des 
dispositions qui auraient été appli-
cables à cette répartition dans le cadre 
de l'Accord de 1939. 

(c) Les Débiteurs Bancaires Alle-
mands continueront, chaque fois qu'ils 
l'estimeront nécessaire à la protection 
de leurs intérêts et des intérêts des 
Créanciers Bancaires Etrangers, à 
exiger des sûretés de leurs clients et à 
maintenir ces sûretés au niveau ap-
proprié. 

(d) Tout Débiteur Bancaire Alle-
mand confirmera par écrit à ses 
Créanciers Bancaires Etrangers qu'il 
est détenteur de certaines sûretés 
pour leur compte, conformément aux 
dispositions du présent alinéa. 
Il devra également fournir à ses 
Créanciers Bancaires Etrangers, sur 
demande générale ou particulière, des 
déclarations du modèle convenu entre 
le Comité Allemand et les Comités 
Bancaires Etrangers, établies au 30 juin 
et au 31 décembre et indiquant: 
(i) l'évaluation, en pourcentage, de la 
fraction garantie de l'un quelconque 
des crédits à court terme mentionnés 
à l'alinéa (a) du présent alinéa; (ii) le 
montant total des crédits à court 
terme dus par le Débiteur Bancaire 
Allemand au Créancier Bancaire 
Etranger destinataire de la déclara-
tion; (iii) l'estimation de la part pro-
portionnelle revenant au Créancier 
Bancaire Etranger dans les sûretés 
mentionnées en (i) ci-dessus, et (iv) 
le détail des sûretés ainsi détenues, 
y compris leur nature et la mesure 
dans laquelle elles ont été constituées 
au titre des obligations de certains 
clients particuliers. 

(2) Dans le cas des crédits à court 
terme pour le compte des Débiteurs 
Commerciaux ou Industriels Alle-
mands, le Débiteur Commercial ou 
Industriel Allemand fournira au 
Créanciers Bancaire Etrangers des 
garanties collatérales: 

(a) lorsque, et dans la mesure où, 
conformément à l'arrangement 
existant en vertu du dernier des 
Accords précédents applicable au 
crédit à court terme en question, 



Abkommen bestehenden Verein-
barung verpflichtet war, eine 
Sicherheit zu stellen, hat er wäh-
rend der Laufzeit dieses Abkom-
mens weiterhin eine gleichartige 
Sicherheit und im gleichen Aus-
maße zu stellen. 

(b) Wenn und insoweit das Stellen 
der Sicherheit im Einklang mit dem 
Geschäftsbetrieb des deutschen 

Handelst- oder Industrieschuldners 
steht und diese Sicherheit ohne 
Gefährdung der Stellung anderer 
Gläubiger gegeben werden kann. 

(3) Ein deutscher Schuldner hat auf 
Verlangen jedem seiner ausländischen 
Bankgläubiger unverzüglich ein Exem-
plar seiner letzten geprüften Bilanz 
sowie weitere Angaben über seine 
finanzielle Lage zu übermitteln, die 
der ausländische Bankgläubiger ver-
nünftigerweise fordern kann. 

(4) Ein ausländischer Bankgläubiger 
kann mit Genehmigung der Bank deut-
scher Länder jede im Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Abkommens in Be-
zug auf einen kurzfristigen Kredit be-
stehende Sicherheit außerhalb der 
Bundesrepublik realisieren und den 
Nettoertrag dieser Realisierung (nach 
Bezahlung aller durch die Realisierung 
entstandenen Kosten) zur endgültigen 
Verringerung oder Tilgung des be-
treffenden kurzfristigen Kredits ver-
wenden. Vorausgesetzt wird, daß er 
verpflichtet ist, die im Interesse des 
deutschen Schuldners vernünftiger-
weise zu erlangenden besten Bedin-
gungen zu sichern. 

7. Übertragung von kurzfristigen 
Krediten von einem Gläubiger 

auf den anderen 

Lin ausländischer Bankgläubiger hat 
das Recht, jeden kurzfristigen Kredit 
c ri er einen Teil hiervon (i) auf einen 
anderen ausländischen Bankgläubiger 
oder (ii) auf jede zu diesem Zweck von 
d em Ausländischen Bankenausschuß 
des Landes des Übertragers und von 
dem Deutschen Ausschuß genehmigte 
andere Person, Firma oder Gesellschaft 
zu übertragen; vorausgesetzt, daß 
(a) eine derartige Übertragung keine 

Veränderung der Bedingungen 
zur Folge haben darf, die für den 
Kredit oder einen Teil hiervon 
maßgebend waren, es sei denn, 
daß der betreffende deutsche 
Schuldner seine Zustimmung gibt; 

(h) unmittelbar nach Durchführung 
einer derartigen Übertragung die 
erforderlichen Beitrittserklärungen 
zwischen dem neuen Gläubiger 
und dem deutschen Schuldner aus

-

getauscht  werden; 
(c) jede derartige Übertragung auf 

einen ausländischen Bankgiäubi-
ger oder auf eine der genannten 

anderen Personen, Firmen oder 
Gesellschaften in dem Lande eines 
der anderen Ausländischen Ban-

kenausschüsse außerdem der Zu-
stimmung der Bank deutscher Län-
der unterliegt. 

cial or Industrial Debtor was under 
obligation to provide security, he 
shall continue to provide security 
of the same character and to the 
same extent during the period of 
this Agreement. 

(b) Where and so far as the giving of 
security is consonant with the 
business of the German Commer-
cial or Industrial Debtor and such 
security can be given without 
endangering the position of his 
other creditors. 

(3) A German Debtor shall promptly 
upon demand furnish to any of his 
Foreign Bank Creditors a copy of his 
last audited Balance Sheet and such 
other particulars relating to his finan-
cial position as the Foreign Bank 
Creditor may reasonably require. 

(4) A Foreign Bank Creditor may 
with the consent of the Bank deutscher 
Länder realise outside the Federal 
Republic any security in existence at 
the date of this Agreement in respect 
of a short-term credit and apply the net 
proceeds of such realisation (after 
payment of all expenses incurred in 
effecting realisation) in permanent 
reduction or discharge of the relative 
short-term credit. Provided that he 
shall be obligated to secure the best 
terms and conditions reasonably 
obtainable in the interest of the Ger-
man Debtor. 

7. Switching of Creditors 

A Foreign Bank Creditor shall have 
the right to transfer any short-term 
credit or part thereof (i) to another 

, Foreign Bank Creditor or (ii) to any 
other person, firm or corporation 
approved for that purpose by the 
Foreign Bankers' Committee of the 
country of the transferor and the 
German Committee; provided that 

(a) no such transfer shall (except by 
agreement with the German Debt-
or in question) involve any change 
in the terms attaching to such 
credit or part of a credit; 

(b) forthwith upon any such transfer 
being effected the necessary forms 
of adherence shall be exchanged 
between the transferee and the 
German Debtor; 

(e) any such transfer to a Foreign 
Bank Creditor or other person, 
firm or corporation as aforesaid in 
the country of one of the other 
Foreign Bankers' Committees shall 
also be subject to the consent of 
the Bank deutscher Länder. 

le Débiteur Commercial ou In-
dustriel Allemand était tenu de 
fournir des sûretés; en pareil cas, 
ce Débiteur devra continuer à 
fournir des sûretés de même 
nature et de même importance 
pendant toute la durée du présent 
Accord; 

(b) lorsque, et dans la mesure où, 
la fourniture de ces sûretés est com-
patible avec la marche des affaires 
du Débiteur Commercial ou In-
dustriel Allemand et ne risque pas 
de compromettre la situation de 
ses autres créanciers. 

(3) Tout Débiteur Allemand devra, 
sur la demande de l'un quelconque 
de ses Créanciers Bancaires Etrangers, 
lui communiquer sans délai copie 
du dernier bilan vérifié par des com-
missaires aux comptes, ainsi que tous 
détails concernant sa position finan-
cière que le Créancier Bancaire 
Etranger pourra raisonnablement de-
mander. 

(4) Tout Créancier Bancaire Etranger 
pourra, avec le consentement de la 
Bank deutscher Laender, procéder à la 
liquidation, hors de la République Fédé-
raie, des sûretés existant à la date du 
présent Accord et constituées au titre 
d'un crédit à court terme. Le produit 
net de cette liquidation (après déduc-
tion de toutes les dépenses afférentes 
à l'opération) sera affecté à la réduc-
tion ou a l'annulation definitive du 
crédit à court terme correspondant; 
le Créancier Bancaire Etranger sera 
tenu, cependant, de s'assurer les 
meilleures conditions de liquidation 
qui pourraient raisonnablement être 
obtenues dans l'intérêt du Débiteur 
Allemand. 

7. Substitution de Créanciers 

Tout Créancier Bancaire Etranger 
est en droit de transférer tout ou 
partie d'un crédit à court terme: (i) à 
un autre Créancier Bancaire Etranger 
ou (ii) à toute autre personne physique 
ou morale approuvée par le Comité 
Bancaire Etranger du pays du Créan-
cier cédant et le Comité Allemand, à 
condition: 

(a) que le transfert n'implique (sauf 
par accord avec le Débiteur Alle-
mand en question) aucune modi-
fication des conditions afférentes 
au crédit ou à la fraction de crédit 
en cause; 

(b) qu'immédiatement après le trans-
fert, les formules nécessaires 
d'accession soient échangées entre 
le cessionnaire et le Débiteur Alle-

mand ; 

(e) que tout transfert de cette nature 
à un Créancier Bancaire Etranger 
ou ù une autre personne physique 
ou morale résidant dans le pays 
de l'un des autres Comités Bancai-
res Etrangers soit également sou-
mis à l'agrement de la Bank 
deutscher Laender. 



Ist die Übertragung bewirkt und 
sind die erforderlichen Beitrittserklä-
rungen ausgetauscht, so hat der Über-
nehmende die gleichen Rechte und 
Pflichten hinsichtlich des kurzfristigen 
Kredits oder eines Teils hiervon als 
wäre er der ursprüngliche Gläubiger. 

8. Wechsel des Schuldners 
Jeder ausländische Bankgläubiger 

kann jederzeit während der Laufzeit 
dieses Abkommens mit Zustimmung des 
deutschen Schuldners (der zuvor die 
Zustimmung der Bank deutscher Län-
der einholen muß) Vereinbarungen 
hinsichtlich der Übertragung der Ver-
pflichtungen aus von einem deutschen 
Schuldner geschuldeten kurzfristigen 
Krediten (worunter nicht eine Ersatz-
linie im Sinne der Ziffer 5 dieses Ab-
kommens zu verstehen ist) auf einen 
anderen Bankier, ein anderes Bank-
institut oder eine andere Handels- oder 
Industriefirma oder -gesellschaft in der 
Bundesrepublik (die deutsche Schuld-
ner sind oder werden können) treffen. 
Ist die Übertragung bewirkt, so unter-
liegen der ausländische Bankgläubiger 
und der neue deutsche Schuldner hin-
sichtlich dieses Kredits allen Bestim-
mungen dieses Abkommens, und es 
sind die entsprechenden Beitrittser-
klärungen auszutauschen. 

9. Gewährung von neuen Krediten 

(1) Stellt ein ausländischer Bank-
gläubiger während der Laufzeit dieses 
Abkommens der deutschen Wirtschaft 
zusätzliche Devisenkredite zur Ver-
fügung, indem er einer deutschen Bank, 
einem deutschen Bankinstitut oder 
einer deutschen Handels- oder Indu-
striefirma oder -gesellschaft eine neue 
Kreditlinie (worunter keine Ersatz-
linie im Sinne von Ziffer 5 dieses Ab-
kommens zu verstehen ist) in nicht-
deutscher Wahrung zur Finanzierung 
des Handels zwischen der Bundesrepu-
blik und anderen Ländern zur Ver-
fügung stellt, so bringt jede ursprüng-
liche und spätere Inanspruchnahme 
dieser Kreditlinie ein Rückzahlungs-
recht gemäß dieser Ziffer in Höhe von 
3 % des in Anspruch genommenen Be-
trages für je drei Monate der Inan-
spruchnahme zur Entstehung. Eine der-
artige neue Kreditlinie unterliegt nicht 
diesem Abkommen. 

(2) Für die Zwecke dieser Ziffer um-
faßt der Begriff "Inanspruchnahme" 
die Akzeptierung eines Wechsels, die 
Gewährung eines Barvorschusses und 
bei bestätigten Krediten die Eröffnung 
eines derartigen Kredites. 

(3) Diese Rückzahlungsrechte kön-
nen von dem ausländischen Bankgläu-
biger nach seiner Wahl durch Anwen-
dung auf von einem oder mehreren 
seiner deutschen Schuldner geschul-
dete kurzfristige Kredite oder Teile 
hiervon ausgeübt werden. 

(4) Nach jeder derartigen Inan-
spruchnahme kann der ausländische 
Bankgläubiger den oder die deutschen 
Schuldner, gegenüber deren kurzfristi- 

Upon any such transfer being effected 
and the necessary forms of adherence 
being exchanged the transferee shall 
have the same rights and obligations 
in respect of the short-term credit or 
part of a credit so transferred as if he 
were the original creditor. 

8. Switching of Debtors 
Any Foreign Bank Creditor may at 

any time during the period of this 
Agreement with the agreement of the 
German Debtor (who shall first obtain 
the consent of the Bank deutscher 
Länder) make arrangements for the 
transfer to another banker, banking 
institution or commercial or industrial 
firm or company in the Federal 
Republic (being or capable of be-
coming a German Debtor) of liability 
in respect of a short-term credit (not 
being a substituted line as defined in 
Clause 5 hereof) owing by any German 
Debtor. Upon such transfer being 
effected the Foreign Bank Creditor and 
the new German Debtor shall he 
subject to all the provisions of this 
Agreement in respect of such credit 
and forms of adherence in respect 
thereof shall be exchanged. 

9. Extension of New Credits 

(1) If any Foreign Bank Creditor 
shall during the continuance of this 
Agreement make additional foreign 
exchange facilities available to the 
German economy by granting to any 
German bank, banking institution oc 
commercial or industrial firm or 
company a new credit line (not 
being a substituted line as defined in 
Clause 5 hereof) in non-German 
currency for the purpose of financing 
trade between the Federal Republic 
and other countries, every original and 
subsequent availment of such credit 
line shall give rise to repayment rights 
in accordance with this Clause of an 
amount at the rate of 3 per cent. of 
such availment for every three months 
of such availment. Any such new credit 
line shall not be subject to this Agree-
ment. 

(2) For the purpose of this Clause 
the term "availment" shall include the 
acceptance of a bill, the granting of a 
cash advance and, in the case of a 
confirmed credit, the opening of such 
credit. 

(3) Such repayment rights may be 
exercised by the Foreign Bank Creditor 
by applying the same to such short-term 
credits or parts thereof owing by any 
one or more of his German Debtors as 
the Foreign Bank Creditor may select. 

(4) Upon any such availment notice 
may be given by the Foreign Bank 
Creditor to the German Debtor or 
Debtors to whose short-term credits or 

Lorsque le transfert a été effectué 
et les formules d'accession nécessai-
res échangées, le cessionnaire devient 
titulaire des mêmes droits et des 
mêmes obligations que le premier cré-
ancier au titre du crédit ou de la 
portion de crédit à court terme ainsi 
transféré. 

8. Substitution de Débiteurs 
Tout Créancier Bancaire Etranqer 

peut, à tout moment pendant la durée 
du présent Accord, et avec l'agrément 
du Débiteur Allemand (qui devra préa-
lablement obtenir le consentement de 
la Bank deutscher Laender), prendre 
les dispositions nécessaires en vue de 
transférer à une autre banque, établis-
sement bancaire, entreprise, ou société 
commerciale ou industrielle située sur 
le territoire de la République Fédérale 
(qu'elle ait déjà la qualité de Débiteur 
Allemand ou soit susceptible de l'ac-
quérir) la dette relative à un crédit à 
court terme (ne constituant pas une 
nouvelle ligne de crédit selon la 
définition de l'Article 5 ci-dessus) dû 
par un Débiteur Allemand. Lorsque le 
transfert aura été effectué, le Créan-
cier Bancaire Etranger et le noveau 
Débiteur Allemand seront assujettis à 
toutes les dispositions du présent 
Accord au titre du crédit en cause, 
et les instruments d'accession y affé-
rents seront échangés. 

9. Ouverture de nouveaux Crédits 

(1) Au cas on, pendant la durée du 
présent Accord, un Créancier Bancaire 
Etranger mettrait de nouvelles facilités 
de crédit en devises étrangères à la 
disposition de l'économie allemande, 
en accordant à une banque, institution 
bancaire, entreprise, ou société com-
merciale ou industrielle allemandes 
quelconques une ligne de crédit addi-
tionnelle (ne constituant pas une «nou-
velle ligne de crédit» au sens de la 
définition donnée à l'Article 5 ci-dessus) 
en monnaie non-allemande en vue de 
financer les opérations commerciales 
entre la République Fédérale et d'autres 
pays, l'utilisation initiale et toute 

' utilisation ultérieure d'un crédit de 
cette nature donnera au Créancier 
Bancaire Etranger le droit d'obtenir le 
remboursement, dans les conditions du 
présent Article, d'un montant équi-
valent à 3% du crédit utilisé, pour 
chaque trimestre pendant lequel l'uti-
lisation sera effective, Les lignes de 
crédit additionnelles en question ne 
seront pas assujetties aux dispositions 
du présent Accord. 

(2) Pour l'application du présent 
Article le terme «utilisation» (avail-
ment) doit s'entendre également de 
l'acceptation d'un effet, de l'octroi 
d'une avance en espèces, et dans le 
cas d'un crédit confirmé, de l'ouver-
ture de ce crédit. 

(3) Le Créancier Bancaire Étranger 
pourra exercer ses droits à rembourse-
ment à l'encontre de tout ou partie des 
crédits à court terme dus par celui, 
ou ceux de ses Débiteurs Allemands 
qu'il pourra désigner. 

(4) Le Créancier Bancaire Etranger 
pourra, dès l'utilisation des crédits, 
notifier au Débiteur ou aux Débiteurs 
Allemands intéressés les crédits ou 



gen Krediten oder Teilen hiervon er 
die erwähnten Rückzahlungsrechte aus-
zuüben beabsichtigt, entsprechend be-
nachrichtigen; ein Durchdruck dieser 
Mitteilung muß mit Einzelheiten über 
die neue Kreditlinie und ihre Inan-
spruchnahme von dem ausländischen 
Bankgläubiger gleichzeitig der Bank 
deutscher Länder übermittelt werden. 
Jeder derartige deutsche Schuldner hat 
so schnell wie möglich über die Bank 
deutscher Länder in ausländischer 
Währung die endgültige Rückzahlung 
des in der Mitteilung des Gläubigers 
genannten Betrages zu veranlassen. 

(5) Die Bestimmungen der Absätze 
(5), (6) und (7) der Ziffer 5 dieses Ab-
kommens gelten mutatis mutandis als 
Bestandteil dieser Ziffer. 

(6) Unterläßt es ein deutscher Schuld-
ner, einer Rückzahlungsaufforderung 
mit angemessener Schnelligkeit Folge 
zu leisten, so ist der ausländische 
Bankgläubiger berechtigt, das betref-
fende Rückzahlungsrecht oder Teile 
hiervon im Einklang mit den vorste-
henden Bedingungen gegenüber ande-
ren kurzfristigen Krediten auszuüben. 

10. Rückzahlung in deutscher Währung 

(1) Jeder deutsche Schuldner kann 
auf Ersuchen seines ausländischen 
Bankgläubigers Rückzahlung eines be-
stimmten kurzfristigen Kredits oder 
eines Teils hiervon in deutscher Wäh-
rung—nach Maßgabe der nachstehen-
den Bestimmungen umgerechnet—ver-
einbaren und zwar in dem gleichen 
Ausmaße wie der betreffende deutsche 
Schuldner am 24. Mai 1952 eine der-
artige Rückzahlung gemäß der an die 
Bank deutscher Länder gerichteten 
Direktive (50) 6 der Alliierten Bank-
kommission vom 25. Juni 1950 frei

-

willig hätte leisten können. 

(2) Die Umrechnung von ausländi-
scher Währung in deutsche Währung 
erfolgt zu dem amtlichen Mittelkurs 
in der Bundesrepublik einen Werktag 
vor dem Tage, an dem die Zahlung in 
deutscher Währung erfolgt. 

(3) Jede derartige Zahlung stellt 
nach Annahme durch den ausländi-
schen Bankgläubiger eine endgültige 
Rückzahlung des Devisenbetrages des 
kurzfristigen Kredits oder eines Teiles 
des kurzfristigen Kredits, umgerechnet 
zu dem in Absatz (2) dieser Ziffer vor-
gesehenen Umrechnungssatz, dar. 

(4) Guthaben in deutscher Währung, 
die aus Rückzahlungen von kurzfristi-
gen Krediten gemäß dieser Ziffer oder 
gemäß Ziffer 11 a entstehen, sollen 
nach Maßgabe der Bestimmungen al-
liierter Gesetze, Verordnungen, Direk-
tiven und Genehmigungen (einschließ-
lich von der Bank deutscher Länder 
erteilter allgemeiner und besonderer 
Genehmigungen), die am 24. Mai 1952 
in der Bundesrepublik in Kraft waren, 
oder soweit sonstige Bestimmungen 
der Bank deutscher Länder dies zu-
lassen, verwendbar und übertragbar 
sein. Jedoch darf keine Vorschrift der 
Bank deutscher Länder in Bezug auf 
die Übertragung und die Verwendung 
deutscher Währungsguthaben, soweit 

parts thereof he proposes to apply any 
repayment right as aforesaid and a 
copy of such notice, together with 
particulars of the new credit line and 
the availment thereof, shall simulta-
neously be forwarded by the Foreign 
Bank Creditor to the Bank deutscher 
Länder. Each such German Debtor 
shall as promptly as possible arrange 
through the Bank deutscher Länder 
for final repayment in foreign currency 
of the relative amount specified in the 
Creditor's notice. 

(5) The provisions of sub-Clauses (5) 
(6) and (7) of Clause 5 hereof shall be 
deemed to be incorporated mutatis 
mutandis  in this Clause. 

(6) If any German Debtor shall fail 
to comply with a notice for repayment 
with reasonable promptitude the For-
eign Bank Creditor shall be entitled 
to apply the relative repayment right 
or part thereof to some other short-
term credits in accordance with the 
foregoing conditions. 

10. Repayment in German Currency 

(1) Any German Debtor may arrange 
at the request of his Foreign Bank 
Creditor to make repayment of a par-
ticular short-term credit or part thereof 
in German currency, converted as 
hereinafter provided, to the same 
extent as such German Debtor might 
on 24th May, 1952, have voluntarily 
made such repayment pursuant to 
Directive (50) 6 of the Allied Bank 
Commission to the Bank deutscher 
Länder dated 26th June, 1950. 

(2) Conversion from foreign currency 
into German currency shall be calcu-
lated at the official middle rate quoted 
in the Federal Republic one working 
day previous to the day on which the 
payment in German currency is actu-
ally made. 

(3) Every such payment shall upon 
acceptance by the Foreign Bank Cred-
itor constitute final repayment of the 
foreign currency amount of the short-
term credit or part of the short-term 
credit calculated at the conversion 
rate provided in sub-Clause (2) of this 
Clause. 

(4) Balances in German currency 
arising from repayment of short-term 
credits pursuant to this Clause or 
Clause 11 A shall he applicable and 
transferable as permitted under pro-
visions of any Allied laws, ordinances, 
directives and licences (including 
General and Special licences issued 
by the Bank deutscher Länder) in 
effect in the Federal Republic on 24th 
May, 1952, or as otherwise permitted 
by the Bank deutscher Länder. 
However, no regulation of the Bank 
deutscher Länder shall at any time 
with regard to the transfer and use of 
German currency balances and affect-
ing Foreign Bank Creditors be more 
unfavourable in effect to such Cred-

fractions de crédits à court terme sur 
lesquels il se propose d'exercer le droit 
à remboursement ci-dessus mentionné. 
Le Créancier Bancaire Etranger adres-
sera en même temps à la Bank deut-
scher Laender copie de cette noti-
fication ainsi que les détails relatifs à 
la ligne de crédit additionnelle et à 
son utilisation. Chaque Débiteur Alle-
mand prendra, dès que possible, par 
l'intermédiaire de la Bank deutscher 
Laender, les dispositions nécessaires 
au remboursement définitif en devises 
étrangères du montant spécifié dans 
la notification qui lui aura été adres-
sée par le Créancier. 

(5) Les dispositions des paragraphes 
(5), (6) et (7) de l'Article 5 ci-dessus 
seront censées être incorporées mutatis 
mutandis au présent Article. 

(6) Au cas où un Débiteur Allemand 
ne se conformerait pas dans un délai 
raisonnable à la notification de rem-
boursement, le Créancier Bancaire 
Etranger serait en droit d'appliquer 
tout ou partie des droits à rembourse-
ment en cause à d'autres crédits à 
court terme conformément aux condi-
tions stipulées ci-dessus. 

10. Remboursement en Monnaie 
Allemande 

(1) Tout Débiteur Allemand pourra, 
à la demande de son Créancier Ban-
caire Etranger, prendre des disposi-
tions pour rembourser en monnaie 
allemande selon les conditions de 
conversion prévues ci-dessous, tout ou 
partie d'un crédit à court terme parti-
culier, dans la mesure où ce Débiteur 
Allemand aurait pu, le 24 mai 1952, 
avoir volontairement effectué ce rem-
boursement en vertu de l'Instruction 
No (50) 6 du 26 juin 1950 adressée par 
la Commission Alliée de la Banque à 
la Bank deutscher Laender. 

(2) La conversion en monnaie alle-
mande du montant exprimé en devises 
étrangères s'effectuera sur la base 
du taux moyen officiel coté dans la 
République Fédérale le jour ouvrable 
précédant le jour du versement effectif 
en monnaie allemande. 

(3) Tout versement de ce genre 
constituera, dès l'acceptation du Créan-
cier Bancaire Etranger, rembourse-
ment définitif du montant en devises 
du crédit à court terme en cause, ou 
d'une fraction de ce crédit, d'après le 
taux de conversion prévu au para-
graphe (2) du présent Article. 

(4) Les soldes en monnaie allemande 
résultant des remboursements de 
crédits à court terme effectués en 
vertu du présent Article ou de 
l'Article 11 A pourront être utilisés 
et transférés conformément aux dis-
positions des lois, ordonnances, ins-
tructions et licences alliées (y compris 
les licences générales et spéciales 
délivrées par la Bank deutscher 
Laender) en vigueur sur le territoire 
de la République Fédérale au 24 mai 
1952, ou conformément aux autres 
autorisations données par la Bank 
deutscher Laender. Toutefois, la Bank 
deutscher Laender ne pourra en aucun 
cas prendre de dispositions régle-
mentaires relatives au transfert et à 



ausländische Bankgläubiger berührt 
werden, jeweils ungünstigere Auswir-
kungen für diese Gläubiger haben oder 
ihre Rechte mehr einschränken als die 
genannten Gesetze, Verordnungen, 
Direktiven und Genehmigungen. 

11. Provisionen und Zinsen 
Vom Zeitpunkt des Abschlusses die-

ses Abkommens an sind alle Provi-
sionen und Diskontspesen im Rahmen 
der üblichen Bankpraxis sowie Wech-
selstempel im voraus und Zinsen all-
monatlich in der Währung zu entrich-
ten, in welcher der betreffende Kredit 
aufrechterhalten wird. Es ist wün-
schenswert, daß die Berechnung von 
Provisionen und Zinsen sich in ver-
nünftigen, den Umständen angemesse-
nen Grenzen hält; sollte über ihre Höhe 
eine Meinungsverschiedenheit zwischen 
einem ausländischen Bankgläubiger 
und einem deutschen Schuldner entste-
hen, so kann die Angelegenheit den 
betreffenden Zentralnotenbanken vor-
gelegt werden. 

Zia. Zinsrückstände 

Zinsen auf kurzfristige Kredite wer-
den zum Jahressatz von 4% für die 
Zeit vom Tage der letzten Zinszahlung 
an den ausländischen Bankgläubiger 
oder vom Tage der Beendigung des 
letzten der früheren hierauf anwend-
baren. Abkommen (je nachdem, welches 
Datum später liegt,) bis zum Tage des 
Abschlusses dieses Abkommens be-
rechnet. Sie sind nach Wahl des aus-
ländischen Bankgläubigers entweder 

(i) vom Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Abkommens an zum Kapi-
talbetrag des betreffenden kurz-
fristigen Kredites hinzuzuschlagen 
und bilden für den Zweck des Bei-
tritts zu diesem Abkommen sowie 
für alle anderen Zwecke dieses 
Abkommens einen Teil dieses 
kurzfristigen Kredites oder 

(ii) zu stunden und werden in der be-
treffenden ausländischen Währung 
bei Beendigung dieses Abkommens 
fällig, unbeschadet dessen jedoch, 
daß zu jeder Zeit vor dieser Be-
endigung dem ausländischen Bank-
gläubiger gemäß Ziffer 10 dieses 
Abkommens die gesamten gestun-
deten Zinsen oder ein Teil davon 
in Deutscher Mark gezahlt werden 
können (umgerechnet zu dem einen 
Werktag vor der Zahlung in der 
Bundesrepublik notierten amtlichen 
Mittelkurs). 

Jeder ausländische Bankgläubiger 
soll gleichzeitig mit der Übersendung 
der Beitrittserklärung an seinen deut-
schen Schuldner diesem mitteilen, wel-
che der Optionen er auszuüben wünscht; 
falls dies nicht geschieht, wird der Gläu-
biger so behandelt, als habe er die 
Option (i) ausgeübt. 

12. Prorata-Teilungen von Zahlungen 
und Sicherheiten seitens deutscher 

Banken 
(1) Wenn ein deutscher Schuldner, 

der sowohl einem ausländischen Bank-

itors, or cause their rights to be more 
limited, than such rights as existed 
under the aforesaid laws, ordinances, 
directives and licences. 

11. Commission and Interest Charges 
As from the date of this Agreement 

all commission and discounting charges 
in keeping with usual banking practice, 
together with bill stamp duty, shall be 
paid in advance and interest shall be 
paid monthly in the currency in which 
the respective credit is maintained. 
It is desirable that commission and 
interest charges shall not be more than 
reasonable under the circumstances 
and should any difference arise as to 
the amount thereof between a Foreign 
Bank Creditor and a German Debtor 
the matter may be referred to their 
respective Central Banks. 

11.A Arreas of Interest 

Interest on short-term credits at the 
rate of 4 per cent. per annum for the 
period since the date to which such 
interest was last paid to the Foreign 
Bank Creditor or the date of ter-
mination of the latest of the previous 
Agreements applicable thereto (which-
ever be the later) up to the date of 
this Agreement shall, at the option of 
the Foreign Bank Creditor concerned, 
either 

(i) as of the date of this Agreement 
be added to the principal of the 
relative short-term credit and form 
part thereof for the purpose of 
adherence to and for all other pur-
poses of this Agreement, or 

be postponed and fall due in the 
relative foreign currency upon the 
termination of this Agreement, 
provided however that at any time 
prior to such termination the For-
eign Bank Creditor may be paid 
pursuant to the provisions of 
Clause 10 hereof all or any part of 
such postponed interest in German 
currency (converted at the official 
middle rate quoted in the Federal 
Republic one working day pre-
vious to the day on which pay-
ment is actually made). 

Each Foreign Bank Creditor, upon 
giving notice to his German Debtor of 
adherence to this Agreement, shall at 
the same time notify such Debtor 
which of the options the Creditor elects 
to exercise and, if no election is so 
notified, the Creditor shall be deemed 
to have elected to exercise option (i). 

12. Prorating of Payments and 
Security by German Banks 

(1) If a German Debtor, who is in-
debted both to a Foreign Bank Creditor  

l'utilisation des soldes en monnaie 
allemande, et affectant les Créanciers 
Bancaires Etrangers, qui soient plus 
défavorables pour ces Créanciers ou 
aient pour effet de limiter leurs 
droits plus étroitement que les lois, 
ordonnances, instructions et licences 
mentionnées ci-dessus. 

11. Commissions et Intérêts 
A compter de la date du présent 

Accord, toutes les commissions et tous 
les frais d'escompte conformes aux 
usages bancaires, ainsi que le droit de 
timbre sur les lettres de change, seront 
payés d'avance, et l'intérêt sera versé 
mensuellement dans la monnaie dans 
laquelle le crédit en cause est main-
tenu. Il est souhaitable que commis-
sions et intérêts ne dépassent pas un 
montant raisonnable compte tenu des 
circonstances, et tout différend éven-
tuel quant à leur montant entre le 
Créancier Bancaire Etranger et le Débi-
teur Allemand pourra être soumis à 
leurs Banques Centrales respectives. 

11A. Arriérés d'Intérêt 

Des intérêts au taux de 4% par an 
seront calculés pour chaque crédit à 
court terme au titre de la période com-
prise entre la date du dernier paiement 
d'intérêts au Créancier Bancaire 
Etranger, ou la date d'expiration du 
dernier des Accords précédents appli-
cable si elle est postérieure, et la date 
du présent Accord. Ces intérêts seront, 
au choix du Créancier Bancaire Etran-
ger intéressé: 

(i) soit calculés à la date du présent 
Accord et ajoutés au principal du 
crédit à court terme en cause, et 
considérés comme une partie inté-
grante de celui-ci pour ce qui 
concerne l'accession au présent 
Accord et toutes les autres fins 
prévues par celui-ci, 

(ii) soit différés, auquel cas ils devien-
dront exigibles dans la monnaie 
étrangère en cause lors de l'ex-
piration du présent Accord, sous 
réserve cependant qu'à tout 
moment avant cette date, le Créan-
cier Bancaire Etranger pourra, 
en vertu des dispositions de 
l'Article 10 ci-dessus, recevoir en 
monnaie allemande tout ou partie 
de ces intérêts différés (convertis 
sur la base du taux moyen officiel 
coté sur le territoire de la Répu-
blique Fédérale le jour ouvrable 
précédant le jour du paiement 
effectif). 

Dans la notification de son accession 
au présent Accord adressée à son 
Débiteur Allemand, chaque Créancier 
Bancaire Etranger lui notifiera en 
même temps l'option qu'il a choisi 
d'exercer et, en l'absence d'une telle 
notification, le Créancier sera réputé 
avoir choisi la solution prévue à 
l'alinéa (i). 

12. Partage Proportionnel 
des Versements et des Sûretés 
par les Banques Allemandes 

(1) Au cas où un Débiteur Allemand, 
ayant des dettes à la fois vis-à-vis 



gläubiger wie einem deutschen Bank-
schuldner gegenüber verschuldet ist, 
innerhalb der Laufzeit dieses Abkom-
mens oder innerhalb von drei Monaten 
nach Beendigung seiner Laufzeit zah-
lungsunfähig geworden ist, die Eröff-
nung eines Vergleichsverfahrens bean-
tragt oder eine andere Regelung ähn-
licher Art mit allen oder einzelnen sei-
ner Gläubiger angestrebt hat oder in 
Konkurs geraten ist, so hat der deut-
sche Bankschuldner alle Rückzahlun-
gen, die er von dem deutschen Schuld-
ner innerhalb der letzten vier Monate 
vor Eintritt eines solchen Ereignisses 
sowie alle Sicherheiten (mit Einschluß 
von Garantien und Bürgschaften), die 
er von ihm innerhalb der Laufzeit die-
ses Abkommens erhalten hat, mit dem 
ausländischen Bankgläubiger verhält-
nismäßig zu teilen. 

(2) Der Konkursverwalter, jede deut-
sch e mit der Durchführung eines Ver-
gleichsverfahrens oder einer Verein-
barung der vorerwähnten Art betraute 
Person, sowie der deutsche Bankschuld-
ner haben allen beteiligten ausländi-
schen Bankgläubigern volle Informa-
tionen über die oben angeführten Rück-
zahlungen und Sicherheitsleistungen 
zu geben. 

13. Aufrechterhaltung der Verpflich

-

tung von Garanten, Bürgen usw. 

(1) Kein Garant, Bürge, Indossant 
oder Kreditversicherer in der Bundes-
republik eines kurzfristigen Kredites 
soll von seinen Verpflichtungen aus 
der Garantie, der Bürgschaft, dem 
Indossament oder der Versicherung 
deshalb befreit werden, weil durch die-
ses Abkommen oder als Folge davon 
eine Stundung oder eine Änderung in 
der Form des kurzfristigen Kredites 
oder eines Teiles desselben (einschließ-
lich der in Ziffer 19 dieses Abkommens 
vorgesehenen Veränderung) eintritt. 
Ebensowenig soll derjenige, der in der 
Bundesrepublik für einen kurzfristigen 
Kredit bedingungslos oder bedingt als 
Schuldner haftet, dadurch befreit wer-
den, daß ein Dritter eine Teilzahlung in 
Anrechnung auf den genannten Kredit 
leistet oder daß durch dieses Abkom-
men oder als Folge davon eine Ände-
rung in der Form des kurzfristigen 
Kredites oder eines Teiles desselben 
eintritt. Ist die Verbindlichkeit eines 
deutschen Schuldners von einem Garan-
ten, Bürgen oder Kreditversicherer 
außerhalb der Bundesrepublik garan-
tiert oder versichert, der sich mit der 
Stundung oder mit einer Änderung in 
der Form der Verbindlichkeit nicht ein-
verstanden erklärt, so werden dem 
deutschen Schuldner die Vergünstigun-
gen gemäß diesem Abkommen nicht 
zuteil. 

(2) Wenn ein Gesellschafter einer 
Firma, sei diese ein deutscher Bank-
schuldner oder ein deutscher Handels-
oder Industrieschuldner, während der 
Laufzeit dieses Abkommens entweder 
durch Tod oder aus einem anderen 
Grunde als Gesellschafter ausscheidet, 
so gilt jede aus einem gemäß diesem 
Abkommen aufrechterhaltenen kurz-
fristigen Kredit erwachsende Verpflich-

and to a German Bank Debtor, has 
become insolvent or has sought a com-
position or other arrangement of a 
similar character with all or some of 
his creditors or has been declared 
bankrupt within the period of this 
Agreement or within three months 
thereafter, the German Bank Debtor 
shall prorate with the Foreign Bank 
Creditor any repayments received by 
the German Bank Debtor from the 
German Debtor at any time within  
four months before the happening of 
such event, as well as any security 
(including guarantees) received from 
the German Debtor at any time within 
the period of this Agreement. 

(2) The Trustee in bankruptcy (Kon-
kursverwalter), any German of fi cial 
in charge of any composition or ar-
rangement as aforesaid and the Ger-
man Bank Debtor shall furnish all the 
Foreign ,Bank Creditors concerned 
with full information as to any repay-
ments made or security given as afore-
said. 

13. Retention of the Liability 
of Guarantors, etc. 

(1) No guarantor, endorser or credit 
insurer in the Federal Republic in 
respect of any short-term credit shall 
obtain any release from obligations 
under his guarantee, endorsement or 
insurance by reason of the postpone-
ment of or any change in the form of 
such short-term credit or part thereof 
(including the change provided for in 
Clause 19 hereof) by virtue of or 
consequent upon this Agreement and 
no debtor in the Federal Republic 
whether absolutely or contingently 
liable in respect of any short-term 
credit shall be released by reason of 
any partial payment on account thereof 
by any third party or by reason of 
any change in the form of such short-
term credit or any part thereof by 
virtue of or consequent upon this 
Agreement. If the indebtedness of a 
German Debtor is guaranteed or credit 
insured by a guarantor or credit 
insurer outside the Federal Republic 
who does not assent to the postpone-
ment of or change in the form of such 
indebtedness the German Debtor shall 
not be entitled to the benefit of this 
Agreement. 

(2) If a person being a partner of a 
firm which is a German Bank Debtor or 
German Commercial or Industrial Debt-
or ceases to be a partner during the 
continuance of this Agreement whether 
owing to his death or from any other 
cause any liability arising under any 
short-term credit maintained under 
this Agreement shall be deemed to be 
a liability existing at the date when  

d'un Créancier Bancaire Etranger et 
d'un Débiteur Bancaire Allemand, 
deviendrait insolvable, ou solliciterait 
un concordat ou arrangement de même 
nature avec l'ensemble ou quelques-
uns de ses créanciers, ou serait déclaré 
failli, pendant la durée du présent 
Accord ou dans les 3 mois suivant son 
expiration, le Débiteur Bancaire Alle-
mand partagera proportionnellement 
avec le Créancier Bancaire Etranger le 
montant de tous les versements que le 
Débiteur Allemand aura pu effectuer 
entre les mains du Débiteur Bancaire 
Allemand à tout moment au cours des 
quatre mois qui auront précédé cet 
événement. Il procédera au même par-
tage pour toutes les sûretés (y compris 
les garanties) qui auront été fournies 
par le Débiteur Allemand à un moment 
quelconque pendant. la  durée du 
présent Accord. 

(2) Le syndic de la faillite (Konkurs-
verwalter), ou les fonctionnaires alle-
mands chargés de l'exécution du con-
cordat ou de l'arrangement dont il est 
question ci-dessus, ainsi que le Débi-
teur Bancaire Allemand, devront 
fournir à tous les Créanciers Bancaires 
Etrangers intéressés des renseigne-
ments complets sur tous les verse-
ments effectués et sur les sûretés 
données, comme il est indiqué ci-
dessus.  

13. Maintien de la responsabilité 
des Garants, etc. 

(1) Aucun garant, endosseur, ou 
avaliste, résidant sur le territoire de la 
République Fédérale ne pourra être 
relevé des obligations qui lui incom-
bent au titre d'un crédit à court terme 
quelconque en vertu de sa garantie, 
de son endos ou de son aval, du fait 
de l'ajournement de tout ou partie de 
ce crédit ou de modifications dans sa 
forme (y compris les modifications 
prévues à l'Article 19 ci-dessous) par 
application ou en conséquence du 
présent Accord. Aucun débiteur rési-
dant dans la République Fédérale et 
responsable totalement ou condition-
nellement d'un crédit à court terme ne 
sera considéré comme relevé de ses 
obligations du fait du remboursement 
partiel du crédit par un tiers ou de 
la modification de la forme de tout 
ou partie de ce crédit à court terme 
par application ou en conséquence 
du présent Accord. Si l'obligation 
du Débiteur Allemand est garantie 
par un avaliste ou un garant rési-
dant hors du territoire de la Répu-
blique Fédérale et qui n'accepte pas 
l'ajournement ou la modification de la 
forme de cette obligation, le Débiteur 
Allemand ne pourra prétendre au 
bénéfice des dispositions du présent 
Accord. 

(2) Si un des membres d'une société 
de personnes ayant la qualité de 
Débiteur Bancaire Allemand ou de 
Débiteur Commercial ou Industriel 
Allemand cesse d'appartenir à. cette 
société pendant la durée du présent 
Accord, soit pour cause de décès, soit 
pour toute autre raison, toutes les 
obligations résultant d'un crédit à 
court terme maintenu dans le cadre du 



tung als eine zur Zeit jenes Ausschei-
dens bestehende Verpflichtung. Die 
persönliche Haftung einer solchen Per-
son oder, im Falle ihres Todes, die Haf-
tung ihres Nachlasses für Verpflich-
tungen der Firma, die im Zeitpunkt 
ihres Ausscheidens bestanden, soll sich 
auf jede Verpflichtung erstrecken, die 
aus einem solchen kurzfristigen Kredit 
entsteht, solange er gemäß diesem Ab-
kommen aufrechterhalten wird. 

14. Konkurs, Zahlungsunfähigkeit oder 
Vertragsverletzung sowie die für den 
deutschen Schuldner eintretenden Wir

-

kungen des Verlustes der Vergünsti

-

gungen aus dem Abkommen 
(1) Wenn zu irgendeiner Zeit wäh-

rend der Laufzeit dieses Abkommens 
ein deutscher Schuldner in Konkurs 
gerät oder zahlungsunfähig wird, so 
geht er alsdann ohne weiteres aller 
Rechte und Vergünstigungen aus 
diesem Abkommen verlustig. Wenn 
ein ausländischer Bankgläubiger wäh-
rend der Laufzeit dieses Abkommens 
die Behauptung aufstellt, daß ein deut-
scher Schuldner zahlungsunfähig ge-
worden ist, und wenn diese Behaup-
tung bestritten wird, so hat jede Partei 
das Recht, den Streit dem Schiedsaus-
schuß zur Entscheidung zu unterbrei-
ten. Bis zur Entscheidung des erwähn-
ten Schiedsauschusses hat der auslän-
dische Bankgläubiger von jedweden 
Schritten gegen den deutschen Schuld-
ner abzusehen. 

(2) Wenn ein deutscher Schuldner 
während der Laufzeit dieses Abkom-
mens bei dem zuständigen Gericht An-
trag auf Eröffnung des Vergleichsver-
fahrens stellt oder eine Regelung ähn-
licher Art mit allen oder einzelnen 
seiner Gläubiger anstrebt, so kann 
jeder ausländische Bankgläubiger die-
ses Schuldners jederzeit vor Bestäti-
gung des Vergleichs oder einer anderen 
Regelung durch das zuständige Gericht 
dem betreffenden Schuldner dieses Ab-
kommen im Verhältnis zwischen ihm 
und dem Schuldner aufkündigen mit 
der Folge, daß der Schuldner damit der 
Rechte und Vergünstigungen aus die-
sem Abkommen verlustig geht. 

(3) Wenn zu irgendeiner Zeit wäh-
rend der Laufzeit dieses Abkommens 
ein ausländischer Bankgläubiger be-
hauptet, daß ein deutscher Schuldner 
eine Bestimmung dieses Abkommens 
verletzt und es unterlassen habe, diese 
Verletzung trotz Aufforderung binnen 
zwei Wochen nach Empfang der förm-
lichen Mitteilung des ausländischen 
Bankgläubigers wiedergutzumachen, so 
kann der ausländische Bankgläubiger 
den Streit dem Schiedsausschuß zur 
Entscheidung unterbreiten. Falls dies 
geschieht, so darf bis zur Entscheidung 
des Schiedsausschusses kein Beteiligter 
irgendwelche Schritte in der Sache 
unternehmen. Wenn der Schiedsaus-
schuß gegen den deutschen Schuldner 
entscheidet, und dieser es unterläßt, 
der Entscheidung binnen zwei Wochen 
nach ihrem Erlaß Genüge zu leisten, so 
geht er ohne weiteres aller Redite oder 
Vergünstigungen aus diesem Abkom-
men hinsichtlich des von dem betref-

such person ceased to be a partner; 
and the personal liability of such per-
son or if he be dead the liability of his 
estate for liabilities of his firm which 
were existing at the date when he 
ceased to be a partner shall apply to 
any liability arising under any such 
short-term credit while maintained 
under this Agreement. 

14. Bankruptcy, Insolvency or Breach; 
and Effect of Loss of Benefits of this 

Agreement by a German Debtor 

(1) If at any time during the period 
of this Agreement a German Debtor 
is declared bankrupt or becomes in-
solvent he shall forthwith cease to 
enjoy any benefits and privileges under 
this Agreement. If a Foreign Bank 
Creditor during the period of this 
Agreement claims that a German 
Debtor has become insolvent and this 
claim is disputed either party shall 
have the right to refer the dispute for 
decision to the Arbitration Committee. 
Pending a decision by the said 
Arbitration Committee the Foreign 
Bank Creditor shall refrain from taking 
any steps against the German Debtor. 

(2) If at any time during the period 
of this Agreement a German Debtor 
applies to the competent tribunal for 
a composition (Vergleichsverfahren) 
or other arrangement of a similar 
character with all or some of his cred-
itors any Foreign Bank Creditor of 
such Debtor at any time before such 
composition or other arrangement is 
confirmed by the competent tribunal 
may give notice to such Debtor ter-
minating this Agreement as between 
the parties and upon the giving of such 
notice the Debtor shall cease to enjoy 
any benefits and privileges under this 
Agreement. 

(3) If at any time during the con-
tinuance of this Agreement a Foreign 
Bank Creditor claims that a German 
Debtor has committed a breach of any 
of the provisions of this Agreement 
and has failed to remedy such breach 
upon request within a fortnight of 
receipt of formal notice from the 
Foreign Bank Creditor, such Foreign 
Bank Creditor may refer the dispute to 
the Arbitration Committee for decision. 
If such reference shall have been so 
made no steps shall be taken in the 
matter by any party to this Agreement 
pending a decision by the Arbitration 
Committee. 1f the Arbitration Com-
mittee shall give a decision adverse 
to the German Debtor and the German 
Debtor shall fail, within a fortnight of 
the decision of such Committee, to 
comply therewith the German Debtor 
shall forthwith cease to enjoy any 
benefits or privileges under this 
Agreement in respect of the short-

présent Accord seront réputées avoir 
été en existence à la date à laquelle 
l'intéressé a cessé d'appartenir à la 
société de personnes en question; 
l'intéressé ou, en cas de décès, sa suc-
cession, seront, dans la mesure où ils 
sont responsables de celles des obliga-
tions de la société qui étaient en exis-
tence à la date à laquelle il a cessé 
d'appartenir à celle-ci, responsables de 
toutes les obligations résultant du 

maintien du crédit à court terme en 
cause dans le cadre du présent Accord. 

14. Faillite, Insolvabilité ou Violation 
de l'Accord; Effets de la Déchéance 

pour un Débiteur Allemand 

(1) Au cas où, à un moment quel-
conque pendant la durée du présent 
Accord, un Débiteur Allemand serait 
déclaré en faillite ou deviendrait 
insolvable, il sera immédiatement 
déchu des bénéfices et privilèges pré-
vus par ledit Accord. Si, pendant la 
durée de l'Accord, un Créancier Ban-
caire Etranger proclame qu'un Débi-
teur Allemand est devenu insolvable 
et si cette déclaration est contestée, 
chaque partie aura le droit de Porter le 
différend devant la Commission d'arbi-
trage pour décision. En attendant que 
cette Commission ait statué sur l'affaire, 
le Créancier Bancaire Etranger devra 
s'abstenir de toute mesure à l'encontre 
du Débiteur Allemand. 

(2) Au cas où, à un moment quelcon-
que pendant la durée du présent Accord, 
un Débiteur Allemand s'adresserait au 
tribunal compétent pour obtenir un 
concordat (Vorgleichsverfahren) ou 
tout autre arrangement de même nature 
avec l'ensemble ou quelques-uns de ses 
créanciers, tout Créancier Bancaire 
Etranger de ce Débiteur pourra, avant 
que ce concordat ou cet arrangement 
n'ait été confirmé par le tribunal com-
pétent, notifier au Débiteur intéressé 
qu'il dénonce l'Accord en ce qui con-
cerne leurs relations mutuelles. Dès 
cette notification, le Débiteur cessera 
de jouir des bénéfices et privilèges 
prévus par le présent Accord. 

(3) Au cas où, à un moment quel-
conque pendant la durée du présent 
Accord, un Créancier Bancaire Etranger 
déclarerait qu'un Débiteur Allemand 
a voilé l'une quelconque des disposi-
tions du présent Accord et n'a pas 
réparé les effets de cette violation, 
dans les deux semaines suivant la 
réception d'une notification officielle 
à cet effet du Créancier Bancaire 
Etranger, celui-ci pourra soumettre le 
différend à la Commission d'arbitrage 
pour décision. En pareil cas, aucune 
mesure ne pourra être prise dans ce 
domaine par l'une quelconque des 
parties au présent Accord avant l'inter-
vention de la décision de la Commission 
d'arbitrage. Si cette Commission se 
prononce contre le Débiteur Allemand 
et si ce dernier ne se conforme pas à 
cette décision dans les deux semaines 
suivant l'intervention de celle-ci, le 
Débiteur Allemand sera immédiatement 
déchu des bénéfices ou privilèges 



fenden ausländischen Bankgläubiger 
zu seiner Verfügung gehaltenen kurz-
fristigen Kredites verlustig. 

(4) Falls ein deutscher Schuldner zu 
irgendeiner Zeit seine Rechte oder 
Vergünstigungen aus diesem Abkom-
men aufgrund irgendeiner Bestim-
mung des vorstehenden Absatzes die-
ser Ziffer verlustig geht, so werden bei 
Eröffnung des Konkurs- oder Ver-
gleichsverfahrens, bei eingetretener 
Zahlungsunfähigkeit oder anderen Ver-
einbarungen ähnlicher Art mit allen 
oder einzelnen seiner Gläubiger seine 
Verpflichtungen gegenüber allen seinen 
ausländischen Bankgläubigern, im Falle 
der Vertragsverletzung dagegen seine 
Verpflichtungen gegenüber den durch 
diese Verletzung betroffenen auslän-
dischen Bankgläubigern, sofort fällig 
und zahlbar, und es steht daraufhin 
dem bzw. den in Frage kommenden 
ausländischen Bankgläubigern frei, 
ihre Rechte gegen den deutschen 
Schuldner in demselben Umfange ein-
zuklagen und wegen dieser zu voll-
streck en  sowie von allen Rechtsmit-
teln Gebrauch zu machen, die ihnen zu-
ständen, wenn sie in der Bundesrepu-
blik ansässig wären. 

(5) Die Tatsache, daß ein deutscher 
Schuldner die Vergünstigungen gemäß 
diesem Abkommen verloren hat, läßt 
die Rechte eines Dritten, die zur Zeit 
eines solchen Verlustes bestanden, un-
berührt ;  insbesondere bleiben die 
Rechte seines ausländischen Bankgläu-
bigers gegenüber der Deutschen Gold-
disikontbank wegen einer Garantie für 
kurzfristige Kredite, fur die der be-
treffende Schuldner haftete, unberührt. 

(6) Wenn ein deutscher Schuldner 
7.0 irgendeiner Zeit aus einem anderen 
Grunde als der Eröffnung eines gericht-
lichen Vergleichsverfahrens der Rechte 
oder Vergünstigungen aus diesem Ab-
kommen auf Grund einer gemäß Ab-
satz (2) dieser Ziffer erfolgten Kündi

-

gung verlustig geht, so sind die Be-
stimmungen der Ziffer 16 dieses Ab-
kommens auf die Verpflichtungen des 
Schuldners in Bezug auf die betreffende 
Verschuldung nicht anwendbar. 

15. Aufrechterhaltung von Krediten 
über längere Zeiträume 

Jeder ausländische Bankgläubiger 
kann mit seinem deutschen Schuldner 
Vereinbarungen über die Aufrechter-
haltung seiner kurzfristigen Kredite 
oder einiger davon für einen längeren 
Zeitraum als in Ziffer (2) dieses Ab-
kommens vorgesehen treffen oder über 
den Ersatz dieser Kredite durch andere, 
die für einen längeren als in der ge-
nannten Ziffer vorgesehenen Zeitraum 
aufrechtzuerhalten sind. lm Falle einer 
solchen Vereinbarung ist bei Vorlie-
gen der Zustimmung der Bank deutscher 

Länder der derart verlängerte oder 
ersetzte kurzfristige Kredit nicht mehr 
Gegenstand dieses Abkommens. 

16. Beschaffung von Devisen 

Die Bank deutscher Länder über-
nimmt es, jederzeit während der Lauf-
zeit dieses Abkommens die Devisen 

term credit held at his disposal by the 
Foreign Bank Creditor. 

(4) If a German Debtor ceases at any 
time to enjoy any benefits or privileges 
under this Agreement by reason of 
any of the provisions of the foregoing 
sub-Clauses of this Clause, then in the 
case of bankruptcy, insolvency or 
composition (Vergleichsverfahren) or 
other arrangement of a similar 
character with all or some of his cred-
itors his indebtedness to all his 
Foreign Bank Creditors, and in the 
case of a breach of his indebtedness to 
the Foreign Bank Creditor or Creditors 
affected by such breach, shall forth-
with become clue and payable and 
thereupon nothing shall prevent the 
Foreign Bank Creditor or Creditors 
concerned from prosecuting and  en-
forcing all his or their claims against 
the German Debtor including the 
exercise of such remedies as he or 
they would have if permanently resi-
dent in the Federal Republic. 

(5) The fact that a German Debtor 
has lost the benefit of this Agreement 
shall not prejudice the rights of any 
party which existed at the date on 
which such loss of benefit took place 
and in particular shall not prejudice 
the rights of his Foreign Bank Cred-
itor against the Deutsche Gold-
diskontbank in respect of any 
guarantee of short-term credits in 
respect of which such Debtor was 
liable. 

(6) If a German Debtor shall at any 
time cease to enjoy any benefits or 
privileges under this Agreement by 
reason of notice given pursuant to 
sub-Clause (2) of this Clause other 
than in case of a composition (Ver-
gleichsverfahren), then the provisions 
of Clause 16 hereof shall not be 
applicable to the obligations of such 
Debtor in respect of the relative 
indebtedness. 

15. Maintenance of Credits for 
Longer Periods 

Any Foreign Bank Creditor may 
make arrangements with his German 
Debtor for the maintenance of his 
short-term credits or some of them for 
a period longer than is provided by 
Clause 2 of this Agreement or for the 
substitution of such credits by other 
credits to be maintained for a period 
longer than is provided by that Clause. 
On the making of any such arrange-
ment the short-term credit or short

-

term credits which is or are so extended 
or substituted shall cease to be subject 
to this Agreement if the Bank deut-
scher Länder agrees. 

16. Provision of Foreign Exchange 

The Bank deutscher Länder under-
takes to make available at all times 
during the period of this Agreement  

prévus par le présent Accord en ce 
qui concerne le crédit à court terme 
tenu à sa disposition par le Créancier 
Bancaire Etranger. 

(4) Lorsqu'en vertu des dispositions 
des paragraphes précédents du présent 
Article un Débiteur Allemand cesse, 
à un moment quelconque, de jouir des 
bénéfices ou privilèges prévus par le 
présent Accord, ses dettes deviennent 
immédiatement exigibles et payables, 
soit envers l'ensemble de ses Créan-
ciers Bancaires Etrangers si la déché-
ance est due à la faillite, l'insolvabilité 
ou l'introduction d'une demande de 
concordat (Vergleichsverfahren) ou 
d'autre arrangement de même nature 
avec l'ensemble ou quelques-uns de ses 
créanciers, soit envers le ou les Cré-
anciers Bancaires Etrangers affectés si 
la déchéance est due à la violation des 
dispositions du présent Accord. Rien 
n'empêchera alors le ou les Créanciers 
Bancaires Etrangers intéressés de 
poursuivre et d'exécuter toutes leurs 
créances à l'encontre du Débiteur 
Allemand, notamment par la voie des 
recours qui leur seraient ouverts s'ils 
résidaient de façon permanente sur le 
territoire de la République Fédérale. 

(5) Le fait pour un Débiteur Allemand 
d'être déchu du bénéfice du présent 
Accord ne saurait affecter les droits 
que toute partie pouvait détenir é la 
date de la déchéance, et notamment les 
droits que son Créancier Bancaire 
Etranger pourrait détenir à l'encontre 
de la Deutsche Golddiskontbank au 
titre de toute garantie des crédits à 
court terme dont ce Débiteur était 
responsable. 

(6) Lorsqu'un Débiteur Allemand 
cesse à un moment quelconque de jouir 
des bénéfices ou privilèges prévus par 
le présent Accord à la suite d'une 
notification donné e  dans l es  con ditio ns 

 prévues au paragraphe 2 du présent 
Article, à l'exception du cas de concor-
dat (Vergleichsverfahren), les disposi-
tions de l'Article 16 ci-après ne seront 
pas applicables aux obligations de ce 
Débiteur au titre de la dette en cause. 

15. Maintien des Crédits pour de plus 
longues Périodes 

Tout Créancier Bancaire Étranger 
peut s'entendre avec son Débiteur 
Allemand pour maintenir tout ou partie 
de ses crédits à court terme pendant 
une période plus longue qu'il n'est 
prévu à l'Article 2 du présent Accord, 
ou pour remplacer ces crédits par 
d'autres crédits qui seront maintenus 
pendant une période plus longue qu'il 
n'est prévu par ledit Article. Dès l'inter-
vention de cet arrangement, le ou les 
crédits à court ternie ainsi prorogés ou 
remplacés cesseront d'être assujettis 
au présent Accord si la Bank deutscher 
Laender y consent. 

16. Fourniture de Devises Etrangères 

La Bank deutscher Laender s'engage 
à tenir constamment disponibles, pen-
dant toute la durée du présent Accord, 



bereitzustellen, die erforderlich sind, 
um den deutschen Schuldnern die Er-
füllung ihrer aus diesem Abkommen 
sich ergebenden Verpflichtungen zu er-
möglichen, für die die Beschaffung von 
Devisen notwendig ist. 

17. Beratender Ausschuß 
(1) Um von Fall zu Fall mit dem 

Deutschen Ausschuß und der Bank 
deutscher Länder Beratungen zu pfle-
gen und um die Ausländischen Banken-
ausschüsse über während der Laufzeit 
des Abkommens auftauchende Fragen 
auf dem laufenden zu halten sowie 
zur Wahrnehmung weiterer mit den Be-
stimmungen dieses Abkommens in Ein-
klang stehender Obliegenheiten, die 
ihm entweder durch das Abkommen 
selbst oder durch die Ausländischen 
Bankenausschüsse zugewiesen werden, 
kann jederzeit von dem Vorsitzenden 
des Vereinigten Ausschusses von Ver-
tretern Ausländischer Bankenaus

-

schüsse eine Sitzung eines beratenden 
Ausschusses einberufen werden, der aus 
Delegierten der Ausländischen Ban-
kenausschüsse besteht; diese Sitzung 
ist von ihm jeweils dann einzuberufen, 
wenn er hierzu von dem Deutschen 
Ausschuß oder einem der Ausländi-
schen Bankenausschüsse aufgefordert 
wi rd. Jeder Ausländische Bankenaus-
schuß, der dieses Abkommen unter-
zeichnet, ist zur Ernennung eines Dele-
gierten berechtigt. Jede nach oder in 

Übereinstimmung mit dieser Ziffer an-
beraumte Sitzung kann durch Mittei-
lung des Vorsitzenden des vorerwähn-
ten Vereinigten Ausschusses wieder 
aufgehoben oder verschoben werden. 

(2) Vorbehaltlich der nachstehenden 
Bestimmungen werden alle Beschlüsse 
der Delegierten durch Abstimmung der 
anwesenden Delegierten, die eine 
Mehrheit der Ausländischen Banken-
ausschüsse darstellen, gefaßt, voraus-
gesetzt, daß diese Mehrheit der Aus-
ländischen Bankenausschüsse minde-
stens 50 % des Nennbetrages der als-
dann noch ausstehenden kurzfristigen 
Kredite vertritt. 

(3) Der hiernach bestellte Ausschuß 
kann durch einstimmigen Beschluß der 
bei einer Sitzung anwesenden Dele-
gierten und mit Zustimmung des Deut-
schen Ausschusses die Bestimmungen 
dieses Abkommens auslegen und von 
Fall zu Fall abändern. Es soll jedoch 
keine Abänderung vorgenommen wer-
den, die die Rechte der Vertragspar-
teien oder der diesem Abkommen Bei-
getretenen wesentlich ändert. Die Fest-
stellung des hiernach bestellten Aus-
schusses und des Deutschen Ausschus-
ses, daß eine solche Abänderung die 
erwähnten Rechte nicht wesentlich än

-

dort, ist für alle Parteien des Abkom-
mens und diejenigen, die ihm bei-
treten, bindend. 

(4) Wird es zu irgendeinem Zeit-
punkt auf Grund der dann in der Bun-
desrepublik in Kraft befindlichen Ge-
setze einem ausländischen Bankgläubi-
ger ermöglicht, die Rückzahlung eines 
kurzfristigen Kredites oder eines Tei-
les davon in deutscher Währung zu 
verlangen, so kann der beratende Aus-
schuß durch einstimmigen Beschluß 
der bei einer Sitzung anwesenden 
Delegierten (oder durch schriftliche  

the necessary foreign exchange to 
enable the German Debtors to dis-
charge the obligations necessitating 
the provision of foreign exchange and 
assumed by them under or pursuant to 
this Agreement. 

17. Consultative Committee 
(1) For the purpose of conferring 

from time to time with the German 
Committee and the Bank deutscher 
Länder and keeping the Foreign 
Bankers' Committees informed of 
matters arising during the period of 
this Agreement and of performing such 
other duties, consistent with the terms 
of this Agreement, as shall be entrusted 
to them under this Agreement or by 
the Foreign Bankers' Committees, a 
meeting of a Consultative Committee 
consisting of delegates representing 
the Foreign Bankers' Committees may 
be convened at any time by the 
Chairman of the Joint Committee of 
Representatives of Foreign Bankers' 
Committees and shall be so convened 
by him at any time if he is requested 
so to do by the German Committee or 
by any Foreign Bankers' Committee. 
Each Foreign Bankers' Committee 
signatory to this Agreement shall be 
entitled to nominate a delegate. Any 
meeting fixed by or in accordance 
with this Clause may be cancelled or 
postponed by notice given by the 
Chairman of the said Joint Committee. 

(2) Subject as hereinafter provided 
all decisions of the delegates shall be 
taken by the vote of delegates pre-
sent and representing a majority of 
the Foreign Bankers' Committees, 
provided that such majority of Foreign 
Bankers' Committees shall represent 
not less than 50 per cent. in face value 
of the short-term credits then out-
standing. 

(3) The Committee herein appointed 
may by unanimous vote of the dele-
gates present at a meeting and with 
the agreement of the German Com-
mittee construe and amend the terms 
of this Agreement from time to time, 
provided that no amendment shall be 
made which shall substantially change 
the rights of the parties or adherents 
hereto. The determination of the Com-
mittee herein appointed and of the 
German Committee that any such 
amendment does not substantially 
change such rights shall be binding on 
all the parties and adherents hereto. 

(4) If  at any time it becomes pos-
sible under laws then in force in the 
Federal Republic for a Foreign Bank 
Creditor to require repayment of a 
short-term credit or any part thereof 
in German currency, then the Con-
sultative Committee by unanimous 
vote of its delegates at a meeting (or 
by written agreement of all such dele-
gates without a formal meeting) may 
amend Clauses 10 and 11 A  of this  

les devises étrangères nécessaires 
pour permettre aux débiteurs alle-
mands de s'acquitter des obligations 
en devises assumées par eux par appli-
cation, ou en conséquence du présent 
Accord. 

17. Comité Consultatif 
(1) En vue de permettre des consul-

tations périodiques avec le Comité 
Allemand et la Bank deutscher Laen-
der, de tenir les Comités Bancaires 
Etrangers informés des questions qui 
se poseront pendant la durée du pré-
sent Accord, et de remplir telles autres 
fonctions compatibles avec les dis-
positions de l'Accord et qui lui seraient 
confiées soit par ledit Accord, soit 
par les Comités Bancaires Etrangers, 
un Comité consultatif composé de 
représentants des Comités Bancaires 
Etrangers pourra être convoqué à tout 
moment par le Président du Comité 
Mixte des Représentants des Comités 
Bancaires Etrangers. Celui-ci sera tenu 
de convoquer le Comité Consultatif si 
le Comité Allemand ou l'un des Comi-
tés Bancaires Etrangers en fait la de-
mande. Chaque Comité Bancaire signa-
taire du présent Accord sera en droit 
de désigner un délégué. Toute réunion 
fixée en vertu du présent Article 
pourra être décommandée ou différée 
par notification du Président du Comité 
Mixte susvisé. 

(2) Sous réserve des dispositions ci-
après, toutes les décisions seront 
prises par un vote des délégués pré-
sents et représentant une majorité des 
Comités Bancaires Etrangers, à condi-
tion que cette majorité représente au 
moins 50%, en valeur nominale, des 
crédits à court terme alors non rem-
boursés. 

(3) Le Comité ainsi nommé pourra, 
par un vote unanime des délégués 
présents et avec l'agrément du Comité 
allemand, interpréter et amender 
périodiquement le texte du présent 
Accord, à condition qu'aucun amende-
ment ne soit apporté qui puisse affec-
ter substantiellement les droits des 
parties au présent Accord ou de ceux 
qui y auront accédé. Lorsque le Comité 
en question et le Comité allemand 
auront décidé qu'un amendement 
n'affecte pas substantiellement ces 
droits, cette décision sera obligatoire 
pour toutes les parties au présent 
Accord et ceux qui y auront accédé. 

(4) Au cas' où,, à un moment quel-
conque, les lois en vigueur sur le terri-
toire de la République Fédérale 
autoriseraient un Créancier Bancaire 
Etranger à demander le remboursement 
en monnaie allemande de tout ou 
partie d'un crédit à court terme, le 
Comité Consultatif pourra, par un vote 
unanime de ses délégués au cours 
d'une réunion (ou, sans réunion offi-
cielle, par l'accord écrit de tous ses 



Zustimmung aller dieser Delegierten 
ohne formelle Sitzung) die Ziffern 10 
und 11 a dieses Abkommens dahin ab-
andern, daß der Schuldner zu der darin 
behandelten Zahlung in deutscher 
Währung verpflichtet ist, und zwar 
wenn und insoweit als ein ausländi-
scher Bankgläubiger dies verlangt, vor-
behaltlich jedoch gegebenenfalls noch 
in der Bundesrepublik im Hinblick auf 
derartige Zahlungen bestehender Be-
schränkungen. .Jede derartige Abän-
derung ist für alle Parteien dieses Ab-
kommens und diejenigen, die ihm bei-
treten, bindend. 

18. Anlagen in deutscher Währung 
auf Grund früherer Abkommen 

Vom Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Abkommens sind Zinsen und 
Erträgnisse aus Registermarkanlagen 
gemäß Ziffer 10 eines der früheren Ab-
kommen gemäß den Bestimmungen 
der Ziffer 10 (5) (g) des 1939-Abkom-
mens zu behandeln, vorausgesetzt, daß 
der Satz, zu welchem diese Zinsen und 
Erträgnisse transferiert werden, nicht 
den in dem betreffenden Zeitpunktfür 
kurzfristige Kredite an ausländische 
Bankgläubiger des gleichen Gläubiger-
staates zahlbaren Zinssatz überschrei-
tet. 

19, Fälligkeit der Kredite 
Alle Verbindlichkeiten, die sich aus 

unter dieses Abkommen fallenden 
kurzfristigen Krediten ergeben, werden 
hei Ablauf oder Beendigung des Ab-
kommens fällig und zahlbar. Die aus-
ländischen Bankgläubiger sind darauf-
hin berechtigt, die Konten der deut-
schen Schuldner in Höhe aller für die 
Rechnung dieser deutschen Schuldner 
akzeptierten Wechsel zu belasten, und 
zwar auch dann, wenn die Wechsel 
einen späteren Verfalltag tragen. Je-
doch dürfen Zinsen erst von der Fäl-
ligkeit der Wechsel an berechnet wer-
den. Im Falle von bestätigten Krediten 
ist der ausländische Bankgläubiger be-
rechtigt, den Gesamtbetrag aller auf 
Grund eines solchen Kredits vor Ab-
lauf dieses Abkommens gezogenen 
Wechsel als effektive Verbindlichkeit 
zu belasten, ungeachtet der Tatsache, 
daß die betreffenden Wechsel in dem 
erwähnten Zeitpunkt noch nicht zum 
Akzept vorgelegt worden sind. Der 
nicht in Anspruch genommene Teil 
eines bestätigten Kredites kann als 
bedingte Verbindlichkeit belastet wer-
den; Zinsen dürfen jedoch nicht be-
lastet werden, bis die Wechsel fällig 
werden oder bis der ausländische 
Bankgläubiger auf Grund eines solchen 
Kredites tatsächlich Barvorlagen ge-
macht hat. 

20. Schiedsgerichtsbarkeit 
(1) Etwaige Streitigkeiten, die zwi-

schen ausländischen Bankgläubigern 
einerseits und deutschen Schuldnern (') 
oder der Bank deutscher Länder an-
dererseits über die Auslegung dieses 
Abkommens oder über andere sich aus 
diesem Abkommen ergebende Fragen 
entstehen, sind einem nach den Be-
stimmungen dieser Ziffer gebildeten 
Schiedsausschuß zu unterbreiten. 

(1) Siehe Unteranlage.  

Agreement so as to make payment in 
German currency thereunder com-
pulsory upon the Debtor if and to the 
extent that a Foreign Bank Creditor 
shall require the same subject, how-
ever, to any then still subsisting limi-
tations in force in the Federal Republic 
regarding such payments. Any such 
amendment shall be binding upon all 
the parties and adherents hereto. 

18. Investments under Previous 
Agreements 

As from the date of this Agreement 
interest and earnings in respect of 
investments made out of Registered 
Credit Balances pursuant to Clause 10 
of any of the previous Agreements 
shall be dealt with as provided in 
clause 10 (5) (g) of the 1939 Agree-
ment; provided that the rate at which 
such interest and earnings will be 
transferred shall not exceed the rate 
of interest for the time being payable 
on short-term credits to Foreign Bank 
Creditors in the same creditor country. 

19. Maturity of Credits 
All indebtedness arising under short

-

term credits covered by this Agree-
ment shall mature on the expiration 
or termination hereof and such indebt-
edness shall thereupon become due 
and payable. Furthermore, on such 
expiration or termination, Foreign 
Bank Creditors shall be entitled to 
debit the accounts of German Debtors 
with the amount of all bills accepted 
for account of such German Debtors 
notwithstanding the fact that the bills 
themselves are drawn for later 
maturity but so that no interest shall 
be chargeable until the bills mature. In 
the case of confirmed credits, Foreign 
Bank Creditors shall be entitled to 
debit as an actual liability the amount 
of all bills drawn thereunder prior to 
the expiration of this Agreement, not-
withstanding the fact that such bills 
have not at that date been presented 
for acceptance and, as a contingent 
liability, the unused balance of any 
confirmed credit, but so that interest 
shall not he chargeable until the bills 
mature or until cash has actually been 
advanced by Foreign Bank Creditors 
in respect of such credits. 

20. Arbitration 
(1) In case any dispute shall occur 

between Foreign Bank Creditors and 
German Debtors (I) or the Bank deut-
scher Länder as to the interpretation 
of this Agreement or as to any matter 
or thing arising thereout, the same 
shall be referred to an Arbitration 
Committee constituted in accordance 
with the provisions of this Clause. 

(1) See Sub-Annex. 

délégués), modifier les Articles 10 et 
11 A du présent Accord, de façon à 
rendre le remboursement en monnaie 
allemande, prévu par ces Articles, obli-
gatoire pour le débiteur, dans la me-
sure où un Créancier Bancaire 
Etranger en ferait la demande, sous 
réserve cependant des limitations qui, 
à l'époque, pourraient encore être en 
vigueur sur le territoire de la Répu-
blique Fédérale à l'égard de ces rem-
boursements. Toute modification de 
cette nature sera obligatoire pour 
toutes les parties au présent Accord 
et pour ceux qui y auront accédé. 

18. Investissements effectués le 
cadre des Accords précédents 

A compter de la date du présent 
Accord, les intérêts et les autres 
revenus afférents aux investissements 
effectués avec les Soldes Créditeurs 
Enregistrés, par application de l'Ar-
ticle 10 de l'un quelconque des Accords 
précédents, recevront application du 
traitement prévu par l'Article 10 (5) (g) 
de l'Accord de 1939, condition que le 
taux de transfert de ces intérêts et 
autres revenus ne dépasse pas le taux 
d'intérêt actuellement payable, au titre 
des crédits à court terme, aux Créan-
ciers Bancaires Etrangers du même 
pays créancier. 

19. Echéance des Crédits 
Toutes les dettes correspondant aux 

crédits à court terme visés par le 
présent Accord viendront à échéance 
lors de l'expiration ou de la dénoncia-
tion dudit Accord et le montant en 
deviendra immédiatement exigible et 
payable. En outre, lors de l'expiration 
ou de la dénonciation de l'accord, 
les Créanciers Bancaires Etrangers 
seront en droit de débiter les comptes 
des Débiteurs Allemands du montant de 
tous les effets acceptés pour compte 
de ces Débiteurs même lorsque leur 
date d'échéance sera postérieure; dans 
ce dernier cas cependant aucun intérêt 
ne pourra être compté avant cette 
échéance. Dans le cas des crédits 
confirmés, les Créanciers Bancaires 
Etrangers seront en droit de porter au 
débit comme une obligation effective 
le montant de tous les effets tirés 
avant la date d'expiration du présent 
Accord même si ces effets n'ont pas à 
cette date été présentés pour accepta-
tion, et comme une obligation condi-
tionnelle le solde inutilisé de tout 
crédit confirmé; mais aucun intérêt ne 
pourra être compté tant que les effets ne 
seront pas arrivés à échéance ou tant 
que des fonds n'auront pas été effec-
tivement avancés par les Créanciers 
Bancaires Etrangers au titre de ces 
crédits. 

20. Arbitrage 

(1) En cas de litige entre les Créan-
ciers Bancaires Etrangers d'une part, 
et les Débiteurs Allemands(') ou la 
Bank deutscher Laender d'autre part, 
au sujet de l'interprétation de l'Accord 
ou d'une question en découlant, le 
litige sera soumis à une Commission 
d'Arbitrage instituée conformément 
aux dispositions du présent Article. 

(1) Voit Annexe III A. 



(2) Der Schiedsausschuß wird wie 
folgt gebildet: 

(a) Die Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich ernennt drei Per-
sonen zu ständigen Ausschußmit-
gliedern, von denen eine zum Vor-
sitzenden des Ausschusses und 
eine zweite zum stellvertretenden 
Vorsitzenden mit der Funktion be-
stellt wird, in Abwesenheit des 
Vorsitzenden die Sitzungen des 
Ausschusses zu leiten. 

(b) Die Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich ernennt außerdem 
drei weitere Personen als Ersatz-
mitglieder des Schiedsausschusses, 
die anstelle eines oder mehrerer 
der ständigen Mitglieder für den 
Fall zur Verfügung stehen sollen, 
daß die letzteren zeitweilig aus 
Krankheits- oder anderen Gründen 
verhindert sein sollten, an den 
Sitzungen des Ausschusses teilzu-
nehmen. Dabei ist Bestimmung 
darüber zu treffen, an die Stelle 
welcher ständigen Mitglieder die 
einzelnen Ersatzmitglieder treten 
sollen. Ein Ersatzmitglied darf an 
Sitzungen des Ausschusses nur in 
Abwesenheit und als Vertreter des 
betreffenden ständigen Mitgliedes 
teilnehmen. 

(3) Die Verfahrensordnung des 
Schiedsausschusses muß u. a. folgende 
Vorschriften enthalten: 
(a) Die Unterzeichner dieses Abkom-

mens (d. h. die Ausländischen Ban-
kenausschüsse, der Deutsche Aus-
schuß und die Bank deutscher 
Länder) müssen von dem Datum 
der Verhandlung über eine dem 
Schiedsausschuß von einem der 
Unterzeichner unterbreitete Frage 
mindestens zehn Tage vor der 
Verhandlung benachrichtigt wer-
den, und jeder Unterzeichner hat 
gemäß den Bestimmungen des 
nachfolgenden Unterabsatzes die-
ses Absatzes die Rechte einer Pro-
zeßpartei. 

(b) Alle an einem dem Schiedsaus-
schuß unterbreiteten Streitfall be-
teiligten Parteien sind berechtigt, 
die Verhandlung durch einen Ver-
treter, Anwalt oder sonstigen Be-
vollmächtigten wahrzunehmen und 
dem Schiedsausschuß ihre Stel-
lungnahme in Richtung einer Be-
jahung oder Verneinung der zur 
Verhandlung stehenden Frage ge-
mäß dem von dem Schiedsausschuß 
jeweils vorgeschriebenen Verfah-
ren in Form eines Schriftsatzes zu 
unterbreiten. 

(c) Der Schiedsausschuß hat von Fall 
zu Fall die Termine und die Orte, 
an denen seine Sitzungen statt-
finden sollen, festzusetzen und alle 
Unterzeichner dieses Abkommens 
rechtzeitig hiervon zu benachrich-
tigen. 

(d) Der Schiedsausschuß hat jede von 
ihm erlassene Entscheidung, gleich-
viel ob sie einstimmig gefaßt ist 
oder nicht, mit einer kurzen 
schriftlichen Begründung zu ver-
sehen. Von einer solchen Urteils-
begründung kann auf Grund eines 

(2) The Arbitration Committee shall 
be constituted as follows:—

The Bank for International Settle-
ments shall nominate three persons 
to serve as permanent members of 
the Arbitration Committee, desig-
nating one of such persons as 
Chairman of the Committee and a 
second person as Vice-Chairman to 
preside over any meeting of the 
Committee in the absence of the 
Chairman. 

(e) In addition the Bank for Inter-
national Settlements shall nominate 
three persons who shall be avail-
able to serve as alternate members 
of the Arbitration Committee in 
place of any one or more of the 
permanent members who may 
from time to time be unable 
through illness or otherwise to 
attend meetings of the Committee, 
specifying the permanent member 
which each such alternate is to 
replace. No alternate shall be 
entitled to attend any meeting o f 
the Committee except in the ab-
sence of and as substitute for his 
respective permanent member. 

(3) The Rules of the Arbitration 
Committee shall provide inter alia 
that: — 
(a) Not less than ten days' notice shall 

be given to each of the signatories 
to this Agreement (that is to say, 
the Foreign Bankers' Committees, 
the German Committee and the 
Bank deutscher Länder) of the 
hearing of any questions referred 
to the Arbitration Committee by 
any of such signatories and there-
upon each of such signatories shall 
have the rights of a party to the 
proceedings as provided in the 
next succeeding paragraph of this 
sub-Clause. 

(b) In respect of every question refer-
red to the Arbitration Committee 
all parties to the proceedings shall 
be, entitled to be represented at 
the hearing thereof by a represent-
ative, lawyer or other agent and 
to submit for consideration of the 
Arbitration Committee a written 
statement of arguments in support 
of or in opposition to such ques-
tion in accordance with such regula-
tions as to procedure as the Arbi-
tration Committee may from time 
to time prescribe. 

(c) The Arbitration Committee shall 
decide from time to time the times 
and places at which the sessions of 
the Committee are to take place 
and shall give due notice thereof 
to all signatories to this Agree-
ment. 

(d) The Arbitration Committee shall 
in respect of every decision made 
by it, whether or not such decision 
is unanimous, state briefly in writ-
ing the grounds upon which such 
decision is based provided, how-
ever, that the grounds for the 

(2) La Commission d'Arbitrage sera 
composée de la manière suivante: 

(a) La Banque des Règlements Inter-
nationaux désignera trois per-
sonnes comme membres permanents 
de la Commission d'Arbitrage, la 
première en qualité de Président 
de la Commission, la seconde en 
qualité de Vice-Président chargé 
de présider les réunions de la Com

-

mission en l'absence du Président. 

(b) La Banque des Règlements Inter-
nationaux désignera en outre trois 
personnes en qualité de membres 
suppléants de la Commission 
d'Arbitrage. Ces dernières pour-
ront remplacer le ou les membres 
permanents qui, pour cause de ma-
ladie ou pour toute autre raison, ne 
seraient pas en mesure d'assister 
aux séances de la Commission. La 
Banque des Règlements Internatio-
naux spécifiera le membre perma-
nent que chaque membre suppléant 
sera chargé de remplacer. Les 
suppléants ne pourront assister 
aux réunions de la Commission 
qu'en l'absence des membres per-
manents qu'ils sont respective-
ment chargés de remplacer. 

(3) Le règlement de la Commission 
d'Arbitrage devra contenir, entre 
autres, les clauses suivantes: 

(a) Chacun des signataires du présent 
Accord (c'est-à-dire les Comités 
Bancaires Etrangers, le Comité 
Allemand et la Bank deutscher 
Laender) devra être prévenu au 
moins 10 jours à l'avance de la 
tenue d'une audience sur une 
question soumise à la Commission 
d'Arbitrage par l'un quelconque 
des signataires. De ce chef chaque 
signataire assumera immédiate-
ment tous les droits inhérents à la 
qualité de partie au débat au sens 
des dispositions de l'alinéa ci-
dessous. 

(b) Pour chaque question soumise à 
la Commission d'Arbitrage, cha-
cune des parties au débat sera en 
droit de se faire représenter à l'au-
dience en cause par un représen-
tant, conseil juridique ou autre man-
dataire et de soumettre à l'examen 
de la Commission d'Arbitrage un 
exposé écrit des arguments in-
voqués par elle à l'appui ou à 
l'encontre des thèses en présence, 
conformément aux règles de procé-
dure que la Commission d'Arbi-
trage pourra périodiquement adop-
ter. 

(c) La Commission d'Arbitrage fixera 
périodiquement les heures et lieux 
de ses audiences et les notifiera à 
tous les signataires du présent 
Accord. 

(d) Pour chacune de ses décisions, 
unanimes ou non, la Commission 
d'Arbitrage exposera brièvement 
par écrit les attendus de la dé-
cision. Toutefois ces attendus n'au-
ront pas à être donnés si la Com-
mission en dispose autrement par 



einstimmigen Beschlusses des Aus-
schusses abgesehen werden, es sei 
denn, daß eine Partei vor der Ver-
handlung den Antrag auf schrift-
liche Niederlegung der Gründe 
gestellt hat. In den Fällen, in 
denen keine schriftliche Begrün-
dung gegeben ist, muß die Ent-
scheidung die Feststellung ent-
halten, daß der Ausschuß einstim-
mig einen dahingehenden Beschluß 
gefaßt und daß keine Partei einen 
Antrag des oben erwähnten Inhalts 
gestellt hat. 

(e) Erklärt sich der Schiedsauschuß für 
die Entscheidung eines ihm unter-
breiteten Streitfalles nicht für zu-
ständig und verneint das an sich 
zuständige ordentliche Gericht in 
dem Lande einer der am Verfah-
ren beteiligten Parteien seine Zu-
ständigkeit mit der Begründung, 
daß der Ausschuß zuständig sei, 
oder wird der Streitfall ganz oder 
zum Teil an den Ausschuß zurück-
verwiesen, so hat in beiden Fällen 
der Ausschuß den Streitfall zu 
entscheiden. 

21. Unkosten 
Die durch die Vorbereitung, den 

Vollzug und die Durchführung dieses 
Abkommens entstehenden und damit 
zwangsläufig verbundenen Kosten und 
Auslagen, einschließlich der den Aus-
ländischen Bankenausschüssen für 
Rechtsberatung oder aus anderem An-
laß vor Abschluß des Abkommens (je-
doch nicht vor dem 1. November 1950) 
und während seiner Fortdauer gemach-
ten ordnungsgemäß entstandenen Auf-
wendungen, fallen den deutschen 
Schuldnern zur Last. Der Deutsche 
Ausschuß hat für die Bezahlung aller 
dreser Kosten, Auslagen und Vergü-
tungen Sorge zu tragen. 

22. Beitritt 
(1) Der Beitritt zu diesem Abkommen 

wird von jedem ausländischen Bank-
gläubiger dadurch vollzogen, daß er 
seinem deutsch Schuldner bzw. seinen 
deutschen Schuldnern innerhalb von 
zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens seine Beitrittserklärung 
mittels eines Schreibens in doppelter 
Ausfertigung unter Verwendung eines 
einheitlichen - bei den Ausländischen 
Bankenausschüssen in den betreffen-
den ausländischen Gläubigerländern 
erhältlichen — Musters anzeigt. Das 
Schreiben hat die kurzfristigen Kre-
dite, für die der deutsche Schuldner 
haftet und auf die der Beitritt sich be-
zieht, im einzelnen zu bezeichnen. 
Jeder deutsche Schuldner hat binnen 
vier Tagen nach Empfang einer Bei-
trittserklärung von einem seiner aus-
ländischen Bankgläubiger an diesen 
ein Schreiben zur Absendung zu brin-
gen, in dem er seinen Beitritt unter Ver-
wendung eines einheitlichen — bei der 
Bank deutscher Länder oder einer Lan-
deszentralbank erhältlichen — Musters 
bestätigt.(1) Der ausländische Bank-
gläubiger kann seinen Beitritt auch 
durch Kabel erklären, muß dies aber 
alsdann in der oben angegebenen 
Weise bestätigen. 

(1) Siehe Unteranlage.  

Committee's decision need not be 
given if the Committee so deter-
mines by a unanimous vote, unless 
one of the parties has prior to the 
hearing requested in writing that 
the grounds be stated. In cases 
where no grounds are stated the 
award shall contain a record of the 
fact that a unanimous decision to 
that effect was passed by the 
Committee and that no request was 
made by any of the parties as 
aforesaid. 

(e) If the Arbitration Committee shall, 
in respect of any question referred 
to it, declare itself not to be com-
petent to decide the same and if 
upon application to the appropriate 
court of law in the country of any 
of the parties to the proceedings, 
jurisdiction shall be declined upon 
the ground that jurisdiction rests 
with the Committee, or, if the ques-
tion be referred back wholly or 
in part to the Committee, then in 
either such case the Committee 
shall decide the question. 

21. Expenses 
The costs and expenses of and in-

cidental to the preparation and exe-
cution of this Agreement and of 
carrying the terms thereof into effect, 
including all legal costs and other 
expenses properly incurred by Foreign 
Bankers' Committees prior to the exe-
cution of this Agreement (but not 
earlier than 1st November, 1950) and 
during the continuance thereof, shall 
be for the account of the German Debt-
ors. Provision for the payment of all 
such costs, expenses and remuneration 
shall he made by the German Com-
mittee. 

22. Adherence 
(1) Adherence to this Agreement 

shall be effected by each Foreign Bank 
Creditor notifying to his German Debt-
or or Debtors within two months from 
the coming into force of this Agree-
ment his willingness to adhere, by 
means of a letter in standard form ren-
dered in duplicate (specifying the short

-

term credits in respect of which such 
German Debtor or Debtors are liable 
and in respect of which adherence is 
made) which will be obtainable from 
the Foreign Bankers Committees in 
the respective foreign creditor coun

-

tries.  Every German Debtor shall for-
ward within four days of receipt of 
a letter of adherence from any of his 
Foreign Bank Creditors a letter con-
firming his adherence ( 1 ) in standard 
form which will be obtainable from 
the Bank deutscher Länder or any 
Landeszentralbank. (1) Adherence by 
the Foreign Bank Creditor may he 
effected by cable subsequently con-
firmed in the foregoing manner. 

(1) See Sub-Annex. 

un vote unanime, sauf dans le cas 
où l'une des parties aurait, avant 
l'audience, demandé par écrit 
qu'ils soient communiqués. Lors-
que les attendus ne seront pas 
fournis, la décision devra préciser 
qu'il en a été ainsi décidé à 
l'unanimité par la Commission et 
qu'aucune requête n'a été formulée 
par l'une quelconque des parties 
comme il est dit ci-dessus. 

(e) Si la Commission d'Arbitrage se 
déclare incompétente pour con-
naître d'une question qui lui est 
soumise, et si, après recours au 
tribunal approprié du pays de 
l'une quelconque des parties inté-
ressées au débat, ce tribunal se 
déclaire à son tour incompétent, 
motif pris de ce que la question 
est du ressort de la Commission 
d'Arbitrage, ou si la question est 
renvoyée entièrement ou partielle-
ment à la Commission, il appar-
tiendra à celle-ci de trancher le 
différend. 

21. Dépenses 
Les frais et dépenses afférents à la 

préparation, à la signature et à l'exé-
cution du présent Accord, y compris 
tous les frais d'ordre juridique et les 
autres dépenses exposés par les Comi-
tés Bancaires Etrangers avant la si-
gnature (mais postérieurement au ler 
novembre 1950) et pendant la durée 
du présent Accord, seront à la charge 
des Débiteurs Allemands. Des disposi-
tions seront prises par le Comité Alle-
mand en vue du remboursement de ces 
frais, dépenses et rémunérations. 

22. Accession à l'Accord 
(1) Pour accéder au présent Accord 

chaque Créancier Bancaire Etranger 
notifiera à son ou à ses Débiteurs 
Allemands, dans les deux mois suivant 
l'entrée en vigueur dudit Accord, qu'il 
est prêt à y accéder. Cette notification 
(qui spécifiera les crédits à court terme, 
dus par le ou les Débiteurs Allemands 
intéressés, au titre desquels l'accession 
est effectuée) sera établie par écrit, en 
double exemplaire, sur une formule 
type qui pourra être obtenue auprès 
des Comités Bancaires Etrangers dans 
chaque pays créancier intéressé. Dans 
les quatre jours de la réception d'une 
lettre d'accession émanant de l'un 
quelconque de ses Créanciers Bancai-
res Etrangers, le Débiteur Allemand 
devra lui faire parvenir une lettre 
confirmant son accession.(1) Cette 
lettre sera établie sur une formule 
type qui pourra être obtenue auprès 
de la Bank deutscher Laender ou de 
toute Landeszentralbank. (1). Tout 
Créancier Bancaire Etranger pourra 
notifier son accession par un télé-
gramme, sous réserve d'en confirmer 
ultérieurement les termes selon la 
procédure ci-dessus. 

(1) Voir Annexe III A. 



(2) Jeder ausländische Bankgläubi-
ger, der früher an einem Konsortial-
kredit beteiligt war, hat das Recht, 
diesem Abkommen wegen seiner Be-
teiligung an dem Geschäft beizutreten. 

(3) Nach erfolgtem Beitritt werden 
der ausländische Bankgläubiger und 
der deutsche Schuldner hinsichtlich der 
hierbei bezeichneten kurzfristigen Kre-
dite Vertragsparteien dieses Abkom-
mens. Von diesem Zeitpunkt an stehen 
ihnen die Rechte zu und übernehmen 
sie die Verpflichtungen, die in diesem 
Abkommen für die ausländischen 
Bankgläubiger und für die deutschen 
Schuldner vorgesehen sind. 

(4) Jeder Ausländische Bankenaus-
schuß kann mit Zustimmung des Deut-
schen Ausschusses die Frist verlängern, 
innerhalb derer einzelne oder mehrere 
ausländische Bankgläubiger des be-
treffenden Landes diesem Abkommen 
beitreten können. Wird jedoch eine 
Person, Firma oder Gesellschaft in der 
Bundesrepublik während der Laufzeit 
dieses Abkommens in Bezug auf einen 
kurzfristigen Kredit oder einen Teil 
hiervon auf dem Wege der Nachfolge 
oder Ersatznachfolge haftbar, oder wer-
den gemäß Ziffer 5, Ziffer 7 oder Zif-
fer 8 dieses Abkommens neue Beitritts-
erklärungen ausgetauscht, so kann der 
Beitritt in Bezug auf einen derartigen 
Kredit oder einen Teil dieses Kredits 
ohne die vorerwähnte Zustimmung 
innerhalb einer angemessenen Zeit, 
nachdem die Nachfolge oder ein ande-
res maßgebendes Ereignis stattgefun-
den hat, erfolgen. 

(5) Im Falle eines kurzfristigen Kre-
dites oder eines Teiles hiervon, der 
einem Bankschuldner gewährt worden 
ist, der nicht in der Bundesrepublik 
ansässig ist, oder den sein ausländi-
scher Bankgläubiger nicht mehr aus-
findig machen oder identifizieren kann 
und in Bezug auf den ein Kunde eines 
derartigen deutschen Bankschuldners, 
der normalerweise in der Bundes-
republik ansässig ist, ebenfalls haft-
bar ist, muß dieser Kunde (auf Ver-
langen des ausländischen Bankgläu-
bigers) diesem Abkommen in Bezug 
auf einen derartigen Kredit bzw. einen 
Teil hiervon beitreten; auf diesen Kre-
dit finden dann die Bestimmungen 
dieses Abkommens in gleichem Maße 
Anwendung, als wäre er ursprünglich 
dem Kunden unmittelbar gewährt 
worden. 

(6) Im Falle eines kurzfristigen Kre-
dites oder eines Teiles hiervon, der 
einem handels- oder Industrieschuld-
ner, der nicht in der Bundesrepublik 
ansässig ist, gewährt worden ist, oder 
den sein ausländischer Bankgläubiger 
nicht mehr ausfindig machen oder 
identifizieren kann, und in Bezug auf 
den eine in der Bundesrepublik an-
sässige Person ebenfalls als Garant, 
Bürge, Indossant oder Kreditversiche-
rer haftet, muß diese Person auf Ver-
langen des ausländischen Bankgläu-
bigers diesem Abkommen in Bezug 
auf einen derartigen Kredit oder einen 
Teil hiervon beitreten; auf diesen 
Kredit finden dann die Bestimmungen 
dieses Abkommens in gleichem Maße 
Anwendung, als wäre er ursprünglich 
der betreffenden Person unmittelbar 
gewährt worden. 

(2) Each Foreign Bank Creditor who 
formerly participated in a syndicate 
credit shall be entitled to adhere to 
this Agreement in respect of his 
participation in the business. 

(3) Upon adherence having been 
effected the Foreign Bank Creditor 
and the German Debtor shall become 
parties to this Agreement in respect 
of the short-term credits so specified, 
and shall thenceforth be entitled to the 
rights granted to and be subject to the 
obligations to be assumed by the 
Foreign Bank Creditors and German 
Debtors respectively under this Agree-
ment. 

(4) Any Foreign Bankers' Committee 
may, with the consent of the German 
Committee, extend the time within 
which any one or more Foreign Bank 
Creditors in its country may adhere to 
this Agreement. Provided that where 
any person, firm or company in the 
Federal Republic becomes liable in 
respect of a short-term credit or part 
thereof by way of succession or 
substituted succession during the 
period of this Agreement or where 
new adherences are exchanged pursu-
ant to Clause 5, 7 or 8 hereof, 
adherence in respect of such credit or 
part of a credit may be made without 
such consent as aforesaid within a 
reasonable time after such succession 
or other relevant event takes place. 

(5) In the case of any short-term 
credit or part thereof which has been 
granted to a bank debtor who is not 
ordinarily resident inside the Federal 
Republic or whom his Foreign Bank 
Creditor can no longer locate or 
identify and in respect of which a 
client of such bank debtor ordinarily 
resident inside the Federal Republic is 
also liable, such client shall be bound 
(if the Foreign Bank Creditor so 
requires) to adhere to this Agreement 
in respect of such credit or part of a 
credit to which the provisions of this 
Agreement shall then apply as if the 
same had originally been granted 
direct to the client. 

(6) In  the case of any short-term 
credit or part thereof which has been 
granted to a commercial or industrial 
debtor who is not ordinarily resident 
inside the Federal Republic or whom 
his Foreign Bank Creditor can no 
longer locate or identify and in 
respect of which some person ordina-
rily resident inside the Federal 
Republic is also liable as guarantor, 
endorser or credit insurer, such person 
shall be bound (if the Foreign Bank 
Creditor so requires) to adhere to this 
Agreement in respect of such credit or 
part of a credit to which the provisions 
of this Agreement shall then apply as 
if the same had originally been granted 
direct to such person. 

(2) Tout Créancier Bancaire Etranger 
ayant précédemment participé à un 
syndicat constitué en vue de l'octroi 
d'un crédit à court terme sera en 
droit d'accéder au présent Accord au 
titre de sa participation. 

(3) Dès l'accession, le Créancier 
Bancaire Etranger et le Débiteur Alle-
mand deviendront parties au présent 
Accord au titre des crédits à court 
terme spécifiés dans les lettres d'ac-
cession, et deviendront de ce fait titu-
laires des droits et obligations incom-
bant respectivement aux Créanciers 
Bancaires Etrangers et aux Débiteurs 
Allemands, dans le présent Accord. 

(4) Tout Comité Bancaire Etranger 
pourra, avec l'assentiment du Comité 
Allemand, prolonger le délai pendant 
lequel un ou plusieurs des Créanciers 
Bancaires Etrangers de son pays 
pourront accéder au présent Accord. 
Cependant, lorsqu'une personne, ou une 
société de personnes ou de capitaux, 
se trouvant sur le territoire de la 
République Fédérale sera, pendant la 
durée du présent Accord, devenue, par 
succession ou substitution, débitrice 
de tout ou partie d'un crédit, à court 
terme, ou lorsque de nouveaux instru-
ments d'accession seront échangés par 
application des Articles 5, 7 ou 8, 
l'accession au titre du crédit ou de la 
fraction de crédit en cause pourra, 
sans l'assentiment prévu ci-dessus, être 
effectuée dans un délai raisonnable à 
compter de la succession ou substi-
tution en question. 

(5) Lorqu'un crédit, ou une fraction 
de crédit, à court terme aura été 
accordé à un débiteur bancaire qui 
n'aura pas sa résidence habituelle sur 
le territoire de la République Fédérale 
ou que le Créancier Bancaire Etranger 
ne pourra plus retrouver ou identifier, 
et qu'un client de ce débiteur ban-
caire, ayant sa résidence habituelle 
sur le territoire de la République 
Fédérale, sera également responsable 
de ce crédit ou de cette fraction de 
crédit, ce client sera tenu (si le Créan-
cier Bancaire Etranger en fait la de-
mande) d'accéder au présent Accord 
au titre du crédit ou de la fraction 
de crédit en question auxquels les 
dispositions du présent Accord devien-
dront alors applicables comme s'ils 
avaient été accordés directement à 
l'origine à ce client. 

(6) Lorsqu'un crédit, ou une fraction 
de crédit, à court terme aura été 
accordé à un débiteur commercial ou 
industriel qui n'aura pas sa résidence 
habituelle sur le territoire de la Répu-
blique Fédérale ou que le Créancier 
Bancaire Etranger ne pourra plus 
retrouver ou identifier, et qu'une per-
sonne, ayant sa résidence habituelle 
sur le territoire de la République Fédé-
rale, sera également responsable de ce 
crédit ou de cette fraction de crédit 
en qualité de garant, endosseur ou 
avaliste, cette personne sera tenue (si 
le Créancier Bancaire Etranger en fait 
la demande) d'accéder au présent 
Accord au titre du crédit ou de la 
fraction de crédit en question auxquels 
les dispositions du présent Accord 
deviendront alors applicables comme 



(7) Ist oder wird eine deutsche Bank, 
Handels- oder Industriefirma im Wege 
der Nachfolge Erstschuldnerin eines 
kurzfristigen Kredites oder eines Teiles 
hiervon nach oder infolge eines deut-
schen Gesetzes (z. B. Durchführungs-
verordnung Nr. 35 zum Währungsge-
setz Nr. 63 oder Gesetz über den Nie-
derlassungsbereich von Kreditinstituten 
vom 29. März 1952), SQ kann der aus-
ländische Bankgläubiger diesem Ab-
kommen gegenüber einer derartigen 
Firma in Bezug auf einen solchen Kre-
dit oder einen Teil davon beitreten; 
die betreffende Firma muß ihren Bei-
tritt ihrerseits in der in diesem Ab-
kommen vorgesehenen Weise und mit 
der entsprechenden Wirkung bestäti-
gen. Diese Bestimmung findet auch im 
Falle einer Ersatznachfolge in Bezug 
auf einen kurzfristigen Kredit oder 
einen Teil hiervon Anwendung, wenn 
diese Ersatznachfolge im Einklang zu 
den im gegenwärtigen Zeitpunkt in 
der Bundesrepublik in Kraft befind-
lichen Gesetzen steht (z. B. Artikel 7 (3) 
des Gesetzes über den Niederlassungs-
bereich von Kreditinstituten vom 
29. März 1952). Mit dem Beitritt eines 
deutschen Nachfolgeschuldners in Be-
zug auf einen kurzfristigen Kredit oder 
einen Teil davon hört der betreffende 
Beitritt eines deutschen Vorgänger-
schuldners auf, Kraft und Wirkung zu 
haben (es sei denn, daß in diesem Ab-
kommen etwas anderes bestimmt ist). 

(8) Sind oder werden auf Grund der 
im gegenwärtigen Zeitpunkt in der 
Bundesrepublik in Kraft befindlichen 
Gesetze (z. B. Durchführungsverord-
nung Nr. 35 zum Umstellungsgesetz 
Nr. 63 oder Gesetz über den Nieder-
lassungsbereich von Kreditinstituten 
vom 29. März 1952) eines oder mehrere 
Nachfolgebankinstitute mit dem ur-
sprünglichen deutschen Bankschuldner 
in Bezug auf einen kurzfristigen Kre-
dit oder einen Teil hiervon gesamt-
schuldnerisch haftbar, so muß (vorbe-
haltlich der Bestimmungen der zwei 
nachfolgenden Absätze) dieses Nach-
folgeinstitut oder müssen diese Nach-
folgeinstitute diesem Abkommen in 
Bezug auf einen solchen Kredit oder 
einen Teil hiervon ebenfalls beitreten; 
in diesem Falle jedoch bleibt der Bei-
tritt des ursprünglichen deutschen 
Bankschuldners in vollem Umfange 
in Kraft und wirksam. 

(9) Ist ein kurzfristiger Kredit oder 
ein Teil davon einem deutschen Bank-
schuldner gewährt worden und in Be-
zug darauf ein außerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik ansässiger Kunde 
dieses Bankschuldners ebenfalls haft

-

bar,  so ist weder der deutsche Bank-
schuldner noch irgendein mit ihm ge-
samtschuldnerisch haftendes Bankinsti-
tut verpflichtet, auf Grund der Bestim-
mungen dieses Abkommens irgend-
welche Maßnahmen in Bezug auf diesen 
Kredit oder einen Teil hiervon zu er-
greifen (abgesehen von dem Beitritt 
als Anerkenntnis des Bestehens und 
der Höhe dieses Kredites oder eines 
Teiles davon), sofern nicht und bis 
nicht der ausländische Bankgläubiger 
auch ohne dieses Abkommen berech- 

(7) Where a German banking, com-
mercial  or industrial concern becomes 
or has become the successor to the 
primary liability under any short-term 
credit or part thereof pursuant to or 
as a result of German law (e.g., Reg. 35 
under Monetary Law No. 63 or Credit 
Institution Law promulgated March 29, 
1952) the Foreign Bank Creditor may 
adhere to this Agreement vis-à-vis 
such concern in respect of such credit 
or part of a credit and such concern 
shall confirm adherence on its part in 
the manner and with the effects 
provided in this Agreement. This 
provision shall also be operative in the 
case of any substituted succession in 
respect of a short-term credit or part 
thereof where such substitution is in 
accordance with laws now in force in 
the Federal Republic (e.g., Art. 7 (3) of 
Credit Institution Law promulgated 
March 29, 1952). Upon adherence by 
any successor German Debtor in 
respect of a short-term credit or part 
thereof the relative adherence by any 
predecessor German Debtor shall 
(except as herein otherwise provided) 
cease to have force and effect. 

(8) Where pursuant to laws now in 
force in the Federal Republic (e.g., 
Reg. 35 under Monetary Law No. 63 or 
Credit Institution Law promulgated 
March 29, 1952) one or more successor 
banking institutions become or have 
become jointly liable with the original 
German Bank Debtor in respect of a 
short-term credit or part thereof, then 
(subject to the provisions of the two 
succeeding sub-Clauses) such successor 
institution or institutions shall also 
adhere to this Agreement in respect of 
such credit or part of a credit, but in 
such case the adherence of the original 
German Bank Debtor shall continue in 
full force and effect. 

(9) In the case of any short-term 
credit or part thereof which has been 
granted to a German Bank Debtor and 
in respect of which a client of such 
German Bank Debtor ordinarily resi-
dent outside the Federal Republic is 
also liable, neither the German Bank 
Debtor nor any banking institution 
jointly liable with it shall be obliged 
to take any action in respect of such 
credit or part of a credit under the 
provisions of this Agreement (except 
to adhere by way of acknowledgment 
of the existence and amount of such 
credit or part of a credit) unless and 
until the Foreign Bank Creditor would 
he entitled in the absence of this 
Agreement to enforce payment in the 
Federal Republic of the relative 
indebtedness under German law.  

s'ils avaient été accordés directement 
à l'origine à ce particulier. 

(7) Lorsqu'une entreprise bancaire, 
commerciale ou industrielle succédera 
ou aura succédé au débiteur primaire 
d'un crédit, ou d'une fraction de crédit, 
à court terme, par application ou en 
conséquence de la loi allemande 
(notamment du Règlement d'appli-
cation N °  35 de la Loi N °  63 sur la 
Réforme monétaire ou de la Loi sur les 
institutions de crédit promulguée le 
29 Mars 1952), le Créancier Bancaire 
Etranger pourra accéder au présent 
Accord vis-à-vis de cette entreprise 
au titre du crédit ou de la fraction de 
crédit en cause, et l'entreprise inté-
ressée devra confirmer sa propre 
accession selon la procédure et avec 
les effets prévus dans le présent 
Accord. Les présentes dispositions 
s'appliqueront également aux cas 
de succession par substitution d'un 
crédit ou d'une fraction de crédit 
chaque fois que cette substitution sera 
conforme à la législation actuellement 
en vigueur dans la République Fédérale 
(notamment, l'article 7 [3] de la Loi sur 
les institutions de crédit du 29 mars 
1952). Dès l'accession au présent Ac-
cord, au titre d'un crédit, ou d'une 
fraction de crédit, à court terme, du 
Débiteur Allemand successeur, l'acces-
sion du Débiteur Allemand auquel il 
s'est substitué cessera immédiatement 
de porter ses effets (sauf lorsqu'il est 
autrement disposé dans le présent 
Accord). 

(8) Lorsque, par application de la 
législation actuellement en vigueur 
dans la République Fédérale (notam-
ment, du Règlement d'application N° 35 
de la Loi Nº 63 sur la Réforme moné-
taire ou de la Loi sur les institutions 
de crédit promulguée le 29 mars 1952), 
un ou plusieurs établissements ban-
caires successeurs deviendront ou 
seront devenus responsables, con-
jointement avec le Débiteur Bancaire 
Allemand initial, d'un crédit, ou d'une 
fraction de crédit, à court terme, ce ou 
ces établissements accéderont égale-
ment au présent Accord (sous réserve 
des dispositions des deux paragraphes 
suivants) au titre du crédit ou de la 
fraction de crédit en question. Toute-
fois, dans ce cas l'accession du Débi-
teur Bancaire Allemand initial gardera 
toute sa valeur et continuera de pro-
duire tous ses effets. 

(9) Lorsqu'un crédit, ou une fraction 
de crédit, à court terme aura été 
accordé à un Débiteur Bancaire Alle-
mand et qu'un client de ce dernier, 
ayant sa résidence habituelle hors de 
la République Fédérale, sera égale-
ment responsable de ce crédit ou de 
cette fraction de crédit, ni le Débiteur 
Bancaire Allemand, ni aucun établisse-
ment bancaire solidaire ne seront 
tenus de prendre, au titre du crédit ou 
de la fraction de crédit en question, 
aucune des mesures prévues par le 
présent Accord (excepté en ce qui con-
cerne leur accession qui devra être 
effectuée et constituera reconnaissance 
de l'existence et du montant du crédit 
ou de la fraction de crédit en question), 
sauf dans la mesure où le Créancier 
Bancaire Etranger aurait été, en l'ab- 



tigt wäre, in der Bundesrepublik die 
Bezahlung der betreffenden Verschul-
dung nach deutschem Recht zu er-
zwingen. 

(10) Im Falle eines aus einem ur-
sprünglichen Barvorschuß, der nicht in 
einen Akzeptkredit umgewandelt wor-
den ist, stammenden kurzfristigen Kre-
dits, dessen Bezahlung der auslän-
dische Bankgläubiger (auf Grund der 
gegenwärtig in der Bundesrepublik in 
Kraft befindlichen Gesetze, z. B. der 
Durchführungsverordnung Nr. 35 zum 
Umstellungsgesetz Nr. 63 oder Arti-
kel 7 (2) des Gesetzes über den Nieder-
lassungsbereich von Kreditinstituten 
vom 29. März 1952) innerhalb der Bun-
desrepublik lediglich anteilmäßig er-
zwingen kann, sind der deutsche Bank-
schuldner und jedes Bankinstitut, das 
gesamtschuldnerisch mit ihm haftbar 
ist, nicht verpflichtet, auf Grund der 
Bestimmungen dieses Abkommens in 
Bezug auf den Anteil, dessen Bezah-
lung der ausländische Bankgläubiger 
im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht er-
zwingen kann, über den Beitritt als 
Anerkenntnis des Bestehens und der 
Höhe des Kredits hinaus Maßnahmen 
zu ergreifen, solange nicht der aus-
ländische Bankgläubiger ohne dieses 
Abkommen berechtigt wäre, in der 
Bundesrepublik die Bezahlung der be-
treffenden Verschuldung nach deut-
schen Recht zu erzwingen. 

23. Deutsche Golddiskontbank 
(1) Nichts in diesem Abkommen soll 

die Verpflichtung der Deutschen Gold-
diskontbank oder die Rechte eines aus-
ländischen Bankgläubigers gegen sie 
beschränken, wie diese in dem letzten 
der auf einen bestimmten kurzfristigen 
Kredit anwendbaren früheren Abkom-
men niedergelegt oder enthalten sind; 
Ziffer 23 des 1939-Abkommens wird 
durch Bezugnahme zu einem Bestand-
toil dieses Abkommens (mit Wirkung 
vom Tage seines Abschlusses an); je-
doch sind im Wortlaut dieser Ziffer fol-
gende Änderungen vorzunehmen: 

(a) Absatz (3) dieser Ziffer ist so zu 
ändern, daß die Worte „dieses 
Abkommen" in Absatz 5 (b) der 
Ziffer 23 des 1933-Abkommens 
durch die Worte „irgendeines der 
früheren Abkommen" zu ersetzen 
sind. 

(b) Absatz (4) dieser Ziffer ist so zu 
ändern, daß die Worte „Ziffer 23 
der 1932, 1933, 1934, 1935, 1936, 
1937 und 1938-Abkommen" ersetzt 
werden durch die Worte „Ziffer 23 
irgendeines der früheren Abkom-
men." 

(c) Die Absätze (5) und (7) sind zu 
streichen. 

(2) Der Liquidator der Deutschen 
Golddiskontbank anerkennt mit der 
Unterzeichnung dieses Abkommens 
die Bestimmung des Absatzes (1) dieser 
Ziffer. Gleichzeitig anerkennt er 
gegenüber jedem einzelnen auslän-
dischen Bankgläubiger, der einen kurz-
fristigen Kredit oder einen Teil eines 
kurzfristigen Kredites hält, dessen Be- 

(10) In the case of any short-term 
credit derived from an original cash 
advance which was not converted 
into an acceptance credit, payment of 
which the Foreign Bank Creditor (by 
reason of laws for the time being in 
force in the Federal Republic, e.g., 
Reg. 35 under Monetary Law No. 63 or 
Art. 7 (2) of the Credit Institution Law 
promulgated March 29, 1952) can 
enforce within the Federal Republic 
only to the extent of a proportionate 
part, the German Bank Debtor and 
any banking institution which may be 
jointly liable with it shall not be 
obliged to take any action under the 
provisions of this Agreement in respect 
of that proportionate part which the 
Foreign Bank Creditor cannot for the 
time being enforce (except to adhere by 
way of acknowledgement of the exist-
ence and amount thereof) until the 
Foreign Bank Creditor would be 
entitled in the absence of this Agree-
ment to enforce payment in the 
Federal Republic of the relative 
indebtedness under German law. 

23. Deutsche Golddiskontbank 
(1) Nothing contained herein shall 

limit the obligations of, or the rights 
of any Foreign Bank Creditor against 
the Deutsche Golddiskontbank as the 
same are set forth or incorporated in 
the latest of the previous Agreements 
applicable to a particular short-term 
credit and Clause 23 of the 1939 
Agreement is incorporated herein by 
reference (to be effective as from the 
date of this Agreement) except that as 
regards the text of such Clause:—

sub-Clause (3) thereof shall be 
deemed to be amended so that the 
words "this Agreement" in sub-
Clause (5) (b) of Clause 23 of the 
1933 Agreement shall be sub-
stituted by the words "any of the 
previous Agreements." 

(d) sub-Clause (4) thereof shall be 
deemed to be amended so that the 
words "Clause 23 of the 1932, 1933, 
1934, 1935, 1936, 1937 and 1938 
Agreements" shall be substituted 
by the words "Clause 23 of any of 
the previous Agreements." 

(e) sub-Clauses (5) and (7) thereof shall 
be deleted. 

(2) The Liquidator of the Deutsche 
Golddiskontbank by signing this 
Agreement accepts the provisions of 
sub-Clause (1) of this Clause and 
severally acknowledges to each 
Foreign Bank Creditor holding any 
short-term credit or part of a short

-

term credit payment of which has 
heretofore been guaranteed by the 

sence du présent Accord, autorisé par 
la Loi allemande, à poursuivre le rem-
boursement de sa créance sur le terri-
toire de la République Fédérale. 

(10) Lorsqu'un crédit à court terme 
résultera d'une avance en espèces 
non transformée en crédit d'accepta-
tion, et que le Créancier Bancaire 
Etranger ne pourra (du fait de la 
législation actuellement en vigueur 
sur le territoire de la République 
Fédérale et, notamment, du Règlement 
d'application N °  35 de la Loi N °  63 sur 
la Réforme monétaire ou de l'article 7 
(2) de la Loi sur les institutions de 
crédit promulguée le 29 mars 1952) 
obtenir qu'un remboursement partiel 
sur le territoire de la République 
Fédérale, ni le Débiteur Bancaire Alle-
mand ni aucun établissement bancaire 
solidaire ne seront tenus de prendre 
aucune des mesures prévues par le 
présent Accord au titre de la fraction 
du crédit dont le Créancier Bancaire 
Etranger ne peut actuellement pour-
suivre le remboursement (excepté en 
ce qui concerne leur accession qui 
devra être effectuée et constituera 
reconnaissance de l'existence et du 
montant de la fraction en cause) 
avant le moment où le Créancier 
Bancaire Etranger aurait été, en 
l'absence du présent Accord, autorisé, 
par la Loi allemande, à poursuivre le 
remboursement de sa créance sur le 
territoire de la République Fédérale. 

23. Deutsche Golddiskontbank 
(1) Aucune des dispositions du pré-

sent Accord ne saurait limiter les 
obligations de la Deutsche Golddis-
kontbank, ou les droits des Créanciers 
Bancaires Etrangers à l'encontre de 
cette institution, ces obligations et 
droits étant énoncés ou incorporés 
dans le dernier des précédents Accords 
applicable à chaque crédit à court 
terme particulier. L'Article 23 de l'Ac-
cord de 1939 devra être considéré 
comme incorporé au présent Accord 
(pour prendre effet à compter de la 
date de celui-ci) sauf que: 

(a) le paragraphe 3 de cet Article sera 
considéré comme modifié, l'expres-
sion «le présent Accord», qui 
figure au paragraphe 5 (b) de 
l'Article 23 de l'Accord de 1933, 
étant remplacée par les mots «l'un 
quelconque des accords précé-
dents»; 

(b) le paragraphe 4 de cet Article sera 
considéré comme modifié, l'expres-
sion «l'Article 23 des Accords de 
1932, 1933, 1934, 1935, 1936, 1937 
et 1938» étant remplacée par 
l'expression «l'Article 23 de l'un 
quelconque des Accords précé-
dents»; 

(c) les paragraphes 5 et 7 de cet 
Article seront considérés comme 
supprimés. 

(2) Par la signature du présent 
Accord, le liquidateur de la Deutsche 
Golddiskontbank sera considéré comme 
ayant accepté les dispositions du 
paragraphe (1) du présent Article et 
comme ayant donné à chacun des 
Créanciers Bancaires Etrangers ayant 
accédé au présent Accord au titre d'un 
crédit, ou d'une fraction de crédit à 



zahlung bisher von der Deutschen 
Golddiskontbank garantiert war, und 
in Bezug auf welchen der Beitritt zu 
diesem Abkommen erfolgt, daß die 
Haftung aus dieser Garantie in vollem 
Ausmaße in Kraft und wirksam bleibt 
in dem Umfange, in dem der betref-
fende Kredit oder ein Teil davon noch 
nicht bezahlt oder getilgt worden ist. 

24. Zahlungen aus anderen Quellen 
Falls ein ausländischer Bankgläubi

-

ger nach seinem Beitritt zu diesem Ab-
kommen in Bezug auf irgendeine 
bestehende Verschuldung eines Schuld-
ners in dem Gebiet, das am 31. Dezem-
ber 1937 zum Deutschen Reich gehörte, 
Bezahlung irgendeines Geldbetrages 
aus einer anderen Quelle als von die-
sem Schuldner annimmt, und falls er 
diesen Betrag kraft Gesetzes oder aus 
anderen Gründen oder auf eigenen 
Wunsch auf unter dieses Abkommen 
fallende kurzfristige Kredite verrech-
nen muß, so soll dieser ausländische 
Bankgläubiger diese Gelder zur end-
gültigen Rückzahlung der Verschul-
dung aus dem kurzfristigen Kredit 
oder gegebenenfalls den kurzfristigen 
Krediten verwenden, in Bezug auf die 
er den Betrag empfangen hat; hat er 
den Betrag nicht in Bezug auf einen be

-

sonderen kurzfristigen Kredit oder auf  
besondere kurzfristige Kredite empfan-
gen, so muß der Betrag von dem aus-
ländischen Bankgläubiger gegen kurz-
fristige Kredite verrechnet werden, die 
er selbst bestimmt, es sei denn, daß 
der ausländische Bankgläubiger noch 
weitere Kredite der genannten Art 
(jedoch keine kurzfristigen Kredite) 
zur Verfügung hält, gegen die er von 
Rechts wegen diese Gelder verrechnen 
kann und nach seiner Wahl verrechnet. 

Unmittelbar nach Verwendung die-
ser Gelder zur Rückführung eines oder 
mehrerer kurzfristiger Kredite muß der 
ausländische Bankgläubiger den be-
treffenden deutschen Schuldner bzw. 
die betreffenden deutschen Schuldner 
und den Deutschen Ausschuß sowie 
seinen eigenen Ausländischen Banken

-

ausschuß davon unterrichten; die Ver-
schuldung in Bezug auf den kurzfristi-
gen Kredit oder die kurzfristigen Kre-
dite, gegen welche diese Gelder derart 
verrechnet worden sind, ist danach end-
gültig zurückgezahlt. 

25. Vollzug und kurze Bezeichnung 
des Abkommens 

(1) Originalausfertigungen dieses Ab-
kommens mit den Unterschriften des 
Deutschen Ausschusses, der Bank deut-
scher Länder und der betreffenden Aus-
ländischen Bankenausschüsse sind 
über die betreffenden Zentralnoten-
banken der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich zwecks sicherer Ver-
wahrung für alle beteiligten Parteien 
zu übersenden. 

(2) Für Zwecke der Bezugnahme kann 
dieses Abkommen als „DA DEUTSCHE 
KREDITABKOMMEN VON 1952" be-
zeichnet werden. 

26. Mitteilungen 
In den Bestimmungen dieses Ab-

kommens vorgesehene schriftliche Mit-
teilungen oder Benachrichtigungen, 
einschließlich der als „förmlich" be-
zeichneten, gelten als ordnungsmäßig 

Deutsche Golddiskontbank and in 
respect of which adherence is made to 
this Agreement that, to the extent that 
such credit or part of a credit has not 
heretofore been paid or satisfied, the 
liability upon such guarantee remains 
in full force and effect. 

24. Payments from Other Sources 
In the event that subsequent to his 

adherence to this Agreement any 
Foreign Bank Creditor shall in rela-
tion to any existing indebtedness owed 
by a debtor in the territory comprised 
in the German State on the 31st day 
of December, 1937, accept payment of 
any sum of money from a source other 
than such debtor, which sum he is 
required by operation of law or other-
wise or elects to apply against short

-

term credits covered by this Agree-
ment,  then such Foreign Bank Creditor 
shall apply such moneys in permanent 
repayment of indebtedness in respect 
of the short-term credit or credits (if 
any) in relation to which such sum 
was received; provided that if such 
sum was not received in relation to 
any particular short-term credit or 
credits then, unless the Foreign Bank 
Creditor has other indebtedness of the 
nature aforesaid (not being short

-

term  credits) owing to him against 
which he can legally apply and elects 
to apply such moneys, the same shall 
be applied by the Foreign Bank Cred-
itor against such short-term credit or 
credits as he may select. Promptly 
upon application of such moneys in 
reduction of any short-term credit or 
cl edits the Foreign Bank Creditor shall 
notify the relative debtor or debtors 
and the  German Committee and his 
own Foreign Bankers' Committee of 
such application and the indebtedness 
in  respect of the short-term credit r 
credits against which such moneys 
are so applied shall thereafter be per-
manently repaid accordingly. 

25. Execution and Short Title 

(1) The original parts of this Agree-
ment executed by the German Com-
mittee, the Bank deutscher Länder 
and the respective Foreign Bankers' 
Committee shall he forwarded through 
the respective Central Banks to the 
Bank for International Settlements for 
retention by that institution in safe 
custody for all parties interested 
therein. 

(2) For purposes of reference this 
Agreement may be referred to as  "THE 

 GERMAN CREDIT AGREEMENT OF 
1952." 

26. Notices 
Any notice in writing, formal or 

otherwise, required to be given pursu-
ant to any of the provisions of this 
Agreement shall be deemed to have 
been duly given if sent by post, tete-

court terme antérieurement garantis 
par la Deutsche Golddiskontbank, l'as-
surance que, dans la mesure où ces 
crédits ou fractions de crédit n'ont pas 
encore été remboursés ou satisfaits, la 
responsabilité au titre de la garantie 
garde toute sa valeur et continue de 
produire tous ses effets. 

24. Versements ayant d'autres Origines 
Au cas où, à la suite de son acces-

sion au présent Accord, un Créancier 
Bancaire Etranger accepterait d'une 
tierce partie, au titre d'une dette quel-
conque incombant à un débiteur rési-
dant à l'intérieur des frontières de 
l'Etat allemand telles qu'elles étaient 
définies au 31 décembre 1937, un verse-
ment quelconque qu'il serait tenu, soit 
par l'application de la loi soit pour 
toute autre raison, ou qu'il déciderait 
lui-même d'utiliser à la réduction des 
crédits à court terme couverts par le 
présent Accord, ce Créancier Bancaire 
Etranger devra affecter ces montants 
au remboursement définitif de la dette 
correspondant au crédit ou aux crédits 
à court terme (s'il en existe) au titre 
desquels lesdits montants lui auront 
été versés. Toutefois, lorsque le verse-
ment n'aura pas été effectué au titre 
d'un ou plusieurs crédits à court terme 
spécifiquement désignés, le Créancier 
Bancaire Etranger devra affecter le 
montant reçu à la réduction du ou des 
crédits à court terme de son choix, à 
moins qu'il ne soit détenteur d'autres 
créances répondant à la définition 
ci-dessus (et ne présentant pas le 
caractère de crédits à court terme) à 
la réduction desquelles il serait légale-
ment en droit, et choisirait, d'utiliser 
ledit versement. Le Créancier Bancaire 
Etranger notifiera immédiatement au 
ou aux Débiteurs Allemands intéressés 
et au Comité Allemand, ainsi qu'à son 
propre Comité Bancaire Etranger, 
l'affectation du versement à la réduc-
tion du ou des crédits à court terme en 
cause, dès qu'il y aura procédé; et le 
dette correspondant au crédit ou aux 
crédits à court terme auxquels ce 
versement aura été affecté sera de ce 
fait définitivement remboursée. 

I 

25. Signature et Titre abrégé de 
l'Accord 

(1) Les originaux du présent Accord, 
signés par le Comité Allemand, la 
Bank deutscher Laender et les Comités 
Bancaires Etrangers intéressés seront 
envoyés, par l'intermédiaire des ban-
ques centrales, à la Banque des Règle-
ments Internationaux qui en sera le 
dépositaire pour le compte des parties 
intéressées. 

(2) Le présent Accord pourra être 
nommé l' ACCORD DE CREDIT AL-
LEMAND DE 1952» 

26. Notifications 
Toutes les notifications écrites, à 

caractère soit officiel soit officieux, 
exigées par les dispositions du présent 
Accord, seront considérées comme 
ayant été dûment données lorsqu'elles 



erfolgt, wenn sie mit der Post, durch 
Telegramm, Funk oder Kabel (unter 
Vorausbezahlung der Gebühren) an 
eine vorn Empfangsberechtigten ange-
gebene Adresse gesandt oder an diese 
Adresse überbracht werden. Hat der 
Empfangsberechtigte keine besondere 
Adresse bezeichnet, so ist die Mittei-
lung an seine gewöhnliche Geschäfts-
adresse zu richten. 

27. Weggefallen 

28. Überschriften 
Überschriften dienen nur für Zwecke 
der Bezugnahme und sind für die Aus-
legung dieses Abkommens ohne Be-
deutung. 

29. Erforderliche Unterschriften 
Dieses Abkommen tritt in Kraft, so-

bald es von dem Deutschen Ausschuß 
und der Bank deutscher Länder unter-
zeichnet, und von Ausländischen Ban-
kenausschüssen unterzeichnet und ge-
gebenenfalls ratifiziert ist, welche aus-
ländische Bankgläubiger vertreten, 
deren kurzfristige Kredite 75% der be-
stehenden kurzfristigen Kredite, nach 
dem Nennwert gerechnet, darstellen. 

UNTERANLAGE 
ZU ANLAGE III 

Briefwechsel zwischen 
Vertretern der Gläubiger und 

der Schuldner enthaltend 
zusätzliche Vereinbarungen, 

die sie in Bezug auf Anlage III 
getroffen haben 

An: 
den Amerikanischen Ausschuß 

fur Stillhaltegläubiger Deutschlands 
den Britischen Bankenausschuß 

für Deutsche Angelegenheiten 
den  Schweizerischen Bankenausschuß 

für das Deutsche Kreditahkornmen 

Das Deutsche Kreditabkommen 
von 1952 

Sehr geehrte Herren, 
Wir nehmen Bezug auf die von dem 

Dreimächteausschuß für Deutsche Schul

-

den im Namen der in dein Ausschuß 
vertretenen Regierungen sowie von der 
Deutschen Delegation im Namen der 
Bundesrepublik abgegebenen Erklä-
rungen, denen zufolge ihre Regierun-
gen bereit sind, durch entsprechende 
Verwaltungsmaßnahmen in Deutsch

-

land das Deutsche Kreditabkommen 
von 1952 (enthalten in Anlage III zu 
dem Abkommen über Deutsche Aus-
landsschulden und im folgenden als 
„das Abkommen von 1952" bezeichnet) 
mit der Ratifizierung des Abkommens 
über Deutsche Auslandsschulden durch 
die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft treten zu lassen; jedoch sind die 
in dem Abkommen von 1952 vorgese-
henen Devisenzahlungen außer den 
sich normalerweise aus Ziffer 5 des er-
wähnten Abkommens ergebenden Zah-
lungen aufzuschieben, bis das Abkom-
men über Deutsche Auslandsschulden 
(im folgenden als „Regierungsabkom-
men" bezeichnet) gemäß Artikel 35 des 
Regierungsabkommens in Kraft tritt.  

gram, radiogram or cablegram (charges 
prepaid) to or delivered at an address 
furnished by the party entitled to 
receive the notice or if no such address 
shall have been furnished, the said 
party's usual place of business. 

27. (Deleted.) 

28. Headings 
Headings are intended for reference 

only and are not intended in any way 
to govern the construction of this 
Agreement. 

29. Requisite Signatures 
This Agreement shall become effect-

ive when signed by the German Com-
mittee and the Bank deutscher Län-
der and when signed and (where 
appropriate) ratified by Foreign Ban-
kers' Committees representing Foreign 
Bank Creditors whose short-term cred-
its constitute 75 per cent. in face 
value of the short-term credits out-
standing. 

SUB-ANNEX TO ANNEX III 

Exchange of Letters between 
Creditor and Debtor Represent

-

atives Recording Supplemen

-

tary Understanding Reached by 
Them with Respect to Annex III 

To: 
The American Committee for Stand-

still Creditors of Germany. 
The British Banking Committee for 

German Affairs. 
The Swiss Banking Committee for 

the German Credit Agreement. 

19th February, 1953. 
Dear Sirs, 
The German Credit Agreement of 1952 

We refer to the statements which 
have been made by the Tripartite 
Commission on German Debts on be-
half of the Governments represented 
thereon and by the German Delegation 
on behalf of the Government of the 
Federal Republic of Germany that their 
Governments are prepared by appro-
priate administrative action in Ger-
many to permit the German Credit 
Agreement of 1952 (contained in An-
nex III to the Agreement on German 
External Debts and below referred to 
as "the 1952 Agreement") to conic 
into force on rati fication of the Agree-
ment on German External Debts by 
the Federal Republic of Germany, 
except that foreign currency payments 
provided for in the 1952 Agreement, 
other than those normally arising 
pursuant to Clause 5 thereof, shall be 
postponed until the Agreement on 
German External Debts (below referred 
to as the "Intergovernmental Agree-
ment") comes into force in accordance 
with Article 35 thereof.  

auront été envoyées par voie postale, 
télégraphique ou radio-télégraphique 
(port payé) ou remises, soit à une 
adresse fournie par la partie destina-
taire de ladite notification, soit, si 
aucune adresse de ce genre n'a été 
donnée, au domicile commercial 
habituel de la partie intéressée. 

27. [Supprimé] 

28. Titres des Articles 
Les titres des différents articles du 

présent Accord n'ont été donnés que 
pour faciliter les références éventuelles 
et n'ont nullement pour objet d'en 
fixer l'interprétation. 

29. Signatures nécessaires 
Le présent Accord entrera en vigueur 

lorsqu'il aura été signé par le Comité 
Allemand et la Bank deutscher Laender, 
et lorsqu'il aura été signé et (en cas 
de besoin) ratifié, par des Comités 
Bancaires Etrangers représentant des 
Créanciers Bancaires Etrangers dont 
les crédits à court terme constituent, 
en valeur nominale, 75% du montant 
des crédits à court terme non rem-
boursés. 

ANNEXE III A 

Echange de lettres enregistrant 
certains accords supplémen

-

taires conclus entre les représen

-

tants des créanciers et des 
débiteurs au sujet de 

l'Annexe III 
Au 

Comité américain des créanciers de 
standstill de l'Allemagne 

Comité bancaire britannique pour 
les Affaires allemandes 

Comité bancaire suisse pour l'Ac-
cord de Crédit allemand 

Accord de crédit allemand de 1952 
Messieurs, 
Aux termes des déclarations faites 

par la Commission Tripartite des 
Dettes Allemandes au nom des Gou-
vernements représentés dans son sein 
et par la Délégation allemande pour 
les Dettes extérieures au nom du 
Gouvernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne, ces Gouvernements 
sont prêts à prendre les mesures admi-
nistratives appropriées en Allemagne 
en vue rie permettre à l'Accord de 
crédit allemand de 1952 (qui constitue 
l'Annexe III à l'Accord sur les Dettes 
extérieures allemandes, et qui est dé-
signé ci-après sous le nom d'« Accord 
de 1952») d'entrer en vigueur dès la 
ratification de l'Accord sur les Dettes 
extérieures allemandes par la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne, étant 
précisé que les paiements agi devises 
étrangères prévus par l'Accord de 1952, 
autres que ceux résultant normalement 
de l'application de son Article 5, seront 
différés jusqu'à la date où l'Accord sur 
les Dettes extérieures allemandes (dé-
signé ci-après par le nom d'«Accord 
Intergouvernemental») entrera en vi-
gueur conformément aux dispositions 
de son Article 35. 



Wir nehmen ferner Bezug auf die 
nach dem Abkommen von 1952 zwi-
schen Gläubigern und Schuldnern unter 
bestimmten Bedingungen auszutau-
schenden Formulare für Beitrittserklä-
rungen; in diesen Beitrittserklärungen 
von 1952 wird unter anderem auf den 
oben erwähnten Aufschub von Devi-
senzahlungen nach diesem Abkommen 
Bezug genommen. Die Schuldner er-
klären sich damit einverstanden, daß 
sie mit dem vollen Inkrafttreten des 
Abkommens von 1952 gemäß dem er-
wähnten Regierungsabkommen unver-
züglich an die Gläubiger alle Devisen-
zahlungen nach dem Abkommen von 
1952 leisten werden, die in der Zwi-
schenzeit aufgeschoben worden sind. 

Wir erklären uns damit einverstan-
den, daß das Abkommen von 1952 nach 
Erfüllung der Bestimmungen der Ziffer 
29 des Abkommens und nach der Rati-
fizierung des genannten Regierungsab-
kommens durch die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten soll, jedoch 
seine Wirksamkeit verliert, wenn es 
nicht bei Inkrafttreten des Regierungs-
abkommens in dieses einbezogen wor-
den ist. Demgemäß ist Ziffer 2 des Ab-
kommens von 1952 so aufzufassen, als 
wäre der Tag, an dem die Bestimmun-
gen der Ziffer 29 des Abkommens er-
füllt sind und an dem die Ratifizierung 
des Regierungsabkommens von der 
Bundesrepublik Deutschland vorgenom-
men worden ist, ais derjenige einge-
setzt, an dem die Bestimmungen des 
Abkommens von 1952 in Kraft treten 
sollen. 

Ferner übernehmen wir es, sofern 
das Abkommen von 1952 bei Inkraft-
treten des Regierungsabkommens ge-
mäß Artikel 35 in dieses einbezogen 
wird, alles zu tun, was in unseren 
Kräften liegt, um unverzüglich an die 
Gläubiger die Leistung aller Devisen-
zahlungen nach dem Abkommen von 
1952 zu ermöglichen, die in der Zwi-
schenzeit aufgeschoben worden sind. 

Wir bestätigen, daß nach dem Willen 
der Parteien des Abkommens von 1952 
folgende Änderungen im Wortlaut die-
ses Abkommens, wie er in Anhang 5 
des Schlußberichts der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden wiederge-
geben ist, vorzunehmen und in den zu 
unterzeichnenden Text des Abkom-
mens aufzunehmen sind: 

Absatz 7 der Präambel. — Die Wör-
ter „von der Regierung der Bundes-
republik oder einer anderen zuständi-
gen Behörde" sind zu ersetzen durch 
die Wörter „von den zuständigen Re-
gierungsstellen der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin (West)". 

Das Wort „und" ist am Ende des 
Unterabsatzes (ii) einzusetzen und das 
gleiche Wort ani Ende des Unterabsat-
zes (iii) zu streichen. 

Vor Unterabsatz (iv) sind einzuset-
zen die Wörter „und haben soweit wie 
möglich sicherzustellen, daß". 

We also refer to the forms of Ad-
herence proposed to be exchanged  
conditionally between creditors and 
debtors under the 1952 Agreement in 
which reference is made (inter alia) to 
the postponement of foreign currency 
payments under that Agreement as 
mentioned above and the debto agree 
that uron the 1952 Agreement becom-
ing fully effective pursuant to the said 
Intergovernmental Agreement, they 
will make prompt payment to the 
creditors of all foreign currency pay-
ments under the 1952 Agreement 
which shall in the meantime have been 
postponed. 

We hereby agree that the 1952 
Agreement shall come into force upon 
compliance with the provisions of 
Clause 29 thereof and upon ratification 
of the said Intergovernmental Agree-
ment by the Federal Republic of Ger-
many, but shall cease to become effect-
ive if it its not included in the said 
Intergovernmental Agreement when 
the latter Agreement comes into force. 
Accordingly Clause 2 of the 1952  
Agreement shall be read as if the 
date when compliance shall have been 
made with Clause 29 of that Agree-
ment and when ratification of the Inter-
governmental Agreement shall have 
been made by the Federal Republic of 
Germany were inserted therein as the  
date upon which the provisions of the 
1952 Agreement shall come into force. 

We further agree that, if the 1952 
Agreement is included in the said 
Intergovernmental Agreement when 
the latter Agreement comes into force 
in accordance with Article 35 thereof, 
we will do all such things as are within 
our respective powers to enable 
prompt payment to be ade to the 
creditors of all foreign currency pay-
ments under the 1952 Agreement which 
shall in the meantime have been post-
poned. 

We confirm that, by agreement be-
tween the parties to the 1952 Agre-
ment, the following amendments are 
to be made to the text of that Agree-
ment as contained in Appendix 5 to 
the Final Report of the Conference on 
German External Debts and are to be 
incorporated in the Agreement in the 
form in which it is signed, viz:  

Paragraph (7) of Preamble.—The 
words „Government of the Fed-
eral Republic or other ap-
propriate authority" to be 
substituted by the words "ap-
propriate governmental author-
ities in the Federal Republic of 
Germany and the Western 
Sectors of Berlin." 

The word "and" to be inserted 
at the end of sub-paragraph (ii) 
and the same word to be de-
leted at the end of subpara-
graph (iii). 

Sub-paragraph (iv) to be pre-
ceded by the words "and shall 
ensure as far as possible that". 

De même, les formules d'accession 
qu'il est proposé d'échanger condition-
nellement entre créanciers et débiteurs 
au titre de l'Accord de 1952 font allu-
sion (entre autres) à l'ajournement 
prévu ci-dessus des paiements en devi-
ses dus au titre dudit Accord. Les débi-
teurs conviennent que, dès que l'Accord 
de 1952 sera devenu pleinement appli-
cable par suite de la mise en vigueur de 
l'Accord Intergouvernemental, ils ver-
seront sans délai à leurs créanciers 
tous les paiements en devises étran-
gères au titre de l'Accord de 1952 qui 
auront été ajournés dans l'intervalle. 

Nous confirmons par les présentes 
que l'Accord de 1952 entrera en vigueur 
lorsque les conditions prévues dans 
son Article 29 auront été remplies et 
lorsque l'Accord Intergouvernemental 
aura été ratifié par la République Fédé-
rale d'Allemagne, mais qu'il cessera 
d'avoir effet s'il n'est pas inclus dans 

 cet Accord Intergouvernemental lors 
de l'entrée en vigueur de ce dernier. 
En conséquence, la date d'entrée en 
vigueur de l'Accord de 1952 au sens 

 de l'Article 2 de cet Accord doit s'en-
tendre de la date à laquelle les condi-
tions prévues à l'Article 29 dudit Ac-
cord auront été remplies et l'Accord  
Intergouvernemental aura été ratifié  
par Id République Fédérale d'Alle-
magne. 

Nous confirmons en outre que, si 
l'Accord de 1952 est inclus dans ledit 
Accord Intergouvernemental lors de 
l'entrée en vigueur de ce dernier par 
application de son Article 35, nous 
ferons chacun de notre côté tout ce qui 
est en notre pouvoir pour permettre un 
versement rapide aux créanciers de 
tous les paiements en devises résultant 
de l'application de l’Accord de 1952 qui  

auront été ajournés dans l'intervalle.  

Nous confirmons que, conformément  
à l'accord intervenu entre les parties  
à l'Accord de 1952, les amendements  
suivants devront être apportés au texte  
de l'Accord figurant en Annexe 5 au  
Rapport final de la Conférence ries  
dettes extérieures allemandes et que  
ces amendements devront être incor-
porés dans l'instrument qui sera signé.  

Paragraphe (7) du Préambule.-Rem-
placer les mots «le Gouvernement de  
la République Fédérale et les autres  
Autorités appropriées» par les mots 

 «les Autorités publiques compétentes  
de la République Fédérale d'Allemagne  
et de Berlin (Ouest)».  

Ajouter le mot «et» à la fin de
néa (ii).  

Faire précéder l'alinéa (iv) des mots  
«Les Autorités publiques compétentes  
de la République Fédérale d'Allemagne  
et de Berlin (Ouest) veilleront dans  
toute la mesure du possible  

(iv) à ce que .... etc.»  



Ziffer 1. Begriffsbestimmungen. —Die 
Wärter „und wird zur Bezeichnung des 
Gebietes und nicht der Regierungszu-
ständigkeit verwendet" sind am Ende 
der Begriffsbestimmung von „Bundes-
republik" hinzuzufügen. 

Ziffer 20. Schiedsgerichtsbarkeit. — 
In  Unterabsatz 1 sind die Wörter „die-
sem Abkommen beigetretenen" vor den 
Wörtern "deutschen Schuldnern" ein-
zusetzen. 

Ziffer 22. Beitritt. — Im zweiten Satz 
sind die Wörter „seinen Beitritt" in 
der drittletzten Zeile zu streichen, und 
das Wort „bestätigt" in der letzten 
Zeile ist durch die Wörter „seinen 
Beitritt zu diesem Abkommen bestätigt 
und, wenn der Gläubiger dies verlangt, 
sich bereit erklärt, jedem von dem 
Deutschen Ausschuß und der Bank 
deutscher Länder unterzeichneten Er-
neuerungs- oder Verlängerungsab-
kommen beizutreten" zu ersetzen. 

Der unterzeichnete Deutsche Aus-
schuß erklärt sich hierdurch gemäß 
Ziffer 22 (4) des Abkommens von 1952 
damit einverstanden, daß Ihre Aus-
schüsse den Zeitraum, innerhalb des-
sen ausländische Bankgläubiger in 
Ihren Staaten dem Abkommen von 
1952 beitreten können, verlängern, um 
den Beitritt innerhalb von zwei Mona-
ten nach Inkrafttreten des erwähnten 
Regierungsabkommens zu ermöglichen. 

Schlußformel. 
Für den Deutschen Ausschuß 

für Stillhalteschulden 
gez. Abs 

Für die Bank deutscher Länder 

gez. Vocke 
gez. v. Schelling 

An: 

den Deutschen Ausschuß 
für Stillhalteschulden 

die Bank deutscher Länder. 

Das Deutsche Kreditabkommen 
von 1952 

Sehr geehrte Herren, 
Wir bestätigen den Eingang Ihres 

Schreibens betreffend die Maßnahmen 
zur Inkraftsetzung des obigen Ab-
kommens sowie den in diesem Ab-
kommen vorgesehenen zeitweiligen 
Aufschub von Devisenzahlungen an 
die Gläubiger mit Ausnahme der sich 
normalerweise aus Ziffer 5 des Abkom-
mens ergebenden Zahlungen und be-
stätigen zugleich, daß wir die in Ihrem 
Schreiben aufgeführten Bestimmungen 
und Bedingungen annehmen. 

Insbesondere sind wir damit einver-
standen, 

(a) daß das Abkommen von 1952 nach 
Erfüllung der Bestimmungen der 
Ziffer 29 des Abkommens und nach 
Ratifizierung des Abkommens 
über Deutsche Auslandsschulden 
(im folgenden als „Regierungs-
abkommen" bezeichnet) durch die 

Clause 1: Definitions.—The words 
"and relates to the identi fi cation 
of territory and not to govern-
mental jurisdiction" to be added 
at the end of the definition of 
"Federal Republic". 

Clause 20: Arbitration. In sub-
Clause (1) the words "who have 
adhered to this Agreement" to 
he inserted after the words 
"German Debtors". 

Clause 22: Adherence.—In sub-
Clause (1) the words "con-
firming his adherence" to be 
deleted and the words "con-
firming his adherence to this 
Agreement and (if the creditor 
so requests) agreeing that he 
will adhere to any renewal or 
extension thereof that may be 
signed by the German Com-
mittee and the Bank deutscher 
Länder" to be inserted at the 
end of the second sentence of 
that sub-Clause. 

We, the undersigned German Com-
mittee, hereby consent, in accordance 
with Clause 22 (4) of the 1952 Agree-
ment, to your Committee's extending 
the time within which any one or more 
foreign hank creditors in your respec-
tive countries may adhere to the 1952 
Agreement to enable such adherence 
to be made at any time within two 
months of the said Intergovernmental 
Agreement coining into force. 

Yours faithfully, 
signed: 

For and on behalf of the German 
Committee for Standstill Debts. 

signed: 
For and on behalf of the Bank 

deutscher Länder. 

To: 
The German Committee for 

Standstill Debts. 

The Bank deutscher Länder. 

The German Credit Agreement of 1952 

20th February, 1953. 
Dear Sirs, 

We acknowledge receipt of your 
letter with regard to the arrangements 
for the bringing into force of the above 
Agreement and the temporary post-
ponement of payment to the creditors 
of foreign currency payments provided 
for in that Agreement, other than 
those normally arising pursuant to 
Clause 5 thereof, and hereby confirm 
our acceptance of the terms and con-
ditions set out in your letter. 

In particular we agree—

(a) that the 1952 Agreement shall 
come into force upon compliance 
with the provisions of Clause 29 
thereof and upon ratification of 
the Agreement on German External 
Debts (below referred to as the 
"Intergovernmental Agreement") 

Article (1) Définitions.—Dans la dé-
finition de l'expression «République 
Fédérale» ajouter in fine les mots 
«Cette définition vise à identifier le 
territoire en cause et non à définir la 
compétence gouvernementale». 

Article (20) Arbitrage.—Dans le 
paragraphe (1), insérer après les mots 
«Débiteurs allemands» les mots «ayant 
accédé au présent Accord». 

Article (22) Accession à l'Accord.—
Dans le paragraphe (1) à la fin de la 
troisième phrase, supprimer les mots 
«et confirmant son accession»- et les 
remplacer par les mots «confirmant 
qu'il accède au présent Accord et dé-
clarant (si le créancier en fait la de-
mande) qu'il accédera à tout accord de 
renouvellement ou d'extension qui 
pourrait être signé par le comité alle-
mand et la Bank deutscher Länder.» 

Le Comité allemand soussigné ac-
cepte par les présentes, conformément 
au paragraphe 22 (4) de l'Accord de 
1952, que vos Comités prolongent le 
délai au cours duquel un ou plusieurs 
créanciers bancaires étrangers de vos 
pays respectifs auront la possibilité 
d'accéder à l'Accord de 1952, de façon 
à leur permettre d'accéder pendant un 
délai de deux niais à compter de 
l'entrée en vigueur de l'Accord Inter-
gouvernemental. 

Veuillez agréer 
Signé pour le Comité allemand des 

Dettes de Standstill et en son nom: 

Signé pour la Bank deutscher Länder 
et en son nom: 

Au 
Comité allemand pour les Dettes 

de Standstill, 
et 

à la Bank deutscher Länder 

Accord de crédit allemand de 1952 

Messieurs, 
Nous avons l'honneur d'accuser la 

réception de votre lettre relative aux 
arrangements pris en vue de l'entrée 
en vigueur de l'Accord cité en réfé-
rence et de l'ajournement temporaire 
du versement aux créanciers des paie-
ments en devises prévus dans l'Accord 
en question, autres que ceux résultant 
de l'application normale de son Article 
(5), et nous confirmons par les présen-
tes notre acceptation des modalités et 
conditions exposées clans votre lettre. 

Nous vous confirmons en particulier 
notre accord sur les points suivants: 
(a) l'Accord de 1952 entrera en vigueur 

lorsque les conditions prévues 
clans son Article 29 auront été 
remplies et lorsque l'Accord sur les 
Dettes extérieures allemandes (dé-
signé ci-après par les mots «l'Ac-
cord Intergouvernemental») aura 



Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, jedoch seine Wirksam-
keit verliert, wenn es hei Inkraft-
treten des Regierungsabkommens 
nicht in dieses einbezogen worden 
ist, 

(b) daß alle in dem Abkommen von 
1952 vorgesehenen Devisenzahlun-
gen mit Ausnahme der sich nor-
malerweise aus Ziffer 5 des Ab-
kommens ergebenden Zahlungen 
bis zum Inkrafttreten des Regie-
rungsabkommens gemäß dessen 
Artikel 35 aufzuschieben sind, und 

(c) daß die in Ihrem Schreiben auf-
geführten Änderungen im Wort-
laut des Abkommens von 1952 in 
den zu unterzeichnenden Text des 
Abkommens aufzunehmen sind. 

Dieses Schreiben kann in mehreren 
Ausfertigungen hergestellt werden, die 
jeweils das gleiche Schriftstück dar-
stellen. 

Schlußformel. 

Für den Amerikanischen Ausschuß 
für Stillhaltegläubiger Deutschlands 

gezeichnet. 

Für den Britischen Bankenausschuß 
für deutsche Angelegenheiten 

gezeichnet. 

Für den 
Schweizerischen Bankenausschuß 

für das Deutsche Kreditabkommen 
gezeichnet. 

ANLAGE IV 
(Anmerkung: Der nachstehend wiedergegebene 
Wortlaut ist der gleiche wie im Anhang 6 des 
Konferenzberichts; es sind lediglich solche Än-
derungen vorgenommen worden, die zur Er-
reichung einer übereinstimmenden Fassung in 
den drei Sprachen ertorderlich waren.) 

Vereinbarte Empfehlungen 
für die Regelung von 

Forderungen aus dem Waren- 
und Dienstleistungsverkehr, 

gewisser Forderungen aus dem 
Kapitalverkehr 

und verschiedener anderer 
Forderungen 

Inhalt 
Kapitel A 

Beschreibung und Forderungen 
ARTIKEL 

1. Forderungen aus dem Waren- und 
Dienstleistungsverkehr. 

2. Forderungen aus dem privaten 
Kapitalverkehr. 

3. Erträgnisse aus Vermögensan-
lagen. 

4. Weitere Geldforderungen. 
5. Ausnahmen. 

Kapitel B 
Allgemeine Grundsätze 

6. Umstellung auf D-Mark. 

7. Fremdwährungsforderungen mit 
Goldklauseln. 

8. Umrechnung von Fremdwährungs-
forderungen in D-Mark. 

9. Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden. 

by the Federal Republic of Ger-
many but shall cease to become 
effective if it is not included in the 
said Intergovernmental Agree-
ment when the latter Agreement 
comes into force; 

(b) that all foreign currency payments 
provided for in the 1952 Agree-
ment, other than those normally 
arising pursuant to Clause 5 there-
of, shall be postponed until 
the Intergovernmental Agreement 
comes into force in accordance 
with Article 35 thereof; and 

(c) that the amendments to the text 
of the 1952 Agreement set out in 
your letter are to be incorporated 
in the Agreement in the form in 
which it is signed. 

This letter may be executed in 
several counterparts which taken 
together will constitute one and the 
same instrument. 

Yours faithfully, 

signed: 
For and on behalf of the American 
Committee for Standstill Creditors 

of Germany. 
signed: 

For and on behalf of the British 
Banking Committee for German 

Affairs. 
signed: 

For and on behalf of the Swiss 
Banking Committee for the German 

Credit Agreement. 

ANNEX IV 
[ NOTE: The text reproduced hereunder is the 
text of Appendix 6 to the Report of the Con-
ference on German External Debts with such 
changes as were required to achieve uniformity 
in the three languages.] 

Agreed Recommendations for 
the Settlement of Claims arising 
out of Goods and Services Trans- 
actions, of certain Claims arising 
from Capital Transactions and 

of various other Claims 

Contents 
Section A 

Classification of Claims 
ARTICLE 

1. Claims arising out of transactions 
for goods and services. 

2. Claims arising out of private finan-
cial transactions. 

3. Income from investments. 

4. Other monetary claims. 
5. Exceptions. 

Section B 
General Principles 

6. Conversion into Deutsche Mark. 
7. Claims expressed in foreign cur-

rency with gold clauses. 
8. Computation in Deutsche Mark of 

claims expressed in foreign cur-
rency. 

9. Konversionskasse for German Ex-
ternal Debts. 

été ratifié par la République Fédé-
rale d'Allemagne, mais cessera 
d'avoir effet s'il n'est pas inclus 
dans l'Accord Intergouvernemental 
lors de l'entrée en vigueur de ce 
dernier; 

(b) tous les paiements en devises 
étrangères prévus dans l'Accord 
de 1952, autres que ceux résultant 
de l'application normale de son 
Article 5, seront ajournés jusqu'à 

_l'entrée en vigueur de l'Accord 
Intergouvernemental par applica-
tion de son Article 35; 

(c) les amendements au texte de l'Ac-
cord de 1952 indiqués dans votre 
lettre seront incorporés à l'Accord 
tel qu'il sera signé. 

La présente lettre pourra être signée 
en plusieurs exemplaires qui consti-
tueront ensemble un seul et unique 
instrument. 

Veuillez agréer, .... 

Signé pour le Comité américain des 
créanciers de Standstill de l'Allemagne 

et en son nom: 

Signé pour le Comité bancaire britan

-

nique pour les Affaires allemandes et 
en son nom: 

Signé pour le Comité bancaire suisse 
pour l'Accord de crédit allemand et en 

son nom: 

ANNEXE IV 
[NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 6 au Rapport de la Conférence des 
dettes extérieures allemandes, avec les modi

-
fications nécessaires pour assurer la concor-
dance des textes dans les trois langues.] 

Recommandations agréées pour 
le Règlement des Créances nées 
de Livraisons de Marchandises 
et de Prestations de Services, de 
certaines Créances Financières 
et de Diverses autres Créances 

Table des matières 
Chapitre A 

Champ d'application du règlement 
ARTICLES 

1. Créances nées d'échanges de 
marchandises et de services. 

2. Créances financières privées. 

3. Revenus d'investissements. 

4. Autres créances pécuniaires. 
5. Exceptions. 

Chapitre B 
Principes généraux 

6. Conversion en Deutschemark. 
7. Créances en devises étrangères 

avec clause-or. 
8. Evaluation en Deutschemark de 

créances en devises étrangères. 
9. Konversionskasse für deutsche 

Auslandsschulden (Caisse de con-
version pour les dettes extérieures 
allemandes). 



10. Einzahlung bei der Deutschen Ver-
rechnungskasse. 

11. Härteklausel, 

12. Rechtsnachfolge in der Forderung 
und in der Schuld. 

13. Gläubigerwechsel. 
14. Beitritt zur Schuldenregelung. De-

visenrechtliche Bestimmungen, 
Schuldnerverpflichtungen. 

15. Regelung von Streitfällen. 
16. Gemischte Kommission. 
17. Schiedsgericht. 
18. Zahlung in D-Mark. 
19. Verwendung gesperrter D-Mark-

Guthaben. 
20. Einfluß der Regelung auf Forde-

rungen. 
21. Währungsoptionsklauseln 	ohne 

Goldklausel. 
22. Zugeständnisse zugunsten der 

Sch uldner. 

23. Echte Konversionen. 
24. Währung, in der zu bezahlen ist. 
25. Bereinigungsgesetze für deutsche 

Wertpapiere. 

Kapitel C 
Regelung 

von alten Handelsforderungen 

26. Forderungen aus Warenlieferun-
gen. 

27. Forderungen aus Vorauszahlungen 
auf Warenlieferungen und Dienst-
leistungen. 

28. Löhne, Gehälter, Pensionen, die 
auf einem Beschäftigungsverhält-
nis beruhen, Provisionen. 

29. Leistungen aus der Sozialversiche-
rung. 

30. Forderungen aus dem privaten 
Versicherungsverkehr. 

31. Sonstige alte Handelsforderungen. 

32. Gemeinsame Bestimmungen für 
alte Handelsforderungen. 

Kapitel D 

Regelung von Forderungen aus dem 
privaten Kapitalverkehr 

33. Forderungen in deutscher Wäh-
rung. 

34. Forderungen in fremder Währung. 

Kapitel E 

Rückständige Erträgnisse aus 
Vermögensanlagen 

35.
 Kapitel F 

Weitere Geldforderungen 
36. 
Unteranlage.-Gemeinsame Erklärung 

der deutschen und der schweizeri-
schen Delegation zu den Verhand-
lungen über die Regelung der 
Schweizer Frankengrundschulden. 

10. Payments into the Deutsche Ver-
rechnungskasse. 

11. Hardship clause. 

12. Succession to claims and debts by 
operation of law. 

13. Change of creditor. 
14. Participation in the Debt Settle-

ment, foreign currency regulations, 
debtor obligations. 

15. Settlement of disputes. 
16. Mixed Commission. 
17. Court of Arbitration. 
18. Payment in Deutsche Mark. 
19. Utilisation of blocked Deutsche 

Mark accounts. 
20. Effect of the settlement on claims. 

21. Currency option clauses without a 
gold clause. 

22. Concessions in favour of debtors. 

23. Effective Conversion. 
24. Currency of payment. 
25. Validation laws for German bonds. 

Section C 

Settlement of Old Commercial Claims 

26. Claims arising out of supplies of 
goods. 

27. Claims arising out of prepayments 
for supplies of goods and services. 

28. Wages, salaries, pensions based on 
employment, commission. 

29. Services from social insurance. 

30. Claims arising out of private 
insurance business. 

31. Other old commercial claims. 

32. Joint provisions for old commercial 
debts. 

Section D 

Settlement of Claims arising out of 
Private Financial Transactions 

33. Claims in German currency. 

34. Claims in non-German currency. 

Section E 

Arrears of Income from Investments 

35.
 Section F 

Other Monetary Claims 
36. 

Sub-Annex-Joint Statement by the German 
and Swiss Delegations concerning the negotia-
tions on the Swiss Franc Land Charges 
(Schweizer Frankengrundschulden). 

10. Versements à la Deutsche Ver-
rechnungskasse. 

11. Clause relative aux cas où le 
débiteur se trouve dans une si-
tuation financière difficile. 

12. Transmission, par succession légale, 
des créances et des dettes. 

13. Cession de créance. 
14. Accession au règlement des dettes. 

Dispositions de contrôle des 
changes. Obligations du débiteur. 

15. Règlement des litiges. 
16. Commission Mixte. 
17. Tribunal arbitral. 
18. Paiement en Deutschemark. 
19. Utilisation des avoirs bloqués en 

Deutschemark. 
20. Influence du règlement sur les 

créances. 
21. Clauses d'option de change sans 

clause-or. 
22. Affectation au bénéfice des dé-

biteurs des concessions faites par 
les créanciers. 

23. Conversion effective. 
24. Monnaie de paiement. 
25. Lois de validation des valeurs 

mobilières allemandes. 

Chapitre C 
Règlement des créances commerciales 

anciennes 

26. Créances nées de livraisons de 
marchandises. 

27. Créances nées du paiement anticipé 
de marchandises et de services. 

28. Salaires, traitements et pensions 
résultant de contrats de travail, 
commissions. 

29. Prestations d'assurances sociales. 

30. Créances au titre des assurances 
privées. 

31. Créances commerciales anciennes 
diverses. 

32. Dispositions communes à toutes les 
créances commerciales anciennes. 

Chapitre D 

Règlement des créances financières 
privées 

33. Créances en monnaie allemande. 

34. Créances en monnaie non alle-
mande. 

Chapitre E 

Revenus arriérés d'investissements 

35. 
Chapitre F 

Créances pécuniaires diverses 
36. 
Annexe IV A.-Déclaration commune 

des Délégations suisse 
et allemande au sujet 
des négociations sur le 
règlement des Dettes 
foncières suisses libel-
lées en francs suisses 
(Schweizer Franken-
grundschulden). 



KAPITEL A 

Beschreibung der Forderungen 
Unter die nachstehende Regelung 

fallen: 

Artikel 1 
Geldforderungen aus dem internatio-

nalen Waren- und Dienstleistungsver-
kehr und Geldforderungen verwand-
ten Charakters, die vor dem 8. Mai 
1945 fällig geworden sind, gegen pri-
vate und öffentliche Schuldner (alte 
Handelsforderungen). 

Insbesondere kommen in Betracht: 
(1) Forderungen aus Warenlieferun-

gen, 
(2) Forderungen aus Vorauszahlun-

gen auf Warenlieferungen und 
Dienstleistungen, 

(3) Nebenkosten des Warenverkehrs, 
soweit sie in der Warenrechnung 
nicht enthalten sind; hierunter fal-
len auch Frachten und ähnliches, 

(4) Forderungen aus Dienstleistungen, 
soweit sie nicht in anderen Ziffern 
erfaßt sind; hierunter fallen auch 
Aufsichtsrats- und Treuhänderge-
bühren, 

(5) Vergütungen für gewerbliche 
Schutzrechte, Urheberrechte, tech-
nische Hilfe und ähnliche Forde-
rungen, 

(6) Schadensersatzansprüche im Zu-
sammenhang mit dem Waren- und 
Dienstleistungsverkehr, die vor 
dem 8. Mai 1945 entstanden und 
fällig geworden sind, 

(7) Löhne, Gehälter, Pensionen, die 
auf einem Beschäftigungsverhält-
nis beruhen, und Provisionen, 

(8) Leistungen aus der Sozialversiche-
rung, 

(9) Forderungen aus dem privaten 
Versicherungsverkehr. 

Forderungen, die zwar in Ziffer (1) 
bis (9) nicht ausdrücklich erwähnt sind, 
aber eindeutig zum Bereich der in die-
sem Artikel geregelten Forderungen 
aus dem internationalen Waren- und 
Dienstleistungsverkehr gehören, sind 
den entsprechenden Ziffern zuzuord-
nen. 

Artikel 2 
Folgende vor dem 8. Mai 1945 ent-

standene Forderungen aus dem Kapi-
talverkehr einschließlich geschuldeter 
Zinsen gegen nicht-öffentliche Schuld-
ner: 
(1) Forderungen, die auf deutsche 

Währung ohne Gold- oder Wäh-
rungsklausel lauten; 

(2) Forderungen, die auf Fremdwäh-
rung oder auf deutsche Währung 
mit Gold- oder Währungsklausel 
lauten, sofern sie 
(a) von natürlichen Personen ge-

schuldet werden und nicht un-
ter einer Firma des Schuldners 
begründet sind, ohne Rücksicht 
auf Laufzeit und Betrag; oder 

(b) gegen deutsche Firmen lauten 
und natürlichen oder juristi- 

SECTION A 

Classi fication of Claims 
The settlement shall include: 

Article 1 
Monetary claims arising out of inter-

national transactions for goods and 
services, as well as monetary claims 
of a similar character, against private 
or public debtors which became due 
before 8th May, 1945 (old commercial 
claims). 

These cover, in particular—
Claims arising out of supplies of 
goods; 

(3) Claims arising out of prepayments 
for supplies of goods and services; 

(4) Incidental charges in connection 
with the exchange of goods, in so 
far as they are not contained in the 
invoice; these also cover freights 
and similar items; 

(5) Claims arising out of services, in 
so far as they are not comprised in 
other items; these also cover direc-
tors' and trustees' fees; 

(6) Claims in respect of industrial prop-
erty rights, copyrights, technical 
aid and similar claims; 

(7) Claims for damages in connection 
with goods and services trans-
actions which arose and became 
due prior to 8th May, 1945; 

(8) Wages, salaries and pensions based 
on employment, and commission; 

(9) Payments arising out of social 
insurance; 

(10) Claims arising out of private insur-
ance business. 

Claims not specifically mentioned 
in paragraphs (1) to (9) which clearly 
fall within the scope of the inter-
national goods and services trans-
actions dealt with in this section shall 
be allotted to the corresponding items. 

Article 2 
The following claims which arose out 

of financial transactions before 8th May, 
1945, including any interest outstand-
ing, against non-public debtors:— 

(1) Claims expressed in German cur-
rency without gold or non-Ger-
man currency clause; 

(2) Claims expressed either in foreign 
currency or in German currency 
with gold or foreign currency 
clause, which—

are owed by natural persons 
and not contracted in the name 
of a firm belonging to the debt-
or, irrespective of duration 
and amount; or 

(c) are owed by German firms and 
belong to natural or legal 

CHAPITRE A 

Champ d'application du règlement 
Le règlement ci-après s'applique aux 

créances suivantes: 

Article 1 
Créances pécuniaires nées d'échan-

ges internationaux de marchandises et 
de services, et créances pécuniaires de 
caractère analogue, échues avant le 
8 mai 1945 à l'encontre de débiteurs 
privés et publics (créances commer-
ciales anciennes). 

Il s'agit notamment: 
(1) des créances nées de livraisons de 

marchandises, 
(2) des créances nées du paiement 

anticipé de marchandises et de 
services, 

(3) des frais accessoires afférents aux 
mouvements de marchandises, 
pour autant qu'ils n'ont pas été 
facturés avec les marchandises, y 
compris les frêts et dépenses analo-
gues, 

(4) des créances nées de prestations de 
services, dans la mesure où elles 
ne sont pas visées par d'autres 
alinéas, y compris les jetons de 
présence des membres de conseils 
d'administration et des trustees, 

(5) des redevances afférentes aux 
droits de propriété industrielle, 
droits d'auteur, assistance techni-
que et des créances analogues, 

(6) des créances d'indemnité nées et 
exigibles avant le 8 mai 1945, au 
titre de dommages subis à l'oc-
casion de livraisons de marchan-
dises ou de prestations de services, 

(7) des salaires, traitements, pensions 
résultant de contrats de travail et 
commissions, 

(8) des prestations d'assurances so-
ciales, 
des créances nées d'opérations 
d'assurance privée. 

Les créances qui, bien que ne figu-
rant pas expressément dans les caté-
gories (1) à (9) ci-dessus, appartiennent 
cependant nettement à la catégorie 
des créances nées d'échanges inter-
nationaux de marchandises et de 
services réglées par le présent Article, 
doivent être classées aux alinéas cor-
respondants. 

Article 2 
Créances financières ci-après, y 

compris les intérêts impayés, nées 
avant le 8 mai 1945, à l'encontre de 
débiteurs privés: 

(1) créances libellées en monnaie alle-
mande, sans clause-or ni clause de 
change; 

(2) créances libellées, soit en devises 
étrangères, soit en monnaie alle-
mande avec clause-or ou clause de 
change, lorsque ces créances: 
(a) portent sur des personnes 

physiques et n'ont pas été con-
tractées au nom d'une société 
appartenant au débiteur, sans 
égard à la durée ou au montant 
de la créance; ou 

(b) portent sur des sociétés alle-
mandes appartenant directe- 



sehen Personen oder Personen-
gruppen zustehen, welche mit-
telbar oder unmittelbar Eigen-
tümer der betreffenden deut-
schen Firmen sind, gleichgül-
tig, ob die Forderungen  in 

 nicht-marktfähigen Wertpa-
pieren verbrieft oder in ande-
rer Form begründet sind; oder 

(c) eine ursprünglich vorgesehene 
Laufzeit von weniger als fünf 
Jahren haben; oder 

(d) ursprünglich den Betrag von 
US-$ 40.000 oder dessen 
Gegenwert (Kurs vom 1. Juli 
1952) nicht erreichten, ohne 
Rücksicht auf die Laufzeit. 

(3) Forderungen, die zwar unter Ziff. 
(1) und Ziffer (2) nicht ausdrücklich 
erwähnt sind, aber eindeutig zum 
Bereich der in diesem Artikel ge-
regelten Forderungen aus dem Ka-
pitalverkehr und nicht zum Bereich 
der Regelungsvorschläge in den 
Anlagen I bis III des Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden 
gehören. 

(4) Als Ausnahme: Forderungen aus 
Hvpotheken, Grundschulden und 
Rentenschulden, wenn der Schuld-
ner oder Grundstückseigentümer 
eine Gemeinde oder eine andere 
öffentliche Stelle ist und das 
Grundpfandrecht nicht Teil eines 
Anleihevertrages ist. 

Wegen der Frankengrundschulden 
gemäß den deutsch-schweizerischen 
Staatsverträgen vorn 6. Dezember 1920 
und vom 25. März 1923 wird auf die 
Unteranlage verwiesen. 

Artikel 3 
Vor dem 8. Mai 1945 zu Gunsten 

von ausländischen Gläubigern ange-
fallene Erträgnisse aus Vermögensan-
lagen, die im Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland oder in Berlin (West) 
belegen sind, soweit diese Erträgnisse 
nicht in einer anderen Anlage des Ab-
kommens über deutsche Auslandsschul-
den oder in diesem selbst behandelt 
werden. 

Insbesondere kommen in Betracht: 
(1) Dividenden auf Wertpapiere, die 

innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland oder in Berlin (West) 
ausgegeben worden sind; 

(2) Gewinne; 
(3) Miet- und Pachtzinsen. 

Artikel 4 
Vor dem 8. Mai 1945 entstandene 

Geldforderungen, die nicht in anderen 
Anlagen des Abkommens über deut-
sche Auslandsschulden und nicht in 
Artikel 1 bis 3 dieses Regelungsvor-
schlages erwähnt sind, die aber ihrem 
Charakter nach zum Bereich dieses Re-
gelungsvorschlages gehören. 

Artikel 5 
Ausnahme 

Ausgenomen von dieser Regelung 
sind bis auf weiteres Forderungen ge-
gen die Stadt Berlin und gegen Ver-
sorgungsbetriebe, die in Berlin liegen 
und von Berlin kontrolliert werden. 

persons, or groups of persons, 
who are directly or indirectly 
owners of the German firms 
concerned, irrespective of 
whether the claims are in the 
form of non-marketable bonds 
or in any other form; or 

(c) originally had a duration 
stipulated at less than 5 years; 
or 

(d) were originally below the sum 
of U.S. $ 40,000 or its equivalent 
(at the rate of exchange on 
1st July, 1952), irrespective of 
duration. 

(3) Claims not specifically mentioned 
in (1) and (2) but clearly falling 
within the scope of claims arising 
from financial transactions and not 
falling under the settlement pro-
posals in Annexes I to III to the 
Agreement on German External 
Debts. 

(4) By way of exception, claims arising 
out of mortgages and land charges 
(Grund- and Rentenschulden) 
where the debtor or land owner 
is a Gemeinde (municipality) or 
another public institution and the 
charge does not form part of a loan 
contract. 

See Sub-Annex regarding the Swiss 
franc land charges (Schweizer Franken-
grundschulden) pursuant to the Ger-
man-Swiss Agreements of 6th Decem-
ber, 1920, and 25th March, 1923. 

Article 3 
Income of foreign creditors from 

investments in the Federal Republic 
of Germany or Berlin (West), which 
was due before 8th May, 1945, in so 
far as it is not dealt with in the Agree-
ment on German External Debts or in 
another Annex thereto. 

This includes, in particular—
Dividends on securities issued 
within the Federal Republic or 
Berlin (West); 

(5) Profits; 
(6) Rents. 

Article 4 
Monetary claims which arose prior 

to 8th May, 1945, not dealt with in 
other Annexes to the Agreement on 
German External Debts and not 
mentioned in Articles 1-3 of this 
settlement proposal, but which by 
their character fall within the scope of 
this settlement proposal. 

Article 5 
Exceptions 

Excluded from this settlement pro-
posal are, until otherwise stipulated, 
claims against the City of Berlin and 
against public utilities located in the 
area of and controlled by Berlin. 

ment ou indirectement à la 
personne ou groupe de per-
sonnes physiques ou morales 
créancières, que ces créances 
se présentent sous la forme de 
valeurs mobilières non négo-
ciables ou sous toute autre 
forme; ou 

(c) avaient une durée initiale 
inférieure à 5 ans; ou 

(d) avaient, sans égard a la durée, 
un montant initial inférieur à 
40.000 dollars américains ou à 
la contre-valeur de cette somme 
(au cours du 1er juillet 1952); 

(3) créances qui, bien que non 
mentionnées expressément aux 
alinéas (1) et (2) ci-dessus, ap-
partiennent cependant nettement à 
la catégorie des créances finan-
cières réglées par le présent 
Article et ne relèvent pas des 
projets de règlement contenus dans 
les Annexes I à III de l'Accord sur 
les dettes extérieures allemandes. 

(4) A titre exceptionnel, créances nées 
d'hypothèques, de dettes foncières 
et de rentes foncières («Grund- und 
Rentenschulden») lorsque le débi-
teur ou propriétaire foncier est une 
commune ou une autre autorité 
publique et que le droit de gage ne 
résulte pas d'un contrat d'emprunt. 

Les dettes foncières en francs 
suisses («Schweizer Frankengrund-
schulden») visées par les accords 
intergouvernementaux germano-suisses 
des 6 décembre 1920 et 25 mars 1923, 
font l'objet de l'Annexe A au présent 
document. 

Article 3 
Revenus antérieurs au 8 mai 1945 au 

bénéfice de créanciers étrangers 
d'investissements dans la République 
Fédérale d'Allemagne ou Berlin 
(Ouest), pour autant qu'ils ne sont pas 
traités dans l'Accord sur les dettes 
extérieures allemandes ou une autre 
Annexe à cet Accord. 

Il s'agit notamment: 
(1) des dividendes sur titres émis 

dans la République Fédérale d'Al-
lemagne ou Berlin (Ouest) ; 

(2) des bénéfices; 
(3) des loyers et fermages. 

Article 4 

Créances pécuniaires, nées avant le 
8 mai 1945 qui ne sont traitées ni dans 
d'autres Annexes à l'Accord sur les 
dettes extérieures allemandes, ni aux 
Articles 1 à 3 de la présente proposi-
tion de règlement, mais relèvent par 
leur caractère de la présente proposi-
tion de règlement. 

Article 5 
Exceptions 

Sont exclues, jusqu'à nouvel ordre, 
de la présente proposition de règle-
ment les créances à l'encontre de la 
Ville de Berlin et de services publics 
situés sur son territoire et contrôlés 
par Berlin. 



KAPITEL B  

Allgemeine Grundsätze  
Artikel 6  

Umstellung auf D-Mark  
(1) Auf Reichsmark lautende Forde-

rungen werden geregelt, nachdem sich  
der ausländische Gläubiger damit ein-
verstanden erklärt hat, daß seine For-
derung in demselben Verhältnis auf  
D-Mark umgestellt wird wie eine  
gleichartige Forderung eines inländi-
schen Gläubigers. Dies gilt auch für  
Geldforderungen, welche auf Gold-
mark oder Reichsmark mit Goldklausel  
lauten, die aber nicht spezifisch aus-
ländischen Charakter im Sinne der  

nachstehenden Ziffer (2) besitzen. Die  

deutschen Devisenbehörden werden  
weiterhin eine zu einer Umstellung  
nach dem Umstellungsgesetz oder zu  
einer Neufestsetzung nach der D-Mark-
Bilanzgesetzgebung etwa erforderliche  

Genehmigung erteilen, soweit der  
Gläubiger auf die Umstellung oder  
Neufestsetzung Anspruch hat.  

(2) Es besteht Übereinstimmung dar-
über, daß solche in Goldmark oder  
in Reichsmark mit Goldklausel aus-
gedrückten Geldforderungen des Ka-
pitalverkehrs und Hypotheken, die spe-
zifisch ausländischen Charakter tragen,  
auf D-Mark im Verhältnis 1 : 1 umge-
stellt werden sollen.  

Die Feststellung der einen spezifisch  
ausländischen Charakter darstellenden  

Merkmale bei derartigen Geldforde-
rungen wird in weiteren Verhandlun-
gen erörtert werden.(') Die Verhand-
lungspartner behalten sich ihre Stel-
lungnahme zu der Frage, in welchen  
Fällen und in welcher Weise der hier  
festgestellte Grundsatz durchgeführt  

werden kann, zunächst vor. Es bleibt  
der Deutschen Delegation überlassen  

zu entscheiden, wie die zu findende  

Lösung in den Rahmen der deutschen 
Gesetzgebung über die Währungsre-
form und den Kriegs- und Nachkriegs-
lastenausgleich eingefügtwerdenkann. 

Die erwähnten Verhandlungen zwi-
schen einer deutschen Delegation und 
den Vertretern der Gläubiger sollen 
bis spätestens 31. Oktober 1952 statt-
finden. 

Artikel 7 
Fremdwährungsforderungen  

mit Goldklausel  
Für die Regelung dieser Forderun-

gen sollen die folgenden Grundsätze 
mutatis mutandis Anwendung finden: 

Auf Gold-Dollar oder Gold-Schwei-
zerfranken lautende Schulden sind im 
Verhältnis von 1 Gold-Dollar 1 Dol-
lar US-Währung und 1 Gold-Schwei-
zerfranken = 1 Franken Schweizer-
Währung umzurechnen. Die neuen Ver-
träge lauten auf Währungs-Dollar oder 
Währungs-Schweizerfranken. 

Andere Schulden mit Goldklauseln 
(ausgenommen auf deutsche Währung 
lautende Schulden mit Goldklauseln 
-siehe Artikel 6, Ziff. 2) sind nur in der 
Währung des Landes zahlbar, in dem 
die Anleihe aufgenommen worden oder 

(') Siehe jetzt Anlage VII  

SECTION B  

General Principles  
Article 6 

Conversion into Deutsche Mark  
(1) Claims expressed in Reichsmark 

shall be settled after the foreign cred-
itor has declared his agreement to 
his claim being converted into Deutsche 
Mark at the same rate as would apply 
in the case of a similar claim of a 

 domestic creditor. This applies also 
to such monetary claims expressed in 
Goldmark or Reichsmark with a gold 
clause as have no specific foreign 
character within the meaning of the 
following paragraph (2). The German 
Foreign Exchange Control Authorities 
shall continue to issue any licence 
necessary for a conversion pursuant 
to the Conversion Law or for a modi-
fication of the conversion rate pur-
suant to the legislation on Deutsche 
Mark balance sheets, to the extent 
that thé creditor is entitled to such 
conversion or modification. 

(2) The principle is accepted that 
such monetary claims arising from 
financial transactions and mortgages, 
expressed in Goldmark or in Reichs-
mark with a gold clause as had a 

 specific foreign character, shall he 
converted into Deutsche Mark at the 
rate of 1 Goldmark, or 1 Reichsmark 
with a gold clause, =1 Deutsche Mark. 

The definition of the criteria con-
stituting the specific foreign character 
of such claims shall be the subject of 
further negotiation('). The contracting 
parties reserve their position as to the 
question in which cases and in which 
way the above principle can be im-
plemented. It shall lie with the German 
Delegation to decide how the solution 
arrived at can be fitted into the frame-
work of the German laws on currency 
re fo rm  and on the equalisation of war  
and post-war burdens. 

The above-mentioned negotiations 
between a German Delegation and the 
creditors' representatives should take 
place not later than 31st October, 1952. 

Article 7 
Claims expressed in Foreign Currency  

with Gold Clauses  
For the purpose of the settlement of 

these claims the following principles 
shall apply mutatis mutandis:- 

In the case of debts expressed in  
gold dollars or gold Swiss francs, 
the debts shall be computed on the 
basis of 1 currency dollar equalling 
1 gold dollar and 1 currency Swiss 
franc equalling 1 gold Swiss franc, 
and the new contracts shall be ex-
pressed in currency dollars or cur-
rency Swiss francs respectively. 

In the case of other debts with 
gold clauses (excluding German 
currency debts with gold clauses —
see Article 6, paragraph 2) the 
amounts due shall be payable only 
in the currency of the country in 

(') Sec now Annex VII.  

CHAPITRE B 

Principes généraux  
Article 6 

Conversion en Deutschemark  
(1) Les créances en Reichsmark 

seront réglées après que le créancier 
étranger aura déclaré accepter que sa  

créance soit convertie en Deutsche-
mark au même taux que le serait une 
créance analogue d'un créancier alle-
mand. La présente disposition s'appli-
que également aux créances pé-
cuniaires en Mark-or ou Reichsmark 
avec clause-or, qui ne présentent pas 
un caractère spécifiquement étranger 
au sens de l'alinéa (2) ci-après. Le 
Contrôle des changes allemand con-
tinuera 	à accorder l'autorisation 
éventuellement nécessaire soit à la 
conversion selon la Loi de conversion, 
soit à la réévaluation selon la législa-
tion relative aux bilans en Deutsche-
mark, dans la mesure où le créancier 
a droit à la conversion ou à la 
réévaluation. 

(2) Il a été convenu que les créances 
pécuniaires financières et les hypothè-
ques en Mark-or ou en Reichsmark 
avec clause-or, présentant un carac-
tère spécifiquement étranger, seraient 
converties en Deutschemark au taux 
de 1 Mark-or ou 1 Reichsmark avec  
clause-or pour 1 Deutschemark. 

La définition des critères applicables 
pour décider du caractère spécifique-
ment étranger des créances ci-dessus  
fera l'objet de négociations ultérieu-
res.(') Les parties aux négociations 
réservent leur position quant à la 
détermination des cas dans lesquels 
le principe ainsi établi pourra être ap-
pliqué ainsi que de ses modalités d'ap-
plication. Il appartiendra à la Déléga-
tion allemande de décider de quelle 
manière la solution qui sera trouvée 
pourra être insérée clans le cadre des 
lois allemandes sur la réforme moné-
taire et sur la péréquation des charges 
nées de la guerre. ou de l'après-guerre. 

Les négociations prévues ci-dessus 
entre une Délégation allemande et des 
représentants de créanciers devraient 
avoir lieu avant le 31 octobre 1952 au 
plus tard. 

Article 7 
Créances en devises étrangères avec  

clause-or  
Le principe suivant s'appliquera 

mutatis mutandis au règlement de ces 
créances:  

Les dettes libellées en dollars-or ou 
francs suisses-or seront calculées à 
raison d'un dollar courant pour un 
dollar-or et d'un franc suisse courant 
pour un franc suisse-or, et les nou-
veaux contrats seront libellés, sui-
vant le cas, en dollars courants ou 
en francs suisses courants. 

Pour les autres dettes avec clause-
or (à l'exception des dettes en mon-
naie allemande avec clause-or qui 
font l'objet de l'Article 6, paragraphe 
(2), les sommes dues seront payables 
seulement dans la monnaie du pays 

Annexe VII.  



die Emission erfolgt ist (im folgenden 
als „Emissionswährung" bezeichnet). 
Der geschuldete Betrag wird als Gegen-
wert eines Dollarbetrages nach dein zur 
Zeit der Fälligkeit der Zahlung maß-
gebenden Wediselkurs errechnet. Die-
ser Dollarbetrag wird dadurch ermit-
telt, daß der Nennwert zu dem im Zeit-
punkt der Aufnahme oder Emission 
der Anleihe maßgebenden Wechsel-
kurs in US-Dollar umgerechnet wird. 
Der so errechnete Betrag in der Emis-
sionswährung darf jedoch nicht niedri-
ger sein, als wenn er zu dem am 1. Au-
gust 1952 maßgebenden Wechselkurs 
berechnet würde. 

Artikel 8 
Umrechnung von Fremdwährungs

-

forderungen in D-Mark 

Fremdwährungsforderungen werden 
in D-Mark zu den dem Internationalen 
Währungsfonds bekanntgegebenen, am 
Tage vor der Zahlung gültigen Pari-
täten umgerechnet. Wenn keine Pari-
tät festgesetzt ist, erfolgt die Umrech-
nung zu dem am Tage vor der Zahlung 
geltenden Mittelkurs der Bank deut-
scher Länder. 

Artikel 9 
Konversionskasse für deutsche 

Auslandsschulden 

I. Die deutsche Delegation vertrat 
die Auffassung, daß der deutsche 
Schuldner in Höhe seiner Zahlungen 
an die Konversionskasse endgültig von 
seiner Schuld befreit worden sei. Die 
Gläubigervertreter waren jedoch der 
Ansicht, daß solche Zahlungen an die 
Konversionskasse nach dem Rechte 
ihrer Länder in der Regel nicht als 
schuldbefreiend für den deutschen 
Schuldner anerkannt würden. 

Von dem Wunsche getragen, frucht-
losen rechtlichen Erörterungen ein Ende 
zu setzen, einigten sich beide Seiten 
daraufhin, eine praktische Lösung zu 
suchen, welche die von den Gläubigern 
erhobenen Ansprüche ohne zeit-
raubende Formalitäten regeln würde. 

Die Deutsche Delegation und die aus-
ländischen Gläubigervertreter einigten 
sich daher unter Aufrechterhaltung 
ihrer Rechtsstandpunkte wie folgt: 

(1) Der deutsche Schuldner verpflich-
tet sich, die Forderung des Gläu-
bigers ohne Rücksicht auf die an 
die Konversionskasse geleisteten 
Zahlungen nach Maßgabe der 
neuen Regelungsbedingungen zu 
erfüllen, soweit der Gläubiger 
(a) die der Einzahlung des Schuld-

ners entsprechende Zahlung 
seitens der Konversionskasse 
tatsächlich nicht erhalten hat 
oder 

(h) eine auf der Einzahlung des 
Schuldners beruhende Zahlung 
oder Leistung der Konver-
sionskasse an ihn zurückge-
wiesen hat, weil er die Zah- 

which the loan was raised or the 
issue was made (referred to below 
as "the currency of issue"), the 
amount due being computed as the 
equivalent at the rate of exchange 
when the amount is due for pay-
ment of a sum in U. S. dollars which 
shall be arrived at by converting 
the amount of the obligation ex-
pressed in the currency of issue into 
U. S. dollars at the rate of exchange 
ruling when the loan was raised or 
the issue made. The amount of cur-
rency of issue so reached shall, 
however, not be less than if it were 
computed at the rate of exchange 
current on 1st August, 1952. 

Article 8 
Computation in Deutsche Mark 

of Claims expressed 
in Foreign Currency 

Claims expressed in foreign cur-
rency shall be computed in Deutsche 
Mark based on the parity of the day 
preceding the date of repayment, as 
notified to the International Monetary 
Fund. Where no parity is laid down, 
the computation shall be made accord-
ing to the mean rate of exchange 
quoted by the Bank deutscher Laender 
on the day preceding the date of 
payment. 

Article 9 
Konversionskasse for German 

External Debts 

I.— The German Delegation was of 
the opinion that the German debtor 
was definitively discharged of his debt 
to the extent of his payments into the 
Konversionskasse. The creditor repre-
sentatives, on the other hand, were of 
the opinion that as a rule such pay-
ments into the Konversionskasse would 
not be recognised as discharging the 
German debtors under the laws of 
their respective countries. 

In their desire to put an end to 
fruitless legal discussions, both sides 
agreed to seek a practical solution 
which would permit settlement of the 
claims of the creditors without un-
necessary formalities. 

Accordingly the German Delegation 
and the foreign creditor representa-
tives, while reserving their respective 
legal positions, have agreed as 
follows:— 

(1) The German debtor undertakes to 
settle the creditor s claim in accord-
ance with the new settlement 
terms, regardless of the payments 
made to the Konversionskasse, to 
the extent that the creditor— 

(a) has not in fact received from 
the Konversionskasse the pay-
ment corresponding to that 
made by the debtor to it, or 

(h) refused to accept a payment or 
performance from the Konver-
sionskasse based on a pay-
ment made by the debtor, on 
the ground that he (the cred- 

dans lequel l'emprunt a été contracté 
ou émis (cette monnaie est désignée 
ci-après par l'expression «monnaie 
d'émission»). Le montant dû sera 
calculé à la contre-valeur, sur la 
base du taux de change en vigueur 
à l'époque de l'échéance, de la 
somme en dollars américains obte-
nue en convertissant en dollars amé-
ricains le montant de l'obligation, 
exprimé dans la monnaie d'émission, 
sur la base du taux en vigueur à 
l'époque du contrat ou de l'émission. 
Le montant en monnaie d'émission 
ainsi obtenu ne pourra cependant 
être inférieur à ce qu'il aurait été 
sur la base du taux de change en 
vigueur le ler août 1952. 

Article 8 
Evaluation en Deutschemark de 
créances en devises étrangères 

Les créances en devises étrangères 
seront évaluées en Deutschemark sur 
la hase des parités notifiées au Fonds 
Monétaire International, en vigueur la 
veille du paiement. Si aucune parité 
n'est fixée, la conversion aura lieu sur 
la hase du cours moyen de la Bank 
deutscher Länder, en vigueur la veille 
du paiement. 

Article 9 
Konversionskasse für deutsche 

Auslandsschulden 
(Caisse de conversion pour les dettes 

extrérieures allemandes) 
I.—La Délégation allemande estimait 

que le débiteur allemand était défini-
tivement libéré de sa dette à concur-
rence de ses paiements à la Konver-
sionskasse. Les représentants des 
créanciers, par contre, estimaient que 
de tels versements à la Konversions-
kasse ne seraient pas, en règle gé-
nérale, reconnus par la loi de leurs 
pays comme libératoires pour le débi-
teur allemand. 

Désireux de mettre un terme à de 
stériles discussions juridiques, les 
deux parties se sont mises d'accord 
pour rechercher une solution pratique 
permettant de régler, sans formalités 
inutiles, les demandes des créanciers. 

Tout en maintenant leurs positions 
juridiques, la Délégation allemande et 
les représentants des créanciers étran-
gers sont donc convenus de ce qui suit: 

(1) Le débiteur allemand s'engage à 
rembourser son créancier, selon les 
nouvelles conditions de règlement, 
sans égard aux paiements faits à 
la Konversionskasse, dans la me-
sure où le créancier: 

(a) n'a pas effectivement reçu de 
la Konversionskasse le paie-
ment correspondant au verse-
ment du débiteur, ou 

(b) a refusé le paiement ou la pres-
tation de la Konversionskasse 
fondés sur le versement du 
débiteur, parce qu'il ne voulait 
pas reconnaître comme libéra- 



lung oder Leistung nicht als 
schuldtilgend anerkennen 
wollte. 

Bei Wertpapieren, auf die das Be-
reinigungsgesetz für deutsche Aus-
landsbonds Anwendung findet, be-
zieht sich diese Regelung nur auf 
solche Schuldverschreibungen und 
Zinsscheine, die auf Grund dieses 
Gesetzes und etwaiger mit dem 
Emissionsland über die Anwen-
dung dieses Gesetzes geschlosse-
ner Abkommen anerkannt worden 
sind oder für die der Gläubiger 
nach Maßgabe dieses Gesetzes 
einen Feststellungsbescheid er-
halten hat. 

(2) Den Schuldnern werden die Be-
träge aus deutschen öffentlichen 
Mitteln erstattet. 

(3) Soweit der Schuldner Zahlungen 
an die Konversionskasse geleistet 
hat, auf welche Ziffer (1) keine An-
wendung findet, ist er von seiner 
Schuld befreit. 

II. Unter Vorbehalt der allgemeinen 
Bestimmungen, die vorstehend unter I 
niedergelegt sind, wird folgendes be-
stimmt: 
(a) Die Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland ist bereit, die Haftung 
für die volle Bezahlung in den ge-
schuldeten Währungen an die aus-
ländischen Gläubiger für die Be-
träge zu übernehmen, welche von 
Schuldnern im Saargebiet in die 
Konversionskasse eingezahlt wor-
den sind und für welche die aus-
ländischen Gläubiger weder Zah-
lung in ausländischer Währung 
erhalten haben noch auf sonstige 
Weise befriedigt worden sind. 

(b) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland ist bereit, die Haftung 
für die Bezahlung in den geschul-
de t en Währungen an di e  auslän

-

dischen Gläubiger in Höhe von 
60 v.H. der Beträge zu überneh-
men, die von Schuldnern in Oster-
reich, Frankreich, Belgien und 
Luxemburg in die Konversions-
kasse eingezahlt worden sind und 
für welche die ausländischen Gläu-
biger weder Zahlung in auslän-
discher Währung erhalten haben 
noch auf sonstige Weise befriedigt 
worden sind. 

(c) Die Bundesregierung wird mit den 
Vertretern der ausländischen 
Gläubiger vor Ende Dezember 1952 
Verhandlungen über die Durch-
führung dieser Verpflichtungen 
aufnehmen. 

Artikel 10 
Einzahlungen bei der 

Deutschen Verrechnungskasse 
Die Verhandlungspartner haben die 

Einzahlungen deutscher Schuldner bei 
der Deutschen Verrechnungskasse, die 
nicht zur Auszahlung an den Gläubiger 
geführt haben, erörtert. 

Angesichts der Verschiedenheit der 
zwischen Deutschland und den ande-
ren Ländern noch abzuwickelnden Ver-
träge sind Gläubiger und Schuldner 
der Auffassung, daß die ungeklärten 
Fragen durch Regierungsverhandlun-
gen zwischen der Bundesrepublik 

itor) was unwilling to recog

-

nise such payment or perform

-

ance as discharging the debt. 
In the case of securities subject .o 
the Validation Law for German 
Foreign Currency Bonds, the ar-
rangement set out above shall apply 
only to such Bonds and Coupons 
as shall have been validated pursu-
ant to the Provisions of such law 
and of any agreement entered into 
with the country of issue respect-
ing the application of such law, or 
with respect to the declaratory 
decrees (Feststellungsbescheide) 
which the creditor shall have 
received pursuant to the said law. 

(2) The amounts so paid by the debtors 
shall be reimbursed to them out 
of German public funds. 

(3) Payments made by the debtor into 
the Konversionskasse which do 
not fall within the provisions of 
sub-paragraph (1) shall be con-
sidered as discharging the debt to 
the extent of such payments. 

II.—Subject to the general provi-
sions contained in paragraph I 
above:— 

(a) the Federal Government agrees 
to assume liability for full payment 
in the due currencies to the foreign  

creditors of the sums paid into the 
Konversionskasse by debtors in the 
Saar in respect of which the for-
eign creditors have not received 
foreign exchange payments or been 
otherwise satisfied; 

(b) the Federal Government agrees to 
assume liability for payment in the 
respective foreign currencies to 
the  foreign Creditors of 60 per  cent. 

 of the sums paid into the Kon-
versionskasse by debtors in 
Austria, France, Belgium and 
Luxembourg in respect of which the 
foreign creditors have not received 
foreign exchange payments or been 
otherwise satisfied; 

(c) the Federal Government will nego-
tiate with the foreign creditors' 
representatives before the end of 
December 1952 as regards the 
implementation of these under-
takings. 

Article 10 
Payments into the Deutsche 

Verrechnungskasse 
The negotiating parties have dis-

cussed the payments made by German 
debtors to the Deutsche Verrechnungs-
kasse which were not paid out to the 
creditors. 

In view of the variations in the terms 
of the contracts between Germany and 
other countries, which are not yet 
executed, the creditors and debtors are 
of the opinion that the questions which 
have not been clarified should be 
solved by Governmental negotiations 

toires ce paiement ou cette 
prestation. 

Dans le cas des valeurs mobilières 
soumises à la loi de validation des 
valeurs mobilières allemandes émi-
ses à l'étranger, le présent règle-
ment ne s'applique qu'aux obliga-
tions et coupons validés conformé-
ment aux dispositions de cette Loi 
ou de tout accord conclu en ce 
qui concerne l'application de la Loi 
avec le pays où les valeurs ont été 
émises, ou au titre d'un jugement 
déclaratoire (Feststellungsbeschei-
de) obtenu, par le créancier en exé-
cution de ladite Loi. 

(2) Les débiteurs seront remboursés 
des sommes en cause sur les fonds 
publics allemands. 

(3) Les paiements faits par le débiteur 
à la Konversionskasse qui ne tom-
bent pas sous le coup de l'alinéa 
(1) ci-dessus sont considérés comme 
libératoires pour le débiteur à con-
currence de leur montant. 

II.—Sous réserve des dispositions 
générales du paragraph I ci-dessus: 

(a) Le Gouvernement Fédéral s'engage 
à assumer le responsabilité du 
paiement intégral aux créanciers 
étrangers, dans les monnaies dans 
lesquelles elles étaient exigibles, 
des sommes qui ont été versées à 
la Konversionskasse par des débi-
teurs sur le territoire de la Sarre, 
et au titre desquelles les créanciers 
étrangers n'ont pas reçu de verse-
ments en devises étrangères ou 
bénéficié d'autres contre-parties. 

(b) Le Gouvernement Fédéral s'engage 
à assumer la responsabilité du 
paiement aux créanciers étrangers, 
dans les monnaies dans lesquelles 
e ll es  étaient exigibles,  de  60% des 
sommes qui ont été versées à la 
Konversionskasse par des débiteurs 
en Autriche, en France, en Belgi-
que, et au Luxembourg et au titre 
desquelles les créanciers étrangers 
n'ont pas reçu de versements en 
devises étrangères ou bénéficié 
d'autres contre-parties. 

(c) Le Gouvernement Fédéral entrera 
en négociations avec les représen-
tants des créanciers étrangers avant 
la fin de décembre 1952 au sujet 
de l'application de ces engagements. 

Article 10 
Versements à la Deutsche Ver

-

rechnungskasse 
Les parties aux négociations ont 

examiné la question des versements 
des débiteurs allemands à la Deutsche 
Verrechnungskasse, qui n'ont pas été 
suivis d'un paiement au créancier. 

Etant donné la diversité des contrats 
encore à liquider entre l'Allemagne et 
les autres pays, créanciers et débiteurs 
estiment que les questions non éluci-
dées devraient être réglées par la voie 
de négociations intergouvernementales 
entre la République Fédérale d'Aile- 



Deutschland und den betreffenden 
Staaten einer Regelung zugeführt 
werden sollten. 

Artikel 11 
Härteklausel 

Wenn und soweit die wirtschaftliche 
Lage eines Schuldners durch Krieg, 
Kriegsfolgen oder andere außerordent-
liche Umstände so beeinträchtigt wor-
den ist, daß dem Schuldner die Rege-
lung seiner Verpflichtungen zu den 
Bedingungen oder Terminen dieses 
Regelungsvorschlages nicht zugemutet 
werden kann, so soll er Erleichterun-
gen erhalten. Diese Erleichterungen 
sollen der Billigkeit und den besonde-
ren Verhältnissen des Schuldners 
Rechnung tragen. Sie sollen den Zu-
geständnissen entsprechen, die der 
Schuldner aus solchen Gründen nach 
dem deutschen Recht, insbesondere 
dem Vertragshilferecht, von einem 
deutschen Gläubiger erhalten hat oder 
erhalten könnte. 

Kommen Gläubiger und Schuldner 
nicht zu einer Einigung, so entscheidet 
das zuständige deutsche Gericht. Gegen 
die erstinstanzliche Entscheidung des 
Gerichts kann der Gläubiger nach sei-
ner Wahl entweder die ihm nach dem 
deutschen Recht zustehenden Rechts-
mittel einlegen oder innerhalb einer 
Frist von 30 Tagen nach der Zustel-
lung der erstinstanzlichen Entschei-
dung das gemäß Artikel 17 gebildete 
Schiedsgericht anrufen. Die Entschei-
dung des Schiedsgerichts ist bindend. 

Artikel 12 
Rechtsnachfolge in der Forderung 

und in der Schuld 
(1) Hat ein ausländischer Gläubiger 

Forderungen eines anderen ausländi-
schen Gläubigers durch Rechtsnach-
folge von Todes wegen erworben oder 
erfolgt ein solcher Erwerb in der Zu-
kunft, so wird die Forderung im Rah-
men dieses Regelungsvorschlages so 
behandelt, als ob sie dem ursprüng-
lichen Gläubiger zustände. Das gleiche 
gilt für ähnliche Vorgänge gesetzlicher 
Rechtsnachfolge. 

(2) Als Nachfolger des Schuldners 
haftet, wer durch Gesetz oder bindende 
Anordnung die Schuld zu übernehmen 
oder durch Vertrag übernommen hat. 

Artikel 13 
Gläubigerwechsel 

(1) Der Gläubiger kann den Gesamt-
betrag seiner Forderung, für die er 
Zahlung nach dem Ausland verlangen 
kann, auf einen anderen Ausländer 
übertragen, vorausgesetzt, daß die 
Übertragung 
(a) an eine im gleichen Währungsraum 

ansässige Person erfolgt, 

(b) keine Veränderung der Bedingun-
gen zur Folge hat, die für die For-
derung maßgebend sind, 

(c) nicht mittelbar oder unmittelbar 
zur Abdeckung der Forderung 
führt. 

between the Federal Republic of Ger-
many and the States concerned. 

Article 11 
Hardship Clause 

Where and in so far as the financial 
position of a debtor has been affected 
by war or the repercussions of war 
or other extraordinary conditions, 
to such an extent that the debtor 
cannot be expected to settle his obliga-
tions in accordance with the conditions 
and within the time-limits laid down 
in this settlement proposal, he should 
be granted relief. This shall be 
equitable and take into account the 
debtor's special circumstances. The 
relief shall be in accordance with the 
concessions which the debtor has been 
or may be granted by a German 
creditor on similar grounds under 
German Law, especially under the 
legislation for the Relief of Debtors 
(Vertragshilferecht). 

Where the creditor and debtor do 
not reach agreement, the competent 
German Court shall make a decision. 
The creditor shall have the option of 
appealing against the decision of the 
Lower Court under the provisions of 
German Law, or, within a period of 
30 days after notice of the Court 
decision has been served, of appealing 
to the Court of Arbitration constituted 
according to the provisions of Article 
17. The decision of the Court of Ar-
bitration shall be binding. 

Article 12 
Succession to Claims and Debts by 

Operation of Law 
(1) Where a foreign creditor has 

acquired or shall hereafter acquire 
claims of another foreign creditor by 
legal succession on death, the claim 
shall be treated within the framework 
of this settlement proposal in the same 
manner as if the original creditor con-
tinued to be entitled to it. The same 
shall apply to similar cases of succes-
sion by operation of law. 

(2) Any person who, by law or by 
a binding order, is under an obligation 
to take over the debt, or who has 
taken it over by contract, shall be 
liable for the debt as the successor of 
the debtor. 

Article 13 
Change of Creditor 

(1) The creditor may assign to some 
other foreigner the total amount of his 
claim for which he may demand pay-
ment to a foreign country, provided 
that the assignment— 

(a) is made to a resident within the 
same currency area, 

(b) does not entail any modification of 
the terms underlying the claim, 

(c) does not result indirectly or 
directly in settlement of a claim. 

magne et les Etats intéressés. 

Article 11 
Clause relative aux cas où le débiteur 
se trouve dans une situation financière 

difficile 
Si, et dans la mesure où la situation 

financière d'un débiteur a été si 
gravement compromise par la guerre, 
les suites de la guerre ou d'autres 
circonstances exceptionnelles, qu'il ne 
peut lui être demandé de s'acquitter de 
ses obligations dans les conditions et 
délais prévus dans la présente propo-
sition de règlement, il doit obtenir des 
allégements. Ceux-ci doivent répondre 
à l'équité et à la situation particulière 
du débiteur. Ils doivent correspondre 
aux concessions dont le débiteur a 
déjà bénéficié ou pourrait bénéficier 
pour les mêmes motifs vis-à-vis d'un 
créancier allemand en vertu de la loi 
allemande et, en particulier, de la 
législation sur l'aide aux débiteurs 
(Vertragshilferecht). 

Si le créancier et le débiteur ne 
parviennent pas à s'entendre la question 
sera tranchée par le Tribunal allemand 
compétent. Le créancier pourra faire 
appel de la décision de première 
instance, à son choix, soit en utilisant 
les recours qui lui sont ouverts par la 
Loi allemande, soit en s'adressant, 
dans les 30 jours de la notification de 
la décision de première instance, au 
Tribunal arbitral constitué conformé-
ment aux dispositions de l'article 17. 
La décision de ce Tribunal lie les 
parties. 

Article 12 
Transmission, par succession légale, 

des créances et des dettes 
(1) Si un créancier étranger a acquis, 

ou acquiert à l'avenir, par succession 
à cause de mort, une créance d'un autre 
créancier étranger, cette créance sera 
traitée, dans le cadre de la présente 
proposition de règlement, comme si 
elle appartenait encore au créancier 
originel. Il en va de même dans les 
cas analogues de succession juridique 
légale. 

(2) Est substitué au débiteur quicon-
que est tenu, aux termes de la Loi ou 
d'une Ordonnance exécutoire, de 
reprendre la dette, ou l'a reprise en 
vertu d'un contrat. 

Article 13 
Cession de créance 

(1) Le créancier peut céder à un 
autre étranger le montant total d'une 
créance dont il peut exiger le paie-
ment à l'étranger, à condition que: 

(a) le cessionnaire réside dans la 
même zone monétaire que le 
cédant, 

(b) la cession n'ait pas pour effet de 
modifier les éléments caractéristi-
ques de la créance, 

(c) la cession ne serve, ni directement 
ni indirectement, au règlement de 
la créance. 



Die zuständigen deutschen Stellen 
werden die Genehmigung zur Abtre-
tung erteilen, wenn die in (a) bis (c) er-
wähnten Voraussetzungen vorliegen. 
Sie sollen darüber hinaus begründete 
Anträge eines ausländischen Gläubi-
gers auf Genehmigung der Abtretung 
von Teilbeträgen seiner Forderung 
wohlwollend prüfen. 

Mit dem Übergang der Forderung 
erhält der neue Gläubiger die gleichen 
Rechte und Pflichten wie der ursprüng-
liche Gläubiger. Verlangt der neue 
Gläubiger vom Schuldner die Abgel-
tung der Forderung in D-Mark, so fin-
den auf sein Sperrguthaben nach Ab-
lauf einer Frist von drei Monaten seit 
dem Gläubigerwechsel die Regelungen 
für „ursprüngliche Sperrguthaben" 
Anwendung. 

(2) Für die Übertragung von Forde-
rungen, für die der Gläubiger nur Zah-
lung in D-Mark verlangen kann, sind 
die jeweils im Bundesgebiet und in 
Berlin (West) geltenden Bestimmungen 
über die Verwendung und Übertragung 
solcher Forderungen maßgebend (ver-
gleiche Artikel 19). 

Artikel 14 
Beitritt des Gläubigers und des Schuld

-

ners zur Schuldenregelung. Devisen

-

rechtliche Bestimmungen, Schuldner

-

verpflichtungen 

(1) Gläubiger und Schuldner, die 
eine Forderung und Verpflichtung nach 
den Bedingungen dieses Regelungs-
vorschlags regeln wollen, haben dar-
über schriftliche Erklärungen auszu-
tauschen. Die Beitrittserklärung des 
Gläubigers kann auch über eine im 
Gläubigerland zur Weiterleitung sol-
cher Erklärungen errichtete Stelle ab-
gegeben werden. 

(2) Das Schuldverhältnis zwischen 
Gläubiger und Schuldner unterliegt 
den jeweils geltenden deutschen und 
ausländischen Devisenbestimmungen 
unter Berücksichtigung der besonderen 
Erleichterungen und Zusicherungen, 
die in diesem Regelungsvorschlag fest-
gelegt sind. 

(3) Lehnt der Schuldner die Abgabe 
einer Erklärung ab, erklärt sich aber 
der Gläubiger dem Schuldner gegen-
über an seine Beitrittserklärung ge-
bunden, so werden die deutschen De-
visenbehörden dem Gläubiger auf 
dessen Antrag im Rahmen seiner Bei-
trittserklärung alle notwendigen De-
visengenehmigungen erteilen. 

Diese Devisengenehmigungen sollen 
den Gläubiger in den Stand setzen, 
die von ihm gegen den Schuldner gel-
tend gemachten Forderungen einzu-
klagen und beizutreiben in dem Um-
fange und in der Weise, die der Rege-
lungsvorschlag für den betreffenden 
Fall vorsieht. 

Soweit der Gläubiger durch Zwangs-
vollstreckung keine Befriedigung er-
halten hat, kann er seine Beitrittser-
klärung gegenüber dem Schuldner 
widerrufen. 

Die Erteilung der Devisengenehmi-
gung stellt keine Entscheidung über 
Bestand und Höhe der Forderung dar. 

The competent German authorities 
will give permission for the assign-
ment if the conditions laid down in 
(a) to (c) are fulfilled. Over and above 
this, they shall give favourable conside-
ration to well-founded applications by 
a foreign creditor for approval of an 
assignment of part of his claim. 

By the acquisition of the claim the 
new creditor shall have the same 
rights and obligations as the original 
creditor. Should the new creditor 
demand from the debtor settlement of 
the claim in Deutsche Mark, the 
regulations for "original blocked 
accounts" shall apply to his blocked 
account after a period of three months 
has elapsed since the change of 
creditors occurred. 

(2) As far as the assignment of claims 
is concerned for which the creditor 
can demand payment only in Deutsche 
Mark, the regulations concerning the 
use and assignment of such claims in 
force at the time in the territory of the 
Federal Republic of Germany and 
Berlin (West) shall be decisive (see 
Article 19). 

Article 14 
Participation of Creditors and Debtors 
in the Debt Settlement, Foreign Cur

-

rency Regulations, Debtor Obligations 

(1) Creditors and debtors desiring to 
settle a claim and obligation under 
the terms of this settlement proposal, 
must exchange written declarations to 
this effect. The creditor's declaration 
of participation may also be made 
through an agency established in the 
creditor country for the transmission 
of such declarations. 

(2) The valid Exchange Control Re-
gulations in Germany and abroad, 
taking into consideration the special 
facilities and assurances specified in 
this settlement proposal, shall apply 
to the relations between the creditor 
and debtor. 

(3) Where the debtor refuses to make 
a declaration but the creditor declares 
himself bound to his own declaration 
of participation in relation to the debt-
or, the German Foreign Exchange 
Authorities shall at the request of the 
creditor issue to him within the limits 
of his declaration of participation any 
necessary foreign exchange licences. 

Such foreign exchange licences shall 
enable the creditor to sue for and 
recover his claims against the debtor 
to the extent and in the manner 
provided in this settlement proposal 
for such claims. 

In so far as the creditor has not 
obtained satisfaction by judicial exe-
cution, he may evoke his declaration 
of participation. 

The issue of the foreign exchange, 
licence shall not constitute a decision 
on the existence and amount of the 
claim. 

Les services allemands compétents 
accorderont l'autorisation de cession 
quand seront remplies les conditions (a) 
à (c). Ils devront en outre examiner 
avec bienveillance les demandes 
fondées d'un créancier étranger en 
vue de la cession partielle de sa 
créance. 

La cession de la créance confère au 
nouveau créancier les droits et 
devoirs du créancier initial. Si le 
nouveau créancier demande au débi-
teur un remboursement en Deutsche-
mark, les règlements régissant les 
«avoirs bloqués originels» s'appliquent 
à ces avoirs bloqués après un délai de 
3 mois à compter de la cession. 

(2) La cession des créances pour 
lesquelles le créancier ne peut exiger 
le paiement qu'en Deutschemark est 
soumise aux dispositions en vigueur 
au moment considéré dans la Républi-
que Fédérale et Berlin (Ouest) sur 
l'utilisation et la cession de telles 
créances. (Voir article 19.) 

Article 14 
Accession du créancier et du débitéur 
au règlement des dettes. Dispositions 
de Contrôle des changes. Obligations 

du débiteur 

(1) Le créancier et le débiteur 
désireux de régler une créance et une 
obligation selon les conditions de la 
présente proposition de règlement, 
doivent échanger des déclarations 
écrites dans ce sens. La déclaration 
d'adhésion du créancier peut aussi être 
transmise par l'intermédiaire d'un 
organisme créé à cet effet dans le pays 
du créancier. 

(2) Le rapport 	juridique entre 

 créancier et débiteur est sujet aux 
dispositions allemandes et étrangères 
de contrôle des changes en vigueur, 
compte tenu des allégements et con-
cessions particuliers prévus par le 
présent projet de règlement. 

(3) Si le débiteur se refuse à sous-
crire la déclaration en question, mais 
que le créancier se déclare lié, vis-à-
vis du débiteur, par sa déclaration 
d'adhésion, le Contrôle des changes 
allemand accordera au créancier, sur 
sa demande, dans le cadre de sa 
déclaration d'adhésion, toutes les 
autorisations nécessaires en matière de 
contrôle des changes. Ces autorisa-
tions devront permettre au créancier 
de poursuivre le débiteur et de re-
couvrer sa créance dans la mesure et 
de la manière prévues dans le présent 
projet de règlement. 

Si le créancier n'a pas reçu satis-
faction par exécution forcée, il peut 
révoquer sa déclaration d'adhésion. 

La délivrance de l'autorisation du 
Contrôle des changes ne constitue pas 
une décision sur l'existence et le mon-
tant de la créance. 



(4) Falls der Gläubiger Zahlung in 
D-Mark verlangt, hat er dem Schuld-
ner gegenüber schriftlich zu erklären, 
daß er die Zahlung als Erfüllung seiner 
Forderung annimmt. 

(5) Falls der Gläubiger Zahlung nach 
dein Ausland verlangen kann und ver-
langt, hat der Schuldner alle Maßnah-
men zu treffen, die nach den jeweils 
geltenden deutschen Devisenbestim-
mungen erforderlich sind, um die not-
wendigen Zahlungsmittel in ausländi-
scher Währung zu beschaffen. 

Artikel 15 
Regelung von Streitfällen 

Soweit in diesem Regelungsvor-
schlag nicht ausdrücklich anderweitige 
Bestimmungen getroffen worden sind, 
werden Streitfälle zwischen Gläubiger 
und Schuldner über Bestand und Höhe 
der Forderungen von dein Gericht oder 
dem zwischen den Parteien vereinbar-
ten Schiedsgericht entschieden, das 
nach dem zugrunde liegenden Rechts-
verhältnis zuständig ist. 

Artikel 16 
Gemischte Kommission 

Zur Entscheidung von Meinungsver-
schiedenheiten, welche sich aus der 
Auslegung dieser Regelung ergeben, 
soll eine Gemischte Kommission ge-
bildet werden, welche aus einer glei-
chen Zahl von Vertretern der Gläubi-
gerländer einerseits und der Bundes-
regierung Deutschlands andererseits 
sowie einem Obmann bestehen soll. 

Es wird empfohlen, daß die Kommis-
sion zuständig sein soll, Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung für die Aus-
legung dieser Regelung zu entscheiden, 
die ihr von den Regierungen vorge-
legt werden. 

Ist eine Regierung der Auffassung, 
daß ein Fall, der vor dem Schiedsge-
richt (Artikel 17) anhängig ist, grund-
sätzliche Bedeutung besitzt, so wird 
empfohlen, daß die Regierung verlan-
gen kann, daß das Schiedsgericht den 
Fall an die Gemischte Kommission ver-
weist. Dasselbe Recht sollte das 
Schiedsgericht haben. 

Artikel 17 
Schiedsgericht 

Das im Artikel 11 vorgesehene 
Schiedsgericht soll aus je einem vom 
Gläubiger und vom Schuldner ernann-
ten Schiedsrichter bestehen. Die beiden 
Schiedsrichter sollen einen Obmann 
wählen. Können sie sich über seine 
Person nicht einigen, so sollen sie den 
Präsidenten der Internationalen Han-
delskammer bitten, ihn zu ernennen. 

Die Schiedsrichter sollen in ihrem 
Heimatland die Befähigung zum Rich-
teramt haben; für den Obmann ist dies 
nicht erforderlich. 

Das Schiedsgericht regelt sein Ver-
fahren selbst. Es entscheidet auch dar-
über, welche Partei die Kosten des Ver-
fahrens zu tragen hat. 

Die Deutsche Delegation wird der 
Bundesregierung empfehlen, dafür 
Sorge zu tragen, daß in Fällen, in 
denen die Parteien nicht in der Lage 
sind, Kosten vorzuschießen oder die 

(4) Should the creditor require pay-
ment in Deutsche Mark, he shall be 
obliged to make a written declaration 
to the debtor that he accepts such 
payment in settlement of his claim. 

(5) Where the creditor is entitled to 
require, and requires, payment in a 
foreign country, the debtor shall be 
obliged to take all the steps necessary 
under valid German Foreign Exchange 
Control Regulations to procure the 
necessary instruments of payment in 
foreign currency. 

Article 15 
Settlement of Disputes 

Except as otherwise expressly pro-
vided in this settlement proposal, any 
disputes between creditor and debtor 
as to the existence and the amount of 
any claims shall be decided by a Court 
of Law, or a Court of Arbitration 
agreed upon by the parties, which is 
competent in view of the legal relation-
ship between the parties. 

Article 16 
Mixed Commission 

A Mixed Commission, which shall 
be composed of an equal number of 
representatives of the creditor coun-
tries, on the one hand, and of the 
Federal Government, on the other 
hand, as well as of one Chairman, shall 
be set up to decide differences as to 
the interpretation of this settlement. 

It is recommended that the Com-
mission shall be competent to decide 
questions of fundamental importance 
for the interpretation of this settlement 
which are submitted to it by the 
Governments concerned. 

Where a Government is of the 
opinion that a case, which is pending 
in the Court of Arbitration (Article 17), 
is of fundamental importance, it is 
recommended that the Government 
may require the Court of Arbitration 
to refer the case to the Mixed Com-
mission. The Court of Arbitration 
should have the same right. 

Article 17 
Court of Arbitration 

The Court of Arbitration referred to 
in Article 11 shall be composed of one 
arbitrator appointed by each of the 
parties. The two arbitrators shall elect 
a chairman. Should they not be able 
to agree on the person, they shall 
request the President of the Inter-
national Chamber of Commerce to 
appoint him. 

The arbitrators shall possess the 
qualifications required for holding 
judicial office in their respective 
countries; this shall not apply to the 
Chairman. 

The Court of Arbitration shall decide 
upon its own procedure. It shall also 
decide which party shall bear the 
costs. 

The German Delegation will advise 
the Federal Government to make 
provision that in cases where the 
parties are unable to make an advance 
of costs or bear the costs as fixed, the 

(4) Au cas où le créancier demande 
le paiement en Deutschemark, il doit, 
vis-à-vis du débiteur, déclarer par 
écrit qu'il accepte le paiement en 
Deutschemark en règlement de sa 
créance. 

(5) Au cas où le créancier peut de-
mander et demande en fait le transfert, 
le débiteur doit prendre toutes les 
mesures exigées par la législation alle-
mande de contrôle des changes en 
vigueur, pour se procurer les moyens 
de paiement nécessaires en devises 
étrangères. 

Article 15 
Règlement des litiges 

En l'absence de dispositions con-
traires expresses de la présente propo-
sition de règlement, les litiges entre 
créanciers et débiteurs sur l'existence 
ou le montant des créances seront 
tranchés par le Tribunal ou par le 
Tribunal arbitral convenu entre les 
parties, qui est compétent d'après le 
rapport juridique existant. 

Article 16 
Commission Mixte 

En vue du règlement des divergences 
d'opinion résultant de l'interpréta-
tion du présent règlement, une Com

-

mission Mixte sera instituée. -Elle 
comprendra un nombre égal de 
représentants des pays créanciers, et 
de représentants du gouvernement de 
la République Fédérale d'Allemagne 
ainsi qu'un Président. 

Il est recommandé que la Commis-
sion soit compétente pour décider des 
questions d'importance fondamentale 
relatives à l'interprétation du présent 
règlement qui lui seraient soumises 
par les Gouvernements. 

Si un Gouvernement estime qu'un 
cas soumis à l'appréciation du Tribunal 
arbitral (Article 17) pose une question 
d'importance fondamentale, il est 
recommandé qu'il puisse demander 
que le Tribunal arbitral renvoie le 
litige à la Commission Mixte. Le 
Tribunal arbitral devrait avoir le 
même droit. 

Article 17 
Tribunal arbitral 

Le Tribunal arbitral prévu à l'Ar-
ticle 11 se composera d'un arbitre 
nommé par le créancier et d'un arbitre 
nommé par le débiteur. Ces deux 
arbitres désigneront un Président. S'ils 
ne peuvent se mettre d'accord sur ce 
choix, ils demanderont au Président de 
la Chambre de Commerce Internatio-
nale de procéder à cette désignation. 

Les arbitres doivent être qualifiés 
pour exercer dans leur pays les fonc-
tions de juges; cette condition n'est pas 
exigée du Président. 

Le Tribunal arbitral règle lui-même 
sa procédure. Il décide également 
quelle partie doit payer les dépens. 

La Délégation allemande recomman-
dera au Gouvernement Fédéral de 
veiller à ce que, dans les cas où les 
parties ne seraient pas en mesure de 
faire l'avance ou de supporter les 



festgesetzten Kosten zu tragen, die 
Bezahlung dieser Kosten in einer an-
gemessenen Weise geregelt wird. 

Das Schiedsgericht kann auf gemein-
samen Antrag der Parteien auch zur 
Entscheidung über andere Streitigkei-
ten zwischen Gläubiger und Schuldner 
tätig werden. 

In den Regierungsverhandlungen 
zur Inkraftsetzung der Empfehlungen 
der Schuldenkonferenz sollen nähere 
Bestimmungen über das in diesem 
Artikel vorgesehene Schiedsgericht 
vereinbart werden. 

Artikel 18 
Zahlung in D-Mark 

Unter Zahlung in D-Mark im Sinne 
dieser Regelung ist die Zahlung in 
deutscher Währung auf ein Konto zu 
verstehen, das der ausländische Gläu-
biger unter seinem Namen bei einem 
Kreditinstitut im Gebiet der Bundes-
republik Deutschland oder in Berlin 
(West) besitzt oder für sich einrichten 
läßt. Das Konto unterliegt den jeweils 
geltenden deutschen Devisenbestim-
mungen. 

Die Erteilung von Sondergenehmi-
gungen für anderweitige Zahlungs-
arten werden hierdurch nicht ausge-
schlossen. 

Artikel 19 
Verwendung gesperrter 

D-Mark-Guthaben 
(1) Dem ausländischen Gläubiger 

eines „ursprünglichen Guthabens" in 
deutscher Währung soll es erlaubt sein, 
sein Guthaben im Rahmen der im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Rege- 
lung in der Bundesrepublik Deutsch-
land und in Berlin (West) bestehenden 
Regelungen zu verwenden, einschließ-
lich des Rechts z u r Übertragung der-
artiger Guthaben auf eine andere Per-
son außerhalb Deutschlands. 

(2) Dem ausländischen Gläubiger 
eines „erworbenen Guthabens" in deut-
scher Währung soll es auch künftig er-
laubt sein, sein Guthaben auf eine an-
dere Person außerhalb Deutschlands zu 
übertragen. Dem ausländischen Gläubi-
ger eines solchen Guthabens soll es 
auch künftig erlaubt sein, sein Gutha-
ben hauptsächlich für langfristige In-
vestierungen in der deutschen Wirt-
schaft zu verwenden. 

(3) Die zuständigen deutschen Behör-
den sollen die Regelungen treffen, die 
erforderlich sind, um einen illegalen 
Abfluß der Guthaben in deutscher Wäh-
rung zu verhindern oder andere für die 
deutsche Wirtschaft und für die Ge-
samtheit der Gläubiger nachteilige 
Mißbräuche auszuschließen. Verwen-
dungen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Regelung durch eine 
allgemeine Genehmigung erlaubt sind, 
können zur Sicherung der Kontrolle von 
dem Erfordernis einer Einzelgenehmi-
gung abhängig gemacht werden, ohne 
daß hierdurch die allgemeinen Ver-
wendungsmöglichkeiten beschränkt 
werden. 

(4) Die zuständigen deutschen Behör-
den werden sich bemühen, Erleichte-
rungen für die Verwendung gesperrter  

payment of such costs shall be 
adequately settled. 

On the joint application of the 
parties, the Court of Arbitration may 
also decide in other disputes between 
creditors and debtors. 

Detailed provisions relative to the 
Court of Arbitration proposed in this 
Article shall be agreed upon in the 
Governmental discussions for the 
implementation of the recommenda-
tions of the Conference on German 
External Debts. 

Article 18 
Payment in Deutsche Mark 

Payment in Deutsche Mark according 
to this settlement shall be understood 
as meaning payment in German cur-
rency into an account held by a foreign 
creditor or opened in his name at his 
request with a financial institution in 
the territory of the Federal Republic 
of Germany or Berlin (West). The 
account shall be subject to the German 
Foreign Exchange Control Regulations 
from time to time in force. 

This shall not exclude the issue of 
special licences for other forms of 
payment. 

Article 19 
Utilisation of Blocked Deutsche Mark 

Accounts 
(1) The foreign creditor of an 

"original credit account" in German 
currency shall be permitted to utilise 
it within the framework of the legal pro-
visions in force in the Federal Repub-
lic of Germany and Berlin (West) 
at the time this settlement comes into 
effect, including the right to assign 
such credits to another person outside 
Germany. 

(2) The foreign creditor of an "ac-
quired credit account" in German cur-
rency shall continue to be permitted 
to assign his credit to another person 
outside Germany. 

The foreign creditor of such account 
shall continue to be permitted to utilise 
his credit mainly for long-term invest-
ments in the German economy. 

(3) The competent German author-
ities shall draw up the regulations 
necessary to prevent the illegal dis-
posal of credits in German currency 
and to preclude any other abuses 
detrimental to the German economy 
and to the creditors as a whole. Utilisa-
tions permitted by a general licence at 
the time this settlement comes into 
force may, in order to ensure proper 
control, be made dependent upon the 
issue of a separate licence without 
thereby restricting the general pos-
sibilities of utilisation. 

(4) The competent German author-
ities will endeavour to provide facil-
ities for the utilisation of blocked  

dépens fixés par le Tribunal, le paie-
ment de ceux-ci soit réglé d'une ma-
nière adéquate. 

Le Tribunal arbitral pourra, à la 
demande commune des parties, con-
naître également d'autres litiges entre 
créancier et débiteur. 

Au cours des négociations intergou-
vernementales en vue de la mise en 
vigueur des recommandations de la 
Conférence des dettes extérieures alle-
mandes, des dispositions détaillées 
devront être convenues en ce qui 
concerne le Tribunal arbitral prévu 
par le présent Article. 

Article 18 
Paiement en Deutschemark 

Par «paiement en Deutschemark» au 
sens du présent règlement, il faut 
entendre le paiement en monnaie alle-
mande à un compte que le créancier 
étranger possède ou fait ouvrir à son 
nom dans un établissement financier 
dans le territoire de la République 
Fédérale d'Allemagne ou de Berlin 
(Ouest). Ce compte sera sujet à la 
réglementation allemande de contrôle 
des changes en vigueur. 

La disposition ci-dessus n'exclut pas 
la délivrance d'autorisations spéciales 
pour d'autres modalités de paiement. 

Article 19 
Utilisation d'avoirs bloqués en 

Deutschemark 
(1) Le créancier étranger détenteur 

d'un «avoir originel» en monnaie alle-
mande pourra utiliser son avoir dans 
le cadre de la réglementation en vi-
gueur lors de l'entrée en vigueur du 
présent règlement dans la République 
Fédérale d'Allemagne et Berlin (Ouest) ; 
il pourra également céder de tels 
avoirs à une autre personne hors 
d'Allemagne. 

(2) Le créancier étranger détenteur 
d'un «avoir de cession» en monnaie 
allemande conservera le droit de céder 
cet avoir à une autre personne hors 
d'Allemagne. 

Le créancier étranger détenteur d'un 
tel avoir conservera le droit d'utiliser 
cet avoir principalement à des investis-
sements à long terme dans l'économie 
allemande. 

(3) Les Autorités allemandes com-
pétentes prendront les règlements 
nécessaires pour prévenir toute éva-
sion illégale des avoirs en monnaie 
allemande ou tout autre abus préjudi-
ciable à l'économie allemande et à 
l'ensemble des créanciers. Les utilisa-
tions permises en vertu d'une autori-
sation générale lors de l'entrée en 
vigueur du présent règlement, pour-
ront, en vue de permettre le contrôle, 
être soumises à une autorisation indi

-vichelle, sans que les possibilités 
générales d'utilisation soient, de ce 
fait, restreintes. 

(4) Les Autorités allemandes compé-
tentes s'efforceront de prévoir des 
possibilités d'utilisation des avoirs 



D-Mark-Guthaben in dem Maße zu 
schaffen, das die devisenwirtschaftliche 
Lage zuläßt. Sie werden bestrebt sein, 
das Genehmigungsverfahren soweit 
wie möglich zu vereinfachen. 

(5) Zur Erörterung allgemeiner Fra-
gen, die mit der Verwendung gesperr-
ter D-Mark-Guthaben zusammenhän-
gen, soll die Bundesregierung einen Be-
ratungsausschuß bilden, dessen Mitglie-
der paritätisch von den hauptsächlichen 
Gläubigerländern einerseits und von 
der Bundesrepublik Deutschland ande-
rerseits gestellt werden. 

Artikel 20 
Einfluß der Regelung auf Forderungen 

Soweit nichts Gegenteiliges bestimmt 
ist, soll diese Regelung als solche die 
hier behandelten Forderungen nicht 
verändern. 

Artikel 21 
Währungsoptionsklauseln 

ohne Goldklausel 
Die Entscheidung, in welcher Wäh-

rung Forderungen mit Währungsop-
tionsklauseln (ohne Goldklausel) be-
zahlt werden sollen, bleibt Regierungs-
vereinbarungen vorbehalten. 

Artikel 22 
Zugeständnisse zu Gunsten der 

Schuldner 
Die Gläubiger sind der Auffassung, 

daß die Vorteile aus den Zugeständ-
nissen, die sie im Rahmen dieser Re-
gelung machen, den Schuldnern zugute 
kommen sollen. 

Artikel 23 
Echte Konversionen 

(1) Eine Änderung in den Bedingun-
gen eines Schuldverhältnisses gilt als 
echte Konversion, wenn sie vor dem 
9. Juni 1933 vorgenommen worden ist. 
Ferner, wenn sie an diesem Tage oder 
danach als Ergebnis freier Verhandlun-
gen oder wegen eingetretener oder dro-
hender 	Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners zustandegekommen ist. 

(2) Es wird vermutet, daß eine echte 
Konversion auf Grund freier Verhand-
lungen nicht vorliegt, wenn der Gläu-
biger bei der Konversion durch den 
deutschen Treuhänder für Feindvermö-
gen oder eine ähnliche von einer deut-
schen Behörde ohne seine Zustimmung 
ernannte Person vertreten war. 

(3) Bei Forderungen aus Schuldver-
schreibungen liegt eine echte Konver-
sion auch dann nicht vor, wenn sie sich 
lediglich auf die Annahme eines vom 
Schuldner gemachten einseitigen An-
gebots durch den Gläubiger beschränkt 
hat. 

(4) Der Schuldner ist dafür beweis-
pflichtig, daß eine echte Konversion 
vorliegt. 

(5) Bei Kirchenanleihen gilt jede 
Konversion als echt. 

Artikel 24 
Währung, in der zu bezahlen ist 
Bestimmungen darüber, in welcher 

Währung eine Geldforderung zu be- 

Deutsche Mark accounts to such an 
extent as the foreign exchange situ-
ation shall permit. They will aim at 
simplifying the licence procedure as 
much as possible. 

(5) The Federal Government shall set 
up an Advisory Committee composed 
of an equal number of representatives 
of the main creditor countries, on the 
one hand, and of representatives of the 
Federal Republic, on the other hand, 
for the discussion of general matters 
in connection with the utilisation of 
blocked Deutsche Mark accounts. 

Article 20 
Effect of the Settlement on 

Existing Claims 
In the absence of any contrary 

provision, this settlement shall not 
modify the claims dealt with therein. 

Article 21 
Currency Option Clauses without 

a Gold Clause 
The decision as to the currency in 

which claims with currency option 
clauses (without a gold clause) shall 
be discharged, shall be reserved to 
intergovernmental arrangements. 

Article 22 
Concessions in Favour of Debtors 

The creditors are of the opinion that 
the concessions granted under the 
terms of this settlement should accrue 
to the benefit of the debtors. 

Article 23 
Effective Conversion 

(1) A change in the terms of the debt 
relationship between creditor and 
debtor shall be considered as an effec-
tive conversion, if it was made before 
9th June, 1933, or if it occurred on 
or after 9th June, 1933, as a result of 
free negotiation or on account of the 
insolvency or threatened insolvency of 
the debtor. 

(2) It shall be presumed that there 
is no effective conversion resulting 
from free negotiation if at the time of 
conversion the creditor was represent-
ed by the German Custodian of 
Enemy Property or by a similar person 
appointed by the German authorities 
without his consent. 

(3) In the case of bonded claims, a 
conversion shall likewise not be con-
sidered an effective conversion if the 
creditor has merely accepted a 
unilateral offer made by the debtor. 

(4) The burden shall be on the debtor 
to prove that the conversion was an 
effective conversion. 

(5) In the case of Church loans, any 
conversion shall be considered effec-
tive. 

Article 24 
Currency of Payment 

Provisions as to the currency in 
which monetary claims shall be  

bloqués en Deutschemark, dans la me-
sure où le permettra la situation des 
changes. Elles auront pour but de sim-
plifier dans la mesure du possible la 
procédure de délivrance des autorisa-
tions. 

(5) En vue de la discussion de ques-
tions générales liées à l'utilisation 
des avoirs bloqués en Deutschemark, 
le Gouvernement Fédéral constituera 
une Commission consultative composée 
sur une base paritaire de représentants 
des principaux pays créanciers d'une 
part et de la République Fédérale 
d'autre part. 

Article 20 
Influence du règlement sur les créances 

existantes 
Sauf dispositions contraires, le pré-

sent règlement, en tant que tel, ne 
modifie pas les créances auxquelles il 
est applicable. 

Article 21 
Clauses d'option de change sans 

clause-or 
La décision quant à la monnaie dans 

laquelle les créances avec clauses 
d'option de change (sans clause-or) 
devront être réglées reste réservée 
pour des accords intergouvernemen-
taux. 

Article 22 
Affectation au bénéfice des débiteurs 
des concessions faites par les créanciers 

Les créanciers estiment que le béné-
fice des concessions consenties par eux 
dans le cadre du présent règlement 
doit profiter aux débiteurs. 

Article 23 
Conversion effective 

(1) Toute modification des conditions 
d'une dette est considérée comme une 
conversion effective, si elle a eu lieu 
avant le 9 juin 1933, ou encore, si 
elle a eu lieu le 9 juin 1933 ou après 
cette date et à la suite de libres négo-
ciations ou en raison de l'insolvabilité 
survenue ou imminente du débiteur. 

(2) Il sera présumé qu'il n'y a pas 
conversion effective résultant de libres 
négociations si le créancier était re-
présenté, au moment de la conversion, 
soit par le Séquestre allemand des 
biens ennemis, soit par une personne 
analogue désignée par des autorités 
allemandes sans son assentiment. 

(3) Dans le cas des créances ayant 
la forme d'obligations, il n'y a pas non 
plus conversion effective lorsque le 
créancier s'est borné uniquement à 
accepter une offre unilatérale du débi-
teur. 

(4) Le débiteur aura la charge de 
prouver qu'il y a conversion effective. 

(5) Dans le cas des emprunts des 
églises, toute conversion sera consi-
dérée comme effective. 

Article 24 
Monnaie de paiement 

Les dispositions concernant la mon-
naie dans laquelle une créance pécu- 



zahlen ist, bleiben Regierungsverein-
barungen vorbehalten. 

Artikel 25 
Bereinigungsgesetze für deutsche 

Wertpapiere 
Diese Regelung findet keine Anwen-

dung auf Schuldverschreibungen und 
Zinsscheine, die auf Grund des deut-
schen Wertpapierbereinigungsgesetzes 
vom 19. August 1949 (Wirtschaftsge-
setzbl. S. 295) und des Bereinigungs-
gesetzes für deutsche Auslandsbonds 
vom August 1952 der Bereinigung be-
dürfen, solange diese Schuldverschrei-
bungen oder Zinsscheine nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieser Gesetze 
und etwaiger mit dem Emissionsland 
über diese Gesetze geschlossener Ab-
kommen nicht bereinigt worden sind. 

KAPITEL C 

Regelung von alten 
Handelsforderungen (Artikel 1) 

Artikel 26 
Forderungen aus Warenlieferungen 

(Artikel 1 [1]) 
(1) Der Gläubiger soll vorn Schuld-

ner Zahlung nach dein Ausland verlan-
gen können, und zwar: 
(a) in Höhe eines Drittels des geschul-

deten Betrages mit Beginn des Jah-
res 1953 

(b) in Höhe der restlichen zwei Drittel 
des geschuldeten Betrages in zehn 
gleichen Jahresraten, beginnend 
mit dem 1. Januar 1954. 

(2) Der Gläubiger kann bis zum 31. De-
zember 1953 verlangen, daß der Schuld-
ner an Stelle der unter Ziff. (1) (b) 
vorgesehenen Zahlung nach dem Aus-
land innerhalb von drei Monaten nach 
Aufforderung den Restbetrag seiner 
Forderung (zwei Drittel des ursprüng-
lich geschuldeten Betrages) in D-Mark 
zahlt. Gläubigern und Schuldnern wird 
anheimgestellt, beim Vorliegen beson-
derer Umstände eine Verlängerung 
dieser Frist um weitere drei Monate 
zu vereinbaren. 

(3) Nach dem 31. Dezember 1953 
kann der Gläubiger die Bezahlung der 
Restforderung in D-Mark nur im Ein-
vernehmen mit dem Schuldner ver-
langen. 

Artikel 27 
Forderungen aus Vorauszahlungen 
auf Warenlieferungen und Dienst

-

leistungen (Artikel 1 121) 
(1) Gläubiger und Schuldner sollen 

sich, soweit erforderlich mit Genehmi-
gung ihrer zuständigen Behörden, auf 
eine den individuellen Verhältnissen 
entsprechende Regelung einigen. 

(2) Kann eine Einigung nicht erreicht 
werden, so soll der Gläubiger vom 
Schuldner Zahlung des geschuldeten 
Betrages nach dem Ausland in zehn 
gleichen Jahresraten, beginnend mit 
dem 1. Oktober 1953, verlangen 
können. 

(3) Der Gläubiger kann bis zum 
31. Dezember 1953 verlangen, daß der 
Schuldner an Stelle der unter Ziffer (2)  

discharged, are reserved to inter-
governmental arrangements. 

Article 25 
Validation Laws for German Bonds 

This settlement shall not apply to 
bonds and interest coupons which 
require to be validated under the 
German Validation Law for Bonds of 
1 9th August, 1949 (Wirtschaftsgesetzbl., 
page 295) and the Validation Law for 
German External Bonds of August, 
1952, until these bonds and interest 
coupons have been validated pursuant 
to the provisions of such laws or any 
agreement which may be concluded 
with the country of issue with regard 
to such laws. 

SECTION C 

Settlement of Old Commercial 
Claims (Article 1) 

Article 26 
Claims arising out of Supplies 

of Goods (Article 1 (1) ) 
(1) The creditor shall be entitled to 

demand payment to a foreign country 
as follows:- 
(a) in respect of one-third of the 

amount owed as from the begin-
ning of the year 1953, 

(b) in respect of the remaining two-
thirds of the amount owed in ten 
equal yearly instalments, starting 
on 1st January, 1954. 

(2) The creditor may up to 31st 
December, 1953, demand that the 
debtor, instead of effecting payment to 
a foreign country as stipulated under 
(1) (h), shall, within three months 
after such request pay the balance of 
his claim (two-thirds of the original 
amount owed) in Deutsche Mark. It 
shall be left to the creditors and 
debtors in special circumstances to 
agree upon extension of the time limit 
for a further three months. 

(3) After 31st December, 1953, pay-
ment of the balance of the claim in 
Deutsche Mark may be demanded only 
in agreement with the debtor. 

Article 27 
Claims arising out of Prepayments 

for Supplies of Goods and Services 
(Article 1 (2) ) 

(1) Creditors and debtors should, 
where necessary, with the approval of 
their competent authorities, agree 
upon a settlement appropriate to the 
circumstances of the case. 

(2) Should it not be possible to reach 
agreement, the creditor shall be 
entitled to ask the debtor for payment 
to a foreign country of the amount 
owed in ten equal yearly instalments, 
starting as from 1st October, 1953. 

(3) The creditor may up to 31st De-
cember, 1953, demand that the debtor, 
instead of effecting payment to a  

niaire doit être réglée restent réservées 
pour des accords intergouvernemen-
taux. 

Article 25 
Lois de validation des valeurs 

mobilières allemandes 
Le présent règlement ne s'applique 

pas aux obligations et coupons dont 
la validation est requise en vertu de la 
Loi de validation des valeurs mobilié-
res allemandes rio 19 août 1949 (Wirt-
schaftsgesetzbl. II, 1949, page 295) et de 
la Loi de validation des valeurs mobi-
lières allemandes émises à l'étranger 
d'août 1952, tant que ces obligations 
ou coupons n'auront pas été validés 
selon les dispositions de ces lois ou 
de tout accord intergouvernemental 
qui pourrait être conclu, en ce gui con-
cerne l'application de ces lois, avec le 
pays où les valeurs ont été émises. 

CHAPITRE C 

Règlement des créances commer

-

claies anciennes (Article 1) 
Article 26 

Créances nées de livraisons de 
marchandises (Article 1 (1)) 

(1) Le créancier pourra exiger du 
débiteur le transfert: 

(a) à partir du début de 1953, d'un 
tiers de la somme due, 

(b) à partir du ler janvier 1954 et en 
10 annuités égales des deux tiers 
restants. 

(2) Le créancier pourra, jusqu'au 31 
décembre 1953, exiger de son débiteur, 
au lieu du transfert prévu à l'alinéa 1 
(b), le paiement en Deutschemark du 
reste de sa créance (soit les 21 du 
montant dû à l'origine) dans un délai 
de 3 mois à compter de la demande. Il 
est laisse à la disciétion des créanciers 
et des débiteurs de convenir d'une 
prolongation de 3 mois du délai en 
question, en cas de circonstances parti-
culières. 

(3) Après le 31 Décembre 1953, le 
créancier ne pourra exiger qu'avec 
l'assentiment du débiteur le paiement 
en Deutschemark du solde de la 
créance. 

Article 27 
Créances nées du paiement anticipé 

de marchandises ou de services 
(Article 1 (2) ) 

(1) Les créanciers et les débiteurs 
doivent se mettre d'accord, avec 
l'autorisation des autorités compé-
tentes de leurs pays respectifs, sur un 
règlement correspondant à leur cas 
d'espèce. 

(2) Si une entente ne peut être 
atteinte, le créancier pourra exiger 
du débiteur le transfert du montant dû, 
en 10 annuités égales à partir du 
ler octobre 1953. 

(3) Le créancier pourra, jusqu'au 
31 Décembre 1953, exiger de son 
débiteur, au lieu du transfert prévu 



vergesehenen Zahlung nach dem Aus-
land innerhalb von drei Monaten nach 
Aufforderung den gesamten Betrag 
der Forderung in D-Mark zahlt. Gläu-
bigern und Schuldnern wird es an-
heimgestellt, beim Vorliegen beson-
derer Umstände eine Verlängerung 
dieser Frist um weitere drei Monate zu 
vereinbaren. 

(4) Nach dem 31. Dezember 1953 
kann der Gläubiger die Bezahlung der 
Forderung in D-Mark nur im Einver-
nehmen mit dem Schuldner verlangen. 

Artikel 28 
Löhne, Gehälter, Pensionen, die auf 

einem Beschäftigungsverhältnis 
beruhen, Provisionen (Art. 1 [7]) 

(1) Der Gläubiger soll vom Schuld-
ner Zahlung des geschuldeten Betrages 
nach dem Ausland in fünf gleichen 
Jahresraten, beginnend mit dem 1. Ja-
nuar 1953, verlangen können. In diese 
Regelung können auf Antrag des Be-
rechtigten oder einer privaten oder 
öffentlichen Stelle, die der Berechtigte 
ordnungsmäßig bevollmächtigt hat, 
für ihn zu handeln, bei den zustän-
digen deutschen Stellen auch solche 
Beträge einbezogen werden, die nach-
weislich vorübergehend vom Berech-
tigten oder von seinem Arbeitgeber 
zu seinen Gunsten auf ein Konto bei 
einem im Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) gelegenen Kreditinstitut ein-
gezahlt waren. 

Den zuständigen deutschen Stellen 
wird es vorbehalten sein, die Mög-
lichkeit einer beschleunigten Zahlung 
nach dem Ausland in Härtefällen wohl-
wollend zu prüfen. 

(2) Der Gläubiger kann jederzeit ver-
langen, daß der Schuldner den Rest-
betrag, der noch nicht nach dem Aus-
land überwiesen ist, innerhalb von 
drei Monaten nach Aufforderung in 
D-Mark zahlt. 

Artikel 29 
Leistungen aus der Sozialversicherung 

(Artikel 1 [8]) 
Diese Leistungen sind bereits Gegen-

stand bilateraler Verhandlungen und 
Abkommen oder können es in Zukunft 
werden. Es wird empfohlen, die rück-
ständigen Leistungen in diese Abkom-
men einzubeziehen. 

Artikel 30 
Forderungen aus dem privaten 

Versicherungsverkehr (Artikel 1 [9]) 
(1) Beiderseitige Forderungen und 

Schulden aus Versicherungs- und 
Rückversicherungsverträgen oder -ab-
kommen aller Art oder in Verbin-
dung mit solchen Verträgen oder Ab-
kommen können Gegenstand bilate-
raler Verhandlungen sein. 

Solche Forderungen und Schulden 
können nur nach Maßgabe der ein-
schlägigen bilateralen Vereinbarungen 
geltend gemacht werden. 

(2) Wenn solche bilateralen Verein-
barungen für die direkte Versicherung 
nicht bestehen oder nicht bis zum 31. 
März 1953 abgeschlossen sind, werden  

foreign country as stipulated under (2), 
shall, within three months after such 
request, pay the total amount of the 
claim in Deutsche Mark. It shall be 
left to the creditors and debtors, in 
special circumstances, to agree upon 
extension of the time limit for a further 
three months. 

(4) After 31St December, 1953, pay-
ment of the claim in Deutsche Mark 
may be demanded only in agreement 
with the debtor. 

Article 28 
Wages, Salaries and Pensions based 

on Employment, Commission 
(Article 1 (7)) 

(1) The creditor shall he entitled to 
demand from the debtor payment to 
a foreign country of the amount owed 
in five equal yearly instalments, 
starting on 1st January, 1953. On 
application by the claimant, or by a 
private or  governmental organisation 
which the claimant has duly authorised 
to act on his behalf, to the competent 
German authorities this settlement 
may also include such amounts as, 
according to proof furnished, have been 
paid temporarily into an account with 
a financial institution located in the 
Federal territory or Berlin (West) by 
the claimant or by his employer to the 
claimant's credit. 

It shall lie with the competent Ger-
man authorities to give favourable con-
sideration to the possibility of an early 
payment to a foreign country in cases 
of hardship. 

(2) The creditor may, at any time, 
demand that the debtor shall, within 
three months after being so requested, 
pay, in Deutsche Mark, the balance of 
the claim which has not yet been 
transferred to a foreign country. 

Article 29 
Services from Social Insurance 

(Article 1 (8)) 
These services are already or may 

become the subject of bilateral agree-
ments and negotiations. It is recom-
mended that the arrears of such pay-
ments be incorporated into these 
agreements. 

Article 30 
Claims arising out of Private Insurance 

Business (Article 1 (9)) ' 
(1) Claims and debts of either Party 

arising out of insurance or reinsurance 
contracts or agreements of any kind, 
or in connection with such contracts or 
agreements, may be the subject of 
bilateral arrangements. 

Such claims and debts may be settled 
only in accordance with the relevant 
bilateral arrangements. 

(2) Where no such bilateral arrange-
ments for direct insurance exist or 
have been concluded by 31st March, 
1953, claims of foreign insurance  

au paragraphe (2), le paiement en 
Deutschemark de la totalité de sa 
créance dans un délai de trois mois à 
compter de la demande. Il est recom-
mandé aux créanciers et aux débiteurs 
de convenir d'une prolongation de 
3 mois de ce délai en cas de circon-
stances particulières. 

(4) Après le 31 Décembre 1953, le 
créancier ne pourra qu'avec l'assenti-
ment du débiteur exiger le paiement 
de la créance en Deutschemark. 

Article 28 
Salaires, traitements et pensions 
résultant de contrats de travail, 

commissions 
(Article 1 (7) ) 

(1) Le créancier pourra exiger du 
débiteur le transfert du montant dû, 
en 5 annuités égales, à partir du 
1er janvier 1953. Dans ce règlement 
pourront être incorporés également, 
sur demande adressée aux autorités 
allemandes compétentes par l'in-
téressé ou par une organisation privée 
ou publique dûment autorisée par lui à 
agir en son nom, les montants dont il 
peut être prouvé qu'ils ont été versés 
temporairement soit par l'intéressé, 
soit en sa faveur par son employeur, à 
un compte ouvert dans un établisse-
ment financier dans le territoire de la 
République Fédérale ou de Berlin 
(Ouest). 

Il appartiendra aux Autorités alle-
mandes compétentes d'examiner avec 
bienveillance dans les cas particulière-
ment dignes d'intérêt, la possibilité 
d'une accélération du transfert. 

(2) Le créancier peut, à tout moment, 
exiger de son débiteur le paiement en 
Deutschemark, dans un délai de 3 mois 
à compter de la demande, du solde non 
encore transféré à l'étranger. 

Article 29 
Prestations d'assurances sociales 

(Article 1 (8) ) 
Ces prestations font déjà ou pour-

ront faire l'objet de négociations et 
d'accords bilatéraux. Il est recom-
mandé de comprendre dans ces accords 
les prestations arriérées. 

Article 30 
Créances au titre des assurances 

privées (Article 1 (9) ) 
(1) Les créances et dettes récipro-

ques nées de contrats ou d'accords 
d'assurance ou de réassurance de toute 
espèce ou en liaison avec de tels 
contrats ou accords peuvent faire 
l'objet de négociations bilatérales. 

Ces créances et dettes ne pourront 
être réglées que conformément aux 
accords bilatéraux applicables. 

(2) En l'absence de tels accords 
bilatéraux relatifs aux assurances 
directes ou s'il n'en est pas conclu 
avant le 31 mars 1953, les créances des 
assurés étrangers à l'encontre des com-
pagnies d'assurances dans la Républi- 



Ansprüche von ausländischen Ver-
sicherungsnehmern gegen Versiche-
rungsgesellschaften in der Bundes-
republik Deutschland und in Berlin 
(West) nach den folgenden Bestim-
mungen geregelt: 
(a) Forderungen aus Lebensversiche-

rungsverträgen gemäß den Vor-
schriften in Artikel 33 und 34. 

(b) Forderungen aus Schadens-, Un-
fall- und Haftpflichtversicherungs-
verträgen: 
(aa) Ist der Versicherungsvertrag 

zur Sicherung von Vermögens-
anlagen geschlossen worden, 
die in der Bundesrepublik 
Deutschland oder in Berlin 
(West) belegen sind, erfolgt 
Zahlung nach den in der Bun-
desrepublik Deutschland und 
in Berlin (West) geltenden 
Devisenbestimmungen in D-
Mark. 

(bb) Forderungen aus anderen 
Schadens-, Unfall- und Hait-
pflichtversicherungsverträgen 
werden nach den Vorschriften 
in Artikel 31 geregelt. 

(c) Forderungen aus Versicherungs-
verträgen jeder Art auf Renten-
zahlung gemäß den  Bestimmungen 
in Art. 28. 

Einzelheiten zu den Bestimmungen 
unter Ziffer (2) sind noch im Regierungs-
abkommen zu regeln. 

Artikel 31 
Sonstige alte Handelsforderungen 

(Artikel 1 [3], [4], [5], [6]) 
(1) Der Gläubiger soll vom Schuld-

ner Zahlung des geschuldeten Betrages 
nach dem Ausland in zehn gleichen 
Jahresraten, beginnend mit dem 1. Juli 
1953, verlangen können. 

(2) Der Gläubiger kann bis zum 
31. Dezember 1953 verlangen, daß der 
Schuldner an Stelle der unter Ziffer (1) 
vorgesehenen Zahlung nach dem Aus-
land innerhalb von drei Monaten nach 
Aufforderung den geschuldeten Betrag 
in D-Mark zahlt. Gläubigern und 
Schuldnern wird es anheimgestellt, 
beim Vorliegen besonderer Umstände 
eine Verlängerung dieser Frist um 
weitere drei Monate zu vereinbaren. 

(3) Nach dem 31. Dezember 1953 
kann der Gläubiger die Bezahlung der 
Forderung in D-Mark nur im Einver-
nehmen mit, dem Schuldner verlangen. 

(4) In besonders gelagerten Fällen 
können Gläubiger und Schuldner, vor-
behaltlich der Genehmigung durch die 
zuständigen Stellen, eine abweichende 
Regelung treffen. 

Artikel 32 
Gemeinsame Bestimmungen 
für alte Handelsforderungen 

(Artikel 1 [1] bis [9]) 
(1) Rückständige Zinsen 

Wenn auf eine Forderung Zinsen 
geschuldet werden, so sollen für die Er-
rechnung der bis zum 31. Dezember 1952 
rückständigen Zinssumme die folgen-
den Zinssätze ohne Berechnung von 
Zinseszinsen angewandt werden:  

holders against insurance companies 
in the Federal Republic of Germany 
and Berlin (West) shall be settled 
pursuant to the following provisions:—

Claims arising out of life insurance 
contracts pursuant to the provi-
sions of Articles 33 and 34. 

(e) Claims arising out of damage, ac-
cident or third party insurance 
contracts: 
(aa) where the insurance contract 

was concluded for the safe-
guarding of assets in the Feder-
al Republic of Germany or 
Berlin (West), payment shall 
be effected in Deutsche Mark 
pursuant to the Foreign Ex-
change Regulations in force 
in the Federal Republic of 
Germany and Berlin (West); 

(bb) all other such claims shall be 
settled pursuant to the pro-
visions of Article 31. 

(e) Claims arising out of all types of 
insurance contracts for payments 
of pensions pursuant to the pro-
visions of Article 28. 

Details of the provisions under Pa ra-
graph (2) shall be laid down in the 
Intergovernmental Agreement. 

Article 31 
Other old Commercial Claims 
(Article 1, (3), (4), (5) and (6)) 

(1) The creditor shall be entitled to 
demand from the debtor payment to a 
foreign country of the amount owed 
in ten equal yearly instalments, 
starting on 1st July, 1953. 

(2) The creditor may, up to 31st De-
cember, 1953, demand that the debtor, 
instead of effecting payment to a 
foreign country as stipulated under (1) 
above, shall, within three months after 
such request pay the amount owed 
in Deutsche Mark. It is left to the cred-
itors and debtors, in special circum-
stances, to agree upon extension of the 
time limit for a further three months. 

(3) After the 31st December, 1953, 
the creditor may demand payment of 
his claim in Deutsche Mark only in 
agreement with the debtor. 

(4) In certain special cases the cred-
itor and debtor may agree upon 
settlement in some other form, subject 
to approval by the competent author-
ities. 

Article 32 
Joint Provisions for Old Commercial 

Debts (Article 1, (1) to (9)) 

(I) Arrears of Interest 
Where interest is owing on a claim, 

the following interest rates, without 
allowing for compound interest, shall 
apply for the computation of the 
arrears of interest owed up to 31st De-
cember,- 1952:—  

que Fédérale d'Allemagne et Berlin 
(Ouest) seront réglées conformément 
aux dispositions suivantes: 

(a) pour les créances nées de contrats 
d'assurance-vie, selon les disposi-
tions des Articles 33 et 34; 

(b) pour les créances nées de contras 
d'assurances dommages, accidents 
ou responsabilité: 
(aa) si le contrat d'assurance con-

cerne des biens situés dans la 
République Fédérale d'Alle-
magne ou Berlin (Ouest), le 
paiement aura lieu en 
Deutschemark conformément 
aux dispositions du contrôle 
des changes en vigueur dans 
la République Fédérale et 
Berlin (Ouest). 

(bb) Les créances nées d'autres 
contrats d'assurances dom-
mages, accidents et respon-
sabilité seront réglées con-
formément aux dispositions de 
l'Article 31; 

(c) pour les créances nées de contrats 
d'assurance de toute nature com

-

portant le paiement de rentes. 
selon les dispositions de l'Article 

28. 
Les détails des dispositions du para-

graphe (2) seront réglés dans l'Accord 
Intergouvernemental. 

Article 31 
Créances commerciales anciennes 

diverses (Article 1 (3), (4), (5) et (6) ) 
(1) Le créancier pourra exiger du 

débiteur le transfert du montant dû, 
en 10 annuités égales à partir du 
ter juillet 1953. 

(2) Le créancier pourra, jusqu'au 
31 décembre 1953, exiger de son débi-
teur, au lieu du transfert prévu au 
paragraphe (1) ci-dessus, le paiement 
en Deutschemark du montant dû, dans 
un délai de 3 mois à compter de la 
demande. II est laissé à la discrétion 
des créanciers et des débiteurs de 
convenir d'une prolongation de 3 mois 
du délai en question, en cas de circon-
stances particulières. 

(3) Après le 31 décembre 1953, le 
paiement en Deutschemark de la 
créance ne pourra être exigé qu'en 
accord avec le débiteur. 

(4) Dans des cas particuliers, créan-
cier et débiteur pourront, sous réserve 
de l'autorisation des autorités com-
pétentes, convenir d'un règlement 
différent. 

Article 32 
Dispositions communes à toutes les 

créances commerciales anciennes 
(Article 1 (1) à (9) ) 

(1) Arriérés d'intérêts 
Si des interêts sont dus sur une 

créance, les arriérés d'intérêts jusqu'au 
31 décembre 1952 seront calculés à 
intérêts simples au taux suivant: 



(a) bei einem bisherigen jährlichen 
Zinssatz von 4%o oder weniger 
bleibt der bisherige Zinssatz be-
stehen; 

(b) bei einem bisherigen jährlichen 
Zinssatz von mehr als 4 % wird 
dieser auf 2/3, jedoch nicht unter 
jährlich 4 % ermäßigt. 

Der ermäßigte Betrag der rückstän-
digen Zinsen wird der Hauptforderung 
zugeschlagen. 

(2) Künftige Zinsen 
Für die Zeit vom 1. Januar 1953 bis 

zum 31. Dezember 1957 sollen Zinsen 
nicht geschuldet werden. 

Wurden auf die Forderung in der 
Zeit bis zum 1. Januar 1953 Zinsen ge-
schuldet, so ist ab 1. .Januar 1958 der 
dann noch nicht getilgte Betrag der 
Forderung in seiner jeweils ausstehen-
den Höhe zu verzinsen. Der Zinssatz 
soll 75% des geschuldeten Zinssatzes 
betragen. 

Der neue Zinssatz soll jedoch min-
destens 4 % und höchstens 6 % jährlich 
betragen. Wenn bisher ein Zinssatz 
von 4 % jährlich oder weniger geschul-
det wurde, bleibt dieser bestehen. Die 
Zinsen sollen jährlich nachträglich zu-
sammen mit dem Tilgungsbetrag nach 
dein Ausland gezahlt werden. 

(3) Sonderdepot 
(a) Für Forderungen der Gruppen 

nach Artikel 1 (1) bis (7) kann der 
Gläubiger an Stelle der Zahlung ge-
mäß Artikel 26, 27, 28 oder 31 vom 
Schuldner die Zahlung auf ein auf seinen 
Namen lautendes D-Mark-Depot-Konto 
bei einer von den zuständigen deut-
schen Behörden zu bestimmenden Stelle 
verlangen, wenn sein Anspruch nach-
weislich gefährdet ist. 

Soweit sich der Schuldner gegenüber 
einem solchen Verlangen auf die Härte-
klausel (siehe Artikel 11) beruft, soll 
das Einzahlungsverlangen des Gläubi-
gers erst wirksam sein, wenn die Be-
rufung des Schuldners auf die Härte-
klausel endgültig zurückgewiesen ist. 

(b) Der Schuldner kann den Betrag 
einer Schuld, die zu den in Absatz (a) 

genannten Gruppen gehört, zugunsten 
des Gläubigers auf ein solches Depot 
einzahlen, wenn nachweislich 

(aa) der Schuldner Erbe oder Testa-
mentsvollstrecker des ursprüngli-
chen Schuldners ist und der Nach-
laß verteilt werden soll; 

(bb) der Schuldner eine Gesellschaft ist 
und diese in Liquidation tritt; 

(cc) der Konkursverwalter oder die 
Vergleichsperson des Schuldners 
Konkurs- oder Vergleichsquoten 
ausschutten. 

(c) Die Zahlung auf ein Depot, die 
in Übereinstimmung mit den obigen 
Vorschriften stattfindet, befreit den 
Schuldner von seiner Schuld. Der Gläu-
biger wird in diesem Falle hinsichtlich 
der Zahlung nach dem Ausland so be

-handelt, als oh der auf dem Depot ein- 

(a) where the annual interest rate has 
heretofore been 4 per cent. or less, 
the interest rate shall remain the 
same as before; 

(b) where the annual interest rate has 
heretofore been more than 4 per 
cent., this shall be reduced to 2 /3 
but not less than 4 per cent. per 
annum. 

The reduced amount of interest 
arrears shall be added to the principal. 

(2) Future Interest 
No interest shall be due for the period 

from 1st January, 1953, to 31st Decem-
ber, 1957. 

Where interest was due for the 
period up to ist January, 1953, the 
amount of the claims for the time being 
outstanding on or after 1st January, 
1958, shall hear interest. The rate of 
interest shall represent 75 per cent. of 
the due rate. 

The new rate of interest shall, 
however, be not less than 4 per cent. 
nor more than 6 per cent. per annum. 
Where heretofore a rate of interest of 
4 per cent. per annum or less was due, 
this rate shall remain. The interest 
shall be paid at the end of each year in 
non-German currency together with 
the amortisation amount. 

(3) Special Deposit 
(a) As far as claims of groups in 

Article 1, (1) to (7), are concerned 
the creditor may, instead of specifying 
payment in accordance with Article 
26, 27, 28 or 31, require the debtor to 
effect payment into a Deutsche Mark 
Deposit Account maintained in his 
name with an agency to be designated 
by the competent German authorities, 
if his claim is proved to be jeopard-
ised. 

Should the debtor in respect of such 
a request invoke the hardship clause 
(see Article 11), the demand of the 
creditor for a deposit shall take effect 
only when the invocation of the hard-
ship clause by the debtor has been 
finally rejected. 

(b) The debtor may pay the amount 
of a debt covered by the categories 
specified by paragraph (a) into such 
a deposit in favour of the creditor, 
provided he can furnish proof that— 

(aa) he (the debtor) is the heir or exec-
utor of the original debtor and 
the estate is due to he apportion-
ed; 

(bb) he (the debtor) is a company going 
into liquidation; 

(cc) the receiver or the composition 
administrator of the debtor is 
paying out dividends on bank-
ruptcy or composition settlements. 

(c) Payment into a deposit account 
in accordance with the above-men-
tioned provisions shall discharge the 
debtor from his debt. In this case, 
the creditor shall, in respect of pay-
ment to a foreign country, he accorded 
the same treatment as if the amount 

(a) si le taux d'intérêt annuel était 
jusqu'ici inférieur ou égal à 4%,  le 
taux antérieur subsistera; 

(b) si le taux d'intérêt annuel était 
jusqu'ici supérieur à 4%, ce taux 
sera réduit aux deux tiers, mais ne 
devra pas être inférieur à 4%. o. 

Le montant réduit des arriérés d'in-
térêts sera ajouté au principal de la 
créance. 

(2) Intérêts futurs 
Aucun intérêt n'est dû pour la pé-

riode du 1er janvier 1953 au 31 décem-
bre 1957. 

Si des intérêts sont dus sur la créance 
pour la période antérieure au ler jan-
vier 1953, le montant non encore amorti 
de la créance au ler janvier 1958 ou 
après, porte intérêt à compter de cette 
date. Le taux d'intérêt se monte à 75 % 
du taux d'intérêt dû. 

Le nouveau taux d'intérêt ne devra 
toutefois pas être inférieur à 4°/o ni . 
supérieur à 6% par an. Si le taux 
d'intérêt appliqué jusqu'ici est égal 
ou inférieur à 4%, il reste inchangé. 
Les intérêts doivent être transférés à 
la fin de chaque année, en même temps 
que l'amortissement. 

(3) Dépôt spécial 
(a) Dans le cas d'une créance visée 

à l'Article 1, alinéas (1) à (7), le créan-
cier pourra, s'il peut prouver que sa 
créance est menacée, exiger du débi-
teur, au lieu du paiement conformé-
ment aux Articles 26, 27, 28 ou 31, le 
paiement à un compte de dépôt en 
Deutschemark ouvert à son nom dans 
un établissement à désigner par les 
autorités allemandes compétentes. 

Si le débiteur, en réponse à cette 
demande, invoque la clause relative 
aux cas où le débiteur se trouve dans 
une situation financière difficile (Article 
11), il ne sera tenu de donner suite à 
la demande de versement du créancier 
que lorsque le bénéfice de la clause en 
question lui aura été définitivement 
refusé. 

(b) Le débiteur peut verser le mon-
tant d'une dette appartenant à l'une 
des catégories énumérées à l'alinéa (a) 
ci-dessus, à un tel compte de dépôt en 
faveur du créancier, s'il peut être 
prouvé: 

(aa) que le débiteur est l'héritier ou 
l'exécuteur testamentaire du dé-
biteur originel et que la succes-
sion doit être partagée; ou 

(bb) que le débiteur est une société 
et que celle-ci entre en liquida-
tion; 

(cc) que le syndic de faillite ou 
l'administrateur de liquidation 
judiciaire procède à une distri-
bution. 

(c) Le versement effectué à un 
compte de dépôt, conformément aux 
dispositions ci-dessus, libère le débi-
teur de sa dette. Le créancier bénéficie, 
en ce cas, des mêmes conditions de 
transfert que si le montant versé au 
compte de dépôt (y compris les intérêts, 



gezahlte Betrag (einschließlich Zinsen, 
falls die Depot-Stelle Zinsen vergütet) 
noch bei dem Schuldner stände. 

(d) Der Gläubiger hat jederzeit das 
Recht, die Überweisung eines auf Son-
derdepot eingezahlten Betrages auf sein 
D-Mark-Konto (siehe Artikel 18) zu 
verlangen. 
(4) Kleinforderungen 

Die zuständigen deutschen Stellen 
werden bei Forderungen auf kleinere 
Beträge Anträge der Beteiligten auf 
Genehmigung einer beschleunigten 
Zahlung nach dem Ausland wohlwol-
lend prüfen. 
(5) Zahlungen für Waren und Dienst-

leistungen, bei denen der Gläubi-
ger nachweist, daß die  Einzahlung 
auf sein Konto ohne seine Zustim-
mung erfolgt ist 

Ein Gläubiger, der nachweist, daß 
eine Einzahlung auf sein Bank- oder 
Postscheckkonto für Waren oder Dienst-
leistungen (Artikel 1) ohne seine Zu-
stimmung erfolgt ist, soll durch die Tat-
sache der Einzahlung auf ein derarti-
ges Konto nicht das Recht auf Behand-
lung der Einzahlung gemäß Kapitel C 
verlieren. 

KAPITEL D 

Regelung von Forderungen aus 
dem privaten Kapitalverkehr 

(Artikel 2) 

Artikel 33 
Forderungen aus dem Kapitalverkehr 

in deutscher Währung, einschließlich 
solcher Forderungen, die auf Goldmark 
oder Reichsmark mit Goldklausel lau-
ten und die nicht spezifisch ausländi-
schen Charakter (siehe Artikel 6) be-
sitzen, können auch weiterhin zu den 
vertraglich vereinbarten Zins- und Til-
gungsbedingungen nach Maßgabe der 
in der Bundesrepublik Deutschland und 
in Berlin (West) im Zeitpunkt der Zah-
lung gellenden Devisenbestimmungen 
bezahlt werden. Nach den gegenwärtig 
geltenden Bestimmungen kann nur Zah-
lung in D-Mark erfolgen. 

Artikel 34 
Forderungen aus dem Kapitalver-

kehr, die auf Fremdwährung lauten, 
und solche, die auf Goldmark oder 
Reichsmark mit Goldklausel lauten, je-
doch spezifisch ausländischen Charak-
ter (siehe Artikel 6) besitzen, sollen 
wie folgt geregelt werden: 
(1) Die Feststellung, welche Kapital-

und Zinsbeträge unbezahlt sind, er-
folgt, soweit der Schuldner Zah-
lungen an die Konversionskasse 
für deutsche Auslandsschulden ge-
leistet hat, unter Anwendung der 
Bestimmungen des Artikels 9. 

(2) Wenn Zinsen geschuldet werden, 
so sollen für die Errechnung der 
bis zum 31. Dezember 1952 rück-
ständigen Zinssumme die folgen-
den Zinssätze ohne Berechnung von 
Zinseszinsen angewandt werden: 

(a) bei einem bisherigen jährli-
chen Zinssatz von 4% oder 
weniger bleibt der bisherige 
Zinssatz bestehen; 

on deposit (including interest, if the 
deposit agency pays interest) were in 
the hands of the debtor. 

(d) The creditor shall have the right, 
at any time, to demand transfer of an 
amount paid into a special deposit 
account to his Deutsche Mark account 
(Article 18). 
(4) Small Claims 

In cases of claims for small amounts, 
the competent German authorities 
shall give favourable consideration to 
applications of interested parties for 
approval of an early payment to a 
foreign country. 
(5) Payments for Supplies of Goods 

and Services where the Creditor 
can furnish Proof that the Pay-

ment into his Account was effected 
without his Consent 

A creditor who furnishes proof that 
a payment in respect of goods and 
services to his bank account or Post-
scheckkonto (Article 1) was effected 
without his consent shall, by payment 
into such an account, not forgo his 
right of having the payment dealt with 
under Section C. 

SECTION D 

Settlement of Claims arising out of 
Private Financial Transactions 

(Article 2) 

Article 33 
Claims in German currency arising 

out of financial transactions, including 
such claims as are expressed in Gold-
mark or Reichsmark with a gold clause 
and are not of a specific foreign 
character (Article 6), may continue to 
be discharged under the agreed con-
tractual interest and amortisation 
terms, pursuant to the foreign ex-
change regulations in force at the time 
of payment in the Federal Republic of 
Germany and Berlin (West). Accord-
ing to the regulations at present 
valid, payment may be made only in 
Deutsche Mark. 

Article 34 
Claims expressed in a foreign cur-

rency, arising out of financial trans-
actions, and those expressed in Gold-
mark or Reichsmark with a gold clause 
but which are of a specific foreign 
character (Article 6) shall be settled 
as follows:— 

(1) Where the debtor has effected 
payments to the "Konversions-
kasse für deutsche Auslands-
schulden," the amounts of unpaid 
principal and interest shall be 
determined in accordance with 
the provisions of Article 9. 

(2) Where interest is owing, the 
following interest rates without 
allowing for compound interest 
shall be applicable for the com-
putation of the arrears of interest 
owing up to 31st December, 
1952:- 
(a) where the annual interest rate 

has heretofore been 4 per cent. 
or less, the interest rate shall 
remain the same as before; 

au cas où l'établissement tenant le 
compte de dépôt en verse) se trouvait 
encore entre les mains du débiteur. 

(d) Le créancier a, à tout moment, 
le droit d'exiger le virement à son 
compte en Deutschemark (Article 18) 
d'un montant versé à un compte de 
dépôt spécial. 
(4) Créances de faible montant 

Dans le cas des créances de faible 
montant, les Services allemands com-
pétents examineront avec bienveil-
lance les demandes des intéressés en 
vue d'un tranfert accéléré. 

(5) Paiements au titre des livraisons 
de marchandises et des prestations 
de services, à propos desquels le 
créancier prouve que le versement 
d son compte a été effectué sans 
son assentiment 

Un créancier qui prouve qu'un ver-
sement à son compte bancaire ou pos-
tal, pour livraisons de marchandises 
ou prestations de services (Article 1, 
a eu lieu sans son assentiment, ne 
peut, du fait du versement à un compte 
de ce genre, perdre son droit à voir 
son versement traité conformément au 
Chapitre C. 

CHAPITRE D 

Règlement des créances financières 
privées (Article 2) 

Article 33 
Les créances en capital en monnaie 

allemande, y compris celtes en mark-or 
ou en Reichsmark avec clause-or qui 
ne présentent pas un caractère spéci-
fiquement étranger (Article 6), pour-
ront continuer à être payées aux con-
ditions convenues, en ce qui concerne 
tant l'intérêt que l'amortissement, con-
formément aux dispositions de contrôle 
des changes en vigueur dans la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne et Berlin 
(Ouest) au moment du paiement. Selon 
les dispositions actuellement en vi-
gueur, le paiement ne peut avoir lieu 
qu'en Deutschemark. 

Article 34 
Les créances en capital en devises 

étrangères et celles en mark-or ou en 
Reichsmark avec clause-or mais pré-
sentant un caractère spécifiquement 
étranger (Article (5), seront réglées 
comme suit: 

(1) Dans la mesure où le débiteur a 
effectué des versements à la 
Konversionskasse für deutsche 

Auslandsschulden», la détermi-
nation des montants en capital'  
et des intérêts restant dus sera 
faite selon les dispositions de 
l'Article 9. 

(2) Si des intérêts sont dus, le 
montant des arriérés d'intérêts 
jusqu'au 31 Décembre 1952 sera 
calculé, à intérêts simples, aux 
taux suivants: 

(a) si le taux d'intérêt annuel 
était jusqu'ici inférieur ou 
égal à 4 %, le taux anté-
rieur subsiste; 



(b) bei einem bisherigen jährli-
chen Zinssatz von mehr als 
4% wird dieser auf 2/3, jedoch 
nicht unter jährlich 4 % er-
mäßigt. 

(3) Der nach Ziffer 1 und 2 errechnete 
Betrag der rückständigen Zinsen 
wird der noch unbezahlten Forde-
rung zugeschlagen. Der sich hier-
aus ergebende neue Kapitalbetrag 
wird ab 1. Januar 1953 mit einem 
Satz verzinst, der 75% des beim 
Inkrafttreten dieser Regelung gel-
tenden Zinssatzes betragen soll. 
Der neue Zinssatz soll jedoch 

(a) bei Forderungen, die in Schuld-
verschreibungen verbrieft sind, 
mindestens 4% jährlich und 
höchstens 5 1 /4% jährlich, 

(b) bei anderen Forderungen min-
destens 4% jährlich und höch-
stens 6 % jährlich 

betragen. Wenn bisher ein Zinssatz 
von 4".70 oder weniger geschuldet 
wurde, bleibt dieser Zinssatz be-
stehen. 

Die Zinsen sollen mindestens 
halbjährlich nach dem Ausland ge-
zahlt werden. 

(4) Bei Forderungen, die Gegenstand 
einer echten Konversion gewesen 
sind, bildet der Zinssatz, der durch 
die echte Konversion vereinbart 
worden ist, die Rechnungsgrund-
loge für etwaige Kürzungen gemäß 
Ziffer (2) und (3). 

Zeitlich begrenzte Zinsermäßi-
gungen werden nur für den Zeit-
raum berücksichtigt, für den sie 
vereinbart worden sind. 

(5) Bei Forderungen, die Gegenstand 
einer nicht echten Konversion ge-
wesen sind, bildet der Zinssatz, 
der ohne diese Konversion gegol-
ten haben würde, die Rechnungs-
grundlage für etwaige Kürzungen 
gemäß Ziffer (2) und (3). 

(6) Der neue Kapitalbetrag ist ab 
1. Januar 1958 durch Zahlung nach 
dem Ausland wie folgt zu tilgen: 

(a) in den ersten fünf Jahren 
(1. Januar 1958 bis 31. Dezem-
ber 1962) mit 3% jährlich; 

(b) in den zweiten fünf Jahren 
(1. Januar 1963 bis 31. Dezem-
ber 1967) mit 8% jährlich; 

(c) in den folgenden drei Jahren 
(l. Januar 1968 bis 31. Dezem-

ber 1970) mit 15% jährlich. 

Die Zinsen werden auf den je-
weils ausstehenden Kapitalbetrag 
errechnet. 

(7) Bis zum 30. Juni 1953 kann der 
Gläubiger verlangen, daß die ge-
mäß Ziffer (2) und (4) errechneten 
rückständigen Zinsen nicht gemäß 
Ziffer (3) dem Kapital zugeschlagen, 
sondern durch Zahlung in D-Mark 

(b) where the annual interest rate 
has heretofore been more 
than 4 per cent., this shall be 
reduced to 2/3 but not to less 
than 4 per cent. per annum. 

(3) The amount of arrears of interest 
computed in accordance with 
paras. (1) and (2) shall be added 
to the undischarged claim. The 
resulting new principal shall bear 
interest as from 1st January, 1953, 
at a rate which shall represent 75 
per cent. of the interest rate in 
force at the time this settlement 
comes into effect. The new 
interest rate shall, however, be 

(a) in the case of bonded claims, 
at least 4 per cent. and at the 
most 5 1/ 4 per cent. per annum, 

(b) in the case of other claims, 
at least 4 per cent. and at the 
most 6 per cent. per annum. 

Where an interest rate of 4 per 
cent. or less has been owed 
heretofore, this rate shall remain 
the same. 

The interest shall be payable 
to a foreign country at least semi-
annually. 

(4) In the case of any claims which 
have been the subject of an effec-
tive conversion that rate of 
interest agreed upon in the 
effective conversion shall form 
the basis for the computation of 
any reduction pursuant to paras. 
(2) and (3). 

Interest reductions on which 
there is a time-limit shall be 
taken into consideration only for 
the period for which they were 
arranged. 

(5) In the case of any claims which 
have been the object of a non-
effective conversion, that rate of 
interest which would have been 
valid without this conversion 
shall form the basis for the com-
putation of any reductions pursu-
ant to paras. (2) and (3). 

(6) The new principal shall be 
discharged as from 1st January, 
1958, by payment to a foreign 
country as follows:— 

(a) during the first five years 
(1st January, 1958, to 31st 
December, 1962) at 3 per cent. 
per annum; 

(b) during the next five years 
- (1st January, 1963, to 31st 
December, 1967) at 8 per cent. 
per annum; 

(c) during the subsequent three 
years (1st January, 1968, to 
31st December, 1970) at 15 
per cent. per annum. 

Interest shall be computed on 
the principal outstanding from 
time to time. 

(7) The creditor may demand up to 
30th June, 1953, that arrears of 
interest computed in accordance 
with paras. (2) and (4) shall not 
be added to the principal accord-
ing to para. (3) but shall be dis- 

(b) si le taux d'intérêt annuel 
était jusqu'ici supérieur à 
4%, il sera réduit aux deux 
tiers, sans jamais être infé-
rieur à 4%. 

(3) Le montant des arriérés d'intérêts 
calculé selon les alinéas (1) et 
(2) ci-dessus sera ajouté à la 
créance non encore remboursée. 
Le nouveau montant en capital 
ainsi obtenu portera intérêt, à 
partir du 1 er janvier 1953, un 
taux fixé à 75% du taux appli-
cable lors de l'entrée en vigueur 
du présent règlement. Toutefois, 
le nouveau taux d'intérêt ne 
devra pas être : 
(a) inférieur à 4% ni supérieur 

à 
 

5 1/4% par an, pour les créan-
ces sous forme d'obligations; 

(b) inférieur à 4% ni supérieur 
à 

 
6% par an pour les autres 

créances. 
Si le taux d'intérêt en vigueur 
jusqu'ici était égal ou inférieur à 
4 %, il reste inchangé. 

Les intérêts devront être trans-
férés au moins tous les six mois. 

(4) Dans le cas des créances ayant fait 
l'objet d'une conversion effective, 
c'est le taux d'intérêt convenu lors 
de la conversion effective qui sert 
de base de calcul pour les abatte-
ments éventuels conformément 
aux alinéas (2) et (3). 

Les réductions d'intérêt valables 
pour une durée limitée ne sont 
prises en considération que pour 
la période pour laquelle elles ont 
été convenues. 

(5) Dans le cas des créances ayant 
fait l'objet d'une conversion non 
effective, le taux d'intérêt qui 
aurait été applicable si cette con-
version n'avait pas eu lieu sert de 
base de calcul pour les abatte-
ments éventuels conformément 
aux alinéas (2) et (3). 

(6) Le nouveau montant en capital 
sera amorti à partir du 1er Janvier 
1958 par le transfert des annuités 
suivantes: 

(a) pendant les 5 premières années 
(du ler Janvier 1958 au 31 Dé-
cembre 1962) une annuité de 
3%; 

(b) pendant les 5 années suivantes 
(du ler Janvier 1963 au 31 Dé-
cembre 1967) une annuité de 
8%; 

(c) pendant les 3 années suivantes 
(du ler Janvier 1968 au 31 Dé-
cembre 1970) une annuité de 
15%; 

Les intérêts seront calculés sur le 
montant en capital subsistant au 
moment de chaque transfert. 

(7) Jusqu'au 30 Juin 1953, le créancier 
pourra exiger que les arriérés 
d'intérêts calculés conformément 
aux alinéas (2) et (4) ci-dessus ne 
soient pas ajoutés au capital con-
formément à l'alinéa (3), mais 



beglichen werden. Der Schuldner 
soll die Zahlung innerhalb von 
sechs Monaten nach Aufforderung 
leisten. 

(8) Bei geringen Beträgen können die 
Beteiligten in Sonderfällen mit 
Genehmigung der zuständigen 
deutschen Stellen abweichende 
Rückzahlungsbedingungen verein-
baren. 

(9) Gläubiger und Schuldner können 
unter Beachtung der jeweils in der 
Bundesrepublik Deutschland oder 
in Berlin (West) geltenden Devi-
senbestimmungen die Bezahlung 
der Forderung oder eines Teilbe-
trages in D-Mark vereinbaren. 

(10) Die zuständigen deutschen Stellen 
behalten sich vor, in Härtefällen 
Anträge der Beteiligten auf Ge-
nehmigung abweichender Rück-
zahlungsbedingungen wohlwol

-

lend zu prüfen. 

(11) Ausländische Gläubiger der im 
Artikel 2, Ziffer (2) (b), aufgeführ-
ten Forderungen können die Be-
zahlung der bis zum 31. Dezember 
1952 fällig gewordenen Zinsen 
ohne die in Ziffer (2) dieses 
Artikels vorgesehene Kurzung in 
D-Mark verlangen, falls sie diese 
Zahlung an Erfüllungs Statt an-
nehmen. 

(12) Für die Regelung von Forderun-
gen aus Schuldverschreibungen 
und Zinsscheinen, die unter diesen 
Regelungsvorschlag fallen, können 
erforderlichenfalls die in der An-
lage II des Abkommens über deut-
sche Auslandsschulden niederge-
legten Grundsätze zur Ergänzung 
dieses Regelungsvorschlags heran-
gezogen werden. 

KAPITEL E 

Rückständige Erträgnisse aus 
Vermögensanlagen (Artikel 3) 

Artikel 35 
Die Zahlung erfolgt nach den in der 

Bundesrepublik Deutschland und in 
Berlin (West) geltenden Devisenbe-
stimmungen in D-Mark. 

KAPITEL F 

Weitere Geldforderungen 
(Artikel 4) 
Artikel 36 

Solche Forderungen werden nach den 
Bestimmungen der Forderungsgruppe 
geregelt, zu der sie gehören oder der 
sie ihrem Charakter nach am ähnlich-
sten sind. In Zweifelsfällen wird auf 
die Praxis in den Zahlungsabkommen 
abgestellt. 

charged by payment in Deutsche 
Mark. The debtor shall effect 
payment within six months after 
such request. 

(8) Where small amounts are involv-
ed, the parties concerned may, 
in special cases, agree upon 
different terms of repayment with 
the approval of the competent 
German authorities. 

(9) Creditors and debtors may, in 
accordance with the Foreign Ex-
change Regulations in force in the 
Federal Republic of Germany and 
Berlin (West), agree upon pay-
ment of the claim or part thereof 
in Deutsche Mark. 

(10) The competent German authorities 
reserve, in cases of hardship, the 
right of giving favourable con-
sideration to applications by the 
parties concerned for the appro-
val of different terms of repay-
ment. 

(11) Foreign creditors cf claims listed 
in Article 2, para. (2) (b), may ask 
for payment in Deutsche Mark of 
the interest due up to 31st De-
cember, 1952, without the reduc-
tion proposed in paragraph (2) of 
this Article, provided they accept 
such payment as discharge of their 
claim. 

(12) If necessary, the principles laid 
down in Annex II to the Agree-
ment on German External Debts 
may be adopted to supplement 
these rules for the settlement of 
claims arising out of bonds and 
interest coupons covered by this 
settlement proposal. 

SECTION E 

Arrears of Income from 
Investments (Article 3) 

Article 35 
Payments shall be made in Deutsche 

Mark pursuant to the foreign exchange 
regulations in force in the Federal 
Republic of Germany and Berlin (West). 

SECTION F 

Other Monetary Claims (Article 4) 

Article 36 
These claims shall be settled pursu-

ant to the provisions for the category 
of claims to which they either belong 
or, by their character, are most similar. 
In cases of doubt, the same practice 
shall apply as in the Payment Agree-
ments. 

soient réglés par paiement en 
Deutschemark. Le débiteur devra 
effectuer ce paiement dans les 6 
mois de la demande. 

(8) Pour les montants de faible im-
portance, les intéressés pourront, 
dans des cas particuliers et avec 
l'autorisation des autorités alle-
mandes compétentes, convenir de 
conditions de remboursement 
différentes. 

(9) Les créanciers et les débiteurs 
pourront, compte tenu des dis-
positions de contrôle des changes 
alors en vigueur dans la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne ou 
Berlin (Ouest), convenir du règle-
ment en Deutschemark de tout 
ou partie de la créance. 

(10) Les autorités allemandes compé-
tentes se réservent d'examiner . 
avec bienveillance, dans les cas 
particulièrement dignes d'intérêt, 
les demandes des intéressés en 
vue de conditions de rembourse-
ment différentes. 

(11) Les créanciers étrangers titulaires 
des créances énumérées à l'Ar-
ticle 2, alinéa (2) (b) pourront 
exiger le paiement en Deutsche-
mark des intérêts échus au 31 Dé-
cembre 1952 sans la réduction 
prévue à l'alinéa (2) du présent 
Article, S'ils acceptent ce paie-
ment comme un règlement 
complet. 

(12) Le cas échéant, les principes posés 
dans l'Annexe II de l'Accord sur 
les dettes extérieures allemandes 
pourront être appliqués, pour 
compléter la présente proposition 
de règlement, au règlement des 
créances afférentes aux obli-
gations et coupons qui relèvent 
de la présente proposition de 
règlement. 

CHAPITRE E 

Revenus arriérés d'investissements 
(Article 3) 

Article 35 
Le paiement a lieu t  Deutschemark 

conformément aux dispositions de con-
trôle des changes en vigueur dans la 
République Fédérale d'Allemagne et 
à Berlin (Ouest). 

CHAPITRE F 

Autres créances pécuniaires 
(Article 4) 
Article 36 

Ces créances sont réglées conformé-
ment aux dispositions applicables à la 
catégorie de créances à laquelle elles 
appartiennent ou avec laquelle elles 
présentent, en raison de leur caractère, 
le plus d'analogie. En cas de doute, il 
sera tenu compte des dispositions 
généralement contenues dans les 
accords de paiement. 



UNTERANLAGE ZU ANLAGE IV 
(Anmerkung: Der nachstehend wiedergegebene 
Wortlaut ist der gleiche wie in Anlage A zu 
Anhang 6 des Berichts der Konferenz eher 
Deutsche Auslandsschulden.) 

Gemeinsame Erklärung der 
deutschen und der 

schweizerischen Delegation zu 
den Verhandlungen über die 

Regelung der Schweizer 
Frankengrundschulden 

In Ausführung der am 20. März 1952 
durch die Gläubiger- und Schuldner-
seite zu Händen der Londoner Schul-
denkonferenz unterzeichneten Erklä-
rung haben am 10. bis 11. Juni 1952 
in Freiburg i. B. Verhandlungen statt-
gefunden. Diese konnten jedoch nicht 
zum Abschluß gebracht werden. Die 
Londoner Konferenz ist hierüber durch 
eine Erklärung vom 11. Juni 1952 unter-
richtet worden. 

Die Fortsetzung der Verhandlungen 
erwies sich bisher zufolge verschiede-
ner Umstände als nicht möglich. Die 
Parteien werden dieselben jedoch 
raschest möglich unter Hinzuziehung 
derVertrauensstelle wieder aufnehmen. 
Die Deutsche Delegation wird die Lon-
doner Konferenz rechtzeitig vor Unter-
zeichnung des allgemeinen Regierungs-
abkommens zur Regelung der deut-
schen Auslandsschulden über deren 
Ergebnis unterrichten. 

Die schweizerische Seite verweist er-
neut auf das der Konferenz im An-
schluß an die Erklärungen der Schwei-
zerischen Delegation in der zweiten 
Plenarsitzung vorn 29. Februar 1952 
vorgebrachte Exposé über die Schwei-
zer Frankengrundschulden, das unter 
Ref. Nr. GD/V/Verh. Ausschuß D/Dok. 3 
vom 13. März 1952 zur Verteilung ge-
langt ist. Die schweizerische Seite be-
hält sich demzufolge ihre weitere Stel-
lungnahme je nach dem Ergebnis der 
bilateralen Verhandlungen vor. 

Die deutsche Seite ist demgegen-
über der Auffassung, daß die Schweizer 
Frankengrundschulden Gegenstand der 
Londoner Konferenz zur Regelung der 
deutschen Auslandsschulden und nach 
den Grundsätzen zu regeln sind, die 
im Verhandlungsausschuß D ausgear-
beitet werden. 

Es besteht Übereinstimmung, daß ein 
im Rahmen der Regelung für die im 
Verhandlungsausschuß D behandelten 
Schulden einzurichtendes Schiedsgericht 
für die Schweizer Frankengrundschul-
den nicht zuständig sein soll, sondern 
die in Frage kommenden Fälle der 
gemäß den deutsch-schweizerischen 
Staatsverträgen errichteten Vertrauens-
stelle unterbreitet werden sollen. 

London, den 25. Juli 1952 

gez. Paul Leverkühn 

gez. König 

SUB-ANNEX TO ANNEX IV 
[NOTE, The text reproduced hereunder is the 
text of Annex A to Appendix 6 to the Repot t 
of the Conference on German External Debts.) 

Joint Statement by the German 
and Swiss Delegations concern

-

ing the Negotiations on the 
Settlement of the Swiss Franc 

Land Charges (Schweizer 
Frankengrundschulden). 

Discussions were held at Freiburg 
i. B. on 10th-11 th June, 1952, in im-
plementation of the statement made on 
20th March, 1952, by the creditor and 
debtor representatives—for the atten-
tion of the London Debt Conference. 
These negotiations could not, however, 
be brougth to a conclusion. The London 
Conference was informed of this by 
a statement on 11th June, 1952. 

Owing to various circumstances it 
has so far proved impossible to con-
tinue the negotiations. The parties will, 
however, resume the discussions, in 
consultation with the "Vertrauens-
stelle," at the earliest possible date. 
The German Delegation will inform 
the London Conference of their results 
in good time before the signing of the 
general Governmental Agreement on 
the settlement of German External 
Debts. 

The Swiss side refers again to the 
exposé on the Swiss Franc land charges 
which was submitted to the Conference 
subsequent to the statements made by 
the Swiss Delegation in the Second 
Plenary Meeting on 29th February, 
1952, and distributed under Ref. No. 
GD/V/Negotiating Committee D/Doc. 3 
of 13th March, 1952. The Swiss side 
reserves the right, therefore, of making 
a further statement, dependent upon 
the results of the bilateral negotiations. 

On the other hand, the German side 
is of the opinion that the Swiss Franc 
land charges fall under the terms of 
reference of the London Conference 
for the Settlement of German External 
Debts and that they are to be settled 
in accordance with the principles laid 
down by Negotiating Committee D. 

Both sides agree that a Court of 
Arbitration, which is to be set up 
within the scope of the settlement of 
the debts dealt with in Negotiating 
Committee D, shall not be competent 
to deal with the Swiss Franc land 
charges but that the cases arising shall 
be submitted to the "Vertrauensstelle" 
set up pursuant to the German-Swiss 
Agreements. 

London, 25th July, 1952. 
signed: 

Paul Leverkuehn 
signed: 

Koenig 

ANNEXE IV A 
[NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 6 A au Rapport de la Conférence 

des dettes extérieures allemandes.] 

Déclaration commune des Délé

-

gations allemande et suisse au 
sujet des négociations relatives 
au règlement des dettes foncières 
suisses libellées en francs suisses 

(Schweizer 
Frankengrundschulden) . 

En exécution de la déclaration du 
20 mars 1952 soumise par les repré-
sentants des créanciers et des débi-
teurs à la Conférence des Dettes alle-
mandes de Londres, des négociations 
ont eu lieu à Fribourg en Brisgau les 
10 et 11 juin 1952. Elles n'ont cepen-
dant pu aboutir à une conclusion. La 
Conférence de Londres en a été in-
formée par une déclaration du 11 juin 
1952. 

La continuation des négociations n'a 
pas jusqu'ici été possible par suite 
de diverses circonstances. Les parties 
les reprendront toutefois le plus tôt 
possible avec la participation de 
l'Office Fiduciaire (Vertrauensstelle). 
La Délégation allemande avisera de 
leur résultat la Conférence de Londres, 
avant la signature de l'Accord Inter-
gouvernemental sur le règlement des 
dettes extérieures allemandes. 

La Délégation suisse renvoie une 
fois de plus à l'«Exposé concernant 
les dettes foncières libellées en francs 
suisses» présenté à la Conférence à la 
suite des déclarations de la Délégation 
suisse à la deuxième séance plénière 
du 29 février 1952 (voir GD/V/Comité 
de Négociation D/Doc. 3 du 13 mars 
1952). Elle réserve en conséquence sa 
position ultérieure, qui dépendra de 
l'issue des négociations bilatérales. 

La Délégation allemande estime en 
revanche que les dettes foncières 
suisses libellées en francs suisses 
entrent clans le cadre de la Conférence 
de Londres sur le règlement des dettes 
extérieures allemandes et qu'elles 
doivent être réglées selon les prin-
cipes élaborés au Comité de négo-
ciation D. 

Les deux parties sont convenues que 
le tribunal arbitral à établir dans le 
cadre du règlement des dettes traitées 
au Comité D ne doit pas être compé-
tent à l'égard des dettes foncières 
suisses libellées en francs suisses, mais 
que les cas en question doivent être 
soumis à l'Office Fiduciaire créé con-
formément aux accords intergouverne-
mentaux germano-suisses. 

Londres, le 25 juillet 1952 

Signé: Paul Leverkuehn 

Signé: Koenig 



ANLAGE V 
(Anmerkung: Der nachstehend wiedergegebene 
Wortlaut ist der gleiche wie im Anhang 7 des 
Berichts der Kontefenz über  Deutsche  Aus-
landsschulden.) 

Vereinbarte Empfehlungen für 
die Behandlung von Zahlungen 

an die Konversionskasse 

I. - Die Deutsche Delegation vertrat die 
Auffassung, daß der deutsche Schuld-
ner in Höhe seiner Zahlungen an die 
Konversionskasse endgültig von seiner 
Schuld befreit worden sei. Die Gläu-
bigervertreter waren jedoch der An-
sicht, daß solche Zahlungen an die 
Konversionskasse nach dem Recht 
ihrer Länder in der Regel nicht als 
schuldbefreiend für den deutschen 
Schuldner anerkannt würden. 

Von dem Wunsche getragen, frucht-
losen rechtlichen Erörterungen ein 
Ende zu setzen, einigten sich beide 
Seiten darauf, eine praktische Lösung 
zu suchen, welche die von den Gläu-
bigern erhobenen Ansprüche ohne 
zeitraubende Formalitäten regeln 
würde. 

Die Deutsche Delegation und die aus-
ländischen Gläubigervertreter einigten 
sich daher unter Aufrechterhaltung 
ihrer Rechtsstandpunkie wie folgt: 

(1) Der deutsche Schuldner verpflich-
tet sich, die Forderung des Gläu-
bigers ohne Rücksicht auf die an 
die Konversionskasse geleisteten 
Zahlungen nach Maßgabe der 
neuen Regelungsbedingungen zu 
erfüllen, soweit der Gläubiger 
(a) die der Einzahlung des Schuld-

ners entsprechende Zahlung 
seitens der Konversionskasse 
tatsächlich nicht erhalten hat 
oder 

(h) eine auf der Einzahlung des 
Schuldners beruhende Zah-
lung oder Leistung der Kon-
versionskasse an ihn zurück-
gewiesen hat, weil er die Zah-
lung oder Leistung nicht als 
schuldtilgend anerkennen 
wollte. 

Bei Wertpapieren, auf die das Be-
reinigungsgesetz für deutsche 
Auslandsbonds Anwendung fin-
det, bezieht sich diese Regelung 
nur auf solche Schuldverschrei-
bungen und Zinsscheine, die auf 
Grund dieses Gesetzes und et-
waiger mit dem Emissionsland 
über die Anwendung dieses Ge-
setzes geschlossener Abkommen 
anerkannt worden sind oder für 
die der Gläubiger nach Maßgabe 
dieses Gesetzes einen Feststel-
lungsbescheid erhalten hat. 

(2) Den Schuldnern werden die Be-
träge aus deutschen öffentlichen 
Mitteln erstattet. 

(3) Soweit der Schuldner Zahlungen 
an die Konversionskasse geleistet 
hat, auf welche Unterabsatz (1) 
keine Anwendung findet, ist er 
von seiner Schuld befreit. 

ANNEX V 
[NOTE: The text reproduced hereunder is the 
text of Appendix 7 to the report of the Con-
ference on German External Debts. 

Agreed Recommendations for 
the Treatment of Payments made 

to the Konversionskasse 

I. The German Delegation was of the 
opinion that the German debtor was 
definitively discharged of his debt to 
the extent of his payments into the 
Konversionskasse. The creditor re-
presentatives, on the other hand, were 
of the opinion that as a rule such pay-
ments into the Konversionskasse 
would not be recognised as discharg-
ing the German debtors under the 
laws of their respective countries. 

In their desire to put an end to 
fruitless legal discussions, both sides 
agreed to seek a practical solution 
which would permit settlement of the 
claims of the creditors without un-
necessary formalities. 

Accordingly, the German Delega-
tion and the foreign creditor represent-
atives while reserving their respective 
legal positions, have agreed as 
follows:—  

(1) The German debtor undertakes to 
settle the creditor's claim in accord-
ance with the new settlement 
terms, regardless of the payments 
made to the Konversionskasse, to 
the extent that the creditor— 

(a) has not in fact received from 
the Konversionskasse the 
payment corresponding to that 
made by the debtor to it, or 

(b) refused to accept a payment 
or performance from the Kon-
versionskasse based on a pay-
ment made by the debtor, on 
the ground that he (the credit-
or) was unwilling to recognise 
such payment or performance 
as discharging the debt. 

In the case of securities subject to 
the Validation Law for German 
Foreign Currency Bonds, the 
arrangement set out above shall 
apply only to such Bonds and 
Coupons as shall have been valid-
ated pursuant to the provisions of 
such law and of any agreement 
entered into with the country of 
issue respecting the application of 
such law, or with respect to the 
declaratory decrees (Feststellungs-
bescheide) which the creditor shall 
receive pursuant to the said law. 

(2) The amounts so paid by the debtors 
shall be reimbursed to them out 
of German public funds. 

(3) Payments made by the debtor into 
the Konversionskasse which do not 
fall within the provisions of sub-
paragraph (1) shall be considered 
as discharging the debt to the extent 
of such payments. 

ANNEXE V 
[NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 7 au Rapport de la Conférence des 
dettes extérieures allemandes.] 

Recommandations agréées pour 
le traitement des Paiements faits 

à la Konversionskasse 

I. La Délégation allemande estimait 
que le débiteur allemand était 
définitivement libéré de sa dette à 
concurrence de ses paiements à la 
Konversionskasse. Les représentants 
des créanciers, par contre, estimaient 
que de tels versements à la Ken-
versionskasse ne seraient pas, en règle 
générale, reconnus par la loi de leurs 
pays comme libératoires pour le débi-
teur allemand. 

Désireux de mettre un terme à de 
stériles discussions juridiques, les deux 
parties se sont mises d'accord pour 
rechercher une solution pratique per-
mettant de régler, sans formalités 
inutiles, les demandes des créanciers. 

Tout en maintenant leurs positions 
juridiques, la Délégation allemande et 
les représentants des créanciers étran-
gers sont donc convenus de ce qui 
sait: 

(1) Le débiteur allemand s'engage à 
rembourser son créancier, selon les 
nouvelles conditions de règlement, 
sans égard aux paiements faits à la 
Konversionskasse, dans la mesure 
où le créancier: 

(a) n'a pas effectivement reçu de la 
Konversionskasse le paiement 
correspondant au versement du 
débiteur, ou 

(b) a refusé le paiement ou la 
prestation de la Konversions-
kasse fondés sur le versement 
du débiteur, parce qu'il ne 
voulait pas reconnaître comme 
libératoires ce paiement ou 
cette prestation. 

Dans le cas des valeurs mobilières 
soumises à la Loi de validation des 
valeurs mobilières allemandes 
émises à l'étranger, le présent 
règlement ne s'applique qu'aux 
obligations et coupons validés 
conformément aux dispositions de 
cette Loi ou de tout accord conclu, 
en ce qui concerne l'application de 
la Loi, avec le pays où les valeurs 
ont été émises ou au titre d'un 
jugement déclaratoire (Feststel-
lungsbescheide) obtenu par le 
créancier en exécution de ladite 
Loi. 

(2) Les débiteurs seront remboursés 
des sommes en cause sur les fonds 
publics allemands. 

(3) Les paiements par le débiteur à la 
Konversionskasse qui ne tombent 
pas sous le coup de l'alinéa 1 ci-
dessus sont considérés comme 
libératoires pour le débiteur à con-
currence de leur montant. 



II. - Unter Vorbehalt der allgemeinen 
Bestimmungen, die vorstehend unter I 
niedergelegt sind, wird folgendes be-
stimmt: 
(a) Die Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland ist bereit, die Haf-
tung für die volle Bezahlung in 
den  geschuldeten Währungen an 
die ausländischen Gläubiger für die 
Beträge zu übernehmen, welche 
von Schuldnern im Saargebiet in 
die Konversionskasse eingezahlt 
worden sind und für welche die 
ausländischen Gläubiger weder 
Zahlung in ausländischer Wäh-
rung erhalten haben noch auf 
sonstige Weise befriedigt worden 
sind. 

(b) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland ist bereit, die Haftung 
für die Bezahlung in den geschul-
deten Währungen an die auslän-
dischen Gläubiger in Höhe von 
60 v.H. der Beträge zu überneh-
men, die von Schuldnern in Oster-
reich, Frankreich, Belgien und 
Luxemburg in die Konversions-
kasse eingezahlt worden sind und 
für welche die ausländischen Gläu-
biger weder Zahlung in auslän-
discher Währung erhalten haben 
noch auf sonstige Weise befriedigt 
worden sind. 

(c) Die Bundesregierung wird mit den 
Vertretern der ausländischen Gläu-
biger vor Ende Dezember 1952 
Verhandlungen über die Durch-
führung dieser Verpflichtungen 
aufnehmen. 

ANLAGE VI 
(Anmerkung: Der nachstehend wiedergegebene 
Wortlaut ist der gleiche wie ins Anhang 8 des 
Berichts der Konferenz über Deutsche Aus-
landsschulden.) 

Vereinbarte Empfehlungen für 
die Verwendung gesperrter 

D-Mark-Guthaben 
Für die Verwendung von gesperrten 

D-Mark-Guthaben sind nachstehende 
Vereinbarungen getroffen worden: 

(1) Dem ausländischen Gläubiger 
eines „ursprünglichen Guthabens" in 
deutscher Währung soll es erlaubt 
sein, sein Guthaben im Rahmen der im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Regelung in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin (West) be-
stehenden Regelungen zu verwenden, 
einschließlich des Rechts zur Übertra-
gung derartiger Guthaben auf eine 
andere Person außerhalb Deutschlands. 

(2) Dem ausländischen Gläubiger 
eines „erworbenen Guthabens" in deut-
seher Währung soll es auch künftig er-
laubt sein, sein Guthaben auf eine 
andere Person außerhalb Deutschlands 
zu übertragen. 

Dem ausländischen Gläubiger eines 
solchen Guthabens soll es auch künftig 
erlaubt sein, sein Guthaben hauptsäch-
lich für langfristige Investierungen in 
der deutschen Wirtschaft zu verwenden. 

(3) Die zuständigen deutschen Be-
hörden sollen die Regelungen treffen, 
die erforderlich sind, um einen illegalen 
Abfluß der Guthaben in deutscher 
Währung zu verhindern oder andere 

II. Subject to the general provisions 
contained in paragraph I above:— 

(a) the Federal Government agrees to 
assume liability for full payment 
in the due currencies to the foreign 
creditors of the sums paid into 
the Konversionskasse by debtors 
in the Saar, in respect of which the 
foreign creditors have not received 
foreign exchange payments or 
been otherwise satisfied; 

(b) the Federal Government agrees to 
assume liability for payment in 
the due currencies to the foreign 
creditors of 60 per cent. of the 
sums paid into the Konversions-
kasse by debtors in Austria, France, 
Belgium and Luxembourg in respect 
of which the foreign creditors 
have not received foreign ex-
change payments or been other-
wise satisfied; and 

(c) the Federal Government will ne-
gotiate with the foreign creditors' 
representatives before the end of 
December 1952 as regards the 
implementation of these under-
takings. 

ANNEX VI 
[NOTE: The text reproduced hereunder is the 
text of Appendix 8 to the Report of the Con-
ference on German External Debts.] 

Agreed Recommendations for 
the Utilisation of Blocked 
Deutsche Mark Accounts 

The following detailed arrangements 
have been agreed upon for the 
utilisation of blocked Deutsche Mark 
accounts:— 

(1) The foreign creditor of an 
"original credit account" in German 
currency shall be permitted to utilise 
it within the framework of the regula-
tions in force in the German Federal 
Republic and Berlin (West) at the date 
on which this settlement comes into 
effect, including the right to assign 
such accounts to another person out-
side Germany. 

(2) The foreign creditor of an 
"acquired credit account" in German 
currency shall continue to be permitted 
to assign his account to another person 
outside Germany. 

The foreign creditor of such account 
shall continue to be permitted to 
utilise his account mainly for long-term 
investments in the German economy. 

(3) The competent German authori-
ties shall draw up and issue the regula-
tions necessary to prevent the illegal 
disposal of accounts in German 
currency and to preclude any other 

II. Sous réserve des dispositions géné-
rales du paragraphe I ci-dessus: 

(a) Le Gouvernement Fédéral s'engage 
à assumer la responsabilité du 
paiement intégral aux créanciers 
étrangers, dans les monnaies dans 
lesquelles elles étaient exigibles, 
des sommes qui ont été versées à 
la Konversionskasse par des débi-
teurs sur le territoire de la Sarre, 
et au titre desquelles les créanciers 
étrangers n'ont pas reçu de verse-
ments en devises étrangerès ou 
bénéficié d'autres contreparties. 

(b) Le Gouvernement Fédéral s'engage 
à assumer la responsabilité du 
paiement aux créanciers étrangers, 
dans les monnaies dans lesquelles 
elles étaient exigibles, de 60% des 
sommes qui ont été versées à la 
Konversionskasse par des débiteurs 
en Autriche, en France, en Bel-
gique, et au Luxembourg et au titre 
desquelles les créanciers étrangers 
n'ont pas reçu de versements en 
devises étrangères ou bénéficié 
d'autres contreparties. 

(c) Le Gouvernement Fédéral entrera 
en négociations avec les représen-
tants des créanciers étrangers avant 
la fin de décembre 1952 au sujet de 
l'application de ces engagements. 

ANNEXE VI 
[NOTE: Le texte reproduit ci-dessous est celui 
de l'Annexe 8 au Rapport de la Conféience 
des dettes exterieures allemandes.] 

Recommandations agréées pour 
l'utilisation des avoirs bloqués 

en Deutschemark 
Les arrangements détaillés ci-dessous 

ont été convenus en ce qui concerne 
l'utilisation des avoirs bloqués en 
Deutschemark: 

(1) Le créancier étranger détenteur 
d'un «avoir originel» en monnaie alle-
mande pourra utiliser son avoir dans 
le cadre de la réglementation en 
vigueur lors de l'entrée en vigueur du 
présent règlement dans la République 
Fédérale d'Allemagne et Berlin (Ouest) ; 
il pourra également céder de tels avoirs 
à une autre personne hors d'Allemagne. 

(2) Le créancier étranger détenteur 
d'un «avoir de cession» en monnaie 
allemande conservera le droit de céder 
cet avoir à une autre personne hors 
d'Allemagne. 

Le créancier étranger détenteur d'un 
tel avoir conservera le droit d'utiliser 
cet avoir principalement à des investis-
sements à long terme dans l'économie 
allemande. 

(3) Les Autorités allemandes compé-
tentes prendront les règlements néces-
saires pour prévenir toute évasion 
illégale des avoirs en monnaie alle-
mande ou tout autre abus préjudiciable 



für die deutsche Wirtschaft und für 
die Gesamtheit der Gläubiger nach-
teilige Mißbräuche auszuschließen. 
Verwendungen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Regelung durch 
eine allgemeine Genehmigung erlaubt 
sied, können zur Sicherung der Kon-
trolle von dem Erfordernis einer Einzel-
genehmigung abhängig gemacht wer-
den, ohne daß hierdurch die allgemei-
nen Verwendungsmöglichkeiten be-
schränkt werden. 

(4) Die zuständigen deutschen Be-
hörden werden sich bemühen, Erleich-
terungen für die Verwendung gesperr-
ter D-Mark-Guthaben in dem Maße zu 
schaffen, das die devisenwirtschaftliche 
Lage zuläßt. Sie werden bestrebt sein, 
das Genehmigungsverfahren soweit 
wie möglich zu vereinfachen. 

(5) Zur Erörterung allgemeiner Fra-
gen, die mit der Verwendung gesperr-
ter D-Mark-Guthaben zusammenhän-
gen, soll die Deutsche Regierung einen 
Beratungsausschuß bilden, dessen Mit-
glieder paritätisch von den hauptsäch-
lichen Gläubigerländern einerseits und 
von der Bundesrepublik Deutschland 
andererseits gestellt werden. 

ANLAGE VII 

Vereinbarung über 
Goldmarkverbindlichkeiten und 

Reichsmarkverbindlichkeiten 
mit Goldklausel, die spezifisch 
ausländischen Charakter tragen 
Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 
243-18 Del 39-2177/52 

An den 
Herra Vorsitzenden des Dreimächte-
ausschusses für Deutsche Schulden 
29, Chesham Place 
London, S.W. 1 

London, 21. November 1952 

Herr Vorsitzender, 
Die in Artikel V Ziffer 3 des An-

hangs 4 und in Artikel 6 des Anhangs 6 
zum Schlußbericht der Londoner Schul-
denkonferenz vorbehaltenen und in Sir 
Otto Niemeyers und Herrn Hermann 
J. Abs gemeinsamem Brief an den 
Dreimächteausschuß für Deutsche 
Schulden erwähnten Verhandlungen, 
in  welchen die Merkmale für den spe-
zifisch ausländischen Charakter von 
Goldmarkverbindlichkeiten und Reichs-
markverbindlichkeiten mit Goldklausel 
oder Goldoption festgelegt werden 
sollten, haben vom 21. Oktober bis 
zum 21. November in London zwischen 
der Deutschen Delegation für Aus-
landsschulden und einer Delegation 
von britischen, amerikanischen, schwei-
zerischen und niederländischen Gläu-
bigervertretern stattgefunden. 

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu 
können, daß diese Verhandlungen am 
21. November 1952 zu einer Einigung 
geführt haben, die in einer heute unter-
zeichneten Vereinbarung niedergelegt 
wurde. Die Vorsitzenden der beiden  

abuses detrimental to the German 
economy and to the creditors as a 
whole. Utilisations permitted by a 
general licence at the time this settle-
ment comes into force may, in order 
to ensure proper control, be made 
dependent upon the issue of a special 
licence without thereby restricting the 
general possibilities of utilisation. 

(4) The competent German authori-
ties will endeavour to provide facilities 
for the utilisation of blocked Deutsche 
Mark accounts to such an extent as 
the foreign exchange situation shall 
permit. They will aim at simplifying 
the licence procedure as much as 
possible. 

(5) The German Government shall set 
up an Advisory Committee composed 
of an equal number of representatives 
of the main creditor countries, on the 
one hand, and of representatives of 
the German Federal Republic, on the 
other, for the discussion of general 
matters in connexion with the utilisa-
tion of blocked Deutsche Mark 
accounts. 

ANNEX VII 

Agreement on Goldmark Liabil

-

ities and Reichsmark Liabilities 
with a Gold Clause, having a 

specific foreign character 

German Delegation 
for External Debts. 
243-18 Del. 39-2177 52. 

To the 
Chairman of the 
Tripartite Commission on 
German Debts,  
29 Chesham Place, 
London, S. W. 1. 

London, S. W. 1, 
21st November, 195?. 

Mr. Chairman, 
The negotiations provided for in 

Article V, paragraph 3, of Appendix 4 
and in Article 6 of Appendix 6 to the 
Final Report of the London Debt 
Conference and referred to in the joint 
letter from Sir Otto Niemeyer and 
Herr Hermann J. Abs to the Tri-
partite Commission on German Debts, 
the purpose of which was to define the 
criteria constituting the specific for-
eign character of Goldmark liabilities 
and of Reichsmark liabilities with a 
gold clause or a gold 'option, took 
place in London from 21st October to 
21st November, 1952, between the 
German Delegation for External Debts 
and a delegation of British, American, 
Swiss and Netherlands creditor re-
presentatives. 

We are glad to be able to inform 
you that these negotiations resulted 
on 21st November, 1952, in an under-
standing which was recorded in an 
Agreement signed to-day. The Chair-
men of the two Delegations, in signing  

à l'économie allemande et à l'ensemble 
des créanciers. Les utilisations per-
mises en vertu d'une autorisation 
générale lors de l'entrée en vigueur du 
présent règlement pourront, en vue 
d'assurer le contrôle, être soumises à 
une autorisation individuelle, sans que 
les possibilités générales d'utilisation 
soient, de ce fait, restreintes. 

(4) Les Autorités allemandes com-
pétentes s'efforceront de prévoir des 
possibilités d'utilisation des avoirs 
bloqués en Deutschemark, dans la 
mesure où le permettra la situation 
des changes. Elles auront pour but de 
simplifier dans la mesure du possible 
la procédure de délivrance des autori-
sations. 

(5) En vue de la discussion de 
questions générales liées à l'utilisation 
des avoirs bloqués en Deutschemark, 
le Gouvernement Fédéral constituera 
une Commission consultative composée 
sur une base paritaire de représentants 
des principaux pays créanciers d'une 
part et de la République Fédérale 
d'autre part. 

ANNEXE VII 

Accord sur les dettes en Mark

-

or, ou en Reichsmark avec une 
clause-or présentant un carac

-

tère spécifiquement étranger 

Délégation allemande 
pour les dettes extérieures. 
243-18 Del. 39-2177752. 

A M. le Président de la Commission 
Tripartite des Dettes allemandes, 
29, Chesham Place, Londres, S.W. I. 

Londres, 21 novembre 1952 

Monsieur le Président, 
Les négociations en vue de définir 

les critères applicables pour décider 
du caractère spécifiquement étranger 
des obligations en mark-or, en Reichs-
mark avec une clause-or ou en Reichs-
mark avec une optio n- or, négociations 
qui avaient été prévues par l'Article V, 
paragraphe (3) de l'Annexe 4 et l'Ar-
ticle 6 de l'Annexe 6 du Rapport final 
de la Conférence des dettes de Lon-
dres et qui étaient mentionnées clans 
la lettre commune de Sir Otto Nie-
meyer et de M. Hermann J. Abs à la 
Commission Tripartite des Dettes alle-
mandes, ont eu lieu à Londres du 
21 octobre au 21 novembre 1952 entre 
la Délégation allemande pour les dettes 
extérieures et une Délégation de 
représentants des créanciers britanni-
ques, américains, suisses et néer-
landais. 

Nous sommes heureux de vous 
faire connaître que ces négociations 
ont abouti le 21 novembre 1952 une 
entente enregistrée dans un Accord 
qui a été signé aujourd'hui. Lors de la 
signature de cet Accord, les Présidents 



Delegationen haben bei Unterzeichnung 
der Vereinbarung vier Briefe vorn 
21. November 1952 ausgetauscht, welche 
der Klarstellung verschiedener Fragen 
im Zusammenhang mit der Vereinba-
rung dienen, nämlich: 

1. Briefwechsel betreffend den Trans-
fer von Schuldbeträgen aus Gold-
markforderungen mit spezifisch 
ausländischem Charakter, 

2. Briefwechsel betreffend Auslegung 
der Bestimmung über den „Treu-
handvertrag", 

3. Briefwechsel betreffend eine Aus-
legungsfrage im Zusammenhang 
mit der 40. Durchführungsverord-
nung zum Umstellungsgesetz, 

4. Briefwechsel betreffend Gläubiger-
vorbehalt für die Umstellung von 
Zweitschuldnerverbindlichkeiten 
und die Möglichkeit der Zurück-
ziehung dieses Vorbehalts. 

Wir beehren uns, je einen Abdruck 
des  von uns unterzeichneten Textes 
der Vereinbarung, in deutscher und 
englischer Sprache, und der vier Brief-
wechsel, in deutscher bzw. englischer 
Sprache, mit der Bitte um Genehmi-
gung, soweit erforderlich, vorzulegen, 
und wären Ihnen zu Dank verbunden, 
wenn die Vereinbarung ebenso wie 
die vier Briefwechsel den Anlagen I, 
II und IV des Schuldenabkommens als 
Unteranlagen beigefügt werden könn-
ten. 

Genehmigen Sie, herr Vorsitzender, 
Ausdruck unserer ausgezeichnet-

sten Hochachtung. 
gez. Hermann J. A b s 

Leiter der Deutschen Delegation 
für Auslandsschulden. 

gez. N. Leggett 
Vorsitzender des Verhandlungs

-

ausschusses B der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden. 

Anmerkung:— 
1. Die Unterzeichner des vorstehenden 

Briefes haben vereinbart, daß diese 
Schriftstücke nunmehr Anlage VII 
des Abkommens über Deutsche Aus-

landsschulden werden sollen; die 
im letzten Absatz des Briefes aus-
gesprochene Bitte, sie den Anla-
gen I, II und IV des Abkommens 
als Unteranlagen beizugeben, ist 
damit überholt. 

2. Die im Schluflabsatz des vorstehen-
den Briefes erwähnten Briefwechsel 
sind jetzt zusammengefaßt worden 
und liegen der Anlage VII als Un-
teranlage bei. 

Vereinbarung über Goldmark

-

verbindlichkeiten und Reichs

-

markverbindlichkeiten mit 
Goldklausel, die spezifisch aus

-

ländischen Charakter tragen 
London, 21. November 1952 

Auf Grund der Vorbehalte in Artikel 
V Ziffer 3 des  Anhangs 4 und in Ar

-

tikel 6 des Anhangs 6 zum Schlußbe

-

richt der Londoner Schuldenkonferenz 

this Agreement, exchanged four letters 
dated 21st November, 1952, designed 
to clarify various questions in connect-
ion with the Agreement, as follows :- 

1. Exchange of letters concerning the 
transfer of amounts due for payment 
on Goldmark claims with a specific 
foreign character. 

2. Exchange of letters concerning the 
interpretation of the provision on 
a "trusteeship contract". 

3. Exchange of letters concerning a 
question of interpretation in con-
nexion with the 40th Executory Ord-
inance to the Currency Conversion 
Law. 

4. Exchange of letters concerning a 
reservation by the creditors with 
respect to the conversion of claims 
against secondary debtors and the 
possibility of the withdrawal of this 
reservation. 
We have the honour to submit to 

you one copy of the text of the 
Agreement in the German and English 
languages and of the four exchanges 
of letters, also in the German and 
English languages, with the request 
that you should approve them as soon 
as possible. We should be grateful if 
the Agreement and also the four 
exchanges of letters could be appended 
as sub-Annexes to Annexes I, II and 1V 
of the Debt Agreement. 

Please accept, Mr. Chairman, the 
expression of our highest esteem. 

signed: 
Hermann J. A b s 

Head of the German Delegation 
for External Debts. 

signed: 
N. Leggett 

Chairman of Negotiating Committee B 
at the Conference on German External 

Debts. 

Note— 
l. It was agreed by the signatories 

to the above letter that these 
documents should become An-
nex VII to the Agreement on 
German External Debts and not 
sub-Annexes to Annexes I, II 
and IV of that Agreement, as 
requested in the final paragraph 
above. 

2. The exchanges of letters referred 
to in the final paragraph above 
have now been summarised and 
are attached as the Sub-Annex 
to Annex VII. 

Agreement on Goldmark Liabil

-

ities and Reichsmark Liabilities 
with a Gold Clause, having a 

specific foreign character 

London, 21st November, 1952. 

By virtue of the reservations made 
in Article V, paragraph 3, of Appen-
dix 4, and in Article 6 of Appendix 6 
of the Final Repor t_  of the London Debt  

des deux Délégations ont échangé 
quatre lettres, datées du 21 novembre 
1952, qui ont pour objet de clarifier 
diverses questions posées par l'Accord. 
Ces lettres sont les suivantes: 

1. Echange de lettres relatif au trans-
fert des montants dus sur des 
créances en mark-or ayant un 
caractère spécifiquement étranger. 

2. Echange de lettres sur l'inter-
prétation de la clause relative au 
contrat de «Trusteeship». 

3. Echange de lettres sur une question 
d'interprétation relative à la 40 ème 
Ordonnance d'application de la Loi 
de Conversion monétaire. 

4. Echange de lettres relatif à une 
réserve des créanciers visant la 
conversion des créances à l'encontre 
de débiteurs secondaires et à la 
possibilité d'un retrait de cette 
réserve. 

Nous avons l'honneur de vous 
soumettre une copie du texte de 
l'Accord en anglais et en allemand et 
les quatre échanges de lettres égale-
ment en anglais et en allemand, en 
vous demandant de bien vouloir les 
approuver aussitôt que possible. Nous 
serions heureux que l'Accord ainsi 
que les quatre échanges de lettres 
soient joints aux Annexes I, II et IV 
de l'Accord sur les dettes. 

Veuillez agréer, Monsieur le Prési-
dent, etc. 

signé: 
Herman J. A b s 

Président de la Délégation Allemande 
pour les dettes extérieures. 

signé: 
N. Leggett 

Président du Comité de Négociations 
B à la Conférence des dettes ex

-

térieures allemandes. 

[NOTE: 

(1) Les signataires de la lettre ci-
dessus ont accepté que les docu-
ments cités soient joints en 
Annexe VII d l'Accord sur les 
dettes extérieures allemandes, au 
lieu d'être attachés aux Annexes 
I, II et IV comme prévu dans le 
dernier paragraphe de la com-
municaiion ci-dessus. 

(2) Les échanges de lettres mention-
nés dans le dernier paragraphe 
de cette communication ont été 
résumés et sont joints en Annexe 
VII A.] 

Accord sur les obligations en 
Mark-or ou en Reichsmark avec 
une clause-or présentant un 

caractère spécifiquement 
étranger 

Londres, 21 novembre 1952. 

En vertu des réserves formulées 
dans l'Article V, paragraphe 3 de 
l'Annexe 4, et dans l'Article 6 de 



sowie des gemeinsamen Schreibens des 
deutschen Delegationsleiters Herrn 
Hermann J. Abs und Sir Otto Niemeyer 
an den Dreimächteausschuß für Deut-
sche Schulden vom 19. November 1952, 
betreffend Goldmarkanleihen deutscher 
Gemeinden, wird folgendes vereinbart: 

I. - Von den nachfolgenden Forde-
rungen und Rechten wird anerkannt, 
daß sie einen spezifisch ausländischen 
Charakter im Sinne der vorgenannten 
Bestimmungen tragen. 

1. In Goldmark oder in Reichsmark 
mit Goldklausel oder Goldoption 
ausgedrückte Forderungen aus im 
Ausland ausgegebenen oder pla-
zierten Schuldverschreibungen, die 
von inländischen Schuldnern aus-
gestellt worden sind, 
(a) wenn sie eine Anleihe dar-

stellen, deren Bedingungen zei-
gen, daß sie zur Anlage, zum 
Absatz oder zum Handel aus-
schließlich im Ausland be-
stimmt war. Waren die Zinsen 
einer Schuldverschreibung vom 
Steuerabzug vom Kapitaler-
trag befreit worden, so gilt die 
Schuldverschreibung als zu 
einer Anleihe gehörend, wel-
che zur Anlage, zum Absatz 
oder zum Handel ausschließ-
lich im Ausland bestimmt war; 
oder 

(b) wenn sie nach dem Inhalt der 
Schuldverschreibungen aus-
schließlich im Ausland zahlbar 
sind. 

Als Anleihe im Sinne der Buch-
staben (a) oder (b) gilt auch ein 
Teil einer Anleihe, der sich durch 
besondere Bezeichnung oder be-
sondere steuerliche und börsen-
mäßige Behandlung in Deutschland 
von  dem übrigen Teil der Anleihe 
unterscheidet, es sei denn, daß die 
zu diesem Teil der Anleihe gehö-
renden Schuldverschreibungen vor 
dem 1. September 1939 zum amt-
lichen Handel an einer deutschen 
Börse zugelassen waren. 

2. In Goldmark oder in Reichsmark 
mit Goldklausel oder Goldoption 
ausgedrückte Forderungen aus von 
inländischen Schuldnern im Aus-
land aufgenommenen sonstigen An-
leihen oder Darlehen aus dem Ka-
pitalverkehr einschließlich der 
durch Grundpfandrecht gesicherten 
Forderungen dieser Art, 

(a) wenn in den ursprünglichen, 
schriftlichen Vereinbarungen 
über das Schuldverhältnis aus-
drücklich festgelegt war, daß 
der Zahlungsort oder der Ge-
richtsstand im Ausland liegen 
oder ausländisches Recht an-
wendbar sein sollte, und 

(b) wenn der Gegenwert, sofern 
die Schuld nach dem 31. Juli 
1931 begründet wurde, in aus-
ländischer Währung, freier 
Reichsmark oder Gold zur 
Verfügung gestellt worden ist 
oder aus einem gesperrten 
Reichsmarkkonto stammt, dem 

Conference, and of the joint letter 
addressed by the Head of the German 
Delegation, Herr Hermann J. Abs, and 
Sir Otto Niemeyer to the Tripartite 
Commission on German Debts, dated 
19th November, 1952, on the subject 
of Goldmark loans of German munici-
palities, it is agreed as follows:- 

I.—In respect of the claims and 
rights specified below it is recognised 
that they have a specific foreign 
character within the meaning of the 
above-mentioned provisions. 

1. Claims expressed in Goldmarks or 
in Reichsmarks with a gold clause 
or a gold option arising out of bonds 
made out by German debtors and 
issued or placed abroad, if— 

(a) they constitute a loan, the con-
ditions of which show that it 
was intended for investment, 
sale or negotiation in foreign 
countries only. Where the in-
terest on any bond has been 
exempt from taxation of capital 
yield, the bond shall be con-
sidered as forming part of a 
loan which was intended for 
investment, sale or negotiation 
in foreign countries only; 

(b) they are payable in foreign 
countries only under the terms 
of the bonds. 

Any part of a loan which differs 
from the other parts of the loan in 
respect of special designation or 
special treatment in Germany as 
regards taxation or quotation shall 
likewise be considered as a loan within 
the meaning of (a) or (b) above, except 
where the bonds belonging to such 
part of a loan were officially quoted 
on a German Stock Exchange before 
1st September, 1939. 

2. Claims expressed in Goldmarks, or 
in Reichsmarks with a gold clause 
or a gold option, arising from other 
loans or advances resulting from 
financial transactions and raised 
abroad by German debtors, includ-
ing claims of this kind secured by 
mortgage charges; if 

(a) it was expressly agreed under 
the original written debt 
arrangements that the place of 
payment or the competent court 
is situated abroad or foreign 
law is applicable; and if 

(b) whenever the debt was incurred 
after 31st July, 1931, the equiva-
lent was made available in 
foreign currency, free Reichs-
marks or gold, or originates in 
a blocked Reichsmark account 
to which repayments on a Gold-
mark or foreign currency loan 

l'Annexe G du Rapport final de la 
Conférence des dettes de Londres, et 
de la lettre commune adressée par 
le Président de la Délégation alle-
mande, M. Hermann J. Abs et par Sir 
Otto Niemeyer à la Commission Tri-
partite des Dettes allemandes, le 
19 novembre 1952, au sujet des 
emprunts en mark-or des Municipalités 
allemandes, il est décidé ce qui suit: 

I.—Il est reconnu que les droits et 
créances spécifiés ci-dessous présen-
tent un caractère spécifiquement 
étranger au sens des dispositions 
susvisées. 

1. Créances exprimées en mark-or, en 
Reichsmark avec une clause-or ou 
en Reichsmark avec une option-or, 
afférentes à des obligations établies 
par des débiteurs allemands et 
émises ou placées à l'étranger, à 
condition que ces obligations: 
(a) constituent un emprunt, dont les 

termes démontrent qu'il était 
exclusivement destiné à être 
placé ou négocié dans des pays 
étrangers. Lorsque l'intérêt d'une 
obligation quelconque était 
exempt d'impôt sur les revenus 
du capital, l'obligation sera con-
sidérée comme faisant partie 
d'un emprunt exclusivement 
destiné à être placé ou négocié 
dans des pays étrangers; 

(b) soient, aux termes des obli-
gations elles-mêmes, payables 
dans des pays étrangers seule-
ment. 

Toute partie d'un emprunt différant 
des autres parties en raison, soit de 
sa désignation spéciale, soit de son 
assujettissement en Allemagne à un 
régime spécial en matière fiscale ou 
en ce qui concerne la cotation, sera 

de même considérée comme un 
 emprunt au sens des paragraphes (a) 

ou (b) ci-dessus sauf lorsque les obli-
gations de cette partie de l'emprunt 
étaient officiellement cotées sur un 
marché allemand des valeurs avant le 
ler septembre 1939, 

2. Créances exprimées en mark-or, en 
Reichsmark avec une clause-or ou 
en Reichsmark avec une option-or, 
afférentes à d'autres emprunts ou 
crédits résultant de transactions 
financières, contractés à l'étranger 
par des débiteurs allemands, y 
compris les créances de l'espèce 
garanties par des hypothèques, à 
condition: 
(a) qu'il ait été expressément con-

venu dans les accords initiaux 
écrits relatifs à la dette que le 
paiement serait fait à l'étranger, 
que le tribunal compétent serait 
un tribunal situé dans un pays 
étranger ou que la dette serait 
assujettie à la loi étrangère et 

(b) que dans le cas des dettes 
contractées après le 31 juillet 
1931, les sommes prêtées aient 
été versées en monnaie étran-
gère, en Reichsmark libres ou en 
or ou aient été prélevées sur 
un compte en Reichsmark blo-
qués au crédit duquel avaient 



Rückzahlungen aus einem vor 
dem 31. Juli 1931 gewährten 
Goldmark- oder Fremdwäh-
rungsdarlehen aus dem Aus-
land gutgeschrieben worden 
waren, sofern der ausländi-
sche Gläubiger die aus dem 
gesperrten Reichsmarkkonto 
entnommenen Beträge mit Zu-
stimmung der zuständigen 
deutschen Devisenbehörden 
an einen anderen deutschen 
Schuldner unter Vereinbarung 
einer Goldklausel oder Gold-
optionsklausel erneut ausge-
liehen hat. 

Als im Ausland aufgenommen gilt 
eine Anleihe oder ein Darlehen auch, 
wenn dem Schuldner bei der Begrün-
dung der Schuld bekannt war, daß der 
inländische Gläubiger auf Grund eines 
Treuhandvertrages lediglich der Treu-
händer eines Geldgebers im Ausland 
war. Eine Anleihe oder ein Darlehen, 
die bei dem ausländischen Treuhänder 
eines inländischen Geldgebers aufge-
nommen sind, gelten nicht als im Aus-
land aufgenommen. 

II. - Zu den in Abschnitt I genannten 
Forderungen und Rechten gehören nicht 
Forderungen ausländischer Kreditinsti-
tute und Versicherungsunternehmen, 
die nach deutschem Recht eine Umstel-
lungsrechnung aufzustellen haben, so-
fern die Forderungen in diese Umstel-
lungsrechnung als Aktivposten einzu-
stellen sind. 

III.( 1 ) - Für Grundpfandrechte (Hypo-
theken, Grundschulden und Renten-
schulden), die am 20. Juni 1948 zur Si-
cherung der in dieser Vereinbarung 
bezeichneten persönlichen Forderungen 
eines ausländischen Gläubigers bestellt 
waren, verbleibt es vorbehaltlich der 
folgenden Bestimmungen bei der bishe-
rigen Umstellung, die auf Grund des 
Umstellungsgesetzes einschließlich der 
dazu ergangenen 40. Durchführungsver-
ordnung vorgenommen worden ist. 

In Fällen, in denen ein solches Grund-
pfandrecht nach diesen Vorschriften an-
ders als im Verhältnis von 1 : 1 umge-
stellt worden ist, wird die dingliche Si-
cherung des Gläubigers durch Grund-
pfandrecht im Nennbetrag des ihm am 
20. Juni 1948 zustehenden Grundpfand-
rechtes abzüglich seitheriger Minderun-
gen im gleichen Rang wiederherge-
stellt, soweit dies ohne Beeinträchti-
gong der in der Zeit vom 21. Juni 1948 
bis zum 15. Juli 1952 durch Dritte er-
worbenen dinglichen Rechte möglich 
ist. Soweit in dem genannten Zeitraum 
Dritte dingliche Rechte erworben haben, 
gelten folgende Grundsätze, wobei Ein-
verständnis darüber besteht, daß sie 
im einzelnen durch die deutsche Gesetz-
gebung ausgestaltet werden: 

(a) Hat das Eigentum an dem Grund-
stück gewechselt, so wird die feh-
lende Sicherung des Gläubigers 
durch Grundpfandrecht nur in dem 
Umfange wiederhergestellt, in wel-
chem eine öffentliche Last für die 

(l) Der Wortlaut dieses Absatzes ist am 12. Fe-
bruar 1953 zwischen den beteiligten Parteien 
vereinbart worden. 

from a foreign country granted 
before 31st July, 1931, had been 
credited, provided that the 
foreign creditor has again 
loaned out the amounts with-
drawn from the blocked Reichs-
mark account, with the consent 
of the competent German For-
eign Exchange Control Author-
ities, to some other German 
debtor, stipulating a gold clause 
or gold option Clause for such 
renewed loan. 

A loan or advance shall likewise be 
deemed to have been raised in a 
foreign country if the debtor was 
aware, when the indebtedness was 
incurred, that the German creditor, by 
virtue of a trusteeship contract, was 
merely the trustee of a foreign lender. 
A loan or advance raised from the 
foreign trustee of a German lender 
shall not be deemed to have been 
raised in a foreign country. 

II.—The claims and rights mentioned 
under I do not include claims of 
foreign credit institutions and in-
surance enterprises which under Ger-
man Law are required to prepare a 
conversion sheet, provided the claims 
have to figure as assets on the conver-
sion sheet. 

III.( 1 )—In the case of real estate liens 
(mortgages, land charges and ter-
minable annuities), which on 20th 
June, 1948, had been entered for the 
purpose of securing the personal 
claims of a foreign creditor specified in 
such ag reement, the original conver-
sion shall, subject to the provisions set 
out hereinafter, continue to apply as 
carried out in accordance with the 
Conversion Law, including the 40th 
Executory Ordinance issued thereto. 
In those cases where any such real 
estate lien has, in accordance with 
these prescriptions, been converted at 
a rate other than 1:1, the security in 
favour of the creditor in the form of 
real estate lien of the saine nominal 
amount as the real estate lien in his 
favour on the 20th June, 1948, less 
any subsequent reductions thereof, 
will be re-established in equal rank in 
so far as this is possible without inter-
ference with any real property rights 
which a third party may have acquired 
during the period between the 
21st June, 1948, and 15th July, 1952. 
To the extent that third parties may 
have acquired such rights during the 
said period, the following rules shall 
apply, it being agreed that they will 
in detail be established by German 
legislation:— 

(a) Where the real property has 
changed ownership, the security in 
favour of the creditor, in the form 
of a real estate lien, which is 
lacking will be re-established only 
to the extent that a public charge 

(1) The text of this paragraph was agreed 
between the parties concerned on 12 th Febru-
ary, 1953. 

été portés des versements 
provenant d'un remboursement 
d'emprunts en mark-or ou en 
devises étrangères contractés à 
l'étranger avant le 31 juillet 1931, 
à condition que les sommes 
provenant du compte en Reichs-
mark bloqués aient été prêtées 
à nouveau par le créancier 
étranger à un autre débiteur 
allemand avec le consentement 
des autorités allemandes de con-
trôle des changes et qu'une 
clause-or ou qu'une clause d'op-
tion-or ait été stipulée dans ce 
nouvel emprunt. 

Un emprunt ou un crédit sera de 
même considéré comme ayant été 
contracté en pays étranger si le dé-
biteur savait, au moment oû la dette 
a été contractée, que le créancier alle-
mand, agissant en vertu d'un contrat 
de «Trusteeship » n'était que le manda-
taire d'un prêteur étranger. Un 
emprunt ou crédit contracté auprès 
du mandataire étranger d'un préteur 
allemand ne sera pas considéré comme 
ayant été contracté en pays étranger. 

II.—Parmi les créances et les droits 
mentionnés au paragraphe 1 ne sont 
pas comprises les créances des com-
pagnies d'assurance et des établisse-
ments de crédit étrangers qui, aux 
termes de la loi allemande, sont tenus 
de préparer un bilan de conversion, à 
condition que les créances aient été 
portées à l'actif de ce bilan. 

III.(1)—Dans le cas des sûretés réel-
les immobilières (hypothèques, pri-
vilèges et garanties foncières, «Grund-
und Rentenschulden») constituées au 
20 juin 1948 en vue de garantir cer-
taines créances personnelles, spéci-
fiées au contrat, de créanciers étran-
gers, la conversion initiale continuera, 
sous réserve des dispositions prévues 
ci-après, de s'appliquer conformément 
aux dispositions de la Loi de conver-
sion monétaire et de la 40ème Ordon-
nance d'application de cette Loi. 
Lorsqu'une sûreté réelle immobilière 
aura, conformément à ces dispositions, 
été convertie à un taux autre que celui 
de 1 Deutschemark pour 1 Reichsmark, 
la garantie sera rétablie en faveur du 
créancier sous la forme d'une sûreté 
réelle immobilière ayant la même 
valeur nominale que la sûreté qui 
existait le 20 juin 1948 (déduction 
faite des réductions postérieures à 
cette date) et ayant le même rang 
que la sûreté antérieure dans la me-
sure où cette prise de rang pourra être 
faite sans porter atteinte aux droits 
réels que des tiers pourraient avoir 
acquis sur les biens immobiliers en 
cause entre le 21 juin 1948 et le 15 juil-
let 1952. Dans la mesure où de tels 
droits auraient été acquis par des tiers 
au cours de cette période, les principes 
suivants seront appliqués. Leurs dé-
tails seront réglés par la Loi allemande: 

(a) Si les biens immobiliers ont changé 
de propriétaire, la garantie dispa-
rue ne sera rétablie en faveur du 
créancier, sous la forme d'une su-
reté réelle immobilière, que dans 
vement opéré au titre de la taxa- 

(1) Le texte de ce paragraphe a été adopté par 
les parties le 12 lévrier 1953. 



Hypothekengewinnabgabe vermin-
dert wird. 

(b) Hat  ein Dritter ein anderes ding-
liches Recht an dem Grundstück 
erworben, so wird die fehlende Si-
cherung des Gläubigers durch 
Grundpfandrecht nur in dem 
nächstbereiten Range, jedoch bei 
Verminderung einer öffentlichen 
Last für die Hypothekengewinnab-
gabe, insoweit sie dem Dritten zu-
gute kommt, im Range vor dessen 
Recht wiederhergestellt. 

(c) Der Gläubiger einer Forderung 
spezifisch ausländischen Charakters 
soll ein Pfandrecht an einem dem 
Schuldner zu gewährenden Ent-
schädigungsanspruch erhalten, so-
weit seine dingliche Sicherung nicht 
im ursprünglichen Rang und zum 
vollen Betrage der gesicherten For-
derung wiederhergestellt werden 
kann. 

(d) Der Schuldner soll aus öffentlichen 
Mitteln in die Lage versetzt wer-
den, in den Fällen, in welchen der 
Gläubiger kein dem Betrag des frü-
heren Grundpfandrechtes entspre-
chendes Grundpfandrecht erhalten 
kann, die Forderung auch insoweit 
zu erfüllen, als sie mangels Wie-
derherstellung der früheren Siche-
rung aus den Sicherheiten nicht 
befriedigt werden kann. 

Es besteht Einverständnis darüber, 
daß für Berlin (West) eine den Beson-
derheiten des dort geltenden Rechts 
angepaßte entsprechende Regelung ge-
troffen wird, ohne daß dadurch die  be

-

stehenden Rechte oder die vorstehend 
vorgesehenen Rechte der Gläubiger ver-
mindert werden. 

IV. - Voraussetzung für den spezifisch 
ausländischen Charakter ist in jedem 
Falle, daß die Forderungen am 1. Ja-
nuar 1945 einer Person zustanden, wel-
che in diesem Zeitpunkt die Staatsan-
gehörigkeit eines Gläubigerstaates be-
saß oder in diesem Zeitpunkt, ohne die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu besit-
zen, in einem Gläubigerstaat ansässig 
war. Soweit eine Forderung oder ein 
diese sicherndes Grundpfandrecht in 
diesem Zeitpunkt einem Treuhänder 
zustand, kommt es nicht auf die Person 
des Treuhänders, sondern auf die Per-
son des Treugebers an. Eine juristische 
Person gilt im Sinne der vorstehenden 
Bestimmungen als Angehörige des 
Staates, nach dessen Gesetzen sie er-
richtet ist. 

V. Die Gläubigervertreter verlang-
ten, daß die Forderungen, einschließ-
lich der Grundpfandrechte, ausländi-
scher Gläubiger gegen Zweitschuldner 
[im Sinne des durch AHK-Gesetz Nr. 46 
(Amtsblatt 1951 Nr. 46 S. 756) neuge-
faßten § 15 Absatz (8) des Umstellungs-
gesetzes — jedoch ohne Beschränkung 
auf Angehörige der Vereinten Natio- 

in respect of the levy on mortgage 
pro fi ts (Hypothekengewinnabgabe) 
is or will be reduced. 

(b) Where a third party has acquired 
some other real estate right in the 
property, the security in favour of 
the creditor, in the form of a real 
estate lien, which is lacking will 
be re-established only in the next 
best rank. Where, however, a 
public charge in respect of the levy 
on mortgage profits (Hypotheken-
gewinnahgabe) is reduced, the 
re-established security will rank 
before the rights of such third 
party in so for as and to the extent 
that the third party benefits from 
the reduction. 

(c) A creditor who has a claim of a 
specific foreign character shall be 
]iven a lien on such compensation 
claim as is to be awarded to the 
debtor to the extent that such 
creditor's real estate security can-
not be re-established in its original 
rank or  cannot be re-established 
for the full amount for which the 
claim was secured. 

(d) In cases where the creditor cannot 
be given a real estate lien corres-
ponding in amount with the former 
real estate lien, the debtor shall, 
out of public funds, be enabled to 
meet the claim in so far as and to 
the extent that it cannot be satis-
fied out of security owing to the 
impossibility of the re-establish-
ment of the former security. 

It is agreed that in respect of Berlin 
(West) an analogous arrangement 
adapted to the special characteristics 
of local legislation will apply without 
the creditors' existing rights or those 
provided under the terms set forth 
above being thereby reduced. 

IV.—In every case it will be a 
prerequisite for the specific foreign 
character that the claims on 1st January, 
1945, were held by a person who at 
that time was a national of a creditor 
country or, without possessing German 
nationality, was resident in a creditor 
country. In cases where a claim or a 
real estate lien securing a claim was 
at that date held by a trustee, the 
criterion shall not be the person of the 
trustee but the person of the grantor 
of the trust. A juridical person shall 
be deemed to be a national of the 
country under the laws of which it 
was established. 

V.—The Creditor representatives 
asked that the claims, including real 
estate liens, of foreign creditors 
against secondary debtors [as defined 
in Article 15, paragraph (8), of the 
Conversion Law as newly worded by 
AHC Law No. 46 (Offi cial Gazette 1951, 
No. 46, page 756)—without restriction, 
however, to United Nations na

-

vement opéré au titre de la taxa-
tion des bénéfices réalisés lors de 
la conversion des hypothèques 
(Hypothekengewinnabgabe) est ou 
sera réduit. 

(b) Lorsqu'un tiers a acquis d'autres 
droits réels sur les biens immobi-
liers, la garantie disparue ne sera 
rétablie en faveur du créancier 
que sous la forme d'une sûreté 
réelle immobilière de rang immé-
diatement inférieur. Toutefois, 
lorsque le montant du prélève-
ment opéré au titre de la taxation 
des bénéfices réalisés lors de la 
conversion des hypothèques (Hy-
pothekengewinnabgabe) sera ré-
duit, la sûreté rétablie prendra rang 
avant les droits acquis par le tiers 
dans la mesure où celui-ci aura 
bénéficié de la réduction. 

(c) Tout créancier dont la créance 
présente un caractère spécifique-
ment étranger se verra accorder 
un privilège sur la créance de 
compensation qui pourra être 
accordée à son débiteur, dans la 
mesure où la sûreté réelle immo-
bilière constituée en sa faveur ne 
pourra être rétablie à son rang ou 
à soli montant antérieurs. 

(d) Lorsqu'il n'est pas possible chi don-
ner au créancier une sûreté réelle 
immobilière correspondant par son 
montant à la sûreté antérieure, le 
débiteur recevra, sur les fonds 
publics, un montant lui permet-
tant de satisfaire à la créance dans 
la mesure où elle ne pourrait, vu 
l'impossibilité de rétablir la sûreté 
initiale, être recouvrée sur les 
biens gagés. 

Il est convenu que des principes 
analogues, compte tenu des ajustements 
nécessaires eu égard aux caractéristi-
ques particulières à la législation 
locale, seront appliqués à Berlin 
(Ouest), étant entendu que les droits 
existants des créanciers ou les droits 
prévus en leur faveur par les moda-
lités ci-dessus ne pourront être réduits. 

IV.—Dans tous les cas, la recon-
naissance du caractère spécifiquement 
étranger est subordonnée à la condi-
tion préalable que la créance ait été 
détenue au ler janvier 1945 par une 
personne qui, à l'époque, possédait la 
qualité de ressortissant d'un pays 
créancier ou qui, sans être ressortis-
sant allemand, résidait dans un pays 
créancier. Lorsqu'une créance ou une 
sûreté réelle immobilière garantissait 
une créance qui était, à l'époque, dé-
tenue par un mandataire, il sera tenu 
compte non de la personne du manda-
taire mais de la personne du mandant. 
Toute personne morale sera censée 
avoir la qualité de ressortissant du 
pays selon les lois duquel elle a été 
constituée. 

V.—. Les représentants des créanciers 
ont demandé que les créances de 
créanciers étrangers à l'encontre de 
débiteurs secondaires [selon la défini-
tion de l'Article 15 (paragraphe 8) de 
la Loi de conversion, modifiée par la 
Loi n °  46 de la Haute Commission 
Alliée (Amtsblatt 1951 n°  46, page 
756), mais sans la restriction qui en 



nen—], soweit diese Forderungen oder 
Grundpfandrechte auf Goldmark oder 
auf Reichsmark mit Goldklausel oder 
Goldoption lauteten, als spezifisch aus-
ländischen Charakter tragend angese-
hen und im Verhältnis von 1 Goldmark 
oder 1 Reichsmark mit Goldklausel 
- 1 Deutsche Mark umgestellt werden 
möchten. Die Deutsche Delegation er-
widerte hierauf, daß diese Forderungen 
und Grundpfandrechte unter dem Ge-
sichtspunkt der Sicherheiten, welche der 
deutsche Erstschuldner in seinem An-
gebot gemäß dem Londoner Schulden

-r

egelungsplan vorzuschlagen haben 
würde, betrachtet werden sollten. 

Es bestand Einigkeit darüber, daß 
diese Angelegenheit bis zur Klärung 
der Frage der Sicherheiten für die ein-
zelnen Erstschuldnerverbindlichkeiten 
zurückgestellt werden sollte. Die Gläu-
bigervertreter behielten sich jedoch das 
Recht vor, eine endgültige Regelung der 
Umstellung der Zweitschuldnerver-
bindlichkeiten im Verhältnis von 
1 Goldmark oder 1 Reichsmark mit 
Goldklausel = 1 Deutsche Mark zu ver-
langen, falls die im Einzelfall von dem 
deutschen Erstschuldner angebotenen 
Sicherheiten nicht ausreichen sollten. 

gez. Hermann J. Abs 
Leiter der Deutschen Delegation 

für Auslandsschulden. 

gez. N. Leggett 
Vorsitzender des Verhandlungsaus

-

schusses B der Konferenz über Deutsche 
Auslandsschulden 

UNTERANLAGE ZU ANLAGE VII 

Vereinbarte Bestimmungen zur 
Klärung verschiedener Fragen 

im Zusammenhang mit 
Anlage VII 

An den 
Vorsitzenden des Dreimächteausschus-
ses für Deutsche Schulden 
29, Chesham Place 
London, S.W. 1 

London, den 9. Februar 1953 

Herr Vorsitzender, 
Wir nehmen Bezug auf unser Schrei-

ben vom 21. November 1952, dem vier 
Schriftwechsel beigefügt waren, die 
verschiedene Fragen im Zusammen-
hang mit dem Abkommen vom 21. No-
vember 1952 über Goldmarkverbind-
lichkeiten und Reichsmarkverbindlich-
keiten mit Goldklausel spezifisch aus-
ländischen Charakters klären sollten. 

Es wurde angeregt, aus Gründen der 
Einfachheit diese vier Schriftwechsel zu 
einem Schriftstück zusammenzufassen, 
das dem erwähnten Abkommen vom 
21. November 1952 beigefügt werden 
sollte. Der Wortlaut dieser Anlage ist 
nunmehr zwischen uns vereinbart wor-
den, und wir beehren uns, Ihnen diese 
Anlage in englischer und deutscher 
Sprache zu übermitteln und Sie zu er-
suchen, sie dem erwähnten Abkommen 
als Anlage beizufügen.  

tionals—], in such cases where they 
are expressed in Goldmarks or Reichs-
marks with a gold clause or gold 
option, shall be regarded as having a 
specific foreign character and be con-
verted at the rate of 1 Goldmark, or 
1 Reichsmark with gold clause,= 
1 Deutsche Mark. To this the German 
Delegation replied that these claims 
and real estate liens should be con-
sidered from the point of view of the 
security which the German primary 
debtor would have to propose in the 
offer to be made under the London 
Debt Settlement. 

It was agreed that this matter should 
be held over pending the clarification 
of the question of security for the 
individual primary debtors' obliga-
tions. The Creditor representatives, 
however, reserved the right to demand 
final settlement of the conversion at 
the rate of 1 Deutsche Mark = 1 Gold-
mark or Reichsmark with a gold clause 
or gold option, of the secondary 
debtors' obligations in the event that 
the security offered by the German 
primary debtor in any particular case 
should not be sufficient. 

signed: 
Hermann J. A b s 

Head of the German Delegation 
for External Debts. 

signed: 
N. Leggett 

Chairman of Negotiating Committee B 
at the Conference on German External 

Debts. 

SUB-ANNEX TO ANNEX VII 

Agreed Provisions designed to 
clarify various Questions in 
Connection with Annex VII 

The Chairman, 
The Tripartite Commission on 
German Debts, 
29, Chesham Place, 
London, S.W. 1. 

London, 9111 February, 1953. 

Mr. Chairman, 

We refer to our letter of the 21st 
November, 1952, to which we attached 
four exchanges of letters designed to 
clarify various questions in connection 
with the Agreement of the 21st No-
vember, 1952, on Goldmark liabilities 
and Reichsmark liabilities with a Gold 
Clause, having a specific foreign 
character. 

It was suggested that for the sake 
of simplicity these four exchanges of 
letters might be embodied in one doc-
ument, to be annexed to the above

-

mentioned Agreement of the 21st No-
vember, 1952. The text of such an 
Annex has now been agreed on 
between us, and we have the honour 
to submit it to you herewith, in English 
and German, and to request that it 
may be appended as an Annex to the 
Agreement referred to.  

limite l'application aux ressortissants 
des Nations-Unies], y compris les sûre-
tés réelles immobilières constituées 
par ces débiteurs secondaires, soient, 
dans les cas où les créances sont 
exprimées en mark-or, en Reichsmark 
avec une clause-or ou en Reichsmark 
avec une option-or, considérées comme 
présentant un caractère spécifique-
ment étranger et converties au taux de 
1 mark-or ou 1 Reichsmark avec clause-
or pour 1 Deutschemark. La Déléga-
tion allemande a répondu à cette de-
mande que ces créances et sûretés 
réelles immobilières devraient être 
considérées du point de vue de la 
garantie que le débiteur primaire 
allemand devrait proposer dans l'offre 
à formuler par lui en application du 
Règlement des dettes de Londres. 
Il a été décidé que cette question 
serait laissée en instance en attendant 
que soit clarifiée la question de la 
garantie des obligations des débiteurs 
primaires individuels. Les représen-
tants des créanciers se sont toutefois 
réservé le droit d'exiger le règlement 
définitif de l'obligation du débiteur 
secondaire au taux de 1 mark-or, 
1 Reichsmark avec une clause-or ou 
1 Reichsmark avec une option-or pour 
1 Deutschemark, dans le cas où la 
sûreté offerte par le débiteur primaire 
allemand ne serait pas suffisante. 

signé: 
Hermann J. A b s 

Président de la Délégation Allemande 
pour les Dettes Extérieures 

signé: 
N. Leggett ' 

Président du Comité de Négociation 
B de la Conférence des Dettes 

Extérieures Allemandes. 

ANNEXE VII A 

Dispositions agréées tendant à 
clarifier diverses questions rela

-

tives à l'Annexe VII 

Au Président de 
la Commission tripartite 
29, Chesham Place 
London 

Londres, 9 février 1953. 

Monsieur le Président, 

Notre lettre du 21 novembre 1952 
comportait en Annexe quatre échanges 
de lettres destinés à clarifier diverses 
questions relatives à l'Accord du 
21 novembre 1952 sur les obligations 
libellées en mark-or ou en Reichsmark 
avec une clause-or, présentant un 
caractère spécifiquement étranger. 

Dans un souci de simplification, il a 
été suggéré que ces quatre échanges 
de lettres pourraient être fondus en 
un seul document qui serait annexé à 
l'Accord susvisé du 21 novembre 1952. 
Nous sommes parvenus à un accord 
sur le texte de ce document et nous 
avons l'honneur de vous l'adresser 
sous ce pli en anglais et en allemand 
en vous demandant de bien vouloir 
l'annexer à l'Accord précité. 



Schlußformel. 

gez. Hermann J. A b s 
Leiter der Deutschen Delegation 

für Auslandsschulden. 

gez. N. J. F. Leggett 
Vorsitzender des Verhandlungsaus

-

schusses B der Konferenz über Deutsche 
Auslandsschulden 

Anlage zu der Vereinbarung  
vom 21. November 1952 über  
Goldmarkverbindlichkeiten und  

Reichsmarkverbindlichkeiten  
mit Goldklausel  

Die nachstehenden Bestimmungen 
sollen eine Anlage zu der Vereinba-
rung vom 21. November 1952 bilden: 

1. Es wird bestätigt, daß der Trans-
fer von Beträgen, welche für die Zah-
lung von auf Goldmark oder Reichs-
mark mit Goldklausel oder Goldoption 
lautenden Forderungen nach Anhang 3 
und 4 des Berichts der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden geschuldet 
werden, so zu behandeln ist, als wären 
diese Beträge gemäß Artikel 11 Ab

-satz 1 Buchstabe a des Entwurfs eines 
Regierungsabkommens über Deutsche 
Auslandsschulden in einer nichtdeut-
schen Währung im Auslande zu zahlen. 

2. Es besteht Einigkeit darüber, daß 
das Vorhandensein eines „Treuhand-
vertrages", wie im letzten Absatz des 
Artikels I Absatz 2 der Vereinbarung 
vom 21. November 1952 erwähnt, nicht 
nur durch eine Vertragsurkunde oder 
durch Briefe, die sich auf die Treuhand-
schaft beziehen, bewiesen werden kann, 
sond e rn auch durch die Behandlung, die 
ein ausländischer Geldgeber als Gläu-
biger Jahre hindurch von den zuständi-
gen deutschen Behörden, welche die De-
visenkontrolle zu handhaben hatten, er-
fahren hat. 

3. Es besteht Einigkeit darüber, daß 
bei Hypotheken (d. h. allen Grund

-

pfandrechten), die auf nichtdeutsche 
Währung lautende Forderungen sichern 
und die gemäß Artikel I § 2 Ziffer 1, 
2 und 5 der 40. Durchführungsverord-
nung zum Gesetz über die Währungs-
umstellung im Verhältnis von 1 Deut-
sche Mark 1 Reichsmark oder 1 
Reichsmark mit Goldklausel oder 
Goldoption umgestellt werden, diese 
Umstellung endgültig ist; aus diesem 
Grunde ist dieser Fall nicht in die Ver-
einbarung vom 21. November 1952 ein-
bezogen.  

4. Nach Artikel V der Vereinbarung 
vom 21. November 1952 haben sich die 
Gläubiger das Recht vorbehalten, bei 
ihren Forderungen (einschließlich von 
Grundpfandrechten) gegen Zweit

-

schuldner eine endgültige Regelung der 
Umstellung im Verhältnis von 1 Deut-
sche Mark = 1 Goldmark oder 1 Reichs-
mark mit Goldklausel oder Goldoption 
zu verlangen, falls die im Einzelfall von 
dem deutschen Erstschuldner zur Re-
gelung seiner Verbindlichkeit angebo- 

Please accept, Mr. Chairman, the 
expression of our highest esteem. 

signed: 
Hermann J. Abs 
Head of the German Delegation 

for External Debts. 
signed: 

N. J. F. Leggett 
Chairman of Negotiating Committee B 
at the Conference on German External 

Debts. 

Annex to Agreement of 21st No

-

vember, 1952, on Goldmark  
Liabilities and Reichsmark  

Liabilities with a Gold Clause,  
having a Specific Foreign  

Character  
The following provisions shall con-

stitute an Annex to the Agreement 
dated 21st November, 1952:- 

1. It is confirmed that the transfer 
of amounts due in respect of claims 
expressed in Goldmarks or in Reichs-
marks with a Gold Clause or Gold 
Option, under Appendices 3 and 4 of 
the Report of the Conference on Ger-
man External Debts, shall be treated 
as if they were payable in a non-
German currency in a foreign country 
in accordance with Article 11, para-
graph 1 (a) of the draft Intergovern-
mental Agreement on German External 
Debts. 

2. It is agreed that the existence of 
a "trusteeship contract," as referred to 
in the last paragraph of Article I 2 of 
the Agreement of 21st November, 1952, 
may be proved not only by a docu-
ment of contract or letters referring 
to the trusteeship but also by the 
treatment of the foreign lender as a 
creditor which was extended to him 
over the years by the competent 
German foreign exchange control 
authorities. 

3. It is agreed that, in the case of 
mortgages (i. e., all Grundpfandrechte) 
securing claims expressed in non-
German currency which are converted 
at the rate of 1 Deutsche Mark= 1 Reichs-
mark or 'Reichsmark with a Gold 
Clause or Gold Option in accordance 
with Article I, paragraph 2, Clauses 1, 
2 and 5 of the 40th Executory Ord-
inance to the Currency Conversion 
Law, that conversion is final; this 
affords the reason why such case is 
not included in the Agreement of 21st 
November, 1952. 

4. Under Article V of the Agree-
ment of 21st November, 1952, the cred-
itors have reserved the right, in the 
case of their claims (including real 
estate liens) against secondary debtors, 
to demand final settlement of the con-
version at the rate of 1 Deutsche 
Mark = 1 Goldmark or 1 Reichsmark 
with a Gold Clause or Gold Option, 
in the event that in the offer made by 
any particular German primary debtor 
for settlement of his liability the sec- 

Veuillez agréer,.. .  

signé: 
Hermann J. A b s 
Président de la Délégation allemande 

pour les dettes extérieures. 
signé: 

N. J. F. Leggett 
Président du Comité de Négociation 
B à la Conférence des dettes 

extérieures allemandes. 

Annexe à l'Accord du 21 no

-

vembre 1952 sur les obligations  
en mark-or ou en Reichsmark  
avec une clause-or présentant  

un caractère spécifiquement  

étranger  
Les dispositions ci-dessous con-

stituent une Annexe à l'Accord du 
21 novembre 1952: 

1. Il est confirmé que les montants 
exigibles, par application des An-
nexes 3 et 4 au Rapport de la Con-
férence des Dettes extérieures alle-
mandes, au titre de créa ces libellées 
en mark-or, en Reichsmark avec une 
clause-or ou en Reichsmark avec une 
option-or seront traités, en ce qui 
concerne les transferts, comme si ces 
montants étaient payables en monnaie 
non allemande dans un pays étranger 
conformément aux dispositions de  
l'Article 11 paragraphe 1 (a) du projet 
d'Accord Intergouvernemental sur les 
dettes extérieures allemandes. 

2. Il est convenu que l'existence d'un 
contrat de mandat («trusteeship») au 
sens du dernier alinéa du paragraphe I 
(2) de l'Accord du 21 novembre 1952, 
peut étre prouvée non seulement par 
la présentation d'un contrat écrit ou 
de lettres relatives au «trusteeship» 
mais également par le traitement 
appliqué dans le passé au prêteur 
étranger, en sa qualité de créancier 
par les autorités allemandes com-
pétentes en matière de contrôle des 
changes.  

3. Il est convenu que dans le cas 
des hypothèques (c'est-à-dire dans le 
cas de tous les «Grundpfandrechte' ) 
garantissant des créances exprimées 
en monnaie non allemande et con-
verties, conformément à l'Article I, 
paragraphe 2, alinéas 1, 2 et 5 de la 
40ème Ordonnance d'application de la 
loi de conversion monétaire, au taux 
de 1 Deutschemark pour 1 Reichsmark, 
1 Reichsmark avec une clause-or ou 
1 Reichsmark avec une option-or, la 
conversion est définitive. C'est pour 
cette raison que l'Accord du 21 no-
vembre 1952 ne contient aucune dis-
position sur ce point particulier. 

4. Aux termes du paragraphe V de 
l'Accord du 21 novembre 1952, les 
créanciers se sont réservé le droit 
d'exiger le règlement définitif de la 
conversion de leurs créances sur des 
débiteurs secondaires (et des sûretés 
réelles immobilières qui les garantis-
sent), au taux de 1 Deutschemark pour 
1 mark-or, 1 Reichsmark avec une 
clause-or ou 1 Reichsmark avec une 
option- or, lorsque la sûreté offerte par 
le débiteur primaire allemand parti- 



tone Sicherheit vom Gläubiger als un-
zureichend angesehen werden sollte. In 
diesem Zusammenhang wird der Leiter 
der Deutschen Schuldendelegation, Herr 
Hermann J. Abs, den Versuch machen, 
die betreffenden Erstschuldner zu be-
wegen, ihren ausländischen Gläubigern 
unverzüglich Regelungsangebote zu 
machen, welche, falls sie angenommen 
werden, die Gläubiger in eine Lage ver-
setzen, die in keiner Weise ungünsti-
ger ist als ihre gegenwärtige Lage, wie 
sie in der 40. Durchführungsverord-
nung zum Währungsumstellungsgesetz 
vorgesehen ist. Falls derartige Ange-
bote gemacht und angenommen werden, 
so wird erwogen werden, daß die Gläu-
biger den von ihnen in dem erwähnten 
Artikel V gemachten Vorbehalt zurück-
ziehen, soweit er die Umstellung ihrer 
Forderungen gegen Zweitschuldner be-
trifft. 

Der erwähnte Vorbehalt bezieht sich 
zwar streng genommen nur auf Gläu-
biger, die unter die 40. Durchführungs-
verordnung zum Währungsumstel-
lungsgesetz und unter Artikel 15 die-
ses Gesetzes (in seiner durch Gesetz 46 
geänderten Fassung) fallen, d. h. auf 
Staatsangehörige der Vereinten Na-
tionen, jedoch besteht Einigkeit da-
rüber, daß dieser Vorbehalt nach dem 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung und 
Gleichbehandlung aller Gläubiger auch 
für Forderungen gegen Zweitschuldner 
von Gläubigern, die nicht Staatsange-
hörige der Vereinten Nationen sind, 
gelten soll. 

ANLAGE VIII 

Vereinbarte Auslegung des 
Artikels 5 Absatz 2 des Ab -

kommens über Deutsche Aus
-

landsschulden 
Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens 

über Deutsche Auslandsschulden darf 
nicht so ausgelegt werden, als würden 
dadurch Rechte gemäß den in der Bun-
desrepublik Deutschland geltenden 
Rechtsvorschriften oder solche Rechte 
beeinträchtigt, die aus Abkommen her-
geleitet werden können, welche vor 
der Unterzeichnung des Abkommens 
über Deutsche Auslandsschulden zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und einer Partei dieses Abkommens 
unterzeichnet wurden. 

ANLAGE IX 

Satzung des Schiedsgerichts

-

hofes für das Abkommen über 
Deutsche Auslandsschulden 

Artikel 1 
(1) Der Schiedsgerichtshof für das 

Abkommen über Deutsche Auslands-
schulden (im folgenden als ,,Schieds-
gerichtshof" bezeichnet) setzt sich aus 
acht ständigen Mitgliedern zusammen, 
von denen ernannt werden: 
(a) drei Mitglieder von der Regie-

rung der Bundesrepublik Deutsch-
land; 

(b) ein Mitglied von der Regierung 
der Französischen Republik; 

unity offered is not deemed by the 
creditor to be sufficient. In this con-
nexion the head of the German Dele-
gation for External Debts, Mr. Hermann 
J. Abs, will seek to influence the re-
spective primary debtors to make 
without delay to their foreign creditors 
offers of settlement which if accepted 
will leave the creditors in a position 
in no way inferior to their present 
position as provided in the 40th Exec-
utory Ordinance to the Currency 
Conversion Law. If such offers are 
made and accepted it is contemplated 
that the creditors will withdraw the 
reservation made by them in Article V 
as regards the conversion of their 
claims against the secondary debtors. 

Although the above-mentioned re-
servation strictly relates only to cred-
itors whose cases are covered by the 
40th Executory Ordinance to the Cur-
rency Conversion Law and Article 15 
of that Law (as amended by Law 46), 
i, e., United Nations nationals, it is 
agreed that, according to the principle 
of non-discrimination and equal treat-
ment of all creditors, such reservation 
shall also apply to claims against sec-
ondary debtors of creditors who are 
not United Nations nationals. 

ANNEX VIII 

Agreed Interpretation concern
-ing Paragraph (2) of Article 5 

of the Agreement on German 
External Debts 

Nothing in paragraph (2) of Article 5 
of the Agreement on German External 
Debts shall be construed as affecting 
any rights under existing legislation 
in the Federal Republic of Germany, 
or which are provided for in any 
agreement which has been signed, 
prior to the signature of the Agree-
ment on External Debts, between the 
Federal Republic of Germany and 
any of the other Parties to the last 
mentioned Agreement. 

ANNEX IX 

Charter of the Arbitral Tribunal 
for the Agreement on German 

External Debts 
Article 1 

(1) The Arbitral Tribunal for the 
Agreement on German External Debts 
(hereinafter referred to as "the Tribu-
nal") shall be composed of eight 
permanent members appointed as 
follows:— 

(a) three members appointed by the 
Government of the Federal Repub-
lic of Germany; 

(b) one member appointed by the 
Government of the French Repub-
lic; 

cuber dans son offre de règlement ne 
paraîtrait pas suffisante au créancier. 
A cet égard, le Président de la Délé-
gation allemande pour les dettes ex-
térieures, M. Hermann J. Abs, s'effor-
cera d'user de son influence sur les 
débiteurs primaires en cause pour les 
amener à faire sans délai à leurs 
créanciers étrangers des offres de 
règlement telles que leur acceptation 
ne placera en aucun cas le créancier 
dans une situation moins favorable 
que celle qui lui est actuellement 
réservée par la 40ème Ordonnance 
d'application de la Loi de conversion 
monétaire. Si de telles offres sont 
formulées et acceptées, il est à prévoir 
que les créanciers retireront la réserve 
qu'ils ont formulée dans le para-
graphe V en ce qui concerne la con-
version de leurs créances à l'encontre 
de débiteurs secondaires. 

Bien que la réserve mentionnée 
ci-dessus ne concerne que les créan-
ciers auxquels la 40ème Ordon-
nance d'exécution de la Loi de con-
version monétaire et l'Article 15 de 
ladite Loi (modifié par la Loi nº 46) 
sont applicables, c'est-à-dire les res-
sortissants des pays membres des 
Nations Unies, il est entendu que, con-
formément aux principes de non dis-
crimination et d'égalité de traitement 
entre tous les créanciers, cette réserve 
s'appliquera également aux créances, 
à l'encontre de débiteurs secondaires, 
des personnes ne possédant pas Id 
qualité de ressortissants de pays mem-
bres des Nations Unies. 

ANNEXE VIII 

Interprétation agréée concer
-nant le paragraphe (2) de l'Ar-

ticle 5 de l'Accord sur les Dettes 
extérieures allemandes 

Aucune des dispositions du para-
graphe (2) de l'Article 5 de l'Accord 
sur les dettes extérieures allemandes 
ne pourra être interprétée comme 
affectant les droits établis par la 
législation actuellement en vigueur 
dans la République Fédérale d'Alle-
magne ou prévus par un accord signe 
entre la République Fédérale d'Alle-
magne et une ou plusieurs autres 
Parties à l'Accord sur les dettes ex-
térieures allemandes avant la signature 
de ce dernier Accord. 

ANNEXE IX 

Charte du Tribunal d'arbitrage 
de l'Accord sur les dettes 
extérieures allemandes 

Article 1 
(1) Le Tribunal d'Arbitrage de l'Ac-

cord sur les dettes extérieures alle-
mandes, dénommé ci-après «le Tribu-
nal se compose de huit membres 
permanents désignés comme suit: 

(a) trois membres nommés par le 
Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne ;  

(b) un membre nommé par le Gou-
vernement de la République Fran-
çaise; 



(c) ein Mitglied von der Regierung 
des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland; 

(d) ein Mitglied von der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Ame-
rika; 

(e) ein Präsident und ein Vizepräsi-
dent gemeinsam von den zur Er-
nennung der anderen ständigen 
Mitglieder des Schiedsgerichthofes 
berechtigten Regierungen. Einigen 
sich diese Regierungen nicht bin-
nen vier Monaten nach dem In-
krafttreten des Abkommens über 
Deutsche Auslandsschulden (im 
folgenden als „Abkommen" be-
zeichnet) über die Ernennung des 
Präsidenten und Vizepräsidenten 
oder eines von beiden, so wird 
der Präsident des Internationalen 
Gerichtshofes auf ein Ersuchen, 
das die Regierung des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland auf Grund der ihr 
hiermit von den Parteien dieses 
Abkommens erteilten Ermächti-
gung an ihn richtet, die Ernennung 
oder die Ernennungen vornehmen. 

(2) Ist eine Partei des Abkommens, 
ausgenommen die in Absatz 1 dieses 
Artikels genannten Regierungen, Par-
tei eines Verfahrens vor dem Schieds-
gerichishof, so ist diese Partei berech-
tigt. für dieses Verfahren ein zusätz-
liches Mitglied zu ernennen. Steht 
dieses Recht mehreren Parteien dieses 
Abkommens zu, so ist das zusätzliche 
Mitglied von ihnen gemeinsam zu er-
nennen. 

(3) Die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland ist berechtigt, ein 
zusätzliches Mitglied für Verfahren zu 
ernennen, an denen ein gemäß Ab-
satz 2 dieses Artikels ernanntes zu-
sätzliches Mitglied teilnimmt. 

(4) Die ersten Ernennungen stän-
diger Mitglieder des Schiedsgerichts-
hofes sind binnen zweier Monate nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens der 
Regierung des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland 
mitzuteilen. Die Wiederbesetzung frei-
werdender Sitze ist binnen eines Mo-
nats nach dem Freiwerden mitzu-
teilen. 

(5) Parteien des Abkommens, die ein 
zusätzliches Mitglied gemäß Absatz 2 
dieses Artikels ernennen, haben die Er-
nennung dem Schiedsgerichtshof bin-
nen eines Monats mitzuteilen, nach-
dem das Verfahren, für das die Er-
nennung erfolgt, bei ihm anhängig ge-
worden ist. Wird die Ernennung des 
zusätzlichen Mitgliedes dem Schieds-
gerichtshof nicht innerhalb dieses Zeit-
raumes mitgeteilt, so wird das Ver-
fahren durchgeführt, ohne daß zusätz-
liche Mitglieder mitwirken. 

(6) Die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland wird die Ernennung 
eines zusätzlichen Mitgliedes, die sie 
gemäß Absatz 3 dieses Artikels vor-
nimmt, dem Schiedsgerichtshof binnen 
eines Monats, gerechnet von dem 
Tage, anzeigen, an dem die Mitteilung 

(e) one member appointed by the 
Government of the United King-
dom of Great Britain and Northern 
Ireland; 

(d) one member appointed by the 
Government of the United States 
of America; 

(e) a President and a Vice-President 
who shall be appointed jointly by 
the Governments entitled to ap-
point the other permanent members 
of the Tribunal. If such Govern-
ments fail to agree on the appoint-
ment of the President and  Vice-
President or either of them within 
four months of the entry into 
force of the Agreement on German 
External Debts (hereinafter referred 
to as "the Agreement"), the 
President of the International Court 
of Justice shall, at the request of 
the Government of the United 
Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland made in pur-
suance of the authority hereby 
conferred upon it by the Parties to 
the Agreement, make such appoint-
ment or appointments. 

(2) When a Party to the Agreement, 
other than any Government specified 
in paragraph (1) of this Article is a 
party to a proceeding before the 
Tribunal, such Party shall be entitled 
In appoint a n  additi ona l member to sit 

 in such proceeding. If more than one 
Party to the Agreement would he so 
entitled, such Parties shall be entitled 
to appoint an additional member 
jointly. 

(3) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall be entitled 
to appoint an additional member to sit 
in proceedings in cases where an 
additional member appointed as 
provided in paragraph (2) of this 
Article also sits. 

(4) The initial appointments of 
permanent members of the Tribunal 
shall be notified to the Government of 
the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland within two 
months of the entry into force of the 
Agreement. Appointments to fill vacan-
cies shall be notified within one month 
of such vacancy. 

(5) Parties to the Agreement who 
appoint an additional member under 
paragraph (2) of this Article shall 
notify the Tribunal of such appoint-
ment within one month from the date 
on which the proceeding, in respect of 

• which the appointment is made, is 
instituted before the Tribunal. If the 
appointment of such additional member 
is not notified to the Tribunal within 
this period, the proceeding shall be 
conducted without the participation of 
additional members. 

(6) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall notify the 
Tribunal of the appointment by it of 
an additional member under paragraph 
(3) of this Article within one month 
of the receipt by the Tribunal of 
the notification of the appointment of 

(e) un membre nommé par le Gouver-
nement du Royaume-Uni de Grande-
Bretagne et d'Irlande du Nord; 

(d) un membre nominé par le Gouver-
nement des Etats-Unis d'Amérique; 

(e) un Président et un Vice-Président 
nommés conjointement par les 
Gouvernements en droit de nommer 
les autres membres permanents du 
Tribunal. Au cas où ces Gouverne-
ments n'auraient pu, dans les 
quatre mois de l'entrée en vigueur 
de l'Accord sur les Dettes extérieu-
res allemandes (dénommé ci-après 

«l'Accord»), se mettre d'accord sur 
la nomination du Président ou du 
Vice-Président ou de l'un d'entre 
eux, le Président de la Cour Inter-
nationale de Justice procédera à 
la nomination ou aux nominations, 
à la demande du Gouvernement du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord agissant en 
vertu des pouvoirs qui lui sont 
conférés par les Parties contrac-
tantes, dans la présente Charte. 

(2) Lorsqu'une partie à une instance 
devant le Tribunal est une Partie 
contractante, autre que les Gouverne-
ments mentionnés au paragraphe (l) du 
présent Article, cette Partie est en 
droit de nommer un membre. supplé-
mentaire qui siège pour l'instance en 
cause. Lorsque plusieurs Parties con-
tractantes sont dans cette situation, 
ces Parties sont en droit de nommer 
conjointement un membre supplémen-
taire. 

(3) Le Gouvernement de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne est en 
droit de nommer un membre supplé-
mentaire pour siéger dans toute in-
stance dans laquelle un membre sup-
plémentaire, nommé conformément au 
paragraphe (2) du présent Article, siège 
également. 

(4) Les premières nominations de 
membres permanents du Tribunal 
seront notifiées au Gouvernement du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord dans les deux mois 
de l'entrée en vigeur de l'Accord. Les 
nominations aux sièges devenus va-
cants seront notifiées dans le mois de 
la vacance. 

(5) Les Parties contractantes nommant 
un membre supplémentaire par appli-
cation du paragraphe (2) du présent 
-Article notifieront leur nomination au 
Tribunal dans un délai d'un mois à 
compter de l'introduction de l'instance 
pour laquelle cette nomination est faite. 
Au cas où le nomination de ce membre 
supplémentaire ne serait pas notifiée 
au Tribunal dans ce délai, l'instance 
sera conduite sans la participation de 
membres supplémentaires. 

(6) Lorsque le Gouvernement de la 
République Fédérale d'Allemagne 
nomme un membre supplémentaire 
par application du paragraphe (3) du 
présent Article, il notifie cette nomi-
nation au Tribunal dans un délai d'un 
mois à compter de la réception par 



über die Ernennung eines zusätzlichen 
Mitgliedes, die gemäß Absatz 2 dieses 
Artikels erfolgt ist, bei dem Schieds-
gerichtshof eingegangen ist. Wird die 
Ernennung des zusätzlichen Mitgliedes 
dem Schiedsgerichtshof nicht innerhalb 
dieses Zeitraumes mitgeteilt, so wird 
das Verfahren durchgeführt, ohne daß 
dieses zusätzliche Mitglied mitwirkt. 

Artikel 2 
(1) Die Amtsdauer der ständigen 

Mitglieder des Schiedsgerichtshofes 
beträgt fünf Jahre. Sie können für eine 
oder mehrere weitere Amtsperioden 
von je fünf Jahren wiederernannt 
werden. 

(2) Wenn der Präsident oder der 
Vizepräsident stirbt, sein Amt nieder-
legt oder an der Ausübung seiner 
Amtspflichten verhindert ist, wird der 
Nachfolger von den zur Ernennung der 
anderen ständigen Mitglieder des 
Schiedsgerichtshofes berechtigten Re-
gierungen gemeinsam ernannt. Einigen 
sich diese Regierungen nicht binnen 
eines Monats nach Freiwerden des 
Sitzes über den Nachfolger, so wird 
der Präsident des Internationalen Ge-
richtshofes ersucht, die Ernennung ge-
mäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e 
dieser Satzung vorzunehmen. 

(3) Wenn ein anderes ständiges Mit-
glied stirbt, sein Amt niederlegt oder 
an der Ausübung seiner Amtspflich-
ten verhindert ist, hat die Regierung, 
die dieses Mitglied ernannt hat, bin-
nen zweier Monate nach Freiwerden 
des Sitzes einen Nachfolger zu ernen-
nen, der für die restliche Zeit der 
Amtsdauer seines Vorgängers an 
dessen Stelle tritt. 

(4) Wenn ein ständiges Mitglied vor-
übergehend nicht in der Lage ist, an 
den Sitzungen des Schiedsgerichtshofes 
teilzunehmen, kann die Regierung, die 
dieses Mitglied ernannt hat, für die 
Dauer seiner Verhinderung einen 
Stellvertreter ernennen. 

(5) Ein ständiges Mitglied, dessen 
Amtszeit abgelaufen ist oder das sein 
Amt niederlegt, hat gleichwohl seine 
Amtspflichten bis zur Ernennung 
seines Nachfolgers weiter auszuüben. 
Auch nach Ernennung des Nachfolgers 
hat das ausgeschiedene Mitglied seine 
Amtspflichten in schwebenden Ver-
fahren, an denen es mitgewirkt hat, 
bis zu ihrer endgültigen Erledigung 
weiterhin auszuüben, sofern nicht der 
Präsident des Schiedsgerichtshofes eine 
andere Anordnung trifft. 

(6) Ständige Mitglieder können vor 
Ablauf ihrer Amtszeit nur auf Grund 
einer Übereinkunft zwischen den in 
Artikel 1 Absatz 1 dieser Satzung ge-
nannten Regierungen ihres Amtes ent-
hoben werden; bei Mitgliedern, die 
durch den Präsidenten des Inter-
nationalen Gerichtshofes ernannt sind, 
ist außerdem dessen Zustimmung er-
forderlich. 

Artikel 3 
(1) Alle Mitglieder des Schiedsge-

richtshofes müssen die für die Aus-

an additional member under para-
graph (2) of this Article. If the appoint-
ment of such additional member is not 
notified to the Tribunal within this 
period, the proceeding shall be con-
ducted without the participation of 
such member. 

Article 2 
(1) The term of office of permanent 

members of the Tribunal shall be 
five years. They may be reappointed 
for one or more additional terms of 
five years. 

(2) If the President or the Vice-
President dies or resigns or is pre-
vented from carrying out the duties of 
his office, the successor President or 
Vice-President shall be appointed 
jointly by the Governments entitled to 
appoint the permanent members of the 
Tribunal. If such Governments fail to 
agree on such successor within one 
month of the date on which the vacancy 
has occurred, a request shall he made 
to the President of the International 
Court of Justice to make the appoint-
ment in accordance with the provisions 
of paragraph (1) (e) of Article 1 of this 
Charter. 

(3) If a permanent member other 
than the President or the Vice-Presi-
from carrying out the duties of his 
office, the Government which ap-
pointed him shall within two months 
of the date on which such vacancy has 
dent dies or resigns or is prevented 
occurred appoint a successor who shall 
hold office for the remainder of the 
term for which the member ,  he replaces 
was appointed. 

(4) If a permanent member is 
temporarily unable to attend the 
sittings of the Tribunal, the Govern-
ment which appointed him may appoint 
an alternate member to replace him 
during his absence. 

(5) A permanent member whose 
term of office has expired or who 
resigns his office shall nevertheless 
continue to discharge his duties until 
his successor is appointed. After such 
appointment he shall, unless the 
President of the Tribunal directs 
otherwise, continue to discharge his 
duties respecting pending cases in 
which he has participated, until such 
cases are finally disposed of. 

(6) No permanent member may be 
dismissed before the expiry of his 
term of office, except by agreement 
between the Governments referred to 
in paragraph (1) of Article 1 of this 
Charter and, in the case of any mem-
ber appointed by the President of the 
International Court of Justice, with the 
consent of the President of the Inter-
national Court of Justice. 

Article 3 
(1) All members of the Tribunal 

shall have the qualifications required  

celui-ci de la notification de la nomi-
nation du membre supplémentaire 
désigné par application du para-
graphe (2) du présent Article. Au cas ou 
la nomination du membre supplémen-
taire désigné par le Gouvernement 
Fédéral ne serait pas notifiée au Tribu-
nal dans ce délai, l'instance sera con-
duite sans la participation de ce 
membre supplémentaire. 

Article 2 
(1) Les membres permanents du Tri-

bunal sont nommés pour cinq ans. 
Leur mandat peut être renouvelé. 

(2) Au cas où le Président ou le Vice-
Président décède, démissionne ou se 
trouve empêché de remplir les devoirs 
de sa charge, son successeur est 
désigné par les Gouvernements en 
droit de nommer les membres perma-
nents du Tribunal. Si ces Gouverne-
ments ne peuvent se mettre d'accord 
pour la désignation de ce successeur 
dans un délai d'un mois à compter de 
la vacance, lie Président de la Cour 
Internationale de Justice sera prié de 
procéder à la nomination, conformé-
ment aux dispositions du para-
graphe (1) (e) de l'Article 1 de la 
présente Charte. 

(3) Au cas où un membre permanent 
autre que le Président ou le Vice-
Président décède, démissionne ou se 
trouve empêché de remplir les devoirs 
de sa charge, le Gouvernement qui 
l'avait nommé nomme son successeur 
dans les deux mois de la vacance. Ce 
successeur demeure en exercice pour 
tout le temps qui reste à courir avant 
l'expiration du mandat du membre qu' 
il remplace. 

(4) Lorsqu'un membre permanent est 
temporairement empêché d'assister aux 
séances du Tribunal, le Gouvernement 
qui l'a nommé peut nommer un membre 
suppléant pour le remplacer pendant la 
durée de son absence. 

(5) Un membre permanent dont le 
mandat est expiré ou qui démissionne 
doit cependant continuer à exercer ses 
fonctions jusqu'à ce que son successeur 
ait été nommé. Après cette nomination, 
à moins que le Président n'en décide 
autrement, il doit continuer à exercer 
ses fonctions dans les affaires en 
instance dont il avait à s'occuper, 
jusqu'à ce que ces affaires aient été 
définitivement réglées. 

(6) Aucun membre permanent ne 
peut être révoqué avant l'expiration 
de son mandat, si ce n'est par accord 
entre les Gouvernements mentionnés 
au paragraphe (1) de l'Article 1 de la 
présente Charte, et, s'il s'agit d'un 
membre nommé par le Président de la 
Cour Internationale de Justice, avec 
le consentement de celui-ci. 

Article 3 
(1) Tous les membres du Tribunal 

doivent réunir les conditions requises 



übung hoher richterlicher Ämter in 
ihrem Staate erforderlichen Voraus-
setzungen erfüllen oder Juristen oder 
sonstige Sachverständige von aner-
kannter Sachkenntnis auf dem Gebiete 
des internationalen Rechts sein. 

(2) Die Mitglieder des Schiedsge-
richtshofes dürfen von keiner Regie-
rung Weisungen einholen oder ent-
gegennehmen. Sie dürfen weder eine 
Tätigkeit ausüben, die mit der ord-
nungsgemäßen Erfüllung ihrer Pflich-
ten unvereinbar ist, noch an der Ent-
scheidung eines Falles mitwirken, mit 
dem sie vorher in irgendeiner anderen 
Eigenschaft befaßt waren oder an dem 
sie ein unmittelbares Interesse haben. 

(3) - (a) Während ihrer Amtszeit und 
nach deren Ablauf sind die Mitglieder 
des Schiedsgerichtshofes, die nicht 
deutsche Staatsangehörige sind, von 
der gerichtlichen Verfolgung wegen 
solcher Handlungen befreit, die sie 
in Ausübung ihrer Amtspflichten vor-
genommen haben. Mitglieder des 
Schiedsgerichtshofes, welche die deut-
sche Staatsangehörigkeit besitzen, sind 
von der gerichtlichen Verfolgung 
wegen solcher Handlungen, die sie in 
Ausübung ihres Amtes vorgenommen 
haben, in dem gleichen Ausmaße be-
freit wie die Richter, die bei deutschen 
Gerichten in der Bundesrepublik 
Deutschland tätig sind. 

(b) Die Mitglieder des Schiedsge-
richtshofes, die nicht deutsche Staats-
angehörige sind, genießen im Gebiete 
der Bundesrepublik Deutschland die 
gleichen Vorrechte und Befreiungen, 
wie sie den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen zustehen. 

Artikel 4 

(1) Der Schiedsgerichtshof verhan-
delt und entscheidet die bei ihm an-
hängigen Sachen in Plenarsitzungen. 
An den Plenarsitzungen nehmen 
grundsätzlich alle ständigen Mitglie-
der des Schiedsgerichtshofes sowie die 
zusätzlichen Mitglieder teil, die für 
den einzelnen Streitfall oder für die 
dem Schiedsgerichtshof vorgelegte An-
gelegenheit ernannt sind; der Präsident 
und der Vizepräsident dürfen jedoch 
nicht gleichzeitig an der Sitzung teil-
nehmen. Der Schiedsgerichtshof ist 
beschlußfähig, wenn mindestens fünf 
Mitglieder anwesend sind. 

In Plenarsitzungen wirken mit: 

(a) der Präsident oder in seiner Ab-
wesenheit der Vizepräsident; 

(b) eine gleiche Anzahl von ständigen 
Mitgliedern, die von der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
ernannt sind, und von ständigen 
Mitgliedern, die von anderen 
Parteien des Abkommens ernannt 
sind; 

(c) die zur Teilnahme an der Sitzung 
berechtigten zusätzlichen Mit

-

glieder. 

(2) In Abwesenheit des Präsidenten 
nimmt der Vizepräsident dessen Be-
fugnisse und Pflichten wahr.  

in their countries for appointment to 
high judicial office or shall be lawyers 
or other experts of recognised com-
petence in international law. 

(2) Members of the Tribunal shall 
not seek or accept instructions from 
any Government. They shall not 
engage in any activity incompatible 
with the proper exercise of their duties 
nor shall they participate in the 
adjudication of any case with which 
they had been previously concerned 
in any other capacity or in which they 
have â direct interest. 

(3)—(a) During and after their terms 
of office the members of the Tribunal 
who are not of German nationality 
shall enjoy immunity from suit in re-
spect of acts performed in the exercise 
of their of ficial duties. Members of the 
Tribunal of German nationality shall 
enjoy immunity from suit in respect 
of acts performed in the exercise of 
their official duties to the same extent 
as judges officiating in German courts 
in  the Federal Republic of Germany. 

(b) The members of the Tribunal 
who are not of German nationality 
shall enjoy in the Federal territory the 
same privileges and immunities as are 
accorded to members of diplomatic 
missions. 

Article 4 

(1) All matters before the Tribunal 
shall be heard by the Tribunal in 
plenary session. A plenary session 
shall in principle include all the per-
manent members of the Tribunal and 
any additional members appointed for 
the particular dispute or matters re-
ferred to it except that the President 
and the Vice-President shall not both 
sit at the same time. Five members 
shall constitute a quorum. 

A plenary session shall be composed 
of-- 

(a) the President or, in his absence, 
the Vice-President; 

(b) an equal number of permanent 
members appointed by the Gov-
ernment of the Federal Republic 
of Germany and of permanent 
members appointed by other Par-
ties to the Agreement; 

(c) any additional members entitled 
to sit. 

(2) In the absence of the President, 
the Vice-President shall exercise the 
authority and carry out the duties of 
the President.  

pour être nommés dans leurs pays 
respectifs à de hautes fonctions judi-
ciaires, ou être des jurisconsultes ou 
d'autres experts possédant une compé-
tence notoire en droit international. 

(2) Les membres du Tribunal ne doi-
vent ni solliciter ni accepter d'instruc-
tions d'aucun Gouvernement; ils ne 
peuvent se livrer à aucune activité 
incompatible avec l'exercice normal de 
leurs fonctions, ni participer au règle-
ment d'aucune affaire dont ils ont eu 
antérieurement à s'occuper à un autre 
titre ou dans laquelle ils ont un intérêt 
direct. 

(3)—(a) Pendant la durée et après 
l'expiration de leur mandat, les mem-
bres du Tribunal qui ne sont pas de 
nationalité allemande jouissent de 
l'immunité de juridiction à raison des 
actes accomplis dans l'exercice de 
leurs fonctions. Les membres du Tri-
bunal qui sont de nationalité allemande 
jouissent de la même immunité de 
juridiction à raison des actes accomplis 
dans l'exercice de leurs fonctions que 
les juges siégeant dans les tribunaux 
allemands sur le territoire de la Ré-
publique Fédérale d'Allemagne. 

(b) Les membres du Tribunal qui ne 
sont pas de nationalité allemande jouis-
sent sur le territoire fédéral des mêmes 
privilèges et immunités que ceux qui 
sont prévus pour les membres de 
missions diplomatiques. 

Article 4 

(1) Toute affaire dont le Tribunal est 
est entendue par lui assemblée 

plénière. L'assemblée plénière com-
prend, en principe, tous les membres 
permanents du • Tribunal et les mem-
bres supplémentaires éventuellement 
nommés pour les questions ou le litige 
particulier soumis au Tribunal; toute-
fois, le Président et le Vice-Président 
ne peuvent siéger en même temps. Le 
quorum est de cinq membres. 

Une assemblée plénière doit com-
prendre: 

(a) le Président, ou, en son absence, 
le Vice-Président; 

(b) un nombre égal de membres per-
manents nommes par le Gouverne-
ment de le Republique Fédérale 
d'Allemagne et de membres per-
manents nommés par d'autres 
Parties contractantes. 

(e) Éventuellement les membres 
supplémentaires en droit de siéger. 

(2) En l'absence du Président, le 
Vice-Président assume les pouvoirs 
et exerce les fonctions du Président. 



Artikel 5 
Der Schiedsgerichtshof hat seinen 

Sitz in der Bundesrepublik Deutsch-
land;  der Ort des Sitzes wird noch 
durch ein zusätzliches Verwaltungsab-
kommen bestimmt, das zwischen den 
zur Ernennung der ständigen Mitglie-
der des Schiedsgerichtshofes berech-
tigten Regierungen abgeschlossen wird. 

Artikel 6 
Der Schiedsgerichtshof wendet bei 

der Auslegung des Abkommens und 
seiner Anlagen die allgemein aner-
kannten Regeln des internationalen 
Rechts an. 

Artikel 7 
(1) - (a) Die amtlichen Sprachen des 

Schiedsgerichtshofes 	sind Deutsch, 
Englisch und Französisch. Der Präsi-
dent kann jedoch mit Zustimmung der 
Parteien des Verfahrens anordnen, 
daß im Einzelfalle in einem Verfahren 
nur eine oder zwei der genannten 
Sprachen gebraucht werden sollen. 

(b) Die Entscheidungen des Schieds-
gerichtshofes ergehen in allen drei 
Sprachen. 

(2) Die Regierungen werden in ihrer 
Eigenschaft als Parteien eines Verfah-
rens vor dem Schiedsgerichtshof durch 
Beauftragte vertreten, denen Rechts-

anwälte zur Seite stehen können. 

(3) Das Verfahren besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen 
Teil. Von der mündlichen Verhandlung 
kann auf Antrag der Parteien des Ver-
fahrens abgesehen werden. 

(4) Der Schiedsgerichtshof entschei-
det mit Stimmenmehrheit. Die Entschei-
dungen werden schriftlich abgesetzt; 
sie enthalten eine Darstellung des 
Sachverhalts und eine Begründung so-
wie gegebenenfalls die Wiedergabe 
einer abweichenden Meinung eines 
Mitgliedes. 

Artikel 8 
(1) Die Mittel für die Bezüge und 

Tagegelder des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten werden aufgebracht zu 
einer Hälfte von der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, zur ande-
ren Hälfte zu gleichen Teilen von den 
anderen Regierungen, die zur Ernen-
nung ständiger Mitglieder berechtigt 
sind. 

(2) Die Mittel für die Bezüge und 
Tagegelder der anderen Mitglieder des 
Schiedsgerichshofes werden von der 

Regierung aufgebracht, die das Mit-
glied ernannt hat; haben mehrere Re-
gierungen ein Mitglied gemeinsam er-
nannt, so tragen sie die Kosten zu glei-
chen Teilen. 

(3) Die zur Deckung der sonstigen 
Kosten des Schiedsgerichtshofes er-
forderlichen Mittel werden von der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgebracht. 

(4) Die Verwaltung und Unterbrin-
gung des Schiedsgerichtshofes sowie 
die Einstellung und die Gehälter des 
Personals werden durch ein zusätz-
liches Verwaltungsabkommen geregelt, 
das zwischen den zur Ernennung der 
ständigen Mitglieder des Schiedsge-
richtshofes berechtigten Regierungen 
abgeschlossen wird. 

Article 5 
The seat of the Tribunal shall be at 

such place within the territory of the 
Federal Republic of Germany as shall 
be determined by a subsidiary ad-
ministrative agreement between the 
Governments entitled to appoint the 
permanent members of the Tribunal. 

Article 6 
The Tri ,anal shall, in the inter-

pretation of the Agreement and the 
Annexes thereto, apply the generally 
accepted rules of international law. 

Article 7 
(1)—(a) The official languages of 

the Tribunal shall be English, French 
and German. However, the President 
may, with the consent of the parties, 
direct that only one or two of these 
languages shall be used in the proceed-
ings in any, case. 

(b) The decisions of  the Tri-
bunal shall be delivered in all three 
languages. 

(2) Governments, parties to proceed-
ings before the Tribunal, shall be re-
presented by agents who may be 
assisted by counsel. 

(3) The proceedings shall consist of 
two parts, written and oral. Oral 
proceedings may be dispensed with if 
the parties to the proceeding so 
request. 

(4) All decisions of the Tribunal 
shall be taken by a majority vote. 
Decisions shall be rendered in writing 
and shall include a statement of the 
facts and the grounds for the decision, 
together with the opinion of any 
member dissenting therefrom. 

Article 8 
(1) The salaries and allowances of 

the President and Vice-President shall 
be borne as to one-half by the Govern-
ment of the Federal Republic of Ger-
many and as to the other half in equal 
proportions by the other Governments 
entitled to appoint permanent mem-
bers. 

(2) The salary and allowances of 
each of the other members of the 
Tribunal shall be borne by the Gov-
ernment which has appointed him, 
and, if appointed by more than one 
Government, in equal proportions by 
the appointing Governments. 

(3) The funds requisite to meet the 
other costs of the Tribunal shall he 
provided by the Government of the 
Federal Republic of Germany. 

(4) The administration and the 
accommodation of the Tribunal, staff 
appointments and staff salaries shall be 
regulated by a subsidiary administra-
tive agreement between the Govern

-

ments entitled to appoint permanent 
members of the Tribunal. 

Article 5 
Le siège du Tribunal sera établi sur 

le territoire de la République Fédérale 
d'Allemagne au lieu qui sera déter-
miné par un accord administratif subsi-
diaire entre les Gouvernements en 
droit de nommer les membres perma-
nents du Tribunal. 

Article 6 
Dans l'interprétation de l'Accord et 

de ses Annexes, le Tribunal appli-
quera les règles généralement accep-
tées du droit international. 

Article 7 
(1)-(a) Les langues officielles du 

Tribunal sont le français, l'anglais et 
l'allemand. Toutefois le Président peut, 
avec le consentement des parties, 
décider que seule l'une d'elles ou deux 
d'entre elles seront employées dans 
la procédure d'une affaire. 

(b) Les décisions du Tribunal seront 
rendues dans les trois langues. 

(2) Les Gouvernements parties à un 
litige soumis au Tribunal sont repré-
sentés devant lui par des agents qui 
peuvent être assistés par des conseils. 

(3) La procédure comprend une 
phase écrite et une phase orale. La 
procédure orale peut être supprimée 
sur la demande des parties. 

(4) Le Tribunal statue à la majorité. 
Ses décisions sont rendues par écrit, 
elles comprennent un exposé des faits 
et sont motivées. Elles indiquent égale-
ment les opinions dissidentes éven-
tuelles. 

Article 8 
(1) Les traitements et indemnités du 

Président et du Vice-Président sont à 
la charge du Gouvernement de la 
République Fédérale d'Allemagne pour 
une moitié, l'autre moitié étant 
répartie par fractions égales entre les 
autres Gouvernements en droit de 
nommer des membres permanents. 

(2) Le traitement et les indemnités 
de chacun des autres membres du 
Tribunal sont à la charge du 
Gouvernement qui l'a nommé. Au cas 
où un membre aurait été nommé par 
plusieurs Gouvernements, ces frais 
seront répartis par fractions égales 
entre les Gouvernements en cause. 

(3) Les fonds nécessaires aux autres 
fiais du Tribunal seront fournis par le 
Gouvernement de la République Fédé-
rale d'Allemagne. 

(4) Les questions administratives 
intéressant le Tribunal, les locaux 
dont il disposera, la nomination du 
personnel et ses traitements seront 
réglés par un accord administratif 
subsidiaire entre les Gouvernements 
en droit de nommer les membres 
permanents du Tribunal. 



Artikel 9 
Der Schiedsgerichtshof gibt sich seine 

eigene Verfahrensordnung, die mit den 
Bestimmungen dieser Satzung und des 
Abkommens im Einklang stehen muß. 

ANLAGE X 

Satzung der Gemischten 
Kommission 

Artikel 1 
(1) Die Gemischte Kommission (im 

folgenden als „Kommission" bezeich-
net) für die Auslegung der Anlage IV 
des Abkommens über Deutsche Aus-
landsschulden (im folgenden als „Ab-
kommen" bezeichnet) setzt sich zusam-
men aus den acht ständigen Mitglie-
dern des gemäß Artikel 28 des Ab-
kommens errichteten Schiedsgerichts-
hofes und den zusätzlichen Mitgliedern, 
die von Fall zu Fall gemäß Absatz 2 
und 3 dieses Artikels ernannt werden; 
jedoch darf jede Regierung, die ein 
ständiges Mitglied für den Schieds-
gerichtshof ernannt hat, anstelle dieses 
ständigen Mitglieds eine andere Per-
son in die Kommission entsenden. (Die 
Mitglieder der Kommission, die stän-
dige Mitglieder des Schiedsgerichts

-

hofes sind oder die in die Kommission 
anstelle ständiger Mitglieder des 
Schiedsgerichtshofes entsandt werden, 
werden im folgenden als „ständige 
Mitglieder der Kommission" bezeich-
net.) 

(2) Ist die Regierung eines Gläubi-
gerstaates, die nicht zur Ernennung 
ständiger Mitglieder des Schiedsge-
richtshofes berechtigt ist, oder eine 
Person, welche die Staatsangehörigkeit 
dieses Staates besitzt oder dort an-
sässig ist, Partei eines Verfahrens vor 
der Kommission, so ist diese Regie-
rung berechtigt, ein zusätzliches Mit-
glied für dieses Verfahren zu ernennen. 
Sollte dieses Recht für mehrere Regie-
rungen in Betracht kommen, so können 
sie ein zusätzliches Mitglied gemein-
sam ernennen. 

(3) Die Regierung der Bundesre-
publik Deutschland ist berechtigt, ein 
zusätzliches Mitglied für Verfahren zu 
ernennen, an denen ein gemäß Ab-
satz 2 dieses Artikels ernanntes zusätz-
liches Mitglied teilnimmt. 

(4) Die Ernennung eines ständigen 
Mitglieds der Kommission, das anstelle 
eines ständigen Mitglieds des Schieds-
gerichtshofes entsandt wird, ist binnen 
zweier Monate nach dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens der Regierung des 
Vereinigten Königreichs von Großbri-
tannien und Nordirland mitzuteilen. 
Die Wiederbesetzung freiwerdender 
Sitze von Mitgliedern, die gemäß den 
Bestimmungen dieses Absatzes ernannt 
sind, ist binnen eines Monats nach Frei-
werden des Sitzes mitzuteilen. 

(5) Parteien des Abkommens, die 
ein zusätzliches Mitglied gemäß Ab-
satz 2 dieses Artikels ernennen, haben 
die Ernennung der Kommission binnen 
eines Monats mitzuteilen, nachdem 
das Verfahren, für das die Ernennung 

Article 9 
The Tribunal shall determine its 

own rules of procedure consistent 
with the provisions of this Charter 
and of the Agreement. 

ANNEX X 
Charter of the Mixed 

Commission 
Article 1 

(1) The Mixed Commission (herein-
after referred to as the Commission") 
for the interpretation of Annex IV to 
the Agreement on German External 
Debts (hereinafter referred to as "the 
Agreement") shall be composed of the 
eight permanent members of the 
Arbitral Tribunal established under 
Article 28 of the Agreement and such 
additional members as may be 
appointed from time to time pursuant 
to the provisions of paragraphs (2) and 
(3) of this Article, provided, however, 
that any Government which has 
appointed a permanent member to the 
said Arbitral Tribunal may, instead of 
appointing such permanent member to 
the Commission, appoint another per-
son. (The members of the Commission 
who are permanent members of the 
Arbitral Tribunal or are appointed in 
place of such permanent members of 
the Arbitral Tribunal are hereinafter 
referred to as "permanent members of 
the Commission.") 

(2) When the Government of a creditor 
country, other than those Governments 
entitled to appoint permanent members 
to the Arbitral Tribunal, or a person . 
who is a national of, or resides in, 
such country, is a party to proceed-
ings before the Commission, such 
Government shall be entitled to 
appoint an additional member to sit in 
such proceedings. If more than one 
Government w ould he so entitled, such 
Governments may appoint an addi

-

tional member jointly. 

(3) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall be entitled 
to appoint an additional member to 
sit in proceedings in cases where an 
additional member appointed as 
provided in paragraph (2) of this 
Article also sits. 

(4) The appointment of any per-
manent member of the Commission 
who is appointed in place of a per-
manent member of the Arbitral 
Tribunal shall be notified to the 
Government of the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland 
within two months of the entry into 
force of the Agreement. Appointments 
to fill vacancies of members appointed 
in accordance with the provisions of 
this paragraph shall be notified within 
one month of such vacancy. 

(5) Parties to the Agreement who 
appoint an additional member pursuant 
to paragraph (2) of this Article shall 
notify the Commission of such appoint-
ment within one month from the date 
on which the proceeding, in respect of 

Article J 
Le Tribunal arrêtera ses règles de 

procédure dans le cadre de la 
présente Charte et de l'Accord. 

ANNEXE X 

Charte de la Commission Mixte 

Article 1 
(1) La Commission Mixte (dénommée 

ci-après «la Commission») instituée 
pour l'interprétation de l'Annexe IV 
de l'Accord sur les dettes extérieures 
allemandes (dénommé ci-après «l'Ac-
cord») comprend les huit membres 
permanents du Tribunal d'Arbitrage 
établi par application de l'Article 28 
de l'Accord, et les membres supplé-
mentaires qui peuvent être nommés 
temporairement par application des 
dispositions des paragraphes (2) et (3) 
du présent Article. Toutefois, tout 
Gouvernement ayant nommé l'un des 
membres permanents du Tribunal 
d'Arbitrage peut, au lieu de désigner 
ce membre permanent pour siéger à la 
Commission, y nommer une autre 
personne. (Les membres de la Com-
mission ayant la qualité de membres 
permanents du Tribunal d'Arbitrage et 
les membres nommés à la place de 
ces membres permanents sont désignes 
ci-après par l'expression ( ,,membres 
permanents de la Commission»). 

(2) Lorsqu'une partie à une instance 
devant la Commission est soit le 
Gouvernement d'un pays créancier 
autre que les Gouvernements en droit 
de nommer les membres permanents 
du Tribunal d'Arbitrage, soit une per-
sonne possédant la qualité de ressortis-
sant ou de résident de ce pays, le 
Gouvernement intéressé est en droit de 
nommer un membre supplémentaire 
qui siège onur l'instance en cause, 
Lorsque plusieurs Gouvernements se 
trouvent dans cette situation, ces 
Gouvernements sont en droit de nom-
mer conjointement un membre supplé-
mentaire. 

(3) Le Gouvernement de le Répu-
blique Fédérale d'Allemagne est en 
droit de nommer un membre supplé-
mentaire pour siéger dans toute 
instance dans laquelle un membre 
supplémentaire nommé conformément 
au paragraphe (2) du présent Article 
siège également. 

(4) La nomination de tout membre 
permanent de la Commission, nommé 
à la place d'un membre permanent du 
Tribunal d'Arbitrage sera notifiée au 
Gouvernement du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
dans les deux mois de l'entrée en 
vigueur de l'Accord. Les nominations 
aux sièges devenus vacants des mem-
bres nommés conformément aux dis-
positions du présent paragraphe seront 
notifiées dans le mois de la vacance. 

(5) Les Parties contractantes nom-
mant un membre supplémentaire par 
application du paragraphe (2) du 
présent Article notifieront leur nomi-
nation à la Commission dans un délai 
d'un mois à compter de l'introduction 



erfolgt ist, bei ihr anhängig geworden 
ist. Wird die Ernennung des zusätz-
lichen Mitglieds nicht innerhalb dieses 
Zeitraumes mitgeteilt, so wird das Ver-
fahren durchgeführt, ohne daß zusätz-
liche Mitglieder mitwirken. 

(6) Die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland wird die Ernennung 
eines zusätzlichen Mitglieds, die sie 
gemäß Absatz 3 dieses Artikels vor-
nimmt, der Kommission binnen eines 
Monats, gerechnet von dem Tage, an-
zeigen, an dem die Mitteilung über die 
Ernennung eines zusätzlichen Mit-
glieds, die gemäß Absatz 2 dieses Ar-
tikels erfolgt ist, bei der Kommission 
eingegangen ist. Wird die Ernennung 
des zusätzlichen Mitglieds der Kom-
mission nicht innerhalb dieses Zeit-
raumes mitgeteilt, so wird das Verf ah

-

ren durchgeführt, ohne daß dieses zu-
sätzliche Mitglied mitwirkt. 

Artikel 2 
Für die ständigen Mitglieder der 

Kommission gelten hinsichtlich der 
Amtszeit, der Wiederernennung, der 
Ernennung von Nachfolgern und Stell-
vertretern, der weiteren Ausübung der 
Amtspflichten nach Niederlegung des 
Amts oder Ablauf der Amtszeit sowie 
der Amtsenthebung die gleichen Be-
stimmungen, wie sie in Artikel 2 der 
Satzung des Schiedsgerichtshofes (An-
lage IX des Abkommens) für ständige 
Mitglieder des Schiedsgerichtshofes 
enthalten sind. 

Artikel 3 
(1) Alle Mitglieder der Kommission 

müssen die für die Ausübung hoher 
richterlicher Amter in ihrem Staate er-
forderlichen Voraussetzungen erfüllen 
oder Juristen oder sonstige Sachver-
ständige von anerkannter Sachkennt-
nis auf dem Gebiete des internatio-
nalen Rechts sein. 

(2) Die Mitglieder der Kommission 
dürfen von keiner Regierung Weisun-
gen einholen oder entgegennehmen. 
Sie dürfen weder eine Tätigkeit aus-
üben, die mit der ordnungsgemäßen 
Erfüllung ihrer Pflichten unvereinbar 
ist, noch an der Entscheidung eines 
Falles mitwirken, mit dem sie vorher 
in irgendeiner anderen Eigenschaft be-
faßt waren oder an dem sie ein un-
mittelbares Interesse haben. 

(3) - (a) Während ihrer Amtszeit und 
nach deren Ablauf sind die Mitglieder 
der Kommission, die nicht deutsche 
Staatsangehörige sind, von der ge-
richtlichen Verfolgung wegen solcher 
Handlungen befreit, die sie in Aus-
übung ihrer Amtspflichten vorgenom-
men haben. Mitglieder der Kom-
mission,  welche die deutsche Staats-
angehörigkeit besitzen, sind von  der 
gerichtlichen Verfolgung wegen solcher 
Handlungen, die sie in Ausübung ihrer 
Amtspflichten vorgenommen haben, in 
dem gleichen Ausmaße befreit wie die 
Richter, die bei deutschen Gerichten 
in der Bundesrepublik tätig sind. 

(b) Die Mitglieder der Kommission, 
die nicht deutsche Staatsangehörige 
sind, genießen im Gebiete der Bundes-

which the appointment is made, is 
instituted before the Commission. If 
the appointment of such additional 
member is not notified within this 
period, the proceeding shall be con-
ducted without the participation of 
additional members. 

(6) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall notify the 
Commission of the appointment by it 
of an additional member under para-
graph (3) of this Article within one 
month of the receipt by the Commission 
of the notification of the appointment 
of an additional member under para-
graph (2) of this Article. If the appoint-
ment of such additional member is not 
notified to the Commission within this 
period, the proceeding shall be con-
ducted without the participation of 
such member. 

Article 2 
The permanent members of the Com-

mission shall be subject to the same 
provisions respecting the term of 
of fi ce, reappointment, appointment of 
successors and alternate members, dis-
charge of duties subsequent to resigna-
tion or expiration of term of office and 
dismissal as are provided in Article 2 
of the Charter of the Arbitral Tribunal 
(Annex IX to the Agreement) for 
permanent members of the Arbitral 
Tribunal. 

Article 3 
(1) All members of the Commission 

shall have the qualifications required 
in their countries for appointment to 
high judicial office or shall be lawyers 
or other experts of recognised com

-

potence  in international law. 

(2) Members of the Commission shall 
not seek or accept instructions from 
any Government. They shall not 
engage in any activity incompatible 
with the proper exercise of their 
duties nor shall they participate in the 
adjudication of any case with which 
they were previously concerned in 
any other capacity or in which they 
have a direct interest. 

(3)—(a) During and after their terms 
of office the members of the Com-
mission who are not of German natio-
nality shall enjoy immunity from suit 
in respect of acts performed in the 
exercise of their of ficial duties. Mem-
bers of the Commission of German 
nationality shall enjoy immunity from 
suit in respect of acts performed in the 
exercise of their of fi cial duties to the 
same extent as judges officiating in 
German courts in the Federal Republic 
of Germany. 

(b) The members of the Com

-

mission who are not of German 
nationality shall enjoy in the Federal  

nomination est faite. Au cas où la 
nomination de ce membre supplé-
mentaire ne serait pas notifiée à la 
Commission dans ce délai, l'instance 
sera conduite sans la participation de 
membres supplémentaires. 

(6) Lorsque le Gouvernement de la 
République Fédérale d'Allemagne 
nomme un membre supplémentaire par 
application du paragraphe (3) du 
présent Article, il notifie cette nomi-
nation à la Commission dans un délai 
d'un mois à compter de la réception 
par celle-ci de la notification de la 
nomination du membre supplémentaire 
désigné par application du para-
graphe (2) du présent Article. Au cas 
où la nomination du membre supplé-
mentaire désigné par le Gouvernement 
Fédéral ne serait pas notifiée à la 
Commission dans ce délai, l'instance 
sera conduite sans la participation de 
ce membre supplémentaire. 

Article 2 
Les membres permanents de la Com-

mission seront soumis, en ce qui 
concerne la durée et le renouvellement 
de leur mandat, la nomination de 
leurs successeurs ou de leurs supplé-
ants, l'exercice de leurs fonctions 
après démission ou expiration du 
mandat, et la révocation, aux règles 
prévues pour les membres permanents 
du Tribunal d'Arbitrage par l'Article 2 
de la Charte de ce Tribunal (An-
nexe IX à l'Accord). 

Article 3 
(1) Tous les membres de la Commis-

sion doivent réunir les conditions 
requises pour être nommés dans leurs 
pays respectifs à de hautes fonctions 
judiciaires, ou être des jurisconsultes 
ou d'autres experts possédant une com-
pétence notoire en droit international. 

(2) Les membres de la Commission 
ne doivent ni solliciter ni accepter 
d'instructions d'aucun Gouvernement; 
ils ne peuvent se livrer à aucune 
activité incompatible avec l'exercice 
normal de leurs fonctions, ni participer 
au règlement d'aucune affaire dont ils 
ont eu antérieurement à s'occuper à 
un autre titre ou dans laquelle ils ont 
un intérêt direct. 

(3)—(a) Pendant la durée et après 
l'expiration de leur mandat, les mem-
bres de la Commission qui ne sont pas 
de nationalité allemande jouissent de 
l'immunité de juridiction à raison des 
actes accomplis dans l'exercice de 
leurs fonctions. Les membres de la 
Commission qui sont de nationalité 
allemande jouissent de la même immu-
nité de juridiction à raison des actes 
accomplis dans l'exercice de leurs 
fonctions que les juges siégeant dans 
les Tribunaux allemands sur le terri-
toire de la République Fédérale 
d'Allemagne. 

(b) Les membres de la Commission 
qui ne sont pas de nationalité alle-
mande jouissent sur le territoire fédé- 



republik Deutschland die gleichen Vor-
rechte und Befreiungen, wie sie den 
Mitgliedern diplomatischer Missionen 
zustehen. 

Artikel 4 
Die Kommission verhandelt und 

entscheidet die bei ihr anhängigen 
Sachen in der Besetzung von drei stän-
digen Mitgliedern und den zusätzlichen 
Mitgliedern, falls solche für das Ver-
fahren ernannt sind. Folgende ständige 
Mitglieder der Kommission wirken in 
den Verfahren mit: 

(a) Ein Vorsitzender, als welcher der 
Präsident des Schiedsgerichtshofes 
oder, falls dieser abwesend ist 
oder es angeordnet hat, der Vize-
präsident des Schiedsgerichtshofes 
amtiert; 

(b) Ein Mitglied, das von dem Vor-
sitzenden aus der Zahl der von der 
Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland ernannten ständigen 
Mitglieder der Kommission be-
stimmt wird; 

(c) Ein Mitglied, das von dem Vor-
sitzenden aus der Zahl der an-
deren ständigen Mitglieder der 
Kommission bestimmt wird; je-
doch muß in Verfahren, in denen 

(i) eine Regierung eines Gläu-
bi gerstaates, der das Recht 
zur Ernennung eines stän-
digen Mitglieds zusteht, oder 

(ii) eine 	Person, welche die 
Staatsangehörigkeit eines sol-
chen Staates besitzt oder dort 
ansässig ist, 

als Partei beteiligt ist, das von der 
Regierung des in Betracht kommenden 
Staates ernannte ständige Mitglied 
mitwirken. Wären nach dieser Be-
stimmung mehrere ständige Mitglie-
der zur Mitwirkung berufen, so be-
stimmt der Vorsitzende, welches von 
ihnen mitwirken soll. 

Artikel 5 
Die Kommission hat ihren Sitz an 

demselben Ort wie der Schiedsgerichts-
hof. 

Artikel 6 
Die Kommission wendet bei der Aus-

legung der Anlage IV des Abkommens 
die allgemein anerkannten Regeln des 
internationalen Rechts an. 

Artikel 7 
(1) - (a) Die amtlichen Sprachen der 

Kommission sind Deutsch, Englisch 
und Französisch. Der Vorsitzende kann 
jedoch mit Zustimmung der Parteien 
des Verfahrens anordnen, daß im Ein-
zelfalle in einem Verfahren nur eine 
oder zwei der genannten Sprachen ge-
braucht werden sollen. 

(b) Die Entscheidungen der Kom-
mission ergehen in allen drei 
Sprachen. 

(2) Die Regierungen werden in ihrer 
Eigenschaft als Parteien eines Ver-
fahrens vor der Kommission durch 
Beauftragte vertreten, denen Rechts-
anwälte zur Seite stehen können. Pri-
vatpersonen können sich durch Rechts-
anwälte vertreten lassen.  

territory the same privileges and im-
munities as are accorded to members 
of diplomatic missions. 

Article 4 
A proceeding before the Commission 

shall be heard by three permanent 
members of the Commission and, if 
additional members have been ap-
pointed in respect of the proceeding, 
by such additional members. The per-
manent members of the Commission 
who sit in a proceeding shall be— 

(a) a Chairman who shall be the 
President of the Arbitral Tribunal 
or, in his absence or at his instruc-
tion, the Vice-President of the 
Arbitral Tribunal; 

(b) a member appointed by the Chair-
man from among the permanent 
members of the Commission ap-
pointed by the Government of the 
Federal Republic of Germany; 

(c) a member appointed by the Chair-
man from among the other per-
manent members of the Commis-
sion, provided that in any proceed-
ing to which one of the parties 
is—

a Government of a creditor 
country entitled to appoint a 
permanent member, or 

(iv) a person who is a national of, 
or resides in, such country, 

the permanent member appointed by 
the Government of such country shall 
sit. if more than one permanent mem-
ber would be entitled to sit inter this 
provision, the Chairman shall appoint. 
one of such members. 

Article 5 
The seat of the Commission shall be 

in the same place as the seat of the 
Arbitral Tribunal. 

Article 6 
The  Commission shall, in the inter-

pretation of Annex IV to the Agree-
ment, apply the generally accepted 
rules of international law. 

Article 7 
(1)—(a) The of fi cial languages of the 

Commission shall be English, French 
and German. However, the Chairman 
may, with the consent of the parties, 
direct that only one or two of these 
languages shall be used in the pro-
ceedings in any case. 

(L) The decisions of the Com-
mission shall be delivered in all three 
languages. 

(2) Governments, parties to proceed

-

ings before the Commission, shall be 
represented by agents who may he 
assisted by counsel. Private persons 
may be represented by counsel.  

ral des mêmes privilèges et immunités 
que ceux qui sont prévus pour les 
membres des missions diplomatiques. 

Article 4 
Toute instance dont la Commission 

est saisie est entendue par trois 
membres permanents de la Commis-
sion et, dans le cas où des membres 
supplémentaires ont été nommés pour 
cette instance, par ces membres supplé-
mentaires. Les membres permanents de 
la Commission siégeant dans une 
instance sont les suivants: 
(a) un Président, qui est soit le Prési-

dent du Tribunal d'Arbitrage soit, 
en son absence ou sur ses instruc-
tions, le Vice-Président du Tribunal 
d'Arbitrage; 

(b) un membre nommé par le Président 
parmi les membres permanents 
de la Commission nommés par le 
Gouvernement de la République 
Fédérale d'Allemagne; 

(c) un membre nommé par le Président 
parmi les autres membres per-
manents de la Commission, étant 
précisé que dans toute instance 
où l'une des parties est: 

(i) soit le Gouvernement d'un pays 
créancier en droit de nommer 

un membre permanent, 

(ii) soit une personne possédant la 
qualité de ressortissant ou de 
résident de ce pays, 

le membre permanent nommé par 
ce Gouvernement siège pour l'in-
stance en cause. Lorsque plusieurs 
membres permanents sont en droit 
d'invoquer la disposition qui pré-
cède, le Président de la Com-
mission désigne celui d'entre eux 
qui siège pour l'instance. 

Article 5 
Le siège de la Commission est le 

même que celui du Tribunal d'Arbitrage. 

Article 6 
Dans l'interprétation de l'Annexe IV 

à l'Accord, la Commission appliquera 
les règles généralement acceptées du 
droit international. 

Article 7 
(1)—(a) Les langues officielles de la 

Commission sont le français, l'anglais 
et l'allemand. Toutefois, le Président 
peut, avec le consentement des parties, 
décider que seule l'une d'elles ou deux 
d'entre elles seront employées dans 
la -procédure d'une affaire. 

(b) Les décisions de la Commission 
sont rendues dans les trois langues. 

(2) Les Gouvernements parties à un 
litige soumis à la Commission sont 
représentés devant elle par des agents 
qui peuvent être assistés par des Con-
seils, les personnes privées peuvent 
être représentées par des Conseils. 



(3) Das Verfahren besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen 
Teil. Von der mündlichen Verhandlung 
kann auf Antrag der Parteien des 
Verfahrens abgesehen werden. 

(4) Die Kommission entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Die Entscheidungen 
werden schriftlich abgesetzt; sie ent-
halten eine Darstellung des Sachver-
halts und eine Begründung sowie ge-
gebenenfalls die Wiedergabe einer 
abweichenden Meinung eines Mit-
glieds. 

(5) Die Kommission kann in jedem 
bei ihr anhängigen Verfahren eine 
Frage, die nach ihrer Auffassung für 
die Auslegung der Anlage IV des Ab-
kommens von grundsätzlicher Bedeu-
tung ist, dem Schiedsgerichtshof zur 
Entscheidung vorlegen. In diesem 
Falle setzt die Kommission das Ver-
fahren bis zur Entscheidung des 
Schiedsgerichtshofes aus. 

(6) Ruft eine Partei des Abkommens 
gegen eine Entscheidung der Korn-
mission gemäß Artikel 31 Absatz 7 des 
Abkommens den Schiedsgerichtshof 
an, so hat sie dies der Kommission 
schriftlich mitzuteilen. 

(7) Sofern die Kommission nichts an-
deres anordnet, trägt jede Partei des 
Verfahrens ihre eigenen Kosten. 

Artikel 8 
(1) Die Mittel für die Bezüge und 

Tagegelder eines ständigen Mitglieds 
der Kommission, das anstelle eines 
ständigen Mitglieds des Schieds-
gerichtshofes in die Kommission ent-
sandt wird sowie der zusätzlichen Mit-
glieder werden von den Regierungen 
aufgebracht, welche die betreffenden 
Mitglieder ernannt haben. 

(2) Für die Kosten, die von den Par-
teien des Verfahrens erhoben werden, 
wird ein Gebührentarif durch ein zu-
sätzliches Verwaltungsabkommen fest-
gesetzt, das zwischen den zur Ernen-
nung der ständigen Mitglieder des 
Schiedsgerichtshofes berechtigten Re-
gierungen abgeschlossen wird. 

(3) Die nicht durch cl ic Gebühren ge-
decklen sonstigen Kosten der Kom-
mission werden von der Bundes-
republik Deutschland getragen. 

(4) Die Kommission wird sich hin-
sichtlich ihrer Verwaltung, ihrer Un-
terbringung und ihres Personals der 
Verwaltungseinrichtungen des Schieds-
gerichtshofes bedienen. Sonstige Ver-
waltungsmaßnahmen für die Kommis-
sion werden in dem in Absatz 2 dieses 
Artikels erwähnten zusätzlichen Ver-
waltungsabkommen getroffen. 

Artikel 9 
Die Kommission gibt sich ihre eigene 

Verfahrensordnung, die mit den Be-
stimmungen dieser Satzung und des 
Abkommens in Einklang stehen muß. 

(3) The proceedings shall consist of 
two parts, written and oral. Oral 
proceedings may be dispensed with if 
the parties to the proceeding so 
request. 

(4) All decisions of the Commission 
shall be taken by a majority vote. 
They shall be rendered in writing and 
shall include a statement of the facts 
and the grounds for the decision 
together with the opinion of any 
member dissenting therefrom. 

(5) The Commission may in any 
proceeding before it refer a question 
which it considers to be of fundamental 
importance to the interpretation of 
Annex IV to the Agreement to the 
Arbitral Tribunal for decision. In such 
case the Commission shall suspend 
such proceeding pending the decision 
of the Arbitral Tribunal. 

(6) If a Party to the Agreement 
appeals from a decision of the Com-
mission to the Arbitral Tribunal under 
the provisions of paragraph (7) of 
Article 31 of the Agreement, it shall 
file a notice of such appeal with the 
Commission. 

(7) Unless the Commission directs 
otherwise, each party to the proceed-
ings shall pay its own costs. 

Article 8 

(1) The salary and allowances of a 
permanent member of the Commission 
who is appointed in place of a per-
manent member of the Arbitral 
Tribunal and of any additional member 
shall be borne by the Government or 
Governments appointing such member. 

(2) The scale of fees payable by 
parties to proceedings shall be deter-
mined by a subsidiary administrative 
agreement between the Governments 
entitled to appoint permanent members 
of the Arbitral Tribunal. 

(3) Any other costs of the Commis-
sion not covered by the fees shall be 
borne by the Federal Republic of 
Germany. 

(4) The Commission shall, with 
respect to its administration, accom-
modation and staff make use of the 
administrative facilities provided for 
the Arbitral Tribunal. Any special 
administrative arrangements for the 
Commission shall be provided for in 
the subsidiary administrative agree-
ment referred to in paragraph (2) of 
this Article. 

Article 9 
The Commission shall determine its 

own rules of procedure consistent with 
the provisions of this Charter and of 
the Agreement. 

(3) La procédure comprend une phase 
écrite et une phase orale. La procédure 
orale peut être supprimée sur la 
demande des parties. 

(4) La Commission statue à la majo-
rité. Ses décisions sont rendues par 
écrit; elles comprennent un exposé 
des faits et sont motivées; elles indi-
quent également les opinions dissi-
dentes éventuelles. 

(5) Dans toute instance, la Commis-
sion peut renvoyer au Tribunal d'Arbi-
trage pour décision toute question 
qu'elle considère comme d'importance 
fondamentale pour l'interprétation de 
l'Annexe IV à l'Accord. En pareil cas, 
la Commission suspend l'instance dans 
l'attente de la décision du Tribunal 
d'Arbitrage. 

(6) Toute Partie au présent Accord 
qui fait appel d'une décision de la 
Commission devant le Tribunal d'Arbi-
trage par application du paragraphe (7) 
de l'Article 31 de l'Accord, doit notifier 
l'appel à la Commission. 

(7) Sauf décision contraire de la 
Commission, chacune des Parties à 
l'instance paie ses propres frais. 

Article 8 
(1) Le traitement et les indemnités 

de chaque membre permanent de la 
Commission nommé à la place d'un 
membre permanent du Tribunal d'Arbi-
trage et de tout membre additionnel 
sont à la charge du Gouvernement ou 
des Gouvernements qui l'ont nommé. 

(2) Le barème des frais de justice 
payables par les parties aux instances 
sera fixé par un accord administratif 
subsidiaire entre les Gouvernements 
en droit de nommer les membres per-
manents du Tribunal d'Arbitrage. 

(3) Tous les autres frais de la Com-
mission non couverts par les frais de 
justice sont à la charge de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne. 

(4) En ce qui concerne l'administra-
tion, les locaux et le personnel, la 
Commission fera appel aux ressources 
administratives à la disposition du 
Tribunal d'Arbitrage. Les mesures 
administratives particulières à la Com

-

mission qui pourraient être nécessaires 
seront prévues par l'accord ad-
ministratif subsidiaire visé au para-
graphe (2) du présent Article. 

Article 9 
La Commission arrêtera ses règles 

de procédure dans le cadre de la 
présente Charte et de l'Accord. 



ANHANG A 
Schriftwechsel vom 6. März 1951 
über die Vereinbarung zwischen 
den Regierungen der Französi

-

schen Republik, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland und der Ver

-

einigten Staaten von Amerika 
einerseits und der Regierung 
der Bundesrepublik Deutsch

-

land andererseits 
A. 

Schreiben des Bundeskanzlers an 
die Alliierte Hohe Kommission 

Bonn, den 6. März 1951. 

Herr Hoher Kommissar, 
Ich beehre mich, Ihnen in Beantwor-

tung Ihres Schreibens vom 23. Okto-
ber 1950 - AGSEC (50) 2339 — folgen-
des mitzuteilen: 

Die Bundesrepublik bestätigt hier-
mit, daß sie für die äußeren Vorkriegs-
schulden des Deutschen Reiches haftet, 
einschließlich der später zu Verbind-
lichkeiten des Reiches zu erklärenden 
Schulden anderer Korperschaften, so-
wie für die Zinsen und anderen Kosten 
für Obligationen der österreichischen 
Regierung, soweit derartige Zinsen 
und Kosten nach dem 12. März 1938 
und vor dem 8. Mai 1945 fällig gewor-
den sind. 

Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß bei der Feststellung der Art und 
des Ausmaßes, in welchen die Bundes-
republik diese Verpflichtungen erfüllt, 
der allgemeinen Lage der Bundesrepu-
blik und insbesondere den Wirkungen 
der territorialen Beschränkung ihrer 
Herrschaftsgewalt und ihrer Zahlungs-
fähigkeit Rechnung getragen wird. 

II 
Die Bundesregierung anerkennt hier-

mit dem Grunde nach die Schulden aus 
der Deutschland seit dem 8. Mai 1945 
geleisteten Wirtschaftshilfe, soweit die 
Haftung hierfür nicht bereits durch das 
zwischen der Bundesrepublik und den 
Vereinigten Staaten von Amerika ab-
geschlossene Abkommen über wirt-
schaftliche Zusammenarbeit vom 15. De-
zember 1949 anerkannt worden ist, oder 
die Bundesrepublik nicht gemäß Ar-
tikel 133 des Grundgesetzes die Ver-
bindlichkeit hierfür bereits übernom-
men hat. Sie ist bereit, den Verpflich-
tungen aus der Wirtschaftshilfe gegen-
über allen anderen ausländischen 
Forderungen gegen Deutschland oder 
deutsche Staatsangehörige Vorrang 
einzuräumen. 

Die Bundesregierung hält es für 
zweckmäßig, die mit der Anerkennung 
und Abwicklung dieser Schulden zu-
sammenhängenden Fragen in zwei-
seitigen Abkommen mit den Regierun-
gen der an der Witrtschaftshilfe be-
teiligten Staaten nach Art des mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika ge-
schlossenen Abkommens vom 15. De-
zember 1949 zu regeln. Sie setzt vor- 

APPENDIX A 

Exchange of Letters embodying 
the Agreement of 6th March, 
1951, between the Governments 
of the French Republic, the 
United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland and the 
United States of America and 
the Government of the Federal 

Republic of Germany 

A. 

Letter to the Allied High Com

-

mission  from the German Federal 
Chancellor 

Bonn, 6th March, 1951. 

Mr. High Commissioner, 
In reply to your letter of 23rd 

October, 1950--AGSEC (50) 2339—I 
have the honour to inform you as 
follows: 

 
The Federal Republic hereby con-

firms that it is liable for the pre-war 
external debt of the German Reich, 
including those debts of other cor-
porate bodies subsequently to be 
declared liabilities of the Reich, as 
well as for interest and other charges 
on securities of the Government of 
Austria to the extent that such interest 
and charges became due after 
12th March, 1938, and before 8th May, 
1945. 

The Federal Government under-
stands that in the determination of the 
manner in which and the extent to 
which the Federal Republic will fulfil 
this liability account will be taken of 
the general situation of the Federal 
Republic, including, in particular, the 
effects of the limitations on its terri-
torial jurisdiction and its capacity to 
pay. 

II 
The Federal Government acknowl-

edges hereby in principle the debt 
arising from the economic assistance 
furnished to Germany since 8th May, 
1945, to the extent to which liability 
for such debt has not previously been 
acknowledged in the Agreement on 
Economic Co-operation concluded on 
15th December, 1949, between the 
Federal Republic and the United States 
of America, or for which the Federal 
Republic has not already taken over 
responsibility under Article 133 of the 
Basic Law. The Federal Government 
is ready to accord the obligations 
arising from the economic assistance 
priority over all other foreign claims 
against Germany or German nationals. 

The Federal Government regards it as 
appropriate to regulate any questions 
connected with the recognition and 
settlement of these debts by bilateral 
agreements with the Governments of 
the countries which have rendered 
economic assistance patterned on the 
Agreement concluded with the United 
States of America on 15th December, 
1949. The Federal Government takes 

APPENDICE A 

Echange de lettres enregistrant 
l'Accord du 6 Mars 1951 entre 
les Gouvernements de la Répu

-

blique Française, du Royaume- 
Uni et des Etats-Unis d'Amérique 
et le Gouvernement de la Répu

-

blique Fédérale d'Allemagne 

A. 

Lettre du Chancelier de la Répu

-

blique Fédérale d'Allemagne au 
Président de la Haute Commission 

Alliée. 

Bonn, 6 Mars 1951. 

M. le Haut-Commissaire, 
En réponse à votre lettre du 

23 octobre 1950, j'ai l'honneur de vous 
communiquer ce qui suit: 

I 
La République Fédérale confirme par 

la présente lettre qu'elle répond des 
dettes extérieures d'avant-guerre du 
Reich allemand y compris les dettes 
des autres entités à déclarer ulté

-

rieurement comme constituant des 
obligations du Reich, ainsi que des 
intérêts et autres charges des titres 
émis par le Gouvernement autrichien 
dans la mesure où de tels intérêts et 
charges étaient exigibles après le 
12 mars 1938 et avant le 8 mai 1945. 

Le Gouvernement Fédéral comprend 
que, lors de la fixation des modalités 
et des montants des paiements à 
effectuer par la République Fédérale 
au titre de ses obligations, il sera tenu 
compte de sa situation générale, plus 
particulièrement de l'effet  de l a  
limitation de sa compétence territoriale 
et de sa capacité de paiement. 

II 
Le Gouvernement Fédéral déclare 

reconnaître en principe les dettes 
provenant de l'aide économique four-
nie à l'Allemagne depuis le 8 mai 1945, 
pour autant que ces dettes ne se trou-
vent pas déjà reconnues par l'accord 
de coopération économique conclu le 
15 décembre 1949 entre la République 
Fédérale et les Etats-Unis ou au titre 
des obligations assumées par la Répu-
blique Fédérale aux termes de l'article 
133 de la Loi Fondamentale. Le Gou-
vernement Fédéral est disposé à accor-
der aux obligations résultant de l'aide 
économique la priorité par rapport à 
toutes autres créances extérieures 
envers l'Allemagne ou ses ressortis-
sants. 

Le Gouvernement Fédéral juge op-
portun de régler les questions relatives 
à la reconnaissance et au règlement 
de ces dettes par des accords bilaté-
raux avec les Gouvernements des Etats 
ayant contribué à l'aide économique, 
sur le modèle de l'accord du 15 décem-
bre 1949 conclu avec le Gouvernement 
des Etats-Unis. Il tient pour admis que 
ces accords contiendront une clause 



aus, daß diese Abkommen für den 
Fall von Meinungsverschiedenheiten 
eine Schiedsklausel enthalten. Die 
Bundesregierung ist bereit, mit den be-
teiligten Regierungen sofort in Ver-
handlungen über den Abschluß dieser 
Abkommen einzutreten. 

III 
Die Bundesregierung bringt hiermit 

ihren Wunsch zum Ausdruck, den 
Zahlungsdienst für die deutsche äußere 
Schuld wieder aufzunehmen. Sie geht 
dabei davon aus, daß zwischen ihr und 
den Regierungen Frankreichs, des Ver-
einigten Königreichs von Großbritan-
nien und Nordirland und der Vereinig-
ten Staaten von Amerika Einverständ-
nis über folgendes besteht: 

Es liegt im Interesse einer Wieder-
herstellung normaler Wirtschaftsbe-
ziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und anderen Ländern, sobald wie 
möglich einen Zahlungsplan auszuar-
beiten, der die Regelung der öffent-
lichen und privaten Forderungen gegen 
Deutschland und deutsche Staatsange-
hörige zum Gegenstand hat. 

Bei der Ausarbeitung dieses Planes 
sind interessierte Regierungen ein-
schließlich der Bundesregierung, Gläu-
biger und Schuldner zu beteiligen. 

Der Zahlungsplan soll insbesondere 
die Forderungen behandeln, deren 
Regelung geeignet ist, die wirtschaft-
lichen und finanziellen Beziehungen 
der Bundesrepublik zu anderen Län-
dern zu normalisieren. Er wird der 
allgemeinen Wirtschaftslage der Bun-
desrepublik, insbesondere der Zunahme 
ihrer Lasten und der Minderung ihrer 
volkswirtschaftlichen Substanz Rech-
nung tragen. Die Gesamtwirkung des 
Planes darf weder die deutsche Wirt-
schaft durch unerwünschte Auswirkun-
gen auf die innere Finanzlage aus dem 
Gleichgewicht bringen noch vorhandene 
oder künftige deutsche Devisenbe-
stände über Gebühr in Anspruch neh-
men. Er darf auch nicht die Finanzlast 
für irgendeine der Besatzungsmächte 
merklich vermehren. 

In allen Fragen, die sich aus den 
Verhandlungen über den Zahlungsplan 
und über die Zahlungsfähigkeit erge-
ben, können die beteiligten Regie-
rungen Sachverständigengutachten ein-
holen. 

Das Ergebnis der Verhandlungen ist 
in Abkommen niederzulegen. Es be-
steht Einverständnis darüber, daß der 
Plan nur vorläufigen Charakter hat und 
der Revision unterliegt, sobald Deutsch-
land wiedervereinigt und eine endgül-
tige Friedensregelung möglich ist. 

Genehmigen Sie, Herr Hoher Kom-
missar, den Ausdruck meiner aus-
gezeichnetsten Hochachtung. 

gez. Adenauer 

for granted that these agreements will 
contain an arbitration clause for cases 
of dispute. The Federal Government is 
prepared at once to enter into nego-
tiations for the conclusion of such 
agreements with the Governments 
concerned. 

III 
The Federal Government hereby ex-

presses its desire to resume payments 
on the German external debt. It under-
stands that there is agreement between 
it and the Governments of France, the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and of the United 
States of America on the following:— 

It is in the interest of the re-estab-
lishment of normal economic relations 
between the Federal Republic and other 
countries to work out as soon as 
possible a settlement plan which will 
govern the settlement of public and 
private claims against Germany and 
German nationals. 

Interested Governments, including 
the Federal Republic, creditors and 
debtors, shall participate in working 
out this plan. 

The settlement plan shall in partic-
ular deal with those claims, the settle-
ment of which would achieve the 
objective of normalising the economic 
and financial relations of the Federal 
Republic with other countries. It will 
take into account the general economic 
position of the Federal Republic, 
notably the increase of its burdens and 
the reduction in its economic wealth. 
The general effect of this plan shall 
neither dislocate the German economy 
through undesirable effects on the 
internal financial situation nor unduly 
drain existing or potential German 
foreignexchange resources. It shall 
also not add appreciably to the finan-
cial burden of any occupation Power. 

The Governments concerned may 
obtain expert opinions on all questions 
arising out of the negotiations on the 
settlement plan and on the capacity 
to pay. 

The result of the negotiations shall 
be set forth in agreements. It is agreed 
that the plan will be provisional in 
nature and subject to revision as soon 
as Germany is reunited and a final 
peace settlement becomes possible. 

I beg your Excellency to accept the 
assurance of my highest esteem. 

signed 
Adenauer 

d'arbitrage dans le cas de litiges. Le 
Gouvernement Fédéral est prêt à en-
tamer sans délai des pourparlers avec 
les Gouvernements intéressés au sujet 
de la conclusion de ces accords. 

III 
Le Gouvernement Fédéral exprime 

son désir de reprendre le paiement de 
la dette extérieure allemande. Il com-
prend qu'il y a accord entre lui et les 
Gouvernements des Etats-Unis d'Amé-
rique, de la France et du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord sur ce qui suit: 

«Dans l'intérêt du rétablissement des 
relations économiques normales entre 
la République Fédérale et les autres 
pays, il convient d'élaborer au plus 
vite un plan de paiements portant sur 
le règlement des créances publiques et 
privées existant à l'encontre de l'Alle-
magne et de ses ressortissants. 

Les Gouvernements intéressés, y 
compris la République Fédérale les 
créanciers et débiteurs, doivent parti-
ciper l'élaboration de ce plan. 

Le plan de paiements doit traiter 
notamment des créances dont le règle-
ment peut contribuer à normaliser les 
rapports économiques et financiers 
entre la République Fédérale et les 
autres pays. Il tiendra compte de la 
situation économique générale de la 
République Fédérale et, notamment, 
de l'accroissement de ses charges et 
de la diminution de sa substance éco-
nomique. Le plan ne doit pas avoir 
pour effet général de déséquilibrer 
l'économie allemande par des réper-
cussions indésirables sur la situation 
financière intérieure, ni d'affecter 
outre mesure les ressources alleman-
des en devises, présentes ou futures. 
Le plan ne doit pas non plus augmenter 
sensiblement les charges financières 
supportées par une Puissance occu-
pante quelconque. 

Les Gouvernements intéressés pour-
ront, pour toutes les questions résul-
tant des négociations sur le plan .le 
paiements ou la capacité de paiement, 
demander l'avis d'experts. 

Les résultats obtenus au cours des 
négociations doivent faire l'objet 
d'accords. Il est entendu que le plan 
aura un caractère purement provisoire 
et sera sujet à révision dès que l'unité 
allemande aura été rétablie et qu'un 
règlement définitif de paix sera de-
venu possible». 

Veuillez agréer, Monsieur le Haut-
Commissaire, l'expression de ma très 
haute considération. 

signé: 
Adenauer 



B. 
Antwortschreiben der Alliierten 
Hohen Kommission im Namen  der 

 Regierungen der Französischen Re

-p

ublik, des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland 
und der Vereinigten Staaten von 
Amerika an den Bundeskanzler 

6. März 1951 

Herr Bundeskanzler, 
In Beantwortung Ihres Schreibens 

vom 6. März 1951 über die deutschen 
Schulden beehren wir uns, im Namen 
der Regierungen Frankreichs, des Ver-
einigten Königreichs und der Vereinig-
ten Staaten von Amerika die von der 
Bundesregierung gegebenen Zusiche-
rungen hinsichtlich der Haftung der 
Bundesrepublik für die äußeren Vor-
kriegsschulden des Deutschen Reiches 
sowie für die Schulden aus der Deutsch-
land seit dem 8. Mai 1945 von den drei 
Regierungen geleisteten Wirtschafts-
hilfe zur Kenntnis zu nehmen. 

Was den Vorrang für die Verpflich-
tungen aus der Wirtschaftshilfe der 
Nachkriegszeit betrifft, so sind wir 
befugt zu erklären, daß die drei Re-
gierungen nicht beabsichtigen, diesen 
Vorrang in einer Weise geltend zu 
wachen, clic die Regelung ausländi-
scher Forderungen aus nach dem 8. Mai 
1945 abgeschlossenen und für den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau der 
Bundesrepublik wesentlichen Handels-
geschäften verhindern würde. 

Hinsichtlich der Frage einer Schieds-
klausel in den Abkommen über die 
Schulden aus der Nachkriegswirt-
schaftshilfe sind die drei Regierungen 
bereit, bei den Verhandlungen über 
diese Abkommen zu prüfen, ob die 
Einfügung einer solchen Klausel für 
Angelegenheiten, die sich zur Rege-
lung durch ein derartiges Verfahren 
eignen, zweckmäßig ist. 

Wir beehren uns ferner, im Namen 
der drei Regierungen die Auffassung 
der Bundesregierung, wie sie im zwei-
ten Absatz des Abschnitts I und im 
Abschnitt III des Schreibens Euerer Ex-
zellenz zum Ausdruck gebracht ist, zu 
bestätigen. Unsere Regierungen berei-
ten gegenwärtig Vorschläge über die 
Methode für die Ausarbeitung eines 
Zahlungsplans vor; diese werden die 
Beteiligung ausländischer Gläubiger, 
deutscher Schuldner und interessierter 
Regierungen einschließlich der Bundes-
regierung vorsehen. Die Vorschläge 
werden eine geordnete Gesamtrege-
lung der Vorkriegsansprüche gegen 
Deutschland und die deutschen Schuld-
ner, sowie der sich aus der Nachkriegs-
wirtschaftshilfe ergebenden Schulden 
zum Ziel haben; diese Regelung soll 
eine gerechte und billige Berücksichti-
gong aller in Betracht kommenden In-
teressen, einschließlich derjenigen der 
Bundesregierung, gewährleisten. Es ist 
beabsichtigt, die sich ergebende Rege-
lung in einem multilateralen Abkom-
men niederzulegen ;  etwa für notwen

-

dig erachtete bilaterale Abkommen 
wurden im Rahmen des Zahlungspla-
nes abgeschlossen werden. Sobald ihre 
Vorschläge fertiggestellt sind, werden 

B. 
Reply to the German Federal Chan

-

cellor from the Allied High Com
-missioners on behalf of the Govern

-

ments of the French Republic, the 
United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland and the 

United States of America 

611) March, 1951. 

Mr. Chancellor, 
In reply to your letter of 6th March, 

1951 , on the subject of German indebt-
edness we have the honour, on behalf 
of the Governments of France, the 
United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland, and the United States 
of America, to acknowledge the under-
takings of the Federal Government in 
regard to the responsibility of the 
Federal Republic for the pre-war ex-
ternal debts of the German Reich and 
for the debt arising out of the eco-
nomic assistance furnished to Germany 
by the three Governments since 
8th May 1945. 

With regard to the priority accorded 
to the obligations arising from the 
post-war economic assistance, we are 
authorised to state that the three 
Governments would not propose to 
exercise this priority in such a way as 
to r estri c t settlement of foreign-held 
claims arising out of trade subsequent 
to 8th May, 1945, essential to the eco-
nomic recovery of the Federal Republic. 

With regard to the question of an 
arbitration clause in agreements cov-
ering the debts for post-war economic 
assistance, the three Governments will 
be prepared, when negoliating such 
agreements, to consider whether it 
would be useful to include an arbitra

-

lion clause to deal with any  matters 
which might be appropriately settled 
by such a procedure. 

We further have the honour on 
behalf of the three Governments to 
confirm the understandings of the 
Federal Government as set forth in the 
second paragraph of Article I and in 
Article III of your Excellency's letter. 
They are now engaged in preparing 
proposals for the working out of settle-
ment arrangements: these will provide 
for the participation of foreign cred-
itors, German debtors, and interested 
Governments, including the Federal 
Government. The proposals will be 
designed to arrive at an orderly overall 
settlement of pre-war claims against 
Germany and German debtors and of 
the debt arising out of the post-war 
economic assistance, which would be 
fair and equitable to all the interests 
affected, including those of the Federal 
Government. It is the intention that 
the resulting settlement should be 
embodied in a multilateral agreement; 
any bilateral agreements that may he 
considered to be necessary would be 
concluded within the framework of the 
settlement plan. As soon as their pro-
posals are ready the three Govern-
ments will communicate them to the 
Federal Government and to other 
interested Governments and will 

B. 
Réponse du Président de la Haute- 
Commission Alliée au Chancelier de 
la République Fédérale d'Allemagne 

6 mars 1931 

M. le Chancelier, 
En réponse à votre lettre du 6 mars 

1951, concernant les dettes allemandes 
nous avons l'honneur, au nom des 
Gouvernements des Etas-Unis d'Amé-
rique, de la France et du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord, de prendre acte des engage-
ments du Gouvernement Fédéral rela-
tifs à la responsabilité de la Répu-
blique Fédérale au titre des dettes exté-
rieures d'avant-guerre du Reich alle-
mand et de la dette découlant de l'as-
sistance économique fournie à l'Alle-
magne par les trois Gouvernements 
depuis le 8 mai 1945. 

En ce qui concerne la priorité aux 
obligations qui découlent de l'assis-
tance économique d'après-guerre, 
nous sommes autorisés à déclarer que 
les trois Gouvernements ne se pro-
posent pas d'exercer cette priorité 
d' une man ière qui gêne le règlement 
ci es créances étrangères résultant 
d'opérations commerciales postérieures 
au 8 mai 1945 et essentielles au relève-
ment économique de la République 
Fédérale. 

En ce qui concerne l'inclusion d'une 
clause d'arbitrage dans les accords 
relatifs aux dettes découlant de l'assis-
tance économique d'après-guerre, les 
trois Gouvernements seront disposés, 
en négociant ces accords, à examiner 
s'il est opportun d'y prévoir une telle 
clause pour les questions susceptibles 
d'être utilement réglées par une telle 
procédure. 

Nous avons également l'honneur de 
confirmer, au nom des trois Gouverne-
ments, l'interprétation du Gouverne-
ment Fédéral, telle qu'elle apparait au 
paragraphe 2 de l'Article I et à l'Ar-
ticle III de la lettre de votre Excel-
lence. Nos Gouvernements élaborent 
actuellement des propositions con-
duisant à un dispositif de règlement; 
il est prévu d'y faire participer les 
créanciers étrangers, les débiteurs 
allemands et les Gouvernements inté-
ressés, y compris le Gouvernement Fé-
déral. Ces propositions tendront à un 
règlement d'ensemble et ordonné des 
créances d'avant-guerre à l'encontre 
de l'Allemagne et des débiteurs alle-
mands, ainsi que des dettes découlant 
de l'assistance économique d'après

-

guerre; ce règlement devra assurer un 
traitement juste et équitable de tous 
les intérêts en cause, y compris ceux 
du Gouvernement Fédéral. Il est prévu 
d'inclure l'arrangement qui en décou-
lera dans un accord multilatéral; les 
accords bilatéraux qui pourront être 
jugés nécessaires seraient conclus 
clans le cadre du plan de règlement. 
Dès que leurs propositions seront pré

-

tes, les trois Gouvernements les com-
muniqueront au Gouvernement Fédé- 



die drei Regierungen sie der Bundesre-
gierung und anderen beteiligten Regie-
rungen zuleiten und mit ihnen diese 
Vorschläge sowie das in dieser Ange-
legenheit anzuwendende Verfahren er-
örtern. 

Wir beehren uns  zu erklären, daß 
unsere drei Regierungen das oben an-
geführte Schreiben Euerer Exzellenz 
und dieses Schreiben als Beurkundung 
eines Abkommens zwischen den Regie-
rungen Frankreichs, des Vereinigten 
Königreichs und der Vereinigten Staa-
ten von Amerika einerseits und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land andererseits über die in diesen 
Schreiben behandelten Fragen der deut-
schen Schulden betrachten. Diese Schrei-
ben sind in deutscher, englischer und 
französischer Sprache abgefaßt worden; 
alle diese Fassungen sind in gleicher 
Weise maßgebend. 

Genehmigen Sie, Herr Bundeskanz-
ler, den Ausdruck unserer ausgezeich-
neten Hochachtung. 

(Gezeichnet) 

A. François-Poncet, 
Für die Regierung der Französischen 

Republik 

Ivone Kirkpatrick, 
Für die Regierung des Vereinigten 

Köngreichs 

J ohn J. McCloy, 
Für die Regierung der Vereinigten 

Staaten von Amerika 

ANHANG B 

Bericht der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden 

(ohne Anhänge) 

London, Februar—August 1952 

I. - Einleitung 
1. Die Inte rnationale Konferenz über 

deutsche Auslandsschulden wurde von 
den Regierungen der Republik Frank-
reich, des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika mit 
dem Ziel einberufen, ein allgemeines 
Abkommen zur Regelung der deutschen 
Auslandsschulden auszuarbeiten. Die 
Konferenz legt den Regierungen der be-
teiligten Staaten diesen Bericht vor, in 
welchem sie ihre Tätigkeit darstellt 
und ihre Empfehlungen für eine Re-
gelung dieser Schulden niederlegt. Die 
Konferenz regt an, diesen Bericht auch 
anderen interessierten Regierungen zu-
gänglich zu machen. 

2. Vor Einberufung der Konferenz 
haben die Regierungen Frankreichs des 
Vereinigten Königreichs und der Ver-
einigten Staaten von Amerika einer-
seits und die Regierung der Bundes-
republik Deutschland andererseits am 
6. März 1951 eine Vereinbarung getrof-
fen, in welcher die Bundesrepublik ihre 
Haftung für die äußeren Vorkriegs-
schulden des Deutschen Reichs bestä-

discuss with them these proposals and 
the procedure to be adopted for 
dealing with the subject. 

We have the honour to state that 
our three Governments regard your 
Excellency's letter under reference 
and this letter as placing on record an 
agreement between the Governments 
of France, the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland, 
and the United States of America, on 
the one hand, and the Government of 
the Federal Republic on the other, 
concerning the questions of German 
indebtedness covered in these letters. 
These letters are prepared in English, 
French and German, each text being 
equally authentic. 

Accept, Mr. Chancellor, the renewed 
assurances of our highest esteem. 

signed: 

A. François-Poncet 
For the Government of the French 

Republic. 

Ivone Kirkpatrick 
For the Government of the United 

Kingdom. 

John J. McCloy 
For the Government of the United 

States of America. 

APPENDIX B 

Report of the Conference on 
German External Debts 

(Without the Appendices thereto) 

London, February-August 1952 

I.—Introduction 
1. The International Conference on 

German External Debts was called by 
the Governments of the Republic of 
France, the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland and the 
United States of America in order to 
work out a general agreement for the 
settlement of German external debts. 
The Conference presents to the 
Governments of the participating 
countries this Report describing its 
work and setting forth its recommen-
dations relating to the settlement of 
these debts. The Conference suggests 
that copies of the Report should be 
made available to other interested 
Governments. 

2. Prior to calling the Conference, 
the Governments of France, the United 
Kingdom and the United States of 
America and the Government of the 
Federal Republic of Germany con-
cluded, on 6th March, 1951, an agree-
ment in which the latter confirmed ts 
liability for the pre-war external debts 
of the German Reich, acknowledged in 
principle its debts for post-war eco-

ral et aux autres Gouvernements inté-
ressés; ils discuteront avec eux des 
propositions, ainsi que de la procé-
dure à suivre en la matière. 

Nous avons l'honneur de faire savoir 
que nos trois Gouvernements consi-
dèrent que la lettre de votre Excel-
lence visée ci-dessus, ainsi que la 
présente lettre, enregistrent l'accord 
des Gouvernements des Etats-Unis 
d'Amérique, de la France et du Royau-
me-Uni de Grande-Bretagne et d'Ir-
lande du Nord d'une part, et du Gou-
vernement de la République Fédérale 
d'autre part, sur les questions rela-
tives aux dettes allemandes visées par 
ces lettres. Les lettres ont été rédigées 
en français, en anglais et en allemand, 
chaque texte faisant également foi. 

signé: 

A. François-Poncet 
Pour le Gouvernement de la Répu

-

blique Française. 

Ivone Kirkpatrick 
Pour le Gouvernement du Royaume- 
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 

du Nord. 

John J. McCloy 
Pour le Gouvernement des Etats-Unis 

d'Amérique. 

APPENDICE B 

Rapport de la Conférence des 
Dettes Extérieures Allemandes 

(sans ses Annexes) 

Londres, février—août 1952 

I. Introduction 
1. La Conférence Internationale des 

Dettes extérieures allemandes a été 
réunie par les Gouvernements de la 
République Française, du Royaume-
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord, et des Etats-Unis d'Amé-
rique en vue d'élaborer un accord 
général pour le règlement des dettes 
extérieures allemandes. La Conférence 
soumet aux Gouvernements des pays 
participants le présent Rapport qui 
décrit ses travaux et expose ses re-
commandations pour le règlement de 
ces dettes. La Conférence suggère que 
des exemplaires de ce Rapport soient 
mis à la disposition des autres Gou-
vernements intéressés. 

2. Avant de réunir la Conférence, 
les Gouvernements de la France, du 
Royaume-Uni et des Etats-Unis d'Amé-
rique et le Gouvernement de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne avaient 
conclu, le 6 mars 1951, un accord par 
lequel ce dernier Gouvernement a 
confirmé qu'il répondait des dettes 
extérieures d'avant-guerre du Reich 
allemand, a reconnu en principe les 



tigt, ihre Schulden aus der Deutschland  
von den drei Regierungen gewährten  

Nachkriegs-Wirtschaftshilfe im Grund-
satz anerkannt und ihre Bereitwilligkeit  

erklärt hat, die Zahlungen auf die deut-
schen Auslandsschulden nach einem  
von allen beteiligten Parteien auszuar-
beitenden Plan wiederaufzunehmen.  

Der Wortlaut des Schriftwechsels über  
diese Vereinbarung ist im Anhang 1  
beigefügt.  

3. Im Mai 1951 haben die drei Re-
gierungen den Dreimächteausschuß für  

deutsche Schulden eingesetzt. Seine  
Aufgabe ist es, die drei Regierungen  
bei den Verhandlungen über die Rege-
lung der deutschen Auslandsschulden  

zu vertreten und die Arbeiten der Kon-
ferenz in die Wege zu leiten. Die drei  
Regierungen waren in dem Dreimächte-
ausschuß vertreten durch: M. François-
Didier Gregh (Frankreich), Sir George  

Rende! (Vereinigtes Königreich) und  
Botschafter Warren Lee Pierson (Ver-
einigte Staaten von Amerika). Ihre  
Stellvertreter waren M. René Sergent  

(Frankreich), an dessen Stelle später  

M. A. Rodocanachi und M. H. Davost  
traten, Sir David Waley (Vereinigtes  

Königreich) und Gesandter J. W. Gun-
ter (Vereinigte Staaten von Amerika).  

4. Im Juni und Juli 1951 fanden zwi-
schen dem Ausschuß und der Deutschen  
Delegation für Auslandsschulden, die  
von der Regierung der Bundesrepublik  
Deutschland eingesetzt wurde, sowie  
Vertretern einiger der wichtigsten  
Gläubigerstaaten Vorbesprechungen  
statt. Der Leiter der Deutschen Delega-
tion für Auslandsschulden war Herr 

 Hermann J. Abs, sein Stellvertreter  
Präsident Dr. W. Kriege.  

5. Im Dezember 1951 gab der Drei-
mächteausschuß der Deutschen Delega-
tion die Beträge und die Zahlungsmo-
dalitäten bekannt, welche die drei Re-
gierungen zur  vollen  R egelu ng ihrer  

Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirt-
schaftshilfe unter der Voraussetzung  
anzunehmen bereit seien, daß eine be-
friedigende und gerechte Regelung der  
deutschen Vorkriegsschulden erzielt  
würde. Während der Konferenz erklär-
ten sich die Vereinigten Staaten von  
Amerika außerdem bereit, unter ent-
sprechender Abänderung ihres Ange-
bots vom Dezember 1951, den Beginn  
der Tilgungszahlungen auf ihre Forde-
rungen um 5 Jahre hinauszuschie-
ben. Die Beträge und Zahlungsmodali-
täten sind im Anhang 2 zu diesem Be-
richt enthalten. ( 1 )  

II. - Organisation der Konferenz  

6. Die erste Vollsitzung der Konfe-
renz fand am 28. Februar 1952 im Lan-
caster House in London statt. Die Re-
gierungen Frankreichs, des Vereinig-
ten Königreichs und der Vereinigten  
Staaten von Amerika waren dabei  

durch den Dreimächteausschuß für deut- 

(1) Anhang 2 zum Konferenzbericht ist durch  

die Bestimmungen der am gleichen Tage wie  
das Abkommen über Deutsche Auslandsschul-
den unterzeichneten Abkommen zur Regelung  
der Forderungen, die sich aus der Deutschland  

geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe ergeben,  

überholt. Im letzten Absatz der Präambel des  
letzteren Abkommens wird auf diese Abkom-
men Bezug genommen.  

nomic assistance furnished to Germany  

by the three Governments, and  
declared its willingness to resume  
payments on the German external  

debts in accordance with a plan to  
be worked out by all interested parties.  

A copy of the exchange of letters  

embodying this agreement is con-
tained in Appendix 1.  

3. In May 1951 the three Govern-
ments set up the Tripartite Commis-
sion on German Debts to represent  
them in the negotiations relating to  
the settlement of German external  
debts and to organise the work of the  

Conference. The three Governments  
were represented on the Tripartite  

Commission by M. François-Didier  
Gregh (France), Sir George Rendel  
(United Kingdom), and Ambassador  
Warren Lee Pierson (United States);  
their alternates were M. rené Sergent  

(France), who was later replaced by  
M. A. Rodocanachi and M. H. Davost,  
Sir David Waley (United Kingdom)  
and Minister J. W. Gunter (United  
States).  

4. The Commission held preliminary  
discussions in June and July 195i with  
the German Delegation on External  
Debts, appointed by the Government  
of the Federal Republic of Germany,  
and with representatives from some  

of the principal creditor countries. The  
German Delegation was headed by  
Herr Hermann J. Abs, with alternate  

Dr. W. Kriege.  

5. In December 1951 the Tripartite  
Commission informed the German  
Delegation of the amounts and terms  

of payment which the three Govern
-ments were p ared to accent in full 

settlement of their claims in  respect 
of post-war economic assistance, on 
condition that a satisfactory and 
equitable settlement of Germany's 
pre-war debts were achieved. During 
the Conference the United States of 
America further offered to defer 
collection of the principal of its claim 
for a period of five years and amended 
its offer of December 1951 accordingly. 
The amounts and terms are outlined in 
Appendix 2 of this Repor t (t) 

II.—Organisation of the Conference 

6. The Conference held its first 
plenary meeting at Lancaster House, 
London, on 28th February, 1952. The 
Governments of France, the United 
Kingdom and the United States of 
America were represented by the 
Tripartite Commission on German 

(') Appendix 2 of the Conference Report has 
been superseded by the provisions of the 
Agreements for the settlement of the claims 
of the three Governments arising from the post-
war economic assistance to Germany, signed 
on the same day as the Agreement on German 
External Debts. The last paragraph of the 
preamble of the latter Agreement makes 
reference to these Agreements.  

dettes provenant de l'aide économique 
fournie à l'Allemagne après la guerre 
par les Trois Gouvernements, et a 
exprimé le désir de reprendre le paie-
ment de la dette extérieure allemande 
conformément aux dispositions d'un 
plan à élaborer par toutes les parties 
intéressées. L'échange de lettres en-
registrant cet Accord est reproduit à 
l'Annexe 1. 

3. En mai 1951, les Trois Gouverne-
ments ont établi la Commission Tri-
partite des dettes allemandes pour les 
représenter dans les négociations 
relatives au règlement des dettes 
extérieures allemandes et pour orga-
niser les travaux de la Conférence. 
Les Trois Gouvernements étaient re-
présentés à la Commission Tripartite 
par M. François-Didier Gregh (France), 
Sir George Rendel (Royaume-Uni), et 
l'Ambassadeur Warren Lee Pierson 
(Etats-Unis). Leurs suppléants étaient 
M. René Sergent, ultérieurement rem-
placé par M. A. Roclocanachi et M. H. 
Davost (France), Sir David Waley 
(Royaume-Uni), et le Ministre J. W. 
Gunter (Etats-Unis). 

4. En juin et juillet 1951, la Commis-
sion a procédé à des consultations 
préliminaires avec la Délégation alle-
mande pour les dettes extérieures  
nommée par le Gouvernement de la  
République Fédérale d'Allemagne, et  

avec les représentants de certains des  
principaux pays créanciers. La Délé-
gation allemande était présidée par  
M. Hermann J. Abs, M. Kriege étant  
son suppléant.  

5. En décembre 1951, la Commission  
Tripartite a fait connaître à le Délé-
gation allemande les montants et les  
modalités de paiement que les Trois  
Gouvernements étaie n t prêts á  a cce p

-

ter en règlement total de leurs créan-
ces au titre de l'assistance économique  

d'après-guerre, à condition que soit  
réalisé un règlement satisfaisant et  
équitable des dettes d'avant-guerre de  

l'Allemagne. Au cours de la Confié-
- rence, les Etats-Unis ont offert, en  

outre, de différer pendant 5 ans le  

recouvrement du principal de leur  
créance et ont modifié en consé-
quence leur offre de décembre 1951.  
Les montants et les modalités de paie-
ment proposés sont indiqués à l'An-
nexe 2 du présent Rapport.(1)  

II. Organisation de la Conférence  

6. La Conférence a tenu sa première  

séance plénière à Lancaster House,  
Londres, le 28 février 1952. Les Gou-
vernements de la France, du Royaume-
Uni et des Etats-Unis étaient repré-
sentés par la Commission Tripartite  
des dettes allemandes. Les créanciers  

( 1) Les dispositions de l'Annexe 2 au Rapport 
de la Conférence sont devenues sans objet en  
raison de la conclusion des Accords sur le 
régleraient des créances des Trois Gouverne-
ments au titre de l'assistance économique 
d' aprés-querre a l'Allemagne. Les Accords ont 
été signés le même jour que l'Accord sur les 
dettes extérieures allemandes. Le dernier para-
graphe du préambule du présenl Accord se 
réfère à ces Accords. 



sehe Schulden vertreten, während für 
die Privatgläubiger dieser drei Staaten 
besondere Delegationen erschienen 
waren. Von 22 Gläubigerstaaten wur-
den Delegationen entsandt, die sich 
aus Regierungsvertretern und teils 
auch aus Vertretern von Privatgläubi-
gern zusammensetzten; drei Staaten 
entsandten Beobachter; die Bank für In-
ternationalen Zahlungsausgleich war 
als selbständige Gläubigerin vertreten; 
die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland umfaßte Regierungsver-
treter und Vertreter der Privatschuld-
ner. 

7. Die Konferenz beschloß folgende 
Ausschüsse einzusetzen: 

(a) Den Arbeits- und Organisations

-

ausschuß, bestehend aus den drei 
Mitgliedern des Dreimächteaus-
schusses, 13 Vertretern von Gläu-
bigerinteressen aus Belgien, Bra-
silien, Frankreich, Italien, den Nie-
derlanden, Schweden, der Schweiz, 
dem Vereinigten Königreich und 
den Vereinigten Staaten sowie aus 
fünf Vertretern der Schuldner-
seite, die öffentliche und private 
Schuldnerinteressen wahrnahmen. 
Er hatte die Aufgabe, die Arbeiten 
der Konferenz zu lenken und da-
für Sorge zu tragen, daß alle den 
Vollsitzungen vorgelegten Empfeh-
lungen einer gerechten Gesamt-
regelung und gleichmäßigen Be-
handlung aller Gläubiger inner-
halb der einzelnen Gruppen dien-
ten. 

(b) Den Gläubigerausschuß, in dem 
alle Delegationen der Gläubiger-
staaten vertreten waren. Er hatte 
die Aufgabe, die Meinungen der 
verschiedenen Gläubigergruppen 
zu koordinieren, Gläubigervertre-
ter für die Verhandlungsausschüsse 
zu ernennen und dem Arbeits- und 
Organisationsausschuß die Auf-
fassung der Gläubiger zu allen in 
den Verhandlungsausschüssen be-
schlossenen Empfehlungen zu über-
mitteln. 

(c) Das Konferenzsekretariat unter 
Leitung eines Generalsekretärs. 
Generalsekretär war zunächst Mr. 
II. A. Cridland, später Mr. E. H. 
Peck. 

8. Der Arbeits- und Organisations

-

ausschuß setzte vier Verhandlungsaus-
schüsse zur Behandlung nachstehender 
Schuldenkategorien ein: 

Ausschuß A: Reichsschulden und 
Schulden anderer öffentlich-recht-
licher Körperschaften ;  

Ausschuß B: Industrieanleihen; 

Ausschuß C: Stillhalteschulden; 
Ausschuß D: Handelsschulden und 

sonstige Verbindlichkeiten. 
Die Ausschüsse setzten sich aus Ver-

tretern der Gläubiger und der Schuld-
ner sowie aus Beobachtern des Drei-
mächteauschusses zusammen. Zur Be-
handlung besonderer Schuldenarten 
bildeten die Verhandlungsausschüsse 
mehrere Unterausschüsse. 

Debts; the private creditors of these 
three countries were represented by 
separate delegations; 22 creditor coun-
tries sent national delegations com

-

posed of governmental and, in many 
cases, private creditor representatives; 
3 countries sent observers; the Bank 
for International Settlements was 
represented as a creditor in its own 
right; the Delegation of the Federal 
Republic of Germany included govern-
mental representatives and represen-
tatives of private debtors. 

7. In accordance with the decisions 
of the Conference, there were set up:— 

(a) The Steering Committee, composed 
of the three members of the Tri-
partite Commission, 13 represent-
atives of creditor interests from 
Belgium, Brazil, France, Italy, the 
Netherlands, Sweden, Switzerland, 
the United Kingdom and the United 
States, and 5 members represent-
ing public and private debtor inter-
ests. Its duty was to organise the 
work of the Conference and to 
ensure that all recommendations 
submitted to plenary meetings 
were such as to achieve an equit-
able overall settlement and equal 
treatment for all creditors within 
each category. 

(b) The Creditors Committee, in which 
each of the delegations of creditor 
countries was represented. Its duty 
was to co-ordinate the views of 
the various groups of creditor 
interests, to appoint creditor re-
presentatives to negotiating com-
mittees and to convey to the 
Steering Committee - the creditors' 
views with respect to any recom-
mendations resulting from nego-
tiating committees. 

(c) The Conference Secretariat under 
a Secretary-General. The Secre-
tary-General was first Mr. H. A. 
Cridland and later Mr. E. II.  Peck. 

8. The Steering Committee estab-
lished four negotiating Committees to 
deal, respectively, with the following 
categories of debts:— 

Committee A.— Reich debts and other 
debts of public authorities; 

Committee B.—Other medium- and 
long-term debts; 

Committee C.—Standstill debts; 
Committee D.—Commercial and mis-

cellaneous debts. 
Each Committee was composed of 
representatives of the creditors and 
debtors, together with observers from 
the Tripartite Commission. A number 
of sub-committees was set up by the 
Negotiating Committees to deal with 
specific types of debts. 

privés de ces trois pays étaient repré-
sentés par des délégations distinctes; 
vingt-deux pays créanciers avaient 
envoyé des délégations composées de 
représentants du Gouvernement et, 
dans de nombreux cas, de représen-
tants des créanciers privés; trois pays 
avaient envoyé des observateurs; la 
Banque des Règlements Internationaux 
était représentée en sa qualité parti-
culière de créancier; la délégation de 
la République Fédérale d'Allemagne 
comprenait des représentants du Gou-
vernement et des représentants des 
débiteurs privés. 

7. Conformément aux décisions de la 
Conférence, les organes suivants ont 
été constitués: 

(a) le Comité Directeur, comprenant 
trois membres de la Commission 
Tripartite, treize représentants des 
intérêts créanciers des pays sui-
vants: Belgique, Brésil, Etats-Unis, 
France, Italie, Pays-Bas, Royaume-
Uni, Suède et Suisse, et cinq mem-
bres représentant les intérêts dé-
biteurs publics et privés. Ce 
Comité était chargé d'organiser 
les travaux de la Conférence et 
de s'assurer que toutes les recom-
mandations soumises à la Confé-
rence en séance plénière étaient 
de nature à réaliser un règlement 
général équitable et l'égalité de 
traitement de tous les créanciers 
à l'intérieur de chaque catégorie; 

(b) le Comité des créanciers, au sein 
duquel chaque délégation de pays 
créancier était représentées. Ce 
Comité était l'organe de coordina-
tion entre les points de vue des 
divers groupes d'intérêts créan-
ciers. Il était chargé de désigner 
les représentants des créanciers 
aux différents Comités de négocia-
tion et de communiquer au Comité 
Directeur les vues des créanciers 
sur toutes les recommandations 
élaborées par les Comités de négo-
ciation; 

(c) le Secrétariat de la Conférence 
placé sous l'autorité d'un Secrétaire 
général, M. II. A. Cridland, rem-
placé ultérieurement par M. E. II. 
Peck. 

8. Le Comité Directeur a créé quatre 
Comités de négociation chargés 
respectivement des catégories de 
dettes suivantes: 

Comité A: Dettes du Reich et dettes 
debts of public authorities; 

Comité B: Autres dettes à moyen et 
long-term debts; 

Comité C: Dettes de Standstill, 
Comité D: Dettes commerciales et 

cellaneous debts. 
Chaque comité comprenait des 

représentants des créanciers et des 
débiteurs, ainsi que des observateurs 
de la Commission Tripartite. Plusieurs 
sous-Comités ont été constitués par les 
Comités de négociation pour traiter 
certaines catégories de dettes parti-
culières. 



9. Der Arbeits- und Organisations-
ausschuß setzte ferner zur Unterstüt-
zung der Konferenz einen Statistischen 
Ausschuß ein. 

10. Die Konferenz fand in der Zeit 
vom 28. Februar bis 8. August 1952 
statt. Die Konferenz unterbrach die Ver-
handlungen vom 5. April bis 19. Mai, 
um den Delegationen die erforderli-
chen Rückfragen zu ermöglichen. 

III. - Richtlinien für die Ausarbeitung 
der Empfehlungen 

11. Die Konferenz ist bei ihren Arbei-
ten von den folgenden Tatbeständen, 
Grundsätzen und Zielen ausgegangen: 

(a) Die Regierungen Frankreichs, des 
Vereinigten Königreichs und der 
Vereinigten Staaten von Amerika 
haben gegenüber der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
Zusicherungen hinsichtlich der 
Herabsetzung der Nachkriegsfor-
cierungen aus der Deutschland ge-
währten Wirtschaftshilfe und hin-
sichtlich der Regelungsbedingun-
gen abgegeben, die für die drei 
Regierungen annehmbar sind, falls 
eine befriedigende und gerechte 
Regelung der Vorkriegsschulden 
erreicht wird. 

(b) Der Plan soll: 
(i) der allgemeinen Wirtschafts-

lage der Bundesrepublik und 
den Wirkungen der territoria-
rialen Beschränkungen ihrer 
Herrschaftsgewalt Rechnung 
tragen; er darf weder die 
deutsche Wirtschaft durch un-
erwünschte Auswirkungen auf 
die innere Finanzlage aus dem 
Gleichgewicht bringen noch 
vorhandene oder künftige 
deutsche Devisenquellen über 
Gebühr in Anspruch nehmen; 
auch darf er keine erheb-
liche finanzielle Mehrbelastung 
einer der drei Regierungen 
mit sich bringen; 

(ii) eine ordnungsgemäße Gesamt-
regelung vorsehen und eine 
gerechte und billige Behand-
lung aller beteiligten Interes-
sen gewährleisten; 

(iii) für den Fall der Wiederver-
einigung Deutschlands in ge-
eigneter Weise Vorkehrung 
treffen. 

(c) Der Regelungsplan soll die Wie-
derherstellung normaler finanziel-
ler und wirtschaftlicher Beziehun-
gen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und anderen Staaten 
fördern. In diesem Sinne soll die 
Regelung: 

(i) den Verzug Deutschlands durch 
zweckmäßige Behandlung von 
fälligen und fällig werdenden 
Schulden sowie von Zinsrück-
ständen beseitigen; 

(ii) eine Lage schaffen, die die 
Wiederaufnahme normaler Be-
ziehungen zwischen Schuld-
nern und Gläubigern ermög-
licht; 

(iii) derart sein, daß sie zu der 
Wiederherstellung des inter-
nationalen Kredits Deutsch-
lands durch Neubegründung 

9. The Steering Committee also 
established a Statistical Committee I  
assist the Conference. 

10. The Conference was in session 
between 28th February and 8th Au-
gust, 1952, with a recess form 5th April 
to 19th May, to enable necessary con-
sultations to take place. 

III.—Framework 

11. In carrying out its work the 
Conference has been guided by the 
following facts, principles and objec

-

tives:— 
(a) The Governments of France, the 

United Kingdom and the United 
States of America have given the 
Government of the Federal Re-
public of Germany assurances with 
regard to the scaling down and the 
terms of settlement of the post-war 
claims for economic aid extended 
to Germany, which would be 
accepted by the three Governments 
on condition that a satisfactory and 
equitable settlement of pre-war 
debts were achieved; 

(b) The Settlement Plan should— 
(i) take into account the general 

economic position of the 
Federal Republic and the 
effects of the limitations on 
its territorial jurisdiction; it 
should neither dislocate the 
German economy through 
undesirable effects on the 
internal financial situation, 
nor unduly drain existing or 
potential German foreign ex-
change resources, and it 
should not add appreciably 
to the financial burden of any 
of the three Governments; 

(ii) provide for an orderly overall 
settlement and assure fair and 
equitable treatment of all the 
interests affected; 

(iii) provide for appropriate action 
on the reunification of Germany. 

(c) The Settlement Plan should pro-
mote the re-establishment of nor-
mal financial and commercial 
relations between the Federal 
Republic of Germany and other 
countries. To this end it should—

eliminate the state of default 
of Germany by suitable treat-
ment of matured and maturing 
debts and of arrears of interest; 

(iv) lead to a situation which 
would permit a return to 
normal debtor-creditor rela-
tionships; 

(v) be of such a character as to 
contribute to the recovery of 
Germany's international credit 
by the restoration of confi- 

9. Le Comité Directeur a également 
institué un Comité des statistiques 
chargé d'aider la Conférence dans ses 
travaux. 

10. La Conférence a siégé du 28 
février au 8 août 1952, avec une 
suspension du 5 avril au 19 mai en vue 
de permettre de procéder aux consulta-
tions nécessaires. 

III. Cadre général 

11. Dans la poursuite de ses tra-
vaux, la Conférence s'est basée sur les 
faits, les principes et les objectifs 
suivants: 
(a) Les Gouvernements de la France, du 

Royaume-Uni et des Etats-Unis 
avaient donné au Gouvernement 
de la République Fédérale des 
assurances quant aux réductions et 
aux conditions de règlement qu'ils 
seraient prêts à accepter pour leurs 
créances d'après-guerre au titre de 
l'aide économique fournie par eux 
à l'Allemagne, à condition que soit 
réalisé un règlement satisfaisant 
et équitable des dettes d'avant-
guerre. 

(b) Le plan de règlement devait: 
(i) tenir compte de la situation 

économique générale de la 
République Fédérale et des 
effets de la limitation de sa 
compétence territoriale; ne 
pas disloquer l'économie alle-
mande par des répercussions 
inopportunes sur la situation 
financière intérieure, ni drainer 
indûment les ressources ac-
tuelles ou futures de l'Alle-
magne en devises, ni accroître 
sensiblement les charges finan-
cières de l'un quelconque des 
Trois Gouvernements; 

(ii) prévoir un règlement général 
et méthodique et assurer le 
traitement juste et équitable 
de tous les intérêts en cause; 

(iii) comporter des dispositions en 
vue de l'intervention des me-
sures appropriées lors de la 
réunification de l'Allemagne. 

(c) Le plan devait favoriser le réta-
blissement de relations financières 
et commerciales normales entre la 
République Fédérale et les autres 
pays; à cette fin, il devait: 

(i) mettre fin à l'état de carence 
de l'Allemagne au moyen d'un 
règlement approprié des dettes 
échues ou à échoir et des 
arriérés d'intérêts; 

(ii) conduire à un état de fait qui 
permette un retour aux rela-
tions normales entre créanciers 
et débiteurs; 

(iii) se présenter de telle sorte 
qu'il contribue à la restaura-
tion du crédit international de 
l'Allemagne par le rétablisse- 



des Vertrauens in das finan 
zielle Ansehen und die Ver-
läßlichkeit Deutschlands als 
Kreditnehmer beiträgt und da-
bei gleichzeitig eine angemes-
sene Sicherheit dafür bietet, 
daß Deutschland in Bezug auf 
die von ihm einzugehenden 
Verpflichtungen nicht erneut 
in Verzug gerät; 

(iv) mit der Erfüllung solcher Ver-
pflichtungen vereinbar sein 
und diese soweit wie möglich 
erleichtern, welche die Bundes-
republik Deutschland als Mit-
glied des Internationalen 
Währungsfonds und der Orga-
nisation für Europäische Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit im 
Hinblick auf den Transfer von 
Zahlungen für laufende Trans-
aktionen einschließlich Zinsen 
und Erträgnissen aus Kapital-
anlagen übernehmen wird oder 
schon übernommen hat. 

IV. - Empfehlungen 
12. Reichschulden und Schulden an-

derer öffentlich-rechtlicher Körper

-

schaften. — Die Empfehlungen für die 
Regelung der Schulden dieser Kate-
gorie sind im Anhang 3 enthalten. 

13. Industrieanleiheschulden. — Die 
Empfehlungen für die Regelung der 
Schulden dieser Kategorie sind im An-
hang 4 enthalten. 

14. Stillhalteschulden. — Die Emp-
fehlungen fur die Regelung der Schul-
den dieser Kategorie sind im Anhang 5 
enthalten. Die Konferenz ist sich dar-
über einig, daß diese Empfehlungen 
zum frühest möglichen Termin ver-
wirklicht werden sollen. 

15. Handels- und sonstige Verbind-
lichkeiten. — Die Empfehlungen für 
die Regelung der Schulden dieser Ka-
tegorie sind im Anhang 6 enthalten. 

16. Die Konferenz hat verschiedene 
Schuldenfragen geprüft, deren beson-
derer Charakter eine vollständige und 
endgültige Regelung im Verlaufe der 
Konferenz nicht zuließ. Es wurde Vor-
kehrung für ihre spätere Lösung durch 
Verhandlungen unter den beteiligten 
Interessengruppen getroffen. Die ent-
sprechenden Bestimmungen sind in die 
betreffenden Anhänge zu dem vor-
liegenden Bericht eingearbeitet wor-
den. Die später aufzunehmenden Ver-
handlungen sollen im Rahmen der 
Grundsätze und Ziele der Konferenz 
stattfinden; die daraus sich ergebenden 
Empfehlungen sollen, falls sie Billigung 
finden, in  den  Rahmen des Regierungs-
abkommens fallen. 

17. Die vorgeschlagenen Regelungs-
bedingungen für die unter den Plan 
fallenden deutschen Schulden sind in 
eingehenden Verhandlungen zwischen 
Vertretern der Gläubiger und Schuld-
ner ausgearbeitet worden. Sie lehnen 
sich so eng wie möglich an die be-
stehenden Verträge an. 

18. Wie sich aus den Anhängen 3 bis 
6 ergibt, soll auf die Kapitalbeträge 
aller unter die Empfehlungen fallen-
den Schulden während einer Anlauf-
zeit von 5 Jahren keine Rückzahlung 

Bence in her financial standing 
and reliability as a borrower, 
while giving a reasonable 
assurance that Germany will 
not again default on her under-
takings; 

(iv) be compatible with and as far 
as possible facilitate the Fed-
eral Republic's eventual com-
pliance with obligations which 
members of the International 
Monetary Fund and the Organ-
isation for European Economic 
Cooperation have assumed 
with regard to the transfer of 
payments for current trans-
actions, including interest and 
earnings on investments. 

IV.—Recommendations 
12. Reich Debts and other Debts of 

Public Authorities.—The recommen-
dations for the settlement of debts 
in  this category are contained in 
Appendix 3. 

13. Other Medium and Long-Term 
Debts.—The recommendations for the 
settlement of debts in this category 
are contained in -Appendix 4. 

14. Standstill Debts.—The recommen-
dations for the settlement of debts in 
this category are contained in Appen-
dix 5. The Conference is in agreement 
that these recommendations should be 
put into effect at the earliest date 
possible. 

15. Commercial and Miscellaneous 
Debts.—The recommendations for the 
settlement of debts in this category 
are contained in Appendix 6. 

16. The Conference considered 
several debt problems the special 
nature of which made their complete 
and definitive settlement during the 
Conference impossible. Plans were laid 
for their subsequent solution in nego-
tiations between the interests involved. 
Appropriate provisions in this regard 
have been included in the respective 
appendices of this Report. Such nego-
tiations should be guided by the 
principles and objectives of the Con-
ference and the resulting recommen-
dations, if approved, should be covered 
by the Intergovernmental Agreement. 

17. The terms proposed for the settle-
ment of German debts covered by the 
Settlement Plan have been worked 
out in intensive negotiations between 
representatives of the creditors and 
the debtors. They conform as closely 
as possible to the existing contracts. 

18. As will be seen from Appendices 
3-6, no repayment in foreign exchange 
of the principal of any debt covered 
by the recommendations should be 
made during an initial period of five 

ment de la confiance dans sa 
stabilité financière et dans le 
respect de ses obligations 
d'emprunteur, tout en donnant 
une assurance raisonnable que 
l'Allemagne ne manquera pas 
de nouveau à ses engage-
ments; 

(iv) ne pas empêcher le Gouverne-
ment Fédéral, et autant que 
possible le mettre en mesure 
d'observer en fin de compte les 
obligations que les membres 
du Fonds Monétaire Inter-
national et de l'Organisation 
Européenne de Coopération 
Economique ont contractées en 
ce qui concerne le transfert 
des paiements courants, y 
compris les intérêts et les 
revenus des investissements. 

IV. Recommandations 
12. Dettes du Reich et dettes des 

autres autorités publiques.—Les re-
commandations pour le règlement des 
dettes de cette catégorie font l'objet 
de l'Annexe 3. 

13. Autres dettes ù moyen et ù long 
terme.—Les recommandations pour le 
règlement des dettes de cette catégorie 
font l'objet de l'Annexe 4. 

14. Dettes de standstill.—Les recom-
mandations pour le règlement des det-
tes de cette catégorie font l'objet de 
l'Annexe 5. La Conférence a convenu 
que ces recommandations devraient 
être mises en vigueur le plus tôt pos-
sible. 

15. Dettes commerciales et dettes 
diverses.—Les recommandations pour 
le règlement des dettes de cette caté-
gorie font l'objet de l'Annexe 6. 

16. La Conférence a examiné les. 
problèmes soulevés par certaines 
dettes qui, en raison de leur nature 
spéciale, ne pouvaient faire l'objet d'un 
règlement complet et définitif au cours 
de la Conférence. Des plans ont été 
élaborés pour résoudre ces problèmes 
au cours de négociations ultérieures 
entre les représentants des intérêts en 
présence. Des dispositions appropriées 
ont été incluses à cet égard dans les 
Annexes au présent Rapport. Les 
négociations en question se fonderont 
sur les principes et les objectifs de la 
Conférence, et les recommandations 
qui en résulteront, si elles sont ap-
prouvées, seront sanctionnées par 
l'Accord Intergouvernemental. 

17. Les modalités proposées pour le 
règlement des dettes allemandes 
d'avant-guerre ont été élaborées au 
cours de négociations approfondies 
entre représentants des créanciers et 
des débiteurs. Elles se conforment 
aussi étroitement que possible à 
celles des contrats existants. 

18. Comme il ressort des Annexes 3 
à 6 aucun remboursement en devises 
ne devrait être effectué, pendant une 
période initiale de 5 ans, au titre du 
principal d'une dette quelconque visée 



in Devisen erfolgen, mit Ausnahme 
von Sonderfällen, wo die empfohlenen 
Regelungsbedingungen Bestimmungen 
enthalten, die während der Anlaufzeit 
die Rückzahlung von Kapitalbeträgen 
in gewissem Umfang zulassen. 

19. Eine angemessene Behandlung 
von Härtefällen ist in den Anhängen 
vorgesehen. 

Ist ein Schuldner nicht in der Lage, 
seine Verpflichtungen aus verschiede-
nen ausstehenden Verbindlichkeiten 
auf Auslandsanleihen im Rahmen der 
Schuldenregelung zu erfüllen, so sollen 
etwaige Verhandlungen zwischen dem 
Schuldner und seinen Gläubigern so 
geführt werden, daß die Interessen der 
beteiligten Gläubiger gleichmäßig ge-
wahrt werden. 

20. Die Regelung der Schulden der 
Stadt Berlin oder öffentlicher Ver-
sorgungsbetriebe, die der Stadt Ber-
lin gehören oder von ihr kontrolliert 
werden, wird einstweilen ausgesetzt. 
In den Westsektoren Berlins ansässige 
Privatschuldner sind dagegen wie Be-
wohner der Bundesrepublik zu be-
handeln. 

21. Das in Ziffer 38 erwähnte Re-
gierungsabkommen soll vorsehen, daß 
die Bundesregierung den Transfer von 
Zinsen und Tilgungsraten nach Maß

-

gabe des Regelungsplanes wieder auf-
nehmen und alles, was in ihren Kräf-
ten liegt, tun wird, diesen Transfer 
sicherzustellen. 

Die Konferenz hat den Grundsatz 
anerkannt, daß der Transfer der nach 
dem Regelungsplan vorgesehenen Zah-
lungen die Entwicklung und die Auf-
rechterhaltung einer Zahlungsbilanz-
lage voraussetzt, in der diese Zahlun-
gen wie andere Zahlungen für laufende 
Transaktionen durch Deviseneinnah-
men aus Exporten und unsichtbaren 
Transaktionen gedeckt werden kön-
nen, so daß eine mehr als vorüber-
gehende Inanspruchnahme der Wäh-
rungsreserven vermieden wird. Hierbei 
ist die noch nicht wiederhergestellte 
freie Konvertierbarkeit der Währun-
gen gebührend in Betracht zu ziehen. 
Die Konferenz hat daher anerkannt, 
daß die Entwicklung und die Aufrecht-
erhaltung dieser Zahlungsbilanzlage 
durch weitere internationale Zusam-
menarbeit im Sinne einer liberaleren 
Handelspolitik, einer Ausweitung des 
Welthandels und der Wiederherstel-
lung der freien Konvertierbarkeit der 
Währungen erleichtert werden wür-
den. Sie empfiehlt, daß alle Beteiligten 
den in diesem Absatz erwähnten 
Grundsätzen gebührend Rechnung 
tragen sollen. 

Bei der Vorbereitung des Regie-
rungsabkommens soll die Ausarbei-
tung von Bestimmungen erwogen wer-
den, deren Zweck es ist sicherzustellen, 
daß der Plan zur Befriedigung aller 
Beteiligten gehandhabt und erfüllt 
wird, einschließlich von Bestimmun-
gen, die in dem Fall angewandt wer-
den, daß die Bundesrepublik trotz 
äußerster Anstrengungen Schwierig-
keiten bei der Durchführung ihrer Ver-
pflichtungen aus dem Regelungsplan 
gegenübersteht.  

years, except in special cases where 
the recommended settlement terms 
contain provisions which justify some 
repayment of principal in the initial 
period. 

19. Appropriate provision is made in 
the Appendices for cases of hardship. 

If a debtor who has several external 
loans outstanding is unable to meet 
his obligations under the Settlement 
Plan, any negotiations between debtor 
and creditors should be so conducted 
as to give equal protection to the 
interests of the respective creditors. 

20. The settlement of debts owed by 
the City of Berlin or by public utility 
enterprises owned or controlled by the 
City of Berlin and located therein is 
deferred for the time being. Private 
debtors residing in the Western Sec-
tors of Berlin, however, should be 
treated like residents of the Federal 
Republic. 

21. The Intergovernmental Agree-
ment mentioned in paragraph 38 should 
provide that the Federal Government 
will resume the transfer of interest and 
amortisation instalments in accordance 
with the Settlement Plan, and will do 
everything in its power to ensure such 
transfer. 

The Conference recognised the prin-
ciple that the transfer of payments 
under the Settlement Plan implies the 
development and maintenance of a 
balance of payments situation in which 
those payments, like other payments 
for current transactions, can be finan-
ced by foreign exchange receipts from 
visible and invisible transactions so 
that more than a temporary drawing 
on monetary reserves is avoided. In 
th is connection due consideration 
should be given to the fact that the 
convertibility of currencies has not yet 
been re-established. The Conference 
therefore recognised that the develop-
ment and maintenance of this balance 
of payments situation would be facili-
tated by the continuance of inter-
national co-operation to promote 
liberal trade policies, the expansion of 
world trade and the revival of the free 
convertibility of currencies. It recom-
mends that due account should be 
taken by all concerned of the prin-
ciples referred to in this paragraph. 

In preparing the Intergovernmental 
Agreement consideration should be 
given to working out provisions de-
signed to ensure that the Settlement 
Plan is operated and fulfilled to the 
satisfaction of all parties concerned 
including provisions to apply in case 
the Federal Republic, in spite of its 
utmost efforts, is faced with difficulties 
in carrying out its obligations under 
the Plan.  

par les recommandations, sauf dans 
les cas spéciaux où les conditions de 
règlement recommandées contiennent 
des dispositions justifiant un rem-
boursement en principal pendant la 
période initiale. 

19. Des dispositions appropriées ont 
été prévues dans les Annexes pour 
les cas où le débiteur se trouve dans 
une situation financière difficile. 

Au cas où un débiteur de plusieurs 
emprunts étrangers se trouverait dans 
l'impossibilité de s'acquitter de ses 
obligations, toute négociation entre ce 
débiteur et ses créanciers devrait être 
conduite de façon à assurer une égale 
protection des intérêts de tous les 
créanciers de ces emprunts. 

20. Le règlement des dettes de la 
Ville de Berlin ou des services publics 
lui appartenant ou contrôlés par elle 
et situés à Berlin est différé pour le 
moment. Cependant, les débiteurs pri-
vés résidant dans les secteurs occi-
dentaux de Berlin devraient être trai-
tés comme les personnes résidant sur 
le territoire de la République Fédérale. 

21. L'Accord Intergouvermental 
mentionné au paragraphe 38 devrait 
prévoir que le Gouvernement Fédéral 
reprendra le transfert des versements 
d'intérêts et d'amortissement confor-
mément au plan de règlement et fera 
tout ce qui est et son pouvoir pour 
assurer ces transferts. 

La Conférence a reconnu le prin-
cipe que le transfert des versements 
prévus par le plan de règlement im-
pliquait la création et le maintien d'une 
situation de la balance des paiements 
telle que ces versements, comme les 
autres versements afférents aux trans-
actions courantes, puissent être finan-
cés au moyen des rentrées en devises 
provenant des transactions visibles et 
invisibles, sans prélèvement, autre 
que temporaire, sur les réserves moné-
taires. A cet égard il conviendrait de 
tenir compte du fait que la converti-
bilité des monnaies n'a pas encore été 
rétablie. La Conférence a reconnu en 
conséquence que le création et le 
maintien de cette situation de la ba-
lance des paiements seraient facilités 
par la poursuite de la coopération 
internationale en vue de l'instauration 
de politiques commerciales libérales, 
du développement du commerce mon-
dial et du retour à la libre convertibi-
lité des monnaies. Elle recommande 
qu'il soit dûment tenu compte par tous 
les intéressés des principes énoncés 
dans le présent paragraphe. 

Dans la préparation de l'Accord 
Intergouvernemental, il conviendrait 
d'étudier l'élaboration de dispositions 
destinées à assurer que le plan de 
règlement sera exécuté et mené à bien 
à la satisfaction de toutes les parties 
intéressées; y compris des dispositions 
applicables au cas où la République 
Fédérale éprouverait, malgré tous ses 
efforts, des difficultés dans l'exécution 
des 'obligations lui incombant dans le 
cadre du plan. 



22. Transferleistungen für Zins- und 
Tilgungszahlungen, die auf Grund des 
Regelungsplanes geschuldet werden, 
sollen als Zahlungen für laufende Trans-
aktionen behandelt und, wo dies in 
Betracht kommt, als solche in alle 
Handels- und (oder) Zahlungsabkom-
men zwischen der Bundesrepublik und 
einem der Gläubigerstaaten einge-
schlossen werden, gleichgültig, ob es 
sich dabei um zwei- oder mehrseitige 
Abkommen handelt. 

23. Bei der Durchführung der ver-
einbarten Bedingungen soll die Bun-
desregierung keine Diskriminierung 
oder Bevorzugung im Hinblick auf ein-
zelne Schuldenarten, auf die geschul-
deten Währungen oder in anderer Hin-
sicht zulassen, noch sollen Gläubiger-
staaten dies verlangen. 

24. Die Bundesregierung soll die für 
die Durchführung des Planes erforder-
lichen gesetzgeberischen und Verwal-
tungsmaßnahmen treffen, um beispiels-
weise den ausländischen Gläubiger 
rechtlich in die Lage zu versetzen, 
seinen Anspruch vor deutschen Ge-
richten durchzusetzen. 

25. Ein vom Schuldner dem Gläubiger 
gemachtes bzw. zu machendes Angebot 
bildet die Grundlage der im Plan vor-
gesehenen Regelungen. Selbst wenn 
ein solches Angebot von den Gläu-
bigervertretern empfohlen worden ist 
oder auf einem Schiedsspruch beruht 
(es sei denn, daß ausdrücklich ver-
einbart worden ist, daß der Schieds-
spruch für den betreffenden Gläubiger 
bindend ist), steht es dem Gläubiger frei 
abzulehnen. In diesem Falle hat er 
jedoch keinen Anspruch auf die Vor-
teile aus dem Regelungsplan. 

Der Bundesregierung steht das Recht 
zu, dies bei Durchführung der Be-
stimmungen der Ziffer 24 zu berück-
si ch ti gen. 

26. In dem Regierungsabkommen soll 
festgestellt werden, daß bei Annahme 
eines Angebots, sofern nach dem Re-
gelungsplan das ursprüngliche Schuld-
verhältnis zwischen Gläubiger und 
Schuldner abgeändert oder ,ein neuer 
Vertrag zwischen Gläubiger und 
Schuldner abgeschlossen wird, der 
Schuldner bei voller Erfüllung der da-
nach begründeten Verbindlichkeiten 
sowohl hinsichtlich seiner Verpflich-
tungen aus dem abgeänderten oder 
neuen Schuldverhältnis wie aus dem 
ursprünglichen Schuldverhältnis als 
voll und endgültig entlastet gilt. 

27. Die Verjährung von Forderun-
gen, die diesem Abkommen unter-
liegen, läuft nicht zwischen dem Zeit-
punkt, in dem die aus dem ursprüng-
lichen Vertrag geschuldeten Beträge 
für die Gläubiger nicht mehr verfüg-
bar waren, und dem Zeitpunkt, in dem 
die geschuldeten Beträge nach dieser 
Regelung verfügbar sind. 

Darüber hinaus soll die Verjährung 
gegen Rechte ausländischer Inhaber 
innerdeutscher Wertpapiere (ein-
schließlich Solawechseln und Wechseln) 
frühestens nach Ablauf eines Jahres 
geltend gemacht werden, nachdem der 

22. Transfers of interest and amorti-
sation payments due under the Settle-
ment Plan should be treated as pay-
ments for current transactions and, 
where appropriate, included in any 
arrangements relating to trade and/or 

 payments between the Federal Repub-
lic and any of the creditor countries, 
regardless of whether such agreements 
are of a bilateral or multilateral nature 

23. No discrimination or preferential 
treatment in the fulfilment of the terms 
agreed on as among categories of 
debts or currencies in which payable, 
or in any other respects, should be 
permitted by the Federal Republic or 
sought by the creditor countries. 

24. The Government of the Federal 
Republic should enact the legislative 
measures and take the administrative 
action necessary to implement the 
Plan, such as measures to give the 
foreign creditor the right to enforce 
his claim in German courts. 

25. The basis of the settlements 
foreseen in this report is an offer made 
or to be made by the debtor to the 
creditor. Such offer, even if recom

-

mended by the creditor represent-
atives, or resulting from arbitration, 
unless it is specifically agreed that 
arbitration is binding on individual 
creditors, may be refused by the 
creditor, in which case the benefit of 
the Settlement Plan cannot be claimend 
by him. The Government of the Fed-
eral Republic shall be entitled to take 
account of this position in giving effect 
to the provisions of paragraph 24. 

26. The Intergovernmental Agree-
ment should state that, in the case of 
an accepted offer. whenever, under 
the Settlement Plan, the original debt 
relationship between the creditor and 
the debtor is modified, or a new con-
tract concluded between the creditor 
and the debtor, the latter shall, upon 
the complete fulfilment of the ob-
ligations thereby constituted, be deem-
ed to have discharged fully and 
finally both his obligations under the 
modified or new debt relationship 
and those under the original one. 

27. Prescription on claims covered 
by the present Settlement Plan 
should not run during the period in 
which the sums due under the orig-
inal contract ceased to be available 
to the creditors until the date when 
the sums due are available under the 
present Settlement Plan. 

In addition prescription should not 
be invoked against the rights of 
foreign holders of internal German 
securities (including promissory notes 
and bills of exchange) until at least 
one year after transfer in foreign 

22. Les transferts des intérêts et des 
versements d'amortissement exigibles 
en application du plan de règlement 
devraient être traités comme des paie-
ments courants et, dans les cas appro-
priés, inclus dans tous les arrange-
ments relatifs au commerce et'ou aux 
paiements entre la République Fédé-
rale et l'un quelconque des pays 
créanciers, que ces arrangements 
soient bilatéraux ou multilatéraux. 

23. Dans l'exécution des modalités 
convenues, aucune discrimination ou 
traitement préférentiel ne devrait être 
autorisé par la République Fédérale 
ou recherché par les pays créanciers, 
entre les diverses catégories de dettes 
ou selon la monnaie dans laquelle 
elles sont exigibles, ou à tout autre 
égard. 

24. Le Gouvernement de la Répu-
blique Fédérale devrait prendre les 
mesures législatives et administratives 
nécessaires à la mise en vigueur du 
plan, notamment les mesures propres 
à donner aux créanciers le droit de 
poursuivre le recouvrement de leurs 
créances devant les tribunaux alle-
mands. 

25. Les règlements prévus dans le 
présent Rapport sont fondés sur une 
offre, faite ou à faire, par le débiteur 
aux créanciers. Cette offre, même si 
elle est recommandée par les repré-
sentants de créanciers, ou résulte d'un 
arbitrage (à moins qu'il n'ait été spéci-
fiquement décidé que la décision 
arbitrale lie les créanciers individuels), 
pourra être refusée par le créancier, 
auquel cas ce dernier ne pourra reven-
diquer le bénéfice du plan de règle-
ment. Le Gouvernement Fédéral sera 
en droit de tenir compte de cette 
situation lorsqu'il donnera effet aux 
dispositions du paragraphe 24. 

26. L'Accord Intergouvernemental 
devrait déclarer que, dans le cas d'une 
offre acceptée, lorsque le lien juri-
dique existant entre le débiteur et le 
créancier aura fait l'objet d'une modi-
fication ou lorsqu'un nouveau contrat 
aura été conclu entre eux par applica-
tion du plan de règlement, le débiteur 
sera, dès l'exécution intégrale des 
obligations lui incombant à ce titre, 
considéré comme s'étant acquitté inté-
gralement et définitivement, tant des 
obligations résultant du nouveau lien 
juridique que de celles résultant du 
lien juridique antérieur. 

27. Les délais de prescription ne 
pourront courir à l'encontre des créan-
ces visées par le présent règlement 
pendant toute la période au cours de 
laquelle les sommes dues en vertu des 
contrats initiaux ont cessé d'être à la 
disposition des créanciers et jusqu'à 
la date à laquelle les sommes dues 
seront disponibles par application du 
présent plan de réglement. 

En outre, la prescription ne pourra 
être invoquée à l'encontre des porteurs 
étrangers de valeurs mobilières alle-
mandes intérieures (y compris les bil-
lets à ordre et les lettres de change) 
avant l'expiration d'un délai minimum 



Transfer von Devisen für Zinsen oder 
Dividenden aus diesen Wertpapieren 
möglich ist. 

Die Bundesregierung soll die er-
forderlichen Maßnahmen ergreifen, 
um die Befolgung dieses Grundsatzes 
sicherzustellen. 

28. Einige Anleiheverträge enthalten 
eine Währungsoptionsklausel; dies be-
deutet, daß der Gläubiger nach Wahl 
Bezahlung in einer vereinbarten an-
deren Währung als der des Emissions-
landes verlangen kann. Auch andere 
Verträge können derartige Bestimmun-
gen vorsehen. Diese Frage soll von 
den beteiligten Regierungen weiterhin 
erörtert werden, um vor Abschluß des 
Regierungsabkommens volle Einigung 
herbeizuführen. 

Unbeschadet eines auf diesem Wege 
zu erzielenden Abkommens über die 
Währung, in der Zahlung zu leisten ist, 
sollen Währungsoptionsklauseln in 
Fällen, in denen der Vertrag die Zah-
lung eines feststehenden Betrages in 
der Alternativwährung vorsieht, als 
Devisensicherung gelten; z. B. hätte ein 
Gläubiger, der Inhaber eines An-
spruchs aus einem Anleih eve rtr age m it 
einer solchen Währungsoptionsklausel 
ist, Anspruch in der Währung des Aus-
gabelandes auf den Gegenwert des Be-
trages, der in der Alternativwährung 
zahlbar gewesen wäre, falls die Option 
ausgeübt worden wäre. Dabei wird der 
am Tage der Fälligkeit geltende Wech-
selkurs zugrunde gelegt. 

29. Im Sinne der in den vereinbarten 
Empfehlungen vorgeschlagenen Rege-
lungen gilt, sofern nicht abweichende 
Bestimmungen vorgesehen sind (z. B. 
im Falle der Young-Anleihe), folgen-
des: - 

Auf Gold-Dollar oder Gold-Schwei-
zerfranken lautende Schulden sind 
im Verhältnis von 1 Dollar US-Wäh-
rung = 1 Gold-Dollar und 1 Franken 
Schweizer Währung = 1 Gold-
Schweizerfranken umzurechnen. Die 
neuen Verträge lauten auf Wäh-
rungs-Dollar oder Währungs-Schwei-
zerfranken. 

Andere Schulden mit Goldklauseln 
(ausgenommen auf deutsche Wäh-
rung lautende Schulden mit Gold-
klauseln — vgl. Anhänge 4 und 6) 
sind nur in der Währung des Landes 
zahlbar, in dem die Anleihe begeben 
worden oder die Emission erfolgt ist 
(im folgenden als „Emmissionswäh-
rung" bezeichnet). Der geschuldete 
Betrag wird als Gegenwert eines 
Dollarbetrages nach dem zur Zeit der 
Fälligkeit der Zahlung maßgebenden 
Wechselkurs errechnet. Dieser Dollar-
betrag wird dadurch ermittelt, daß der 
Nennwert zu dem im Zeitpunkt der 
Begebung oder Emission der Anleihe 
maßgebenden Wechselkurs in US-
Dollar umgerechnet wird. Der so er-
rechnete Betrag in der Emissionswäh-
rung darf jedoch nicht niedriger sein, 
als wenn er zu dem am 1. August 1952 
maßgebenden Wechselkurs berechnet 
würde. 

exchange of interest or dividends on 
these securities is available. 

The Ferlerai  Government should take 
any necessary measures to secure the 
observance of this principle. 

28. Some loan contracts contain a 
currency option, i.e., at the option of 
the creditor, payment may be required 
in some currency other than the 
currency of the country in which the 
loan was issued. Some other contracts 
may contain similar provisions. This 
matter is to be discussed further by 
the Governments concerned with a 
view to reaching full agreement before 
the conclusion of the Intergvern-
mental Agreement.

o 
 

Without prejudice to any agreement 
which may thus be reached as to the 
currency in which payment is to be 
made, currency options should, in those 
cases where the contract provides for 
payment of a fixed amount of the 
alternative currency, be considered 
valid as exchange guarantees; e.g., 
any creditor holding a loan contract 
containing such a currency option shall 
be entitled to receive in the currency 
of the country in which the loan was 
issued the equivalent, at the rate of 
exchange current on the date payment 
falls due, of the amount of the altern-
ative currency which would have 
been payable if the option had been 
exercised. 

29. For the purpose of the settle
-ments foreseen in the Agreed Recoin-

mendations, except as otherwise 
provided, e.g., in the case of the Young 
Loan, the following shall apply:- 

In the case of debts expressed in 
gold dollars or gold Swiss francs, 
the debts shall be computed on the 
basis of 1 currency dollar equalling 
1 gold dollar and 1 currency Swiss 
franc equalling 1 gold Swiss franc, 
and the new contracts shall be ex-
pressed in currency dollars or cur-
rency Swiss francs respectively. 

In the case of other debts with gold 
clauses (excluding German currency 
debts with gold clauses—see Appen-
dices 4 and 6) the amounts due shall 
be payable only in the currency 
of the country in which the loan 
was raised or the issue was made 
(below referred to as the currency 
of issue"), the amount due being 
computed as the equivalent at the 
rate of exchange when the amount is 
due for payment of a sum in United 
States dollars which shall be arrived 
at by converting the amount of the 
obligation expressed in the currency 
of issue into United States dollars 
at the rate of exchange ruling when 
the loan was raised or the issue 
made. The amount of currency of 
issue so reached shall, however, not 
be less than if it were computed at 
the rate of exchange current on 
1st August, 1952. 

d'un an à compter de la date à laquelle 
le transfert en devises étrangères clos 
intérêts ou dividendes afférents à ces 
valeurs mobilières, pourra de nouveau 
être effectué. 

Le Gouvernement Fédéral prendra 
toute mesure nécessaire pour assurer 
le respect de ce principe. 

28. Certains contrats d'emprunt con-
tiennent une clause d'option de change 
permettant au créancier d'obtenir, à sa 
demande, le versement des sommes 
dues, dans une monnaie autre que celle 
du pays dans lequel l'emprunt a été 
émis. Certains autres contrats peuvent 
contenir des dispositions analogues. Les 
Gouvernements intéressés doivent dis-
cuter plus avant de cette question en 
vue d'aboutir à un accord avant la 
conclusion de l'Accord Intergouverne-
mental. 

Sans préjudice de tout accord qui 
pourrait ainsi être conclu quant à la 
monnaie dans laquelle le paiement 
doit être fait, les clauses d'option de 
change devraient, dans les cas où le 
contrat prévoit le versement d'un 
montant fixe dans la monnaie de 
l'option, être considérées comme va-
lables en tant que clauses de garantie 
de change; par exemple tout porteur 
d'un emprunt contenant une clause 
d'option de change serait en droit 
de recevoir, dans la monnaie du pays 
dans lequel l'emprunt a été émis, ta 
contre-valeur, sur la base du taux de 
change en vigueur à la date d'éché-
ance du paiement, du montant qui 
aurait été payable dans la monnaie de 
l'option, si l'option avait été exercée. 

29. Dans le cadre des règlements 
prévus dans les recommandations, il 
sera fait application des modalités sui-
vantes, sauf disposition contraire 
(notamment dans le cas de l'Emprunt 
Young) : 

Les dettes libellées en dollars-or 
ou francs suisses-or seront calculées 
à raison d'un dollar courant pour un 
dollar-or et d'un franc suisse cou-
rant pour un franc suisse-or, et les 
nouveaux contrats seront libellés, 
suivant le cas, en dollars courants ou 
en francs suisses courants. 

Pour les autres dettes avec clause-or 
(à l'exception des dettes en mon-
naie allemande avec clause-or qui 
font l'objet des Annexes 4 et 6) les 
sommes dues seront payables seule-
ment dans la monnaie du pays dans 
lequel l'emprunt a été contracté ou 
émis (cette monnaie est désignée 
ci-après par l'expression «monnaie 
d'émission»). Le montant dû sera 
calculé à la contre-valeur, sur la 
base du taux de change en vigueur 
à l'époque de l'échéance, de la som-
me en dollars américains obtenue en 
convertissant en dollars américains 
le montant de l'obligation, exprimé 
clans la monnaie d'émission, sur la 
base du taux en vigueur à l'époque 
du contrat ou de l'émission. Le mon-
tant en monnaie d'émission ainsi 
obtenu ne pourra cependant être 
inférieur à ce qu'il aurait été sur la 
base du taux de change en vigueur 
le ler août 1952. 



30. Zur Frage der Goldklausel im all-
gemeinen teilte der Dreimächteaus-
schuß der Konferenz mit, daß die Re-
gierungen Frankreichs, des Vereinigten 
Königreichs und der Vereinigten Staa-
ten von Amerika im Zuge der getroffe-
nen Vereinbarungen, durch die eine 
umfassende Regelung des Problems der 
deutschen Schulden ermöglicht werden 
soll, beschlossen haben, daß, soweit es 
sich um die Regelung der deutschen 
Schulden handelt, Goldklauseln nicht 
beibehalten werden sollen, aber durch 
Devisensicherungen in irgendwelcher 
Form ersetzt werden könnten. 

Was die Young-Anleihe angehe, so 
halte es der Dreimächleausschuß na-
türlich, für wesentlich, daß die gleich-
mäßige Behandlung der verschiedenen 
Emissionen beibehalten werde, wie dies 
im Anleihevertrag vorgesehen sei. Die 
Vertreter der europäischen Inhaber 
haben ihr Bedauern über die Entschei-
dung ausgesprochen, von dem vertrag-
lichen Anspruch der Inhaber dieser in-
ternationalen Anleihe auf Bezahlung in 
eigener Währung auf Goldgrundlage 
abzugehen. Sie haben daraufhin in den 
„Vereinbarten Empfehlungen für die 
Regelung von Reichsschulden und Schul-
den anderer öffentlich-rechtlicher Kör-
perschaften" (Anhang 3) eine entspre-
chende Bestimmung ausschließlich im 
Hinblick auf diese von Regierungsseite 
getroffene Entscheidung eingefügt. 

Entsprechende Bestimmungen sind in 
anderen Berichten an geeigneter Stelle 
enthalten. 

31. Als Anhang 7 sind vereinbarte 
Empfehlungen für die Behandlung der 
Zahlungen an die Konversionskasse 
beigefügt. 

32. Guthaben in Deutscher Mark, die 
einem Auslandsgläubiger aus der Re-
gelung einer unter den Plan fallenden 
deutschen Schuld anwachsen, sollen zur 
Verwendung im Rahmen der wesent-
lichen, gegenwärtig in der Bundesrepu-
blik Deutschland geltenden Bestim-
mungen zur Verfügung stehen; hierbei 
ist die Abtretung der Guthaben an an-
dere nicht in Deutschland ansässige Per-
sonen nicht ausgenommen. Vereinbarte 
Empfehlungen über die Verwendung 
von Guthaben in Deutscher Mark sind 
im Anhang 8 enthalten. 

33. Es wurde erwogen, ob es erfor-
derlich sei, den Erlaß von Rechtsvor-
schriften in den Gläubigerstaaten zu 
empfehlen, durch die ein Vorgehen 
einzelner Gläubiger zum Zwecke der 
Regelung ihrer Ansprüche gegen 
Deutschland eingeschränkt werden soll. 
Die Konferenz gelangte abschließend zu 
der Auffassung, daß für die erfolgrei-
che Abwicklung des Regelungsplanes 
der Erlaß derartiger Rechtsvorschriften 
nicht von wesentlicher Bedeutung ist. 

34. Die im vorliegenden Bericht nie-
dergelegten Empfehlungen stehen nach 
Auffassung der Konferenz im Einklang 
mit den in Ziffer 11 aufgeführten 
Grundsätzen. 

35. Die Vertreter von Privatgläubi-
gern, welche an der Konferenz teilge-
nommen haben, werden den einzelnen 
Gläubigern empfehlen, die Bedingun- 

30. On the question of the gold 
clause in general the Tripartite Com-
mission informed the Conference that, 
as part of the arrangements agreed 
on in order to make a comprehen-
sive settlement of the German debt 
problem possible, the Governments 
of France, the United Kingdom and 
the United States of America had 
decided that, in so far as the German 
Debt settlement was concerned, gold 
clauses should not be maintained but 
might be replaced by some form of 
exchange guarantee. 

With respect to the Young Loan, 
they of course regarded it as essential 
that the equality of treatment for the 
different issues of that Loan provided 
for under the loan contract should be 
maintained. The representatives of 
the European bondholders have ex-
pressed their regret at the decision 
to depart from the contractual right 
of the bondholders of this interna-
tional Loan to payment in their own 
currencies on a gold basis. They have 
inserted in the "Agreed Recommen-
dations for the Settlement of Reich 
debts and debts of other public author-
ities" (Appendix 3) the provision 
there included solely in view of this 
Governmental decision. 

Corresponding provisions had been 
included in other reports where ap-
propriate. 

31. Appendix 7 contains agreed re-
commendations for the treatment of 
payments made to the Konversions-
kasse. 

32. Deutsche Mark balances which 
accrue to a foreign creditor as the 
result of the settlement of a German 
debt falling under the Plan should 
be available for use substantially in 
accordance with the provisions at 
present in force in the Federal Re-
public of Germany, including the 
transfer of the balances to other 
non-residents of Germany. Agreed 
recommendations for the utilisation 
of Deutsche Mark accounts are set out 
in Appendix 8. 

33. Consideration has been given 
to the question whether it is neces-
sary to recommend the enactment of 
legislation in the creditor countries to 
limit the activities of creditors in seek-
ing settlement of their claims against 
Germany. The conclusion has been 
reached that such legislation is not 
essential to the successful function-
ing of the Settlement Plan. 

34. The Conference considers that 
the recommendations made in this 
Report conform to the principles set 
forth in paragraph 11. 

35. The representatives of private 
creditors who have participated in 
the Conference will recommend to 
the individual creditors that the terms 
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30. Au sujet de la clause-or en géné-
ral, la Commission Tripartite a fait 
savoir à la Conférence que, parmi les 
arrangements convenus afin de rendre 
possible un règlement général du 
problème des dettes allemandes, les 
Gouvernements de la France, du 
Royaume-Uni et des Etats-Unis avaient 
décidé que, dans le cadre du règlement 
des dettes allemandes, les clauses-or 
ne seraient pas maintenues mais pour-
raient être remplacées par une clause 
de garantie de change sous une forme 
ou sous une autre. Pour l'Emprunt 
Young, ces Gouvernements estiment 
naturellement essentiel de maintenir 
entre les différentes tranches l'égalité 
de traitement prévue par le contrat. 
Les Représentants des porteurs euro-
péens ont exprimé leurs regrets devant 
cette décision de déroger au droit 
contractuel des porteurs de cet Emp-
runt international à obtenir dans leur 
propre monnaie et sur une base-or le 
versement des sommes qui leur sont 
dues. C'est uniquement en raison de 
la décision des Gouvernements qu'ils 
ont inclus dans les «Recommandations 
agréées pour le règlement des dettes du 
Reich et des dettes des autres autorités 
publiques« (Voir Annexe 3), la dispo-
sition qui y figure maintenant. 

Des dispositions correspondant s 
ont été insérées, aux endroits appro-
priés, dans les autres rapports. 

31. L'Annexe 7 contient des recom-
mandations agréées pour le traitement 
des paiements faits à la Konversions-
kasse. 

32. Les avoirs en Deutschemark, qui 
pourraient revenir à un créancier 
étranger à la suite du règlement d'une 
dette allemande visée par le plan, 
devraient pouvoir être utilisés, par le 
créancier primitif, de façon générale-
ment conforme aux règlements en vi-
gueur sur le territoire de la République 
Fédérale et, notamment, pouvoir être 
transférés à d'autres personnes ne 
résidant pas en Allemagne. Les recom-
mandations agréées quant à l'utilisa-
tion des avoirs en Deutschemark sont 
exposées en détail à l'Annexe 8. 

33. La Conférence a également exa-
miné la question de savoir s'il était 
nécessaire de recommander l'adoption, 
dans les pays créanciers, de textes 
législatifs destinés à restreindre les 
règlement rie leurs créances à l'encon-
règlement de leurs créances à l'encon-
tre de l'Allemagne. La Conférence est 
arrivée à la conclusion que ces textes 
législatifs n'étaient pas essentiels au 
succès de l'exécution du plan de règle-
ment. 

34. La Conférence considère que les 
recommandations formulées dans le 
présent Rapport sont conforme aux 
principes exposés au paragraphe 11. 

35. Les représentants de créanciers 
privés qui ont participé à la Confé-
rence recommanderont aux créanciers 
particuliers, au nom desquels ils ont 



gen des Regelungsplanes, soweit sie 
davon betroffen sind, anzunehmen. 

36. Die Bundesregierung soll sich ver

-

pflichten, die technischen Vorbereitun-
gen zu beschleunigen, die erforderlich 
sind, um die vorstehenden Vorschläge 
zu den in den Anhängen vorgesehenen 
Daten wirksam durchzuführen. 

37. Die Konferenz gibt der Hoffnung 
Ausdruck, daß die mit der Verwaltung 
von Anleihen befaßten Treuhänder 
sich bereitfinden werden, zur Durch-
führung des Regelungsplanes ihre 
Dienste zur Verfügung zu stellen. 

38. Im Interesse der Wiederherstel-
lung des deutschen Auslandskredites 
und im Interesse der Gläubiger, deren 
Ansprüche seit vielen Jahren ungeregelt 
geblieben sind, sollen sich die beteilig-
ten Regierungen unverzüglich mit den 
in dem vorliegenden Bericht niederge-
legten Empfehlungen befassen mit dem 
Ziele, ein Regierungsabkommen zu 
schließen, um dem Schuldenregelungs-
plan internationale Geltung zu verlei-
hen und gleichzeitig die Schulden der 
Bundesrepublik aus der Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe zu regeln. 

Angenommen auf der Plenarsitzung 
der Konferenz am Freitag, den 
8. August 1952.  

of the Settlement Plan should be ac

-

cepted, so far as they are concerned. 

3G. The Government of the Federal 
Republic should undertake to accel-
erate the technical preparations nec-
essary to ensure the effective carry-
ing out of the present proposals by 
the dates indicated in the respec-
tive Appendices. 

37. The Conference expresses the 
hope that the Trustees concerned in 
the administration of loans will feel 
able to make their services available 
for the execution of the terms of the 
Settlement Plan. 

38. In the interest of the re-estab-
lishment of Germany's credit abroad 
and in the interest of the creditors 
whose claims have gone unsettled 
for many years, the recommendations 
contained in this Report should he 
dealt with by the interested Govern-
ments without delay, with a view to 
entering into an Intergovernmental 
Agreement to give international author-
ity to the Settlement Plan simul-
taneously with a settlement of the 
Federal Republic's debts in respect 
of post-war economic assistance. 

Adopted at the Plenary Meeting of 
the Conference held on 8th August, 
1952.   

négocié, d'accepter, chacun pour ce 
qui le concerne, les modalités du plan 
de règlement. 

36. Le Gouvernement de la Répu-
blique Fédérale d'Allemagne devrait 
s'engager à hâter les préparatifs tech-
niques nécessaires pour assurer l'appli-
cation effective des présentes propo-
sitions aux dates indiquées dans les 
diverses Annexes. 

37. La Conférence exprime l'espoir 
que les Trustees chargés de l'adminis-
tration d'emprunts se trouveront en 
mesure de prêter leurs services pour 
l'exécution des modalités du Plan de 
règlement. 

38. Dans l'intérêt de la restauration 
du crédit de l'Allemagne à l'étranger, 
comme dans l'intérêt des personnes 
dont les créances sont restées non 
réglées pendant de nombreuses an-
nées, la Conférence demande instam-
ment aux Gouvernements intéressés de 
donner suite au plus tôt aux recom-
mandations contenues dans le présent 
Rapport, en vue de la conclusion d'un 
Accord Intergouvernemental destiné 
à donner une consécration internatio-
nale au Plan de Règlement, en même 
temps que d'un règlement des dettes 
de la République Fédérale au titre 
de l'assistance économique d'après

-

guerre. 

Adopté per la séance plénière de la 
Conférence le 8 août 1952. 



Anlage 1 d 

Denkschrift 
zu dem Abkommen über deutsche Auslandsschulden 

Verlauf der Schuldenverhandlungen 
Die Konferenz der drei Außenminister Frankreichs, 

Großbritanniens und der Vereinigten Staaten, die in New 
York im September 1950 stattgefunden hat, legte der 
Bundesregierung nahe, im Zuge einer Revision des damals 
noch geltenden ersten Besatzungstatutes eine Erklärung 
zur Schuldenfrage abzugeben. Diese Erklärung fand nach 
Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und der 
Alliierten Hohen Kommission ihren Niederschlag in dem 
bekannten Schriftwechsel vom 6. März 1951 (Anhang A 
des Abkommens), dem gleichen Tage, an dem die erste 
Revision des Besatzungstatutes vollzogen wurde. Der 
Schriftwechsel enthält deutscherseits ein grundsätzliches 
Anerkenntnis der Haftung für die äußeren Vorkriegs-
schulden des Deutschen Reiches und für die Schulden aus 
der Deutschland seit dem 8. Mai 1945 geleisteten Wirt-
schaftshilfe und die Zusage, an Verhandlungen über die 
Schuldenregelung teilzunehmen. 

Die amerikanische, britische und französische Regierung 
setzten hierauf den „Dreimächte-Ausschuß für deutsche 
Schulden" ein. Mit ihm nahm die von der Bundesregierung 
beauftragte „Deutsche Delegation für Auslandsschulden" 
unter der Leitung von Herrn Hermann J. Abs am 5. Mai 
1951 vorbereitende Besprechungen in Bad Godesberg und 
in Bonn auf. 

In der deutschen Delegation, deren stellvertretender 
Leiter Herr Präsident Dr. Kriege inzwischen verstorben ist, 
waren das Auswärtige Amt, das Bundesministerium der 
Finanzen, das Bundesministerium für den Marshallplan, 
das Bundesministerium für Wirtschaft und die Bank deut-
scher Länder vertreten; während der Schuldenkonferenz 
gehörten der deutschen Delegation auch Vertreter der 
privaten Wirtschaft an. Dem Bundesministerium der 
Finanzen, dessen Delegierte unter der Leitung von Herrn 
Ministerialdirektor Wolff standen, fiel das Schwer-
gewicht der Aufgaben zu, die mit der Regelung der Vor-
kriegsverbindlichkeiten im Zusammenhang stehen. Für die 
Behandlung der Schulden aus der Nachkriegszeit war das 
Bundesministerium für den Marshallplan, vertreten durch 
Herrn Ministerialdirigent Dr. Vogel, federführend. Die 
Vertreter des Bundeswirtschaftsministeriums, insbeson-
dere Herr Ministerialrat Dr. Stedtfeld und Herr Dr. Kroog, 
behandelten die Transferprobleme und die Probleme des 
Wirtschaftsrechts, während die Bank deutscher Länder, 
die hauptsächlich durch die Bankdirektoren Herrn von 
Schelling und Herrn Erbstösser vertreten war, an der Be-
handlung aller Fragen beteiligt war. Das Auswärtige Amt 
hatte in der Delegation organisatorisch-zusammenfassende 
und für die völkerrechtlichen und vertragstechnischen 
Fragen federführende Funktion. Auch das Bundesmini-
sterium der Justiz war später in der Delegation an allen 
Fragen von juristischer Tragweite maßgebend beteiligt. 

Die drei Delegationsleiter im Dreimächte-Ausschuß 
waren: für die britische Seite Sir George Rendel (Vertreter: 
Sir David Waley), für die amerikanische Seite Botschafter 
Warren Lee Pierson (Vertreter: Gesandter John W. 
Gunter) und für die französische Seite M. F. D. Gregh 
(Vertreter: M. Rene Sergent, später M. Leroy-Beaulieu). 

Die Verhandlungspartner fanden sich in der Zeit vorn 
5. bis 17. Juli 1951 zu vorbereitenden Beratungen über die 
Vorkriegsschulden in London, Lancaster House, zusammen, 
an denen auch Beobachter der Schweiz, Schwedens, der 
Niederlande und Belgiens sowie Beobachter der Alliierten 
Hohen Kommission und Vertreter privater Schuldner-
und Gläubigerinteressen teilnahmen. Der Zweck der Be-
ratungen war, die auf der kommenden Hauptkonferenz 
zu behandelnden Fragen und die Methoden zu ihrer Be-
handlung zu erörtern. Eine zusammenfassende Darstellung 
der Ergebnisse jenes ersten Verhandlungsabschnittes  

wurde mit dem Bericht der deutschen Delegation vom 
20. August 1951 den zuständigen parlamentarischen Aus-
schüssen vorgelegt. 

Die Verbindung des Problems der Nachkriegsschulden 
mit dem der Regelung der Vorkriegsverbindlichkeiten 
machte es erforderlich, daß vom 26. November bis 10. De-
zebmer 1951 in London Verhandlungen zwischen der 
deutschen Delegation und dem Dreimächte-Ausschuß statt-
fanden, die hinsichtlich der Nachkriegsschulden zu dem 
folgenden Ergebnis führten: 

„Was den Anspruch des Vereinigten Königreichs in 
Höhe von L 201 Millionen betrifft, so ist die Königlich 
Britische Regierung bereit, zur Begleichung ihres An-
spruchs L 150 Millionen anzunehmen, auf Zinszahlung 
zu verzichten und eine Rückzahlung in 20 gleichen 
Jahresraten in Höhe von L 7 1 /2 Millionen anzunehmen. 
Was den französischen Anspruch betrifft, der sich in 
Dollars ausgedrückt auf $ 15,7 Millionen beläuft, so ist 
die Französische Regierung bereit, zur Begleichung ihres 
Anspruchs den Gegenwert von $ 11 840 Millionen anzu-
nehmen, auf alle Zinsen für diesen Betrag zu verzichten 
und eine Rückzahlung in 20 gleichen Jahresraten von 
$ 592 000 in französischen Franken anzunehmen. 
Was den Anspruch der Vereinigten Staaten in Höhe 
von $ 3200 Millionen betrifft, so ist die Regierung der 
Vereinigten Staaten bereit, zur Begleichung ihres An-
spruchs rund $ 1200 Millionen anzunehmen. Der jeweils 
ausstehende Teil dieser Summe soll mit 2 1 /2 v. H. jähr-
lich verzinst werden. Während der ersten fünf Jahre 
sollen nur Zinsen gezahlt werden; nach diesem Zeit-
raum soll das Kapital in 30 jährlichen Tilgungsraten 
abgetragen werden.*) Diese Vorschläge schließen die 
Beträge ein, die aus bestimmten „Surplus-Property"-
Verträgen geschuldet werden. 
Die drei Regierungen sind bereit, die diesen Forde-
rungen im Schriftwechsel vom 6. März 1951 gegenüber 
allen anderen ausländischen Forderungen gegen 
Deutschland oder deutsche Staatsangehörige eingeräum-
ten Prioritäten in dem Maße zu ändern, wie dies zur 
Erfüllung der vorstehend wiedergegebenen Bedingun-
gen erforderlich ist." 
Das Verhandlungsergebnis, das die Grundlage für die 

jetzt unterzeichneten bilateralen Abkommen zur Regelung 
der Nachkriegsschulden bildete, schuf eine weitere Vor-
aussetzung für die Einberufung der in Aussicht genom-
menen internationalen Schuldenkonferenz, da nunmehr 
das voraussichtliche Ausmaß der Auslandsverbindlich-
keiten zu erkennen war. 

Die Konferenz über deutsche Auslandsschulden trat in 
London, Lancaster House, am 28. Februar 1952 zusammen. 
An ihr waren neben der deutschen Delegation und dem 
Dreimächte-Ausschuß Delegationen und Beobachter fol-
gender 24 Staaten vertreten: Argentinien, Österreich, 
Belgien, Brasilien, Kanada, Dänemark, Dominikanische 
Republik, Ägypten, Griechenland, Island, Indien, Iran, 
Republik Irland, Israel, Italien, Niederlande, Neuseeland, 
Norwegen, Spanien, Schweden, Schweiz, Türkei, Südafrika-
nische Union und Jugoslawien. Zu zahlreichen Delega-
tionen gehörten neben den Regierungsvertretern auch 
Vertreter und Sachverständige für die privaten Finanz-
und Wirtschaftsinteressen. Die Konferenzsprachen waren 
Deutsch, Französisch und Englisch. 

Der von der Konferenz eingesetzte Arbeits- und Organi-
sationsausschuß teilte die Behandlung der sachlichen Pro-
bleme auf mehrere Verhandlungsausschüsse auf, die sich 
mit folgenden Schuldenkategorien befaßten: der Ver- 

*) Eingehendere Bestimmungen über diesen Punkt wurden .erst Anfang 
August 1952 getroffen. 



handlungsausschuß A behandelte die Staatsschulden, die 
Länderschulden, die Schulden der Gemeinden und Körper-
schaften des öffentlichen Rechts des Deutschen Reiches, 
wie Reichspost, Reichsbahn und andere. Der Verhand-
lungsausschuß B beschäftigte sich mit den privaten Indu-
strieanleihen, die von deutschen Industrieunternehmen auf-
genommen worden waren. Der Verhandlungsaussthuß C 
bearbeitete die Stillhalteschulden. Der Verhandlungsaus-
schuß D befaßte sich mit denjenigen Schuldenkategorien, 
die in den ersten drei Ausschüssen nicht unterzubringen 
waren. Ferner wurde von der Konferenz ein Gläubiger-
ausschuß eingesetzt, in dem die Vertreter der privaten 
Gläubigerinteressen aller beteiligter Staaten zusammen-
gefaßt waren; er hatte die Aufgabe, die Meinungen der 
verschiedenen Gläubigergruppen zu koordinieren. 

Gelegentlich der Konferenz wurden über eine Reihe von 
Einzelfragen, die nicht zu ihrem Zuständigkeitsbereich ge-
hörten, zwischen der deutschen Delegation und anderen 
Regierungsvertretungen zweiseitige Verhandlungen ge-
führt, wie beispielsweise einleitende Verhandlungen mit 
der Schweiz über die Freigabe der deutschen Vermögens-
werte und die Behandlung der schweizerischen Clearing-
Forderung aus der Zeit des  Krieges oder die Verhandlun-
gen mit Dänemark über die Erstattung der Auslagen für 
die bei Kriegsende geleistete Flüchtlingshilfe. 

Die deutsch-schweizerischen Verhandlungen führten zu 
den zweiseitigen Abkommen vom 26. August 1952; die 
deutsch-dänischen Verhandlungen führten zu dem zwei-
seitigen Abkommen, das am 26. Februar 1953 in London 
unterzeichnet worden ist. 

In  die gleiche Kategorie besonderer Verhandlungen 
über Forderungen außerhalb des Konferenzrahmens fi el 
auch die deutsch-belgische Regelung betreffend das Mark-
Abkommen von 1929, die in dem zweiseitigen Vertrage 
vom 23. Dezember 1952 ihren Niederschlag gefunden hat, 
und die deutsch-amerikanische Regelung der Forderungen 
aus Entscheidungen der Gemischten Kommissionen, über 
die ein besonderes zweiseitiges Abkommen am 27. Fe-
bruar 1953 unterzeichnet worden ist. 

Verhandlungen über Forderungen, die aus der Zeit des 
Zweiten Weltkrieges stammen, waren nur möglich, nach-
dem der Dreimächte-Ausschuß sie ausdrücklich zugelassen 
hatte. Der Schuldenerklärung vom 6. März 1951 entspre-
chend, hatte er vor der Konferenz den Rahmen der dort 
zu behandelnden Schulden auf Vor- und Nachkriegs-
schulden beschränkt und diese Beschränkung in einem be-
sonderen Dokument (Scope-Document) niedergelegt. Die 
hierdurch mit deutschem Einverständnis von der Behand-
lung ausgeschlossenen Schuldenkategorien sind jetzt in 
Artikel 5 des Abkommens umschrieben, nachdem das 
Scope-Document auf dem Wege schwieriger Verhand-
lungen mil dem Dreimächte-Ausschuß mehreren Verände-
rungen unterworfen worden war. 

Bis Anfang April 1952 hatte sich weder die deutsche 
Delegation noch die Gläubigerseite zu konkreten Vor-
schlägen für einen Schuldenzahlungsplan entschlossen. Ein 
ausführlicher Bericht über den damaligen Stand der Kon-
ferenzarbeiten wurde den zuständigen parlamentarischen 
Ausschüssen am 2. Mai 1952 vorgelegt. Die Vorfragen 
waren nunmehr in rechtlicher und wirschaftlicher Hinsicht 
so weit geklärt, daß man der Bundesregierung und den 
deutschen Privatschuldnern nahelegte, mit einem Angebot 
zur Schuldenregelung hervorzutreten. Die Konferenz be-
schloß deshalb eine Unterbrechung, die von der deutschen 
Delegation dazu benutzt wurde, auf der Grundlage ihrer 
Untersuchungen über die deutsche Aufbringungs- und 
Transferfähigkeit ein Globalangebot auszuarbeiten. Dies 
Globalangebot, das in Teil II  dieser Denkschrift näher 
umrissen ist, wurde am 23. Mai 1952 abgegeben; die Gläu-
biger lehnten es aber schon am 30. Mai als unbefriedigend 
ab. Es mußte daher der Weg von Einzelverhandlungen 
mit den verschiedenen Gläubigergruppen beschritten 
werden. 

Die in diesen Verhandlungen erreichten Ergebnisse 
fanden ihren Niederschlag in den „Vereinbarten Empfeh-
lungen" vom 8 . August 1952, die nunmehr die Anlagen I 
bis 1V des Abkommens bilden. Allgemeine Leitgedanken, 
welche die Empfehlungen der Ausschüsse zusammen-
fassen oder vervollständigen, wurden in den Empfehlungen 
niedergelegt, die als Anhang B dem Abkommen bei-
gefügt sind. 

In dem Konferenzbericht wurden die beteiligten Re-
gierungen aufgefordert, sich unverzüglich mit den Emp-
fehlungen zu befassen, um ein Regierungsabkommen zu 
schließen, das dem Schuldenregelungsplan internationale 
Geltung verleihen sollte, wobei gleichzeitig die Schulden 
der Bundesrepublik aus der Nachkriegswirtschaftshilfe 
zu regeln wären. 

Der Dreimächte-Ausschuß und die deutsche Delegation 
kamen überein, zunächst unter sich den Text des Re-
gierungsabkommens auszuarbeiten. Die Verhandlungen 
hierüber begannen am 15. September 1952 und wurden 
teils in Plenarsitzungen, teils in täglichen Sitzungen von 
Rechtsausschüssen und Sonderkomitees geführt. Sie führ-
ten zu der Ausarbeitung des Abkommensentwurfs vom 
9. Dezember 1952, dem die Schiedsgerichtsbestimmungen 
in der Fassung vom 20. Dezember 1952 folgten. Der Ent-
wurf wurde allen Regierungen zugeleitet, die ursprünglich 
zu der Konferenz eingeladen worden waren. Allen diesen 
Regierungen wurde von der Bundesregierung und den im 
Dreimächte-Ausschuß vertretenen Regierungen anheim-
gestellt, his zum 7. Januar 1953 Bemerkungen oder An-
fragen zu dem Entwurf vorzulegen; sie wurden gleich-
zeitig namens der vier Regierungen eingeladen, das Ab-
kommen mit zu unterzeichnen. 

Am 29. Januar 1953, während die Redaktionsberatungen 
zwischen der deutschen Delegation und dem Dreimächte-
Ausschuß fortdauerten, fanden sich in London Vertreter 
von Belgien, Kanada, Dänemark, Italien, den Nieder-
landen, Norwegen, Schweden, der Schweiz und Jugo-
slawien ein, um in informatorischen Schlußbesprechungen 
Antworten auf die Fragen und Bemerkungen zu erhalten, 
die ihre Regierungen vorgelegt hatten. Eine Reihe von 
Vorschlägen der oben genannten Regierungsvertreter 
wurde noch in den Entwurf eingearbeitet. 

So erhielt der Entwurf seine letzte Fassung erst am 
16. Februar 1953, in der ei am 24. Februar 1953 vom Bun-
deskabinett einstimmig gebilligt wurde. Der Herr Bundes-
präsident bevollmächtigte darauf den Leiter der deutschen 
Delegation zur Unterzeichnung des Abkommens. 

Die Unterzeichnung fand am 27. Februar 1953 im London-
derry I-louse in London statt. Vorbehaltlich der Ratifikation 
des Abkommens gemäß den verfassungsrechtlichen Er-
fordernissen der verschiedenen Staaten haben mit der 
Bundesrepublik Deutschland folgende Staaten durch ihre 
Bevollmächtigten das Abkommen unterzeichnet: Belgien, 
Kanada, Ceylon, Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Irland, Liechtenstein, Luxemburg, Norwegen, Pakistan, 
Spanien, Schweden, Schweiz, Südafrika, Großbritannien, 
die Vereinigten Staaten von Amerika und Jugoslawien. 
Die Signatarstaaten repräsentieren durch ihre Forderun-
gen und die Ansprüche ihrer Staatsangehörigen rund neun 
Zehntel der im Abkommen behandelten deutschen Aus-
landsschulden. 

Italien und Iran traten von der ursprünglich beabsich-
tigten Unterzeichnung zurück; es steht jedoch zu erwar-
ten, daß sie mit zahlreichen anderen eingeladenen Staaten 
dem Abkommen zu einem späteren Zeitpunkt beitreten 
werden. 

II. 
Grundprobleme und Hauptergebnisse 

der Schuldenregelung 
Während des ersten Abschnittes der eigentlichen Schul-

denkonferenz vom 28. Februar 1952 bis zum 5. April 1952 
gelangten in den vier Verhandlungsausschüssen die ver-
schiedenen Schuldenkategorien nacheinander zur Er-
örterung. Die Deutsche Delegation vertrat in jedem Einzel-
fall ihren sorgfältig vorbereiteten Standpunkt, wobei 
hauptsächlich rechtliche Einwendungen und Vorbehalte 
vorgetragen wurden, und brachte Gründe für eine Herab-
setzung der zu regelnden Schulden sowie für eine Berück-
sichtigung der besonderen Verhältnisse der Bundes-
republik und der anderen deutschen Schuldner mit Bezug 
auf die Aufbringung und den Transfer der geschuldeten 
Beträge vor. Die Gläubigervertreter erwiderten ebenfalls 
hauptsächlich mit rechtlichen Argumenten, die auf die 
ursprünglichen Schuldkontrakte gestützt wurden, zeigten 
sich durchweg unnachgiebig und verlangten von den 
deutschen Schuldnern zunächst eine uneingeschränkte 
Anerkennung der nach Höhe und Erfüllbarkeit umstritte-
nen Schulden, bevor an eine von 100prozentiger Erfüllung 



abweichende Regelung im Kompromißwege herangegangen 
werden könnte. Als Anfang April 1952 deutlich wurde, 
daß diese Verhandlungsmethode nur zu einer juristisch 
begründeten Gegenüberstellung und Verfestigung der 
gegensätzlichen Standpunkte von Gläubigern und Schuld-
nern geführt hatte und keinen Ausweg zu einer prak-
tischen und konstruktiven Lösung des Problems der deut-
schen Auslandsschulden öffnete, wurde eine Konferenz-
pause eingelegt, die es der deutschen Seite ermöglichen 
sollte, mit einem ziffernmäßigen Gesamtangebot hervor-
zutreten. 

Am 23. Mai 1952 legte die Deutsche Delegation der am 
19. Mai 1952 wiederzusammengetretenen Konferenz ein 
globales Regelungsangebot vor, das folgenden Inhalt 
hatte: Transfer einer jährlichen Summe von 500 Millionen 
DM, die nach drei bis vier Jahren um 100 Millionen DM 
erhöht wird. Von den 500 Millionen DM sollten 330 Mil-
lionen DM auf den jährlichen Schuldendienst für die 
Nachkriegswirtschaftshilfe sowie auf die Verbindlichkeiten 
aus der Abtragung der sogenannten schweizerischen 
Clearing-Milliarde und aus der Verpflichtung an Dänemark 
aus Aufwendungen für deutsche Flüchtlinge entfallen, so 
daß für die Bedienung der eigentlichen Vorkriegsschulden 
170 Millionen DM übrigbleiben, die sich nach den ersten 
drei bis vier Anlaufsjahren um 100 Millionen auf 270 Mil-
lionen DM erhöht haben würden. 

Die Gläubigervertreter lehnten am 30. Mai 1952 das 
deutsche Angebot als unbefriedigend ab und gaben der 
Erwartung Ausdruck, daß sich die Deutsche Delegation 
demnächst zu einem Angebot bereitfinden würde, das 
sowohl im Gesamtbetrag wesentlich höher liegen als auch 
eine Aufgliederung in die einzelnen zu regelnden Schul-
denkategorien enthalten müßte. Hiermit wurde die 
Schuldnerseite von der Aushandlung einer Global-
regelung, die aus der allgemeinen Lage der Bundes-
republik und der deutschen Wirtschaft und aus der deut-
schen Transferfähigkeit zu rechtfertigen war, auf den Weg 
der Einzelverhandlung mit den verschiedenen Gläubiger-
gruppen gedrängt, die bei der Durchsetzung ihrer kon-
kurrierenden Ansprüche im allgemeinen für einschrän-
kende wirtschaftliche und Transfergesichtspunkte nicht 
viel übrig zu haben pflegen. Die Deutsche Delegation 
mußte aber unter den gegebenen Umständen diesen Weg 
beschreiten, weil die Gläubiger es nicht anders taten und 
eine Ablehnung ihres Verlangens das Scheitern der Kon-
ferenz bedeutet hätte, ohne daß der Versuch einer prak-
tischen Regelung der einzelnen Schuldengruppen unter-
nommen worden wäre. 

Der Fortgang der Verhandlungen hat dann gezeigt, daß 
sich dieser Versuch im deutschen Interesse gelohnt hat. 
Es gelang, die Gefahren der neuen Methode zu vermeiden 
und die aus den Einzelverhandlungen über die Schulden-
kategorien erwachsende Erhöhung des ursprünglichen Ge-
samtangebots in erträglichen Grenzen zu halten. So wur-
den von Ende Mai bis Anfang August 1952 die verschie-
denen Schuldenkategorien auf dem öffentlichen und dem 
privaten Sektor in mühsamer Kleinarbeit zwischen der 
Deutschen Delegation und den verschiedenen Gläubiger-
vertretern durchverhandelt. Den Anfang machten die alten 
Auslandsanleihen des Deutschen Reiches (Dawes-Anleihe, 
Young-Anleihe, Kreuger-Anleihe), die Verbindlichkeiten 
der Konversionskasse und die Anleihen des ehemaligen 
Staates Preußen sowie die anderen Auslandsschulden der 
öffentlichen Hand. Dabei gelang es, den Zinssatz der 
künftigen Zinsen wesentlich herabzusetzen und bei den 
Preußen-Anleihen die Tilgung auch durch Rückkauf zu er-
reichen (Anlage I des Schuldenabkommens). Schon im 
Juni 1952 gelangten dann die Stillhaltegläubiger und 
-schuldner zu der im deutschen Kreditabkommen 1952 
niedergelegten Einigung (Anlage III des Schuldenabkom-
mens). Im Gegensatz zu den Kreditabkommen seit 1931 
wurde, unter Berufung auf die Bestimmungen des Grund-
gesetzes, erreicht, daß deutsche Schuldner der Schieds-
gerichtsbarkeit nur unterliegen, wenn sie freiwillig bei-
treten. Ferner ist in Aussicht genommen, daß der im 
deutschen Kreditabkommen vorgesehene beratende Aus-
schuß in seiner ersten Sitzung für Handels- und Industrie-
schuldner über die Berücksichtigung von Härtefällen 
beschließen wird. Im Juli folgten die deutschen Indu-
strieschuldner mit der Regelung ihrer mittel- und lang-
fristigen Schulden aus privaten Kapitalgeschäften, wo-

bei besonders die Herabsetzung der rückständigen Zin-
sen auf 2/3 der geschuldeten Beträge hervorzuheben ist 
(Anlage II des Schuldenabkommens). Am langwierigsten 
gestalteten sich die Verhandlungen zwischen Gläubiger-
vertretern und Schuldnervertretern über die alten Han-
dels- und sonstigen privaten Schulden, die erst gegen Ende 
der Konferenz einer Regelung zugeführt werden konnten. 
Die Ausarbeitung der Empfehlungen (Anlage IV des Schul-
denabkommens) war deshalb besonders schwierig, weil 
neben den Schuldenarten, deren Aufnahme in diese Anlage 
von vornherein vorgesehen war, auch alle diejenigen 
Schulden erfaßt werden mußten, die in den anderen An-
lagen nicht geregelt wurden. In den Verhandlungen boten 
die Fragen der Umstellung und Umrechnung besondere 
Schwierigkeiten. Die Gläubiger erhoben insbesondere die 
Forderung, bei Schulden aus Warenlieferungen die Ver-
pflichtung des Schuldners auf den jetzigen Sachwert der 
damaligen Lieferung zu erhöhen, zum mindesten aber bei 
Schulden aus Warenlieferungen, bei denen die Rechnung 
auf Reichsmark lautete, eine Umstellung 1 : 1 vorzunehmen, 
weil der Gläubiger Sachwerte geleistet habe, die keiner 
Abwertung unterlegen hätten. Auch bei den Vorauszah-
lungen auf Warenlieferungen wurde eine bevorzugte Um-
stellung verlangt, weil der Gläubiger sich für die vom 
Schuldner zurückzuzahlenden Beträge nicht die Werte 
beschaffen könne, auf deren Lieferung er einen Anspruch 
erworben habe. Eine Lösung wurde dadurch gefunden, daß 
ein Transfer auch in den Fällen zugestanden wurde, in 
denen solche alten Handelsforderungen auf Reichsmark 
lauteten. Bei der Verschiedenartigkeit der Schulden und 
der sozialen Gliederung der Schuldnergruppen nahmen die 
Erörterungen bei der Ausarbeitung einer Härteklausel, 
die allen Interessen gerecht wird, einen besonders breiten 
Raum ein. 

Das Ergebnis der mehrmonatigen Verhandlungen, die 
bei dem Abschluß der Konferenz am 8. August 1952 in der 
Form von „Vereinbarten Empfehlungen" die vier Ver-
handlungsausschüsse vorlag, wies, wie nicht anders zu er-
warten war, eine gewisse Erhöhung des ursprünglichen 
deutschen Angebots aus: die jährlich zu transferierende 
Summe beträgt hiernach nicht mehr 500 Millionen DM, 
wie ursprünglich angeboten, sondern etwa 567 Millionen 
DM, wobei etwa 370 Millionen DM auf die öffentliche 
Hand für Vor- und Nachkriegsschulden und der Rest von 
rund 200 Millionen DM auf die privaten Vorkriegsver-
bindlichkeiten entfallen. Der Betrag von 567 Millionen 
DM wird sich nach fünf .Jahren auf etwa 765 Millionen 
erhöhen, d. h. die endgültige Summe wird gegenüber den 
ursprünglich vorgesehenen 600 Millionen DM vom Jahre 
1958 an um 165 Millionen DM überschritten werden. In 
Wirklichkeit hätte die nachträglich gewährte Erhöhung 
des Gesamtangebots für die ersten fünf Jahre nicht nur 
67 Milionen DM, sondern 160 Millionen DM betragen. Die 
Ersparnis des Transfers von 93 Millionen DM in den 
ersten fünf Jahre geht darauf zurück, daß sich die ameri-
kanische Regierung nachträglich bereiterklärte, die Zah-
lung des Tilgungsanteils an den festen Annuitäten von 
fast 1 /4 Milliarde DM für die amerikanische Nachkriegs-
wirtschaftshilfe um fünf Jahre aufzuschieben, so daß in 
den ersten fünf .Jahren nur die Zinsen für die herabge-
setzte Wirtschaftshilfe zu zahlen sein werden. 

Wenn demnach die deutsche Seite dem Drängen der 
Gläubiger hat nachgeben und am Schluß der Konferenz 
ein Endergebnis hat hinnehmen müssen, das ziffernmäßig 
in den ersten fünf Jahren um 67 Millionen DM und in den 
darauf folgenden Jahren um 165 Millionen DM über dem 
ursprünglichen Angebot liegt, so darf doch nicht aus dem 
Auge gelassen werden, daß das Verhandlungergebnis vom 
deutschen Standpunkt einen beträchtlichen Erfolg dar-
stellt, wenn man es an dem vollen Betrag der zur Rege-
lung gebrachten Vorkriegsschulden mißt. Diese gesamten 
Vorkriegsschulden hätten, auf der Goldbasis nach den An-
leiheverträgen gerechnet, etwa 13,5 Milliarden DM oder, 
ohne Veranschlagung des Goldfaktors, etwa 9,6 Milliarden 
DM ausgemacht. Die Londoner Einigung erfolgte auf der 
Grundlage von 7,3 Milliarden DM, sieht also eine jährliche 
Leistung vor, die in den ersten fünf Jahren ungefähr 340 
Millionen DM im Rahmen der genannten 567 Millionen 
DM ausmacht; nach fünf Jahren erhöht sich der erst-
genannte Betrag auf etwa 360 bis 380 Millionen DM jähr-
lich. Die Differenz zwischen diesen Beträgen und den 



Gesamtannuitäten von 567 Millionen DM (in den ersten 
fünf Jahren) und 765 Millionen DM (in den späteren Jahren 
entfällt auf den Schuldendienst für die Nachkriegswirt-
schaftshilfe. Es ist also in der Londoner Schuldenregelung 
eine Herabsetzung der Vorkriegsschulden von 13,5 Mil-
liarden DM (mit Goldfaktor) bzw. 9,6 Milliarden DM (ohne 
Goldfaktor) auf den Betrag von 7,3 Milliarden DM erzielt 
worden, was insbesondere auf die Neuberechnung eines 
Teiles der Zinsrückstände zu einem niedrigeren Zinssatz 
und schließlich auf die Suspendierung der Zahlung des 
anderen Teils der Zinsrückstände bis zur Wiedervereini-
gung Deutschlands zurückzuführen ist. 

Abgesehen von dieser Reduktion des gesamten Schul-
denbetrages ist es aber gelungen, eine wesentliche der 
deutschen Leistungsfähigkeit angepaßte Verlängerung der 
Tilgungszeiten der deutschen Vorkriegsschulden und auch 
bei ihrer Bedienung wesentliche Vorteile und Milderun-
gen für die deutschen Schuldner zu erwirken. Die Deutsche 
Delegation setzte die These durch, daß ein Gläubiger in 
den ersten fünf Jahren entweder nur Zinsen oder nur 
Amortisationen, aber nicht beides zu gleicher Zeit auf die 
gleiche Forderung erhalten dürfe. Dadurch ist den deut-
schen Schuldnern bei der Wiederaufnahme des Schulden-
dienstes eine angemessene Anlaufzeit gesichert und der 
deutschen Gesamtwirtschaft für den Transfer der Schul-
denbeträge eine Atempause verschafft worden. 

Schließlich hat die Deutsche Schuldendelegation die For-
derung der Gläubiger, daß das Problem des Transfers 
der Schuldenbeträge von der Frage ihrer Aufbringung 
durch die deutschen Schuldner getrennt werden müsse, 
mit Erfolg verwehrt. In London wurde erreicht, daß die 
Leistungen der Schuldner sich im Rahmen der Transfer-
fähigkeit der Bundesrepublik halten müssen. In keinem 
Fall und bei keiner Schuldenkategorie werden also  neben 
den zu transferierenden Beträgen noch ergänzende Lei-
stungen in Deutschen Mark auf Sperrkonto zu erfüllen sein, 
d. h.  die  Ermäßigungen, die für Deutschland von der Trans-
ferseite her durchgesetzt werden konnten, kommen zur 
gleichen Zeit auch dem Schuldner, gleichgültig ob auf dem 
öffentlichen oder dem privaten Sektor, endgültig zugute. 

Auf der anderen Seite ist nicht zu verkennen, daß die in 
London erzielte Schuldenregelung nicht allen Erwartungen 
entspricht, mit denen die deutschen Schuldner auf die 
Konferenz gingen. Dies gilt insbesondere von der Rege-
lung der nachfolgenden Probleme: 

Auf deutscher Seite hatte man gehofft, auf der Konferenz 
die Tatsache der wirtschaftlichen, finanziellen und terri-
torialen Beschränkung der Bundesrepublik dadurch zur 
Anerkennung bringen zu können, daß das Kapital der 
Schulden des Reiches und des ehem. Staates Preußen in 
drastischer Weise gekürzt würde. Diese Hoffnung stützte 
sich auf die Schuldenerklärung vom 6. März 1951, in der es 
heißt, daß bei der Feststellung der Art und des Aus-
maßes, in welchem die Bundesrepublik die von ihr bestä-
tigten Verpflichtungen zu erfüllen habe, der allgemeinen 
Lage der Bundesrepublik und insbesondere den Wirkungen 
der territorialen Beschränkung ihrer Herrschaftsgewalt und 
ihrer Zahlungsfähigkeit Rechnung getragen werden solle. 
Leider hat sich nun eine Kapitalreduktion im allgemeinen 
nicht durchsetzen lassen, vielmehr ist nur erreicht worden, 
daß die Bedienung der Reichs-Anleihen, soweit es sich urn 

(lie fundierten Zinsrückstände für die Jahre 1945 bis 1952 
handelt bis zur Wiedervereinigung Deutschlands aufge-
schoben wird. Für die Preußen-Anleihen gilt entsprechen-
des mit der Maßgabe, daß nach der  Wiedervereinigung 
Deutschlands erneut verhandelt werden soll. Es handelt 
sieh dabei in der Hauptsache um die Zinsrückstände 
von  acht, zum Teil noch mehr Jahren bis zum Jahre 
1952 in einer Gesamthöhe von etwa 1 Milliarde DM. 
Das ergibt z. B. für die großen Reichsanleihen, auf das Ka-
pital umgerechnet, eine Reduktion um etwa 26 bis 28 v.  H. 

 Mit diesem Prozentsatz ist also dem Territorial und Wirt-
schaftsfaktor Rechnung getragen worden. Bei einer Reihe 
von Reichsschulden, so z. B. hei dem Lee I ligginson-Kredit, 
ist statt des Zinsaufschubs bis zur Wiedervereinigung 
sogar eine endgültige Streichung der rückständigen Zinsen 
erreicht worden. 

Zu starken Auseinandersetzungen führte auf der Kon-
ferenz die Frage der sogenannten Goldklausel, d. h. die 
Frage, in welcher Höhe deutsche Schuldverpflichtungen, 
die sich gemäß den kontraktlichen Bedingungen nach dem 
Werte einer bestimmten Goldmenge bemessen, heute er-
füllt werden müssen. Hier gingen die meisten Gläubiger 
grundsätzlich von der These aus, daß sie die Erfüllung 
ihrer Forderungen auf Goldbasis beanspruchen könnten, 
während von deutscher Seite die rechtliche Fortgeltung 
der Goldklausel mit Bezug auf eine Reihe von Gläubiger-
staaten bestritten wurde. Praktisch wurden sich aber die 
Gläubiger sehr bald darüber klar, daß eine Erfüllung der 
deutschen Schulden auf der ursprünglichen Goldbasis im 
Hinblick auf die gewandelten wirtschaftlichen Umstände 
nicht mehr in Betracht käme. Die Frage war nur, welcher 
Maßstab an die Stelle der kontraktlichen Goldklausel 
treten und damit für die Berechnung der Schulden auf 
einer neuen Basis dienen sollte. Hier befand sich nun die 
Deutsche Delegation in der Rolle des Zuschauers bei einem 
Streit im Gläubigerlager selbst, der vor allem zwischen 
den amerikanischen Gläubigern einerseits und den briti-
schen, schweizerischen sowie sonstigen europäischen Gläu-
bigern andererseits ausgetragen wurde. Bekanntlich war 
der amerikanische Dollar in den dreißiger .Jahren um 
40,6 v. H. gegenüber dein Gold abgewertet worden. Bei den 
europäischen Gläubigern kam deshalb der Gedanke auf, 
die mit Goldklausel versehenen deutschen Schuldverbind-
lichkeiten auf der Basis des amerikanischen Dollars er-
füllen zu lassen. Die amerikanischen Gläubiger wider-
setzten sich diesem Gedanken anfangs mit großer Entschie-
denheit, da diese Lösung nach der Auffassung des ameri-
kanischen Gläubigervertreters die anderen Gläubiger un-
gerechtfertigt bevorzugt hätte; auch die Schweizer Gläu-
biger machten, da der Schweizer Franken weniger als der 
amerikanische Dollar abgewertet worden war, Bedenken 
geltend. Die Auseinandersetzung im Gläubigerlager nahm 
Anfang Juni so dramatische Formen an, daß die amerika-
nischen Gläubigervertreter die Konferenz verließen und 
sich später nur zögernd an ihren weiteren Arbeiten be-
teiligten. Über die Beilegung dieser Meinungsverschieden-
heiten in der Goldklauselfrage wurde im Juni und Juli 1952 
in und außerhalb der Konferenz lange verhandelt. Schließ-
lich wurde eine Lösung gefunden, wonach an die Stelle 
des Goldwertes im allgemeinen, der Forderung der euro-
päischen Gläubiger entsprechend, der Wert des amerika-
nischen Dollars tritt, jedoch mit einer Ausnahme zu Gun-
sten der schweizerischen Gläubiger: wo nämlich die An-
leihe auf Schweizer Goldfranken lautet, tritt ha allgemei-
nen der Schweizer Franken an die Stelle des heutigen 
Dollar-Gegenwertes. Bei der Schweizer-Franken-Tranche 
der Young-Anleihe verbleibt es jedoch bei der Dollarbasis. 
Die Zustimmung der amerikanischen Gläubiger zu dieser 
von ihnen ursprünglich abgelehnten Lösung wurde u. a. 
durch das deutsche Zugeständnis erkauft, daß die ameri-
kanischen Tranchen der Dawes-Anleihe und der Young-
Anleihe bei ihrer künftigen Bedienung durch die Bundes-
republik Deutschland gewisse Vorrechte genießen, nämlich 
beide Tranchen 1 ,/ 2 V. Il. mehr an Verzinsung und die 
Tranche der Dawes-Anleihe 1 v. H. mehr an Amortisationen 
erhalten sollten. Der deutschen Seite gegenüber wollten 
die Gläubiger den Verzicht auf die Beibehaltung der Gold-
klausel als ein Moment darstellen, durch welches auch der 
territorialen Beschränkung der Bundesrepublik Rechnung 
getragen worden sei. Dem ist jedoch die Deutsche Delega-
tion mit dem Hinweis entgegengetreten, daß der Wegfall 
der Goldklausel bei der gegebenen Rechtslage und den 
veränderten wirtschaftlichen Umständen Deutschlands von 
den Gläubigern auch dann hatte zugestanden werden 
müssen, wenn sie sich einem ungeteilten Deutschland 
gegenübergesehen hätten. 

Die Goldfrage hat auf der Konferenz auch noch im Zu-
sammenhang mit Goldmarkschulden und Reichsmarkschul-
den mit Goldklausel eine Bedeutung erlangt. Für diese 
deutschen Verbindlichkeiten verlangten die ausländischen 
Gläubiger eine Ausnahme von der in der deutschen Wah-
rungsgesetzgebung für Inländer vorgesehenen Umstellung 
im Verhältnis von 10:1. Sie gingen ebenso wie im Falle der 
Währungsschulden von. der Forderung nach voller Auf- 



rechterhaltung der Goldklausel und somit Erfüllung auf der 
ursprünglichen Goldklauselbasis ah und begnügten sich 
mit dem Anspruch, daß die betreffenden deutschen Ver-
bindlichkeiten im Verhältnis von 1 :1 erfüllt werden 
sollten. Die Deutsche Delegation hat sich lange dieser For-
derung widersetzt, indem sie auf den Grundsatz der Gleich-
heit der Inländerbehandlung und der Ausländerbehand-
lung bei der Schuldenregelung hinwies. Die ausländischen 
Gläubiger machten aber mit guten Gründen geltend, daß 
gewisse Goldmarkverbindlichkeiten deutscher Schuldner 
einen spezifisch ausländischen Charakter aufwiesen und 
deshalb auch eine bevorzugte Behandlung verdienten. Vor 
allem die schweizerischen Gläubiger bestanden darauf, 
daß für Goldmarkverbindlichkeiten etwas Besonderes ge-
tan werden müßte. Unter diesen Umständen sah sich die 
Deutsche Delegation veranlaßt, ihren ursprünglichen Rechts-
standpunkt aufzugeben und im Interesse der Wiederher-
stellung des deutschen Kredites, namentlich in der Schweiz 
und in England, für Goldmark-Verbindlichkeiten, die einen 
spezifisch ausländischen Charakter tragen, den Grundsatz 
der 1 : 1-Umstellung zu akzeptieren. Über die Durchfüh-
rung dieses Grundsatzes ist im Oktober und November 
1952 in London und im Januar und Februar 1953 in London 
und Zürich lange und mühevoll verhandelt worden. Das 
Ergebnis dieser Verhandlungen liegt in der Goldmark-
Vereinbarung vom 21. November 1952 und den später 
hierzu vereinbarten Bestimmungen (Anlage VII des Schul-
denabkommens) vor, die den Versuch darstellen, den be-
rechtigten Ansprüchen der ausländischen Goldmark-Gläu-
biger entgegenzukommen, ohne wesentliche Bestimmungen 
unseres Währungsrechts, Lastenausgleichsrechts und Hy-
pothekenrechts oder wichtige Belange unserer öffentlichen 
Finanzen zu gefährden. 

Ein unbefriedigendes Kapitel bildet für die deutsche 
Seite die Behandlung des Reparationsproblems in London. 
Das gilt zunächst von der Frage der Behandlung des deut-
schen Auslandsvermögens unter dem Gesichtspunkt der 
Reparationen. Schon auf der Vorkonferenz im Juni 1951 
hatte die Deutsche Delegation auf den inneren Zusammen-
hang zwischen Auslandsschulden und Auslandsvermögen 
hingewiesen und insbesondere angeregt, es möge, nicht 
zuletzt im Interesse der ausländischen Gläubiger, die bis-
herige Behandlung des deutschen Vermögens im Ausland 
revidiert oder wenigstens eine Anrechnung der deutschen 
Liquidationserlöse auf deutsche Schulden in gewissem Um-
fange zugestanden werden. Der Dreimächteausschuß hatte 
dies grundsätzlich abgelehnt und nur zugelassen, daß eine 
Verrechnung von deutschen Auslandsschulden mit Liquida-
tionserlösen aus deutschem Auslandsvermögen auf Grund 
bestimmter, in Gläubigerstaaten etwa erlassener Gesetze 
und Regelungen stattfinden dürfte. Leider ist es dann auf 
der Schuldenkonferenz nicht gelungen, dem Verrechnungs-
grundsatz dort, wo eine Befriedigung von Gläubigern aus 
deutschen Liquidationserlösen stattfindet, in dem ge-
wünschten Umfang Geltung zu verschaffen. Die schwedi-
schen Gläubiger werden zwar eine solche Verrechnung vor-
nehmen, ebenso haben sich die Stillhaltegläubiger dazu 
bereit erklärt, aber die übrigen britischen Gläubiger haben 
sich auf der Konferenz trotz eindringlicher deutscher Vor-
stellungen nicht in der Lage gesehen, vom britischen 
Feindvermögenstreuhänder aus deutschen Liquidationser-
lösen ex gratia empfangene Zahlungen ihren deutschen 
Schuldnern auf die zu erfüllenden Forderungen gutzu-
schreiben. Auch die britische Regierung hat diese Zahlun-
gen als im Rahmen der Reparationen endgültige und un-
widerrufliche Maßnahmen bezeichnet. — Der Dreimächte

-

ausschuß hatte im Juni 1951 weiterhin zu verstehen ge-
geben, daß die deutsche Seite berechtigt sei, die Wegnahme 
des deutschen Vermögens im Ausland als Faktor für die 
Bemessung der Zahlungsfähigkeit der deutschen Schuldner 
und der Transferfähigkeit der deutschen Wirtschaft geltend 
zu machen. Von diesem Argument ist deutscherseits dann 
auf der Schuldenkonferenz, z. T. mit Erfolg Gebrauch ge-
macht worden. Gleichzeitig aber wurde von uns das Re-
parationsproblem in seiner allgemeinen Bedeutung für die 
Erfüllbarkeit des Londoner Schuldenregelungsplans immer 
wieder zur Erörterung gestellt. Die Deutsche Delegation 
hat insbesondere in der Schlußsitzung der Konferenz mit 
aller Deutlichkeit und mit allem Ernst erklärt, daß Deutsch-
land, wenn unter dem Titel Reparationen noch weitere 
Forderungen erhoben werden sollten, die zu Zahlungsver-

pflichtungen führten, nicht in der Lage sein würde, den 
Schuldenregelungsplan zu erfüllen. Zu einer Vereinbarung 
über diesen Punkt konnten die Gläubigerstaaten und Gläu-
bigervertreter nicht veranlaßt werden, was damit begrün-
det wurde, daß das Reparationsproblem nicht Gegenstand 
der Schuldenkonferenz, sondern einer künftigen Friedens-
regelung bilde. Wichtig ist aber, daß der Dreimächteaus-
schuß und die Gläubiger von der deutschen Erklärung in 
gebührender Weise Kenntnis genommen haben. Seinen 
Niederschlag hat dieser deutsche Standpunkt später in dem 
Artikel 5 des Schuldenabkommens gefunden, der die Re-
parationsansprüche der ehemaligen Feindstaaten zusam-
men mit anderen während des Krieges entstandenen An-
sprüchen der neutralen Staaten von der Schuldenregelung 
ausschließt und bis auf weiteres zurückgestellt. 

Sehr nachdrücklich ist auf der Konferenz um die han-
delspolitischen und währungspolitischen Voraussetzungen 
für die Erfüllung des  Schuldenregelungsplans gerungen 
worden. Dabei ist von deutscher Seite wiederholt erklärt 
worden, daß die Bundesrepublik selbstverständlich die 
größten Anstrengungen machen werde, um ihren Ver-
pflichtungen zur Erfüllung des Schuldendienstes gerecht zu 
werden. Von der Deutschen Delegation wurde aber auch 
darauf hingewiesen, daß die Deckung für die Transfer-
verpflichtungen Deutschlands nur aus einem laufenden 
Überschuß der Handels- und Dienstleistungsbilanz gefun-
den werden könne, da vermieden werden müsse, daß eine 
mehr als nur vorübergehende Inanspruchnahme unserer 
Währungsreserven eintrete. Es wurde ferner darauf hin-
gewiesen, daß das Problem unserer Transferverpflichtun-
gen nicht durch eine Einschränkung des Handels, der 
Produktion und des Verbrauchs, sondern nur durch die 
Ausdehnung und Ausbreitung des deutschen Außenhan-
dels im Sinne der Liberalisierung gelöst werden könne. 
Diese Prinzipien sind denn auch einstimmig von den Gläu-
bigern und Schuldnern und allen beteiligten Vertretern 
von 31 Ländern auf der Schuldenkonferenz am 8. August 
1952 anerkannt worden. Diese Prinzipien haben ihre be-
sondere Bedeutung für unseren Schuldendienst gegenüber 
dem Dollarraum, der während der Verhandlungen unsere 
Aufmerksamkeit stets in Anspruch nahm. Die Prinzipien 
haben schließlich in der Präambel und im Artikel 34 des 
Schuldenabkommens Berücksichtigung gefunden. In 
diesem Artikel ist vorgesehen, daß die an dem Abkom-
men hauptsächlich beteiligten Parteien in Beratungen ein-
treten werden, wenn die Regierung der Bundesrepublik 
oder die Regierung eines Gläubigerstaates darum ersucht. 
Ein solches Ersuchen kann die Bundesrepublik namentlich 
dann stellen, wenn eine Lage entstanden ist, in der sie sich 
Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihrer Auslandsverbind-
lichkeiten gegenübersieht. Die Beratungen sollen dann alle 
maßgebenden wirtschafts-, finanz- und währungspolitischen 
Gesichtspunkte berücksichtigen, die auf die Transferfähig-
keit der Bundesrepublik und auf die beständige Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen aus dem Schuldenregelungsplan 
Bezug haben. 

Die zwischen der Deutschen Schuldendelegation und den 
Gläubigervertretern in London getroffenen Vereinbarun-
gen über einen Schuldenregelungsplan waren ihrem recht-
lichen Charakter nach nur Empfehlungen, die durch ein 
internationales Abkommen bindende Kraft erhalten soll-
ten. Ein solches Abkommen ist dann vom September bis 
Dezember 1952 und vom Januar bis Februar 1953 in allen 
Einzelheiten durchberaten und formuliert worden. In den 
Beratungen spielten vor allem zwei Probleme eine Haupt-
rolle. Einmal stand namentlich gegen Ende der Beratun-
gen, an denen die Vertreter von Gläubigerregierungen 
teilnahmen, wieder das Reparationsproblem im Vorder-
grund des Interesses. Von ehemaligen Feindstaaten wurde 
versucht, die in dem Abkommen festgelegte Zurückstel-
lung von Reparationsforderungen gegen Deutschland zu 
Fall zu bringen. Es ist dem Dreimächteausschuß und der 
Deutschen Delegation gelungen, diesen Versuch abzu-
wehren. Was erreicht worden ist, enthält der Artikel 5 
des Schuldenabkommens, der trotz etwas abweichender 
Formulierung sich sachlich mit den Bestimmungen des 
Sechsten Teils des Abkommens zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen deckt. Die Prüfung 
etwaiger Ansprüche aus dem Ersten und dem Zweiten 
Weltkrieg bleibt demnach zurückgestellt. — Das zweite 



Hauptproblem lag in der Frage der Rechtsstellung eines 
nicht beigetretenen Gläubigers. In einer besonderen Er-
klärung zum Schuldenabkommen vom (3. Februar 1953 hat 
sich die Bundesrepublik die Befugnis vorbehalten, die Er-
füllung von Schulden außerhalb der Londoner Regelungs-
bedingungen zu verhindern; die Vertreter der Gläubiger-
staaten haben dazu ihr Einverständnis erklärt. Dieses Er-
gebnis war die bestmögliche Lösung, die sich unter den 
gegebenen Umständen erzielen ließ. 

III. 
Bemerkungen zu den Bestimmungen des Abkommens 

und seiner Anlagen 
Die folgenden Bemerkungen zu dem Abkommen über 

deutsche Auslandsschulden und seinen Anlagen I bis X 
dienen dazu, die Bedeutung der einzelnen Bestimmungen 
zu erläutern und auf ihren Zusammenhang mil den an-
deren Bestimmungen und dem Abkommen als Ganzes 
hinzuweisen. 

Zu den Anhängen A (Schriftwechsel vom 6. März 1951) 
und B (Konferenzbericht) erübrigten sich besondere Er

-

läuterun gen. 

Zur Präambel 
Der erste Absatz der Präambel gibt den Bemühungen 

der beteiligten Staaten zur Normalisierung und zum Auf-
bau der internationalen Wirtschaftsbeziehungen Aus-
druck. 

Der zweite Absatz hebt den Wunsch der Bundesrepublik 
hervor, die Auslandsschulden aus der Vor- und Nach-
kriegszeit, deren Erfüllung zeitweise unmöglich war, zu 
regeln. Hierin liegt eine Bestätigung der Schulden-
erklärung vom 6. März 1951, auf die im vierten Absatz der 
Präambel Bezug genommen wird. 

Der dritte Absatz e rwähnt die von den drei Haupt-
mächten Deutschland geleistete Nachkriegswirtschaftshilfe 
und steht im Zusammenhang mit dem sechsten und zehn-
ten Absatz der Präambel. 

Im übrigen enthält die Präambel die Darstellung des 
Ablaufs der Schuldenverhandlungen einschließlich der 
Schuldenkonferenz, die vom 28. Februar 1952 bis 8. August 
1952 in London stattfand, und im neunten Absatz die aus-
drückliche Bezugnahme auf die Empfehlungen des Kon-
ferenzberichts (Anhang B), deren Punkte 21 und 22 im Zu-
sammenhang mit der Konsultations-Vereinbarung in Ar-
tikel 34 des Abkommens von besonderer Bedeutung sind. 

Im letzten Absatz der Präambel wird, dem Artikel 1 
vorgreifend, hervorgehoben, daß die Konferenz-Empfeh-
lungen einen befriedigenden und gerechten Plan zur Schul-
denregelung darstellen. 

Zu Artikel 1 
Zu Beginn des dispositiven Teils des Abkommens wird 

hier von den Parteien des Abkommens sein Inhalt und 
der Inhalt seiner Anlagen ausdrücklich gutgeheißen. Diese 
ungewöhnliche Klausel hat mehrfach praktische Bedeutung: 

1.) Hinsichtlich der Reduktion ihrer Nachkriegsforde-
rungen legen sich die drei Hauptmächte fest, weil sie diese 
Reduktion von der „billigen und gerechten" Regelung der 
deutschen Vorkriegs-Auslandsschulden abhängig gemacht 
hatten (vgl. den sechsten Absatz der Präambel); 

2.) Die „Vereinbarten Empfehlungen" in dem Konferenz-
bericht vom 8. August 1952 werden als Anlagen I bis IV 
Bestandteile des Abkommens (vgl. hierzu auch den vor-
letzten Satz des Abkommens vor den Unterschriften). Es 
handelt sich um die Vereinbarten Empfehlungen 

I. für die Regelung von Reichsschulden sowie anderer 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften, 

Il. für die Regelung mittel- und langfristiger deutscher 
Schulden aus privaten Kapitalgeschäften, 

III. für die Regelung der Stillhalteschulden und 
IV. für die Regelung von Forderungen aus dem Waren-

und Dienstleistungsverkehr, gewisser Forderungen 
aus dem Kapitalverkehr und verschiedener anderer 
Forderungen. 

3.) Diese „Vereinbarten Empfehlungen" in den An-
lagen, die in der Schuldenkonferenz nicht in allen Teilen 
von bevollmächtigten Vertretern der Regierungen oder  

der interessierten Wirtschaftskreise, sondern lediglich 
von Sachverständigen ausgearbeitet worden waren, wer-
den hierdurch von den beteiligten Regierungen ausdrück-
lich angenommen. 

4.) Auch diejenigen Regierungen, welche in der Kon-
ferenz nicht vertreten waren, jetzt aber das Abkommen 
mit unterzeichnen oder ihm später beitreten, vollziehen 
hierdurch diese Billigung der „Vereinbarten Empfehlun-
gen" der Konferenz. 

5.) Da die beigetretenen Staaten die Lösung des Ab-
kommens als befriedigend und gerecht bezeichnet haben, 
kann damit gerechnet werden, daß auch in solchen Staa-
ten, in denen das Abkommen nicht Gesetzeskraft er

-

langt, die Gerichte bei ihren Entscheidungen über deutsche 
Auslandsschulden den Inhalt des Abkommens und seiner 
Anlagen berücksichtigen werden. Erklärungen in diesem 
Sinne sind im Verlauf der Konferenz von der Gläubiger-
seite, vor allem von der amerikanischen Delegation, 
abgegeben worden. 

6.) Die vorstehenden Bemerkungen unter Ziffer 3) bis 
5) gelten entsprechend für alle anderen Anlagen des 
Abkommens. Auch diese Anlagen sind Bestandteile des 
Abkommens. 

Zu Artikel 2 
Durch die Unterzeichnung und Ratifikation des Ab-

kommens übernimmt die Bundesrepublik die Verpflich-
tong, die zur Durchführung des Abkommens und seiner 
Anlagen erforderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen und 
Verwaltungsmaßnahmen zu treffen. Die zu erlassenden 
Rechtsvorschriften müssen den Erfordernissen ent-
sprechen, die im Abkommen und seinen Anlagen gestellt 
werden; andererseits müssen sie sich im Rahmen des 
Grundgesetzes halten. Nach dem Abkommen werden vor-
aussichtlich, wie auch in einem an die Delegation der 
Gläubigerstaaten gerichteten Memorandum der Deut-
schen Delegation vom 6. Februar 1953 ausgeführt ist, 
folgende Durchführungsvorschriften und Verwaltungs-
maßnahmen erforderlich werden: 

I. Hinsichtlich der Durchsetzung der Rechte der 
Gläubiger: 
1, Im Falle des Artikel 17 Ab s. (1) (a) werden die 

Gläubiger in den Stand gesetzt werden, mit Hilfe 
deutscher Gerichte die ihnen in Bezug auf die 
Schuld zustehenden Rechte geltend zu machen. 

2. Im Falle des Artikel 1 7 Abs. (5) : Die Gläubiger-
vertretungen werden durch geeignete Vorschrif-
ten instand gesetzt werden, eine Verurteilung des 
Schuldners zur Abgabe des Regelungsangebots zu 
erreichen; dabei wird auch Artikel 17 Abs. (6) (a) 
berücksichtigt werden. 

3. Im Falle des Artikel 17 Abs. (3), (4) : Die 
Anerkennung und Vollstreckunig von Titeln wird 
gemäß den in Artikel 17 Abs. (3), (4) nieder-
gelegten Grundsätzen geregelt werden. Dabei wird 
insbesondere das Verfahren geregelt werden, in 
dem die Titel den Bestimmungen des Abkommens 
und seiner Anlagen angepaßt werden. 

4. In Ausführung des Artikel 15 Abs. (4) wird 
bestimmt werden, daß ein• deutscher Schuldner 
stets — aber auch nur dann — der Gerichtsbarkeit 
der Schiedsinstanzen und den Verfahrensvor-
schriften der Anlagen untersteht, wenn er gemäß 
den Bestimmungen der einschlägigen Anhänge eine 
Beitrittserklärung abgegeben oder einen Re-
gelungsvorschlag gemacht hat. 

5. Durchführungsvorschriften zu Nummer 3 Ab-
satz 4 his 6 des Deutschen Kreditab-
kommens werden erlassen werden. 

II. In Ausführung der Artikel 8, 10 und 15 wird im Ein-
klang mit dem von der Deutschen Delegation vorge-
legten und von den Delegationen der Gläubiger-
staaten gebilligten Erklärung vom 6. Februar 1953 
durch gesetzliche Vorschriften bestimmt werden, daß 
a) Zahlungen auf Schulden nur geleistet werden, 

wenn die Schulden geregelt sind, und daß die 
Zahlungen nur nach Maßgabe der Regelung er-
folgen dürften, 



b) keine Zahlungen auf Verpflichtungen geleistet 
werden dürfen, die zwar den Voraussetzungen des 
Artikels 4 Absatz (1) und (2) entsprechen, aber 
die Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz (3) hin-
sichtlich der Person des Gläubigers nicht erfüllen; 
von dem Zahlungsverbot werden jedoch Ver-
bindlichkeiten aus marktfähigen Wertpapieren, die 
in einem Gläubigerland zahlbar sind, ausgenom-
men werden. 

Diese Vorschriften, die neben die entsprechenden 
Verbote der Devisengesetze treten würden, sollen im 
Interesse der Gesamtheit der Gläubiger und zur Ab

-

wendung jeder Diskriminierung die Bezahlung von 
Schulden außerhalb des Regelungsplanes ausschließen. 

III. In Ergänzung und Ausführung des Artikels 18 
werden gesetzliche Vorschriften getroffen werden, 
durch welche die mit dem Ablauf von Verjährungs-
und Ausschlußfristen zusammenhängenden und zur 
Zeit in den deutschen Verjährungsschlußgesetzen und 
dem Gesetz 67 der AHK behandelten Fragen ab-
schließend geregelt werden. 

IV. In die gesetzlichen Vorschriften, die nach I. Nummer 
1 bis 3 zu treffen sind, wird auch die Regelung ein-
begriffen sein, die bezüglich der Zahlungen an die 
Konversionskasse und bezüglich der Behandlung 
der Reichs- und Goldmarkverbindlichkei-
ten mit spezifisch ausländischem Charak-
ter  (Vereinbarung vom 21. November 1952 nebst An-
lagen) in den Anlagen des Abkommens vorgesehen 
ist. Außerdem werden in diesen beiden Punkten noch 
weitere Gesetzgebungsmaßnahmen erforderlich sein, 
und zwar: 
a) Vorschriften über die Erstattung derjenigen Be-

träge aus öffentlichen Mitteln, die deutsche Schuld-
ner gemäß Anlage V nochmals zu zahlen haben. 
Darüber hinaus wird zu bestimmen sein, daß keine 
Zahlungen an die Konversionskasse mehr geleistet 
werden dürfen; 

h) Vorschriften über die Behandlung der Grundpfand-
rechte, die zur Sicherung der Schulden mit spe-
zifisch ausländischem Charakter dienen oder 
dienten. 

V. Gewisse aus § 1 5 UG und aus der 4 0. D V O/ U G 
sich ergebende Fragen werden zu regeln sein. 

VI. Um die vereinbarte Regelung von verbrieften Schul-
den durchführen zu können, werden in Übereinstim-
mung mit einem von der Deutschen Delegation vor-
gelegten und von den Delegationen der Gläubiger-
staaten gebilligten Erklärung vom 6. Februar 1953 
Vorschriften über die Anpassung und Freigabe von 
Sicherheiten erlassen werden. 

VII Maßnahmen der Devisenbewirtschaftung: 
Auf dem Gebiet der Devisenbewirtschaftung kommen 
hauptsächlich folgende Maßnahmen in Betracht: 
Es wird Vorsorge getroffen werden, um Schuldner, 
die ihre Schuld regeln wollen, in die Lage zu ver-
setzen, diese Regelung ohne Behinderung durch die 
Verbote der Devisenbewirtschaftungsgesetze vorzu-
nehmen und ihre Verpflichtung demgemäß zu er-
füllen. 
Entsprechende Maßnahmen werden ergriffen werden, 
die nur die Befriedigung solcher Gläubiger nach 
Maßgabe des Abkommens und seiner Anlagen zu-
lassen, die das Regelungsangebot annehmen oder mit 
der Festsetzung von Zahlungs- und sonstigen Bedin-
gungen für die Regelung der Schuld einverstanden 
sind. 
Soweit Gläubiger von ihren Rechten aus Artikel 17 
des Abkommens Gebrauch machen, werden sie für die 
Durchsetzung ihrer Ansprüche von den entgegen-
stehenden devisengesetzlichen Verboten befreit 
werden. 
Endlich werden bestehende Regelungen auf dem De-
visengebiet, wie beispielsweise die der ABC Dir. (50) 
6, unter Berücksichtigung des Abkommens und seiner 
Anlagen abzuändern sein. 

Es bleibt vorbehalten, notwendige gesetzgeberische 
Maßnahmen zu treffen, falls sich zeigen sollte, daß 
die  bestehenden devisengesetzlichen Verbote nicht 
ausreichen, um eine widerrechtliche Inanspruchnahme 
von Transfermöglichkeiten zu verhindern. 
Für die Durchführungsvorschriften wird Artikel 15 
Abs. (5) besondere Bedeutung erlangen. Nach dieser 
Bestimmung ist clie Bundesrepublik ermächtigt, in 
Durchführung des Artikels 2 besondere Vorschriften 
bezüglich der Rechtsstellung eines nichtbeitretenden 
Gläubigers und eines nichtbeitretenden Schuldners 
zu erlassen. 
Die Durchführungsvorschriften werden dem Schuldner 
nur Verpflichtungen auferlegen, die  inhaltlich mit dem 
Grundgesetz vereinbar sind. Bereits durch Artikel 15 
Abs. (4) ist klargestellt, daß kein Schuldner gegen 
seinen Willen einer der im Abkommen und seinen 
Anlagen vorgesehenen Schiedsinstanzen unterworfen 
wird. 

Zu Artikel 3 
Artikel 3 gibt einige wichtige Begriffsbestimmungen, 

um die in dem Abkommen häufiger verwandten Begriffe 
in ihrer Bedeutung festzulegen. 

Zu Artikel 4 
Artikel 4 umschreibt den Umfang der zu regelnden Schul-

den in der Weise, daß für diese eine gewisse Beschaffen-
heit (1), eine Verbindung mit einem bestimmten Kreise 
von Schuldnern (2) und eine Beziehung zu einem bestimm-
ten Kreise von Gläubigern (3) erfordert werden. 

Was die Beschaffenheit der Schuld anlangt (1), so werden 
nur Geldverbindlichkeiten zugelassen, und diese auch nur, 
wenn gewisse weitere Voraussetzungen mit Bezug auf die 
Verbindlichkeit, z. B. Feststellung und/oder Fälligkeit vor 
dem 8. Mai 1945, Ursprung aus bestimmten Vertragstypen 
usw. erfüllt sind. 

Was die Verbindung der Schuld zu einem Schuldner 
anlangt (2), so werden als Schuldner zugelassen: 

die Bundesrepublik Deutschland, 
die zu ihr gehörenden Länder und Gemeinden, 
sonstige öffentliche Körperschaften, 
die im Währungsgebiet der Deutschen Mark (West) an-
sässigen natürlichen Personen, Personenvereinigungen 
und juristischen Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts. 
Was die Gläubigerbeziehung anlangt (3), so kommen als 

Gläubiger in Betracht: 
die Gläubigerstaaten, d. h. Staaten -- mit Ausnahme der 
Bundesrepublik Deutschland —, deren Regierung Partei 
dieses Abkommens wird [siehe Artikel 3 (b)1, 
die in einem Gläubigerstaat ansässigen Personen, die 
Staatsangehörigen eines Gläubigerstaates (ohne Rück-
sicht auf ihre Ansässigkeit), 
die Inhaber von marktfähigen Wertpapieren, die in 
einem Gläubigerstaat zahlbar sind. 

Zu Artikel 5 
Artikel 5 sieht für gewisse Forderungen, die ihren Merk-

malen nach an sich von Artikel 4 erfaßt werden, den Aus-
schluß von der gegenwärtigen Schuldenregelung vor. Es 
handelt sich um die aus dem Ersten Weltkrieg herrühren-
den Regierungsforderungen gegen Deutschland (1), ferner 
um die aus dem Zweiten Weltkrieg herrührenden Forde-
rungen der kriegführend oder besetzt gewesenen Staaten 
und ihrer Staatsangehörigen gegen das Reich und seine 
Organe (2), weiterhin um die während des Zweiten Welt-
krieges entstandenen Forderungen der neutral gebliebenen 
Staaten und ihrer Staatsangehörigen gegen das Reich und 
seine Organe (3). Es folgen in Absatz (4) die gegen Deutsch-
land oder deutsche Staatsangehörige gerichteten Forde-
rungen der in Deutschland eingegliederten oder mit ihm 
verbündet gewesenen Staaten und ihrer Staatsangehörigen 
aus Verpflichtungen, die während der Eingliederungs- oder 
Bündniszeit eingegangen wurden. Schließlich sind in Absatz 
(5) die Schulden der Stadt Berlin und der im Besitz von 
Berlin be findlichen oder in Berlin maßgebend beeinflußten 
öffentlichen Versorgungsbetriebe, die in Berlin liegen, von 
der gegenwärtigen Schuldenregelung ausgenommen, weil 



eine Behandlung dieser Schulden bei der gegenwärtigen 
staatsrechtlichen und völkerrechtlichen Lage Berlins ver-
früht erschien. 

Bemerkenswert ist, daß der Artikel 5 nicht nur den Aus-
schluß der vorgenannten deutschen Schulden von der 
gegenwärtigen Regelung, sondern gleichzeitig anordnet, 
daß eine Prüfung dieser Schulden zurückgestellt wird. Die 
Prüfung der Forderungen aus dein Ersten Weltkrieg (1) 
wird bis zu einer „endgültigen allgemeinen Regelung 
dieser Angelegenheit" und diejenige der Ansprüche aus 
dem Zweiten Weltkrieg [(2) und (3)] bis zur „endgültigen 
Regelung der Reparationsfrage" zurückgestellt. Über die 
letztere Bestimmung haben bei der Ausarbeitung des Ab-
kommens zwischen den beteiligten Regierungen wieder-
holte Erörterungen stattgefunden, wobei es der deutschen 
Delegation gelungen ist, eine Anpassung der Klausel über 
die Reparationsforderungen aus dem Zweiten Weltkrieg 
(2) an die entsprechenden Bestimmungen des Überlei-
tungsabkommens zu dem Deutschlandvertrag vom 26. Mai 
1952 durchzusetzen. Die Behandlung der Ansprüche aus 
den eingegliedert und verbündet gewesenen Staaten (4) 
soll nach den Vorschriften der einschlägigen Staatsver-
träge erfolgen. Die Regelung der Schulden der Stadt Ber-
lin und ihrer öffentlichen Versorgungsbetriebe (5) soll bis 
zu einem unbestimmten, von der Bundesregierung und 
den alliierten Regierungen für tunlich gehaltenen Zeit-
punkt zurückgestellt werden. 

Artikel 5 Absatz (2) hat durch eine in Anlage VIII ent-
haltene gemeinsame Erklärung über Rechte, die auf der 
Gesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland beruhen 
oder in schon unterzeichneten Abkommen der Bundes-
republik Deutschland mit anderen Vertragsparteien be-
gründet sind, eine maßgebende Auslegung erfahren (vgl. 
hierzu die Erläuterung zu Anlage VIII). 

Zu Artikel 6 
In diesem Artikel ist die Transferverpflichtung fest-

gelegt, und zwar getrennt nach Schulden der Bundes-
republik und anderer Schuldner. Während nach Ziffer 21 
Absatz 1 des Berichts der Konferenz über Deutsche Aus-
landsschulden das Abkommen vorsehen sollte, „daß die 
Bundesregierung den Transfer von Zinsen und Tilgungs-
raten nach Maßgabe des Regelungsplanes wiederaufneh-
men und alles, was in ihren Kräften liegt, tun wird, diesen 
Transfer sicherzustellen", enthält Artikel  6  eine Transfer-
verpflichtung nicht nur für laufende Transaktionen (Zinsen 
und Tilgungsbeträge), sondern für alle Zahlungen, die 
auf Grund dieses Abkommens und seiner Anlagen ge-
schuldet werden. Es sind also auch die bei der Endfällig-
keit der Anleihen noch nicht getilgten Kapitalbeträge, die 
sogenannten Balloons, in die Transferverpflichtung einbe-
zogen. 

Zu Artikel 7 
Artikel 7 ermöglicht unter bestimmten Voraussetzungen 

die Bezahlung und den Transfer von Verbindlichkeiten, 
die zwar in ihrer Gläubiger- und Schuldnerbeziehung 
unter das Abkommen fallen, aber das Erfordernis in Ar-
tikel 4 Absatz 1 insoweit nicht erfüllen, als sie erst nach 
dem 8. Mai 1945 der Höhe nach festgestellt bzw. fällig 
geworden sind. Es fallen hierunter im wesentlichen Neben-
kosten und Dienstleistungen sowie gewisse laufende Zah-
lungen des Kapitalverkehrs. 

Durch die gewählte Formulierung ist sichergestellt, daß 
die Bundesrepublik über die Frage, ob, wann und in 
welchem Umfang ein Transfer erfolgen soll, nach eigenem 
Ermessen unter Berücksichtigung des Sinnes der ein-
schlägigen Bestimmungen dieses Abkommens und seiner 
Anlagen entscheidet. 

Zu Artikel 8 
Artikel 8 verbietet jede Schlechterstellung oder Bevor-

zugung von Gläubigern, sei es bei der Festsetzung von 
Regelungsbedingungen, sei es bei der Erfüllung dieser 
Bedingungen, sei es in anderer Art und Weise. Dies gilt 
nicht für Unterschiede, die sich aus der Ausnutzung des 
Spielraums ergeben, den die Regelungbedingungen nach 
den Anlagen für die einzelnen Schuldenarten zulassen. 
Dies gilt auch, wie es in Satz 2 hervorgehoben wird, nicht 
für die in den Anlagen vorgesehene unterschiedliche Be-
handlung der verschiedenen Schuldenarten. 

Gemäß dein Grundsatz der Nichtdiskriminierung dürfen 
einem Gläubiger beispielsweise keine günstigeren Zins-
oder Tilgungsbedingungen eingeräumt werden als dies 
nach den einschlägigen Regelungsbedingungen vorgesehen 
ist. Nicht gestattet sind ferner im Rahmen der gleichen 
Schuldenarten unterschiedliche Transferleistungen nach 
verschiedenen Währungs- oder Zahlungsräumen (Dollar-
Raum, EZU-Raum und sonstige Länder mit bilateralen 
Zahlungsabkommen). 

Aus dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung ergibt sich 
auch, daß Gläubiger, die zwar die Voraussetzungen des 
Artikels 4 Absatz 3 des Abkommens erfüllen, von der Bei-
trittsmöglichkeit aber keinen Gebrauch machen, keine 
Zahlungen oder sonstigen Vorteile erlangen können, so-
lange nicht alle geregelten Schulden abgewickelt sind. 
Denn Gläubiger, die dem Abkommen beigetreten sind, 
beschränken dadurch ihre Rechte. Sie würden sonst be-
nachteiligt werden, wenn Gläubiger, die dieses nicht tun, 
Leistungen und Urteile erhalten würden, die nur den bei-
getretenen Gläubigern zukommen sollen. Es wird hierzu 
auch auf die Bemerkungen zu Artikel 2, Abschnitt II, und 
das dort angeführte Statement vom 6. Februar 1953 ver-
wiesen. 

Zu Artikel 9 
Dieser Artikel entspricht fast wörtlich der Ziffer 22 des 

Berichts der Konferenz über Deutsche Auslandsschulden 
vom 8. August 1952. Die Einbeziehung der Transferleistun-
gen in zwei- oder mehrseitigen Vereinbarungen über den 
Zahlungsverkehr bedeutet, daß die Zahlungen bei 
Ländern, mit denen Zahlungsabkommen bestehen, im 
Wege dieser Zahlungsabkommen zu leisten sind und daß 
die Zahlungen bei Läudern, die der EZU angehören, in die 
EZU-Abrechnung eingehen. Die Einbeziehung der Trans-
ferleistungen in zwei- oder mehrseitige Vereinbarungen 
über den Handelsverkehr bedeutet, daß diese Leistun-
gen bei Kontingentsvereinbarungen in bilateralen Han-
delsverträgen zu berücksichtigen und, soweit dies in Frage 
kommt, den Bestimmungen der OEEC über unsichtbare 
Transaktionen einschließlich der Bestimmungen des Libe-
ralisierungs-Kodex der OEEC unterworfen sind. 

Da nach Artikel 9 nur die Transferleistungen für Zins-
und Tilgungszahlungen als laufende Transaktionen zu be-
handeln sind, während die Transferverpflichtung nach Ar-
tikel 6 nicht nur Zins- und Tilgungszahlungen, sondern 
auch die bei Eintritt der Endfälligkeiten noch nicht getilgten 
Kapitalbeträge einschließt, decken sich also nicht die in 
beiden Artikeln behandelten Zahlungsvorgänge. 

In diesem Zusammenhang wird auf Artikel 11 Absatz 1 
(h) hingewiesen, wonach die Zahlungsabkommen Anwen-
dung finden bei Zahlungen an Gläubiger, die in einem 
Staate ansässig sind, mit dem die Bundesrepublik Deutsch-
land ein Zahlungsabkommen abgeschlossen hat. 

Zu Artikel 10 
Diese Vorschriften sollen sicherstellen, daß Zahlungen 

nur an Staaten, die das Abkommen unterzeichnet haben, 
sowie deren Staatsangehörige oder in deren Gebiet An-
sässige erfolgen dürfen. Dagegen sind Zahlungen an andere 
Staaten oder andere Gläubiger nur zulässig, wenn die 
Schuld immer auf deutsche Währung gelautet hat oder 
wenn es sich um marktfähige Wertpapiere handelt, die 
in einem Gläubigerstaate zahlbar sind. Diese Ausnahme ist 
hei den auf deutsche Währung lautenden Schulden dadurch 
gerechtfertigt, daß die deutsche Transferfähigkeit nicht 
unmittelbar beeinträchtigt wird, während bei den markt-
fähigen Wertpapieren der Freizügigkeit dieser Papiere 
Rechnung getragen wird. 

Zu Artikel 11 
1. Unter den Schulden, die auf deutsche Währung lauten, 

sind gemäß den Bestimmungen der Anlagen dieses Ab-
kommens in nichtdeutscher Währung, d. h. nach dem Aus-
land, zu zahlen: 

a) Goldmarkverbindlichkeiten und RM-Verbindlich-
keiten mit Goldklausel, die spezifisch ausländischen 
Charakter tragen [ (Anlage VII des Abkommens 
nebst deren Unteranlage Ziff. I:) Anlage I Ziff. 7 (f); 
Anlage II Artikel III (1) (e) und V (3); Anlage IV 
Artikel 34] und 



b) alte Handelsschulden [Anlage IV Artikel 26, 27, 28, 
30 (2) (a)  ].  

2. Die für Schulden ohne Währungsoption in Absatz 1 a, 
1. Satz, vorgesehene Bestimmung fiber die Zahlung in der 
Währung, in der die Schuld nach den Bedingungen des 
Schuldverhältnisses zahlbar ist, wird abgeändert gegen

-

über Personen, die in einem Gläubigerstaate ansässig sind, 
mit dem die Bundesrepublik Deutschland ein Zahlungsab-
kommen hat; in diesen Fällen gehen die Bestimmungen des 
Zahlungsabkommens vor. Ergänzend tritt Artikel 9 dieses 
Abkommens hinzu, nach dem Transferleistungen für Zins-
und Tilgungszahlungen gemäß diesem Abkommen als Zah-
lungen für laufende Transaktionen zu behandeln sind. 

3. Dieser Vorrang der Zahlungsabkommen gilt nicht für 
die in Absatz (1) (b), 2. Satz, bezeichneten Schuldverschrei-
bungen; hier bedarf es des Einverständnisses des Zahlungs-
abkommens-Partners, daß die in einer anderen nichtdeut-
schen Währung als der des Zahlungsabkommens-Staates 
zahlbaren Beträge über das Zahlungsabkommen geleistet 
werden dürfen. 

4. Nach Absatz (2) (a) sind Zahlungen von Schulden 
mit Währungsoption in der Währung des Staates zu 
leisten, in denen die Anleihe aufgenommen oder von dem 
aus der Kredit gewährt wurde; die Mittel sollen also grund-
sätzlich in den Staat zurückfließen, aus dem sie stammen. 
Soll von diesem Grundsatz abgewichen werden, so bedarf 
es einer Entscheidung, an der die Bundesrepublik und die 
Staaten, um deren Währung es sich in der Option handelt, 
beteiligt sind. Diese Entscheidung kann die Bundesregie-
rung nicht einseitig treffen, da die Währungsinteressen 
der anderen Staaten berührt werden. 

5. Währungsoptionen, die die Zahlung eines Festbetra-
ges in einer Alternativwährung vorsehen, gelten nur als 
Kurssicherung, da dies im allgemeinen die Zweckbestim-
mung einer solchen Klausel ist. 

6. Von diesen Bestimmungen waren die Young-Anleihe 
[Anlage I Ziffer (2) (e)] und die Kreuger-Anleihe [Anlage I 
Ziffer (3)1 auszunehmen, weil für diese bereits in der An-
lage I Sondervorschriften vereinbart sind. 

7. In der Regel wird in der Optionsklausel eines Anleihe-
oder sonstigen Kreditvertrages auch die Währung des 
Emissionsstaates enthalten sein, so daß die Zahlungsab-
kommen dann ohne weiteres Anwendung finden können. 

Zu Artikel 12 
1. Die Sicherung der Gläubigeransprüche durch Gold-

klauseln oder andere Bezugnahmen auf das Gold (im fol-
genden kurz Goldklauseln) hat erheblichen praktischen 
Wert erhalten, da alle bedeutenden Währungen der Welt 
in den Jahren nach 1930, wenn auch zu sehr unterschied-
lichen Sätzen abgewertet worden sind. 

Um  zu einer einheitlichen Berechnungsgrundlage für die 
deutschen Fremdwährungsschulden mit Goldklausel zu 
gelangen, haben die vertragschließenden Staaten, wie 
auch schon vorher die Vertreter der Gläubiger und Schuld-
ner, sich auf die Umrechnung über den US-Dollar als der 
weltweiten Währung geeinigt. Diese Umrechnung bedeutet 
praktisch, daß an die Stelle einer Wertsicherung der 
einzelnen Fremdwährungen durch Goldklausel eine Wert-
sicherung durch eine US-Dollar-Klausel fingiert wird. Eine 
Ausnahme gilt nach Absatz (a) für den Schweizer Franken, 
der als einzige Währung der Welt eine geringere Ab-
wertung als der US-Dollar erfahren hat. 

2. Die im Artikel vorbehaltene Ausnahmeregelung be-
trifft die Young-Anleihe ;  über sie ist in Anlage I Ziffer (2) 
(e), 2. Satz eine besondere Vereinbarung getroffen worden. 

Zu Artikel 13 
Für die Fälle, in denen nach dem Abkommen und seinen 

Anlagen eine Schuld in einer anderen Währung als in 
der, auf die sie lautet, erfüllt werden soll, oder in denen 
die Auswirkungen einer Alternativklausel mit festem 
Umrechnungskurs zu berücksichtigen sind, werden in 
Artikel 13 Bestimmungen über den dafür anzuwendenden 
Umrechnungskurs getroffen. 

Dabei bilden die von den in Betracht kommenden Staaten 
mit dem Internationalen Währungsfonds vereinbarten 
Währungsparitäten, soweit sie an den in Betracht kom-
menden Daten Geltung haben. die Grundlage. Sonst sind  

zunächst die zwischen den Staaten für den laufenden 
Zahlungsverkehr vereinbarten Umrechnungssätze oder, 
falls solche nicht gegeben sind, die für die Zahlungswährung 
an der maßgebenden Börse des anderen Landes notierten 
amtlichen Mittelkurse maßgebend. Bestehen zu dem in 
Betracht kommenden Zeitpunkt keine direkten Kursnotie-
rungen, so soll die Umrechnung über die Währung eines 
dritten Landes, in dem die betreffenden Währungen notiert 
werden, erfolgen. 

Zu Artikel 14 
In Artikel 14 Abs. 1 verpflichtet sich die Bundesrepublik 

Deutschland, für alle Reichsmarkverbindlichkeiten, für die 
sie die Haftung übernommen hat oder noch übernehmen 
sollte, Maßnahmen zu treffen, die der Behandlung der 
Reichsmarkschulden des Reiches, der Reichsbahn, der 
Reichspost und des Staates Preußen entsprechen. Aus-
ländische Gläubiger derartiger verbriefter und unverbrief-
ter Verpflichtungen sind nach Ziffer 6 der Anlage I dieses 
Abkommens ebenso zu stellen wie inländische Gläubiger; 
außerdem muß die Bundesregierung vor dem 1. April 
1954 mit den ausländischen Gläubigervertretern Verhand-
lungen aufnehmen, sofern und soweit die durch Artikel 14 
Abs. 1 erfaßten Verbindlichkeiten nicht vor dem 1. Januar 
1954 gesetzlich geregelt worden sind. 

Artikel 14 Abs. 2 enthält eine Sonderregelung für Ver-
bindlichkeiten aus bestimmten Reichsmarkschuldverschrei-
bungen, welche nicht Goldmarkverpflichtungen spezifisch 
ausländischen Charakters sind. Die Bedienung dieser 
Verbindlichkeiten kann nach § 6 der 35. Durchführungs-
verordnung zum Umstellungsgesetz und dem Entwurf 
eines Berliner Altbankengesetzes von ausländischen 
Gläubigern nur anteilsmäßig erzwungen werden. Nach 
Absatz 2 verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland 
sicherzustellen, daß solche Verbindlichkeiten gegenüber 
bestimmten ausländischen Gläubigern in gleicher Weise 
erfüllt werden wie gleichartige Verbindlichkeiten gegen-
über Gläubigern mit Wohnsitz im Währungsgebiet. Es 
verbleibt also rechtlich zwar bei der nur anteilsmäßigen 
Erzwingbarkeit, jedoch gewährleistet die Bundesrepublik 
den ausländischen Gläubigern im Ergebnis die gleiche 
Behandlung wie Inländern. Diese Regelung ist dadurch 
gerechtfertigt, daß damit der Grundsatz der quotalen 
Bedienung von Verbindlichkeiten gegenüber ausländi-
schen Gläubigern nach Maßgabe der 35. Durchführungs-
verordnung zum Umstellungsgesetz und des Berliner 
Altbankengesetzes von den ausländischen Regierungen 
unter Verzicht auf weitergehende ausländische Forde-
rungen anerkannt wird. 

Artikel 14 Abs. 3 stellt klar, daß bei der Regelung 
sonstiger in deutscher Währung zahlbarer Schulden der im 
Inland ansässige Gläubiger ausländischer Staatsange-
hörigkeit ebenso behandelt wird wie ein Inländer. 

Zu Artikel 15 
1. Absatz (1) legt fest, daß nur beitretende Gläubiger 

in den Genuß der Vorteile des Abkommens und seiner 
Anlagen kommen und schließt dadurch nichtbeitre-
tende Gläubiger von den Vorteilen des Abkommens aus. 
Dabei ist der Begriff „Vorteile" im weitesten Sinne zu 
verstehen. Er umfaßt insbesondere 

Zahlungen für Zinsen und Tilgungen, 
Fundierung rückständiger Zinsen, 
Gestellung von Sicherheiten, 
Beschränkung der Verjährung, 
günstigere Behandlung bestimmter Goldmark-Ver-
pflichtungen und Reichsmark-Verpflichtungen mit 
Goldklausel, die spezifisch ausländischen Charak-
ter tragen, 
Nichtberücksichtigung gewisser Zahlungen deutscher 
Schuldner an die Konversionskasse für Deutsche Aus-
landsschulden. 

2. Die Absätze (2) und (3) enthalten Bestimmungen 
darüber, wie sich der Beitritt eines Gläubigers vollzieht. 
Bei verbrieften Schulden erfolgt hiernach der Beitritt des 
Gläubigers durch Einreichung der alten Wertpapiere. 
Dadurch wird zugleich den Erfordernissen der Bereini-
gung der deutschen Auslandsbonds Rechnung getragen; 
die Gläubiger werden ihre Wertpapiere zum Umtausch 
oder zur Abstempelung vorlegen, damit sie die auf Grund 
der Schuldenregelung vorgesehenen Zahlungen erhalten. 



Durch Absatz (2) (b) wird die in der Anlage I Zif-
fer (8) (b) für die Regelung öffentlicher Anleihen einge-
räumte Beitrittsfrist für den Gläubiger auch für die unter 
Anlage II fallenden Wertpapiere vorgesehen. Die allge-
meine Einführung und die Bemessung dieser Frist ist 
zweckmäßig im Hinblick auf die ab 1. März 1953 laufenden 
Fristen für die Auslandsbonds-Bereinigung, deren längste 
fünf Jahre betragen kann. Die Beitrittsfrist hat ihre be-
sondere Bedeutung im Hinblick auf Artikel 18 (2), wonach 
Verjährungsfristen nicht ablaufen, wenn dein Gläubiger 
noch die Annahme des Regelungsangebots offen steht. 

Bei nichtverbrieften Schulden bedarf der Beitritt des 
Gläubigers der in Anlage III (Ziffer (22) (Stillhalte-
schulden) und Anlage IV Artikel 14 (alte Handelsschulden) 
enthaltenen besonderen Formen. Im ersten Fall sind 
Schreiben auf Formblatt zu wechseln, im zweiten Fall 
haben Gläubiger und Schuldner schriftliche Beitritts-
erklärungen auszutauschen. Soweit solche Formvorschrif-
ten nicht vorgesehen sind, genügt irgendeine klare, auch 
stillschweigende Willensäußerung des Gläubigers. 

3. Die Schiedsgerichtsbarkeit kann als Ausnahme von 
der staatlichen Gerichtsbarkeit (Artikel 92 Grundgesetz) 
nur dann zugelassen werden, wenn das Schiedsgericht 
auf einer freien Vereinbarung der beteiligten Parteien 
beruht. Diesem Grundsatz trägt Absatz (4) Rechnung. 
Ein Schuldner ist der Schiedsgerichtsbarkeit nach diesem 
Abkommen nur unterworfen, wenn er seinen Beitritt 
zur Schuldenregelung und damit zum schiedsgerichtlichen 
Verfahren erklärt hat. 

4. Wegen Absatz (5) wird auf die Erläuterungen bei 
Artikel 2 Bezug genommen. 

Zu Artikel 16 

Erfüllt der Schuldner seine Verpflichtungen aus der 
Regelung der Schuld, so ist er nach Artikel 16 auch von 
seinen früheren höheren Verpflichtungen aus dem Schuld-
verhältnis, wie es vor der Regelung bestand, befreit. 
Diese Bestimmung wirkt auch zugunsten solcher Schuldner, 
gegen die der Gläubiger nach Artikel 17 (1) (a) oder 
Artikel 17 (3) vorgegangen ist und auf diesem Wege ein 
zur Regelung der Schuld führendes Urteil erlangt hat. 

Die Verbindlichkeiten aus dem alten Schuldverhältnis 
können bereits vor der Erfüllung der geregelten Schuld 
erloschen sein, z. B. wenn Gläubiger und Schuldner durch 
Novation die neue, geregelte Schuld an die Stelle der 
alten gesetzt haben. 

Zu Artikel 17 

1. In Absatz 1 (a) wird dem beitretenden Gläubiger 
gewährleistet, daß er seine Ansprüche gegen einen nicht-
beitretenden Schuldner in demselben Umfange durch-
setzen kann wie gegenüber einem beitretenden Schuld-
ner, d. h. innerhalb der Grenzen des Abkommens und 
seiner Anlagen. Dadurch entfällt für den Schuldner die 
Möglichkeit, sich durch Nichtbeitritt Vorteile im Ver-
gleich zu beitretenden Schuldnern zu verschaffen. Die 
in den Anlagen vorgesehenen Schiedsgerichte sind jedoch 
ohne Beitrittserklärung des Schuldners nicht zuständig, 
wie zu Artikel 15 (4) ausgeführt. Voraussetzung für die 
Einräumung der in Absatz 1 (a) vorgesehenen Rechte ist 
eine ausdrückliche Beitrittserklärung des Gläubigers; 
diese kann dem Gläubiger entgegengehalten werden, 
falls er später den Unterschiedsbetrag zwischen der un-
geregelten und der geregelten Schuld im Ausland geltend 
machen sollte. 

Absatz 1 (b) behandelt den Fall, daß die Schuld geregelt 
ist, der Schuldner jedoch seine Verpflichtungen nicht er-
füllt. Hier ist eine Transferschutzklausel eingefügt, um zu 
vermeiden, daß bei einer vertraglich vereinbarten Fällig-
keit der gesamten Schuld im Falle des Verzuges des 
Schuldners sofort die gesamte Restschuld zu trans-
ferieren ist; der Gläubiger kann aber in einem solchen 
Falle sofortige und volle Zahlung auf DM-Sperrkonto 
verlangen. 

2. Die Absätze 1 und 2 lassen bestehende Zuständig-
keitsvereinbarungen unberührt; dem Gläubiger wird 
aber durch die Absätze 1 und 2 die Möglichkeit einge-
räumt, seinen Schuldner vor einem deutschen Gericht zu 
verklagen, wenn der Gläubiger bei Aufrechterhaltung der 

Bindung an die Vereinbarung über die ausschließliche 
Zuständigkeit eines Gerichts außerhalb eines Gläubiger-
staates (beispielsweise in einem Oststaat) praktisch von 
der Rechtsverfolgung ausgeschlossen wäre. 

3. Absatz 3 enthält eine Verpflichtung der Bundes-
republik zur Vollstreckung von Urteilen außerhalb des 
Rahmens bestehender Vollstreckungsabkommen. Die Voll-
streckung erfolgt aber nur im Rahmen der Regelungs-
bedingungen und nach Abgabe einer Beitrittserklärung 
des Gläubigers; ferner findet gegebenenfalls die in 
Abs. 1 (b) vorgesehene Transferschutzklausel Anwendung. 

Die Anerkennung des Beweiswertes von Entscheidun-
gen, die vor dem Inkrafttreten des Abkommens ergangen 
sind und aus diesem Grunde nicht nach Absatz 3 (a) aner-
kannt werden, in einem neuen Verfahren vor einem 
deutschen Gericht stellt im wesentlichen die Bestätigung 
einer Praxis dar, die bereits von deutschen Gerichten ge-
übt wird. 

4. Die Gründe, aus denen die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Urteile durch deutsche Gerichte 
abgelehnt werden können, entsprechen im wesentlichen 
den Bestimmungen des § 328 ZPO für die Anerkennung 
ausländischer Urteile, mit der Ausnahme, daß auf die 
Verbürgung der Gegenseitigkeit verzichtet worden ist. 

5. Da verbriefte Schulden nur in der Weise geregelt 
werden können, daß der Schuldner den einzelnen Wert-
papierinhabern ein Regelungsangebot macht, ist durch 
Absatz 5 sichergestellt, daß ein Schuldner, der wider 
Erwarten zur Regelung seiner Schuld nicht bereit sein 
sollte, zur Abgabe eines solchen Angebots durch Urteil 
eines deutschen Gerichts gezwungen werden kann. Das 
Klagerecht ist den in Absatz 5 aufgeführten Vereinigun-
gen und Gläubigervertretungen zuerkannt, da diese in 
Anlage I Ziffer 8 (b) und Anlage II Artikel VIII ft. für die 
Wahrnehmung der Interessen der einzelnen Wertpapier-
inhaber bei der Herbeiführung des Regelungsangebots 
vorgesehen sind. 

6. Da der Gläubiger zwar Ansprüche in den Grenzen 
des Abkommens und seiner Anlagen gegen den nicht-
beitretenden Schuldner durchsetzen kann, der Schuldner 
jedoch nicht gezwungen ist, sich den im Abkommen 
und seinen Anlagen vorgesehenen Schiedsgerichten zu 
unterwerfen, ist zu Gunsten des Gläubigers als Ausgleich 
für die Nichtdurchsetzbarkeit dieser Regelungsbedingun-
gen vorgesehen, daß der Schuldner, der trotz Bestehens 
seiner Schuld nicht beitritt, bestimmter, im Abkommen 
niedergelegter Vergünstigungen verlustig geile. Die 
Schiedsgerichte haben in erster Linie darüber zu ent-
scheiden, ob ein Härtefall vorliegt, und, soweit keine 
festen Laufzeiten vorgesehen sind, die Tilgungsfristen 
festzulegen; es schien daher angemessen, den nicht bei-
tretenden Schuldner von der Möglichkeit auszuschließen, 
sich auf die in den Anlagen niedergelegten Härteklauseln 
zu berufen und ihm die kürzesten Tilgungsfristen aufzu-
erlegen. Damit ist für diese Fälle dem Gläubiger die 
günstigste Entscheidung, die ein Schiedsgericht des Ab-
kommens und der Anlagen für ihn hätte fällen können, 
zugestanden. Diese Bestimmungen werden zugleich die 
Schuldner veranlassen, sich nicht ungerechtfertigt dem 
Beitritt zu entziehen. 

Da über die Aufnahme einer Härteklausel in das Still-
halteabkommen (Anlage III) erst in der ersten Sitzung 
des in Anlage III vorgesehenen Beratenden Ausschusses 
Beschluß gefaßt werden wird, bedurfte es für diesen Be-
reich einer Sonderbestimmung. 

Die in Absatz 6 enthaltenen Vorschriften über die 
Kosten entsprechen den in den einzelnen Anlagen hier-
über getroffenen Bestimmungen bzw. den Grundsätzen des 
deutschen Zivilprozeßrechts. 

7. Da durch dieses Abkommen die bisher ausge-
schlossene Durchsetzung der Ansprüche ausländischer 
Gläubiger gegen Schuldner im Gebiet der Deutschen Mark 
(West) ermöglicht worden ist, konnte diesen Gläubigern 
die Zugriffsmöglichkeit auf das im Gebiet der Deutschen 
Mark (West) belegene Vermögen von Schuldnern, die 
im Gebiet der Deutschen Mark (Ost) ansässig sind, nicht 
mehr verwehrt werden; diese Zugriffsmöglichkeit war 
bisher ausgeschlossen, da die hierfür nach Militärregie-
rungsgesetz 53 erforderlichen Devisengenehmigungen 



nicht erteilt wurden. Die jetzt ermöglichte Durchsetzung 
kann auch hier nur innerhalb der Grenzen des Abkom-
men und seiner Anlagen erfolgen. 

Diese Bestimmung ist eine Besonderheit in dem Ab-
kommen, da sie sich auf die Durchsetzung von Ansprüchen 
gegen Schuldner bezieht, die nach der Begriffsbestimmung 
in Artikel 4 Absatz 2 (b) nicht unter das Schuldenabkom-
men fallen, da sie außerhalb des Währungsgebiets der 
Deutschen Mark (West) ansässig sind. 

Zu Artikel 18 

Artikel 18 dient der Ausführung der Empfehlung Nr. 27 
des Schlußberichts vorm 8. August 1952. Nach dieser Emp-
fehlung soll die Verjährung der Ansprüche der Gläubiger 
während der Zeit verhindert werden, in der die geschuldeten 
Beträge für den Gläubiger nicht verfügbar gemacht sind. 
Artikel 18 Absatz (1) und (2) sieht zu diesem Zweck die 
Hemmung  der Verjährung und der Anschlußfristen wäh-
rend einer bestimmten Zeit vor. Der Beginn des Hem-
mungszeitraums ist auf den 1. Juni 1933 festgelegt. Für 
die Wahl dieses Termins war der Erlaß des deut-
schen Transfermoratoriums im Reichsgesetz vom 9. Juni 1933 
maßgebend. Das Ende des Hemmungszeitraums ist 
auf den Zeitpunkt verlegt, in dem mit der Annahme 
der Schuldregelung durch den Gläubiger zu rechnen 
ist. Für die Fälle, in denen das Abkommen dem Gläubiger 
keine Frist für die Annahme der Regelung setzt, wird 
damit gerechnet, daß der Gläubiger seine Annahmeerklä-
rung etwa binnen 18 Monaten abgibt. Für die Fälle da-
gegen, in denen das Abkommen eine bestimmte Frist für 
die Annahmeerklärung des Gläubigers vorsieht (Artikel 15 
Absatz 2 (b) des Schuldenabkommens, Anlage I Nr. 8 b) 
ist das Ende des Hemmungszeitraums in Absatz (2) auf das 
Ende der Annahmefrist gesetzt. 

Artikel 18 Absatz 1 hat zur Folge, daß für die noch 
nicht geregelten Ansprüche die Verjährungs- und Aus-
schlußfristen nach Ablauf von 18 Monaten seit dem Zeit-
punkt, in dem das Abkommen auf das Schuldverhältnis 
anwendbar wird, ihren Lauf fortsetzen oder, soweit sie 
vor dem 1. Juni 1933 noch nicht begonnen hatten, nunmehr 
beginnen. Absatz 2 hat zur Folge, daß diese Fristen in den 
dort bestimmten Fällen nicht vor dem Ende der Annahme-
fristen ablaufen. 

Soweit die in Artikel 18 Absatz 1 und 2 vorgesehene 
Fristhemmung für die Vergangenheit über die in den 
geltenden Gesetzen vorgesehene Hemmung hinausgeht, 
gilt sie nur für den Fall, daß das Schuldverhältnis im Sinne 
des Artikels 3 Buchstabe k „geregelt" wird, sei es vor 
oder nach Ablauf des Hemmungszeitraums. Nimmt der 
Gläubiger die Regelung an, so greift Artikel 18 Absatz (3) 
ein: Die dann noch nicht abgelaufenen Verjährungs- und 
Ausschlußfristen werden unterbrochen, beginnen also 
ihren Lauf von neuem. Kommt es nicht zu einer Regelung, 
so gelten für die Hemmung der Verjährung und der 
Ausschlußfristen in der Vergangenheit lediglich die Vor-
schriften der sog. Verjährungsschlußgesetze, deren Außer-
kraftsetzung für die Zukunft nach Ablauf der in Absatz (1) 
bezeichneten 18 Monate geplant ist. 

Absatz (4) begrenzt entsprechend einem deutschen Vor-
schlag den Kreis der in Betracht kommenden Ausschluß-
fristen. Die wichtigste Gruppe der durch Artikel 18 be-
troffenen Ausschlußfristen bilden die Vorlegungsfristen 
für Zins- und Dividendenkupons. 

Artikel 18 weicht von den geltenden gesetzlichen Vor-
schriften in mehreren Punkten ab: 

1. Bisher bestehen keine gesetzlichen Vorschriften, 
die die Verjährung von Ansprüchen ausländischer Gläu-
biger schon für die Zeit vom 1. Juni 1933 bis 1. September 
1939 hemmen, und auch für die Zeit vom 1. September 
1939 bis 8. Mai 1945 ist die Verjährung solcher Ansprüche 
nicht lückenlos gehemmt. Dennoch verändert die in Ar-
tikel 18 Absatz (1) getroffene Regelung die bisherige 
Rechtslage keineswegs in allen in Betracht kommenden 
Fällen. Denn vielfach ist der Schuldner ohnehin nach 
Treu und Glauben gehindert, sich gegenüber einem aus-
ländischen Gläubiger auf eine in der Zeit seit dem 1. Juni 
1933 eingetretene Verjährung zu berufen. 

2. Nach bürgerlichem Recht tritt eine Unterbrechung 
der Verjährung nur durch Anerkenntnis des Schuldners  

oder durch Klage eines Gläubigers ein. Wird die Schuld 
nach Maßgabe des Regierungsabkommens geregelt, so 
liegen diese Voraussetzungen zwar meistens, jedoch nicht 
immer vor. Insofern geht Artikel 18 Absatz (3) über das 
geltende Recht hinaus. 

3. Nach den Grundsätzen des deutschen internationalen 
Privatrechts gelten die deutschen Verjährungsvorschriften 
nur für Ansprüche, die deutschem Recht unterliegen. Das 
Schuldenabkommen betrifft vielfach auch Ansprüche, die 
ausländischem Recht unterliegen. Für diese bestimmt Ar-
tikel 18 Absatz 5 Satz 2 des Abkommens, daß die deut-
schen Gerichte auch auf sie das zu erlassende deutsche 
Gesetz anwenden sollen. Darin liegt eine Durchbrechung 
der oben erwähnten Grundsätze. Sie hat zur Folge, daß 
die deutsche Gesetzgebung in den Rechtskreis der betrof-
fenen Gläubigerstaaten eingreift. Die grundsätzlichen Be-
denken, die gegen einen derartigen Eingriff sonst bestehen 
würden, werden im vorliegenden Fall dadurch ausge-
schlossen, daß die Regierungen der betroffenen Gläu-
bigerstaaten sich durch Abschluß des Abkommens damit 
einverstanden erklären. 

Zu Artikel 19 
Artikel 19 behält vier Gruppen von deutschen Aus-

landsschulden vor, die auf der Schuldenkonferenz 1952 
und in den späteren Besprechungen bis zur Unterzeich-
nung des Schuldenabkommens nicht abschließend geregelt 
werden konnten. Es handelt sich um 

(a) die von der Griechischen Regierung vorgebrachten 
Ansprüche griechischer Staatsangehöriger gegen das 
Deutsche Reich aus Entscheidungen des nach dem 
Ersten Weltkrieg errichteten deutsch-griechischen 
Gemischten Schiedsgerichts in Höhe von 120 Mill. 
RM, was heute für Kapital und Zinsen einem Ge-
samtbetrag von etwa 58 Mill. DM entsprechen würde. 

Die Ansprüche werden von deutscher Seite mit der 
Begründung bestritten, daß sie durch die deutschen 
Reparationsleistungen nach dem Ersten Weltkrieg 
abgegolten worden seien; 

(b) Die Haftung der Bundesrepublik Deutschland für 
den auf die Anschlußzeit entfallenden Dienst der 
Äußeren Anleihen der Bundesrepublik Osterreich. Die 
hieraus fließenden deutschen Verbindlichkeiten sind 
durch fünf Briefwechsel zwischen der Deutschen 
Schuldendelegation und den betreffenden Garantie-
regierungen und Gläubigervertretungen vom Ok-
tober/November1952 geregelt worden, die Regelung 
wartet aber noch auf die von dem Dreimächle-
ausschuß zu erteilende endgültige Genehmigung, die 
ihrerseits von der Klärung einer schwierigen Wert-
papierbereinigungsfrage bei der österreichischen in-
ternationalen Bundesanleihe von 1930 im Einverneh-
men mit der amerikanischen Schuldendelegation ab-
hängig gemacht wird; 

(c) die Schweizerfranken-Grundschulden, deren Neu-
regelung während der Schuldenkonferenz im Juni 
1952 in Angriff genommen, aber erst Ende Februar 
1953 in einem Abkommen zwischen den Vertretern 
der schweizerischen Gläubiger und der deutschen 
Schuldner niedergelegt wurde, das dem Dreimächte-
ausschuß zur Genehmigung vorliegt; 

(d) die deutschen Restverbindlichkeiten aus dem Ver-
kehr der Deutschen Verrechnungskasse in Berlin mit 
den Verrechnungsstellen verschiedener Staaten. 
Dieses Schuldenproblem ist gegenüber Frankreich 
durch einen Briefwechsel zwischen der deutschen 
und der französischen Delegation vom Dezember 
1952 geregelt worden. Regelungsverlangen anderer 
Länder sind vorbehalten, aber an die Bundesrepublik 
bisher nicht herangetragen worden. 

Absatz (1) von Artikel 19 schreibt für Abkommen zur 
Regelung der hiernach vorbehaltenen Schulden die Ge-
nehmigung durch die im Dreimächteausschuß vertretenen 
Regierungen und, im Falle der Schweizer Franken-Grund-
schulden, auch durch die Bundesregierung vor. 

Absatz (2) rückt die danach genehmigten Abkommen 
in den rechtserheblichen Zusammenhang mit dem Schul-
denabkommen. 



Zu Artikel 20 
Artikel 20 füllt das Blankett aus, das die Schuldenkon-

ferenz 1952 in Ziffer 5 von Anlage I des Schuldenabkom-
mens für gewisse Fremdwährungverbindlichkeiten der 
Reichsbahn und der Reichspost aufgestellt hat, und er-
weitert dieses Blankett auf alle diejenigen Schulden des 
Reiches und seiner Organe, welche aus dem Rückstand von 
Beiträgen oder aus Dienstleistungen auf Grund eines 
mehrseitigen internationalen Abkommens oder der 
Satzung einer internationalen Organisation herrühren. Die 
Regelung der vorgenannten Schulden im Wege von in-
ternationalen Verhandlungen, zu denen die Bundesrepu-
blik verpflichtet ist, wenn die beteiligten Gläubiger es 
beantragen, soll nachträglich einen Teil der Londoner 
Schuldenregelung bilden. 

Zu Artikel 21 
Das Deutsche Kreditabkommen von 1952, das die von 

ausländischen Banken an deutsche Bank-, Handels- und 
Industriefirmen gegebenen Kredite regelt, wird ab-
weichend von den anderen Anhängen des Abkommens 
nur für 1 Jahr geschlossen. Aus diesem Grunde bestimmt 
Artikel 21, daß der Anhang III des vorliegenden Abkom-
mens sich auf alle Kredit-Abkommen erstreckt, die nach 
dem Tage des Inkrafttretens des Abkommens zum Zwecke 
seiner Erneuerung abgeschlossen werden. Es ist ausdrück-
lich vorgesehen, daß ein neues Deutsches Kreditabkom-
men Abänderungen von den Bestimmungen des Deutschen 
Kreditabkommens von 1952 enthalten kann. Diese neuen 
Kredit-Abkommen müssen jedoch geeignet sein, „Mög-
lichkeiten zur Wiederherstellung normaler Bedingungen 
für die Finanzierung des Außenhandels der Bundes-
republik Deutschland in Übereinstimmung mit dem all-
gemeinen Zweck des vorliegenden Abkommens zu schaf-
fen". Diese Formulierung läßt weitgehend die Möglichkeit 
offen bei einer Verlängerung des Deutschen Kreditab-
kommens von 1952 wirtschaftlich vernünftige Abweichun-
gen von seinen Vorschriften zu vereinbaren. 

In den Text des Abkommens nicht aufgenommen wird 
eine nur zur Unterrichtung der anderen Staaten bestimmte 
Anmerkung. Nach ihr tritt das Deutsche Kreditabkommen 
von 1952 grundsätzlich bereits mit der Ratifizierung des 
Abkommens durch die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft. Es ist also nicht, wie in Artikel 35 Absatz 2 des 
Abkommens vorgesehen, auch die Hinterlegung der Ra-
tifizierungsurkunde oder Notifikation durch die Drei 
Mächte erforderlich. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht, 
soweit in dem Deutschen Kreditabkommen von 1952 Zah-
lungen in Devisen — außer im Falle der Rekommerziali-
sierung — vorgesehen sind. 

Zu Artikel 22 
Artikel 22 regelt die Behandlung von Ansprüchen aus 

der Sozialversicherung, zu deren Erfüllung die Bundes-
republik oder die Versicherungsträger mit Sitz im Bundes-
gebiet verpflichtet und die noch nicht Gegenstand zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen geworden sind. Absatz 1 
verpflichtet die Bundesrepublik Deutschland, auf Verlan-
gen eines Gläubigerstaates in Verhandlungen über eine 
vertragliche Regelung der Sozialversicherungsansprüche 
einzutreten. Nach Absatz 2 ist, falls eine solche Regelung 
nicht zustandekommt, die Bundesrepublik Deutschland 
verpflichtet, die deutscherseits zu leistenden Zahlungen 
zum Transfer in solche Gläubigerstaaten zuzulassen, 
welche ihrerseits Zahlungen aus gleichartigen Ansprüchen 
in die Bundesrepublik transferieren; diese Bestimmung, 
die auf einen Wunsch der amerikanischen Delegation zu-
rückgeht, soll insbesondere sicherstellen, daß die den deut-
schen Emigranten in den USA zustehenden Zahlungen, die 
bislang nur auf innerdeutsche Sperrkonten überwiesen 
werden durften, künftighin in das Ausland transferiert 
werden können. Absatz 3 behandelt diejenigen Sozial-
versicherungsansprüche, die weder nach Absatz 1 noch 
nach Absatz 2 geregelt werden, durch Bezugnahme auf 
Artikel 28 der Anlage IV des Abkommens in der Weise, 
daß der Schuldner verpflichtet wird, den geschuldeten Be-
trag in fünf gleichen Jahresraten, beginnend mit dem 
1. Januar 1953, an den Gläubigerstaat oder, auf Antrag 
des Gläubigers, sofort in vollem Umfang in Deutschen 
Mark im Inland zu zahlen. 

Zu Artikel 23 
Im Hinblick auf den betont internationalen Charakter 

der Privatversicherung und die hierdurch bedingten engen 
finanziellen Beziehungen zwischen den internationalen 
Versicherungsmärkten hat die Konferenz über Deutsche 
Auslandsschulden in Anlage VI Artikel 30 des Berichts 
vom 8. August 1952 vorgeschlagen, daß beiderseitige For-
derungen und Schulden aus Versicherungs- und Rück-
versicherungsverträgen oder -abkommen aller Art oder 
in Verbindung mit solchen Verträgen oder Abkommen 
Gegenstand bilateraler Verhandlungen sein können. 
Solche Forderungen und Schulden sollen nur nach Maß-
gabe der einschlägigen bilateralen Vereinbarungen gel-
tend gemacht werden können. Soweit solche bilateralen 
Vereinbarungen nicht zustande kommen, ist vorgesehen, 
daß Forderungen aus Versicherungsverträgen ent-
sprechend der allgemeinen Regelung bestimmter Schul-
denarten behandelt werden sollen. 

Artikel 23 hat diese Vorschläge insoweit ergänzt, als 
alle bilateralen Vereinbarungen, die den Transfer von 
Zahlungen oder die Bezahlung in Deutscher Mark von 
Schulden aus Versicherungsverhältnissen betreffen, mit 
den allgemeinen Bestimmungen über die Regelung an-
derer Schuldenarten in Einklang stehen müssen. Für den 
Abschluß bilateraler Vereinbarungen ist eine Frist bis 
zum 30. Juni 1953 vorgesehen, die durch Übereinkunft 
verlängert werden kann. Darüber hinaus ist den Gläu-
bigern derjenigen Länder, mit denen bilaterale Verein-
barungen nicht getroffen worden sind, für den Transfer 
von Zahlungen oder die Bezahlung in DM eine Meistbe-
günstigung eingeräumt worden. 

Hiernach können bilaterale Vereinbarungen zur Rege-
lung der deutschen Vorkriegsverbindlichkeiten mit an-
deren Ländern außerhalb des Schuldenabkommens ge-
troffen werden, soweit die Transferfrage nicht berührt 
wird. Fragen des Transfers und der Zahlung in DM 
müssen dagegen nach einheitlichen Grundsätzen im Ein-
klang mit der allgemeinen Regelung der deutschen Aus-
landsschulden getroffen werden und dürfen keine Dis-
kriminierung gegenüber den anderen Ländern bedeuten, 
mit denen solche bilateralen Vereinbarungen nicht be-
stehen. 

Zu Artikel 24 
Die Formulierung dieses Artikels entspricht dem letzten 

Stand der Verhandlungen zwischen der Bundesregierung 
und dem Senat von Berlin über die Art der Einbeziehung 
Berlins in außenpolitische Verträge der Bundesrepublik 
und auch den diesbezüglichen Auffassungen der Alliierten 
Hohen Kommission sowie der Alliierten Kommandantura 
in Berlin. 

Die Beschränkung der Verpflichtungen Berlins auf die 
„Grenzen seiner Zuständigkeit" bezieht sich in erster Linie 
auf die Zahlungen in fremder Währung, für deren Regelung 
im Währungsgebiet der Deutschen Mark (West) der Bund 
zuständig ist. 

Artikel 24 steht im Zusammenhang mit Artikel 4 (2) (b), 
wonach nur Verbindlichkeiten von Schuldnern, zu regeln 
sind, die im Währungsgebiet der Deutschen Mark (West) 
ansässig sind, und mit Artikel 5 (5), wonach die Regelung 
öffentlich-rechtlicher und bestimmter ähnlicher Verbind-
lichkeiten Berlins zurückgestellt wird. 

Zu Artikel 25 
Artikel 25 enthält die einzige Revisionsklausel des Ab-

kommens. 
Eine allgemeine Revisionsbestimmung, wie sie in der 

Schuldenerklärung vom 6. März 1951 für den Fall der 
Wiedervereinigung Deutschlands vorgesehen war, ist durch 
Artikel 25 bei den von der Bundesrepublik übernommenen 
Verbindlichkeiten gegenstandslos geworden und damit 
ausgeschlossen; denn in Anlage I des Abkommens werden 
der Umfang der zusätzlichen Lasten des Bundes nach der 
Wiedervereinigung ebenso wie die Höhe der Zins- und 
Tilgungsraten für die entsprechenden Verbindlichkeiten 
und den Zeitpunkt für den Beginn dieser zusätzlichen 
Zahlungen schon endgültig festgestellt. 

Unterabsatz a des Artikels 25 bezieht sich in seinem 
letzten Nebensatz hauptsächlich auf die Regelung in An-
lage I des Abkommens unter A 1 (d) und A 2 (d). Unter- 



absatz c kann naturgemäß nur dann Anwendung finden, 
wenn dem Schuldner durch die Wiedervereinigung die 
betreffenden Vermögenswerte wieder zuwachsen. 

Zu Artikel 26 
Der ursprüngliche Entwurf des Dreimächteausschusses 

zu diesem Artikel wollte vorsehen, daß alle anderen Ab-
kommen zur Regelung deutscher Auslandsschulden der 
Genehmigung der drei Mächte bedürften. Die jetzige For-
mulierung schließt alle Abkommen ein, die vor dem In-
krafttreten dieses Schuldenabkommens von der Bundes-
republik geschlossen worden sind. Damit ist vor allem 
das deutsch-schweizerische Abkommen über die deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz und zur Regelung der 
schweizerischen Clearing-Forderung gedeckt; ferner sind 
diejenigen bilateralen Abkommen gedeckt, die diesem 
Schuldenabkommen als Anlagen beigefügt werden. 

Zu Artikel 27 
Diese Auslegungsregel wird ergänzt durch den Ein-

leitungssatz des Artikels 3 des Abkommens, der die De-
finitionen bestimmter Rechtsbegriffe in dem Abkommen 
und seinen Anlagen IX und X enthält. 

Zu Artikel 28 
Auf der Grundlage des Konferenzberichts vom 8. August 

1952 mußten in das Abkommen nicht nur Bestimmungen 
über den „Schiedsgerichtshof für das Abkommen über 
Deutsche Auslandsschulden" aufgenommen werden, son-
dern auch für eine Reihe von anderen Schiedsgerichts-
instanzen, die in den „Vereinbarten Empfehlungen" vorge-
sehen worden sind. Lediglich der Schiedsausschuß für 
Stillhalteschulden nach Ziffer 20 dar Anlage III bedurfte 
keiner besonderen Behandlung im Abkommen selbst, für 
ihn gilt aber auch die Bestimmung des Artikels 15 (4). 

Artikel 28 behandelt den Schiedsgerichtshof, vor dem 
ausschließlich Regierungen als Parteien auftreten. Unter 
seine Zuständigkeit fallen alle Streitigkeiten über die 
Auslegung oder die Anwendung des Abkommens mit Aus-
nahme der Transfer-Konsultationsklausel in Artikel 34 
und mit der allgemeinen Ausnahme in der Bestimmung 
des Artikels 28 (5). 

Präsident, Vizepräsident und Mitglieder des Schieds-
gerichtshofes haben auch Funktionen in der nach Ar-
tikel 31 des Abkommens zu errichtenden „Gemischten 
Kommission", die in Artikel 16 der Anlage IV vorgesehen 
ist. Diese doppelte Funktion der Richterpersönlichkeiten 
stellt eine Kompromißlösung zur Erfüllung des Wunsches 
der Gegenseite dar, daß nicht zwei ständige große schieds-
gerichtliche Instanzen ins Leben gerufen werden sollten. 
Die Gemischte Kommission ist jedoch eine sonst selbstän-
dige schiedsgerichtliche Instanz und hat Beziehung zu 
dem Schiedsgerichtshof lediglich durch das in Artikel 31 
(7) und Artikel 28 (4) vorgesehene Berufungsverfahren, 
das ausschließlich von Regierungen anhängig gemacht 
werden kann. 

Hinsichtlich der bindenden Kraft von Entscheidungen 
des Schiedsgerichtshofes wurde Bedacht darauf genommen, 
daß sie in allen Fällen im Einklang mit  dem Grundgesetz 
der Bundesrepublik steht. 

Zu Artikel 29 
Dieses Schiedsgericht hat nach Ziffer 7 (1) (g) der An-

lage I des Abkommens lediglich die Funktion, darüber 
zu entscheiden, ob bezüglich der betreffenden Anleihe eine 
„echte Konversion" stattgefunden hat oder nicht. 

Es erschien zweckmäßig, die Internationale Handels-
kammer mit der hilfsweisen Ernennung der Schiedsrichter 
oder des Obmannes zu betrauen, falls die Parteien des 
Streitfalles sich nicht einigen können (Artikel 29 (3) und (4) ), 
Ferner erschien es zweckmäßig, hilfsweise auf die Schieds-
gerichtsordnung der Internationalen Handelskammer zu 
verweisen--Absatz (6) —, weil dadurch auf ein besonderes 
Statut dieses Schiedsgerichts als Anlage zu diesem Ab-
kommen verzichtet werden konnte. 

Zu Artikel 30 
Der Schieds- und Vermittlungsausschuß nach Artikel IX 

der Anlage II bedurfte lediglich der Ausgestaltung, die 
eine Beteiligung von Anleihe-Treuhändern gewährleistet. 

Zu Artikel 31 
Wegen der Zusammensetzung der Gemischten Kommis-

sion wird auf die Bemerkungen zu Artikel 28 Bezug ge-
nommen. In den Verhandlungen zu diesem Artikel stand 
das Problem der Anrufung der Kommission durch private 
Parteien im Vordergrund. 

Es galt zu vermeiden, daß Einzelfälle von geringer all-
gemeiner Bedeutung von der Gemischten Kommission 
entschieden werden müssen, da für die Entscheidung von 
Fällen dieser Art das Schiedsgericht nach Artikel 32 aus-
reichend erscheint. Die Kompromißlösung wurde darin 
gefunden, daß Gläubiger oder Schuldner allein nur an 
die Gemischte Kommission herantreten können, wenn ihre 
Regierung erklärt, daß nach ihrer Ansicht die Streitfrage 
von allgemeiner Bedeutung ist — Absatz 2 (a). 

Im übrigen wird auf Artikel 15 (4) und die darauf be-
züglichen Erläuterungen verwiesen. 

Zu Artikel 32 
Die Schiedsgerichte auf der Grundlage des fünften Ab-

satzes des Artikels 17 der Anlage IV sind ad hoc zu 
bildende Schiedsgerichte, die hinsichtlich der Entschei-
dung grundsätzlicher Fragen auch im Einzelfall von einer 
Entscheidung der Gemischten Kommission — Artikel 31 
(2) (b) — abhängig sein können. 

Sie haben nach Artikel 11 Absatz 2 der Anlage IV sowie 
nach Artikel 32 (d) auch Anrufungsverfahren gegen Ent-
scheidungen deutscher Gerichte durchzuführen. Aus dieser 
Überschneidung der Zuständigkeit deutscher Gerichte mit 
der Zuständigkeit solcher Schiedsgerichte ergab sich die 
Notwendigkeit der Vorschriften in Artikel 32 (2) (b) und 
(d) (iii). — Zur Abgrenzung gleichzeitiger Verfahren vor 
einem solchen Schiedsgericht und vor der Gemischten 
Kommission nach Artikel 31 des Abkommens war die 
Vorschrift des Artikels 32 (2) (e) erforderlich. 

Zu Artikel 33 
Diese Vorschrift dient dem Zweck, das Verfahren zur 

Regelung von Auslandsschulden derjenigen deutschen 
Unternehmen, die nach den alliierten Gesetzen Nr. 27 und 
Nr. 35 entflochten werden, von dem Verfahren der Schul-
denregelung nach dem vorliegenden Abkommen abzu-
grenzen. Die Regelung wurde im Einvernehmen mit den 
zuständigen Stellen der Alliierten Hohen Kommission 
und derjenigen deutschen Stellen erzielt, welche die Ent-
flechtung dieser Unternehmen bearbeiten. 

Zu Artikel 34 
Von den Artikeln des Abkommens, die sich mit den 

Transferfragen befassen, kommt dem Artikel 34 die ent-
scheidende Bedeutung zu. Zur beständigen und wirksamen 
Durchführung des Abkommens und seiner Anlagen sieht 
er vor, daß die hauptsächlich beteiligten Parteien in Be-
ratungen darüber eintreten, wenn die Regierung der 
Bundesrepublik oder die Regierung eines Gläubiger-
staates, auf den ein wesentlicher Anteil an den durch das 
Abkommen erfaßten Schulden entfällt, darum ersucht. 
An diesen Beratungen können alle Parteien des Abkom-
mens teilnehmen. Sie können dann Vertreter der in Be-
tracht kommenden Gläubiger und Schuldner hinzuziehen. 

Wenn sich die Beratungen mit einer Lage befassen, in 
der sich die Bundesrepublik nach ihrer Auffassung 
Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihrer Auslandsverbind-
lichkeiten gegenüber sieht — im äußersten Falle, wenn 
die Bundesrepublik den Schuldendienst aus zwingenden 
Gründen vorübergehend teilweise oder ganz einstellen 
zu müssen glaubt oder bereits eingestellt hat — so ist 
allen maßgeblichen wirtschafts-, finanz- und währungs-
politischen Gesichtspunkten Beachtung zu schenken, 
die die Transferfähigkeit der Bundesrepublik und die 
beständige Erfüllung ihrer Auslandsverbindlichkeiten be-
rühren. Dabei sind die Grundsätze, von denen sich die 
Konferenz über deutsche Auslandsschulden leiten ließ 
und die Ziele, die sie dabei verfolgte, gebührend zu be-
rücksichtigen; ebenso wie die Zusage der Regierung der 
Bundesrepublik, alles in ihren Kräften stehende zu tun, 
um die Erfüllung dieser Verpflichtungen sicherzustellen. 
Auf Beschluß der an den Beratungen hauptsächlich be-
teiligten Parteien ist der Rat geeigneter internationaler 
Organisationen oder anderer unabhängiger Sachverstän-
diger einzuholen. Ein entsprechendes Ersuchen kann von 



der Bundesrepublik Deutschland oder einer anderen 
hauptsächlich beteiligten Partei gestellt werden. 

Artikel 34 geht zurück auf Ziffer 21 Absatz 2 und 3 des 
Konferenzberichts. Der deutsche Wunsch auf Übernahme 
des Wortlauts der in Ziffer 21 Absatz 2 niedergelegten 
Transfervoraussetzungen in das Abkommen konnte zwar 
nicht durchgesetzt werden. Es ist jedoch erreicht worden, 
daß der Konferenzbericht dem Abkommen als Anhang 
beigefügt und in Ziffer 9 der Präambel auf diese Trans-
fervoraussetzungen Bezug genommen wird. Auch der auf 
deutsche Veranlassung in Artikel 34 Absatz (b) aufge-
nommene Hinweis auf „die Grundsätze, von denen sich 
die Konferenz über deutsche Auslandsschulden leiten 
ließ", stellt eine, wenn auch indirekte Bezugnahme auf 
diese Transfervoraussetzungen dar. 

Absatz (b) ist im übrigen das Kernstück des Artikels 
34, weil in ihm — ohne die rechtlichen Bindungen der 
Bundesrepublik aufzuheben — für einen Fall einer Trans-
fergefährdung oder der tatsächlichen Unmöglichkeit des 
Transfers ein Verfahren vorgesehen ist, in dem sich die 
Bundesrepublik mit den hauptsächlich beteiligten Gläu-
bigerstaaten berät. Hierdurch ist u. a. der Gefahr ein-
seitiger Maßnahmen einzelner Gläubigerländer im Falle 
von Transferschwierigkeiten vorgebeugt. 

Was die Anrufung des Sachverständigenausschusses 
betrifft, so war es der Wunsch der deutschen Seite, daß 
jedem der Hauptbeteiligten das Recht zu seiner Ein-
berufung zuerkannt werde. Der Dreimächteausschuß hielt 
demgegenüber an seinem Standpunkt fest, daß das Zu-
sammentreten des Sachverständigenausschusses von einer 
vorherigen Einigung der Hauptbeteiligten hierüber ab-
hängig gemacht werden müsse, weil nur unter dieser 
Voraussetzung das vom Sachverständigenausschuß zu 
erstattende Gutachten das erforderliche moralische Ge-
wicht haben werde. 

Zu Artikel 35 
Artikel 35 enthält die Bestimmungen für das Inkraft-

treten des Abkommens. Auf Wunsch insbesondere der 
britischen Delegation mußte eine ausdrückliche Unter-
scheidung zwischen dem Begriff der Ratifikationsurkunde 
und dem Begriff der „Notifikation" über die Genehmigung 
des Abkommens gemacht werden. Die britische Delegation 
wünschte diese Notifikation nicht als eine Ratifikation zu 
bezeichnen, weil sie vermeiden will, daß in der britischen 
Öffentlichkeit der Eindruck entsteht, als müsse das Ab-
kommen in Großbritannien den Weg der parlamentari-
schen Gesetzgebung durchlaufen. Die britische Regierung 
will sich mit einer Information des Parlaments begnügen; 
eine formale Ratifikation kann sie im Hinblick auf Ziffer 35 
der Konferenzempfehlungen (Anhang B) vermeiden. 

Das Abkommen wurde am 27. Februar 1953 von den 
Bevollmächtigten folgender Gläubigerregierungen unter-
zeichnet: Belgien, Kanada, Ceylon, Dänemark, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Liechtenstein, Luxemburg, Nor-
wegen, Pakistan, Spanien, Schweden, Schweiz, Südafrika-
nische Union, Großbritannien, Vereinigte Staaten von 
Amerika und Jugoslawien. 

Es steht zu erwarten, daß zahlreiche weitere Regierun-
gen zu dem Abkommen gemäß Artikel 36 beitreten werden. 

Zu Artikel 36 
(1) Artikel 36 hält den Beitritt zu dem Abkommen nicht 

nur für diejenigen Regierungen offen, die am 9. Dezember 
1952 zu der Unterzeichnung des Abkommen eingeladen 
worden sind, sondern auch allen weiteren Regierungen, 
die nach der Unterzeichnung des Abkommens diploma-
tische Beziehungen mit der Bundesrepublik Deutschland 
aufnehmen. Durch den letzteren Zusatz wird insbesondere 
eine Diskriminierung der Staaten jenseits des Eisernen 
Vorhangs vermieden. 

(2) Absatz (1) mußte auf amerikanischen Wunsch 
die vorliegende Fassung erhalten, weil die Regierung von 
National-China von der Regierung der Vereinigten Staa-
ten zwar auch namens der Bundesrepublik und Frank-
reichs, nicht aber auch im britischen Namen eingeladen 
wurde, und. weil dabei der national-chinesischen Regie-
rung die Bedingung gestellt worden ist, nicht zu unter-
zeichnen, sondern lediglich später beizutreten, sowie die 
weitere Bedingung, daß der weitere Beitritt auf das Ge-

biet von Formosa beschränkt wird. Aus diesem Grunde 
war die Bezugnahme auf den Inhalt der Einladung er-
forderlich. Dieses Verfahren mußte deshalb gewählt wer-
den, weil zwischen Großbritannien und National-China 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen, die Ver-
einigten Staaten aber besonderen Wert auf die Beteiligung 
National-Chinas an dem Schuldenabkommen legen. 

(3) Gemeinsam von der Bundesregierung und den Re-
gierungen Großbritanniens, Frankreich und der Vereinig-
ten Staaten von Amerika sind am 9. Dezember 1952 
folgende Regierungen zur Mitunterzeichnung des Ab-
kommens eingeladen worden: 

Gruppe A 

Regierungen, deren Vertreter an der Schuldenkonferenz 
teilgenommen haben: 
Ägypten 	 Jugoslawien 
Argentinien 	 Kanada 
Belgien 	 Kuba 
Brasilien 	 Niederlande 
Dänemark 	 Norwegen 
Dominikanische Republik Österreich 
Griechenland 	 Schweden 
Indien 	 Schweiz 
Iran 	 Spanien 
Israel 	 Südafrikanische Union 
Italien 	 Türkei 

Gruppe B 

Regierungen, die zur Schuldenkonferenz eingeladen 
waren, aber keine Vertreter entsandt hatten: 
Äthiopien 	 Libanon 
Afghanistan 	 Liberien 
Australien 	 Libyen 
Bolivien 	 Luxemburg 
Burma 	 Mexiko 
Ceylon 	 Monaco 
Chile 	 Nepal 
Costa Rica 	 Neuseeland 
Ecuador 	 Nicaragua 
El Salvador 	 Pakistan 
Finnland 	 Panama 
Guatemala 	 Paraguay 
Haiti 	 Peru 
Honduras 	 Philippinische Republik 
Indonesien 	 Portugal 
Irak 	 Saudi-Arabien 
Republik Irland 	Syrien 
Island 	 Thailand 
Japan 	 Transjordanien 
Kambodja 	 Uruguay 
Kolumbien 	 Vatikan 
Republik Korea 	Venezuela 
Laos 	 Vietnam 

Die Einladungen wurden in ihrer Mehrzahl vom briti-
schen Außenministerium versandt. 

Zu Artikel 37 
Artikel 37 enthält die übliche Formulierung für die 

Ausdehnung der Wirkung des Abkommens auf unselb-
ständige Gebiete. Die Bestimmung ist in erster Linie für 
britische Übersee-Gebiete gedacht. Es wurde dafür Sorge 
getragen, daß diese Bestimmung von Frankreich nicht 
bezüglich des Saargebiets in Anspruch genommen wird. 
Die französische Delegation hat erklärt, daß die fran-
zösische Regierung nicht beabsichtigte, die Wirkung des 
Abkommens auf das Saargebiet zu erstrecken. 

Zu Artikel 38 
(1) Artikel 38 enthält die übliche Ablehnung von Vor-

behalten oder Einschränkungen bei der Ratifikation oder 
bei dem Beitritt und gibt die Möglichkeit, gegebenenfalls 
derartige Vorbehalte oder Einschränkungen zurückzu-
ziehen. 

(2) Wegen der Formulierung des Absatzes (1) wird auf 
die vorstehende Begründung zu Artikel 36 (1) verwiesen. 



Bemerkungen 
zu den Anlagen I bis X des Abkommens. 

Zu Anlage I mit Unteranlagen A bis E des Abkommens. 
I. Staatsschulden, Länderschulden, Schulden der Gemein-

den und Körperschaften des öffentlichen Rechts des 
Deutschen Reichs. 
A. Die Bundesrepublik Deutschland als Schuldnerin. 

1. Die großen Auslandanleihen des früheren 
Deutschen Reichs und Preußens. 
a) Hinausschiebung der Fälligkeit bei der Dawes-

Anleihe von 1949 auf 1969, der Young-Anleihe 
von 1965 auf 1980, der Äußeren Zündholzanleihe 
(Kreuger-Anleihe) von 1980 auf 1994, der beiden 
Preußischen Anleihen von 1951 bzw. 1952 (sie wer-
den vereinigt, vergl. auch Unterlage C zur Anlage I 
des Abkommens) auf 1972. 

b) Ersatz der Goldklauseln der alten Anleiheverträge 
bei Dawes-, Young-, Zündholz- und Preußen-An-
leihe durch eine Lösung, nach der anstelle des 
höheren Goldwertes der Wert des Dollars tritt, 
der 1933 und 1934 um insgesamt 40,6 v. H. gegen-
über dem Golde abgewertet wurde. Dies bedeutet 
für alle Gläubiger aus Ländern, deren Währungen 
stärker als der Dollar abgewertet haben, einen 
Verlust, gemessen am Goldwert ihrer Forderungen, 
jedoch einen Gewinn, gemessen am Papierwert 
ihrer Forderungen. 

c) Ermäßigungen des zukünftigen Zinssatzes bei der 
Dawes-Anleihe von 7 v. H. auf 5 v. H. (bei der 
amerikanischen Teilausgabe auf 5 1/2 v. H.), bei der 
Young-Anleihe von 5'/2 v. H. auf 4 1 /2 v. H.), bei der 
amerikanischen Teilausgabe auf 5 v. H.), bei der 
Zündholz - Anleihe von 6 v. H. auf 4 v. H., bei 
den Preußischen Anleihen von 6 1 /2 v. H. bzw. 6 v. H. 
auf 4 v. H. 

d) Regelung der auf die Zinsfälligkeiten bis zum 
31. Dezember 1944 entfallenden Zinsrückstände bei 
Dawes-, Young- und Zündholzanleihe durch Ge-
währung einer Fundierungsanleihe mit 20jähriger 
Laufzeit und 3% iger Verzinsung. Die Zinsrück-
stände werden kapitalisiert und fundiert auf der 
Basis eines Grundzinses bei der Dawes-Anleihe 
von 5 v. H. (statt 7 v. H.), bei der Young-Anleihe 
von 41/2 v. H. (statt 5 1/2 v. H.) und bei der Zündholz-
anleihe von 4 v. H. (statt 6 v. H.). Grundsätzlich 
andere Regelung bei den Preußischen Anleihen. 
Hier keine Zahlung auf Zinsscheine, die am 1. Ja-
nuar 1937 oder später fällig geworden sind. Ein-
lösungstermine für Zinsscheine mit Fälligkeits-
terminen vom 15. März 1933 bis 31. Dezember 1936 
um 20 Jahre hinausgeschoben, Einlösungsbetrag 
nur 50 v. H. 

e) Bei Wiedervereinigung Deutschlands Ausgabe und 
Bedienung auch der restlichen, auf den Zeitraum 
von 1945 bis 1952 einschließlich (8 Jahre) entfallen-
den Fundierungsbonds für Zinsrückstände, soweit 
es die Dawes-, Young- und Zündholzanleihe an-
geht. Bei den Preußischen Anleihen neue Verhand-
lungen über die unbezahlten rückständigen Zinsen 
seit 1937 nach Wiedervereinigung der früheren 
preußischen Gebietsteile mit der Bundesrepublik. 

f) Gewährung einer Schonzeit für Tilgungsleistungen. 
Die Aufbringung der Tilgungsbeträge beginnt vom 
Jahre 1958 ab. Die Tilgungssätze betragen jährlich, 
soweit es die konvertierten Ausgaben angeht, bei 
der Dawes-Anleihe 2 v. H. (amerikanische Teilaus-
gabe 3 v. H.), bei der Young-Anleihe 1 v. H., der 
Zündholz-Anleihe l'/4 v. H. und der aus den Preu-
ßischen Anleihen hervorgegangenen Anleihe 1 v. H., 
soweit es die Ausgaben zur Fundierung der rück-
ständigen Zinsen angeht, bei der Dawes-Anleihe 
2 v. H., bei der Young-Anleihe und Zündholz-An-
leihe 1 v. H. 

2.Die Schuldverschreibungen der Konver-
sionsklasse. 

Die Konversionskasse für deusche Auslandsschulden 
wurde als Körperschaft des öffentlichen Rechts auf 
Grund des Gesetzes über Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber dem Ausland vom 9. Juni 1933 (Reichs-
gesetzbl. I S. 349) errichtet. Ihre Aufgabe bestand vor-
nehmlich in der Verwaltung und Weiterleitung von 
Geldern, die von deutschen Schuldnern für Rechnung 
ausländischer Gläubiger als Zinsen, regelmäßige 
Tilgungsbeträge usw. eingezahlt wurden. Sie hat in 
den 30er Jahren Schuldverschreibungen von insgesamt 
neun Währungen ausgegeben, die sich z. T. noch im 
Umlauf befinden. Diese Schuldverschreibungen sollen 
jetzt von der Bundesrepublik Deutschland bedient 
werden, und zwar in folgender Weise: 

Hinausschiebung der Fälligkeitstermine um 17 Jahre. 
Keine Kapitalherabsetzung. Beibehaltung des ur-
sprünglichen vertraglichen Zinssatzes. Tilgungsbeginn 
am 1. Zinsscheintermin nach dem 31. März 1958. 
Streichung von 2/3 der zu den ursprünglichen vertrag-
lichen Sätzen berechneten Zinsrückstände. Fundierung 
des verbleibenden Drittels und Bedienung in gleicher 
Weise wie die ursprünglichen Schuldverschreibungen. 
Umstellung der auf Reichsmark lautenden Schuldver-
schreibungen im Verhältnis 10 : 1 auf Deutsche Mark. 

3. Reichsmarkschulden des Reichs, der 
Reichsbahn, Reichspost und des Staates 
Preußen gegenüber ausländischen Gläu-
bigern. 

Ausländischen Gläubigern ist Inländerbehandlung 
zugesagt worden, und zwar für den Fall des Erlasses 
eines künftigen deutschen Gesetzes über die Um-
stellung und Regelung von Schulden, die vorteilhaf-
teste Regelung, die sich daraus für deutsche Gläubiger 
ergibt. Falls bis zum 1. Januar 1954 kein solches Auf-
wertungsgesetz verkündet ist, sind neue Verhand-
lungen vor dem 1. April 1954 vorgesehen. 

4. Der Lee Higginson-Kredit. 

Es handelt sich um einen Kredit zur Überbrückung 
eines Haushaltsdefizits in Höhe von ursprünglich 
125 Millionen $, der dem Deutschen Reich im 
Jahre 1930 von mehreren ausländischen und deut-
schen Banken unter Führung des amerikanischen 
Bankhauses Lee Higginson gewährt wurde. Er war 
ursprünglich auf zwei Jahre bemessen, wurde aber 
laufend verlängert. Infolge der Kriegsereignisse 
konnte ein Teil des englischen (DM-Gegenwert rd. 
3,5 Millionen DM) und amerikanischen (DM-Gegen-
wert rd. 26 Millionen DM) Beteiligungsbetrages an 
dem Kredit nicht mehr getilgt werden. Diese noch 
offen stehenden Beträge sollen in 24 gleichen Monats-
raten in DM auf Sperrkonto beglichen werden. Ein 
Transfer findet nicht statt; eine Rückzahlung in DM 
nur auf Wunsch des Gläubigers. Zinssatz 3 1/2 v. H. 

 Keine Zinsen für die Vergangenheit. 

5. Kredite der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ). — vergl. Unteran-
lage A zu Anlage I — 

Auf die Kapitalanlagen der BIZ in Deutschland in 
einem Goldmarkbetrage von rund 234 Millionen Gold-
mark wird zur Abgeltung der laufenden Zinsen ein-
schließlich der Zinsen und Zinsrückstände ein jähr-
licher Betrag von 5 600 000 sfrs vom 1. Januar 1953 
bis zum 31. März 1966 gezahlt. Die BIZ hat auf Rück-
zahlung ihres in Deutschland angelegten Kapitals ein-
schließlich rückständiger Zinsen bis zum 1. April 1966 
verzichtet. 



6. Forderungen der Mixed Claims 
Commission. 

Die Forderungen privater amerikanischer Gläu-
biger aus Schadenszufügungen von deutscher Seite 
während des ersten Weltkrieges, die bereits rechts-
kräftig festgestellt waren, im Betrage von rund 
103 3/4 Millionen Dollar (Kapital und rückständige 
Zinsen) werden durch Zahlung von 

5 Jahresraten zu je 3 000 000 $ 
5 Jahresraten zu je 3 700 000 $ 

16 Jahresraten zu je 4 000 000 
abgefunden. Das hierüber geschlossene Abkommen 
wird mit besonderem Zustimmungsgesetz vorgelegt. 

7. Belgische Mark-Forderungen - 
vgl. Unteranlage B zur Anlage I. 
Das Deutsche Reich hatte sich in einem deutsch-
belgischen Finanzabkommen von 1929 wegen der 
durch die Besetzung Belgiens entstandenen finan-
ziellen Schäden, insbesondere der Begebung von 
deutschen Reichsbanknoten in Belgien während des 
Ersten Weltkrieges zu einer Leistung von rund 608 
Millionen Reichsmark in Raten an Belgien verpflich-
tet. Diese Verpflichtung ist nur zu einem geringen 
Teil erfüllt worden. Sie soll jetzt bezüglich der bis 

8. Mai 1945 fällig gewordenen und teilweise an die 
Konversionskasse gezahlten Beträge durch einen 
Pauschalbetrag von 40 Millionen DM, zahlbar in 15 
Jahresraten, abgegolten werden. 

8. Haftung für Schulden der österreichischen 
Regierung. 
Für die während der Zeit des Anschlusses an das 
Deutsche Reich aufgelaufenen Schulden aus äußeren 
Anleihen und bestimmten anderen Schulden Oster-
reichs sind Regelungsbedingungen vereinbart worden. 
Sie bedürfen noch der Genehmigung durch die in dem 
Dreimächte-Ausschuß für deutsche Schulden vertre-
tenen Regierungen. Diese haben zum Ausdruck ge-
bracht, daß sie ihre Genehmigung zu den Verein-
barungen unter dem Vorbehalt der Fertigstellung 
eines für einschlägige Fälle zufriedenstellenden Wert-
papierbereinigungsverfahrens erteilen. Im einzelnen 
handelt es sich um folgende Verpflichtungen: 
a) 5-prozentige Schuldverschreibungen 

der Bundesrepublik Österreich für 
Staatsschuldrückstände (Fundings) 
von 1923 und 1926. 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Ab-
geltung aller Ansprüche, die ihr gegenüber aus 
den vorgenannten Schuldverschreibungen in fran-
zösischem Besitz geltend gemacht werden können, 
an den Zahlungsagenten einen Gesamtbetrag von 
135 795 DM Gegenwert, zahlbar in französischen 
Franken, umgerechnet zum Tageskurs, am 1. Juli 
1953, zuzüglich Auslagen. 

b) 7-prozentige internationale Bundesan-
leihe der Republik Osterreich von 1930. 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt in den 
für die einzelnen Tranchen erforderlichen Wäh-
rungen an die Zahlungsagenten die für die 75-pro-
zentige Einlösung der in der Zeit vom 12. März 
1938 bis 8. Mai 1945 fällig gewordenen Kupons 
der 7-prozentigen internationalen Bundesanleihe 
der Bundesrepublik Osterreich von 1930 benötigten 
Mittel. Diese Mittel werden bereitgestellt 

für die Kuponfälligkeiten 
vom am 

1. 7. 1938 	 1. 7. 1953 
1. 1. 1939 + 1.7. 1939 	 1.7. 1954 
1. 1. 1940 	 1. 7. 1955 
1.7. 1940 + 1. 1. 1941 	 1.7. 1956 
1. 7. 1941 	 1. 7. 1957 
1. 1. 1942 + 1.7. 1942 	 1.7. 1958 
1. 1. 1943 	 1. 7. 1959 
1.7. 1943 + 1. 1. 1944 	 1.7. 1960 
1. 7. 1944 	 1. 7. 1961 
1. 1. 1945 	 1. 7. 1962 
Es handelt sich um einen Gesamtbetrag von rund 
10 000 000 DM. 

c) Internationale garantierte Bundes-
anleihe von 1933 und garantierte öster-
reichische Konversionsanleihe von 1934. 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Ab-
geltung aller den Garantiemächten (mit Ausnahme 
der Tschechoslowakei) zustehenden Ansprüche, die 
aus den vorgenannten Anleihen gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland für die Zeit vom 
12. März 1938 bis zum 8. Mai 1945 aus irgendeinem 
Rechtsgrund geltend gemacht werden können, 
einen Gesamtbetrag in verschiedenen fremden 
Währungen, der zum derzeitigen Umrechnungs-
kurs in Pfund Sterling ausgedrückt L 3 600 000 
ausmacht. 

Die sich unter Anwendung des derzeitigen Um-
rechnungskurses zwischen Pfund Sterling und -den 
verschiedenen fremden Währungen für letztere 
ergebenden Beträge sind zahlbar in fünfzehn 
gleichen Jahresraten am 1. Juli jedes Jahres, erst-
malig am 1. Juli 1953. 

d) Österreichische Kreditanstalt-Schuld-
verschreibungen von 1936. 

Die Bundesrepublik Deutschland zahlt in den 
für die einzelnen Tranchen erforderlichen Wäh-
rungen an die Zahlungsagenten die für die Ein-
lösung der in der Zeit vom 12. März 1938 bis 

8. Mai 1945 fällig gewordenen Tilgungsscheine der 
österreichischen Kreditanstalt - Regierungsschuld-
verschreibungen von 1936 benötigten Mittel. Diese 
Mittel werden bereitgestellt 

für die Tilgungsfälligkeiten 
vom 	 am 

1. 9. 1938 +  1. 3. 1939 ± 1. 9. 1939 	1. 7. 1953 
1. 3. 1940 +  1. 9. 1940 	1. 3. 1941 	1. 7. 1954 
1. 9. 1941 + 1. 3. 1942 + 1. 9. 1942 	1. 7. 1955 
1. 3. 1943 -I- 1. 9. 1943 + 1. 3. 1944 	1. 7. 1956 
1. 9. 1944 + 1. 3. 1945 	 1. 7. 1957 
Es handelt sich um einen Gesamtbetrag von rund 
1 000 000 DM. Dieser Betrag könnte sich jedoch auf 
rund 5 000 000 DM erhöhen, falls es wider Erwarten 
nicht gelingen sollte, die vom Deutschen Reich zu-
rückerworbenen und nach Kriegsende 1945 unent-
wertet in fremde Hände gelangten Schuldverschrei-
bungen durch die Wertpapierbereinigung auszu-
schließen. 

e) Durch die Caisse Co mmune bediente 
österreichische Anleihen. 
aa) 4 % ige österreichische Goldrente, 
bb) 4 1 / 2 % ige österreichische Schatzanweisungen 

von 1914, 
cc) österreichisch-ungarische Staatseisenbahn-

Gesellschaft (STEG)-Prioritäten: 
Die Bundesrepublik Deutschland zahlt zur Abgel-
tung aller Ansprüche, die ihr gegenüber aus 
irgendeinem Rechtsgrund aus den vorgenannten 
Anleihen geltend gemacht werden können, einen 
Gesamtbetrag im Gegenwert von 

4 154 213 DM 
in den betreffenden Währungen. Die Zahlungen 
werden in Jahresraten zu den jeweils geltenden 
Wechselkursen wie folgt geleistet: 

Gegenwert von 689 895 DM am 1. Juli 1953 
Gegenwert von 749 120 DM am 1. Juli 1954 
Gegenwert von 818 663 DM am 1. Juli 1955 
Gegenwert von 900323 DM am 1. Juli 1956 
Gegenwert von 996 212 DM am 1. Juli 1957. 

B. Die Länder und Gemeinden als Schuldner. 
1. Schuldverschreibungen in fremden 

Währungen. 
Keine Kürzungen am ausstehenden Kapitalbetrag. 

Bei Anleihen mit Goldklausel im allgemeinen Ersatz 
des Goldwertes durch Wert des Dollars. Bei Anleihen, 
die auf Schweizer Franken lauten, tritt an die Stelle 
des Gold-Schweizer Franken der heutige Schweizer 
Franken. 2/3 aller rückständigen Zinsen werden auf 
der Grundlage der ursprünglichen oder durch echte 
Konversion herabgesetzten Zinssätze fundiert. Die 
Fälligkeitstermine der Anleihen werden um 20 Jahre 



hinausgeschoben. Zukünftige Verzinsung in der Regel 
mit 75 v. H. des ursprünglichen vertraglichen Zins-
satzes. Einsetzen der Tilgung ab 1958 mit 1 v. H., 
Erhöhung des Tilgungssatzes auf 2 v. H. ab 1963 bei 
den Anleihen, die nach 1963 fällig werden. 

2. Außerhalb der Bundesrepublik aus-
gegebene und zahlbare Reichsmark-
schuldverschreibungen. 

Umstellung auf Deutsche Mark im Verhältnis 10 : 1. 
Zukünftige Verzinsung mit dein ursprünglichen ver-
traglichen Zinssatz. Hinausschiebung der Fälligkeit 
um 15 Jahre. Tilgung in gleichen jährlichen Tilgungs-
raten ab 1958. 

3. Goldmarkanleihen oder mit Goldklausel 
versehene Reichsmarkanleihen — vergl. 
Unteranlage D zur Anlage I —. 

Umstellung auf Deutsche Mark im Verhältnis von 
einer Goldmark oder einer Reichsmark mit Gold-
klausel gleich einer Deutschen Mark, wenn die An-
leihe spezifisch ausländischen Charakter hat. 

C. Wegen der Unteranlage E zur Anlage I wird auf die 
Erläuterung zur Anlage V Bezug genommen. 

Zu Anlage II des Abkommens 
Mittel- und langfristige deutsche Schulden 

aus privaten Kapitalgeschäften 

Die wesentlichen Regelungsbedingungen sind: 

Kapital: Keine Herabsetzung. 

Zinsrückstände: Zwei Drittel der rückständigen Zinsen bis 
zum 31. Dezember 1952 sind dem Kapital zuzuschlagen. 

Künftiger Zinssatz: Drei Viertel des Zinssatzes aus dem 
bestehenden Vertrage. 

Fälligkeit: Das Fälligkeitsdatum wird um 10 bis 25 Jahre 
ab 1. Januar 1953 hinausgeschoben; der Aufschub hängt 
von der Art der Schuld und des Schuldnerunternehmens 
ab. 

Amortisation: Sie beginnt mit dem 1. Januar 1958 und 
beträgt in den ersten 5 Jahren jährlich 1 Prozent, später 
jährlich 2 Prozent. 

Goldklausel: Solche Verpflichtungen in Goldmark oder 
Reichsmark mit Goldklausel, die spezifisch ausländischen 
Charakter tragen, werden 1:1 umgestellt. Gold-Dollar und 
Gold-Schweizerfranken werden ebenfalls 1:1 in US-Dollar 
oder Schweizerfranken umgerechnet. Andere Fremdwäh-
rungsverpflichtungen mit Goldklausel werden so umge-
rechnet, als ob sie mit einer Dollar-Klausel versehen 
wären. 

Konversionskasse: Wenn der Gläubiger Zahlungen, die 
der Schuldner an die Konversionskasse geleistet hat, nicht 
erhalten oder Leistungen der Konversionskasse zurück-
gewiesen hat, werden solche Schulden als fällige Schuld 
angesehen, die noch zu zahlen ist; dem Schuldner ist je-
doch eine doppelte Bezahlung von der Bundesregierung 
zu erstatten. 

Härteklausel: in Härtefällen können Schuldner und Gläu-
biger bezw. Gläubigervertretung für den Schuldner 
günstigere Regelungsbedingungen vereinbaren. 

Transfer: Zinsen, Tilgungen und Endfälligkeiten werden 
nach dem Ausland gezahlt. Rückzahlung in DM kann ver-
einbart werden. 

Verfahren: Jeder Schuldner macht seinen Gläubigern ein 
Regelungsangebot - bei Anleihen unter Beteiligung der 
Gläubigervertretung bei der Festlegung der Bedingungen 
— zwecks Zustimmung und Annahme; das Angebot soll 
einen den Regelungsbedingungen entsprechenden Fällig-
keitstermin und angemessene, die Gläubiger befriedigende 
Sicherheiten nebst Schutzbestimmungen enthalten. Können 
Schuldner und Gläubiger bzw. Gläubigervertretung sich 
auf dem Verhandlungswege nicht über das Regelungs-
angebot einigen, so soll ein für diesen Zweck eingesetzter 
Schiedsausschuß über die Meinungsverschiedenheiten 
entscheiden. 

Die Gläubigervertretungen werden den Gläubigern die 
Annahme der von ihnen mit den Schuldnern vereinbarten 
oder von dem Schiedsausschuß festgelegten Regelungs-
bedingungen empfehlen. 

Zu Anlage III des Abkommens 

Stillhalteschulden 

Wichtigste Bestimmungen: 

1) Keine Kapitaltilgung durch wiederkehrende Leistun-
gen in Fremdwährungen während der Laufzeit des vor-
gesehenen Abkommens. 

2) Rekommerzialisierung der Kredite, d. h. deren Reakti-
vierung zur Finanzierung des laufenden Außenhandels 
der Bundesrepublik ohne Devisenverluste in dem Aus-
maße, wie sie deutscherseits für tragbar gehalten wird. 

3) Stellen Gläubiger der deutschen Wirtschaft zusätzlich 
Devisenkredite für deutsche Banken und Industrieunter-
nehmen außerhalb des Abkommens zur Verfügung, so 
bringt jede ursprüngliche und spätere Inanspruchnahme 
dieser Kreditlinie ein Rückzahlungsrecht in Höhe von 
3 Prozent der Inanspruchnahme für je drei Monate der 
Inanspruchnahme zur Entstehung. 

4) Rückzahlungen in deutscher Währung solange die 
jetzigen Devisenbestimmungen gelten, nur, wenn der 
Schuldner hierzu bereit ist. 

5) Zinsrückstände, berechnet auf 4 Prozent jährlich (ohne 
Zinseszinsen) werden entweder zum Kapitalbetrag hinzu-
geschlagen oder gestundet (jedoch können Zahlungen in 
deutscher Währung nach Ziffer 4 frei vereinbart werden). 

6) Laufende Zinsen und Diskontspesen sind in der 
Währung der Schuld zu zahlen und zwar im Rahmen der 
üblichen Bankpraxis. 

7) Die Behandlung von Krediten an Schuldner in den 
deutschen Ostgebieten (rund 20 Prozent der Gesamt-
kredite) wird zurückgestellt. 

8) Hat ein Gläubiger Zahlungen für deutsche Verbind-
lichkeiten aus anderen Quellen erhalten (z. B. auf Grund 
des britischen Gesetzes über die Verteilung deutschen 
Feindvermögens), so sind sie zur Tilgung der Stillhalte

-

schuld in der durch Gesetz oder von dem Gläubiger be-
stimmten Höhe zu verwenden, falls sie nicht gegen andere 
deutsche Schulden verrechnet werden. 

9) Laufzeit des Abkommens ein Jahr, wie seit 1932 
üblich. 

Zu Anlage IV des Abkommens 

Handels- und sonstige Schulden 

Die wichtigsten Regelungsbedingungen sind: 

1. Allgemeine Bestimmungen: 

Kapital: Keine Herabsetzung 

Umstellung: Wie gleichartige Forderungen eines in-
ländischen Gläubigers. Ausnahmsweise 1:1 bei solchen 
Verpflichtungen in Goldmark oder Reichsmark mit 
Goldklausel, die spezifisch ausländischen Charakter 
tragen. 

Goldklausel: Wie unter II 

Konversionskasse: Wie unter II 

Härteklausel: In Härtefällen soll der Schuldner Er-
leichterungen erhalten. 

Transfer: Zinsen und Kapitalabtragungen werden nach 
dem Ausland gezahlt. Gewisse Zahlungen in DM 
können vom Gläubiger gefordert oder von diesem mit 
dem Schuldner vereinbart werden. 

Ausnahme: Zinsen und Tilgungen auf Kapitalforde-
rungen in deutscher Währung werden in DM gezahlt. 

Verfahren: Austausch schriftlicher Beitrittserklärungen 
zwischen Gläubiger und Schuldner. 



Schiedsinstanzen: Entscheidung über Härtefälle durch 
Schiedsgericht, wenn Gläubiger dieses gegen erst

-

instanzliches Urteil des deutschen Gerichts anruft. 
Entscheidung einer Gemischten Kommission über 
Grundsatzfragen bei Auslegung der Regelungsvor-
schriften. 

2. Besondere Bestimmungen: 
a) Forderungen aus Warenlieferungen: Rückzahlung 

1 /3 Anfang 1953, Rest in 10 gleichen Jahresraten 
ab 1954 

b) Forderungen aus Vorauszahlungen: Rückzahlung 
in 10 gleichen Jahresraten ab 1953. 

c) Forderungen aus Löhnen, Gehältern und Pensionen 
usw.: Zahlung in 5 gleichen Jahresraten ab 1953 

d) Forderung aus der Sozialversicherung und aus dem 
privaten Versicherungsverkehr: Zahlung in erster 
Linie nach den Bestimmungen in abzuschließenden 
bilateralen Vereinbarungen. 

e) Sonstige alte Handelsforderungen: Rückzahlung in 
10 gleichen Jahresraten ab 1953. 

Zu a) bis c): 
Zinsrückstände: 2/3 der rückständigen Zinsen bis zum 
31. Dezember 1952 sind der Hauptforderung zuzu-
schlagen. 

Künftige Zinsen: 3/4 des Zinssatzes aus dem bestehen

-

den Vertrage, jedoch keine Zinsen von 1953 bis 1957 

f) Kapitalforderungen in deutscher Währung: Alte 
Vertragsbedingungen über Zinsen und Tilgungen 
bleiben bestehen. 

g) Kapitalforderungen in fremder Währung: 2/3 der 
rückständigen Zinsen bis 31. Dezember 1952 werden 
dem Kapital zugeschlagen. Zukünftiger Zinssatz ist 
3/4 des bestehenden Zinssatzes. 

Tilgung ab 1958 für die ersten fünf Jahre jährlich 
3 Prozent, während folgender fünf Jahre jährlich 8 Pro-
zent und während weiterer drei Jahre jährlich 
15 Prozent. 

Zu Anlage V des Abkommens 
Die Anlage V des Abkommens, die wörtlich dem Ar-

tikel 9 der Anlage IV entspricht, enthält die sogenannte 
Konversionskassenregelung, d. h. die Regelung der deut-
schen Auslandsschulden, die durch die Zwischenschaltung 
der Konversionskasse (seit Juni 1933) in den Vorgang 
der Zahlung von Zinsen, Amortisationen und sonstigen 
wiederkehrenden Leistungen in das Ausland entstanden 
und bei Kriegsende unerledigt hängengeblieben sind. 

Nach der in Anlage V vereinbarten Lösung wird die 
Bundesrepublik Deutschland dafür sorgen, daß der aus-
ländische Gläubiger soweit ihn die seinerzeit von seinem 
deutschen Schuldner in die Konversionskasse eingezahl-
ten Beträge nicht erreicht haben, die Befriedigung seiner 
Forderung nach den Londoner Regelungsbedingungen er-
hält. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Verbindlich-
keiten, die auf Konversionskasseneinzahlungen von 
Schuldnern aus dem jetzigen Währungsgebiet der Deut-
schen Mark (West) zurückgehen, und Verbindlichkeiten, 
die auf die Konversionskasseneinzahlungen von Schuld-
nern aus dem Saargebiet und aus den früher eingegliedert 
oder besetzt gewesenen Gebieten Österreich, Elsaß-
Lothringen, Luxemburg, und Eupen-Malmedy beruhen. 

Im letzteren Falle (Abschnitt II der Anlage V) befriedigt 
die Bundesrepublik den ausländischen Gläubiger durch 
unmittelbare Zahlung der auf seine Forderung noch aus-
stehenden Beträge, allerdings bei Einzahlungen von 
Schuldnern aus Osterreich, Elsaß-Lothringen, Luxemburg 
und Eupen-Malmedy nur in Höhe von 60 v.H. der seiner-
zeit eingezahlten Beträge (mit Rücksicht auf die im Ver-
hältnis zum früheren Deutschen Reich begrenzte Terri-
torialhoheit der Bundesrepublik Deutschland). Diese Re-
gelung hat unterdessen in einem Briefwechsel zwischen 
der Deutschen Schuldendelegation und der zuständigen 
Gläubigervertretung vom 14./18. November ihre Bestäti-
gung und Einzelausführung gefunden. 

Im Falle von Einzahlungen von Schuldnern, die im 
jetzigen Währungsgebiet der Deutschen Mark (West) an-
sässig sind (Abschnitt I der Anlage V), wird der deutsche 
Schuldner die Schuld gegenüber seinem ausländischen 
Gläubiger ohne Rücksicht auf frühere Einzahlungen in die 
Konversionskasse erfüllen, wogegen ihm die aufgewen-
deten Erfüllungsleistungen in Ausführung von Abschnitt I 
Ziff. 2 der Anlage V aus öffentlichen Mitteln erstattet 
werden. 

Zu Anlage VI des Abkommens 
Empfehlungen für die Verwendung gesperrter 

DM-Guthaben 

Die gegenwärtig geltenden Bestimmungen für die Ver-
wendung gesperrter DM-Guthaben beruhen auf Be-
satzungsrecht. Nach ihnen ist die Verwendung im Inlande 
in weitem Umfange von jedem Genehmigungszwange 
freigestellt, in anderen Fällen — inländische Investitionen 
— bedarf es besonderer Devisengenehmigungen; ausge-
schlossen ist jede Verwendung gesperrter DM, die einem 
Transfer gleichstehen würde, beispielsweise die Verwen-
dung gesperrter Guthaben zur Beschaffung von Export-
waren. Die geltenden Bestimmungen unterscheiden 
zwischen ursprünglicher und erworbenen DM, wobei der 
Verwendungskreis der ursprünglichen Guthaben, d. h. 
solcher, die dem Gläubiger kraft eigenen (nicht erworbe-
nen) Rechts zustehen, weiter gezogen ist als der für er-
worbene Guthaben; beispielsweise ist es dem ursprüng-
lichen Guthabeninhaber erlaubt. sein Guthaben für Reise-
zwecke (mittelbarer Transfer) zu verwenden. Die Über-
tragung von Sperrguthaben von einem ausländischen 

Gläubiger auf einen anderen ist allgemein genehmigungs-
frei zulässig. 

Während die gegenwärtig bestehenden Richtlinien nach 
deutscher Auffassung vielfach einen zu weiten Verwen-
dungsspielraum geben und die Veranlassung zu illegalen 
Transaktionen, war es ein verständliches Anliegen der 
ausländischen Gläubiger, den Verwendungskreis der ge-
sperrten DM möglichst weit zu ziehen, da der Wert der 
Sperrmark in der Hand des einzelnen Gläubigers (der 
Sperrmarkkurs) maßgebend durch den Kreis der Verwen-
dungsmöglichkeiten bestimmt wird. Die Gläubiger haben 
sich jedoch den Darlegungen der deutschen Seite, daß 
durch einen zu weit gezogenen Verwendungskreis illegale 
Transaktionen begünstigt würden, die letzten Endes der 
Gesamtheit der Gläubiger schädlich sein müssen, nicht 
verschlossen. Hierbei haben sie zugestanden, daß unter 
Umständen auch die gegenwärtig bestehenden Verwen-
dungsrichtlinien im Überwachungsinteresse einschrän-
kungsbedürftig sein könnten. 

Das Ergebnis der Erörterungen mit den Gläubigern ist 
in Anlage VI niedergelegt. Hierzu ergeben sich folgende 
Bemerkungen: 

Die Anlage VI setzt voraus, daß bezüglich der ur-
sprünglichen Guthaben die bestehenden Verwendungs-
richtlinien grundsätzlich aufrechterhalten werden sollen. 
Dagegen ist hinsichtlich der erworbenen Guthaben, die 
nach den Erfahrungen zu illegalen Transaktionen in be-
sonderem Maße benutzt werden, eine solche Veranke-
rung der Richtlinien nicht erfolgt; es wird insoweit viel-
mehr lediglich allgemein festgestellt, daß es dem Gläu-
biger erlaubt sein soll, „sein Guthaben hauptsächlich für 
langfristige Investitionen in der deutschen Wirtschaft zu 
verwenden", wobei die Möglichkeit offen bleibt, bisher 
bestehende Verwendungsmöglichkeiten zu beschränken. 

Die vorstehenden Grundsätze werden durch die Ver-
einbarung ergänzt, daß die deutschen Behörden „alle Re-
gelungen treffen sollen, um einen illegalen Abfluß der 
Guthaben zu verhindern." Hiermit wird praktisch jede Ein-
schränkung der Verwendungsrichtlinien ermöglicht und 
die deutsche Souveränität auf diesem wichtigen Teil der 
Devisengesetzgebung voll anerkannt. Wenn dem hinzu-
gefügt ist, daß Erleichterungen für die Verwendung von 
Sperrguthaben geschaffen werden sollen, soweit es die 
Devisenlage zuläßt, so entspricht diese Aufforderung all-
gemein der Devisenpolitik der Bundesregierung. 



Der Beratungsausschuß (Ziffer 5 der Vereinbarung), von 
der Bundesregierung zu bilden und paritätisch von der 
Bundesrepublik und den Gläubigerländern zu besetzen, 
hat Verwendungsfragen zu erörtern, jedoch keine Ent-
scheidungsbefugnis. Seine Einrichtung hat sich auf der 
Konferenz hauptsächlich im deutschen Interesse als nütz-
lich erwiesen, weil sich gezeigt hat, daß die Gläubiger 
bei hinreichender Aufklärung über die Notwendigkeit von 
Verwendungsbeschränkungen auch volles Verständnis für 
sie zeigten. 

Zu Anlage VII des Abkommens. 

Auf der Schuldenkonferenz 1952 hatte die Deutsche 
Delegation für die Umstellung von Reichsmarkforde-
rungen ausländischer Gläubiger, ohne Rücksicht auf deren 
Staatsangehörigkeit nur die Inländerbehandlung, also im 
Regelfall den Umstellungssatz von 10 RM = 1 DM zu-
gelassen, gleichzeitig aber zur Wiederherstellung des 
deutschen Auslandskredits im Grundsatz zugestanden, daß 
solche in Goldmark oder in Reichsmark mit Goldklausel 
ausgedrückten Geldforderungen des Kapitalverkehrs und 
Hypotheken, die spezifisch ausländischen Charakter trü-
gen, auf DM im Verhältnis 1:1 umgestellt werden sollen. 
Für die Feststellung der einen spezifisch ausländischen 
Charakter darstellenden Merkmale der genannten Geld-
forderungen waren von der Schuldenkonferenz, die sich 
mit dieser Materie wegen der Schwierigkeit der mit ihr 
verbundenen Probleme nicht beschäftigen konnte, weitere 
Verhandlungen vorgesehen. Das Ergebnis dieser lang-
dauernden und überaus schwierigen Verhandlungen, die 
von der Deutschen Delegation im Oktober und Novem-
ber 1952 in London und im Januar und Februar 1953 in 
London und Zürich geführt wurden, liegt in der Gold-
markvereinbarung vom 21. November 1952 nebst deren 
Anlage, die eine Reihe von Briefwechseln zusammen-
faßt, vor. Demnach kommt in großen Zügen das Um-
stellungsprivileg 1:1 den nachfolgenden Goldmarkforde-
rungen und Goldmarkhypotheken ausländischer Gläubiger 
zugute: 

I 1: Deutsche Schuldverschreibungen, die im Ausland aus-
gegeben sind, wenn sie zur Anlage, zum ,  Absatz oder 
zum Handel ausschließlich im Ausland bestimmt 
waren oder wenn sie nach ihrem Inhalt ausschließ-
lich im Ausland zahlbar sind; 

I 2: Unverbriefte Anleihe- oder Darlehensforderungen, 
wenn ausländischer Zahlungsort oder Gerichtsstand 
oder ausländisches Recht vereinbart war 

und, sofern die Schuld beglichen wurde, wenn der 
Gegenwert in Devisen oder freier deutscher Währung 
zur Verfügung gestellt worden war. 

Abschnitt II nimmt die Forderungen ausländischer Kredit-
institute und Versicherungsunternehmen, die nach deut-
schem Recht eine Umstellungsrechnung aufzustellen haben, 
von dem Umstellungsprivileg 1 : 1 aus. 

Der Abschnitt III dient der Ausführung des in Artikel V 
Ziff. 3 der Anlage II und in Artikel VI Absatz 2 der An-
lage IV des Abkommens enthaltenen Grundsatzes, daß 
auch Hypotheken, die auf Goldmark oder Reichsmark mit 
Goldklausel lauten 'und spezifisch ausländischen Charak-
ter tragen, im Verhältnis von 1 Goldmark oder 1 Reichs-
mark mit Goldklausel zu 1 Deutschen Mark auf Deutsche 
Mark umgestellt werden sollen. Soweit die Gläubiger 
der Hypotheken Angehörige der Vereinten Nationen 
sind, bedeutet die Umstellung 1 : 1 keine Neuerung. 
Denn § 2 Nr. 4 der 40. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz sieht bereits diese Art der Umstellung 
vor. Ein Teil der Gläubiger der in Betracht kommenden 
Hypotheken zählt jedoch nicht zu den Angehörigen 
der Vereinten Nationen, z. B. die zahlenmäßig wichtige 
Gruppe der Schweizer Gläubiger mit einem Hypothe-
kenbestand von vermutlich 20 bis 30 Millionen Gold-
mark der spezifisch ausländischen Charakter im Sinne 
der Vereinbarung hat. Diese Hypotheken sind im gelten-
den Recht, von besonders liegenden Ausnahmen abge-
sehen, im Verhältnis 10 : 1 umgestellt. Nach Absatz 1 soll 
es bei dieser gesetzlichen Umstellung verbleiben. Die Ver-

einbarung hat einerseits zur Folge, daß die für Angehörige 
der Vereinten Nationen geltende Sonderbestimmung des 
§ 2 Nr. 4 der 40. Durchführungsverordnung insoweit be-
stehen bleiben muß, wenn sie für Grundpfandrechte, die 
nicht spezifisch ausländischen Charakter tragen, aufgeho-
ben wird. Andererseits folgt aus der Vereinbarung, daß die 
gesetzliche Umstellung der Grundpfandrechte von Gläubi-
gern, die nicht Angehörige der Vereinten Nationen sind, 
im Verhältnis von 10 : 1 nicht geändert wird. Dadurch 
wird erreicht, daß die Rechte, die Dritte nach der Um-
sfellung an dem belasteten Grundstück erworben haben, 
durch die Neuregelung grundsätzlich nicht beeinträchigt 
werden. Bei dieser Gestaltung ist es aber erforderlich, 
dem obenbezeichneten Grundsatz der Umstellung der den 
bezeichneten Gläubigern zustehenden Grundpfandrechte 
im Verhältnis 1 : 1 auf andere Weise Rechnung zu tragen. 
Dies ist in dem zweiten Absatz geschehen. Danach ist 
die frühere dingliche Sicherung des Gläubigers durch 
Neubelastung des Grundstücks im Range der umgestellten 
Hypothek wiederherzustellen, soweit dies ohne Beein-
trächtigung der in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 15. Juli 
1952 durch Dritte erworbenen Rechte möglich ist. Auf 
einen Schutz der nach dem 15. Juli 1952 erworbenen Rechte 
Dritter gegen Beeinträchtigung durch die Neubelastung 
zum Zwecke der Wiederherstellung der Sicherung der 
Verbindlichkeit mußte verzichtet werden, weil von diesem 
Zeitpunkte an mit einer Änderung der Umstellung der 
alten Grundpfandrechte für Verbindlichkeiten spezifisch 
ausländischen Charakters gerechnet werden konnte. Für 
Fälle, in denen Dritte in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 
15. Juli 1952 das Eigentum oder andere dingliche Rechte 
an dem belasteten Grundstück erworben haben, ist eine 
Sonderregelung vorgesehen, die den Gläubiger wirtschaft-
lich annähernd in dieselbe Lage versetzt, wie wenn die 
frühere Sicherung wiederhergestellt würde. In vielen dieser 
Fälle tritt eine Verminderung der Belastung des Grund-
stücks dadurch ein, daß wegen Wegfalls eines Währungs-
gewinns der Schuldner bei der Umstellung der persönlichen 
Forderung die mit Vorrang ausgestattete öffentliche Last 
für die auf diesen Gewinn bezogene Hypothekengewinn-
abgabe sich mindert oder völlig wegfällt. Für diese Fälle 
ist ebenfalls die Wiederherstellung der Sicherung im alten 
Rang vorgesehen, jedoch nur in dem Umfang, in dem die 
Hypothekengewinnabgabe wegfällt und dieser Wegfall 
dem Dritten zugute kommt (Buchstaben a) und b) des Ab-
satzes 2). Es wird damit gerechnet, daß danach noch Grund-
pfandrechte im Gesamtbetrage von etwa 2 bis 3 Millionen 
Goldmark übrig bleiben, in denen der Gläubiger keine 
volle Sicherung im alten Rang wiedererhält. Ein 
Teil der dem Gläubiger dadurch drohenden Ausfälle 
soll durch die in Absatz 2 Buchstaben c) und d) 
vorgesehenen Maßnahmen vermieden werden. In allen 
diesen Fällen soll der Gläubiger ein Pfandrecht an einem 
Entschädigungsanspruch erhalten, der dem Schuldner im 
Hinblick auf die in § 15 Abs. 3 des Umstellungsgesetzes 
für Schuldner von Angehörigen der Vereinten Nationen 
zum Ausgleich der Mehrbelastung durch die erhöhte Um-
stellung aus deutschen öffentlichen Mitteln gewährt 
werden soll. Welchen Umfang dieser Entschädigungs-
anspruch haben soll, bleibt dabei der Bestimmung durch 
die deutsche Gesetzgebung vorbehalten. In denjenigen 
Sonderfällen, in denen der Gläubiger nach der hier ge-
troffenen Regelung kein dem Betrag des früheren Grund-
pfandrechts entsprechendes Grundpfandrecht erhalten 
kann, soll er gegen Ausfälle außerdem dadurch gesichert 
werden, daß der Schuldner aus öffentlichen Mitteln in die 
Lage versetzt wird, die Forderung auch insoweit zu er-
füllen, als sie mangels Wiederherstellung der früheren 
Sicherung aus den Sicherheiten nicht befriedigt werden 
kann. 

Abschnitt IV umschreibt den Kreis der das Umstellungs-
privileg genießenden ausländischen Gläubiger. 

Nach Abschnitt V haben sich die Gläubigervertreter vor-
behalten, eine der Regelung für Goldmarkverbindlich-
keiten mit spezifisch ausländischem Charakter entspre-
chende Regelung auch für die zur Sicherung ihrer Forde-
rungen dienenden „Zweitschuldnerverbindlichkeiten" zu 
verlangen. Die Frage ist einstweilen zurückgestellt worden, 
weil begründete Hoffnung besteht, daß den Auslands-
gläubigern auf anderem Wege eine angemessene Sicher-
heit verschafft werden kann. 



Die Unteranlage zu der Goldmarkvereinbarung ent-
hält eine Zusamenfassung von Briefen, die bei dem Ab-
schluß der Goldmarkvereinbarung zwischen dem deut-
schen Delegationsleiter und dem Leiter der Gläubiger-
Delegationen über verschiedene Auslegungsfragen im 
Zusammenhang mit der Goldmarkvereinbarung gewechselt 
worden sind. 

Zu Anlage VIII des Abkommens. 

Die Anlage VIII des Abkommens, die der Auslegung 
des Artikels 5 Absatz (2) dient, ist gelegentlich der Ver-
handlungen entstanden, die Anfang Februar 1953 mit 
Vertretern derjenigen Regierungen stattgefunden haben, 
die Bemerkungen und Anfragen zu dem Entwurf des Ab-
kommens vorgelegt hatten. Die Anlage enthält eine „Ver-
einbarte Erklärung" über den Fortbestand der Rechte, die 
auf der Gesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland 
beruhen oder in schon unterzeichneten Abkommen der 
Bundesrepublik Deutschland mit anderen Vertragsparteien 
begründet sind. 

Zu Anlage IX des Abkommens. 

Die Anlage IX des Abkommens enthält Bestimmungen 
für den in Artikel 28 des Abkommens errichteten Schieds-
gerichtshof, seine Zusammensetzung, seinen Sitz, die Ge-
richtssprachen und die in einem Schiedsgerichtsstatut 
dieser Art sonst üblichen Vorschriften. 

Zu Anlage X des Abkommens. 

Die Anlage X des Abkommens enthält Bestimmungen 
für den in Artikel 28 des Abkommens errichteten Schieds-
gerichtshof, seine Zusammensetzung, seinen Sitz, die Ge-
richtssprachen und die in einem Schiedsgerichtsstatut 
dieser Art sonst üblichen Vorschriften. 

IV. 
Schlußbemerkungen und Statistik 

Wie bereits in den Erläuterungen zu Artikel 2 dargelegt, 
sind zur Ausführung des Abkommens über deutsche Aus-
landsschulden auch umfangreiche gesetzgeberische Maß-
nahmen erforderlich. Die zur Vorbereitung dieser Maß-
nahmen notwendigen Arbeiten haben begonnen. Einzelne 
Gesetzentwürfe liegen bereits vor. Es ist beabsichtigt, das 
zur Ausführung des Abkommens über deutsche Auslands-
schulden zu erlassende Gesetzgebungswerk alsbald den 
deutschen gesetzgebenden Körperschaften vorzulegen. 

Einen Überblick über die bei Ausführung des Abkom-
mens über deutsche Auslandsschulden erwachsenden Auf-
bringungs- und Transferverpflichtungen bietet die bei-
gefügte Aufstellung. 

Die Rechtsprobleme der deutschen Auslandsschulden-
regelung und ihre Behandlung auf der Londoner Schul-
denkonferenz sind in einer im Europa-Archiv, Folge 18/1952 
vom 20. September 1952 im Verlag für Geschichte und' 
Politik, Frankfurt (Main) erschienenen Aufsatz von Pro-
fessor Dr. Georg Erler, Göttingen, eingehend dargestellt. 

Sonderdrucke dieses Aufsatzes stehen in der Bibliothek 
des Bundestages zur Einsichtnahme zur Verfügung. 



Annuitäten ab 1953, die auf deutsche Auslandsschulden zu transferieren sind (in Tausend DM) 

Kapital- Zins

-

rückstand 
 Dollar

-

Raum 
EZU- Andere Insgesamt 

betrag   Raum Länder 

A. Offentliche Schulden aus der Zeit 
vor 	1945 
1. 	Schulden der Bundesrepublik: 

a) Dawes-Young-Kreuger- 
Anleihen 1 644 092 361 242 26 216 61 579 — 87 795 

b) Andere Schulden der Bundes-
republik 1 598 532 78 041 18 328 29 500 — 47 836 

2. 	Schulden der Länder und Ge

-

meinden einschl. Preußens 216 799 85 719 8 483 5 892 87 14 462 

Insgesamt A 3 459 423 525 002 53 027 96 979 87 150 093 

B. Privatschulden aus der Zeit vor 1945 
1. 	Verbriefte Schulden 642 713 318 629 25 740 19 789 — 45 529 
2. 	Stillhalteschulden 389 769 185 859 5 159 15 969 — 21 128 
3. 	Nichtverbriefte aus Anleihen 

entstandene Schulden 764 409 314 008 14 229 37 364 1 336 52 929 
4. 	Schulden für gelieferte Waren 227 700 — 1 687 10 780 2 713 15 180 
5. Andere Handelsschulden 316 954 — 9 007 20 315 2 370 31 692 
6. 	Sonstige Schulden 271 200 85 674 1 500 12 000 15 594 29 094 

Insgesamt B 2 612 745 904 170 57 322 116 217 22 013 195 552 

C. Offentliche Nachkriegsschulden 6 951 024 — 126 000 95 551 — 221 551 

Insgesamt: 13 023 192 1 429 172 236 349 308 747 22 100 567 196*) 

*) Diese Summe schließt ein die Verpflichtungen aus dem Abkommen mit Dänemark vom 26. Februar 1953 und den aus der Bundesrepublik 
zu transferierenden Anteil der Verpflichtungen aus dem Abkommen mit der Schweiz über die sog. Clearing-Milliarde vom 26. August 1952. 

Annuitäten ab 1958, die auf deutsche Auslandsschulden zu transferieren sind (in Tausend DM) 

Dollar

-

Raum 
EZU- 
Raum 

Andere 
Lander Insgesamt 

A. Öffentliche Schulden aus der Zeit vor 1945 

1. 	Schulden der Bundesrepublik: 
a) Dawes-Young-Kreuger-Anleihen 36 198 78 966 — 115 164 
b) Andere Schulden der Bundesrepublik 22 772 49 247 — 72 019 

2. 	Schulden der Länder und Gemeinden ein

-

schließlich Preußens 10 238 7 594 89 17 921 

Insgesamt A 69 208 135 807 89 205 104 

B. Privatschulden aus der Zeit vor 1945 

1. Verbriefte Schulden 31 123 24 017 — 55 145 
2. Stillhalteschulden 5 159 15 969 — 21 128 
3. Nichtverbriefte aus Anleihen entstandene 

Schulden 22 075 55 497 2 075 80 647 
4. Schulden für gelieferte Waren 1 687 10 780 2 713 15 180 
5. Andere Handelsschulden 9 008 20 320 2 370 31 698 
6. Sonstige Schulden -- — 19 731 19 731 

Insgesamt B 69 057 127 583 26 889 223 529 

C. Offentliche Nachkriegsschulden 240 800 95 551 — 336 351 

Insgesamt: 379 065 358 941 26 978 764 984 

• 



Anlage 2 a 

Entwurf eines Gesetzes 
betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Verschuldung Deutschlands aus Entscheidungen 

der deutsch-amerikanischen Gemischten Kommission. 

Vom 1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I 
Dem am 27. Februar 1953 in London unterzeich-

neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von  Ame-
rika über die Verschuldung Deutschlands aus Ent-
scheidungen der deutsch-amerikanischen Gemischten 
Kommission einschließlich der dazugehörigen An-
lage A über die Form der Schuldverschreibung wird 
zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen sowie die dazugehörige An-
lage A werden nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. 



Anlage 2 b 

Abkommen zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika 

und der Bundesrepublik Deutschland über die Verschuldung Deutschlands 
aus Entscheidungen der  deutsch-amerikanischen Gemischten Kommission. 

Agreement between 
the Federal Republic of Germany 

and the United States of America, relating to Indebtedness of Germany 
for awards made by the Mixed Claims Commission, United States and Germany. 

DA Deutschland gemäß den Bestimmungen des Ab-
kommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und Deutschland vom 23. Juni 1930 (im folgenden als „das 
Abkommen von 1930" bezeichnet) den Vereinigten Staaten 
von Amerika (im folgenden als „die Vereinigten Staaten" 
bezeichnet) gegenüber aus Ansprüchen nebst Zinsen ver-
schuldet war, die von der deutsch-amerikanischen Gemisch-
ten Kommission zu Gunsten der Vereinigten Staaten und 
deren Staatsangehörigen festgestellt worden waren; und 

DA die Vereinigten Staaten gemäß den Bestimmungen 
des Abkommens von 1930 von Deutschland ausgegebene 
Schuldverschreibungen als Zeichen der vorgenannten 
Verschuldung besitzen; und 

DA die Regierung der Bundesrepublik Deutschland in 
einem in Form eines Briefwechsels gehaltenen Abkommen 
zwischen den Regierungen der Französischen Republik, 
des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika 
einerseits und der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land andererseits am 6. März 1951 bestätigte, daß sie für 
die Vorkriegs-Auslandsschulden des Deutschen Reiches 
haftet; und 

DA die Bundesrepublik Deutschland (im folgenden als 
„Bundesrepublik" bezeichnet) und die Vereinigten Staaten 
den Wunsch hegen, im Zuge der allgemeinen Regelung der 
deutschen Schulden eine Regelung der Verbindlichkeiten 
der Bundesrepublik aus der verbliebenen deutschen Ver-
schuldung aus Entscheidungen der deutsch-amerikanischen 
Gemischten Kommission zu Gunsten von Staatsangehörigen 
der Vereinigten Staaten herbeizuführen und die Regelung 
aller übrigen aus dem Abkommen von 1930 herrührenden 
Verbindlichkeiten bis zu der in Artikel 5 Absatz 1 des 
heute in London unterzeichneten Abkommens über deut-
sche Auslandsschulden vorgesehenen endgültigen allge-
meinen Regelung aufzuschieben; 

Zwischen den Vereinigten Staaten und der Bundes-
republik IST NUNMEHR folgendes vereinbart worden: 

1. Die Bundesrepublik zahlt an die Vereinigten Staaten 
den Gesamtbetrag von $ 97 500 000,— zu Gunsten der 
Staatsangehörigen der Vereinigten Staaten oder deren 
Rechtsnachfolger oder Zessionare, denen durch Entschei-
dungen der deutsch-amerikanischen Gemischten Kommis-
sion Ansprüche zuerkannt wurden, die bisher nicht voll 
erfüllt worden sind. 

2. Der vorgenannte Gesamtbetrag ist von der Bundes-
republik in 26 Jahresraten in gesetzlicher Währung der 

 Vereinigten Staaten an die Federal Reserve Bank von 
New York zur Gutschrift auf das Generalkonto des Schatz-
meisters der Vereinigten Staaten nach folgendem Schema 
zu zahlen: 

WHEREAS, Germany, under the terms of the agreement 
of June 23, 1930 between Germany and the United States 
of America (hereinafter referred to as the 1930 Agreement) 
was indebted to the United States of America (here-
inafter called the United States) for awards and interest 
thereon entered in favor of the United States on its 
own behalf and on behalf of its nationals by the Mixed 
Claims Commission, United States and Germany; and 

WHEREAS, the United States is holding, under the 
terms of the 1930 Agreement, bonds of Germany as 
evidence of such indebtedness; and 

WHEREAS, in an agreement between the Governments 
of the French Republic, the United Kingdom of Great 
Eritain and Northern Ireland, the United States of America 
and the Federal Republic of Germany in the form of an 
exchange of letters, on March 6, 1951, the Government 
of the Federal Republic of Germany confirmed that it is 
liable for the pre-war external debt of the German Reich; 
and 

WHEREAS, the Federal Republic of Germany (here-
inafter referred to as the Federal Republic) and the 
United States desire, as part of the general settlement 
of German debts, to make provision for the settlement 
of the obligations of the Federal Republic with regard 
to the remaining indebtedness of Germany for awards 
made by the Mixed Claims Commission, United States 
and Germany, on behalf of nationals of the United States, 
and to defer settlement of all other indebtedness under 
the 1930 Agreement until the final general settlement 
envisaged in Paragraph (1) of Article 5 of the Agreement 
on German External Debts, signed this day in London: 

NOW, THEREFORE, it is agreed as follows: 

1. The Federal Republic shall pay to the United 
States the total amount of $ 97,500,000.00 on behalf of 
those nationals of the United States or their successors or 
assignees, on whose behalf awards of the Mixed Claims 
Commission, United States an Germany, have heretofore 
been entered which awards have not been fully satisfied. 

2. The said total amount shall be paid in 26 annual 
installments in lawful currency of the United States, by 
the Federal Republic at the Federal Reserve Bank of New 
York for credit in the general account of the Treasurer of 
the United States in accordance with the following 
schedule: 



Rate Nr. 	Fälligkeitsdatum 	 Betrag 

1 	1. April 1953 	$ 3 000 000,00 
2 	1. April 1954 	3 000 000,00 
3 	1. April 1955 	3 000 000,00 
4 	1. April 1956 	3 000 000,00 
5 	1. April 1957 	3 000 000,00 
6 	1. April 1958 	3 700 000,00 
7 	1. April 1959 	3 700 000,00 
8 	1. April 1960 	3 700 000,00 
9 	1. April 1961 	3 700 000,00 

10 	1. April 1962 	3 700 000,00 
11 	1. April 1963 	4 000 000,00 
12 	1. April 1964 	4 000 000,00 
13 	1. April 1965 	4 000 000,00 
14 	1. April 1966 	4 000 000,00 
15 	1. April 1967 	4 000 000,00 
16 	1. April 1968 	4 000 000,00 

17 	1. April 1969 	4 000 000,00 
18 	1. April 1970 	4 000 000,00 
19 	1. April 1971 	4 000 000,00 

20 	1. April 1972 	4 000 000,00 
21 	1. April 1973 	4 000 000,00 
22 	1. April 1974 	4 000 000,00 

23 	1. April 1975 	4 000 000,00 

24 	1. April 1976 	4 000 000,00 
25 	1. April 1977 	4 000 000,00 

26 	1. April 1978 	4 000 000,00 

3. Falls die Bundesrepublik mit der Zahlung einer Jahres-
rate bei deren Fälligkeit säumig wird, so sind für diese 
Jahresrate vom Zeitpunkt der Fälligkeit bis zu dem Zeit-
punkt, in dem die Jahresrate gezahlt wird, Zinsen zum 
Jahressatz von 3 8/4 v. H, zu zahlen. 

4. Als Zeichen der in den vorstehenden Artikeln dieses 
Abkommens festgestellten Verbindlichkeiten gibt die 
Bundesrepublik an die Vereinigten Staaten Schuldver-
schreibungen in der Form der Anlage A aus. 

Die Schuldverschreibungen tragen fortlaufende Num-
mern von 1 bis 26 und das Ausgabedatum vom 1. Januar 
1953; sie werden nacheinander nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Artikels 2 dieses Abkommens fällig und zahl-
bar. Jede solche Schuldverschreibung lautet auf Dollar 
und ist zahlbar in gesetzlicher Währung der Vereinigten 
Staaten an die Regierung der Vereinigten Staaten. Die 
Schuldverschreibungen werden für die Bundesrepublik 
durch den Präsidenten und ein Mitglied der Bundes-
schuldenverwaltung unterzeichnet und sind dem Sekretär 
des Schatzamtes der Vereinigten Staaten im Schatzamt 
der Vereinigten Staaten in Washington auszuhändigen. 

5. Nach Erhalt der gemäß Artikel 4 dieses Abkommens 
ausgegebenen Schuldverschreibungen werden die Ver-
einigten Staaten die von Deutschland auf Grund des Ab-
kommens von 1930 als Zeichen der deutschen Verschul-
dung aus Entscheidungen der deutsch-amerikanischen 
Gemischten Kommission ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit den folgenden Fälligkeitsterminen: 

31. März 1932 	30. September 1931 

31. März 1933 	30. September 1932 
31. März 1934 	30. September 1933 

31. März 1935 	30. September 1934 
31. März 1936 	30. September 1935 

31. März 1937 	30. September 1936 
31. März 1938 	30. September 1937 
31. März 1939 	30. September 1938 
31. März 1940 	30. September 1939 
31. März 1941 	30. September 1940 
31. März 1942 	30. September 1941 
31. März 1943 	30. September 1942 

entwerten und der Bundesrepublik übergeben. 

Installment No. 	Due Date 	 Amount 

1 	April 1, 1953 	$ 3,000,000.00 
2 	 „ 	„ 1954 	3,000,000.00 
3 	 „ 	„ 1955 	3,000,000.00 
4 	 „ 	„ 1956 	3,000,000.00 
5 	 „ 	„ 1957 	3,000,000.00 
6 	 „ 	„ 1958 	3,700,000.00 
7 	 „ 	„ 1959 	3,700,000.00 
8 	 „ 	„ 1960 	3,700,000.00 
9 	 „ 	„ 1961 	3,700,000.00 

10 	 „ 	„ 1962 	3,700,000.00 
11 	 „ 	„ 1963 	4,000,000.00 
12 	 „ 	„ 1964 	4,000,000.00 
13 	 „ 	„ 1965 	4,000,000.00 
14  1966 	4,000,000.00 
15 	 „ 	„ 1967 	4,000,000.00 
16 	 „ 	„ 1968 	4,000,000.00 
17 	 „ 	„ 1969 	4,000,000.00 
18 	 „ 	„ 1970 	4,000,000.00 
19 	 „ 	„ 1971 	4,000,000.00 
20 	 „ 	„ 1972 	4,000,000.00 
21 	 „ 	„ 1973 	4,000,000.00 
22 	 „ 	„ 1974 	4,000,000.00 
23 	 „ 	„ 1975 	4,000,000.00 
24 	 „ 	„ 1976 	4,000,000.00 
25 	 „ 	„ 1977 	4,000,000.00 
26 	 „ 	„ 1978 	4,000,000.00 

3. In the event the Federal Republic shall fail to pay 
any installment upon the due date, such installment shall 
bear interest at the rate of 3 8/4 per cent per annum from 
that date until the date when such installment is paid. 

4. As evidence of the obligations set forth in the 
preceding articles of this agreement, the Federal Republic 
shall issue to the United States bonds in the form attached 
hereto as Exhibit A. 

The bonds shall be numbered consecutively from 1 to 
26, shall be dated January 1, 1953, and shall mature and 
be payable serially as provided for in Article 2 hereof. 
Each such bond shall be denominated in dollars and be 
payable to the Government of the United States in lawful 
currency of the United States. The bonds shall be signed 
for the Federal Republic by the President and a member 
of the Bundesschuldenverwaltung and shall be delivered 
to the Secretary of the Treasury of the United States at 
the United States Treasury in Washington. 

5. Upon receipt by the United States of the bonds 
issued pursuant to Article 4 hereof, the United States 
shall cancel and deliver to the Federal Republic those 
bonds of Germany issued under the 1930 Agreement as 
evidence of Germany's indebtedness for awards of the 
Mixed Claims Commission, United States and Germany, 
which have the following maturity dates: 

March 31, 1932 	September 30, 1931 

„ „ 1933 	 „ 	„ 1932 

„ „ 1934 	 „ 1933 

„ „ 1935 	 „ 	„ 1934 

„ „ 1936 „ 	 „ 1935 

„ „ 1937 	 „ 	„ 1936 

„ „ 1938 	 „ 	„ 1937 

„ „ 1939 „ 	 „ 1938 

„ „ 1940 	 „ 1939 

„ „ 1941 „ 	 „ 1940 

„ „ 1942 	 „ 1941 

„ 1943 	 „ 	„ 1942 



6. Die Vereinigten Staaten werden die von der  Bundes-
republik  gemäß diesem Abkommen geleisteten Zahlungen 
zur Verminderung der noch verbleibenden Verschuldung 
Deutschlands aus Entscheidungen der deutsch-amerika-
nischen Gemischten Kommission zu Gunsten von Staats-
angehörigen der Vereinigten Staaten verwenden; jedoch 
mit der Maßgabe, daß die vollständige Durchführung 
dieses Abkommens durch die Regierung der Bundesrepublik 
oder durch sie und die Regierung eines wiedervereinigten 
Deutschlands sowie die Zahlung der auf Grund dieses Ab-
kommens fälligen Beträge als Erfüllung durch die Bundes-
republik und durch ein wiedervereinigtes Deutschland 
und als volle Befreiung eines jeden von diesen Staaten 
und Deutschlands von allen Verpflichtungen aus dem Ab-
kommen vorn 23. Juni 1930 und aus den auf Grund des 
erwähnten Abkommens ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Bezug auf Ansprüche von Staatsangehörigen 
der Vereinigten Staaten aus Entscheidungen der deutsch-
amerikanischen Gemischten Kommission gelten und als 
solche von den Vereinigten Staaten angenommen werden; 
anderslautende Bestimmungen in dem Briefwechsel vom 
23. Oktober 1950 und vom 6. März 1951 zwischen dem 
Bundeskanzler und den Alliierten Hohen Kommissaren 
für Deutschland bzw. in dem von dem Dreimächteausschuß 
ausgearbeiteten Memorandum vom Dezember 1951 stehen 
dieser Vereinbarung nicht entgegen. 

7. Die Regelung der Verschuldung Deutschlands gegen-
über den Vereinigten Staaten aus Entscheidungen der 
deutsch-amerikanischen Gemischten Kommission, die zu 
Gunsten der Vereinigten Staaten ergangen sind, wird bis 
zu der in Artikel 5 Absatz 1 des heute in London unter-
zeichneten Abkommens über deutsche Auslandsschulden 
vorgesehenen endgültigen allgemeinen Regelung aufge-
schoben. 

8. Die von der Bundesrepublik gemäß diesem Abkom-
men zu zahlenden Beträge sind zahlbar ohne Abzug 
irgendwelcher gegenwärtiger oder künftiger Steuern oder 
anderer öffentlicher Abgaben, die von der Bundesrepublik 
oder von einer politischen oder örtlichen Steuerbehörde 
innerhalb der Bundesrepublik oder auf Grund einer Er-
mächtigung dieser Stellen auferlegt werden, und sind von 
solchen Steuern und Abgaben befreit. 

9. Mitteilungen der Bundesrepublik sind ordnungsgemäß 
erfolgt, wenn sie der amerikanischen Botschaft in Bonn 
oder dem Sekretär des Schatzamtes im Schatzamt der Ver-
einigten Staaten in Washington übergeben werden. Von 
dem Sekretär des amerikanischen Schatzamtes unterzeidi-
note Mitteilungen, Ersuchen oder Zustimmungserklärungen 
gelten als Mitteilungen, Ersuchen oder Zustimmungs-
erklärungen der Vereinigten Staaten und sind ordnungs-
gemäß erfolgt, wenn sie der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Washington oder dem Büro des Bundes-
ministeriums der Finanzen in Bonn übergeben werden. 
Die Vereinigten Staaten können nach eigenem Ermessen 
auf irgendeine nach diesem Abkommen erforderliche Mit-
teilung verzichten. Ein derartiger Verzicht muß jedoch 
schriftlich erfolgen; er umfaßt und berührt nicht etwaige 
spätere Mitteilungen und beeinträchtigt kein den Ver-
einigten Staaten zustehendes Recht, nach diesem Abkom-
men Mitteilungen zu verlangen. 

10. Die Vereinigten Staaten und die Bundesrepublik 
bekunden und bestätigen jeweils, daß für den Vollzug und 
die Inkraftsetzung dieses Abkommens in jeder Hinsicht 
ausreichende Ermächtigungen vorliegen und daß alle vor 
dem Abschluß dieses Abkommens erforderlichen Hand-
lungen, Voraussetzungen und gesetzlichen Formalitäten 
so erfüllt sind, wie es die Gesetze der Bundesrepublik und 
der Vereinigten Staaten vorschreiben, und mit diesen 
Gesetzen in Einklang stehen. 

11. Jede Streitigkeit zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik in bezug auf die Auslegung oder 
Durchführung dieses Abkommens wird auf deut Verhand-
lungswege oder in einer anderen alsdann zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik zu verein-
barenden Weise geregelt. 

12. Dieses Abkommen ist von der Bundesrepublik und 
den Vereinigten Staaten in Übereinstimmung mit dem nach 
ihren Verfassungen vorgesehenen Verfahren zu geneh-
migen. Das Abkommen tritt in Kraft 

6. The United States will apply the payments made by 
the Federal Republic as provided in this agreement in 
reduction of the remaining indebtedness of Germany in 
respect of awards of the Mixed Claims Commission, 
United States and Germany, made on behalf of nationals 
of the United States; provided, however, that full per-
formance of this agreement by the Government of the 
Federal Republic or by it and the government of a re-
united Germany and payment of the amounts due under 
this agreement shall constitute and be accepted by the 
United States as fulfillment by the Federal Republic and 
by a re-united Germany and as full discharge of each of 
them and of Germany of their respective obligations 
under the agreement of June 23, 1930, and the bonds issued 
pursuant thereto, in respect of awards of the Mixed 
Claims Commission, United States and Germany, made on 
behalf of nationals of the United States, anything in the 
exchange of letters of October 23, 1950 and March 6, 
1951 between Chancellor Adenauer and the Allied 
High Commission for Germany or in the memorandum 
of December 1951 prepared by the Tripartite Commission 
on German Debts to the contrary notwithstanding. 

7. Settlement of the indebtedness of Germany in respect 
of the awards of the Mixed Claims Commission, United 
States and Germany, to the United States on its own 
behalf shall be deferred until the final general settlement 
envisaged in Paragraph (1) of Article 5 of the Agreement 
on German External Debts, signed this day in London. 

8. The amounts to be paid by the Federal Republic 
in accordance with this agreement shall be paid without 
deduction for, and shall be exempt from, any and all taxes 
or other public dues present or future, imposed by or 
under authority of the Federal Republic or any political 
or local taxing authority within the Federal Republic. 

9. Any notice from or by the Federal Republic shall 
be sufficient if delivered to the American Embassy at 
Bonn or to the Secretary of the Treasury at the Treasury 
of the United States in Washington. Any notice, request, 
or consent under the hand of the Secretary of the Treasury 
of the United States shall be deemed and taken as the 
notice, request, or consent of the United States and shall 
be sufficient if delivered at the Embassy of the Federal 
Republic at Washington or at the office of the Ministry 
of Finance of the Federal Republic at Bonn. The United 
States in its discretion may waive any notice required 
hereunder, but any such waiver shall be in writing and 
shall not extend to or affect any subsequent notice or 
impair any right of the United States to require notice 
hereunder. 

10. The Federal Republic and the United States, each 
for itself represents and agrees that the execution and 
delivery of this agreement have in all respects been duly 
authorized, and that all acts, conditions, and legal 
formalities which should have been completed prior to 
the making of this agreement have been completed as 
required by the laws of the Federal Republic and the 
United States respectively and in conformity therewith. 

11. Any dispute between the Federal Republic and the 
United States respecting the interpretation or implemen-
tation of this agreement shall be settled through negotiation 
or by such other method as may then be agreed between 
the Federal Republic and the United States. 

12. This agreement shall be approved by the Federal 
Republic and the United States in accordance with their 
respective constitutional procedures. The agreement shall 
enter into force: 



mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in 
Washington und 

(m) mit dem Inkrafttreten des Abkommens über deut-
sche Auslandsschulden zwischen der Bundesrepublik 
einerseits und Frankreich, dem Vereinigten König-
reich von Großbritannien und Nordirland, den Ver-
einigten Staaten und anderen Staaten andererseits. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten von 
ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu London am 27. Februar 1953 in 
deutscher und englischer Sprache, je in doppelter Aus-
fertigung, wobei beide Fassungen gleichermaßen authen-
tisch sind. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Abs 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
gezeichnet: 

Warren Lee Pierson 

Anlage A 

(Form der Schuldverschreibung) 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
1 	 Januar 1953 

$ 	Nr. 	  

Die Bundesrepublik Deutschland, im folgenden als 
Bundesrepublik bezeichnet, verspricht hiermit, in Anbetracht 
der gegenseitigen Verpflichtungen, die in einem Abkom-
men vom   1953 zwischen ihr und den 
Vereinigten Staaten von Amerika enthalten sind, der Re-
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika, im folgen-
den als Vereinigte Staaten bezeichnet, am 1. April 19... . 
den Betrag von $  für die in dem ge-
nannten Abkommen niedergelegten Zwecke zu zahlen. 
Diese Schuldverschreibung ist bei der Federal Reserve 
Bank of New York in gesetzlicher Währung der Vereinig-
ten Staaten zahlbar. 

Wenn diese Schuldverschreibung nicht am Fälligkeits-
tag bezahlt wird, sind von diesem Zeitpunkt bis zum Zeit-
punkt der Zahlung auf den Nominalbetrag dieser Schuld-
verschreibung Zinsen zu einem Satze von 3 3/4 v.H. jähr-
lich zu zahlen. 

Diese Schuldverschreibung ist zahlbar ohne Abzug von 
sämtlichen gegenwärtigen oder künftigen Steuern oder 
anderen öffentlichen Abgaben, die von der Bundesrepublik 
oder irgendeiner politischen oder örtlichen Steuerbehörde 
oder auf Grund einer Ermächtigung dieser Stellen auf-
eilegt werden, und ist auch von solchen Steuern und 
Abgaben befreit. 

Diese Schuldverschreibung wird ausgegeben auf Grund 
der Bestimmungen eines Abkommens vom 	  

1953 zwischen der Bundesrepublik und den 
Vereinigten Staaten; die Schuldverschreibung unterliegt 
diesem Abkommen, auf das hiermit Bezug genommen wird. 

ZU URKUND DESSEN hat die Bundesrepublik veran-
laßt, daß diese Schuldverschreibung in ihrem Namen aus-
gestellt und übergeben wird. 

FÜR DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Die Bundesschuldenverwaltung 

Präsident 	 Mitglied 

(a) upon the exchange of instruments of approval at 
Washington, and 

(b) upon the coming into force of the Agreement on 
German External Debts between the Federal 
Republic on the one part, and France, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland, 
the United States and other countries on the other 
part. 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned represent-
atives duly authorized thereto by their respective govern-
ments have signed this agreement. 

DONE at London on February 27, 1953 in duplicate in 
the German and English languages, both texts being 
equally authentic. 

For the United States of America 
signed: 

Warren Lee Pierson 

For the Federal Republic of Germany 
signed: 
Abs 

EXHIBIT A 

(Form of Bond) 

THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 
Dated January 1, 1953 

No.  

The Federal Republic of Germany, herein called the 
Federal Republic, in consideration of the mutual covenants 
contained in an agreement dated  , 1953, 
between it and the United States of America hereby 
promises to pay to the Government of the United States 
of America, herein called the United States, on April 1, 
19.... for the purposes specified in said agreement the 
sum of $  . This bond is payable at 
the Federal Reserve Bank of New York in lawful 
currency of the United States. 

If this bond is not paid on  the date when it is due, 
 interest on the face amount of this bond shall be paid 

at the rate of 3 3/4 per cent per annum from such date 
until the date of payment. 

This bond is payable without deduction for, and is 
exempt from, any and all taxes and other public dues, 
present or future, imposed by or under authority of 
the Federal Republic or any political or local taxing 
authority within the Federal Republic. 

This bond is issued pursuant to the provisions of an 
agreement dated  , 1953, between the 
Federal Republic and the United States, to which this 
bond is subject and to which reference is made. 

IN WITNESS WHEREOF, the Federal Republic has 
caused this bond to be executed and delivered on its 
behalf. 

FOR THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 

The Bundesschuldenverwaltung 

President 	 Member 



Anlage 2c 

Begründung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 

vom 27. Februar 1953 über die Verschuldung Deutschlands aus Entscheidungen 
der deutsch-amerikanischen Gemischten Kommission. 

Den Verbindlichkeiten, die in dein Abkommen ihre 
Regelung gefunden haben, liegt folgender historischer 
Sachverhalt zugrunde: 

Nach dem ersten Weltkrieg wurde der Kriegszustand 
zwischen den Vereinigten Staaten und Deutschland durch 
die sogenannte „Knox-Porter-Entschließung" beendet, die 
am 2. Juli 1921 in Kraft trat. Diese Entschließung sah die 
Zurückbehaltung  von deutschen, in den Vereinigten 
Staaten von Amerika belegenen Vermögenswerten durch 
die Vereinigten Staaten von Amerika bis zu dem Zeit-
punkt vor, an dem Deutschland „geeignete Maßnahmen 
zur Befriedigung" von Ansprüchen amerikanischer Staats-
angehöriger gegen Deutschland getroffen haben werde. 
Der „Knox-Porter-Entschließung" folgte am 25. August 
1921 die Unterzeichnung des Berliner Vertrages zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika und Deutschland. 
In Art. I dieses Vertrages wurde bestimmt, daß die Ver-
einigten Staaten von Amerika „alle Rechte, Sonderrechte, 
Entschädigungen, Reparationen oder Vorteile erhalten 
und genießen sollen", die in der „Knox-Porter-Ent-
schließung im einzelnen festgelegt waren. An den Berliner 
Vertrag schlossen sich Besprechungen zwischen der Deut-
schen Regierung und der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika über die Art und Weise an, in der 
eine Entschädigung für die Forderungen amerikanischer 
Staatsangehöriger gegen Deutschland festgelegt werden 
sollte. Am 10. August 1922 wurde zwischen den Vereinig-
ten Staaten von Amerika und Deutschland ein Abkommen 
geschlossen, welches die Errichtung einer Mixed Claims 
Commission zur Entgegennahme und Entscheidung der-
artiger Forderungen vorsah. 

Die Behandlung und Erfüllung der von der Mixed Claims 
Commission zugesprochenen Entschädigungsansprüche er-
folgten zunächst auf einem sehr komplizierten Wege. Im 
Zusammenhang mit den Besprechungen über die Freigabe 
deutscher Vermögenswerte auf Grund des amerikanischen 
Kriegsschädenregelungsgesetzes von 1928 ergab sich dann 
später der Wunsch nach einer formalen Festlegung der 
deutschen Verpflichtungen aus den Entscheidungen der 
Mixed Claims Commission. Die diesbezüglichen Verhand-
lungen zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten 
vo n Amerika führten zum Abschluß des deutsch-amerika-
nischen Schuldenabkommens vom 23. Juni 1930, dem durch 
Artikel I des Gesetzes vom 13. März 1930 (RGBl. II S. 385)  

zugestimmt wurde. Auf Grund dieses Abkommens begab 
Deutschland in den Vereinigten Staaten von Amerika 
deutsche Schuldverschreibungen in ausreichender Höhe, 
um die zu Gunsten der Vereinigten Staaten von Amerika 
und ihrer Staatsangehörigen von der Mixed Claims  Com

-

mission  entschiedenen Ansprüche zu regeln. Das Abkom-
men sah ferner als Erstattung für die fälligen Beträge, die 
sich aus den Kosten für die amerikanische Besatzungs-
armee ergaben, die Begebung von Schuldverschreibungen 
an die Vereinigten Staaten von Amerika vor. 

Deutschland führte die in dein deutsch-amerikanischen 
Schuldenabkommen vom 23. Juni 1930 übernommenen 
Zahlungen sowohl für die Schuldverschreibungen, die die 
Ansprüche aus den Entscheidungen der Mixed Claims 
Commission decken sollten, als auch für die Schuldver-
schreibungen zur Erstattung der Besatzungskosten bis zum 
Hoover-Moratorium im Jahre 1931 aus. Vom Hoover-
Moratorium an unterblieb die Bedienung der Besatzungs-
kostenschuldverschreibungen, da sie auch nach amerika-
nischer Ansicht dem Moratorium unterlagen. Die im Zu-
sammenhang mit den Entscheidungen der Mixed Claims 
Commission begebenen Schuldverschreibungen wurden 
dagegen als Privatschulden angesehen, auf die die Be-
stimmungen des Moratoriums nicht anzuwenden seien. 
Dementsprechend wurden die Zahlungen für diese Schuld-
verschreibungen fortgesetzt. Seit der zweiten Hälfte des 
Jahres 1933 erfolgten jedoch keine Zahlungen mehr auf 
diese Schuldverschreibungen. 

Bei dem heute noch offenstehenden Betrage handelt es 
sich um einen solchen von rd. 103 Millionen Dollar. 

Einer Regelung auch dieser in den Händen privater 
Berechtigter liegenden und auf rechtskräftigen Entschei-
dungen der Mixed Claims Commission beruhenden For-
derungen im Rahmen der Londoner Schuldenverhandlung 
konnte sich die deutsche Seite nicht entziehen. Das vor-
liegende Abkommen, das eine solche Regelung enthält, 
sieht im Einzelnen die Zahlung eines Gesamtbetrages von 
97 500 000 Dollar vor, die allerdings nicht in einem Betrage, 
sondern in 26 Jahresraten bis zum 1. April 1978 zu zahlen 
sind, und zwar 

in 5 Jahresraten zu je 3 000 000 Dollar 
in 5 Jahresraten zu je 3 700 000 Dollar 

und in 16 Jahresraten zu je 4 000 000 Dollar. 



Anlage 3 a 

Gesetz betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 

über die Regelung der Ansprüche der Vereinigten Staaten von Amerika 
aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

(außer der Lieferung von Überschußgütern). 
Vom 	1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I 
Dem am 27. Februar 1953 in London unterzeich-

neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über die Regelung der Ansprüche der Ver-
einigten Staaten von Amerika aus der Deutschland 
geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe (außer der 
Lieferung von Überschußgütern) wird zugestimmt. 

Artikel II 
(1) Das Abkommen wird nachstehend mit Ge-

setzeskraft veröffentlicht. 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen gemäß seinem 

Artikel VIII in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Artikel III 
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 

in Kraft. 



Anlage 3 b 

Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 

über die Regelung der Ansprüche der Vereinigten Staaten von Amerika 
aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

(außer der Lieferung von Überschußgütern) 

Agreement 
between the Federal Republic of Germany and the United States of America 

regarding the settlement of the claim of the United States of America 
for post-war economic assistance (other than surplus property) to Germany 

Die Bundesrepublik Deutschland 
(im folgenden als „die Bundesrepublik" bezeichnet) 

einerseits und 

Die Vereinigten Staaten von Amerika 
(im folgenden als „die Vereinigten Staaten" bezeichnet) 

andererseits 

HABEN IN DER ERWÄGUNG, 

DASS die Vereinigten Staaten seit dem Zeitpunkt, 
in dem die amerikanischen Streitkräfte während des 
Zweiten Weltkrieges erstmals deutschen Boden be-
traten, Deutschland die im folgenden näher bezeichnete 
Wirtschaftshilfe geleistet haben; 

DASS die Bundesrepublik in dem mit den Vereinigten 
Staaten abgeschlossenen, am 15. Dezember 1949 unter-
zeichneten Abkommen über Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit die Haftung für die Ansprüche der Vereinigten 
Staaten aus der Deutschland im Rahmen des ECA-
Programms geleisteten Wirtschaftshilfe einschließlich 
der gemäß den ECA-Abkommen vorn 9. und 14. Juli 1948 
geleisteten Wirtschaftshilfe übernommen hat und in dem 
Schriftwechsel vom 6. März 1951 die Schulden gegen-
über den Vereinigten Staaten aus der Deutschland seit 
dein 8. Mai 1945 geleisteten Wirtschaftshilfe dem 
Grunde nach anerkannt hat, soweit die Haftung für 
diese Schulden nicht bereits vorher anerkannt worden 
war, und ihre Bereitschaft erklärt hat, den Verpflich-
tungen aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe gegenüber 
allen anderen ausländischen Forderungen gegen 
Deutschland oder deutsche Staatsangehörige Vorrang 
einzuräumen; 

DASS die Gesamthöhe der Ansprüche der Vereinigten 
Staaten aus derjenigen Hilfe, die sie Deutschland im 
Rahmen des GARIOA- und des ECA-Programms vor 
dem 1. Juli 1951 zugeteilt haben, auf $ 3 013 974 677 fest-
gesetzt worden ist; 

DASS es den Grundsätzen der Vereinigten Staaten 
entspricht, diese Ansprüche abzuändern, damit die Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik gegenüber den Ver-
einigten Staaten aus dieser Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 
herabgesetzt und auf eine Grundlage gestellt werden 
können, die im wesentlichen der im Falle der anderen 
freien Nationen Europas geschaffenen Grundlage ent-
spricht; 

DASS die Bundesrepublik und die Vereinigten Staaten 
den Wunsch haben, daß die abgeänderte und herab-
gesetzte Verschuldung und die Zahlungsbedingungen 
nunmehr in einem Abkommen niedergelegt werden; 

FOLGENDE VEREINBARUNGEN GETROFFEN: 

Artikel I 
(1) Die Bundesrepublik schuldet den Vereinigten Staa-

ten den Gesamtbetrag von einer Milliarde US-Dollar 
($ 1 000 000 000) für diejenige an Deutschland geleistete 
Wirtschaftshilfe, die vor dem 1. Juli 1951 im Rahmen des 
GARIOA- und des ECA-Programms der Vereinigten 
Staaten (siehe Begriffsbestimmungen in Artikel VII dieses 
Abkommens) zugeteilt worden ist. 

WHEREAS the United States of America (hereinafter 
called the "United States") furnished certain economic 
assistance to Germany since the date of the initial 
entry of the forces of the United States into Germany 
during World War II hereinafter more specifically 
mentioned; and 

WHEREAS the Federal Republic of Germany (herein-
after called "The Federal Republic") has by the Eco-
nomic Cooperation Agreement between the Federal 
Republic and the United States signed on December 15, 
1949 assumed the liability for the claims of the united 
States arising from economic assistance extended to 
Germany under the ECA Program, including the assis-
tance extended under the Economic Cooperation 
Agreements concluded on July 9 and 14, 1948, and by 
the exchange of the letters of March 6, 1951, has 
acknowledged in principle the debt to the United States 
for economic assistance furnished to Germany since 
May 8th, 1945, to the extent to which liability for such 
debt had not previously been acknowledged, and has 
stated that it was ready to accord the obligations 
arising from post-war economic assistance priority over 
all other foreign claims against Germany or German 
nationals; and 

WHEREAS it is the policy of the United States to 
United States for assistance authorized by it prior to 
July 1, 1951 to be furnished to Germany under the 
GARIOA and ECA programs has been determined to be 
$ 3,013,974,677; and 

WHEREAS it is the policy of the United States to 
adjust such claims so that the obligations of the Federal 
Republic to the United States for such post-war eco-
nomic assistance may be reduced and placed on a 
basis generally similar to that established for the 
other free nations of Europe; and 

WHEREAS the Federal Republic and the United 
States desire that the adjusted and reduced indebted-
ness and the terms of payment thereon should now be 
set forth in one agreement; 

NOW, THEREFORE, the United States and the 
Federal Republic have entered into the following 
agreement: 

Article I 
1. The Federal Republic is indebted to the United 

States in the total amount of one billion United States 
dollars ($ 1,000,000,000) for economic assistance to Ger-
many which was authorized under the GARIOA and ECA 
programs of the United States (as defined in Article VII 
of the present Agreement) prior to July 1, 1951. 



(2) Die Bundesrepublik verpflichtet sich hiermit, an die  
Export-Import-Bank von Washington, eine im Auftrage  
der Vereinigten Staaten handelnde Stelle, oder an deren  

Rechtsnachfolger oder Zessionare zur Tilgung der vor-
genannten Verschuldung den Kapitalbetrag von einer  

Milliarde US-Dollar ($ 1 000 000 000) sowie halbjährlich  
vorn 1. Januar 1953 an Zinsen zum Satze von jährlich  
2 l/2 v. H. auf den jeweils ausstehenden Kapitalbetrag zu  

zahlen. Die Zinsen werden in einer Höhe von je  

$ 12 500 000 erstmals am 1. Juli 1953 und danach am  
1. Januar und 1. Juli jedes Jahres bis einschließlich  
1. Januar 1958 gezahlt. Ab 1. Juli 1958 werden halbjähr-
lich neunundfünfzig Raten in Höhe von je $ 23 790 000 und  
eine letzte Rate in Höhe des ausstehenden Restbetrages  

gezahlt; diese Raten werden zunächst auf die aufgelau-
fenen Zinsen und dann auf den Kapitalbetrag verrechnet.  

(3) Kapital und Zinsen sind zahlbar am Sitz der Import-
Export-Bank von Washington, Washington, D. C., in ge-
setzlichen Zahlungsmitteln der Vereinigten Staaten.  

(4) Die Bundesrepublik kann jederzeit Vorauszahlungen  
in Höhe des gesamten ausstehenden nach diesem Ab-
kommen geschuldeten Kapitalbetrages oder eines Teils  

davon leisten. Vorauszahlungen an die Vereinigten Staa-
ten sind in US-Dollar vorzunehmen. Diese Zahlungen  

werden zunächst auf rückständige Zins- oder Tilgungs-
raten, im übrigen zu gleichen Teilen auf alle unbezahlten  
Tilgungsraten verrechnet. Soweit die Bundesrepublik  

Tilgungszahlungen aufgrund der gleichzeitig mit dem  
Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nord-
irland und Frankreich geschlossenen Abkommen über die 
Nachkriegs Wirtschaftshilfe leistet, zu denen sie  nach den 
Bestimmungen dieser Abkommen nicht verpflichtet ist,  

wird sie, sofern die Vereinigten Staaten nicht einer  
anderen Regelung zustimmen, Vorauszahlungen auf den  

nach diesem Abkommen geschuldeten Kapitalbetrag im  

gleichen Verhältnis zum Kapitalbetrag wie im Falle der  

Vorauszahlungen auf die Verschuldung nach den Ab-
kommen mit dem Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland und Frankreich vornehmen.  

(5) Bei Verzug in der pünktlichen und vollen Bezahlung  
der Zins- und Tilgungsraten werden das gesamte bisher  

unbezahlte Kapital und die Zinsen hierfür bis zum Zeit-
punkt der Zahlung fällig und auf Verlangen der Ver-
einigten Staaten zahlbar. Wird von diesem Recht in einem  

bestimmten Verzugsfall kein Gebrauch gemacht, so be-
deutet dies keinen Verzicht auf dieses Recht in diesem  

oder einem anderen Verzugsfall.  

Artikel II  
Die Bundesrepublik verzichtet auf und entläßt und be-

freit für sich selbst und für alle unter ihrer Herrschafts-
gewalt stehenden Personen die Vereinigten Staaten und  

deren Staatsangehörige von allen Forderungen und Ver-
bindlichkeiten, die sich aus der vor dem 1. Juli 1951 im  
Rahmen des GARIOA- und des ECA-Programms zugeteil-
ten Wirtschaftshilfe ergeben oder irgendwie damit  

zusammenhängen oder die aus Maßnahmen im Zusammen-
hang mit der Wirtschaftshilfe herrühren, einschließlich  

von Forderungen, die darauf beruhen, daß im Rahmen der  
genannten Programme Dollarbeträge oder Gegenwert

-

mittel nicht unmittelbar zugunsten der deutschen Wirt-
schaft verwendet worden sind. Der Verzicht, die Befreiung  

und Entlassung, die in dem ersten Satze dieses Artikels  

ausgesprochen sind, gelten nicht für solche gegen andere  

Verpflichtete als die Regierung oder Regierungsstellen  

der Vereinigten Staaten gerichtete Forderungen, die aus  

mit amerikanischen nicht-behördlichen Lieferanten ab-
geschlossenen Verträgen für die Ausfuhr von Waren oder  

Dienstleistungen herrühren oder die in irgendeinem Zu-
sammenhang mit derartigen Verträgen stehen.  

Artikel III  
(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 dieses  

Artikels verzichten die Vereinigten Staaten in Anbetracht  

der Verpflichtungen, die die Bundesrepublik in diesem  
Abkommen übernimmt, und in Anbetracht des Abschlusses  
eines befriedigenden Abkommens über die Regelung der  
deutschen Auslandsschulden auf alle ihre Ansprüche  

gegen die Bundesrepublik, die sich aus der vor dem  

2. The Federal Republic hereby promises to pay to  
the Export-Import Bank of Washington, an agency of  

the United States, its successors or assigns, in liquidation  

of the aforementioned indebtedness, the principal sum of  
one billion United States dollars ($ 1,000,000,000) and  

interest at the rate of 2 l/2 % per annum on the unpaid  

principal balance thereof from time to time outstanding  

from January 1, 1953, such interest to be paid semi-
annually. The first payment of interest in the amount of  

12,500,000 shall be made on July 1, 1953; thereafter  

until and including January 1, 1958, $ 12,500,000 shall he  
paid on January 1 and July 1 of each year as interest.  
Beginning July 1, 1958 and semiannually thereafter, fifty-
nine installments of $ 23,790,000 and one final installment  

of the unpaid balance shall be paid, such installments  

to be applied first to accrued interest and the remainder  

to principal.  

3. The principal and interest are payable at the office  

of the Export-Import Bank of Washington, Washington,  

D. C. in lawful money of the United States.  

4. The Federal Republic at any time may anticipate  

the payment of all or any part of the outstanding prin-
cipal indebtedness under this Agreement. Any prepay-
ment macle to the United States shall be in United  

States dollars. Such payment shall be credited first to  

payments of interest or principal that are past due and 
 unpaid if any, otherwise the prepayment shall be cre-

dited in equal proportions to all unpaid installments of  
principal. To the extent that the Federal Republic makes  

a payment of principal under agreements on postwar  

economic assistance entered into contemporaneously  
with the United Kingdom of Great Britain and Northern  
Ireland and France, which it is not required to make  

a to the terms o f s uch agreements, it shall, unless pursuant to the terms of such argeements, it shall unless  
the United States agrees olherwise, make prepayments 
with respect to the principal indebtedness under this 
Agreement proportionate to the prepayments made by 
the Federal Republic on the indebtedness under the 
agreements with the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland and France. 

5. Upon default in the prompt and full payment of 
any installment of principal or interest, the entire unpaid 
principal hereof and interest thereon to the date of 
payment shall become due and he payable at the option 
of the United States. The non-exercise of such right 
with respect to any particular default shall not consti-
tute a waiver of such right w 	respect to such default  
or any other default.  

Article II  
The Federal Republic on behalf of itself and all persons  

subject to its jurisdiction hereby waives, and releases  
and discharges the United States and its nationals from,  
any and all claims and liabilities arising out of or in any  

way relating to the furnishing, pursuant to GARIOA and  

ECA programs, of economic assistance authorized prior  
to July 1, 1951, and related operations, including but not  

limited to, claims based upon expenditures of dollars  

or counterpart funds under such programs not of direct  

benefit to the German economy. The waiver, release,  
and discharge in the first sentence of this article do not  

include claims against others than the Government of  

the United States, or any agency or entity thereof,  

arising out of or in any way relating to contracts for  
the export of commodities or services with United States  

non-governmental suppliers.  

Article III  
1. Except as provided in paragraph 2 of this Article,  

in consideration of the undertakings of the Federal  

Republic herein provided, and of the conclusion of a  

satisfactory agreement for the settlement of German ex-
ternal debts, the United States hereby waives all claims  
of the United States against the Federal Republic arising  

from the furnishing, pursuant to the GARIOA and ECA  



1. Juli 1951 im Rahmen des GARIOA- und ECA-Programms 
zugeteilten Wirtschaftshilfe ergeben, soweit diese An-
sprüche eine Zahlung der Bundesrepublik über den in 
Artikel I  dieses Abkommens festgesetzten Betrag hinaus 
oder vor den in diesem Abkommen festgelegten Ter-
minen erfordern würden. Dieser Verzicht ist jedoch nicht 
so auszulegen, als berühre er in irgendeiner Weise die 
Verpflichtungen der Bundesrepublik, auf die ECA- und 
GARIOA-Gegenwertkonten Einzahlungen zu leisten, zu 
denen sie nach irgendwelchen bestehenden Abkommen 
verpflichtet ist, oder als berühre er die Rechte der Ver-
einigten Staaten hinsichtlich der Verwendung von Mitteln 
aus diesen Konten zugunsten der deutschen Wirtschaft 
oder der deutschen Bevölkerung. Dieser Verzicht ist ferner 
nicht so auszulegen, als berühre er in irgendeiner Weise 
das Recht der Vereinigten Staaten, diejenigen aus diesen 
Konten herrührenden Mittel für ihre eigenen Zwecke zu 
verwenden, die sie der Bundesrepublik bei der Errechnung 
des in der Präambel dieses Abkommens bezeichneten 
Gesamtbetrages ihrer Ansprüche gutgeschrieben haben. 

(2) Dieses Abkommen berührt in keiner Weise die Ver-
pflichtung der Bundesrepublik oder ihrer Rechtsvorgänger, 
von der ECA oder ihren Nachfolgeorganisationen aus-
gegebene Dollarbeträge aufgrund der einschlägigen Be-
stimmungen über die Verausgabung derartiger Beträge 
zurückzuerstatten. Soweit indessen diese Rückzahlungen 
auf am 30. Juni 1951 oder vorher ausgestellten Ermäch-
tigungen für die Beschaffung von Waren oder technischer 
Hilfeleistungen beruhen, aber erst eingehen, nachdem die 
aufgrund des Gesetzes über gegenseitige Sicherheit in 
seiner geänderten oder ergänzten Fassung erteilte Er-
mächtigung zur Hilfeleistung an die Bundesrepublik er-
loschen ist, dienen sie zur Herabsetzung des Kapital-
betrages und sind zunächst auf rückständige Tilgungsraten, 
im übrigen nach Wahl der Vereinigten Staaten auf die 
nächstfällige unbezahlte Tilgungsrate oder auf alle un-
bezahlten Tilgungsraten zu gleichen Teilen zu verrechnen. 

Artikel 1V 
(1) Die Bundesrepublik ist bereit, die unter dieses Ab-

kommen fallende Schuld in Bezug auf Sicherheiten und 
auf Vorrang der Zahlung und des Transfers pickt un-
günstiger als eine ihrer eigenen Schulden zu behandeln, 
die unter das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden 
und seine Anlagen sowie unter die im letzten Absatz 
seiner Präambel erwähnten Abkommen fallen. Die 
Bundesrepublik ist ferner bereit, die unter dieses Ab-
kommen fallende Schuld in Bezug auf Vorrang des Trans-
fers nicht ungünstiger als eine andere unter das Ab-
kommen über Deutsche Auslandsschulden und seine 
Anlagen fallende Schuld zu behandeln. 

(2) Die Bundesrepublik ist ferner bereit, bei zukünftigen 
Darlehen oder Krediten, die von ihr oder unter ihrer 
Herrschaftsgewalt stehenden Personen, Organisationen 
oder Unternehmungen aufgenommen werden, keine Schritte 
in Bezug auf Sicherheiten und auf Vorrang der Zahlung 
und des Transfers zu unternehmen, die zur Folge haben 
würden, daß die Fähigkeit der Bundesrepublik, ihre Ver-
pflichtungen hinsichtlich der unter dieses Abkommen 
fallenden Schuld zu erfüllen, beeinträchtigt würde. 

Artikel V 
Alle Abkommen über die hier behandelte Wirtschafts-

hilfe bleiben in vollem Umfange in Kraft; jedoch werden 
die darin enthaltenen Bestimmungen über Sicherheiten 
und Vorrang durch Artikel IV dieses Abkommens ersetzt. 

Artikel VI 
Stellen die Parteien dieses Abkommens zu irgendeinem 

Zeitpunkt oder in Zeitabständen fest, daß es infolge un-
günstiger wirtschaftlicher Umstände oder aus anderen 
Gründen in ihrem gemeinsamen Interesse liegt, Zins- oder 
Tilgungsraten zu stunden oder ihre Stundung vorzusehen 
oder die Änderung von Bestimmungen dieses Abkommens 
über die Zahlung von Zins- oder Tilgungsraten vorzu-
nehmen oder vorzusehen oder dieses Abkommen in 
irgendeiner anderen Hinsicht zu ändern, so können sie in 
gegenseitigem Einvernehmen schriftlich eine solche Stun-
dung, Änderung oder sonstige Modifizierung vornehmen.  

programs, of economic assistance authorized prior to 
July 1, 1951, to the extent that such claims would cause 
the payment by the Federal Republic of more than the 
amount specified in Article I of this Agreement or before 
the times specified therein, provided, however, that this 
waiver shall not be construed as in any way affecting 
the obligations of the Federal Republic to make deposits 
to the ECA and GARIOA counterpart accounts of any 
sums it may be obligated so to deposit under any exi-
sting agreements, or the rights of the United States in 
respect of the use of funds from such accounts for the 
benefit of German economy or people, nor shall this 
waiver be construed as in any way affecting the right 
of the United States to use for its own purposes the 
funds from such accounts for which it gave the Federal 
Republic credit in determining the total amount of its 
claim set forth in the preamble to this Agreement. 

2. The obligation of the Federal Republic or its prede-
cessors' to refund dollars disbursed by the Economic 
Cooperation Administration or successor agencies under 
the applicable regulations governing the disbursement 
of such funds, shall in no way be affected by this 
Agreement; provided, however, that to the extent that 
such refunds are attributable to procurement or technical 
assistance authorizations issued on or before June 30, 
1951, which refunds are received after authority under 
the Mutual Security Act, as amended or supplemented, 
to provide for assistance to the Federal Republic has 
ceased, they shall be considered as a reduction of prin-
cipal, applied first to payments of principal past due and 
unpaid if any, otherwise at the option of the United 
States to the next due unpaid installment of principal 
or to all unpaid installments of principal in equal pro-
portion. 

Article 1V 
1. The Federal Republic agrees that it will accord to 

the indebtedness covered by this Agreement a treatment 
with respect to security and to priority of payment and 
of transfer not less favorable than that accorded to any 
indebtedness of the Federal Republic covered by the 
Agreement on German External Debts and its Annexes 
and the agreements mentioned in the last clause of the 
preamble thereto. The Federal Republic further agrees that 
it will accord to the indebtedness covered by this Agree-
ment a treatment with respect to priority of transfer not less 
favorable than that accorded to any other indebtedness 
covered by the Agreement on German External Debts 
and its Annexes. 

2. The Federal Republic further agrees that it will not 
take any action with respect to security and to priority 
of payment and of transfer accorded to any future loans 
or credits contracted by it or by persons, organizations 
or enterprises subject to its jurisdiction which would 
result in the impairment of the Federal Republic's ability 
to carry out its obligations regarding the indebtedness 
covered by this Agreement. 

Article V 
All agreements relating to the economic assistance 

herein mentioned, shall remain in full force and effect, 
except that provisions for security and priority in such 
agreements are hereby superseded by Article IV of this 
Agreement. 

Article VI 
If at any time or from time to time the parties hereto 

determine that it would be in their common interests 
because of adverse economic conditions or for any other 
reasons to postpone, or provide for the postponement of, 
any installments of interest or principal, or to alter or 
provide for the alteration of any of the provisions of 
this Agreement relating to the payment of interest and 
principal, or to alter this Agreement in any other respect, 
they may by mutual agreement in writing provide for 
any such postponement or alteration or other modification: 



Artikel VII 
Im Sinne dieses Abkommens bedeuten: 

(1) Der Begriff „GARIOA-Programm" das nach den ein-
schlägigen Bestimmungen der Haushaltsgesetze der Ver-
einigten Staaten für die Verwaltung und Unterstützung 
besetzter Gebiete genehmigte Wirtschaftshilfsprogramm 
sowie die gesamte übrige Wirtschaftshilfe — mit Aus-
nahme (a) der Lieferung von Überschußgütern und (b) 
der Hilfe im Rahmen des ECA-Programms —, die die Ver-
einigten Staaten Deutschland oder der deutschen Be-
völkerung seit dem Zeitpunkt, in dem die amerikanischen 
Streitkräfte während des Zweiten Weltkrieges erstmals 
deutschen Boden betraten, unmittelbar oder mittelbar 
geleistet haben. 

(2) der Begriff ,,ECA-Programm" das Programm, demzu-
folge die Vereinigten Staaten Deutschland Wirtschafts-
hilfe geleistet haben gemäß dem Abkommen über Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten und der amerikanischen und britischen Be-
satzungszone Deutschlands vom 14. Juli 1948, dem Ab-
kommen über Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinigten Staaten und der französischen Besatzungs-
zone  Deutschlands vom 9. Juli 1948 und dem Abkommen 
über Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einigten Staaten und der Bundesrepublik vom 15. De-
zember 1949 in der geänderten Fassung. 

Artikel VIII 
Dieses Abkommen tritt am gleichen Tage in Kraft, an 

dem das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden 
zwischen der Bundesrepublik einerseits und Frankreich, 
dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland, den Vereinigten Staaten und anderen Staaten 
andererseits in Kraft tritt. Die Parteien dieses Abkommens 
werden Urkunden austauschen, in denen sie bestätigen, 
daß dieses Abkommen in Übereinstimmung mit den ver-
fassungsrechtlichen Voraussetzungen ihres Landes ge-
nehmigt worden ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten von 
ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu London am 27. Februar 1953 in deut-
scher und englischer Sprache, je in doppelter Ausfertigung, 
wobei beide Fassungen gleichermaßen authentisch sind. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Abs 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
gezeichnet: 

Warren Lee Pierson 

Article VII 
For the purpose of this Agreement: 

1. The term "GARIOA program" shall mean the pro-
gram of economic assistance authorized by applicable 
provisions of the United States Appropriation Acts for 
the Government and Relief of Occupied Areas, as well 
as any other economic assistance, other than (a) surplus 
property and (b) assistance included in the ECA pro-
gram, furnished by the United States directly or in-
directly, to Germany or the German people since the 
date of the initial entry of the forces of the United 
States into Germany during World War IT. 

2. The term "ECA program" shall mean the program 
under which the United States furnished economic assi-
stance to Germany pursuant to the Economic Cooperation 
Agreement between the United States and the United 
States and United Kingdom Occupied Areas in Germany 
dated July 14, 1948; the Economic Cooperation Agreement 
between the United States and the French Zone of Occu-
pation of Germany dated July 9, 1948; and the Economic 
Cooperation Agreement between the United States and 
the Federal Republic dated December 15, 1949, as amended. 

Article VIII 
This Agreement shall enter into force on the date 

of the coming into force of the Agreement on German 
External Debts between the Federal Republic on the one 
hand, and France, the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland, the United States and other nations 
on the other hand. The contracting parties will exchange 
instruments confirming that this Agreement has been 
approved in accordance with their respective constitutional 
requirements. 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned representa-
tives duly authorized thereto by their respective govern-
ments have signed this Agreement. 

DONE at London on February 27, 1953 
in duplicate in the German and English languages, both 
texts being equally authentic. 

For the Un it ed State s  of America the United States of America 
signed: 

Warren Lee Pierson 

For the Federal Republic of Germany 
signed: 
Abs 



Anlage 3 c 

Begründung 

Das Abkommen, zu welchem gemäß Artikel 59 GG die 
Zustimmung bzw. Mitwirkung der gesetzgebenden Kör-
perschaften erbeten wird, ist das Ergebnis von Bespre-
chungen, die im Rahmen der Auslandsschuldenregelung 
mit der amerikanischen Delegation im Dreimächteausschuß 
für deutsche Schulden in London im Herbst 1951 und im 
Herbst 1952 geführt worden sind. In den Herbstbespre-
chungen 1951 wurden der Gesamtbetrag der amerikanischen 
Nachkriegs-Wirtschaftshilfe an Deutschland und die 
Rechtsgrundlagen der amerikanischen Ansprüche hieraus 
etörtert. Es handelt sich hierbei einmal um die sogenannte 
GARIOA-Hilfe („Government And Relief In Occupied 
Areas"), die nach dem 1. Juli 1946 auf Grund besonderer 
Bewilligungsgesetze des amerikanischen Kongresses und 
vor diesem Datum im Rahmen der Kriegsfinanzierung 
(„Lieferungen an die Zivilbevölkerung") gewährt worden 
ist. Zum anderen handelt es sich um die sogenannte ECA-
Hilfe („Economic Cooperation Administration"), auch 
Marshallplanhilfe genannt, die auf Grund entsprechender 
Bewilligungsgesetze seit dem 3. April 1948 geleistet wor-
den ist. Die Besprechungen beschränkten sich auf die bis 
zum 30. Juni 1951 zugeteilte Hilfe, weil nach diesem 
Datum Höhe und Rechtscharakter der ECA-Hilfe von vorn-
herein festgelegt wurden, GARIOA-Hilfe aber nicht mehr 
zugeteilt wurde. Schließlich stellte die amerikanische Seite 
auch noch einen verhältnismäßig kleinen Betrag in Rech-
nung, den Schweden auf Grund von Vereinbarungen, die 
es im Jahre 1946 mit den Alliierten über das deutsche 
Vermögen in Schweden getroffen hatte, zur Verfügung 
gestellt hatte. 

Mangels ausreichender eigener Unterlagen über die 
GARIOA-Hilfe war die deutsche Delegation darauf ange-
wiesen, die Richtigkeit der amerikanischen Ziffern anhand 
der Bewilligungsgesetze und der Aufstellungen der ameri-
kanischen Rechnungsprüfungsbehörden einer summari-
schen Überprüfung zu unterziehen. Das Ergebnis ist in der 
als Anhang beigefügten Aufstellung enthalten. Die End-
ziffer von rund $ 3,013 Milliarden Nettohilfe hat später 
Aufnahme in die Präambel des Abkommens gefunden. 

Grundlage der amerikanischen Ansprüche ist Artikel I 
Ziffer 3 des Abkommens über Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Bundesrepublik Deutschland („ECA-Abkommen") 
vom 15. Dezember 1949 (BGBl. 1950, Seite 9), soweit die 
eigentliche Marshallplanhilfe und die nach dem Inkraft-
treten des ECA-Abkommens von der ECA verwaltete 
GARIOA-Hilfe in Betracht kommt. Nach diesem Artikel 
sollten alle der Bundesrepublik auf Grund des ECA-Ab-
kommens gewährten Hilfeleistungen eine Forderung 
(„claim") gegen Deutschland begründen. Die vor dem 
Inkrafttreten gewährte („alte") GARIOA-Hilfe fällt da-
gegen nach einem Schreiben des Amerikanischen Hohen 
Kommissars vom 15. Dezember 1949 nicht unter die Be-
stimmungen des ECA-Abkommens. Diesen Teil der ameri-
kanischen Ansprüche hat die Bundesregierung in der deut-
schen Schuldenerklärung vom 6. März 1951 „dem Grunde 
nach" („in principle") anerkannt. Durch die Anerkennung 
„dem Grunde nach" hat sich die Bundesregierung gegen-
über den amerikanischen Ansprüchen aus der alten 
GARIOA-Hilfe alle grundsätzlichen Einwendungen im ein-
zelnen und der Höhe nach offengehalten. In diesem Zu-
sammenhang wurde in den Herbstbesprechungen 1951 
cieutscherseits vorgebracht, daß Deutschland für das Aus-
maß seiner Hilfsbediirftigkeit nicht in vollem Umfange 
verantwortlich sei und daher nur zu einer teilweisen Er-
stattung der alten GARIOA-Hilfe verpflichtet sei. Da es 
sich als unmöglich erwies, festzustellen, für welche Zeit-
abschnitte und Teile der alten GAR1OA-I Iilfe die deutschten 
Einwendungen zutrafen, konnte diesen deutschen Einwen-
dungen nur durch einen Pauschalabzug bei der Festsetzung 
der endgültigen deutschen Schuldverpflichtung Rechnung 
getragen werden. 

Auf Grund einer besonderen Bestimmung des ECA-
Abkommens brachte die amerikanische Delegation den 
Dollargegenwert solcher Ausgaben von Gegenwertmitteln  

(das sind Erlöse der Hilfslieferungen in deutscher Wäh-
rung), die der deutschen Wirtschaft oder Bevölkerung 
nicht unmittelbar zugute gekommen waren, von dem 
Bruttobetrag der Hilfe in Abzug. Von amerikanischer Seite 
wurde zugegeben, daß unter der amerikanischen Ver-
waltung der Gegenwertmittel vor dem Inkrafttreten des 
ECA-Abkommens gewisse Beträge nicht eindeutig zu-
gunsten der deutschen Wirtschaft oder der deutschen Be-
völkerung verwendet worden seien; doch kam auch in 
dieser Beziehung mangels genauer Feststellbarkeit nur 
ein Pauschalabzug in Betracht. 

Die Herbstbesprechungen 1951 endeten mit dem An-
gebot der Vereinigten Staaten vorn 6. Dezember 1951, ihre 
Forderung von rund $ 3,013 Milliarden auf $ 1 Milliarde 
herabzusetzen. Die Zahlungsbedingungen sahen in einer 
am 8. August 1952 zu weiteren Gunsten der Bundesrepu-
blik abgeänderten Form eine Verzinsung dieser Summe 
mit jährlich 2 1 /2 Prozent und vom 6. Jahre ab die Tilgung 
in dreißig Jahresraten vor. Die Vereinigten Staaten er-
klärten sich ferner bereit, den ihnen in der deutschen 
Schuldenerklärung eingeräumten Vorrang ihrer An-
sprüche entsprechend abzuändern. 

Der Nachlaß und die Abänderung des Vorrangs sollten 
die befriedigende Regelung der Vorkriegsschulden er-
möglichen und waren deshalb an die Bedingung geknüpft, 
daß eine solche Regelung tatsächlich zustande komme. 

Wegen dieser Bedingung konnte über das Abkommen, 
durch das dem amerikanischen Angebot nunmehr ver-
tragliche Bindung gegeben werden soll, erst verhandelt 
werden, als im Herbst 1952 die Regelung der Vorkriegs-
schulden in greifbare Nähe rückte. Die Besprechungen 
gestalteten sich schwierig, weil gewisse Probleme, insbe-
sondere die schon mit dem Angebot vom 6. Dezember 1951 
verbundene Bedingung eines deutschen Verzichts auf 
gewisse Gegenansprüche und die Abänderung des von 
den Nachkriegsgläubigern beanspruchten Vorrangs ihrer 
Ansprüche, erst während der Verhandlungen in ihrem 
ganzen Umfang erkennbar wurden. Das Ergebnis der 
Herbstbesprechungen 1952 ist in der folgenden Erläute-
rung zu den einzelnen Artikeln des Abkommens dar-
gestellt. 

Artikel I  
Absatz 1 enthält das Schuldversprechen der Bundes-

republik in Höhe von $ 1 Milliarde. Er begrenzt gleich-
zeitig die amerikanischen Ansprüche aus der Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe auf diesen Betrag, wie sich im übrigen 
auch aus dem in Artikel III Absatz 1 enthaltenen Ver-
zicht der Vereinigten Staaten auf alle weiteren finan-
ziellen Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 
ergibt. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten die Zahlungsbedin-
gungen. 

In Absatz 4 wird der Grundsatz der Nichtdiskriminie-
rung der Vereinigten Staaten auf Vorauszahlungen an-
gewendet, die die Bundesrepublik etwa an die beiden 
anderen Gläubiger aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe — 
Großbritannien und Frankreich — leisten sollte. 

Absatz 5 enthält die übliche Verfallsklausel für den 
Fall des Schuldnerverzuges. Selbst bei Schuldnerverzug 
kommt es jedoch nicht in Betracht, daß die Vereinigten 
Staaten zu ihren ursprünglichen Ansprüchen in Höhe 
von rund $ 3.013 Milliarden zurückkehren. Es bleibt auch 
in diesem Falle bei der in Absatz 1 vorgesehenen Begren-
zung. 

Artikel II 
Diese Bestimmung ist das Ergebnis langwieriger Ver-

handlungen in den Herbstbesprechungen 1952. Die ameri-
kanische Delegation hatte bereits in ihrem Angebot vom 
6. Dezember 1951 den endgültigen Nachlaß an die Be-
dingung geknüpft, daß die Bundesrepublik auf gewisse 
Gegenansprüche aus amerikanischen Maßnahmen in 
Deutschland verzichte. In den Herbstbesprechungen 1952 
hatte die amerikanische Delegation zunächst einen dem 



Gegenstand nach umfassenden Verzicht gefordert. Danach 
sollte die Bundesrepublik gegenüber den Vereinigten 
Staaten und gegenüber allen Organisationen und Per-
sonen, die in deren Namen oder unter deren Autorität 
tätig waren, auf alle Forderungen und Verbindlichkeiten 
verzichten, die aus Handlungen oder Unterlassungen der 
Vereinigten Staaten oder ihrer Beauftragten zwischen 
dem 5. Juni 1945 und dem Inkrafttreten dieses Abkom-
mens in bezug auf Deutschland, deutsche Staatsange-
hörige, deutsches Eigentum oder in Deutschland begangen 
worden waren. Zur Begründung dieser Forderung hatte 
die amerikanische Delegation darauf hingewiesen, daß 
ihre Regierung nach dem in Artikel III ausgesprochenen 
endgültigen Verzicht auf über $ 2 Milliarden keinen 
deutschen Gegenansprüchen aus Besatzungsmaßnahmen 
mehr ausgesetzt werden dürfe, die im übrigen in ihrer 
Höhe weit hinter dem Reduktionsbetrage zurückblieben. 
Es gelang der deutschen Delegation schließlich, die vor-
liegende, dem Gegenstande nach auf die Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe beschränkte Fassung der Verzichts-
klausel durchzusetzen. Dem Rechtscharakter nach be-
deutet Artikel II einen endgültigen Verzicht. Insofern geht 
diese Bestimmung über Artikel 3 des Neunten Teiles des 
Überleitungsvertrages hinaus, in dem für alle deutschen 
Gegenansprüche aus Besatzungsmaßnahmen einschließ-
lich der Wirtschaftshilfe ein bloßer „Geltendmachungs-
stop" bis zur Friedensregelung vorgesehen ist. Angesichts 
der gegenständlichen Beschränkung des Verzichts er-
schien diese Abweichung von der Regelung des Über-
leitungsvertrages vertretbar. Die deutsche Delegation 
konnte aber durchsetzen, daß deutsche Gegenansprüche 
gegen amerikanische nichtbehördliche Lieferanten, also 
die Individualansprüche der Bundesrepublik und ihrer 
Staatsangehörigen, in Satz 2 von dem Verzicht aus-
genommen wurden. 

Artikel III 
Absatz 1 Satz 1 enthält den bereits im Vorstehenden 

unter Artikel I erwähnten endgültigen Verzicht der Ver-
einigten Staaten auf alle über die Regelung in Artikel I 
hinausgehenden Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirt-
schaftshilfe. Nach den übrigen Bestimmungen des Ab-
satzes 1 bleiben jedoch die bereits bestehenden Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik im Zusammenhang mit 
der Einzahlung und Verwendung der Gegenwertmittel 
von diesem Verzicht unberührt. In einem amerikanischen 
Memorandum vorn 6. Februar 1953 wurde bestätigt, daß 
die Rechte der Vereinigten Staaten in dieser Hinsicht 
andererseits durch diese Bestimmungen auch keine 
Erweiterung erführen. 

Absatz 2 Satz 1 bestätigt die bestehenden Vorschriften 
über die Verpflichtung der Bundesrepublik, Dollarbeträge 
zurückzuzahlen, wenn die Lieferverträge gegen die Bestim-
mungen des Auslandshilfegesetzes, insbesondere gegen 
die Preisbestimmungen, verstoßen. Nach den bestehenden 
Vorschriften werden die von der Bundesrepublik zurück-
gezahlten Mittel für neue Hilfslieferungen verwendet. 
Satz 2 ergänzt diese Vorschriften dahin, daß zurück-
erstattete Mittel auf den in Artikel I bezeichneten Ka-
pitalbetrag zu verrechnen sind, wenn die MSA wegen 
des Auslaufens ihrer Ermächtigung zur Auslandshilfe nicht 
mehr in der Lage sein sollte, die zurückerhaltenen Dollar 
für neue Hilfslieferungen zu verwenden. Diese ergän-
zende Bestimmung bezieht sich nur auf solche Rück-
erstattungen, die auf bis zum 30. Juni 1951 ausgestellten 
Beschaffungsermächtigungen beruhen. Dieses Datum ist 
im Hinblick darauf gewählt worden, daß das Abkommen 
nur die Dollarzuteilungen bis zu diesem Datum zum 
Gegenstand hat. 

Artikel IV 
Dieser Artikel enthält die sogenannte „Vorrangs-

klausel", die den zweiten wichtigen Verhandlungspunkt 
in den Herbstbesprechungen 1952 bildete. Die Bundes-
republik hatte den drei Westmächten auf ihr Verlangen 
in der deutschen Schuldenerklärung vom 6. März 1951 
für ihre Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 
Vorrang eingeräumt. Die Vorrangsklausel enthält die Ab-
änderung des Vorrangs entsprechend dem Angebot vom 
6. Dezember 1951 und ist auch in den übrigen mit den 

Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich ab-
geschlossenen Abkommen über die Nachkriegsschulden 
wörtlich gleichlautend enthalten. 

Es gelang der deutschen Delegation, den Vorrang der 
amerikanischen Nachkriegsforderung gegenüber z u

-

künftigen Krediten in Absatz 2 auf die allgemeine 
Verpflichtung der Bundesrepublik zu beschränken, daß sie 
eine Beeinträchtigung ihrer Fähigkeit zur Erfüllung der 
amerikanischen Forderung vermeiden werde. Der Vor-
rang gegenüber bereits bestehenden Verpflichtun-
gen wurde in Absatz 1 in eine Art Meistbegünstigung 
umgewandelt, wonach die Bundesrepublik die amerikani-
sche Forderung nicht ungünstiger als die bereits bestehen-
den Verpflichtungen behandeln darf. Die amerikanische 
Delegation erklärte, daß durch diese Meistbegünstigung 
der bereits bestehende Vorrang der Dawes- und Young-
Gläubiger nicht beeinträchtigt werden solle; die be-
treffenden Regierungen wollen, falls die Frage der Kon-
kurrenz zwischen den Dawes- und Young-Gläubigern und 
den Nachkriegs-Gläubigern in Zukunft zu praktischen 
Schwierigkeiten führen sollte, in Verhandlungen mit der 
Bundesrepublik eintreten. 

Artikel V 
Durch diese Bestimmung wird die weitere Gültigkeit 

insbesondere des ECA-Abkommens bestätigt. Der zweite 
Halbsatz hebt jedoch ausdrücklich die in Artikel I Satz 3 
des ECA-Abkommens enthaltene, den amerikanischen An-
sprüchen aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe Sicherheit 
und Vorrang gewährende Bestimmung auf, daß die deut-
schen Exporterlöse für die Bezahlung der amerikanischen 
Ansprüche haften. Eine Aufhebung der ebenfalls in Ar-
tikel I Satz 3 des ECA-Abkommens enthaltenen Bestim-
mung, daß die an Deutschland gewährte Hilfe eine For-
derung gegen Deutschland begründe, konnte die deutsche 
Delegation nicht erreichen. Diese Bestimmung ist jedoch 
praktisch gegenstandslos geworden, da sie hinsichtlich 
der bis zum 30. Juni 1951 zugeteilten Hilfe durch dieses 
Abkommen ersetzt wird, während der Rechtscharakter 
der nach diesem Zeitpunkt gewährten Hilfe von vorn-
herein festgelegt wird. 

Artikel VI 

Dieser Artikel enthält eine umfassende „Konsultations-
klausel". Diese stellt das gemeinsame Interesse der Ver-
tragspartner, also insbesondere auch das Interesse an der 
politischen und wirtschaftlichen Erhaltung und Stärkung 
der Bundesrepublik, in den Vordergrund und gestattet, 
daß im gegenseitigen Einvernehmen von den Abkom-
mensbestimmungen über die Zahlungsmodalitäten im Ein-
zelfalle abgewichen wird oder diese Bestimmungen selbst 
geändert werden. Dank dieser Konsultationsklausel 
konnte auf die Aufnahme der in der deutschen Schulden-
erklärung erwähnten Schiedsklausel verzichtet werden. 

Artikel VII 
Dieser Artikel enthält Begriffsbestimmungen. 
Absatz 1 macht den Begriff „GARIOA-Hilfe" zum Sam-

melbegriff für die gesamte Wirtschaftshilfe, soweit es sich 
nicht um ECA-Hilfe handelt. Dadurch fällt auch der von 
Schweden zur Verfügung gestellte Betrag (siehe zu Ein-
gang der Begründung) unter diesen Begriff. 

Absatz 2 führt bei der Bestimmung des Begriffs „ECA-
Hilfe" die jeweiligen Rechtsgrundlagen dieser Hilfe im 
einzelnen an. 

Artikel VIII 
Diese Bestimmung über das Inkrafttreten beruht auf 

der an das Angebot vom 6. Dezember 1951 geknüpften 
Bedingung des Zustandekommens einer befriedigenden 
und billigen Regelung auch der Vorkriegsschulden. Wegen 
dieser Bedingung ist das Inkrafttreten dieses Abkommens 
auf einen Zeitpunkt festgesetzt, der nicht v o r dem In-
krafttreten des der Vorkriegsschuldenregelung dienen-
den ,.Abkommens über Deutsche Auslandsschulden" liegt. 
Durch die Festsetzung des Inkrafttretens genau auf den 
Tag des Inkrafttretens des Abkommens über Deutsche 
Auslandsschulden ist andererseits dem Wunsch der ameri-
kanischen Seite Rechnung getragen, daß das vorliegende 
Abkommen auch nicht nach dem Abkommen über Deut-
sche Auslandsschulden in Kraft treten möge. 



Anhang zu Anlage 3c 

Aufstellung 
der Ansprüche der Vereinigten Staaten gegen die Bundes

-

republik Deutschland aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

Lieferungen an die Zivilbevölkerung 
V-E Tag bis 30. Juni 
1946 (Vor - GARIOA) 

Lieferungen aus der 
inneren Zone 	$ 163 153 400 
Schiffsumleitungen 
von dem nordwest

-

europäischen Gebiet 	22 080 692 
Kosten der Maßnahmen 	2 147 724 
Flüssige Brennstoffe 	7 509 166 
insgesamt bis 
30. Juni 1946 	$ 194 890 982 

30. Juni 1946 bis 
31. Dezember 1949 (Nicht- 
GARIOA-Lieferungen) 	81 336 632 

insgesamt 	 $ 276 227 614 
GARIOA 
1. Juli 1946 bis 
30. Juni 1947 	$ 243 189 395 
1. Juli 1947 bis 
30. Juni 1948 	 551 766 147 
1. Juli 1948 bis 
30. Juni 1949 	 550 408 187 
1. Juli 1949 bis 
30. Juni 1950 	 189 128 927 

insgesamt 	 $ 1 534 492 656 
Schwedisches Abkommen 	 17 527 752 
ECA-Hilfe (Gegenstand eines 
„claim") bis 30. Juni 1951 
Zuteilungen (ohne 
bedingte Hilfe) (x) 	$ 1 251 123 000 
Bedingte Hilfe gemäß dem 
bilateralen Abkommen vom 
14. Juli 1948 	 151 759 000 
Erhaltene intereuropäische 
Hilfe 	 120 307 000 

insgesamt 	 $ 1 523 189 000 
Gesamthilfe 	 $ 3 351 437 022 

Abzüge 
GARIOA; nicht zum unmittel-
baren Vorteil der deutschen 
Wirtschaft verwendete 
Mittel: 

Verfügungshaushalt der 
Amerikanischen Hohen 
Kommission: 

Fiskaljahr 1950: 
DM 	90 000 000 $ 	21 428 571 

Fiskal jähr 1951 
DM 254 800 000 	60 666 667 

Fiskaljahr 1952: 
DM 118 200 000 	28 142 857 

Mehllieferungen nach 
Jugoslawien 

DM 	33 289 830 	7 926 150 
$ 118 164 245 

ECA 
5 % Gegenwertmittel 	67 539 100 
Freigaben von Gegen-
wertmitteln zur Finan-
zierung von Exporten 
gemäß dem bilateralen 
Abkommen vom 
14. Juli 1948 	 151 759 000 

insgesamt 	 $ 219 298 100  

Gesamtabzüge 	 $ 337 462 345 
Netto-Hilfe 	 $ 3 013 974 677 

(X) Die vorn Inkralttreten des ECA-Abkommens an von der ECA ver-
waltete GARIOA-1lilfe in Höhe von S  172,4 Mill. ist zu ECA, nicht 
zu CARIOA hinzuqeiechnet. 



Anlage 4 a 

Gesetz betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 

über die Regelung der Verbindlichkeiten 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika 

aus der Lieferung von Überschußgütern an Deutschland. 

Vom 	1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetzes be-
schlossen: 

Artikel I 
Dem am 27. Februar 1953 in London unterzeichneten 

Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
die Regelung der Verbindlichkeiten der Bundes-
republik Deutschland gegenüber den Vereinigten 
Staaten von Amerika aus der Lieferung von Über-
schußgütern an Deutschland und dem am gleichen 
Tage in London vollzogenen Briefwechsel, soweit 
dieser auf die Durchführung des Artikels IV des Ab-
kommens Bezug hat, wird zugestimmt. 

Artikel II 
(1) Das Abkommen und der Briefwechsel werden 

nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen und der Brief-

wechsel, soweit dieser auf die Durchführung des 
Artikels IV des Abkommens Bezug hat, in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in 

Kraft. 



Anlage 4 b 

Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 

über die Regelung der Verbindlichkeiten 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika 

aus der Lieferung von Überschußgütern an Deutschland 

Agreement 
between the Federal Republic of Germany and the United States of America 

regarding the settlement of the obligation of the Federal Republic of Germany 
to the United States of America 

for surplus property furnished Germany. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
(im folgenden als „die Bundesrepublik" bezeichnet) 

einerseits und 
Die Vereinigten Staaten von Amerika 

(im folgenden als „die Vereinigten Staaten" bezeichnet) 
andererseits 

HABEN IN DER ERWÄGUNG, 

DASS die Vereinigten Staaten von dem Zeitpunkt, 
in dem die amerikanischen Streitkräfte während des 
Zweiten Weltkrieges erstmals deutschen Boden betraten, 
bis zum 30. Juni 1951 Deutschland Wirtschaftshilfe ge-
leistet haben; 

DASS ein Teil dieser Wirtschaftshilfe in der Form 
der Lieferung von Überschußgütern an die Länder, den 
Zweizonen-Wirtschaftsrat und andere im deutschen 
öffentlichen Interesse tätige Stellen geleistet worden ist, 
der folgende Abkommen zugrunde gelegen haben: 

1. Abkommen vom 23. Januar 1948 zwischen der  Re

-
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika und 
dem Zweizonen-Wirtschaftsrat; 

2. Abkommen vom gleichen Datum zwischen dem 
Europäischen Kommando der Armee der Vereinigteten 
Staaten und dem Zweizonen-Wirtschaftsrat und 

3. das allgemein als „SIM-Programm" (Programm der 
Lieferung von Überschußgütern zum Arbeitsanreiz) 
bezeichnete Abkommen (die Höhe der Verschuldung 
aus diesem Programm geht aus einem Schreiben des 
Zweimächte-Kontrollamtes an die Bank deutscher 
Länder vom 10. Juni 1949 hervor); 

DASS die Bundesrepublik mit Schreiben des Bundes-
kanzlers an die Alliierte Hohe Kommission vom 6. März 
1951 die Schulden gegenüber den Vereinigten Staaten 
aus der Deutschland seit dem 8. Mai 1945 geleisteten 
Wirtschaftshilfe dem Grunde nach anerkannt hat, soweit 
sie nicht gemäß Artikel 133 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland die Verbindlichkeit hierfür 
bereits übernommen hat, und ferner ihre Bereitschaft 
erklärt hat, den Verpflichtungen aus der Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe gegenüber allen anderen ausländischen 
Forderungen gegen Deutschland oder deutsche Staats-
angehörige Vorrang einzuräumen; 

DASS die Bundesrepublik und die Vereinigten Staaten 
bereit sind, sich über die gegenwärtige Höhe der Ver-
schuldung aus der Lieferung von Überschußgütern und 
über die Zahlungsbedingungen zu einigen; 

FOLGENDE VEREINBARUNG GETROFFEN: 

Artikel I 
Die Bundesrepublik schuldet den Vereinigten Staaten 

den Gesamtbetrag von zweihundertunddrei Millionen 
US-Dollar ($ 203 000 000) für die in der Präambel dieses 
Abkommens näher bezeichnete Lieferung von Überschuß-
gütern an nie deutsche Wirtschaft. Bei der Berechnung 

WHEREAS the United States of America (hereinafter 
called the "United States") furnished economic assis-
tance to Germany between the date of the initial entry 
of the forces of the United States into Germany during 
World War II and June 30, 1951; and 

WHEREAS one type of such economic assistance has 
been the furnishing of surplus property to the Laender, 
the Bizonal Economic Council and other entities acting 
in the German public interest under the following 
agreements: 

(1) the Agreement between the Government of the 
United States of America and the Bizonal Economic 
Council dated January 23, 1948; 

(2) the Agreement between the United States Army, 
European Command, and the Bizonal Economic 
Council of the same date; and 

(3) the Agreement commonly known as the Surplus 
Incentive Materials program, the amount of indebt-
edness resulting from such program being evidenced 
by a letter dated June 10, 1949 from the Bipartite 
Control Office to the Bank deutscher Laender; and 

WHEREAS the Federal Republic of Germany (herein-
after called "The Federal Republic") has in a letter 
from the Chancellor of the Federal Republic to the 
Allied High Commission dated March 6, 1951, acknow-
ledged in principle its debt to the United States for 
economic assistance furnished to Germany since May 8, 
1945 to the extent to which it had not already taken 
over responsibility under Article 133 of the Basic Law 
for the Federal Republic and has stated that it was 
ready to accord the obligations arising from post-war 
economic assistance priority over all other foreign 
claims against Germany or German nationals; and 

WHEREAS the Federal Republic and the United 
States are prepared to agree upon the current amount of 
the indebtedness arising from the furnishing of surplus 
property and the terms of payment thereon; 

NOW, THEREFORE, the Federal Republic and the 
United States have entered into the following Agree-
ment: 

Article I 
The Federal Republic is indebted to the United States 

in the total amount of two hundred and three million 
United States dollars ($ 203,000,000) for surplus property 
furnished to the German economy as specified in the 
preamble of this Agreement. This sum takes into account 



dieses Betrages sind bereits berücksichtigt (a) von der 
Bundesrepublik vor dem 1. Januar 1953 an die Vereinigten 
Staaten geleistete Zahlungen und (b) Erstattungsverpflich-
tungen der Vereinigten Staaten gegenüber der Bundes-
republik für den Rückerwerb gewisser Überschußgüter 
durch die Vereinigten Staaten, ferner Abzüge für im Zu-
sammenhang hiermit stehende Auslagen und Ansprüche, 
soweit es sich nicht um gemäß Artikel VII dieses Ab-
kommens von dem Verzicht ausgeschlossene Ansprüche 
handelt. Von dem Betrage von $ 203 000 000 wird der nach 
Artikel VII dieses Abkommens vereinbarte Gesamtbetrag 
von Ersatzansprüchen Dritter abgesetzt. 

Artikel II 
Der in dem vorstehenden Artikel bezeichnete Kapital-

betrag von 8 203 000 000 ist von der Bundesrepublik an 
die Vereinigten Staaten in US-Dollar in 50 Halbjahres-
raten, beginnend am 1. Juli 1958, und danach halbjährlich, 
zu zahlen. Die jeweils fällig werdende Tilgungsrate soll 
dem am ersten Tage der betreffenden Tilgungsperiode 
ausstehenden noch nicht fälligen Teil des Gesamtbetrages, 
geteilt durch die Anzahl der noch nicht fälligen Raten, 
entsprechen. 

Artikel III 
Der ausstehende Kapitalbetrag ist ab 1. Januar 1953 mit 

jährlich 2 3/8s v. H., halbjährlich zahlbar, zu verzinsen; die 
Zinsen werden am 1. Januar und 1. Juli jedes Jahres fällig 
und sind von der Bundesrepublik in US-Dollar an die Ver-
einigten Staaten zu zahlen. Die erste Zinszahlung ist am 
1. Juli 1953 zu leisten. 

Artikel IV 
Fails die Vereinigten Staaten wünschen, daß für die 

Bezahlung eines Teils oder sämtlicher Ausgaben der Ver-
einigten Staaten in Deutschland Zahlungsmittel in der 
Währung der Bundesrepublik zur Verfügung gestellt wer-
den, so können sie jederzeit mit einem solchen Verlangen 
an die Bundesrepublik herantreten; die Bundesrepublik 
ist bereit, jederzeit durch Zahlung an die Vereinigten 
Staaten oder an gegebenenfalls von den Vereinigten 
Staaten bezeichnete Personen oder Organisationen Be-
träge in der Währung der Bundesrepublik in einer Höhe 
zur Verfügung zu stellen, die den Gesamtbetrag des aus-
stehenden Kapitalbetrages zuzüglich der fälligen Zinsen 
nicht überschreitet. Die Parteien dieses Abkommens wer-
den jedoch in Beratungen eintreten, falls die Vereinigten 
Staaten Zahlungen in einer Höhe verlangen sollten, die 
den Gegenwert von US $ 40 000 000 in einem jeweils vom 
1. Juli ab gerechneten Zeitraum von 12 Monaten über-
schreitet. Werden Zahlungen in der Währung der Bundes-
republik nach den Bestimmungen dieses Artikels an die 
Vereinigten Staaten geleistet, so wird der Gegenwert des 
gezahlten Betrages in US-Dollar mit Wirkung vom Zah-
lungstag zunächst auf rückständige Zinsen, dann auf die 

 nächstfällige halbjährliche Zinsrate oder Zins- und Til-
gungsrate und im übrigen auf den ausstehenden Kapital-
betrag verrechnet. Abweichend hiervon wird der in US-
Dollar ausgedrückte Gegenwert von Zahlungen, die nach 
dem Abkommen vorn 18. Juli 1952 zwischen der Bundes-
republik und der Regierung der Vereinigten Staaten über 
die Finanzierung gewisser Studienaustausch-Programme 
geleistet werden, zunächst auf rückständige Zinsen und im 
übrigen auf den ausstehenden Kapitalbetrag verrechnet. 

Artikel V 
Auf die Zahlungen nach Artikel IV dieses Abkommens 

einschließlich von Zahlungen nach dem Abkommen vorn 
18. Juli 1952 zwischen der Bundesrepublik und der Regie-
rung der Vereinigten Staaten über die Finanzierung ge-
wisser Studienaustausch-Programme ist derjenige am Tage 
der Zahlung irgendeiner Person, Organisation, Regierung 
oder Regierungsstelle zur Verfügung stehende Umrech-
nungskurs anzuwenden, der für die Vereinigten Staaten 
am günstigsten ist, vorausgesetzt, daß dieser Kurs nicht 
gesetzwidrig und, falls beide Länder mit dem Inter-
nationalen Währungsfonds Pari-Werte vereinbart haben, 
nicht in den Artikeln des Abkommens über den Fonds 
untersagt ist. 

(a) payments already made by the Federal Republic to the 
United States prior to January 1, 1953, and (b) reimburse-
ment owing to the Federal Republic by the United States 
for the reacquisition of certain of the surplus property by 
the United States and also allowances for expenses arid 
claims in connection therewith except as certain claims 
are excluded from the waiver in Article VII of this 
Agreement. From the sum of $ 203,000,000 shall be 
deducted the total amount agreed upon in respect of 
third party claims for damages in accordance with 
Article VII of this Agreement. 

Article II 
The principal amount of $ 203,000,000 as mentioned in 

the preceding Article shall be paid in United States 
dollars by the Federal Republic to the United States in 
fifty semiannual installments, beginning on July 1, 1958, 
and semiannually thereafter. Each installment due on the 
principal shall be equal to so much of the unpaid portion 
(as of the first day of that installment period) of the total 
principal amount as has not previously become payable, 
divided by the number of installments that have not 
previously become payable. 

Article III 
Interest at the rate of 2 3/8% per annum payable 

semiannually shall accrue commencing January 1, 1953, 
on the outstanding unpaid principal and shall be due and 
payable in United States dollars by the Federal Republic 
to the United States on January 1 and July 1 of each year. 
The first payment of interest shall be made on July 1, 1953. 

Article IV 
In the event th e  United States wishes to have currency 

of the Federal Republic made available for the payment 
of any or all expenditures in Germany of the United 
States, the United States may request the Federal 
Republic at any time or times to pay, and the Federal 
Republic agrees to furnish at such time or times, by 
payment to the United States or to such persons or 
organizations as the United States may designate, 
currency of the Federal Republic in an amount not in 
excess of the total amount of outstanding unpaid princi-
pal, plus interest due and payable; provided, however, 
that consultations will be held between the two parties 
if the United States should request payment of more than 
the equivalent of $ 40,000,000 in any one twelvemonth 
period next following July 1 of any year. In the event 
payment of currency of the Federal Republic is made 
under the terms of this Article, the United States dollar 
eauivalent of the amount paid shall be credited as of the 
day of payment, first to past due interest, if any, second 
to the semiannual installment of interest or of principal 
and interest which is next due and then to the total 
amount of outstanding unpaid principal. however, the 
United States dollar equivalent of payments made 
pursuant to the agreement between the Federal Repu-
blic and the Government of the United States for 
financing certain educational exchange programs of 
July 18, 1952, shall be credited first to past due interest, 
if any, and then to the total amount of outstanding 
unpaid principal. 

Article V 
The rate of exchange to be used with respect to pay-

ments under Article IV of this Agreement, including pay-
ments provided for in the Agreement between the Federal 
Republic and the Government of the United States for 
financing certain educational exchange programs of 
July 18, 1952, shall be that rate most favorable to 
the United States, which on the day of such payment, 
is available to any person, organization, government or 
government instrumentality, provided such rate is not 
unlawful and, if both countries have agreed par values 
with the International Monetary Fund, is not prohibited 
by the Articles of Agreement of the Fund. 



Artikel VI 
Die Bundesrepublik kann jederzeit Vorauszahlungen in 

US-Dollar auf den ausstehenden Kapitalbetrag oder einen 
Teil davon leisten, vorausgesetzt, daß keine Zins- oder 
Tilgungsrate rückständig ist. 

Artikel VII 
Die Bundesrepublik entläßt und befreit für sich selbst 

und für alle unter ihrer Herrschaftsgewalt stehenden Per-
sonen hiermit die Vereinigten Staaten und ihre Staats-
angehörigen von sämtlichen Forderungen und Verbindlich-
keiten, die sich aus dem Verkauf und der Übertragung von 

Überschußgütern durch die Vereinigten Staaten an 
Deutschland ergeben oder irgendwie damit zusammen-
hängen, einschließlich von Forderungen und Verbindlich-
keiten aus: 

a) Buchungsfehlern oder Unstimmigkeiten, 

b) ausdrücklichen oder stillschweigenden Garantien, 

c) Fehlbeständen oder 
d) Rückerwerb dieser Güter. 
Dieser Verzicht gilt nicht für Ersatzansprüche Dritter 

aus dem Rückerwerb gewisser Überschußgüter durch die 
Verein i gten Staaten gegen die Bundesrepublik oder die 
für sie handelnden Stellen. Die von den Vereinigten 
Staaten im Zusammenhang mit solchen Ansprüchen zu 
zahlenden Beträge werden in Verhandlungen zwischen den 
beiden Regierungen festgestellt, und der vereinbarte Ge-
samtbetrag wird von dem in Artikel I dieses Abkommens 
bezeichneten Schuldbetrag abgezogen. Dieser Verzicht 
gilt weiterhin nicht für die bei Dienststellen der Regierung 
der Vereinigten Staaten unmittelbar vorgebrachten An-
sprüche von Einzelpersonen, die Eigentum an solchen 

Überschußgütern in Deutschland erworben hatten, welche 
später von der Regierung der Vereinigten Staaten ohne 
Zahlung an die betreffenden Personen zurückerworben 
worden sind. 

Artikel VIII 
In Anbetracht der Verpflichtungen, die die Bundes-

republik in diesem Abkommen übernimmt, verzichten die 
Vereinigten Staaten hiermit auf alle ihre finanziellen An-
sprüche gegen die Bundesrepublik aus dem Verkauf und 
der Übertragung von Überschußgütern an Deutschland mit 
Ausnahme der in diesem Abkommen festgelegten Zah-
lungen. Hierbei sind die Bundesrepublik und die Ver-
einigten Staaten von der Absicht geleitet, die finanziellen 
Verpflichtungen der Bundesrepublik aus den in der 
Präambel aufgeführten drei Abkommen zu den in diesem 
Abkommen niedergelegten Verpflichtungen zusammen-
zufassen, sodaß dieses Abkommen den ausschließlichen 
Nachweis für die finanziellen Verpflichtungen der Bundes-
republik aus der Lieferung von Überschußgütern an 
Deutschland bildet. In allen anderen Beziehungen bleiben 
die vorerwähnten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
und den Vereinigten Staaten weiterhin in vollem Umfange 
in Kraft; eine Ausnahme bilden die darin enthaltenen 
Bestimmungen über Sicherheiten und Vorrang, welche 
durch Artikel IX dieses Abkommens ersetzt werden. 

Artikel IX 
Die Bundesrepublik ist bereit, die unter dieses Ab-

kommen fallende Schuld in Bezug auf Sicherheiten und 
auf Vorrang der Zahlung und des Transfers nicht un-
günstiger als eine ihrer eigenen Schulden zu behandeln, 
die unter das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden 
und seine Anlagen sowie unter die im letzten Absatz 
seiner Präambel erwähnten Abkommen fallen. Die Bundes-
republik ist ferner bereit, die unter dieses Abkommen 
fallende Schuld in Bezug auf Vorrang des Transfers nicht 
ungünstiger als eine andere unter das Abkommen über 
Deutsche Auslandsschulden und seine Anlagen fallende 
Schuld zu behandeln. 

Die Bundesrepublik ist ferner bereit, bei zukünftigen 
Darlehen oder Krediten, die von ihr oder unter ihrer 
Herrschaftsgewalt stehenden Personen, Organisationen 
oder Unternehmungen aufgenommen werden, keine 
Schritte in Bezug auf Sicherheiten und auf Vorrang der 
Zahlung und des Transfers zu unternehmen, die zur Folge 

Article V1 
The Federal Republic at any time may anticipate the 
payment in United States dollars of all or any part of 
the outstanding principal indebtedness, provided no pay-
ment of interest or principal is then past due and unpaid. 

Article VII 
The Federal Republic on behalf of itself and all persons 

subject to its jurisdiction hereby releases and discharges 
the United States and its nationals from any and all claims 
and liabilities arising out of or in any way relating to 
the sale and transfer of surplus property by the United 
States to Germany including but not limited to claims or 
liabilities based upon: 

a) Accounting errors or discrepancies, 
b) warranties express or implied, 
c) inventory deficiencies, or 
d) reacquisition of such property. 
This waiver does not apply to claims for damages 

lodged by third parties against the Federal Republic or 
its agencies arising from the reacquisition of certain of 
the surplus property by the United States. The amounts 
payable by the United States in connection with such 
claims shall be subject to negotiation and settlement 
between the two governments and the total amount 
agreed upon shall be deducted from the indebtedness 
specified in Article I of this Agreement. Nor does this 
waiver apply to direct claims filed with United States 
government agencies by individuals who acquired title 
to certain surplus property in Germany but which pro-
perty was later reacquired by the United States without 
payment to such individuals. 

Article VIII 
In consideration of the undertakings of the Federal 

Republic herein provided, the United States hereby 
waives all pecuniary claims of the United States against 
the Federal Republic arising from the sale and transfer 
of surplus property to Germany other than payments 
therefore as herein set forth, it being the intent of the 
Federal Republic and the United States that the pecu-
niary obligation of the Federal Republic with respect 
to the three numbered agreements mentioned in the Pre-
amble of this Agreement shall be merged into the under-
takings expressed herein and that the present Agreement 
shall be the sole evidence of the Federal Republic's pecu-
niary obligation with respect to surplus property furnished 
Germany, provided that the above-mentioned agreements 
shall otherwise continue in full force and effect between 
the Federal Republic and the United States, except 
that provisions for security and priority in such agree-
ments are hereby superseded by Article IX of this Agree-
ment. 

Article IX 
The Federal Republic agrees that it will accord to the 

indebtedness covered by this Agreement a treatment 
with respect to security and to priority of payment and 
of transfer not less favorable than that accorded to any 
indebtedness of the Federal Republic covered by the 
Agreement on German External Debts and its Annexes 
and the agreements mentioned in the last clause of the 
preamble thereto. The Federal Republic further agrees 
that it will accord to the indebtedness covered by this 
Agreement a treatment with respect to priority of trans-
fer not less favorable than that accorded to any other 
indebtedness covered by the Agreement on German 
External Debts and its Annexes. 

The Federal Republic further agrees that it will not 
take any action with respect to security and to priority 
of payment and of transfer accorded to any future loans 
or credits contracted by it or by persons, organizations 
or enterprises subject to its jurisdiction which would 
result in the impairment of the Federal Republic's ability 



haben würden, daß die Fähigkeit der Bundesrepublik, ihre 
Verpflichtungen hinsichtlich der unter dieses Abkommen 
fallenden Schuld zu erfüllen, beeinträchtigt würde. 

Artikel X 
Dieses Abkommen tritt am gleichen Tage in Kraft, an 

dem das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden 
zwischen der Bundesrepublik einerseits und Frankreich, 
dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland, den Vereinigten Staaten und anderen Staaten 
andererseits in Kraft tritt. Die Parteien dieses Abkommens 
werden Urkunden austauschen, in denen sie bestätigen, 
daß dieses Abkommen in Übereinstimmung mit den ver-
fassungsrechtlichen Voraussetzungen ihres Landes geneh-
migt worden ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten von 
ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu London, am 27. Februar 1953 in deut-
scher und englischer Sprache, je in doppelter Ausfertigung, 
wobei beide Fassungen gleichermaßen authentisch sind. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Abs 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
gezeichnet: 

Warren Lee Pierson 

to carry out its obligations regarding the indebtedness 
covered by this Agreement. 

Article X 
This Agreement shall enter into force on the date of 

the entry into force of the Agreement on German Ex-
ternal Debts between the Federal Republic on the one 
hand, and France, the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland, the United States and other nations 
on the other hand. The contracting parties will exchange 
instruments confirming that this Agreement has been 
approved in accordance with their respective consti-
tutional requirements. 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned represen-
tatives duly authorized thereto by their respective 
governments have signed this Agreement. 

DONE at London on February 27, 1953 in duplicate in 
the German and English languages, both texts being 
equally authentic. 

For the United States of America 
signed: 

Warren Lee Pierson 

For the Federal Republic of Germany 
signed: 
Abs 



Foreign Service 
United States of America 

Mr. Hermann J. Abs, 
Head of German Delegation on 
External Debts, 
29 Chesham Place, 

London 

London, England, February 27, 1953 

Dear Mr. Abs: 

I have the honor to confirm that in the course of our 
negotiations in connection with the provisions of 
Article IV of the Agreement between the United States 
of America and the Federal Republic of Germany regard-
ing the Settlement of the Obligation of the Federal Re-
public of Germany to the United States of America for 
Surplus Property furnished Germany, the following under-
standings have been reached: 

I.  
It is the intention of the United States to give the 

Federal Republic 30 days' notice when payment of cur-
rency of the Federal Republic is to be made under the 
provisions of Article IV and to give 90 days' notice when 
the payment to be made exceeds the equivalent of 
s 5000000. 

Moreover, the United States will make every effort to 
inform the Federal Republic before April 1 of each year 
as to its approximate requirements for currency of the 
Federal Republic during the following twelve months. 

II. 
The United States is prepared, during the period 

ending ,June 30, 1954, to limit its request for the payment 
of currency of the Federal Republic to an amount equi-
valent to 8 48 million. Agreement has been reached that 
payment of the equivalent of the $ 48 million referred to 
above will be made as follows: 

Date 	 U.S. Dollars 
in Millions 

March 	1953 	 5.0 
April 	1953 	 13.0 
July 	1953 	 5.0 
October 1953 	 5.0 
January 1954 	 5.0 
April 	1954 	 15.0 

It is understood that until the Agreement between the 
United States of America and the Federal Republic of 
Germany regarding the settlement of the obligation of 
the Federal Republic of Germany to the United States of 
America for surplus property furnished Germany comes 
into effect, the payments referred to in this paragraph 
will be made pursuant to the provisions of the Surplus 
Property Agreements, signed January 23, 1948. 

III.  
The United States dollar equivalent of currency of the 

Federal Republic paid under Article IV or paid after 
January 1, 1953, pursuant to the provisions of the Surplus 
Property Agreements signed January 23, 1948, shall be 
applied as of the day of payment in the following manner 
and order of priority: 

Die Deutsche Delegation 
für Auslandsschulden 

An den 
Vertreter der Vereinigten Staaten 
von Amerika im Dreimächteausschuß 
für deutsche Schulden, 

Herrn 
Botschafter Warren Lee Pierson 

London 

London, den 27. Februar 1953 

Sehr geehrter Mr. Pierson, 
Ich beehre mich, den Eingang Ihres Schreibens vom 

heutigen Tage zu bestätigen, dessen deutsche Übersetzung 
wie folgt lautet: 

„Ich beehre mich, zu bestätigen, daß wir bei unseren 
Verhandlungen über die Bestimmungen von Artikel IV 
des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
die Regelung der Verbindlichkeiten der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber den Vereinigten Staaten von 
Amerika aus der Lieferung von Überschußgütern an 
Deutschland zu folgenden Abreden gelangt sind: 

Die Vereinigten Staaten beabsichtigen, die Anforde-
rung von Zahlungen, die nach den Bestimmungen von 
Artikel IV in der Währung der Bundesrepublik zu leisten 
sind, mit einer Frist von 30 Tagen anzukündigen und 
die Ankündigung mit einer Frist von 90 Tagen vorzu-
nehmen, wenn die zu leistende Zahlung den Gegenwert 
von $ 5 Millionen übersteigt. 

Darüber hinaus werden die Vereinigten Staaten ihr 
möglichstes tun, um der Bundesrepublik vor dein 1. April 
jedes Jahres ihren ungefähren Bedarf an Beträgen in der 
Währung der Bundesrepublik für die folgenden 12 Mo-
nate bekanntzugeben. 

11. 
Die Vereinigten Staaten sind willens, während des am 

30. Juni 1954 endenden Zeitraums ihre Anforderung von 
Zahlungen in der Währung der Bundesrepublik auf einen 
Betrag im Gegenwert von $ 48 Millionen zu beschränken. 
Es ist Einigung erzielt worden, daß die Zahlung des oben 
erwähnten Gegenwertes von 8 48 Millionen wie folgt 
geleistet wird: 

Datum 	 US-Dollar 
in Millionen 

März 	1953 	 5,0 
April 	1953 	 13,0 
Juli 	1953 	 5,0 
Oktober 1953 	 5,0 
Januar 1954 	 5,0 
April 	1954 	 15,0 

Es besteht Einverständnis darüber, daß bis zum In-
krafttreten des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Regelung der Verbindlichkeiten der Bundes-
republik Deutschland gegenüber den Vereinigten Staaten 
von Amerika aus der Lieferung von Überschußgütern an 
Deutschland die in diesem Teil erwähnten Zahlungen 
gemäß den Bestimmungen der am 23. Januar 1948 unter-
zeichneten Abkommen über die Lieferung von ´Überschuß-
gütern erfolgen werden. 

III. 
Der US-Dollar-Gegenwert von Beträgen in der Wah-

rung der Bundesrepublik, die gemäß Artikel IV oder nach 
dem 1. Januar 1953 gemäß den Bestimmungen der am 
23. Januar 1948 unterzeichneten Abkommen über die 
Lieferung von Überschußgütern gezahlt werden, wird mit 
Wirkung vom Zahlungstag in nachstehender Weise und 
Reihenfolge verrechnet: 



(1) first, credited to past due interest, if any; 

(2) second, an amount shall be set aside equivalent to 
the next due semiannual installment of interest calculated 
upon the amount of principal outstanding at the be-
ginning of the semiannual period; 

(3) third, credited to the next due semiannual install-
ment of principal, provided an installment becomes due 
within six months following the payment; and 

(4) then any remaining balance shall be credited to 
outstanding unpaid principal. 

At the time the next semiannual installment of in-
terest would have become due the interest shall be recal-
culated, taking into account any credits to principal 
during the preceding six-month period, and any excess 
amount which may have been set aside under (2) above, 
shall as of that date be credited first to the installment of 
principal due on that date, and then to outstanding un-
paid principal. 

IV. 
The understandings set forth above constitute the 

arrangements agreed upon by our governments for carry-
ing out the agreements referred to in the second para-
graph of the preamble of the Agreement signed this day 
for the settlement of the obligation of the Federal Re

-

public of Germany to the United States of America for 
surplus property furnished Germany and the terms 
of Article IV of the last-named Agreement. These arrange-
ments will take effect upon the receipt of your reply con-
firming them. However, insofar as these arrangements 
carry out the terms of Article IV of the Agreement, they 
will become effective upon the exchange of instruments 
referred to in Article X of the Agreement. 

I will appreciate it if you will confirm the concurrence 
of your Government in the foregoing understandings. 

signed: Warren Lee Pierson 
United States Representative 
to the Tripartite Commission 

1. Zuerst wird gegen rückständige Zinsen verrechnet; 

2. dann wird ein Betrag im Gegenwert dei nächst

-

fälligen halbjährlichen Zinsrate abgezweigt, die auf 
den zu Beginn des Halbjahreszeitraums ausstehenden 
Kapitalbetrag errechnet wird; 

3. drittens wird gegen die nächstfällige halbjährliche 
Tilgungsrate verrechnet, sofern eine Rate innerhalb 
der auf die Zahlung folgenden sechs Monate fällig  
wird; und 

4. dann wird ein etwa verbleibender Rest auf den 
ausstehenden Kapitalbetrag verrechnet. 

Zu dem Zeitpunkt, in dem die nächste halbjährliche 
Zinsrate fällig geworden wäre, werden die Zinsen 
unter Berücksichtigung aller während des vorhergehen-
den Sechsmonatszeitraums erfolgten Gutschriften auf 
den Kapitalbetrag neu berechnet, und überschießende 
Beträge, die gemäß vorstehender Ziffer 2 abgezweigt 
worden sind, werden mit Wirkung von diesem Zeit-
punkt zunächst auf die zu diesem Zeitpunkt fällige Til-
gungsrate und im übrigen auf den ausstehenden Kapital-
betrag verrechnet. 

IV. 
Die im Vorstehenden niedergelegten Abreden stellen 

die Vereinbarungen unserer Regierungen für die Durch-
führung der Abkommen dar, die in dem zweiten Ab-
satz der Präambel des am heutigen Tage unterzeichne-
ten Abkommens über die Regelung der Verbindlichkei-
ten der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den 
Vereinigten Staaten von Amerika aus der Lieferung 
von Überschußgütern erwähnt sind, und für die Durch-
führung der Bestimmungen von Artikel 1V des letzt-
genannten Abkommens. Diese Vereinbarungen wer-
den mit dem Eingang Ihrer Bestätigung wirksam. Inso-
weit diese Vereinbarungen jedoch zur Durchführung 
der Bestimmungen von Artikel IV des Abkommens die-
nen, werden sie mit dem Austausch der in Artikel X 
des Abkommens erwähnten Urkunden wirksam. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir das Einver-
ständnis Ihrer Regierung mit den vorstehenden Abre-
den bestätigen würden." 

Ich darf hiermit das Einverständnis meiner Regierung 
mit den in Ihrem Schreiben niedergelegten Abreden er-
klären. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck meiner 
ausgezeichneten Hochachtung. 

gez. Abs 



Anlage 4 c 
Begründung 

Das Abkommen und der Briefwechsel, zu denen gemäß 
Artikel 59 GG die Zustimmung bzw. Mitwirkung der ge-
setzgebenden Körperschaften erbeten wird, regeln in end-
gültiger Form die finanziellen Verpflichtungen der Bundes-
republik aus der Lieferung von Überschußgütern durch 
die Vereinigten Staaten von Amerika an Deutschland. Die 
Lieferung der Überschußgüter an Westdeutschland und 
Berlin geht zurück auf Abmachungen aus den Jahren 1947 
und 1948, die zwischen amerikanischen Stellen und der 
Verwaltung für Wirtschaft sowie dem Wirtschaftsrat des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets abgeschlossen wurden. 
Die Abmachung mit der Verwaltung für Wirtschaft datiert 
vom 10. bzw. 19. September 1947 und bezieht sich auf das 
sog. Programm der „Lieferung von Überschußgütern zum 
Arbeitsanreiz" (SIM-Geschäft). Die Abmachungen mit dem 
Zweizonenwirtschaftsrat sind beide am 23. Januar 1948 ab-
geschlossen und tragen die Bezeichnung Neubewertungs-
vertrag und Bulk-Deal-Vertrag. 

In der Schuldenerklärung vom 6. März 1951 hat die Bun-
desregierung die Schulden aus der Deutschland seit dem 
8. Mai 1945 geleisteten Wirtschaftshilfe dem Grunde nach 
anerkannt, soweit die Bundesrepublik hierfür nicht ge-
mäß Artikel 133 GG die Verbindlichkeiten bereits über-
nommen hatte. Nach Auffassung der amerikanischen 
Regierung bezieht sich der Hinweis auf Artikel 133 GG 
insbesondere auf die Verpflichtungen aus den drei vor-
erwähnten Abmachungen über die Lieferung von Über-
sehußgütern. 

In den Londoner Besprechungen im Herbst 1951 über die 
Nachkriegsschilden machte die amerikanische Delegation 
erstmalig ziffernmäßige Angaben über die Gesamt-
ansprüche der Regierung der USA, ohne damals besondere 
Unterlagen über die Höhe der Ansprüche aus der Liefe-
rung von Überschußgütern von amerikanischer Seite bei-
zubringen. Die amerikanische Delegation beschränkte sich 
darauf, Globalbeträge für die Höhe ihrer Ansprüche aus 
den drei einzelnen Abmachungen zu nennen, aus denen 
sich eine Gesamtschuld der Bundesrepublik von $ 216 886 199 
ergab. Gleichzeitig erklärte die amerikanische Delegation 
ihre Bereitwilligkeit, für den Rückerwerb bestimmter 
Überschußgüter einen Globalabzug von annähernd 
$ 13 Millionen einzuräumen, so daß sich dadurch die 
deutsche Gesamtverpflichtung aus dem Empfang der Über-
schußgüter auf rd. 8 203 Millionen ermäßigte. Des weite-
ren gab die amerikanische Delegation bekannt, daß sie ab-
weichend von der Behandlung der Ansprüche aus der 
allgemeinen Wirtschaftshilfe eine Reduktion bei der 
amerikanischen Forderung aus der Lieferung von Über-
schußgütern nicht gewähren könne. Vielmehr müßten 
etwaige deutsche Einwendungen, die sich gegen die ame-
rikanischen Ansprüche aus der Lieferung von Überschuß-
gütern im einzelnen ergäben, in dem auf die eigentliche 
Wirtschaftshilfe gewährten erheblichen Nachlaß von 
$ 2 Milliarden ihre Abgeltung finden. 

In den Herbstbesprechungen 1952 sah sich daher die 
deutsche Delegation veranlaßt, sowohl die Höhe wie die 
Rechtsgrundlagen der amerikanischen Ansprüche aus der 
Lieferung von Überschußgütern zur Erörterung zu stellen. 
Sie bediente sich dabei auch der Unterstützung der Ge-
schäftsleitung der StEG, die Gelegenheit hatte, die sach-
lichen Einwendungen gegen die amerikanischen Forde-
rungen in London unmittelbar vorzutragen. Bei dieser 
Gelegenheit übergab die deutsche Delegation eine zu-
sammenfassende Darstellung, in der auch auf bestimmte 
Rechtsfragen wie den Verlust der RM-Guthaben durch die 
Währungsreform eingegangen wurde. 

Im Laufe der Verhandlungen hat die deutsche Delega-
tion auch weiterhin ihre Einwendungen gegen die ameri-
kanischen Ansprüche aus der Lieferung von Überschuß-
gütern vorgebracht. Sie hat dabei darauf hingewiesen, daß 
es ihr zweifelhaft erscheine, ob die Bundesrepublik durch 
Artikel 133 GG unmittelbar gehalten sei, in alle Einzel-
verpflichtungen aus den Verträgen der Verwaltung für 
Wirtschaft und des Zweizonenwirtschaftsrates einzutre-
ten. Die Erörterungen über die deutschen Einwendungen 

führten zu keinem positiven Ergebnis, weil die amerika-
nische Regierung sich in London nicht bereit fand, eine 
Herabsetzung der amerikanischen Forderung unter den 
bereits im Dezember 1951 bezeichneten Betrag von rd. 
$ 203 Millionen in Erwägung zu ziehen. 

Im weiteren Verlauf der Londoner Herbstbesprechun-
gen von 1952 stellte sich heraus, daß die Haltung der USA 
ihren Grund in dem Wunsch hatte, die bereits in den alten 
Verträgen von 1948 enthaltene Möglichkeit zur Inan-
spruchnahme von Landeswährung bei der Abdeckung der 
Schuldverpflichtung weitgehend auch im Londoner Ab-
kommen festzulegen, wobei die DM-Beträge zur Bestrei-
tung amerikanischer Ausgaben in Deutschland dienen 
sollen. So forderte die amerikanische Delegation zunächst 
als laufende Jahresleistung den DM-Gegenwert von 
$ 50 Millionen. Für die ursprünglich bis zum 30. Juni 1953 
begrenzte Anlaufzeit bezifferte die amerikanische Delega-
tion den Bedarf an DM dabei auf $ 23 Millionen. 

Die Frage der DM-Zahlungen hat in dem zweiten Teil 
der Londoner Herbstbesprechungen 1952 als Hauptgegen-
stand einen breiten Raum eingenommen, wobei die Ver-
handlungen sich zeitweilig von London nach Bonn ver-
lagerten. Im Ergebnis gelang es, die Jahresanforderung 
von dem Gegenwert von $ 50 Millionen auf den Gegen-
wert von $ 40 Millionen herabzumindern und für die An-
laufzeit, die bis zum 30. Juni 1954 erstreckt wurde, die 
Höhe der DM-Zahlungen auf den Gegenwert von $ 48 Mil-
lionen zu begrenzen. Gleichzeitig wurde mit der amerika-
nischen Delegation ein Schema für die Ankündigung der 
DM-Abrufe festgelegt. In der Frage des Rückerwerbs von 
Überschußgütern, die bereits in den Herbstbesprechungen 
1951 berührt worden war, kam es in den Besprechungen 
von 1952 zu eingehenden Erörterungen in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht, die schließlich zu einer Kompro-
mißlösung führten. 

Im Ergebnis ist festzustellen, daß die ursprünglich auch 
für das Abkommen über die Überschußgüter vorgesehene 
Regelung einer langfristigen Tilgung in Valuta nachträg-
lich zugunsten einer beschleunigten Abtragung in deut-
scher Währung weitgehend aufgehoben wurde. In Wirk-
lichkeit würde die gesamte deutsche Schuldverpflichtung 
aus der Lieferung von Überschußgütern, falls die amerika-
nische Regierung das Höchstmaß der DM-Zahlungen in der 
nächsten Zeit in Anspruch nehmen sollte, bereits inner-
halb der ersten 5 Jahre, also in einem Zeitraum getilgt 
sein, in welchem nach dem allgemeinen Schema der Lon-
doner Schuldenregelung eine Schonfrist hinsichtlich der 
Kapitalrückzahlungen vorgesehen ist. 

Zu der Präambel, den Hauptartikeln des Abkommens 
und dem Briefwechsel ist folgendes zu bemerken: 

In der Präambel sind als Rechtsgrundlage der amerika-
nischen finanziellen Ansprüche aus der Lieferung von 
Überschußgütern die drei Abmachungen der Jahre 1947/48 
besonders aufgeführt. Ferner nimmt die Präambel auf die 
Schuldenerklärung vorn 6. März 1951 und den in dieser 
enthaltenen Hinweis auf Artikel 133 GG Bezug. Ursprüng-
lich hatte die amerikanische Delegation den Wunsch ge-
äußert, in der Präambel durch einen besonders einzu-
fügenden Absatz eine Verbindung zu dem Abkommen 
über die allgemeine Wirtschaftshilfe herzustellen. Sie be-
absichtigte damit, auch äußerlich deutlich zu machen, daß 
der bei der allgemeinen Wirtschaftshilfe gewährte Nach-
laß von $ 2 Milliarden in eine Beziehung zu der Fest-
setzung der deutschen Schuldverpflichtung aus der Liefe-
rung von Überschußgütern zu setzen ist. Diese Einfügung 
ist auf Wunsch der deutschen Delegation unterblieben, 
weil es ihr nicht richtig erschien, in der amerikanischer-
seits vorgeschlagenen Weise eine unmittelbare Verbin-
dung zwischen den beiden sachlich unterschiedlichen Ab-
kommen herzustellen.. 



Artikel I 
Der Satz 2 von Artikel I, in welchem zwei Abzugsarten 

von der eigentlichen Schuldsumme aufgeführt sind, ent-
hält im strengen Sinne keine dispositive Bestimmung, 
sondern hält Verhandlungsergebnisse fest, die die Grund-
lage für die Errechnung der Schuldsumme darstellen. Die 
unter a) aufgeführten beschleunigten Zahlungen in der 
Zeit vor dem 1. Januar 1953 belaufen sich auf den Gegen-
wert von $ 850 000. Die Abzüge unter b) beziehen sich auf 
die bereits erwähnte Gutschrift in Höhe von $ 13 036 199 
für den Rückerwerb einzelner Überschußgüter, wobei die 
sog. Ansprüche Dritter aus derartigem Rückerwerb in die 
Sonderregelung des Artikels VII verwiesen sind. 

Artikel IV 

Artikel IV behandelt die Frage der DM-Zahlungen, so-
weit sie nicht in dem besonderen Briefwechsel für die An-
laufszeit bis zum 30. Juni 1954 geregelt sind. Er knüpft da-
bei an das grundsätzliche Recht der Regierung der Ver-
einigten Staaten aus den beiden Abkommen von 1948 an, 
die Bezahlung der Schuldverpflichtung aus der Lieferung 
von Überschußgütern in „Landeswährung" jederzeit und 
bis zur vollen Höhe zu fordern. Die Ausübung dieses 
Rechts wird durch Artikel IV wie auch durch den gleich-
zeitig mit dem Abkommen vollzogenen Briefwechsel ein-
geschränkt und damit zugunsten der Bundesrepublik eine 
von der Normalregelung in den Verträgen mit anderen 
Ländern abweichende Regelung getroffen. Die Regierung 
der Vereinigten Staaten wird in der normalen Laufzeit 
des Abkommens, d. h. ab 1. Juli 1954, ihre jährlichen Ab-
rufe von DM-Betragen auf den Höchstbetrag des Gegen-
werts von $ 40 Millionen beschränken. Für die Anlaufzeit 
ist ein ins einzelne gehender Zahlungsplan festgelegt, so 
daß die Summe der deutschen Zahlungen in der Zeit vom 
1. Januar 1953 his zum 30. Juni 1954 auf den Gegenwert 
von $ 48 Millionen begrenzt ist. Während für den Anlaufs-
zeitraum die Festlegung der Zahlungen endgültig ist, 
haben sich die Vereinigten Staaten für die normale Lauf-
zeit des Abkommens vorbehalten, in Beratungen mit der 
Bundesregierung für den Fall einzutreten, daß sie ihre DM-
Abrufe über den vorgesehenen Höchstbetrag eines Gegen-
werts von jährlich $ 40 Millionen hinaus zu erhöhen w ün-
schen. Artikel IV enthält weiter Bestimmungen über die 
Anrechnung aller DM-Zahlungen auf die nach Artikel II in 
Valuta festgelegten  Zins- und Tilgungsraten. Einzelne Er-
läuterungen hierüber finden sich in Teil III des Brief-
wechsels. Dabei ist auch Vorsorge getroffen, daß die Zah-
lungen, die die Bundesrepublik nach dem Abkommen vom 
18. Juli 1952 über die Finanzierung gewisser Studienaus-
tausch-Programme (Fulbright-Abkommen) zu leisten hat, 
unter die Anrechnung fallen. 

Artikel V 

Artikel V enthält Bestimmungen über den Umrechnungs-
kurs für die nach Artikel IV zu leistenden DM-Zahlungen, 
wobei auf die Zugehörigkeit der Bundesrepublik zum In-
ternationalen Währungs-Fonds in ausreichender Weise 
Bedacht genommen ist. Der Artikel stellt gleichzeitig eine 
Ergänzung des Fulbright-Abkommens hinsichtlich der Be-
handlung der DM-Zahlungen dar, die nach diesem Abkom-
men zu leisten sind. 

Artikel VI 

Dieser Artikel enthält eine umfassende „Konsultations-
klausel" nach dem Vorbilde der entsprechenden Klausel 
in dem deutsch-amerikanischen Abkommen über die Schul-
den aus der eigentlichen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe. Die 
Klausel stellt das gemeinsame Interesse der Vertragspart-
ner, also insbesondere das Interesse an der politischen und 
wirtschaftlichen Erhaltung und Stärkung der Bundesrepu-
blik, in den Vordergrund und gestattet, daß im gegen-
seitigen Einvernehmen von den Abkommensbestimmun-
gen über die Zahlungsmodalitäten im Einzelfalle abge-
wichen wird oder diese Bestimmungen selbst geändert 
werden. Dank dieser Konsultationsklausel konnte auf die 
Aufnahme der in der deutschen Schuldenerklärung vom 
6. März 1951 erwähnten Schiedsklausel verzichtet werden. 

Artikel VII 
Die Bestimmung des Artikels VII über den Verzicht der 

Bundesrepublik auf Gegenforderungen ist nur im Zu-
sammenhang mit der Verzichtsregelung in dem Abkom-
men über die eigentliche Nachkriegs-Wirtschaftshilfe rich-
tig zu verstehen. Die amerikanische Regierung hat als 
Ausgleich für den erheblichen Nachlaß, den sie bei der 
Berechnung der deutschen Schuldverpflichtung aus der 
Nachkriegs-Wirtschaftshilfe gewährt, einen Verzicht auf 
alle deutschen Ansprüche gefordert, die in einem sach-
lichen Zusammenhang mit der Durchführung der Hilfe-
leistung stehen. Wegen der Vielzahl und Vielgestaltigkeit 
der Lieferung von Überschußgütern und der praktischen 
Unmöglichkeit, weitere Nachprüfungen hierüber heute 
noch anzustellen, hat die amerikanische Delegation Wert 
darauf gelegt, in dem allgemeinen Verzicht auch auf den 
Verzicht auf Forderungen aus Buchungsfehlern, Garantien 
und Fehlbeständen hinzuweisen. 

Der Verzicht auf Forderungen aus dem Rückerwerb von 
Gütern beschränkt sich auf unmittelbare Ansprüche der 
Bundesrepublik. Diese hat bezüglich ihrer eigenen An-
sprüche aus dem Rückerwerb durch die bereits in Artikel I 
unter b) erwähnte Gutschrift einen Ausgleich erhalten. Da-
gegen sieht Artikel VII in seinem Absatz 2 eine besondere 
Behandlung für die sog. Ersatzarsprüche Dritter aus dem 
Rückerwerb vor. Danach werden die Bundesregierung und 
die Regierung der Vereinigten Staaten in besonderen Ver-
handlungen den Gesamtbetrag der sich hieraus ergeben-
den Abzüge feststellen, was zu einer nachträglichen Kor-
rektur der Gesamtschuld von $ 203 Millionen führen kann. 
Eine solche nachträgliche Korrektur ist ausdrücklich in 
Artikel I des Abkommens vorbehalten. 

Artikel VIII 

Der zweite Halbsatz des letzten Satzes sieht vor, daß die 
Bestimmungen unter Ziff. 7 des Neubewertungsvertrages 
und unter Ziff. 4 des Bulk-Deal-Vertrages, soweit sie si 
auf Sicherungen und Vorrang beziehen, aufgehoben wer-
den. In den beiden erwähnten Verträgen war  in dieser 
Beziehung bestimmt, daß die amerikanischen Ansprüche 
aus der Lieferung von Überschußgütern im gleichen Rang 
mit anderen Forderungen aus der Wirtschaftshilfe ihre 
Sicherheit in deutschen Exporterlösen finden sollten. Die 
Aufhebung dieser Klausel bedeutet somit, daß die Haf-
tung der deutschen Exporterlöse für die Abdeckung der 
Verpflichtungen aus der Lieferung von Überschußgütern 
entfällt. Der Wegfall entspricht einer Bleichlautenden Be-
stimmung in dem deutsch-amerikanischen Abkommen 
über die eigentliche Wirtschaftshilfe. 

Artikel IX 
Die Bestimmungen über den Vorrang haben an Bedeu-

tung stark verloren, weil die Abwicklung der Verpflichtun-
gen aus dem Abkommen über Lieferung von Überschuß-
gütern überwiegend in Form von DM-Zahlungen vor sich 
gehen wird. Auf eine besondere Erläuterung des Arti-
kels IX, der sich ebenso in den drei Abkommen über die 
Nachkriegs-Wirtschaftshilfe findet und dort eingehend be-
handelt wird, kann daher verzichtet werden. 

Artikel X 
Der Briefwechsel bildet nach seinem Teil IV einen inte-

grierenden Bestandteil des Abkommens, soweit er auf die 
Durchführung des Artikels IV des Abkommens Bezug hat. 
Dies gilt vor allem für die Bestimmungen in Teil I und III 
des Briefwechsels, die sich mit Vorankündigung für DM-
Abrufe und Verrechnung der DM-Zahlungen beschäftigen. 
Aber auch Teil II des Briefwechsels über die Begrenzung

-

der  DM-Zahlungen in dem Anlaufszeitraum bis zum 
30. Juni 1954 greift in die Bestimmungen des Abkommens 
über; er bestimmt, daß Artikel IV des Abkommens erst 
nach dem Ablauf des im Briefwechsel behandelten An-
laufszeitraumes, mithin nach dem 1. Juli 1954, Anwendung 
findet. 

Bei der engen Verbindung zwischen Abkommen und 
Briefwechsel war vorzusehen, auch für den .Briefwechsel 
die Zustimmung bzw. Mitwirkung der gesetzgebenden 
Körperschaften gemäß Artikel 59 GG herbeizuführen. 



Anlage 5a 

Gesetz betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 

Ihrer Majestät Regierung im Vereinigten Königreich von Großbritannien 
und Nordirland 

über die Regelung der Ansprüche des Vereinigten Königreichs 
aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe. 

Vom 	1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I 

Dem am 27. Februar 1953 in London unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und Ihrer Majestät Regierung 
im Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland über die Regelung der Ansprüche des 
Vereinigten Königreichs aus der Deutschland gelei-
steten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit Ge-
setzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dein das Abkommen gemäß seinem 
Artikel 10 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt be-
kanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
Kraft. 



Anlage 5 b 

Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 

Ihrer Majestät Regierung im Vereinigten Königreich von Großbritannien 
und Nordirland über die Regelung der Ansprüche des Vereinigten Königreichs 

aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

Agreement 
between Her Majesty's Government in the United Kingdom of Great Britain 

and Northern Ireland and the Government of the Federal Republic of Germany 
regarding the Settlement of the United Kingdom claim in respect of post-war 

economic assistance to Germany 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch

-l

and (im folgenden als „die Bundesregierung" be-
zeichnet) 

einerseits und 

Ihrer Majestät Regierung im Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord-
irland (im folgenden als „Ihrer Majestät Regierung" 
bezeichnet) 

andererseits 

HABEN IN DER ERWÄGUNG, 

DASS die Bundesregierung durch ein Übereinkommen 
vom 6. März 1951 mit den Regierungen des Vereinigten 
Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Französischen Republik (im folgenden als „die Drei 
Regierungen" bezeichnet) die Haftung der Bundesrepu-
blik für die Schulden aus der Deutschland seit dem 

8. Mai 1945 geleisteten Wirtschaftshilfe dem Grunde 
nach anerkannt und ihre Bereitschaft erklärt hat, den 
Verpflichtungen aus der Wirtschaftshilfe gegenüber 
allen anderen ausländischen Forderungen gegen 
Deutschland oder deutsche Staatsangehörige Vorrang 
einzuräumen; 

DASS die Drei Regierungen der Bundesregierung 
ihre Bereitschaft mitgeteilt haben, zur Erleichterung 
einer Gesamtregelung der deutschen Auslandsschulden 
bedeutende Zugeständnisse hinsichtlich des Vorrangs 
sowie des Gesamtbetrages ihrer Ansprüche aus der 
Nachkriegs-Wirtschaftshilfe unter der Bedingung zu 
machen, daß eine befriedigende und gerechte Regelung 
der deutschen Vorkriegsschulden erzielt werde; 

DASS die Drei Regierungen am heutigen Tage ein 
Abkommen zwischen der Bundesregierung und den Re-
gierungen der beteiligten Gläubigerstaaten unterzeich-
net haben, um den von der internationalen Konferenz 
über Deutsche Auslandsschulden empfohlenen Bedin-
gungen für die Regelung der deutschen Vorkriegs-
Auslandsschulden Wirksamkeit zu verleihen, welche 
die Drei Regierungen für befriedigend und gerecht 
befunden haben; 

FOLGENDE VEREINBARUNG GETROFFEN: 

Artikel 1 
Ihrer Majestät Regierung wird die nach Maß-

gabe des Artikels 2 durchzuführende Zahlung des Be-
trages von einhundertundfünfzig Millionen Pfund Sterling 
(

£ 
150 000 000) als vollständige und endgültige Regelung 

ihrer in der Anlage zu diesem Abkommen näher erläu-
terten Forderung von zweihundertundeine Million acht-
hunderttausend Pfund Sterling (E, 201 800 000) aus der 
Deutschland seit dem 8. Mai 1945 von dem Vereinigten 
Königreich geleisteten Wirtschaftshilfe annehmen. 

Her Majesty's Government in the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ire-
land (hereinafter referred to as "Her Majesty's Govern-
ment") 

of the one part and 

The Government o1 the Federal Republic of 
Germany thereinafter referred to as "The Federal 
Government") 

of the other part, 

CONSIDERING that, by an agreement concluded on 
6th March, 1951, with the Governments of the United 
Kingdom, the United States of America and the French 
Republic (hereinafter called "the three Governments"), 
the Federal Government acknowledged in principle 
the liability of the Federal Republic for the debts arising 
from the economic assistance furnished to Germany 
since 8th May, 1945, and stated its readiness to accord 
the obligations arising from this economic assistance 
priority over all other foreign claims against Germany 
or German nationals; 

CONSIDERING that the three Governments had in-
formed the Federal Government that, in order to facili-
tate an overall settlement of Germany's external debts, 
they were prepared to make important concessions with 
respect both to priority and to the total amount of their 
claims for post-war economic assistance, on condition 
that a satisfactory and equitable settlement of Ger-
many's pre-war debts was achieved; 

CONSIDERING that the three Governments have this 
day signed an Agreement between the Governments 
of the interested creditor countries and the Federal 
Government to give effect to settlement terms for 
Germany's pre-war external debts, which were recom-
mended by the International Conference on German 
External Debts and which the three Governments found 
to be satisfactory and equitable; 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

Article 1 
Her Majesty's Government will accept the payment 
of the sum of 

£ 

 150,000,000 (one hundred and fifty million 
pounds sterling), in the manner provided in Article 2, as 
a full and fi nal discharge of all their claims amounting 
to £ 201,800,000 (two hundred and one million eight 
hundred thousand pounds sterling) in respect of the econo-
mic assistance furnished to Germany by the United King-
dom since 8th May, 1945, details of which are set out in 
the Annex to the present Agreement. 



Artikel 2 
Die Bundesregierung wird an Ihrer Majestät Regierung 

den Betrag von einhundertundfünfzig Millionen Pfund 
Sterling (£150 000 000) in zwanzig gleichen Jahresraten von 
je sieben Millionen Fünfhunderttausend Pfund Sterling 
(£ 7 500 000), und zwar jeweils am 1. August, zahlen. Die 
erste Zahlung wird am 1. August 1953 fällig. 

Artikel 3 
Ihrer Majestät Regierung übernimmt die Verantwort-

lichkeit für die Erfüllung aller Verbindlichkeiten, die im 
Zusammenhang mit den von Ihrer Majestät Regierung 
seit dem 8. Mai 1945 durchgeführten Importen nach 
Deutschland am 30. September 1951 bestanden haben; die 
Bundesregierung verzichtet auf alle Ansprüche wegen 
irgendwelcher Beträge, die Ihrer Majestät Regierung nach 
dein 30. September 1951 als Erlöse solcher Exporte ein-
gezogen hat, welche vor dem 1. Januar 1947 aus der briti-
schen Besatzungszone durchgeführt worden sind. 

Artikel 4 
Die Bundesregierung entläßt und befreit für sich selbst 

und für alle unter ihrer Herrschaftsgewalt stehenden 
Personen die Regierung Ihrer Majestät und alle Or-
ganisationen und Personen, die in deren Namen oder unter 
deren Autorität tätig waren, von allen Forderungen und 
Verbindlichkeiten, die sich aus der Durchführung des 
Programms der Deutschland seit dem 8. Mai 1945 ge-
leisteten, in diesem Abkommen behandelten Wirtschafts-
hilfe oder aus der Verwendung von Gegenwertmitteln 
ergeben oder damit zusammenhängen. 

Artikel 5 
Falls die Bundesregierung mit den nach Artikel 2 dieses 

Abkommens zu leistenden Zahlungen in Verzug gerät, wird 
die Forderung Ihrer Majestät Regierung in Höhe von ein-
hundertundfünfzig Millionen Pfund Sterling (£ 150 000 000) 
in voller Höhe fällig und zahlbar, jedoch unter Abzug der 
von der Bundesregierung nach diesem Abkommen ge-
zahlten Raten. 

Artikel 6 
Die Bundesrepublik ist bereit, die unter dieses Abkom-

men fallende Schuld in bezug auf Sicherheiten und auf 
Vorrang der Zahlung und des Transfers nicht ungünstiger 
als eine ihrer eigenen Schulden zu behandeln, die unter 
das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden und 
seine Anlagen sowie unter die im letzten Absatz seiner 
Präambel erwähnten Abkommen fallen. Die Bundesrepu

-

blik ist ferner bereit, die unter dieses Abkommen fallende 
Schuld in bezug auf Vorrang des Transfers nicht ungün-
stiger als eine andere unter das Abkommen über Deutsche 
Auslandsschulden end seine Anlagen fallende Schuld zu 
behandeln. 

Die Bundesrepublik ist ferner bereit, bei zukünftigen 
Darlehen oder Krediten, die von ihr oder unter ihrer 
Herrschaftsgewalt stehenden Personen, Organisationen 
oder Unternehmungen aufgenommen werden, keine 
Schritte in bezug auf Sicherheiten und auf Vorrang der 
Zahlung und des Transfers zu unternehmen, die zur Folge 
haben würden, daß die Fähigkeit der Bundes republik, ihre 
Verpflichtungen hinsichtlich der unter dieses Abkommen 
fallenden Schuld zu erfüllen, beeinträchtigt würde. 

Artikel 7 
Falls die Bundesrepublik auf Grund der gleichzeitig mit 

den Regierungen der Vereinigten Staaten und Frankreichs 
geschlossenen Abkommen über die Nachkriegs-Wirt-
schaftshilfe eine Zahlung leistet, zu der sie nach den Be-
stimmungen dieser Abkommen nicht verpflichtet ist, so 
wird sie, sofern Ihrer Majestät Regierung nicht einer 
anderen Regelung zustimmt, Zahlungen auf die in diesem 
Abkommen geregelte Schuld in dem gleichen Verhältnis 
leisten. 

Artikel 8 
Gelangen die Parteien dieses Abkommens zu irgend-

einem Zeitpunkt zu der Auffassung, daß es infolge un-
günstiger wirtschaftlicher Umstände oder aus anderen 

Article 2 
The Federal Government will pay to Her Majesty's 

Government the sum of £ 150,000,000 (one hundred and 
fifty million pounds sterling) by twenty equal yearly 
instalments of £ 7,500,000 (seven million five hundred 
thousand pounds sterling) each payable on 1st August. The 
first payment shall become clue on 1st August, 1953. 

Article 3 
Her Majesty's Government will he responsible for 
meeting any liabilities outstanding on 30th September, 
1951, in connexion with the imports into Germany by 
Her Majesty's Government since 8th May, 1945, and the 
Federal Government waive all claims in respect of any 
amounts collected by Her Majesty's Government after 
30th September, 1951, as proceeds of exports from the 
British Zone of Occupation before 1st January, 1947. 

Article 4 
The Federal Government on behalf of itself and of all 

persons subject to its jurisdiction hereby releases and 
discharges Her Majesty's Government and all organisa-
tions and persons who have acted on behalf of or under 
the authority of Her Majesty's Government from any 
claims and liabilities arising out of or relating to the 
execution of the programme of economic assistance 
furnished to Germany since 8th May, 1945, and covered 
by the present Agreement, or arising out of or relating 
to the use of counterpart funds. 

Article 5 
In the event of the failure on the part of the Federal 

Government to make the payments agreed to be made in 
Article 2 of the present Agreement, the claim of Her 
Majesty's Government amounting to £.150,000,000 (one 
hundred and fifty million pounds sterling) shall become 
due and payable in full, subject, however, to the deduc-
tion of the instalments previously paid by the Federal 
Government under the present Agreement. 

Article 6 
The Federal Republic agrees that it will accord to the 

indebtedness covered by the present Agreement a treat-
ment with respect to security and to priority of payment 
and of transfer not less favourable than that accorded 
to any indebtedness of the Federal Republic covered by 
the Agreement on German External Debts and its Annexes 
and the agreements mentioned in the last clause of the 
preamble thereto. The Federal Republic further agrees 
that it will accord to the indebtedness covered by the 
present Agreement a treatment with respect to priority 
of transfer not less favourable than that accorded to any 
other indebtedness covered by the Agreement on German 
External Debts and its Annexes. 

The Federal Republic further agrees that it will not 
take any action with respect to security and to priority 
of payment and of transfer accorded to any future loans 
or credits contracted by it or by persons, organisations 
or enterprises subject to its jurisdiction which would 
result in the impairment of the Federal Republic's ability 
to carry out its obligations regarding the indebtedness 
covered by the present Agreement. 

Article 7 
In the event of the Federal Republic making a payment 

under agreements on post-war economic assistance 
entered into contemporaneously with the United States 
and France, which it is not required to make pursuant 
to the terms of such agreements, it shall, unless Her 
Majesty's Government agree otherwise, make proportio-
nate payments with respect to the indebtedness under the 
present Agreement. 

Article 8 
If at any time the Parties to the present Agreement 

determine that it would be in their common interests, 
because of adverse economic conditions, or for any other 



Gründen in ihrem gemeinsamen Tnteresse liegt, die Be-
stimmungen dieses Abkommens über die Zahlung zu 
ändern oder sonstige Änderungen in diesem Abkommen 
vorzunehmen, so werden sie in gegenseitigem Einver-
nehmen schriftlich Bestimmungen über eine solche Ände-
rung oder Modifizierung treffen. 

Artikel 9 
Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die Rati-

fikationsurkunden werden in London ausgetauscht. 

Artikel 10 
Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch der Ratifika-

tionsurkunden in Kraft, frühestens jedoch mit dem Inkraft-
treten des am heutigen Tage in London unterzeichneten 
Abkommens über Deutsche Auslandsschulden. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten von 
ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu London am siebenundzwanzigsten Tage 
des Monats Februar neunzehnhundertdreiundfünfzig in 
doppelter Ausfertigung, je in deutscher und englischer 
Sprache, wobei beide Fassungen gleichermaßen authen-
tisch sind. 

gezeichnet: Abs 
gezeichnet: George Rendel 

reasons, to alter the provisions of the present Agreement 
relating to payment, or in any other respect, they will by 
mutual agreement in writing provide for such alteration 
or modification. 

Article 9 
The present Agreement shall be subject to ratification. 

Instruments of ratification shall be exchanged at London. 

Article 10 
The present Agreement shall enter into force when 

the instruments of ratification have been exchanged but 
not before the entry into force of the Agreement on Ger-
man External Debts signed this day at London. 

IN WITNESS WHEREOF the undersigned, having been 
duly authorised by their respective Governments, have 
signed the present Agreement. 

DONE in duplicate at London this twenty-seventh day 
of February nineteen hundred and fifty-three, in the 
English and German languages respectively, both texts 
being equally authoritative. 

signed: George Rendel 
signed: Abs 



ANLAGE 

Ubersicht der Ausgaben des Vereinigten Königreichs für Wirtschaftshilfe 
an Deutschland vom 8. Mai 1945 bis 30. September 1951 

in Millionen L 
1. Einfuhren durch Vereinigte Dienststellen für die Zivil

-

verwaltung  	23,7 
2. Andere Einfuhren bis zum 31. Dezember 1946  	87,2 
3. Einfuhren 1947  	78,6 
4. Einfuhren 1948 bis 1950  	31,3 

220,8 
5. Abzüglich des Erlöses aus Exporten der Militärregierung 

in der britischen Besatzungszone Deutschlands bis zum 
31. Dezember 1946  	45,3 

175,5 
6. JEIA-Beiträge des Vereinigten Königreichs in Geld und 

Waren als Betriebskapital  	23,4 
7. Zahlung an die JEIA zur Ablösung der Verp fl ichtungen 

nach dem revidierten Fusionsabkommen  	2,5 
8 Nachbelastung für Lieferungen und für die Überlassung 

von überschüssigen Vorräten durch die britische Rhein-
Armee   0,4 

201,8 

ANNEX 

Summary of United Kingdom Expenditure on Economic Assistance 
to Germany from 8th May, 1945-30 th September, 1951 

L million 
1. Imports through Combined Civil Affairs channels  	23.7 
2. Other imports up to 31 st December, 1946  	87.2 
3. 1947 Imports  	78.6 
4. 1948 to 1950 imports  	31.3 

220.8 
5, Less proceeds of exports by Military Government in British 

Zone of Germany up to 31 st December, 1946  	45.3 

175.5 
6. Contributions by the United Kingdom to the Joint Export- 

Import Agency (J.E.I.A.) in cash and goods as Working Capital 	23.4 
7. Payment to the Joint Export-Import Agency in final settlement 

of obligations under the Revised Fusion Agreement  	2.5 
8. Deferred charge for supplies and surplus stores furnished by 

the British Army of the Rhine  	.4 

201.8 



Anlage 5 c 
Begründung 

Das Abkommen, zu welchem gemäß Artikel 59 GG die 
Zustimmung bzw Mitwirkung der gesetzgebenden Körper-
schaften erbeten wird, ist das Ergebnis von Besprechungen, 
die im Rahmen der Auslandsschuldenregelung mit der 
britischen Delegation im Dreimächteausschuß für deutsche 
Schulden in London im Herbst 1951 und im Herbst 1952 
geführt worden sind. 

In den Herbstbesprechungen 1951 wurden der Gesamt-
betrag der britischen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe und die 
Rechtsgrundlagen der britischen Ansprüche hieraus er-
örtert. Die britische Hilfe an die deutsche Zivilbevölkerung 
und an die deutsche Wirtschaft ist nach dem 1. April 1946 
auf Grund besonderer Bewilligungsgesetze des britischen 
Parlaments und vor diesem Datum im Rahmen der allge-
meinen Kriegsfinanzierung gewährt worden. Einem Teil 
der Hilfe lagen Vereinbarungen mit der amerikanischen 
Besatzungsmacht zugrunde, insbesondere auch das Abkom-
men über die Zusammenlegung der britischen und ameri-
kanischen Besatzungszone vom 2. Dezember 1946 („Fusions-
abkommen") nebst Ergänzungsabkommen vom 17. Dezem-
ber 1947; die hierauf beruhenden Teile der britischen 
Lieferungen werden deshalb auch als „Britische Beiträge" 
(„U.K.Contributions") bezeichnet. Schließlich wurde noch 
ein verhältnismäßig kleiner Betrag als Hilfe in Rechnung 
gestellt, den Schweden auf Grund von Vereinbarungen, 
die es im Jahre 1946 mit den Alliierten über das deutsche 
Vermögen in Schweden getroffen hatte, zur Verfügung 
gestellt hatte. Die britische Aufstellung der gesamten Aus-
gaben für die Nachkriegs-Wirtschaftshilfe an Deutschland 
ist dem Abkommen als Anlage beigefügt. 

Da der deutschen Delegation keine ausreichenden eige-
nen Unterlagen zur Verfügung standen, war sie darauf an-
gewiesen, die Richtigkeit der ihr von britischer Seite für 
den Zeitraum ab 1. April 1946  genannten Ziffern auf 
Grund von Unterlagen nachzuprüfen, die sie auf ihren 
Wunsch von der britischen Delegation erhalten hatte. Es 
waren dies die britischen Bewilligungsgesetze und die 
Einzelaufstellungen für die britischen Haushaltsjahre 
(1. April bis 31. März) über die zivilen Bewilligungen 
(„Civil Appropriation Accounts") nebst den dazugehörigen 
Prüfungsberichten der britischen Rechnungsbehörde. Die 
im Rahmen der allgemeinen Kriegsfinanzierung getätigten 
Ausgaben vor dem 1. April 19 46 in Höhe von rund L 50 
Millionen konnte die britische Delegation nicht in der glei-
chen Weise, sondern nur zum Teil, und zwar durch ziffern-
mäßige Angaben belegen, die in den Vereinbarungen mit 
der amerikanischen Besatzungsmacht über entsprechende 
britische Beiträge enthalten waren. Mit Rücksicht hierauf 
und im Hinblick auf die Schwierigkeiten des Nachweises, 
daß die Ausgaben vor dem 1. April 1946 tatsächlich der 
deutschen Bevölkerung zugute gekommen seien, hatte die 
britische Delegation ihre ursprünglich mit rund L 244 Mil-
lionen bezifferten Ansprüche bereits zu Beginn der Herbst-
besprechungen 1951 auf X 201,8 Millionen gesenkt. 

Von dem Betrage von £ 201,8 Millionen, der somit den 
Ausgangspunkt der britischen Forderung bildete, waren 
in der britischen Aufstellung die Erlöse aus Exporten der 
britischen Zone bis zum 31. Dezember 1946 abgesetzt. (Zum 
Verständnis dieses Datums ist darauf hinzuweisen, daß 
vom 1. Januar 1947 an auf Grund des oben erwähnten 
Fusionsabkommens alle Exporte über die JEIA verrechnet 
worden sind). Über die Zusammensetzung der Exporte gab 
die britische Delegation summarische Übersichten. Hier-
aus war jedoch kein ausreichender Anhalt für die Preis-
berechnung zu entnehmen, die nicht zuletzt für die erheb-
lichen Kohle- und Holzlieferungen aus der britischen Zone 
Bedeutung gehabt hätte. 

Zu einer Nachprüfung der Mengen und Preise der briti-
schen Hilfslieferungen selbst war die deutsche Delegation 
ebenfalls nur sehr beschränkt in der Lage. Eigene Unter-
lagen standen ihr auch hierzu nicht in ausreichendem 
Maße zur Verfügung. Von britischer Seite wurden meh-
rere Aufstellungen vorgelegt, welche die Gesamtaufstel-
lung erläutern sollten, in Wirklichkeit aber kaum über 
eine schematische Spezifikation hinausgingen. Die mit 
L 201,8 Millionen festgestellte Endziffer der britischen An-
sprüche hat später Aufnahme in Artikel 1 des Abkommens 
gefunden. 

Grundlage der britischen Ansprüche gegen die Bundes-
republik auf Erstattung der an Deutschland geleisteten 
Hilfe ist die deutsche Schuldenerklärung vom 6. März 1951, 
in der die Bundesrepublik erstmalig die Schulden aus der 
britischen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe, allerdings nur „dem 
Grunde nach", anerkannt hat. Dieser letztgenannten Ein-
schränkung entsprechend wurde in den Herbstbesprechun-
gen 1951 deutscherseits vorgebracht, daß Deutschland für 
das Ausmaß der deutschen Hilfsbedürftigkeit nicht in vol-
lem Umfange verantwortlich sei und daher nur zu einer 
teilweisen Erstattung der an Deutschland geleisteten Hilfe 
verpflichtet sei. Da sich nur sehr schwer hätte bestimmen 
lassen, für welche Zeitabschnitte und Teile der britischen 
Hilfe man diese deutschen Einwendungen hätte als zutref-
fend ansehen können, konnte ihnen nur durch einen 
pauschalen Abzug bei der Festsetzung der endgültigen 
deutschen Schuldverpflichtung Rechnung getragen werden. 

Die deutsche Delegation verwies in den Herbstbespre-
chungen 1951 darauf, daß die Vereinigten Staaten einen 
ziffernmäßigen Abzug von ihrer ursprünglichen Forderung 
mit Hinblick darauf gewährt hätten, daß Gegenwertmittel 
(das sind Erlöse der Hilfslieferungen in deutscher Wäh-
rung) der deutschen Wirtschaft oder Bevölkerung nicht 
unmittelbar zugute gekommen waren. Die deutsche Dele-
gation bat die britische Delegation um Prüfung, ob ein 
gleicher Abzug von der britischen Forderung in Betracht 
komme. Die britische Delegation verneinte die deutsche 
Frage. In einem Memorandum erklärte sie, daß die Erlöse 
in deutscher Währung bis zum 31. Juli 1949 im wesent-
lichen zur Außenhandelsfinanzierung verwendet und ab 
1. August 1948 dem GARIOA-Sonderkonto bei der Bank 
deutscher Länder gutgeschrieben worden seien. 

Die Herbstbesprechungen 1951 endeten mit dem Ange-
bot Großbritanniens vom 6. Dezember 1951, seine Forde-
rung von X 201,8 Millionen auf X 150 Millionen herabzu-
setzen. Die Zahlungsbedingungen sahen eine Tilgung in 
zwanzig Jahresraten ohne Zinsen vor. Großbritannien 
erklärte sich ferner bereit, den auf der deutschen Schulden-
erklärung beruhenden Vorrang seiner Ansprüche entspre-
chend dem vorstehenden Angebot abzuändern. 

Der Nachlaß und die Abänderung des Vorrangs sollten 
die befriedigende Regelung der Vorkriegsschulden ermög-
lichen und waren deshalb u. a. an die Bedingung geknüpft, 
daß eine solche Regelung tatsächlich zustande komme. 
Wegen dieser Bedingung konnte über das Abkommen, 
durch das dem britischen Angebot nunmehr vertragliche 
Bindung gegeben werden soll, erst verhandelt werden, als 
im Herbst 1952 die Regelung der Vorkriegsschulden in 
greifbare Nähe rückte. Die Besprechungen gestalteten sich 
schwierig, weil gewisse Probleme, insbesondere die schon 
mit dem Angebot vorn 6. Dezember 1951 verbundene Be-
dingung eines deutschen Verzichts auf gewisse Gegen-
ansprüche und die Abänderung des von den Nachkriegs-
Gläubigern beanspruchten Vorrangs ihrer Ansprüche, erst 
während der Verhandlungen in ihrem ganzen Umfang er-
kennbar wurden. Das Ergebnis der Herbstbesprechungen 
1952 ist in der folgenden Erläuterung zu den einzelnen 
Artikeln des Abkommens dargestellt. 

Präambel 
Das Abkommen ist auf Wunsch der britischen Delega-

tion als Regierungsabkommen redigiert, weil die britische 
Regierung hinsichtlich seiner verfassungsrechtlichen Be-
handlung ihre Freiheit behalten wollte. Gleichwohl ist in 
Artikel 9 des Abkommens die Ratifizierung vorgesehen. 
Hierdurch sollte nicht zuletzt der deutschen Auffassung 
Rechnung getragen werden, daß die Bundesregierung in 
jedem Falle verfassungsrechtlich verpflichtet ist, die Zu-
stimmung bzw. Mitwirkung der gesetzgebenden Körper-
schaften zu dem Abkommen zu erbitten. 

Artikel 1 

Dieser Artikel enthält das Schuldversprechen der Bun-
desrepublik in Höhe von L 150 Millionen. Durch die For-
mulierung der Verzugsklausel in Artikel 5 und durch die 
Erklärungen der britischen Delegation ist klargestellt wor-
den, daß die britische Regierung nicht erst mit der rest- 



losen Bezahlung des Betrages von £.150 Millionen, sondern 
bereits mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens endgül-
tig auf den Reduktionsbetrag von £ 51,8 Millionen ver-
zichtet. 

Artikel 2 
Dieser Artikel enthält die Zahlungsbedingungen. 

Artikel 3 
Bei den in der ersten Hälfte dieser Bestimmung ge-

nannten Verbindlichkeiten handelt es sich ausschließlich 
um Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit der Verschif-
fung der Hilfslieferungen. Wegen der Langwierigkeit der 
Regelung solcher Verbindlichkeiten haben am 30. Septem-
ber 1951, als die britische Regierung den Gesamtbetrag ihrer 
Hilfeleistungen an Deutschland feststellte und schließlich 
mit £ 201,8 Millionen bezifferte, noch zahlreiche ungeregelte 
Verbindlichkeiten dieser Art bestanden. Die britische Re-
gierung nimmt nach der ersten Hälfte des Artikels 3 diese 
ungeregelten Verbindlichkeiten auf sich und nimmt davon 
Abstand, sie der deutschen Seite als Hilfeleistungen in 
Rechnung zu stellen. Nach einer britischen Schätzung 
machen diese Verbindlichkeiten etwa £ 35 000 aus. 

Durch die in der zweiten Hälfte dieses Artikels enthal-
tene Bestimmung überläßt die Bundesregierung der briti-
schen Regierung diejenigen Beträge in deutscher Währung, 
die die britische Regierung nach dem 30. September 1951 
als Erlöse solcher Exporte eingezogen hat bzw. einzieht, 
die zur Zeit der britischen Regierungsausfuhren aus der 
britischen Zone (also vor dem 1 Januar 1947) stattgefun-
den haben. Sie nimmt davon Abstand, diese Beträge der 
britischen Seite als Abzug von deren Ansprüchen aus der 
Wirtschaftshilfe in Rechnung zu stellen. Diese Beträge 
machen nach britischer Schätzung etwa £ 22000 aus. 

Artikel 3 dient demnach nur der gegenseitigen Ent-
lastung der Vertragspartner von geringfügigen finanziellen 
Verpflichtungen, die einander ungefähr aufheben. 

Artikel 4 
Hierbei handelt es sich um die sogenannte Verzichts-

klausel. Sie ist das Ergebnis langwieriger Verhandlungen 
in den Herbstbesprechungen 1952, die in erster Linie mit 
der amerikanischen Delegation über die Verzichtsklausel 
in den deutsch-amerikanischen Abkommen über die Schul-
den aus der eigentlichen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe ge-
führt worden sind. In Anlehnung an die amerikanische For-
mulierung hatte die britische Delegation zunächst einen 
dem Gegenstande nach umfassenden Verzicht gefordert. 
Danach sollte die Bundesrepublik gegenüber Großbritan-
nien und gegenüber allen Organisationen und Personen, 
die in seinem Namen oder unter seiner Autorität tätig 
waren, auf alle Forderungen und Verbindlichkeiten ver-
zichten, die aus Handlungen oder Unterlassungen Groß-
britanniens oder seiner Beauftragten zwischen dem 5. Juni 
1945 und dem Inkrafttreten dieses Abkommens in Bezug 
auf Deutschland, deutsche Staatsangehörige, deutsches 
Eigentum oder in Deutschland begangen worden waren. 
Zur Begründung dieser Forderung hatte die britische Dele-
gation darauf hingewiesen, daß ihre Regierung nach dem 
mit dem Inkrafttreten des Abkommens verbundenen end-
gültigen Verzicht auf über £ 50 Millionen keinen deut-
schen Gegenansprüchen aus Besatzungsmaßnahmen mehr 
ausgesetzt werden dürfe, die im übrigen in ihrer Höhe 
weit hinter dem Reduktionsbetrage zurückblieben. Es ge-
lang der deutschen Delegation schließlich, die vorliegende, 
dem Gegenstande nach auf die Nachkriegs-Wirtschafts-
hilfe beschränkte Fassung der Verzichtsklausel durchzu-
setzen. Dem Rechtscharakter nach bedeutet Artikel II 
einen endgültigen Verzicht. Insofern geht diese Bestim-
mung über Artikel 3 des Neunten Teiles des Überleitungs-
vertrages hinaus, in dem für alle deutschen Gegen-
ansprüche aus Besatzungsmaßnahmen einschließlich der 
Wirtschaftshilfe ein bloßer ,.Geltendmachungsstop" his 
zur Friedensregelung vorgesehen ist. Angesichts der 
gegenständlichen Beschränkung des Verzichts erschien 
diese Abweichung von der Regelung des Überleitungs-
vertrages vertretbar. 

Artikel 5 
Dieser Artikel enthält die übliche Verfallsklausel für 

den Fall des Schuldnerverzuges. Entsprechend dem oben 
unter Artikel 1 erläuterten sofortigen Verzicht Groß-
britanniens auf den Reduktionsbetrag kommt bei Schuld-
nerverzug nicht etwa eine Rückkehr zu dem ursprüng-
lichen britischen Anspruch in Höhe von £ 201,8 Millionen 
in Betracht. 

Artikel 6 
Dieser Artikel enthält die „Vorrangsklausel", welche 

neben der Verzichtsklausel den zweiten wichtigen Ver-
handlungsgegenstand in  den Herbstbesprechungen 1952 
bildete. Diese Klausel geht auf den Vorrang zurück, den 
die Bundesrepublik den drei Westmächten auf ihr Ver-
langen in der deutschen Schuldenerklärung vom 6. März 
1951 für ihre Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirtschafts-
hilfe eingeräumt hatte. Sie enthält die Abänderung des 
Vorrangs entsprechend dem Angebot vorn 6. Dezember 
1951 und ist auch in den übrigen, mit den Vereinigten 
Staaten und Frankreich abgeschlossenen Abkommen über 
die Nachkriegsschulden wörtlich gleichlautend enthalten. 

Es gelang der deutschen Delegation, den Vorrang der 
britischen Nachkriegsforderung gegenüber zukünfti

-

gen Krediten in Absatz 2 auf die allgemeine Verpflich-
tung der Bundesrepublik zu beschränken, daß sie eine 
Beeinträchtigung ihrer Fähigkeit zur Erfüllung der briti-
schen Forderung vermeiden werde. Der Vorrang gegen-
über bereits bestehenden Verpflichtungen wurde 
in Absatz 1 in eine Art Meistbegünstigung umgewandelt, 
wonach die Bundesrepublik die britische Forderung nicht 
ungünstiger als diese bereits bestehenden Verpflichtun-
gen behandeln darf. Die britische Delegation erklärte, 
daß durch diese Meistbegünstigung der bereits beste-
hende Vorrang der Dawes- und Young-Gläubiger nicht 
beeinträchtigt werden solle; die betreffenden Regierun-
gen wollen, falls in der Zukunft die Frage der Konkurrenz 
zwischen den Dawes- und Young-Gläubigern und den 
Nachkriegs-Gläubigern zu praktischen Schwierigkeiten 
führen sollte, in Verhandlungen mit der Bundesrepublik 
eintreten. 

Artikel 7 
In diesem Artikel wird der Grundsatz der Nichtdiskri-

minierung Großbritanniens auf Vorauszahlungen ange-
wendet, die die Bundesrepublik etwa an die beiden an-
deren Gläubiger aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe  
die Vereinigten Staaten und Frankreich — leisten sollte. 

Artikel 8 
Dieser Artikel enthält eine umfassende „Konsultations-

klausel" nach dem Vorbilde der entsprechenden Klausel 
in dem deutsch-amerikanischen Abkommen über die Schul-
den aus der eigentlichen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe. 
Diese Klausel stellt das gemeinsame Interesse der Ver-
tragspartner, also insbesondere das Interesse an der poli-
tischen und wirtschaftlichen Erhaltung und Stärkung der 
Bundesrepublik, in den Vordergrund und gestattet, daß 
im gegenseitigen Einvernehmen von den Abkommens-
bestimmungen über die Zahlungsmodalitäten im Einzel-
falle abgewichen wird oder diese Bestimmungen selbst 
geändert werden. Dank dieser Konsultationsklausel 
konnte auf die Aufnahme der in der deutschen Schulden-
erklärung erwähnten Schiedsklausel verzichtet werden. 

Artikel 9 und 10 
Diese Bestimmungen über das Inkrafttreten beruhen auf 

der an das Angebot vom 6. Dezember 1951 geknüpften 
Bedingung des Zustandekommens einer befriedigenden 
und billigen Regelung auch der Vorkriegsschulden. Wegen 
dieser Bedingung ist das Inkrafttreten des Abkommens 
auf einen Zeitpunkt festgesetzt, der nicht v o r dem In-
krafttreten des der Vorkriegsschuldenregelung dienenden 
„Abkommens über Deutsche Auslandsschulden" liegt. 
Durch die Festsetzung des Inkrafttretens genau auf den 
Tag des Inkrafttretens des Abkommens über Deutsche 
Auslandsschulden ist andererseits dem Wunsch der briti-
schen Seite Rechnung getragen, daß das vorliegende Ab-
kommen auch nicht nach dem Abkommen über Deutsche 
Auslandsschulden in Kraft treten möge. 



Anlage 6a 

Gesetz betreffend das Abkommen vom 27. Februar 1953 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Französischen Republik 
über die Regelung der Ansprüche der Französischen Regierung 

aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs- Wirtschaftshilfe. 

Vom 	1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I 
Dem am 27. Februar 1953 in London unterzeichneten 

Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik  Deutschland und der Regierung der Französi-
schen Republik über die Regelung der Ansprüche 
der Französischen Regierung aus der Deutschland 
geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe wird zuge-
stimmt. 

Artikel II 
(f) Das Abkommen wird nachstehend mit Ge-

setzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen gemäß seinem 
Artikel 7 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt be-
kanntzugeben. 

Artikel III 
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in 

Kraft. 



Anlage 6 b 

Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Französischen Republik 
über die Regelung der Ansprüche der Französischen Regierung 

aus der Deutschland geleisteten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 

Accord 
entre le Gouvernement de la République Française 

et le Gouvernement de la République Fédérale d'Allemagne 
sur le règlement de la créance du Gouvernement Français 

au titre de l'assistance économique fournie à l'Allemagne après la guerre 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
1 and (im folgenden als „die Bundesregierung" bezeichnet) 

einerseits und 

Die Regierung der Französischen Republik 
(im folgenden als „die Französische Regierung" bezeichnet) 

andererseits 
HABEN IN DER ERWÄGUNG, 

DASS Frankreich in dem Zeitraum zwischen dem 
8. Mai 1945 und dem 18. Oktober 1948 Deutschland Wirt-

schaftshilfe geleistet hat und daß die Bundesregierung 
durch ein Übereinkommen vom 6. März 1951 mit den 
Regierungen Frankreichs, des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten 
Staaten von Amerika (im folgenden als „die Drei Re-
gierungen" bezeichnet) die Schulden aus der Deutsch-
land seit dem 8. Mai 1945 geleisteten Wirtschaftshilfe 
dem Grunde nach anerkannt und ihre Bereitschaft er-
klärt hat, den Verpflichtungen aus der Wirtschaftshilfe 
gegenüber allen anderen ausländischen Forderungen 
gegen Deutschland oder deutsche Staatsangehörige Vor-
rang einzuräumen; 

DASS die Drei Regierungen der Bundesregierung ihre 
Bereitschaft mitgeteilt haben, zur Erleichterung einer 
Gesamtregelung der deutschen Auslandsschulden be-
deutende Zugeständnisse hinsichtlich des Vorrangs so-
wie des Gesamtbetrages ihrer Ansprüche aus der Wirt-
schaftshilfe unter der Bedingung zu machen, daß eine 
befriedigende und gerechte Regelung der deutschen Vor-
kriegsschulden erzielt werde; 

DASS die Drei Regierungen am heutigen Tage ein 
Abkommen zwischen der Bundesregierung und den Re-
gierungen der beteiligten Gläubigerstaaten unter-
zeichnet haben, um den von der Konferenz über 
Deutsche Auslandsschulden empfohlenen Bedingungen 
für die Regelung der deutschen Auslandsschulden Wirk-
samkeit zu verleihen, welche die Regierungen Frank-
reichs, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten 
Staaten für befriedigend und gerecht befunden haben; 

FOLGENDE VEREINBARUNG GETROFFEN: 

Artikel 1 
Die Bundesregierung verpflichtet sich, an den französi-

schen Staatsschatz als Gesamtregelung der französischen, 
in der Anlage näher erläuterten Forderung von 
$ 15 789 936 aus der Deutschland seit dem 8. Mai 1945 ge-
leisteten Wirtschaftshilfe einen Betrag von $ 11 840 000 
in französischen Franken zu zahien, und zwar in zwanzig 
Jahresraten in dem zum Zeitpunkt jeder Zahlung zu er-
rechnenden Gegenwerte von $ 392 000; die Französische 
Regierung verpflichtet sich, diese Regelung anzunehmen. 
Die Zahlungen werden am 1. August jedes Jahres ge-
leistet; die erste Zahlung erfolgt am 1. August 1953. 

Artikel 2 
Falls clie Bundesregierung auf Grund der gleichzeitig 

mit den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten König- 

Le Gouvernement de la République Fran-
çaise ci-après désigné comme « le Gouvernement Fran-
çais » , d'une part, et 

Le Gouvernement de la République Fédérale 
d'Allemagne ci-après désigné comme « le Gouverne-
ment Fédéral » , d'autre part, 

CONSIDÉRANT qu'entre le 8 mai 1945 et le 18 octobre 
1948, la France a fourni à l'Allemagne une assistance 
économique et que par un Accord conclu le 6 mars 1951 
avec les Gouvernements de la France, des Etats-Unis 
d'Amérique et du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord (ci-après désignés comme « les trois 
Gouvernements »), le Gouvernement Fédéral a reconnu 
en principe les dettes provenant de l'assistance écono-
mique fournie à l'Allemagne depuis le 8 mai 1945 et 
a déclaré qu'il était disposé à accorder aux obligations 
résultant de cette assistance économique la priorité par 
rapport à toutes autres créances étrangères envers 
l'Allemagne ou ses ressortissants; 

CONSIDÉRANT que les trois Gouvernements ont fait 
savoir au Gouvernement Fédéral qu'afin de faciliter un 
règlement général des dettes extérieures de l'Allemagne 
ils étaient prêts à faire d'importantes concessions tant 
sur la priorité que sur le montant total de leurs créances 
d'assistance économique, à condition que soit réalisé 
un règlement satisfaisant et équitable des dettes 
d'avant-guerre de l'Allemagne; 

CONSIDÉRANT que les trois Gouvernements ont 
signé ce jour un Accord entre les Gouvernements des 
pays créanciers intéressés et le Gouvernement Fédéral 
pour donner effet aux modalités de règlement des dettes 
extérieures allemandes qui ont été recommandées par 
la Conférence des dettes extérieures allemandes et que 
les Gouvernements de la France, des États-Unis et du 
Royaume-Uni ont trouvé satisfaisantes et équitables. 

SONT CONVENUS de ce qui suit: 

Article 1 
Le Gouvernement Fédéral s'engage à verser au Trésor 

Français, et le Gouvernement Français s'engage à accepter, 
en règlement intégral de sa créance de 15 789 936 dollars 
résultant de l'assistance économique qu'il a fournie à 
l'Allemagne depuis le 8 mai 1945 et dont les détails sont 
indiqués en annexe, un montant de 11 840 000 dollars 
payable en vingt versements annuels, en francs corres-
pondant à la contre-valeur dans cette monnaie, à la date 
de chaque versement, de 592 000 dollars Les  versements 
seront effectués le ler août de chaque année, le premier 
versement étant effectué le ler août 1953. 

Article 2 
Au cas où le Gouvernement Fédéral effectuerait, au titre 

des accords sur l'assistance économique d'après-guerre 



reich geschlossenen Abkommen über die Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe Zahlungen leistet, zu denen sie nach den 
Bestimmungen dieser Abkommen nicht verpflichtet ist, so 
wird sie, sofern die Französische Regierung nicht einer 
anderen Regelung zustimmt, Vorauszahlungen auf clic in 
diesem Abkommen geregelte Schuld in dem gleichen Ver-
hältnis leisten. 

Artikel 3 
Falls die Bundesregierung eine der im vorstehenden 

bezeichneten Raten am Fälligkeitstage nicht zahlen sollte, 
wird der dann auf die Summe von $ 11 840 000 gegenüber 
der Französischen Regierung noch ausstehende Restbetrag 
sofort fällig. 

Artikel 4 
Die Bundesregierung entläßt und befreit für sich selbst 

und für alle unter ihrer Herrschaftsgewalt stehenden Per-
sonen die Französische Regierung und alle Organisationen 
und Personen, die in deren Namen oder unter deren 
Autorität tätig waren, von allen Forderungen und Ver-
bindlichkeiten, die sich aus der Durchführung des Pro-
gramms der Deutschland seit dem 8. Mai 1945 geleisteten, 
in diesem Abkommen behandelten Wirtschaftshilfe oder 
aus der Verwendung von Gegenwertmitteln ergeben oder 
damit zusammenhängen. 

Artikel 5 
Die Bundesregierung ist bereit, die unter dieses Ab-

kommen fallende Schuld in Bezug auf Sicherheiten und auf 
Vorrang der Zahlung und des Transfers nicht ungünstiger 
als eine ihrer eigenen Schulden zu behandeln, die unter 
das Abkommen über Deutsche Auslandsschulden und seine 
Anlagen sowie unter die im letzten Absatz seiner Prä-
ambel erwähnten Abkommen fallen. Die Bundesregierung 
ist ferner bereit, die unter dieses Abkommen fallende 
Schuld in Bezug auf Vorrang des Transfers nicht un-
günstiger als eine andere unter das Abkommen über 
Deutsche Auslandsschulden und seine Anlagen fallende 
Schuld zu behandeln. 

Die Bundesregierung ist ferner bereit, bei zukünftigen 
Darlehén oder Krediten, die von ihr oder unter ihrer Herr-
schaftsgewalt stehenden Personen, Organisationen oder 
Unternehmungen aufgenommen werden, keine Schritte in 
Bezug auf Sicherheiten und auf Vorrang der Zahlung und 
des Transfers zu unternehmen, die zur Folge haben wür-
den, daß die Fähigkeit der Bundesrepublik. ihre Verpflich-
tungen hinsichtlich der unter dieses Abkommen fallenden 
Schuld zu erfüllen, beeinträchtigt würde. 

Artikel 6 
Gelangen die Parteien dieses Abkommens zu irgend-

einem Zeitpunkt zu der Auffassung, daß es infolge un-
günstiger wirtschaftlicher Umstände oder aus anderen 
Gründen in ihrem gemeinsamen Interesse liegt, die Be-
stimmungen dieses Abkommens über die Zahlung zu 
ändern oder sonstige Änderungen in diesem Abkommen 
vorzunehmen, so können sie in gegenseitigem Einverneh-
men schriftlich Bestimmungen über eine solche Änderung 
oder Modifizierung treffen. 

Artikel 7 
Dieses Abkommen tritt am gleichen Tage wie das am 

heutigen Tage unterzeichnete Abkommen über Deutsche 
Auslandsschulden in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten von 
ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu London, den siebenundzwangzigsten 
Februar neunzehnhundertdreiundfünfzig, in deutscher und 
französischer Sprache, wobei beide Fassungen gleicher-
maßen authentisch sind. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

gezeichnet: 
Abs 

Für die Regierung 
der Französischen Republik 

gezeichnet: 
R. Massigli 

conclus avec les États-Unis et le Royaume-Uni simultané-
ment au présent Accord, des payements auxquels il 
n'est pas tenu aux termes de ces accords, il devra à moins 
que le Gouvernement Français n'en convienne autrement, 
effectuer dans la même proportion des payements anti-
cipés. au  titre de la dette qui est l'objet du présent 
Accord. 

Article 3 
Au cas où le Gouvernement Fédéral n'effectuerait pas 

à la date d'échéance l'un des versements prévus ci-dessus, 
la totalité du montant restant dû au Gouvernement Fran-
çais sur la somme de 11 840 000 dollars deviendra immé-
diatement exigible. 

Article 4 
Le Gouvernement Fédéral en son nom et au nom de 

toutes les personnes soumises à sa jurisdiction relève et 
décharge le Gouvernement Français et toutes les organi-
sations ou personnes qui ont agi en son nom ou sous son 
autorité de toutes réclamations et obligations résultant de 
l'exécution du programme relatif à l'assistance économi-
que qu'il a fournie à l'Allemagne depuis le 8 mai 1945 
et qui est couverte par le présent Accord, ou relatives 
à cette exécution, ou résultant de l'utilisation de fonds de 
contrepartie, ou relatives à cette utilisation. 

Article 5 
Le Gouvernement Fédéral convient qu'il accordera à la 

dette qui est l'objet du présent accord un régime de 
garanties et de priorité de payement et de transfert qui 
ne sera pas moins favorable que celui de toute autre dette 
de la République Fédérale couverte par l'Accord sur les 
dettes extérieures allemandes et ses annexes, ou par 
l'un des accords visés par le dernier paragraphe du pré-
ambule de cet Accord. Le Gouvernement Fédéral convient 
en outre qu'il accordera à la dette qui est l'objet du 
présent accord un régime de priorité de transfert qui ne 
sera pas moins favorable que celui de toute autre dette 
couverte par l'Accord sur les dettes extérieures alle-
mandes et ses annexes. 

Le Gouvernement Fédéral convient en outre qu'il ne 
prendra aucune mesure relative à des garanties et à des 
priorités de payement et de transfert au l énéfice d'em-
prunts ou de crédits futurs, contractés par lui ou par des 
personnes, organisations ou entreprises sujettes Ab sa 
juridiction, qui aboutirait à compromettre la capacité de la 
République Fédérale d'exécuter ses obligations relatives 
à la dette qui est l'objet du présent Accord. 

Article 6 
Si à un moment quelconque les Parties au présent 

Accord estiment de leur intérêt commun, par suite de 
conditions économiques adverses ou pour toute autre 
raison, d'amender les dispositions du présent Accord re-
latives aux payements qu'il prévoit eu de le modifier à 
tout autre égard, elles pourront par un accord écrit 
réaliser cet amendement ou cette modification. 

Article 7 
Le présent Accord entrera en vigueur la même jour 

que l'Accord sur les dettes extérieures allemandes signé 
ce jour, 

EN FOI DE QUOI les soussignés dûment autorisés à 
cet effet par leurs Gouvernements respectifs ont apposé 
leurs signatures au bas du présent Accord. 

FAIT à Londres, le vingt-sept février mil neuf cent 
cinquante-trois en deux textes, en langues française et 
allemande, les deux versions faisant également foi. 

Pour le Gouvernement 
de la République Française 

signé: 
R. Massigli 

Pour le Gouvernement 
de la République Fédérale d'Allemagne 

signé: 
Abs 



Anlage 
DOLLAR 	DOLLAR 

Vorschüsse des französischen Schatzamtes zur Bezahlung des bei direkten Handels-
geschäften der französischen Zone entstandenen Überhanges der Einfuhren über 
die Ausfuhren   185 292 921 

Rückerstattungen bis zum 18. Oktober 1948  	147 009 284 

Saldo  	38 283 637 	38 283 637 
Zahlungen des französischen Schatzamtes für von der französischen Zone durchgeführte 

Einfuhren  	 110 908 978 
Übertragung eines Devisenguthabens und von Waren an die französische Zone durch 
Frankreich  	 7 153 506 

156 346 121 
Bis zum 18. Oktober 1948 nicht bezahlte Exporte  	116 364 842 
Einnahmen des französischen Schatzamtes für Rechnung der französischen Zone  	5 189 508 
Lieferung an die UNRRA auf französische Rechnung  	789 069 
Abschlag für Kursänderungen  	18 212 766 

140 556 185 	140 556 185 

15 789 936 

Annexe 
DOLLARS 	DOLLARS 

Avances du Trésor  Français pour régler l'excédent des importations sur l es ex

-

portations pour les opérations faites directement par la zone française  	185 292 921 
Remboursements à la date du 18 octobre 1948  	147 009 284 

Solde  	38 283 637 	38 283 637 
Payement par le Trésor Français d'importations faites par la zone française  	 1 10 908 978 
Mise à la disposition de la zone française par la France d'un avoir en devises et rie 

marchandises  	 7 153 506 

156 346 121 
Exportations non réglées le 18 octobre 1948  	116 364 842 
Encaissements par le Trésor Français pour compte de la zone française  	5 189 508 
Fournitures à l'UNRRA pour compte de la France  	789 069 
Abattement pour variation de change  	18 212 766 

140 556 185 	140 556 185 

15 789 936 



Anlage 6c  

Begründung  
Das Abkommen, zu welchem gemäß Artikel 59 GG die 

Zustimmung bzw. Mitwirkung der gesetzgebenden Körper-
schaften erbeten wird, ist das Ergebnis von Besprechungen, 
die im Rahmen der Auslandsschuldenregelung mit der 
französischen Delegation im Dreimächteausschuß für deut-
sche Schulden in London im Herbst 1951 und im Herbst 
1952 geführt worden sind. Bis zu den Herbstbesprechungen 
1951 waren der Bundesregierung Einzelheiten der von 
Frankreich geltendgemachten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 
unbekannt gewesen. Die französische Delegation legte in 
den Besprechungen eine Aufstellung vor, die eine Über-
sicht über die Ausgaben und Einnahmen der französischen 
Regierung aus Außenhandelsgeschäften mit der französi-
schen Besatzungszone enthielt. Die Ausgaben Frankreichs 
für die französische Zone betrugen danach $ 303 Millionen, 
die Einnahmen aus der Zone beliefen sich auf rund $ 287 
Millionen, der Saldo betrug $ 15 789 936. Die genannte 
Aufstellung ist dem Abkommen als Anlage beigefügt. 

Der deutschen Delegation standen keine deutschen 
Unterlagen zur Verfügung, die eine Überprüfung der fran-
zösischen Aufstellung ermöglicht hätten. Dies ist darauf 
zurückzuführen, daß die französische Besatzungsmacht den 
Außenhandel der französischen Zone vor allem in den 
ersten Jahren nach dem Kriege in eigene Regie übernom-
men und auch nach dem 18. Oktober 1948, dem Tag des 
wirtschaftlichen Zusammenschlusses der französischen 
Zone mit den übrigen westlichen Besatzungszonen, nur 
eine beschränkte Mitwirkung von deutscher Seite zuge-
lassen hatte. 

Die deutsche Delegation bat daher um Erläuterung der 
französischen Aufstellung. Die französische Delegation 
erklärte, bis zum 18. Oktober 1948 seien die von dem fran-
zösischen Schatzamt an die französische Besatzungszone 
gewährten Vorschüsse in Höhe von rund $ 185 Millionen 
durch Lieferungen der französischen Besatzungszone an 
das Franken-Währungsgebiet auf einen Saldo zugunsten 
Frankreichs in Höhe von rund $ 38 Millionen herabgemin-
dert worden. Mit diesem Saldo sei dann der nach dem wirt-
schaftlichen Anschluß der französischen Zone an die übri-
gen westlichen Besatzungszonen errichtete „Compte 
d'attente" (Konto für gestundete Zahlungen) belastet wor-
den. Die übrigen Zahlungsbewegungen in der Bilanz zwi-
schen der französischen Zone und Frankreich in dem Zeit-
raum vo n der  Besetzung bis zum Abschluß des „Compte  

d'attente" am 31. Oktober 1950 hätten dann den vorerwähn-
ten Saldo von rund $ 38 Millionen auf $ 15 789 936 herab-
gemindert. Diese Zahlungsbewegungen hätten im einzelnen  

in Folgendem bestanden: zugunsten Frankreichs in der Be-
zahlung von Einfuhren nach der französischen Zone durch  

das französische Schatzamt in Höhe von rund $ 111 Millionen  
und in der Übertragung sonstiger Werte in Höhe von rund  

$ 7 Millionen, zugunsten der französischen Besatzungszone  
in Exporten sowie in sonstigen kleineren Gutschriften. Die  

übrigen Besatzungsmächte hätten sich damit einverstanden  
erklärt, daß der vorgenannte Saldo von $ 15 789 936 den  
Beitrag Frankreichs zu der Kapitalausstattung der JEIA  

darstellte.  

Auf die Bitte der deutschen Delegation, die von franzö-
sischer Seite übergebene Aufstellung zu belegen, über-
mittelte die französische Delegation eine Aufstellung des  

Außenhandels der französischen Besatzungszone vom  
1. August 1945 bis zum 31. Dezember 1948 in Tabellenform,  

die eine schematische Übersicht über die Dollarwerte der  

Exporte und der Importe enthält. Dazu übergab die fran-
zösische Delegation die Abschrift einer Aufzeichnung über  

die Organisation und  die  Entwicklung des Außenhandels  
der französischen Zone, die auf einer Tagung des Verbin-
dungsausschusses der Landeszentralbanken der französi-
schen Zone am 18. Januar 1948 in Speyer verteilt worden  
war. Zu der wesentlichen Frage, nämlich nach den Mengen  

der Ein- und Ausfuhr aus der französischen Besatzungs-
zone und nach den dafür berechneten Preisen, ließ sich aus  

den Unterlagen nichts entnehmen. Die französische Dele-
gation beschränkte sich darauf, auf weitere deutsche Bitten  

Mengenangaben über die exportierte Kohle und gewisse  

Beispielsangaben für Preisberechnungen auszuhändigen.  

Während die deutsche Delegation zur Überprüfung der  

von seiten der Vefeinigten Staaten und Großbritanniens  

gemachten Angaben über die Nachkriegs-Wirtschaftshilfe  

die Unterlagen über die Bewilligungen durch die betref-
fenden Parlamente heranziehen konnte, entfiel diese Mög-
lichkeit im Falle der französischen Ansprüche. Die franzö-
sische Delegation erklärte, daß die Leistungen des franzö-
sischen Schatzamtes aus dessen eigenen Mitteln bestritten  

worden seien ; es gebe daher keine parlamentarischen Be-
willigungen für die Hilfe an die französische Zone. Die  
der französischen Aufstellung zugrunde liegenden Außen-
handelsgeschäfte seien jedoch durch den französischen  

Rechnungshof geprüft worden.  

Die französische Delegation schien geneigt zu sein, die  

gesamten in der französischen Aufstellung aufgeführten  

Leistungen Frankreichs an die französische Zone als „Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe" anzusehen. Die deutsche Dele-
gation verwies demgegenüber darauf, daß die Bundes-
regierung in der deutschen Schuldenerklärung vorn 6. März  

1951 die Schulden aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe nur  

„dem Grunde nach" („en principe") anerkannt habe. Die  

Bundesregierung habe sich durch diese Einschränkung der  
Schuldenerklärung das Recht vorbehalten, grundsätzliche  

Erörterungen über Art und Ausmaß der von Frankreich  

geltendgemachten Nachkriegs-Wirtschaftshilfe zu führen.  

Bei einer grundsätzlichen Betrachtung der französischen  

Ansprüche komme höchstens der Saldo der französischen  

Aufstellung in Höhe von $ 15 789 936 als Wirtschaftshilfe  

in Betracht.  

Zum Abschluß der Herbstbesprechungen 1951 bot der  
französische Vertreter im Dreimächteausschuß für Deut-
sche Schulden im Auftrage seiner Regierung am 6. Dezem-
ber 1951 an, die französische Forderung von $ 15 789 936  

auf $ 11 840 000, also um den gleichen Satz von 25 % wie  
die britische Forderung, herabzusetzen. Die Zahlungs-
bedingungen sahen eine Tilgung in 20 Jahresraten ohne  

Zinsen vor.  

Die Frage, worin die von Frankreich geleistete Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe bestanden habe, leuchte erneut in  

den Herbstbesprechungen 1952 auf, die der Ausarbeitung 
des hier in Rede stehenden Abkommens dienten. Die fran-
zösische Delegation legte einen Abkommensentwurf vor. 
in dessen Präambel davon die Rede war, daß Frankreich 
„durch die Übernahme des Außenhandels der französischen 
Zone Deutschland Wirtschaftshilfe geleistet" habe. Der 
endgültige Abkommentext enthält eine Formulierung, die 
klarstellt, daß nur der Saldo von $ 15 789 936 als Wirt-
schaftshilfe Frankreichs zu gelten hat. 

Der von Frankreich angebotene Nachlaß sollte zusam-
men mit den von den beiden übrigen Westmachten ange-
botenen Konzessionen die befriedigende Regelung der 
deutschen Vorkriegsschulden ermöglichen und war des-
halb u, a, an die Bedingung geknüpft, daß eine solche 
Regelung tatsächlich zustande komme. Wegen dieser Be-
dingung konnte über das Abkommen, durch das dem fran-
zösischen Angebot nunmehr vertragliche Bindung gegeben 
werden soll, erst verhandelt werden, als im Herbst 1952 
die Regelung der Vorkriegsschulden in greifbare Nähe 
rückte. Die Besprechungen gestalteten sich schwierig, weil 
gewisse Probleme, insbesondere die schon mit dem Ange-
bot vom 6. Dezember 1951 verbundene Bedingung eines  
deutschen Verzichts auf gewisse Gegenansprüche und die  
Abänderung des von den Nachkriegs-Gläubigern bean-
spruchten Vorrangs ihrer Ansprüche, erst während der  
Verhandlungen in ihrem ganzen Umfang erkennbar wur-
den. Hinzu kam das schon erwähnte Problem, was als  
Wirtschaftshilfe Frankreichs zu gelten habe. Das Ergebnis  
der Herbstbesprechungen 1952 ist in der folgenden Erläute-
rung zu den einzelnen Artikeln des Abkommens dar-
gestellt.  



Präambel 

Das Abkommen ist auf Wunsch der französischen Dele-
gation ebenso wie das britische Abkommen über die Rege-
lung der britischen Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirt-
schaftshilfe als Regierungsabkommen redigiert, weil die 
französische Regierung hinsichtlich seiner verfassungs-
rechtlichen Behandlung ihre Freiheit behalten wollte. Im 
Gegensatz zu dem deutsch-britischen Abkommen ist in 
dem vorliegenden Abkommen keine besondere Bestim-
mung über die Ratifizierung getroffen. Die deutsche Dele-
gation hat jedoch von Anfang an der Auffassung der Bun-
desregierung Ausdruck verliehen, daß die Zustimmung 
bzw. Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften der 
Bundesrepublik zu diesem Abkommen notwendig sei. 
Durch das Fehlen einer Bestimmung über die Ratifizierung 
ist die Bundesregierung nicht gehindert, um diese Zustim-
mung bzw. Mitwirkung nachzusuchen. 

Artikel 1 
Dieser Artikel enthält das Schuldversprechen der Bun-

desrepublik in Höhe von $ 11 840 000 und die Zahlungs-
bedingungen. Durch die Formulierung der Verzugsklausel 
in Artikel 3 und durch die Erklärungen der französischen 
Delegation ist klargestellt worden, daß die französische 
Regierung nicht erst mit der restlosen Bezahlung des vor-
genannten Betrages, sondern bereits mit dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens endgültig auf den Reduktionsbetrag 
von rund $ 4 Millionen verzichtet. Im übrigen hat die 
deutsche Delegation Wert auf die Formulierung gelegt, 
daß die französische Forderung in der dem Abkommen bei-
gefügten Anlage „näher erläutert" sei. Dadurch wird klar-
gestellt, daß nicht etwa die gesamten in der Anlage aufge-
führten Leistungen Frankreichs an die französische Besat-
zungszone als „Nachkriegs-Wirtschaftshilfe" anzusehen 
sind. 

A rtikel 2 
In diesem Artikel wird der Grundsatz der Nichtdiskri-

minierung Frankreichs auf Vorauszahlungen angewendet, 
die die Bundesrepublik etwa an die beiden anderen Gläu-
biger aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe — die Vereinig-
ten Staaten und Großbritannien — leisten sollte. 

Artikel 3 
Dieser Artikel enthält die übliche Verfallsklausel für 

den Faß des Schuldnerverzuges. Selbst bei Schuldnerver-
zug kommt es jedoch nicht in Betracht, daß Frankreich zu 
seinem ursprünglichen Anspruch in Höhe von $ 15 789 936 
zurückkehrt. Es bleibt auch in diesem Falle bei dem oben 
unter Artikel 1 erläuterten Verzicht auf den Reduktions-
betrag. 

Artikel 4 
Hierbei handelt es sich um die sogenannte Verzichts-

klausel. Sie ist das Ergebnis langwieriger Verhandlungen 
in den Herbstbesprechungen 1952, die in erster Linie mit 
der amerikanischen Delegation über die Verzichtsklausel 
in den deutsch-amerikanischen Abkommen über die Schul-
den aus der eigentlichen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe ge-
führt worden sind. In Anlehnung an den amerikanischen 
Entwurf hatte die französische Delegation ebenso wie die 
britische zunächst einen umfassenden deutschen Verzicht 
auf alle Gegenansprüche aus den Besatzungsmaßnahmen 
in Deutschland gefordert. Als die amerikanische Delegation 
eine dem Umfange nach auf die Nachkriegs-Wirtschafts-
hilfe beschränkte Formulierung zugestand, ging auch die 
französische Delegation auf die beschränkte Formulierung 
des Verzichts ein. Sie schlug jedoch einen Verzicht auf alle 
deutschen Gegenansprüche aus den „in der Führung des 
Außenhandels der französischen Zone begangenen Hand-
lungen" vor. Schließlich wurde die vorliegende Formulie-
rung vereinbart, wonach die Bundesrepublik auf alle deut-
schen Gegenansprüche aus der „in diesem Abkommen be-
handelten Wirtschaftshilfe" verzichtet. Welche Wirtschafts-
hilfe in diesem Abkommen behandelt ist, ergibt sich aus 
Artikel 1, wonach nicht die in der Anlage aufgeführten 

Leistungen Frankreichs an die französische Besatzungs-
zone, sondern nur der Saldo dieser Leistungen als Wirt-
schaftshilfe anzusehen ist. 

Der Verzicht auf Gegenansprüche aus der Verwendung 
von Gegenwertmitteln hat praktisch keine Bedeutung. Die 
französische Delegation legte Wert auf diesen Ausspruch, 
weil ihre Regierung ab 18. Oktober 1948 an der Verwal-
tung der gemeinsamen wirtschaftlichen Einrichtungen der 
westlichen Besatzungszonen und damit auch an der Ver-
waltung der Gegenwertmittel teilgenommen hatte, die aus 
den amerikanischen und britischen Hilfeleistungen ent-
standen waren. 

Artikel 5 
Dieser Artikel enthält die „Vorrangsklausel", welche 

neben der Verzichtsklausel den zweiten wichtigen Ver-
handlungsgegenstand in den Herbstbesprechungen 1952 
bildete. Diese Klausel geht auf den Vorrang zurück, den 
die Bundesrepublik den drei Westmächten auf ihr Verlan-
gen in der deutschen Schuldenerklärung vom 6. März 1951 
für ihre Ansprüche aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe 
eingeräumt hatte. Sie enthält den entsprechend dem An-
gebot vom 6. Dezember 1951 abgeänderten Vorrang und 
ist auch in den übrigen, mit den Vereinigten Staaten und 
Großbritannien abgeschlossenen Abkommen über die 
Nachkriegsschulden wörtlich gleichlautend enthalten. 

Es gelang der deutschen Delegation, den Vorrang der 
französischen Nachkriegsforderung gegenüber zukünfti

-

gen Krediten in Absatz 2 auf die allgemeine Verpflichtung 
der Bundesrepublik zu beschränken, daß sie keine Beein-
trächtigung ihrer Fähigkeit zur Erfüllung der französischen 
Forderung zulassen werde. Der Vorrang gegenüber 
bereits bestehenden Verpflichtungen wurde in Ab-
satz 1 in eine Art Meistbegünstigung umgewandelt, wo-
nach die Bundesrepublik die französische Forderung nicht 
ungünstiger als diese bereits bestehenden Verpflichtungen 
behandeln darf. Die französische Delegation erklärte, daß 
durch diese Meistbegünstigung der bereits bestehende 
Vorrang der Dawes- und Young-Gläubiger nicht beein-
trächtigt werden solle; die betreffenden Regierungen wol-
len, falls in der Zukunft die Frage der Konkurrenz zwi-
schen den Dawes- und Young-Gläubigern und den Nach-
kriegs-Gläubigern zu praktischen Schwierigkeiten führen 
sollte, in Verhandlungen mit der Bundesrepublik eintreten. 

Artikel 6 
Dieser Artikel enthält eine umfassende „Konsultations

-

klausel" nach dem Vorbilde der entsprechenden Klausel 
in dem deutsch-amerikanischen Abkommen über die Schul

-

den aus der eigentlichen Nachkriegs-Wirtschaftshilfe. Die 
Klausel stellt das gemeinsame Interesse der Vertragspart

-

ner, also insbesondere das Interesse an der politischen und 
wirtschaftlichen Erhaltung und Stärkung der Bundes

-

republik, in den Vordergrund und gestattet, daß im gegen

-

seitigen Einvernehmen von den Abkommensbestimmun

-

gen über die Zahlungsmodalitäten im Einzelfalle abge

-

wichen wird oder diese Bestimmungen selbst geändert 
werden. Dank dieser Konsultationsklausel konnte auf die 
Aufnahme der in der deutschen Schuldenerklärung vom 
6. März 1951 erwähnten Schiedsklausel verzichtet werden. 

Artikel 7 
Diese Bestimmung über das Inkrafttreten beruht auf der 

an das Angebot vom 6. Dezember 1951 geknüpften Bedin-
gung des Zustandekommens einer befriedigenden und 
billigen Regelung auch der Vorkriegsschulden. Wegen die-
ser Bedingung ist das Inkrafttreten des Abkommens auf 
einen Zeitpunkt festgesetzt, der nicht vor dem Inkraft-
treten des der Vorkriegsschuldenregelung dienenden „Ab-
kommens über Deutsche Auslandsschulden" liegt. Durch 
die Festsetzung des Inkrafttretens genau auf den Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens über Deutsche Auslands-
schulden ist andererseits dem Wunsch der französischen 
Seite Rechnung getragen, daß das vorliegende Abkommen 
auch nicht nach dem Abkommen über Deutsche Auslands-
schulden in Kraft treten möge. 



Anlage 7a 

Gesetz betreffend das Abkommen vom 26. Februar 1953 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark 

über die Erstattung der Aufwendungen 
in Verbindung mit dem Aufenthalt 

deutscher Flüchtlinge in Dänemark von 1945 bis 1949. 

Vom 	1953. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I 

Dem am 26. Februar 1953 in London unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Dänemark über die Erstat-
tung der Aufwendungen in Verbindung mit dem 
Aufenthalt deutscher Flüchtlinge in Dänemark von 
1945 bis 1949 wird zugestimmt. 

Artikel II 
(1) Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzes-

kraft veröffentlicht. 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen gemäß seinem 

Artikel 7 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in 
Kraft. 



Anlage 7 b 

Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark 

über die Erstattung der Aufwendungen in Verbindung mit dem Aufenthalt 
deutscher Flüchtlinge in Dänemark von 1945 bis 1949 

Overenskomst mellem 
Kongeriget Danmark og Forbundsrepublikken Tyskland 

angaende refusion al de i forbindelse med tyske flygtninges 
ophold i Danmark fra 1945 til 1949 afholdte udgifter 

Die Bundesrepublik Deutschland 
einerseits und 

das Königreich Dänemark 
andererseits 

HABEN IN DER ERWÄGUNG, 

DASS es im Interesse der beiden Staaten liegt, die 
Ansprüche aus der an deutsche Flüchtlinge beim Ende 
des zweiten Weltkrieges und nach dessen Abschluß von 
Dänemark geleisteten Hilfe im Geiste freundnachbar-
licher Beziehungen zu regeln; 

DASS das Königreich Dänemark sich wie die anderen 
Staaten, die der Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Kriege Wirtschaftshilfe geleistet haben, bereit erklärt 
hat, der Bundesrepublik Deutschland in Bezug auf die 
Höhe seiner Ansprüche Zugeständnisse zu machen; 

DASS das Königreich Dänemark sich bereit erklärt 
hat, keine Erstattungsansprüche gegen die Bundes-
republik Deutschland wegen der vorbezeichneten Auf-
wendungen insoweit geltend zu machen, als das König-
reich Dänemark Reparationsansprüche auf Hilfeleistung 
an die Flüchtlinge gestützt und zur Abgeltung dieser 
Ansprüche auch Reparationsleistungen tatsächlich er-
halten hat; 

DASS die Bundesrepublik Deutschland sich bereit er-
klärt hat, die Aufwendungen Dänemarks für die Unter-
bringung, den Unterhalt und die Rücksendung der 
deutschen Flüchtlinge nach Deutschland nach denselben 
Grundsätzen zu erstatten, die der Regelung finanzieller 
Ansprüche aus der Deutschland nach dem Kriege von 
anderen Staaten geleisteten Wirtschaftshilfe zugrunde 
gelegt worden sind; 

FOLGENDE VEREINBARUNG GETROFFEN: 

Artikel 1 
Die Bundesrepublik Deutschland wird zur endgültigen 

Regelung aller Ansprüche Dänemarks gegen Deutschland 
aus der an deutsche Flüchtlinge in der Zeit bis zum 
15. Februar 1949 geleisteten Hilfe den Betrag von 160 
Millionen dänischen Kronen nach Maßgabe des Artikels 2 
an das Königreich Dänemark zahlen. 

Artikel 2 
Die Bundesrepublik Deutschland wird an das Königreich 

Dänemark den in Artikel 1 genannten Betrag von 160 
Millionen dänischen Kronen in zwanzig jährlichen Til-
gungsraten von je 8 Millionen dänischen Kronen zahlen. 
Die Tilgungsraten werden bis zur völligen Begleichung 
des gesamten Betrages von 160 Millionen dänischen Kronen 
jeweils am 1. September fällig. Die erste Tilgungsrate wird 
am 1. September 1953 gezahlt. 

Eine Verzinsung findet nicht statt, soweit die Tilgungs-
raten an den vorgesehenen Fälligkeitstagen gezahlt 
werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland kann jederzeit Voraus-
zahlungen leisten, jedoch nur, nachdem sie sich mit den 
Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Französischen Republik und des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland darüber beraten hat. 
Diese Vorauszahlungen werden auf alle ausstehenden Til-
gungsraten zu gleichen Teilen verrechnet. 

Den Kongelige Danske Regering 
pâ den ene side og 

Forbundsrepublikken Tysklands Regering 
pâ den anden side 

HAR I BETRAGTNING AF, 

AT det er i begge staters interesse at opnâ en venska-
belig afvikling af det krav, der er opstâet som følge 
af den til tyske flygtninge ved den anden verdens-
krigs slutning og efter krigens ophor of Danmark 
ydede hjœlp, 

AT Kongeriget Danmark i lighed med andre stater, 
som efter krigen har ydet Tyskland økonomisk bistand, 
har erklœret sig rede til overfor Forbundsrepublikken 
at gore indrommelser med hensyn til størrelsen af sit 
krav, 

AT Kongeriget Danmark har erklœret sig rede til 
ikke overfor Forbundsrepublikken Tyskland at frem-
sætte erstatningskrav i anledning af ovennævnte ud-
gifter, for sâ vidt som Kongeriget Danmark har baseret 
reparationskrav pâ ydelsen af hjœlp til flygtningene 
og også faktisk har modtaget reparationsydelser til 
udligning af disse krav, 

AT Forbundsrepublikken Tyskland har erklœret sig 
rede til at erstatte de of Danmark til de pâgœldende 
tyske flygtninges anbringelse, underhold og tilbagesen-
delse til Tyskland afholdte udgifter efter de samme 
grundsaetninger, som anvendes ved afviklingen of 
finansielle krav, der er opstâet som folge of økonomisk 
bistand ydet Tyskland af andre stater efter krigen, 

TRUFFET FOLGENDE OVERENSKOMST: 

Artikel 1 
Forbundsrepublikken Tyskland vil til fuld og endelig 

afgørelse af ethvert krav fra Danmark mod Tyskland pâ 
grundlag af den til tyske flygtninge i tiden inden den 
15. februar 1949 ydede hjœlp betale en sum of danske 
kr. 160 millioner til Kongeriget Danmark i overens-
stemmelse med artikel 2. 

Artikel 2 
Forbundsrepublikken Tyskland vil betale Kongeriget 

Denmark det i artikel 1 nævnte beløb  af danske kr. 
160 millioner i tyve ârlige afdrag, hvert pâ kr. 8 millioner. 
Afdragene forfalder til betaling den 1. september hvert 
âr, indtil det samlede beløb  af kr. 160 millioner er betalt, 
første gang den 1. september 1953. 

Der finder ingen forrentning seed, forsävidt afdragene 
Betales pâ de fastsatte forialdsdage. 

Forbundsrepublikken Tyskland kan til enhver lid fore-
tage forudbetalinger, dog kun efter forudgàende droftelse 
herom med regeringerne i Amerikas Forenede Stater, den 
Franske Republik og det Forenede Kongerige Stor-
britannien og Nordirland. Disse forudbetalinger afskrives 
pâ alle udestâende afdrag med lige store beleb. 



Artikel 3 
Falls die Bundesrepublik Deutschland auf Grund der 

Abkommen mit den Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Französischen Republik und dem Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland über die von diesen 
Ländern geleistete Nachkriegs-Wirtschaftshilfe Zahlungen 
zu einem Zeitpunkt oder in einem Umfang leistet, zu denen 
sie nach den Bestimmungen dieser Abkommen nicht ver-
pflichtet ist, so wird sie unter Beachtung der Bestimmungen 
des Artikels 2 Absatz 3, sofern das Königreich Dänemark 
nicht darauf verzichtet, Vorauszahlungen auf die in diesem 
Abkommen geregelte Schuld in dem gleichen Verhältnis 
leisten. 

Artikel 4 
Die Zahlungen nach diesem Abkommen werden gemäß 

den zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Dänemark jeweils in Kraft befindlichen Zah-
lungsabkommen durchgeführt, und zwar, solange das 
Abkommen über die Europäische Zahlungsunion in Kraft 
bleibt und sowohl die Bundesrepublik Deutschland als 
auch des Königreich Dänemark der Zahlungsunion als 
Mitglieder angehören, über die Europäische Zahlungs-
union. 

Sollte das Abkommen über die Europäische Zahlungs-
union vor Beendigung der nach diesem Abkommen zu 
leistenden Zahlungen außer Kraft treten, oder sollte die 
Bundesrepublik Deutschland oder das Königreich Däne-
mark aus der Europäischen Zahlungsunion vorzeitig aus-
scheiden, und sollte in dem betreffenden Zeitpunkt kein 
Zahlungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Dänemark in Kraft sein, so 
werden sich die beiden Regierungen über eine ander-
weitige Regelung des Transfers der Zahlungen nach diesem 
Abkommen verständigen. 

Artikel 5 
Falls die Bundesrepublik Deutschland mit den nach 

Artikel 1 und 2 dieses Abkommens zu leistenden Zah-
lungen in Verzug gerät, so wird die Forderung des König-
reichs Dänemark in Höhe von 160 Millionen dänischen 
Kronen, jedoch abzüglich der nach diesem Abkommen von 
der Bundesrepublik Deutschland schon gezahlten Tilgungs-
raten, sofort fällig. 

Artikel 6 
Gelangen die Parteien dieses Abkommens zu irgend-

einem Zeitpunkt zu der Auffassung, daß es infolge un-
günstiger wirtschaftlicher Umstände oder aus anderen 
Gründen in ihrem gemeinsamen Interesse liegt, die Be-
stimmungen dieses Abkommens über die Zahlung zu 
andern oder sonstige Änderungen in diesem Abkommen 
vorzunehmen, so werden sie in gegenseitigem Einver-
nehmen schriftlich Bestimmungen über eine solche Än-
derung oder Modifizierung treffen. 

Artikel 7 
Dieses Abkommen soll von der Bundesrepublik Deutsch-

land und dem Königreich Dänemark ratifiziert werden und 
mit dein Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft 
treten, jedoch frühestens an dem Tage des Inkrafttretens 
des internationalen „Abkommens über Deutsche Auslands-
schulden". 

Das Datum, an dem das Abkommen in Kraft tritt, werden 
die  beiden Regierungen durch Notenaustausch bei Über-
gabe der Ratifikationsurkunden feststellen. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten von 
ihren Regierungen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu London, den 26. Februar 1953, in dop-
pelter Ausfertigung, je in deutscher und dänischer Sprache, 
wobei beide Fassungen gleichermaßen authentisch sind. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

gezeichnet: 
Abs 

Für die Regierung 
des Königreichs Dänemark 

gezeichnet: 
E. Reventlo`,v 

Artikel 3 
I tilfculde af, at Forbundsrepublikken Tyskland fore-

tager betalinqer i heuhold til overenskomsterne med 
Amerikas Forenede Stater, den Franske Republik og 
det Forenede Kongerige Storbritannien og Nordirland 
vedrerende den af disse lande ydede efterkrigshjœlp pâ 
et tidspunkt, da, eller i et omfang, som den ikke i medfor 
of disse ovcrenskomsters bestemmelser er forpligtet til, 
skal den under hensyntagen til bestemmelserne i arti-
kel 2, stk. 3, medmindre Kongeriget Danmark giver afkald 
herpâ, foretage en tilsvarende forholdsmæssig betaling 
forsävidt angâr det ved nœrværende overenskomst regu-
lerede skyldforhold. 

Artikel 4 
Betalingerne i heuhold til nærværende overenskomst 

afvikles under den til enhver tid mellem Kongeriget Dan-
mark og Forbundsrepublikken Tyskland gældende be-
talingsoverenskomst, idet de,  sa  længe overenskomsten 
om Den Europœiske Betalingungsunion er i kraft, og sâvel 
Kongeriget Danmark som Forbundsrepublikken Tyskland 
er medlemmer af betalingungsunionen, skal ske over Den 
Europœiske Betalingsunion. 

Skulle overenskomsten om Den Europœiske Betalings-
union ophore at have gyldighed inden erlæggelsen af 
den sidste ydelse i henhold til nærva rende overens-
komst, eller Kongeriget Danmark eller Forbundsrepu-
blikken Tyskland inden ophøret af overenskomsten om 
betalingungsunionen udtræde af denne, og skulle pâ det 
pågældende tidspunkt ingen betalingsoverenskomst were 
i kraft mellem Kongeriget Danmark og Forbundsrepu-
blikken Tvskland, vil de to regeringer optage forhand-
linger om overforsel ad anden vej at de ved nærwerende 
overenskomst hjemlede betalinger. 

Artikel 5 
Säfremt Forbundsrepublikken Tyskland kommer i 

restance med de i henhold til na rvende overens-
komsts artikel 1 og 2 skyldige betalinger, forfalder Kon-
geriget Danmarks samlede krav pâ danske kr. 160 milli-
oner til betaling straks, dog med fradrag af de i medfer 
af nnrvcerende overenskomst allerede af Forbundsrepu-
blikken Tyskland betalte afdrag. 

Artikel 6 
Kummer de kontraherende parler pâ et eller andet 

tidspunkt til den opfattelse, at det som feIge af ugunstige 
okonomiske forhold eller af andre gronde er i deres 
faciies interesse at cndre denne overenskomsts bestem-
melser om betalinqen eller at foretage andre ændringer 
i denne overenskomst, sa vil de i gensidig forstâelse 
skriftligt triefte bestemmetse om en sâdan endring eller 
moclifikation. 

Artikel 7 
Na.rværende overenskomst skal ritificeres af Konge.-

riget Danmark og Forbundsrepublikken Tyskland og 
traeder i kraft ved udvekslingen af ratifikationsinstru-
menterne, dog tidligst pâ ikrafttrcedelsesdatoen for den 
internationale "Overenskomst om Tysklands gaeld til 
udlandet". 

Datoen for ikrafttrœdelsen af nnrværende overens-
komst vil blive bekracftet af de to regeringer ved note-
veksling samtidig med udvekslingen af ratifikations-
instrumenterne. 

TIL BEKRAEFTELSE IIERAF har de undertegnede, af 
deres regeringer behorigt befuldmngtigede underskrevet 
ne. rv erende overenskomst. 

UDFAERDIGET i London, den 26. februar 1953 
i to eksemplarer, hvert pa dansk og tysk, sâledes at 
begge tekster skal have lige gyldighed. 

For Kongelige Danske Regering 
signered: 

Reventlow 

Forbundsrepublikken Tysklands Regerine 
signered: 

Abs 



Anlage 7c 
Begründung 

Das Abkommen, zu welchem gemäß Artikel 59 GG die 
Zustimmung bzw. Mitwirkung der gesetzgebenden Körper-
schaften erbeten wird, ist das Ergebnis von Besprechungen, 
die mit einer dänischen Delegation in London im März 1952 
und im Februar 1953 geführt worden sind. 

Die dänische Regierung hatte ihre Ersatzforderung aus 
der Betreuung deutscher Flüchtlinge erst im Laufe der Lon-
doner Verhandlungen über die Regelung der deutschen 
Auslandsschulden an die Bundesrepublik herangetragen. 
Gleichzeitig hatte sich die dänische Regierung an den 
Dreimächteausschuß für deutsche Schulden gewandt, der 
dann in einer grundsätzlichen Erklärung feststellte, daß 
„ein Teil der dänischen Forderung eine gewisse Verwandt-
schaft" mit den Forderungen der drei Westmächte aus der 
Nachkriegs-Wirtschaftshilfe besitze. 

Die Bundesregierung hielt es für unvereinbar mit dem 
Geiste freundnachbarlicher Beziehungen, gegenüber den 
dänischen Erstattungswünschen den Standpunkt einzu-
nehmen, daß diese Aufwendungen eine unmittelbare 
Kriegsfolge darstellten und demgemäß bis zu einer allge-
meinen Regelung derartiger Ansprüche zurückzustellen 
seien. Sie war vielmehr der Auffassung, daß wegen der 
langen Dauer des Aufenthaltes deutscher Flüchtlinge in 
Dänemark und wegen der außerordentlichen Belastung, 
die Dänemark hierdurch erfahren hatte, eine baldige Rege-
lung der dänischen Forderung eingeleitet werden müsse. 

Die dänische Delegation gab in den Märzbesprechungen 
1952 folgende Darstellung des Sachverhaltes: 

In den ersten Monaten des Jahres 1945 seien, zum Teil 
in geschlossenen Wehrmachtstransporten, annähernd 
250 000 Deutsche nach Dänemark geflüchtet, von denen 
rund 50 000 das Land nach kurzer Zeit wieder verlassen 
hätten. Mit dem Tage der Kapitulation der deutschen 
Wehrmacht in Dänemark, dem 5. Mai 1945, sei der däni-
schen Regierung die Sorge für die verbliebenen rund 
200 000 Flüchtlinge, in der Mehrzahl Frauen, Kinder und 
Greise, zugefallen. Ein dänisches Ersuchen um Rück-
nahme der Flüchtlinge hätten die alliierten Militärbehör-
den in Deutschland unter Hinweis auf die chaotischen 
Zustände in Deutschland abgelehnt. Für Dänemark seien 
aus dem Aufbau einer eigenen Flüchtlingsverwaltung 
sowie aus der von dieser vorgenommenen Konzentration 
der Flüchtlinge in Lagern, aus der Verpflegung, Beklei-
dung und sonstigen Betreuung der Flüchtlinge erhebliche 
Aufwendungen entstanden. Die Rückführung der 
Flüchtlinge habe sich vom November 1946 bis Februar 
1949 vollzogen. Rund 164 000 Flüchtlinge seien in die 
Westzonen, rund 36000 in die sowjetisch besetzte Zone, 
rund 1600 Flüchtlinge nach Berlin überführt worden. 

Die dänische Delegation bezifferte die Nettoausgaben 
für die deutschen Flüchtlinge in der Zeit vom 5. Mai 1945 
bis zum 15. Februar 1949 auf dKr 429,2 Millionen. Mit Zin-
sen, zum Satz von 5 0/o berechnet, betrug die gesamte 
dänische Forderung dKr 548,5 Millionen. Diese Aufwen-
dungen, so führte die dänische Delegation aus, seien als 
eine Nachkriegshilfe Dänemarks an Deutschland anzu-
sehen und daher von der Bundesrepublik — an die allein 
Dänemark sich wenden könne — zu erstatten. Die dänische 
Delegation belegte die Forderung ihrer Regierung mit 
einer schematisch nach Ausgabekategorien und nach 
Jahren aufgegliederten Aufstellung. 

Die dänische Delegation räumte ein, daß sie die vom 
5. Mai 1945 bis zum 24. Januar 1946 (Inkrafttreten des 
Pariser Reparationsabkommens) gemachten Aufwendun-
gen bereits an anderer Stelle geltend gemacht habe, näm-
lich als Reparationsforderung bei der Interalliierten Repa-
rations-Agentur (IARA) im Rahmen der gesamten däni-
schen Reparationsforderung von dKr 11,5 Milliarden. Däne-
mark habe allerdings nur eine Zuteilung im Werte von 
dKr 5,5 Millionen erhalten, so daß auch nur ein praktisch 
nicht ins Gewicht fallender Teil der Aufwendungen für 
deutsche Flüchtlinge als ersetzt gelten könne. Der Drei-
mächteausschuß billigte in dieser Frage den Standpunkt 
der deutschen Delegation, daß der von Dänemark bei der 
Reparations-Agentur angemeldete Teil der dänischen Auf-
wendungen durch die Anmeldung den Charakter als Repa-
rationsforderung erlangt habe und daher dem allein in 

Betracht kommenden Gesichtspunkt der Nachkriegshilfe 
nicht untergeordnet werden könne. 

Die dänische Delegation erklärte sich damit einverstan-
den, daß der Erstattungsanspruch ihrer Regierung nach den 
gleichen Grundsätzen behandelt werde wie die Ansprüche 
der drei Westmächte aus der Deutschland geleisteten Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe. In diesem Zusammenhang wies 
die deutsche Delegation darauf hin, daß die Bundesrepublik 
die Ansprüche der drei Westmächte in der deutschen Schul-
denerklärung vom 6. März 1951 zwar anerkannt, sich aber 
das Recht vorbehalten habe, grundsätzliche Einwendungen 
im einzelnen und der Höhe nach geltend zu machen. Diese 
deutschen Einwendungen hätten zu erheblichen ziffern-
mäßigen Abzügen von den ursprünglichen Bruttoforderun-
gen der drei Westmächte und schließlich zu den bekannten 
pauschalen Nachlässen geführt. Die gleichen Grundsätze 
seien auf die dänische Forderung anzuwenden, Daher 
müßten die Beträge derjenigen dänischen Aufwendungen, 
die nicht überwiegend den deutschen Flüchtlingen zugute 
gekommen seien, abgesetzt werden, und es müsse ein 
erheblicher pauschaler Nachlaß gewährt werden. Zum 
Unterschied von den Ansprüchen der drei Westmächte aus 
der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe sei auf die dänische For-
derung zusätzlich noch der Gesichtpunkt der beschränkten 
territorialen Jurisdiktion der Bundesrepublik anzuwenden; 
die Bundesrepublik könne nicht für die 15,6 °/o der dänischen 
Aufwendungen haftbar gemacht werden, die den in die 
Sowjetzone zurückgeführten deutschen Flüchtlingen zugute 
gekommen seien. 

Aus der Anwendung der vorstehenden Grundsätze ergab 
sich folgende deutsche Berechnung: 

1) Die dänische Kapitalforderung 
beträgt 	 dKr 428,2 Mill. 

2) Abzuziehen sind: 
a) die dänische Repa-

rationsforderung 
in Höhe der Auf-
wendungen vom 
5.5. 1945 bis 
24. 1. 1946 mit 	dKr 132,2 Mill. 

b) nicht überwie-
gend im Inter-
esse der deut-
schen Flüchtlinge 
verwendete 
Mittel mit 	dKr 39,5 Mill. 

c) Aufwendungen für 
in die Sowjetzone 
zurückgeführte 
Flüchtlinge mit 	dKr 40,2 Mill. dKr 211,9 Mill. 

3) Damit verbleibt eine dänische 
Nettoforderung von 	 217,3 Mill. 

4) Entsprechend dem von Groß- 
britannien und Frankreich 
gewährten Pauschalnachlaß 
sind 25 °/o abzusetzen, 
nämlich 	 dKr 54,3 Mill. 

5) Die herabgesetzte dänische 
Forderung beträgt 	 dKr 163,0 Mill. 

Die dänische Delegation erklärte sich mit dieser Berech-
nung nicht einverstanden, war aber im Ergebnis bereit, die 
Herabsetzung  der Kapitalforderung auf einen Betrag von 
dKr 160 Millionen anzunehmen. Nach ihrer Berechnung 
sollten die Abzüge von der ursprünglichen Forderung (Zif-
fer 2 der vorstehenden Berechnung) sämtlich unter dem 
Gesichtspunkt der Anmeldung als Reparationsforderung 
vorgenommen werden. Hinsichtlich der Zahlungsmodali-
täten wurde Einigung erzielt, daß der Betrag von dKr 160 
Millionen in zwanzig Jahresraten getilgt werden solle und 
daß sowohl der ursprünglich geltend gemachte Zins-
anspruch von dKr 119,3 Millionen als auch eine Verzinsung 
des Betrages von dKr 160 Millionen außer Betracht bleiben 
solle. Dieses Ergebnis der Besprechungen wurde in einem 
Briefwechsel vom 31. März 1952 niedergelegt. 



Der Dreimächteausschuß für deutsche Schulden gab seine 
Zustimmung zu den vereinbarten Bedingungen der Rege-
lung und erklärte sich damit einverstanden, daß der Zah-
lungsbeginn und das Inkrafttreten in dem abzuschließen-
den deutsch-dänischen Abkommen in gleicher Weise wie 
in den Abkommen der Bundesrepublik mit den drei West-
mächten über die deutschen Schulden aus der Nachkriegs-
Wirtschaftshilfe geregelt werde. Dadurch war das Inkraft-
treten des deutsch-dänischen Abkommens mittelbar an die 
Bedingung-gebunden, von der die drei Westmächte die 
endgültige Herabsetzung ihrer Ansprüche aus der Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe abhängig gemacht hatten, nämlich 
an die befriedigende Regelung auch der Vorkriegsschulden. 

Wegen dieser Bedingung konnte über die Einzelheiten 
eines Abkommens, das die erzielte Einigung in vertrag-
licher Form festlegt, erst verhandelt werden, als die Rege-
lung der Vorkriegsschulden in greifbare Nähe rückte. Das 
Ergebnis dieser weiteren Besprechungen vom Februar 1953 
ist in der folgenden Erläuterung zu den einzelnen Artikeln 
dieses Abkommens dargestellt. 

Präambel 

Absatz 3 gibt das — in dispositiver Form in Artikel 1 
enthaltene — Ergebnis der Verhandlungen wieder, wonach 
Dänemark durch die Bezahlung des Betrages von dKr 160 
Millionen auch hinsichtlich desjenigen Teiles seiner Auf-
wendungen abgefunden wird, den es bei der IARA als 
Reparationsforderung angemeldet hatte. 

Artikel 1 
Dieser Artikel enthält das Zahlungsversprechen der 

Bundesrepublik in Höhe von dKr 160 Millionen. 
Durch die Formulierung der Verzugsklausel in Ar-

tikel 5 wird klargestellt, daß Dänemark nicht erst mit der 
restlosen Bezahlung des vorgenannten Betrages, sondern 
bereits mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens auf 
den Reduktionsbetrag von rund dKr 270 Millionen ver-
zichtet. 

Von besonderer Bedeutung ist die für den Grund des 
Zahlungsversprechens gewählte Formulierung, daß die 
Bezahlung der Schuldsumme der „endgültigen" Regelung 
aller Ansprüche Dänemarks „gegen Deutschland" aus den 
Aufwendungen für deutsche Flüchtlinge diene. Aus der 
Bezeichnung dieser Regelung als „endgültig" ergibt sich, 
daß bei vertragsgemäßer Bezahlung der Schuldsumme 
Dänemark keine weiteren Ansprüche mehr aus dem-
jenigen Teil seiner Aufwendungen geltend machen kann, 
der wegen seines Rechtscharakters als Reparations-
forderung bei der Berechnung der Schuldsumme von 
dKr 160 Millionen außer Betracht geblieben ist. Dadurch, 
daß ausdrücklich die dänischen Ansprüche „gegen Deutsch-
land" zum Gegenstand der Regelung gemacht werden, 
wird klargestellt, daß bei vertragsgemäßer Bezahlung 
der Schuldsumme Dänemark weitere Ansprüche aus den 
Aufwendungen für deutsche Flüchtlinge auch nicht gegen 
die Sowjetzone oder gegen Gesamtdeutschland geltend 
machen kann. 

Artikel 2 
Die Absätze l und 2 enthalten die Zahlungsbedingungen. 
Absatz 3 macht Vorauszahlungen an Dänemark von der 

vorherigen Beratung der Bundesrepublik mit den drei 
Gläubigern aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe abhängig. 
Die deutsche und die dänische Delegation sahen sich zu 
diesem Zugeständnis veranlaßt, weil die drei Westmächte 
durch die Herabsetzung ihrer Ansprüche aus der Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe erheblich dazu beigetragen haben, 
daß die vorliegende Regelung der dänischen Forderung 
überhaupt möglich wurde. Die drei Westmächte legten 
aus Gründen ihrer öffentlichen Meinung Wert auf diese 
Bestimmung. Sie erhalten dadurch das Recht, daran mit-
zuwirken, daß deutsche Vorauszahlungen an Dänemark 
mit deutschen Vorauszahlungen auf die Ansprüche der 
drei Westmächte aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe in 
Einklang gebracht werden. Erhebliche praktische Bedeu-
tung hat diese Bestimmung nicht. 

Artikel 3 
Durch diese Bestimmung wird Dänemark Gleichbehand-

lung mit den drei Westmächten zugesichert, falls die 
Bundesrepublik Vorauszahlungen auf die Ansprüche 
dieser Mächte aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe leisten 
sollte. Die Gleichbehandlung wird jedoch von vorheriger 
Beratung der Bundesrepublik mit den drei Westmächten 
abhängig gemacht. Insoweit darf auf die Erläuterungen 
zu Artikel 2 Absatz 3 verwiesen werden. Auch Artikel 3 
kommt keine erhebliche praktische Bedeutung zu. 

Artikel 4 
Der Inhalt dieses Artikels entspricht den Verein-

barungen, die in Briefwechseln mit Großbritannien und 
Frankreich in Bezug auf deren Ansprüche aus der Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe getroffen sind. 

Artikel 5 ' 
Hier handelt es sich um die übliche Verfallsklausel 

für den Fall des Schuldnerverzuges. Selbst bei Schuldner-
verzug kommt es jedoch nicht in Betracht, daß Dänemark 
zu seiner ursprünglichen Forderung in Höhe von rund 
dKr 429 Millionen zurückkehrt. Es bleibt auch in diesem 
Falle bei dem oben unter Artikel 1 erläuterten Verzicht 
auf den Reduktionsbetrag. 

Artikel 6 
Dieser Artikel enthält eine umfassende „Konsultations-

klausel" nach dem Vorbilde der entsprechenden Klauseln 
in den mit den drei Westmächten abgeschlossenen Ab-
kommen über die Regelung der Ansprüche aus der Nach-
kriegs-Wirtschaftshilfe. 

Artikel 7 
Durch diese Vorschrift wird sichergestellt, daß dieses 

Abkommen nicht früher in Kraft tritt als die Abkommen, 
die die Regelung der Ansprüche der drei Westmächte 
aus der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe dienen. Die letzteren 
treten am Tage des Inkrafttretens des „Abkommens über 
Deutsche Auslandsschulden" in Kraft. 


